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Borwort. 


Die freundliche und nachſichtsvolle Aufnahme, deren ſich der 
erfte Band diefer Monographie bei Vielen zu erfreuen hatte, 
würde mir, bei dem herangewachfenen Material und manchen 
für die Ausbildung ded ganzen Inflituts wichtigen neuen Be⸗ 
flimmungen, e8 ſchon früher zur Pflicht gemacht haben, eine 
Fortſetzung der Preffe zu übergeben. — Das unerwartete Hin⸗ 
fcheiden meines geliebten Waters, der als Bevollmaͤchtigter der 
hohen fechszehnten Eurie, feit Eröffnung der Bundesverfammlung, 
während drei und zwanzig Iahren an der Entwidelung ded Bun- 
desſtaatsrechts fo thätigen Antheil genommen, ſowie der raſch auf 
einander gefolgte Zod mehrerer theuren Anverwandten haben mir 
jedoch Verpflichtungen innerhalb des Familienkreiſes auferlegt, 
denen nachzufommen mit einer ‚größeren litterarifchen Beſchaͤf⸗ 
tigung fich nicht eher vereinigen ließ. Ich darf daher wohl hoffen, 
daß die bisherige Verzögerung mir nicht ald Saumfeligkeit aus- 
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des Zufammenhanges wegen und verweilen auf die Ausführung im 
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Errichtung des Bunde. 
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Schiedsgericht. 


1* 


Dweite Abtheilung. 


Das 
Austrägalverfabren Des Deutfchen Bundes 
in Hinficht auf gefegliche Beftimmungen 
und 
Anwendung derfelben, 


feit dem 1. September 1837 bis 1. September 1844. 


(Bortfegung.) 





Erſter Abfhnitt. 


Einzelne richterliche Befugniffe Der Bundes: 
gewalt auch von Der Vollziehung. 











12 Cinzeln. richterl. Befugn. der Bund, Gewalt. 
| 6. VII.*) 


(8. Band. I. S. 99 u. figde.; Bufäge, S. 90 u. figbe.) 


Die richterliche Befugniß der Bundeögewalt erftredt fi in der 
Regel nicht auf die Unterthanen der Bundesftaaten, jedoch ausnahms- 
weiſe zu deren Gunften auf folgende Fälle: 

I) Bei gehemmter oder verweigerter Juſtiz, um den Untertbanen 
zu ihrem Rechte zu verhelfen. W. Schl, A., Art. XXIX., aud) in ge 
wiffer Beziehung Art. LXIII.; Klüber, Deffentl. Recht des Teutfchen 
Bundes und der Bundeöftaaten. 4 Aufl. $. 169. S. 202; F. 228. S. 30 1. 

Wenn in einem Bundesflante ordnungsmäßige Nechtöpflege in 
einer Suftizfache verweigert, verzögert oder gehemmt und Abhülfe da- 
gegen mit allen gefeßlichen Mitteln, bei den betreffenden Staatsbehoͤr⸗ 
den, fruchtlos verfucht worden, fo ſteht den Betheiligten Recurd an die 
B. V. offen). 

Es iſt in der Beſchwerde gruͤndlich auszufuͤhren, daß die Thatſache 
der verweigerten Juſtiz erwieſen ſey, und daß dieſelbe ſich nach Rechts⸗ 
grundſaͤtzen, nach der Verfaſſung und den beſtehenden Landesgeſetzen 
nicht rechtfertigen laſſe, ſowie, daß in dem betreffenden Staate auf ge⸗ 
ſetzlichem Wege eine Abhuͤlfe nicht erlangt werden koͤnne. 

Die B. V. hat dieſe Beſchwerde nach allgemeinen Rechtsgrund⸗ 
ſaͤtzen, nach der Verfaſſung und den Landesgeſetzen zu pruͤfen, und nur 
wenn die Beſchwerde erwieſen und gegruͤndet befunden, bei der betrefs 
fenden Landesregierung gerichtliche Hülfe zu bewirken. 

Diefer Fall macht jedoch Feine richterliche Entfcheidung nothwen- 

*) Da zu dieſem $, viele Zufäge und Berichtigungen hinzugelommen find, 
haben wir ihn, der Deutlichkeit wegen, hier ganz gegeben. 

1) In Hinſicht der über Juſtizverweigerung aufgeftellten Grunbfäge und 
Anfichten verweifen wir auf Prot. v. 3. 1827, Sess. XVII. &, 390; — ferner 
v. 3. 1830, Sess. XIV, $. 106. ©, 463; Sess. XXI. $. 167. &. 628; Sess. XXIV. 
$. 195. ©, 760; Sess. XXVIII. $. 221. ©. 984; Sess. XXIX. $. 229. ©. 9945 
Sess. XXXI. $. 236. ©, 10215; — v. J. 1837, Sess. II. $. 29. ©. 65; — v. J. 
1838, Sess. XXX. $, 340. ©, 926— 931; Sess. XXXIV. $. 376, ©, 1034; — 
v. 3. 1840, Sess. XI. $. 158. ©. 260 u. flade; — v. 3. 1841. Sess. III, — 8. 41, 
©. 43; Sess. IX. $. 124. S. 2205 — v. 3, 1842, Sess. XIII. $. 158. ©, 248; Sess. 
XXI. $. 241. ©, 400, — Namentlich in Beziehung auf Garantiefälle nad Art. 
XV. der B. X. und XXXI. der W. Sch, A. Prot. v. J. 1837, Sess. II. $. 34. 
&.82; Sess. X. $. 124, ©, 361; Sess. XI. $. 133, ©. 3813 Sess. XXV. 6, 292. 
©. 679; Sess. XXVI. $. 296. &. 692; Sess. XXIX. $. 317, ©, 784; Sess. XXX. 
$. 339. ©, 813; — Prot. v. 3. 1838, Sess. XXX111, $. 366. ©. 1015— 102. — 

Anmerkung. 8.34. $. 133.5. 29%. $. 296 de 1837 und $. 366 de 1838 
enthalten Commiffionsvorträge — 
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dig, indem der Zweck des Art. XXIX. bloß Bewirkung des Rechtsgan⸗ 
ges zu Gunſten der Unterthanen iſt, damit durch ſolche Hemmungd die 
innere Ruhe nicht gefährdet werde. 

Wegen rein adminiftrativer Verfügungen, namentlich fofern fie von 
polizeilichen Landessverfaffungsmäßig beftehenden Behörden ausgegan- 
gen, findet Recurs an die B. V. mittelſt Befchwerde über Juſtizverwei⸗ 
gerung nicht flatt; Reichard, Monarchie, Landftande und Bundesver- 
faffung in Deutfchland. I. ©. 559; Mohl, die Öffentliche Rechtspflege 
des deutfchen Bundes, ©. 161, wenn und infoweit nicht gerichtliche 
Klage dagegen zuläflig if. — Klüber, 1. c. 366; 389; $. 474 ıc, 

II) Wenn Forderungen von Privatperfonen an Bundesglieder 
darum nicht befriedigt werden koͤnnen, weil eine gänzliche oder theil 
weife Ungewißheit dartiber obwaltet, ob und welche Bundeöglieder ale 
verpflichtet in Anfpruch zu nehmen find; (Art. XXX. der W. Schl. X.) 
— indem, abgefehen von der Hauptfrage, ob und wie Die Forderung 
in quali et quanto begründet fey, (Wiener Conferenz- Protokoll v. I 

1820, Sess. XXI, Anl, A.) unter mehreren Bundesgliedern ald Sou 
veränen die Vorfrage, wem bie in Betreff der Verpflichtung beftrit 
tene Befriedigung obliege, oder mit anderen Worten, wer der Beklagt 
fey, (Brot. v. 3. 1821, Sess. XIV. $. 93. ©, 169; Beil, 6. ©. 171 
u. 187.) zweifelhaft oder ftreitig ift; — fo hat die B. V. auf Anrufe 
der betheiligten Bundesglieder oder Privatperfonen, (Prot. v. 3. 1821 
©. 186.) um den Zufland der Rechtloſi gkeit aufzuheben, guͤtlich 
Ausgleichung zu verſuchen. 

Sollten ſich aber die in Anſpruch genommenen Bundesglieder bin 
nen einer zu beſtimmenden Zeit nicht uͤber ein Compromiß vereinigen 
ſo hat die B. V. rechtliche Entſcheidung der ſtreitigen Vorfrage? 


2) In vorkommenden Fällen iſt eine nähere Beſtimmung ber Vorfrage bal 
der Vereinigung ber Partheien, Klüberl. c. $. 176. ©. 227 Not, d., bald be 
Feſtſezung des Austrägalgerichts überlaflen, (ald Beifpiel: Prot. v. 3. 182% 
©. 41. No. 2.) bald durch Bundesbeſchluß felbft normirt worden — Prot. v. 
1826, Sess. XII. $. 61. ©. 3355 Sess. XVII. $. 73, ©, 412; — ferner Heffte 
1. c. S. 266; fiehe auch Theil I. ©. 528. 


Anmertung a) Die Vorfrage betrifft bloß ben Praejudicialpuntt be 
Paffivlegitimation zur Sache, die Frage von gänzlicher ober theilweifer oder nu 
prineipaler Nichtverpflichtung eines Theiles der in Beziehung ftehenden Bunde: 
glieder Klüber, J. c. ©, 226. — Die Hauptfrage betrifft bie Richtigkeit, be 
Grund, die Größe und Befchaffenheit der Forderung, ber Privatperfonen, fpäte: 
bin die gehörige Leiftung von Seite des unftreitig verpflichteten Subjekts, wovo 
erft nach entfchiedener Praejudicialfrage die Rebe feyn kann, gehört im Kalle einı 


16. Einzeln, richterl. Befugn. d. Bund, Gewalt. 


a) Wie wird das Austrägalgericht beftellt, wenn Fein Bundesglied 
ald Kläger oder Beklagter auftreten will? — Die Bundeöglieder 
muͤſſen fich über ein Austrägalgericht vereinigen, oder die B. 8. muß 
daffelbe ernennen, — Prot. d. B. V. v. J. 1821. Sess. II. $.11.&. 30; 
Sess. VI. 8.33. ©.73; Sess. XIX. $. 124. ©, 365; 0.3.1822, Sess. 
XIX. $. 160, ©, 517; Sess. XXN. $. 176. ©. 580; Sess. XXIV. 
8.182. ©, 668; Sess. XXV.. $. 196. S. 751; außerdem Hufnagel 
und Scheuerlen, Gerichtöverfaffungen der Deutfchen Bunbeöftaaten. 
1829. 1. ©. 30., — oder das Bundesglied bezeichnen, welches dem 
Andern zur Wahl drei Gerichte vorzufchlagen hat. — S. Prot. v. 18. 
und 25. Oftbr. 1820. — ©. Theil I. S. 793. 

b) Wie werden die Parteirollen beflimmt, wenn keins der in Streit 
befangenen Bundeöglieber felbft die B. 8. erft angegangen hat? — 
Auch hierüber müflen fi) die Parteien vereinigen, und ed beflimmen 
ihre Rollen einftweilen entweder die B. V. oder dad Austrägalgericht 
felbfl. — Jordan, Lehrbuch des allgemeinen und deutſchen Staats⸗ 
rechts, ©. 355. 365; Hufnagel, J. c. ©. 31; Klüber, Jl. c. $. 174. 
©. 203. Note d. — ©. Theil I. ©. 526. 

c) Es frägt fich, ob und welchen Antheil bie bei dem Rechtöftreite 
betheiligten Privatperfonen an dem Verfahren felbft nehmen dürfen? 
Sogar eine accefjorifche Intervention der betheiligten Privatperfonen 
wird für nicht zuläffig erklaͤrt. — Hufnagel,1.c. S. 32. — Anderer 
Anficht find Klüber, 1. e. $. 176, ©. 225; Iordan, I. e. ©. 366, 
— Für die Theilnahme hat fich das Oberapp. Gericht in München als 
Austrägal-Inftanz zwifchen Darmfladt und Naffau ausgefprochen: 
Prot. 1822. ©. 97.—116. — Dagegen das Oberapp. Gericht zu 
Celle, ald Austrägal-Inftanz in Sachen der Pfälzifchen Obligationen 
Lit. D: Prot. 1823, ©, 51. 91. 121. 289.; wo die Frage der Theil 
nahme näher erörtert if. 

d) Kann das Austrägalgericht Propiforien, namentlich proviforie 
ſche Zinszahlungen verfügen? — Hufnagel, J. c. ©. 28; Klüber, 
l. c. $. 176. Note g. ©. 229, bejahen; Iordan, l. ec. ©. 367. ver 
neint. — Das Bayerifche Oberapp, Gericht in München hat im Rechts« 
ftreit zmifchen Darmſtadt und Naſſau eine proviforifche Zinszahlung 
verfügt: Prot. 1822, ©. 97.—116. — Siehe bie zu Anmerkung 2. 
a angeführten Bundesprotofolle des Jahres 1821. 

e) Eigentliche Reconvention ift bei dem Verfahren nach dem Art. 
XXX. nicht denkbar, Adeitation durchaus nicht, Compenfations- Eins 
rede nur in gewiſſer Hinficht zuläffig, auch Litisdenunciation, um den 
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Regreß zu fichern, und etwaige Affiftenz zu erhalten, ftatthaft. — 
Sordan, I. c. S, 359. und ©. 366; $. 220, und 223, und die 
dafelbft angeführten Gitate; Klüber, I. c. $. 175. ©. 222; $. 176, 
Note d. ©. 227, — Iintereffante Verhandlungen in Betreff der Adci⸗ 
tation finden fich in den Protofollen v. 3. 1822, ©. 599.—608; ©. 
669.—684; ©, 751; ©. 761— 764; Drefch, 1. c. S. 78; Klüber, 
l. c. ©. 227. 

f) Ein Declarationsgeſuch wider ein verfaffungsmäßig gefproche- 
nes Außträgalurtheil ift beim Gerichte und nicht bei der B. V. anzu 
bringen. — Klüber, 1. c. $. 175. ©, 223. und defjen Abhandlun- 
‚gen. 8. I. 

g) Die Frage: ob die Auslegung des Sinnes eined europäifchen 
Staatövertragd ber Entfcheidung eines Austrägalgerichtd. zu über 
laffen fen ? — verneint Preußen; Prot. 1826, ©. 214; Dagegen erachten 
Bayern, Kurheflen, Sroßherzugthum Heflen, Baden u. |. m. das Aus⸗ 
trägalverfahren und die Competenz ber Außträgalgerichte auch in den 
Fällen für begründet, wo e8 ſich von den durch europäifche Staatsver⸗ 
träge begründeten Anfprücen handle; ebendaſ. S. 342, Siehe auch 
Klüber, 1. c. $. 173. Note b. in fine, ©, 216, 

h) Finden die Beftimmungen des Art. XXX. über Anfprüche auf 
einen Staatöfiscus Anwendung? — Prot. v.3.1837, Sess. II. $. 38. 
©. 92. Das Commiflionsgutachten fielt es in Zweifel: ob die Bes 
flimmungen des Art. XXX. an fi, auf Anfprliche auf einen Staates 
fiscus, hat ſolchen auch die betreffende Regierung zu vertreten, Anwen 
dung finden, da der Fiscus an fich nur eine juriftifche Perfon im Staate 
ift, die mit Ausnahme einiger Privilegien dem gemeinen Rechte, wie 
andere Staatöangehörige unterworfen ift? — Sess. X. $. 121. S. 359. 
erklärte Preußen: der Art. XXX. fey allgemein, und begründe überall 
feinen Unterfchied zwifchen Regierung und Fiscus. 

i) Wie Vorforge mittelft Anordnung einer eignen Austrägal- oder 
Compromiß: Inftanz zu treffen (was freilich eine Erweiterung der bis⸗ 
berigen Normen der Bundesverhältniffe, Prot. v. 3. 1837, S. 293. 
vorausſetzt) für Falle, wo Privatrechtöforderungen der Unterthanen 
einzelner Bundeöglieder an den Bund gemacht werden, und bei denen 
weder .Art. XI. der B. %., noch Art. XXL. der W. Sch. A., noch 
der Art. XXX. derfelben ihre Anwendung finden, wird beantragt vom 
Großhrzgthm. Heffen, Prot. v. J. 1835, 8.71. S. 111. u. flgde.; 
Prot. v. 3. 1837, $. 82. ©, 233. u, flgde., und vom Großhrzgthm. 


Luxemburg, Prot. v. J. 1837, Sess. XI. $. 131. ©. 371. — Siehe 
Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. u 2 
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auch die Abflimmungen Prot. v. 3. 1837, Sess, IX. $. 112. ©. 314; 
und Sess. XV. $. 174. S, 462; Sess.. XVI, $. 182. S. 476; Sess. 
XVII. $. 200, ©. 505; Sess. XYIl. $. 209. S. 516; Sess. XX. 
$. 241. ©. 577; Sess. XXH. $. 262. 5. 620 (Beihluß);; Sess, 
XXIN. 8. 267. ©. 630 (Grßhrzgthm. „Heilen weitere Erklärung und 
. Berwahtung) ; Sess. XXIV. 8. 275. ©. 651;.Sesa. XXVII. $. 300. 
©. 708. 

k) Die Frage, ob Streitgenofienfhaft — litis consortium — 
zwifchen Bundeögliedern mit der Wirkung ftatt findet, daß fie außer 
ordentlicher Weife den Gegenftand vor einer und der vaͤmlichen Aus« 
traͤgal⸗Inſtanz begründet? bejahet ein Gutachten der Commiſſion zur 
Kevifion des Austrägalverfahrend, Prot. 9, 3. 1822, 6. 161. S. 520. 
535. 539., welche übrigens in Weberlegung ziehen wird, wie für kuͤnf⸗ 
tige Fälle Zweifeln diefer Art durch. eine ausdruͤckliche Dispofitign vor⸗ 
zubeugen.. 

I) Die Zulaffung eines Reviſi onsverfahrens wird bevorwortet in 
der Kurheſſiſchen Bemerkung zum Entwurf eines Bundestagsbeſchluſ⸗ 
ſes uͤber das Verfahren bei Streitigkeiten unter Bundesgliedern, Prot. 
v. J. 1822, S. 798, und von den Großhrzgl. und Hrzgl. Saͤchſiſchen 
Haͤuſern wird Prot. v. 3. 1834, S. 1035. der Wunſch geäußert, daß 
dieſer Gegenſtand in naͤhere Erwaͤgung gezogen werden moͤge. 

m) Wegen eines Antrags, einen wiederbegonnenen Streit vor 
ein anderes Austrägalgericht zu bringen, | fiehe Band I. ©, 243. und 
©. 933. 

n) Im Brot. v. 3. 1818, Sess. v. g. 19. ©. 45. wird. eine 
Bermittlungs-Commiffion ernannt, ohne daß jedoch fchon dermalen 
weitere Folgerungen (für die Entfcheidvung des Princips bei fehlenden 
Verſuch) daraus abgeleitet werden wollen, *) 

0) Aeußerungen einzelner Sehmdten über bie Sompetenz der Aus 
traͤgalgerichte: on . 

1) Preußen. 

Die Competenz des Bundes in Streitigkeiten der Bunbeöglieder 
unter einander, infofern von Einleitung eined Vermiftelungd- und des 
ihm unmittelbar und ohne Weiteres folgenden. Austrägals Verfahrens 
die Rede, ſey nur auf die Falle zu. befchränfen, wo in, der That Rechte 
ftreitig ſeyen, nicht aber in, ſolchen Faͤllen anwendbar, wo nur Intereſſen 

) Dieſer Befchluß fteht fingulär in den Bundesverhandlungen ünb wird es 


auch wohl fernerhin bleiben, in Rückſi cht päterer geſetlicher Beſtimmungen ſeit 
der Schl. A. v. 3 1820. — 
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in Gollifion ſtuͤnden, ohne jedoch dem Bunde jede Einwirkung dabei 
abzufprechen. Prot. 1821, Sess. XXII. 8.160. S. 472. Näher find diefe 
Anfichten ausgeführt Prot. v. I. 1822, Sess. X. $. 82. ©. 214.; dieſe 
wurden an die Commiffion zur Reviſion des Austrägalverfahrens ab- 
gegeben. — Preußen babe immer den Grundfag aufgeftellt und be- 
hauptet, daß politifche Streitigkeiten nicht, wie Rechtöftreite, durch ein, 
die jegige Austraͤgal⸗Inſtanz bildended gewöhnliche Appellationdge- 
richt entfchieden werden koͤnnten; fchon i. 3. 1818, in Sess. VI. habe 
e8 von Streitfällen gefprochen, Über welche, nach ihrer befonderen Be 
fchaffenheit, die Entſcheidung durch ein von Gerichten dritter Inftanz 
gefprochenes Austrägalerfenntniß unftatthaft erfcheine. — Daraus, daß 
man einen Unterfchied zwifchen Streitigkeiten mache, folge aber noch 
keineswegs, daß die zwifchen Bundesgliedern entſtehenden Streitig« 
keiten, welche hiernach wirklich zu einem Austrägalverfahren gelangen 
fönnen, nur Die Ausnahme bilden. — Prot. v. 3. 1828, Sess. XVI. 
6. 112. ©. 304. | 

2) Kurheſſen: 

In Zollſtreitigkeiten zwiſchen Kurheſſen mit Hannover und andern 
Bundesſtaaten verbittet ſich Kurheſſen die Einleitung zu einer austraͤ⸗ 
galgerichtlichen Entſcheidung, wenn nicht vorher die Beſchwerde fuͤhren⸗ 
den Staaten zur ſpeciellen Formirung ihrer Rechtsanſpruͤche aufgefordert 
wirden, Prot. v. J. 1832, Sess. XLVI. $. 845. ©. 1691, und vor⸗ 
herige Erörterung der. Fragen, welche fich eigentlich zur Enticheidung 
durch einen Gerichtshof eignen. S. 1692. — Hierauf äußerte Präfi- 
dium: daß nur im Zalle des Art. XXX..die zu entfcheidende Vorfrage 
von ber B. V. beftimmt angegeben werden müfle, hingegen bei Streis 
tigfeiten der Bundesglieder unter fi) eine von der B. 8. zu bewin 
- ende Aufftellung oder Ausfcheivung der Streitfragen weder gefeklich 
beitimmt noch Obfervanz ſey. 

3) Großherzogthum Heften. Br 

Eine gerichtliche Entſcheidung zwifchen Privatperf onen und Staats 
regierungen uͤber nicht privatrechtliche Forderungen koͤnne nicht ſtatt 
finden. 

Staatshandlungen und deren Wirkungen koͤnnen nie Gegenſtand 
eines Erkenntniſſes der Gerichte werden, ohne deren Stellung zu ver⸗ 
ruͤcken, und es gehe nicht an, dieſelben hierin den Reichsgerichten gleich 
zu fegen, ba ihr Verhältniß zur Souveränetät von jenem der Reiches 
gerichte. zur Landeshoheit fo wefentlich verſchieden ſey. (Prot. v. J. 
1823, Sess. XVI. $. 104. ©. 282., betreffend dad Entſchaͤdigungsge⸗ 

2% 
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fuch der Erbpächter der Gräfenauer und Helmshoͤfe.) Dean fehe den 
Gommiffionsvortrag Sess. XXV. $. 180. S. 705, und Anlage 22 zum 
Protokoll diefer Sigung, S. 717. j 

4) Holftein und Lauenburg. 

Souveränetätörechte unterliegennicht dem Begriff von Prozeßſachen, 
Prot. v. 3. 1823, Sess. XVII. 6. 108. &. 311. — Die Königl. Ne 
gierung werde ihre landesherrlichen Rechte einer gerichtlichen Erörter- 
ung nicht unterwerfen. — Aeußerungen in einer Streitigfeit mit Luͤ⸗ 
be und Hamburg, die Durdhgangszolffreiheit im Hrzgth. Holftein bes 
treffend. — Prot. v. 3. 1838, Sess. XXI. $. 245. ©. 746; Soss. 
XXXII. $. 353. ©. 967. 

5) Naſſau. 

Auch bei Anwendung des Art. XXX. handelt ed fih nur von ber 
Entfcheidung eines zwifchen zwei Staaten beftehenden Streites. — 
Die Beſtimmung der Rechtöbefugniffe der betheiligten Privaten folgt 
aus der Entfcheidung des Streits; die Beftimmung diefer Privatrechts« 
Befugniffe muß daher immer untergeoronet bleiben der Erledigung 
des zwoifchen den Staaten beftehenden Streited. — Nie fann, umges 
kehrt der Beſtimmung der Nechtöbedürfniffe von Privaten, der Etreit 
zwifchen zwei Bundeöftaaten untergeordnet werden. — Nie follen biefe 
jene normiren. — Borfchriften ven Gerichten zu ertheilen, wie fie die 
Streitpunfte zu ordnen haben, um daburch das Intereſſe betheiligter 
Privaten zu wahren, fteht der B. B. nicht zu, (Streitigkeiten wegen 
altheffifcher Landes- und Kameral»- Schulden, Prot. v.3. 1820, Sess. 
XXVII. 6. 154. ©. 428.) 

Es warb ©, 436. befchloffen: diefe Anfi chten i in Beziehung auf die 
Anmendung des Art. XXX. an die Commiſſton zur Revifion des Aus⸗ 
traͤgalverfahrens abzugeben. 

Gelegenheitlich der Verhandlungen uͤber das Kurtrieriſche Schul⸗ 
denweſen aͤußert ſich (Prot. v. J. 1828.) der Naſſauiſche Geſandte, 
Sess. XI. $. 74. ©. 195.: es fen bundesgeſetzlich uͤber allen Zweifel 
erhoben, daß zur Begründung des Ansträgalverfahrens von Zeiten 
eined Bundesglieds gegen ein anderes nicht erfordert werbe, als die 
Eriftenz einer Streitigfeit zwiſchen Bundesgliedern, und der mißlun- 
gene Bermittlungsverfuh, die Quelle des Streits fen, von welcher 
Natur fie feyn möge. — Auch auf Streitigfeiten politifch rechtlicher 
Natur müfle das Austrägalverfahren feine Anwendung finden. 

Die Frage, ob einzelne phufifche oder moralifcye Perfonen in einem 
deutſchen Bundeöftaate ein Recht der Befchwerdeführung am Bunde über 
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behauptete Verlegung des Art. LVIL der W. Schl. A. eingeräumt 
werden £önne, wird in einem. umfallenden GCommiflionsgutachten 
- (gelegentlich einer Beichwerde des Magiftratsund der Altleute der 
Stadt Osnabruͤck das Verfaſſungsgeſetz de 1833 betreffend) ver» 
neint; f. Prot. de 1837, Sess. XV. $. 180. ©. 498, 499. 506. 509, 
(510,) 571. — ‘ 

Wenn ed gewiß von Interejfe ift, Anfichten in einer fo wichtigen 
Materie Eennen zu lernen, fo wird eine Präfivialäußerung in Hinficht 
aufgeftellter Theorie und Grundfäge für einzelne Fälle, nämlich, daß 
die Bundesgefeßgebung Über den Anſichten einzelner Bun» 
desglieder ftehe, auch hier wohl eine rechte Stelle finden. — Prot. 
v. J. 1828, Sess. XVI. $. 112. ©. 307. — 

p) Dreſch, in den Abhandlungen S. 78., erwaͤhnt einer Luͤcke, 
welche ſich in der Bundesgeſetzgebung in Hinſicht auf Mittel, recht⸗ 
liche Anſpruͤche geltend zu machen, vorfinde; dieſe Luͤcke faͤnde in Bes 
treff der Frage ſtatt: vor welchem Gerichte ein Landesherr als Privat⸗ 
mann, z. B. als Beſitzer von Privatguͤtern, oder wegen als Privat⸗ 
mann eingegangener Contrakte u. ſ. w. belangt werden koͤnne. 

Ohne Zweifel — ſagt dieſer Autor — konnte man in den Zeiten des 
Reichs in dieſem Falle die Reichsgerichte angehen; dieſe haben aufge⸗ 
hoͤrt, und die Austraͤgalgerichte ſind in dieſer Beziehung allgemein an⸗ 
erkannt nicht an ihre Stelle getreten. — Die älteren Landesgeſetz⸗ 
gebungen haben für diefen Fall feine Vorſorge getroffen, eben weil 
nicht ihre, fondern der Neichögerichte Jurispiktion fundirt war, — In 
den neuern Verfaffungsurfunden ift nur der Fall vorgefehen, wenn 
der landeöherrliche Fiscus belangt wird, der dann vor den Landesgerich— 
ten Recht nimmt; und auch, was fehon vordem von der. Competenz der _ 
Landesgerichte in Klagen gegen bie landeöherrliche Kammer angenoms 
men war, laßt ſich nicht hierher ziehen; denn abgefehen davon, daß ſchon 
zur Zeit des Neich& neben dem Kammergute auch noch befonderes Pri⸗ 
vatgut des Megenten beitehen konnte, fo kann da, wo ein Regent feine 
Eivillifte hat, Noch weniger auf diefe bezogen werben, was die alten 
landesfürftlichen Kammern anging. 

Nun könnte man freilich fagen: wenn es alfo im Lande feinen 
Nechtöweg gebe, fo koͤnne man fich in Gemäßheit des Art. XXIX. der 
W. Sch. X. wegen Quftizverweigerung an den Bundeötag wenden. 
— Allein da, ob eine Juftizverweigerung vorhanden fen, nach der Ver⸗ 
faflung und den beftehenden Gefegen des Landes beurtheilt werden 
muß, aus dem die Beſchwerde einfam, fo wird, wenn dieſe keinen 
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Rechtsweg in einem Falle gewähren, die B. V. auch Feine Juſtizver⸗ 
weigerung in bemfelben anerfennen koͤnnen. 

Es fehlt demnach den deutichen Unterthanen für Klagen gegen 
ihren oder einen andern Landesregenten in feinen Privatverhaͤltniſſen 
in vielen (der Verfaſſer will nicht fagen: in allen, da er nicht alle 
Landeögefeßgebungen fo genau Fennt) Ländern durchaus an einem 
Rechtöweg. — 


II) In dem Fulle, wo das zur Entfcheivung von Streitigkeiten 
zwifchen Regierungen und Ständen in Folge der in Wien i. I. 1834 
(12. Suni, Art. 3—14) abgehaltenen Rabinetöconferenzen angeord⸗ 
nete Schiedsgericht ?) in Anſpruch genommen würde. — Der Präfis 
bialvortrag hierliber wurde in demfelben Jahre 1834 in der Plenar- 
verfammlung v. 30. Oft. der B. V. (f. Prot. S. 934.) durch folgenden 
Beſchluß zum Bundeögefeg erhoben: 

Die nachftehenden, die Errichtung eines Schiensgerichtes zur Ent» 
fiheidung der Streitigkeiten zwifchen den Regierungen und den Staͤn⸗ 
den betreffenden zwölf Artifel werden durch einhellige Suflimmung 
hiermit zum Bundeögefege erhoben. 


4) Bierüber find bereits mehrere Schriften erſchienen, namentlich: 

K. S. Zacharige, Ueber den Bunbdestagsbefchluß vom 30. Okt. 1834., 
nad) weldyem Streitigkeiten zwifchen der Regierung eines deutſchen Bundesſtaa⸗ 
tes und den Ständen oder Kammern durd ein Schiedögericht entfchieden werben 
follen. — März: Heft 1835 des politifhen Sournals (Hamburg.) 

&. Arnold, Die richterliche und vollziehende Gewalt des deutſchen Bun⸗ 
bed mit befonderer Rüdficht auf das Bunbdesfchiedögericht. Stuttgart, 1835. 

Das neue Schiebögericht für die conftitutionellen Staaten in Deutfchland. 
Frankf. a. M., 1835. 

Iſt eine annaloge Anwendung des neuen Schiedsgerichts auf Hamburg, fo 
lange deſſen Verfaffung befteht, gedentbar? Hamburg, 1835. 

Archiv für die neuefte Gefeggebung aller deutſchen Staaten, unter Mitwir- 
tung vieler Gelehrten heraudgegeben von Alerander Müller. — VI. Band, Heft 
2. ©. 144, Frankf. a. M., 1835. 

F. Sch. v. Gruben, Betrachtungen über das bundeögefegliche Schieds⸗ 
gericht. Heft II. S. 160. Stuttgart, 1836. 

K. Sch. 0. Runde, Patriotifche Phantafien eined Juriften. XXI. S. 312, 
Dlbenburg, 1836, 

Dr. Debes, in Würzburg, Betrachtungen über den Bundestagsbefchluß vom 
80, Okt. 1834, die Einführung bes Inftitutd der Schiedsrichter betreffend, mit 
befonderer Rüdficht auf die Anwendbarkeit beffelben in Bayern, in v. Zur⸗ 
rhein Beitfchrift für Theorie und Praris bes bayrifchen Civil-, Criminal⸗ und 
öffentlichen Rechts; 11. Heft 1. München, 1836, 
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Artifell. Für den Fall, daß in einem Bundesſtaate zwifchen ver 
Kegierung und den Ständen über die Auslegung der Verfaffung, 
oder über die Gränzen der bei Ausuͤbung beftimmter Rechte des Res 
genten den Ständen eingeräumten Mitwirkung, namentlich durch Ver» 
meigerung der zur Führung einer ven Bundeöpflichten und der Landes⸗ 
verfafjung entfprechenden Regierung erforderlihen Mittel, Irrungen 


entftehen, und alle verfaffungsmäßigen und mit den Gefegen vereins 


barlihen Wege zu deren genügenden Befeitigung ohne Erfolg einges 
ſchlagen worden find, verpflichten fic) die Bundesglieder, als folche, 
gegen einander, ehe. fie die Dazwiſchenkunft des Bundes nachfuchen, 
bie Entfcheidung ſolcher Streitigkeiten durd Schiedsrichter auf Dem in 
den folgenden Artikeln bezeichneten Wege zu veranlaffen. 

Artitel II. Um das Schiedögericht zu bilden, ernennt jede ber 
fiebzehn Stimmen des engern Rathes der Bundeöverfammlung aus 
den von ihr repräfentirten Staaten, von drei zu drei Jahren, zwei 
durch Charakter und Gefinnung auögezeichnete Männer, welche Durch 
mehrjährigen Dienft hinlängliche Kenntniffe und Gefchäftsbildung, der 
eine im juridifchen, der andere im abminiftrativen Fache, erprobt haben, 
Die erfolgten Ernennungen werden von den einzelnen Regierungen 
der Bundesverfammlung angezeigt, und von diefer, fobald die Anzeis 
gen von allen fiebzehn Stimmen eingegangen find, öffentlich befannt 
gemacht. Ebenfo werden die durch freiwilligen Rücktritt, durch Krank⸗ 
beit oder Tod eines Spruchmannes, vor Ablauf der beftimmten Zeit 
eintretenden Erledigungen von den Regierungen für die noch übrige 
Dauer der dreijährigen Frift fofort ergänzt. 

Das BVerhältniß diefer 31 Spruhmänner zu den Regierungen, 


welche fie ernannt haben, bleibt unverändert, und es gibt ihnen die 


Ernennung zum Spruchmann auf Gehalt oder Rang keinen Anfpruch. 

Artikel IN. Wenn, in dem Art. J. bezeichneten Falle, der Weg 
einer fchiedsrichterlichen Entfcheidung betreten wird, fo erflattet die bes 
treffende Regierung hiervon Anzeige an die Bundesverfammlang, und 
ed werden aus der bekannt gemachten Lifte der 34 Spruchmänner in 
der Regel fech8 Schiedsrichter, und zwar drei von der Regierung und 
drei von den Ständen, ausgewählt; Die von der betheiligten Regierung. 
ernannten Spruchmänner find von der Wahl zu Schiedsrichtern für 
ben gegebenen Fall ausgeſchloſſen, fofern nicht beide Theile mit deren 
Zulaffung einverftanden find. Es bleibt dem Uebereintommen beider 
Theile überlaffen, fich auf die Wahl von zwei oder vier Schiedsrichtern 
zu befchränfen, oder deren Zahl auf acht auszudehnen. 


— — — — 
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Die gewählten Schiedsrichter werben von ber betreffenden Regie 
rung der Bundedverfammlung angezeigt. Erfolgt, in dem Falle der 
Vereinbarung über die Berufung an dad Schiedögericht, und nachdem 
die Regierung den Ständen die Lifte der Spruchmänner mitgetheilt 
hat, die Wahl der Schiedsrichter nicht binnen vier Wochen, fo ernennt 
die Bundesverfammlung die legteren flatt des faumigen Theiles. 

Artifel IV. Die Echiedsrichter werden von der Bundesverfamm« 
lung, mittelft ihrer Regierung, von der auf fie gefallenen Ernennung 
in Kenntniß gefegt, und aufgefordert, einen Obmann aus der Zahl 
der Übrigen Epruchmänner zu wählen; bei Gleichheit-der Stimmen 
wird ein Obmann von der Bundesverfammlung ernannt. 

Artitel V. Die von der betreffenden Regierung bei der Bundes- 
verfammlung eingereichten Acten, in welchen die Streitfragen bereits 
durdy gegenfeitige Denffchriften oder auf andere Art feſtgeſtellt feyn 
müffen, werden dem Cbmann überfendet, welcher die Abfaffung der 
Relation und Correlation zwei Schiedsrichtern überträgt, deren einer 
aus den von der Regierung, der andere aus den von den Etänden 
Ermwählten zu nehmen ift. 

Artikel VI Demnädft verfammeln fi) die Schiedörichter, ein« 
ſchließlich des Obmannes, an einem von beiden Theilen zu beſtim⸗ 
menden, oder, in Ermangelung einer Uebereinfunft, von der Bun⸗ 
deöverfammlung zu bezeichnenden Orte, und entfcheiden, nach ihrem 
Gewiffen und eigener Einficht, den ftreitigen Sal durch Mehrheit der 
Etimmen. 

Artikel VII. Sollten die Schiedsrichter zur Fallung des definiti⸗ 
ven Spruches eine nähere Ermittelung oder Aufklärung von That⸗ 
fahen für unumgänglich nothwendig erachten, fo werben fie dieß der 
Bundesverfammlung anzeigen, welche die Ergänzung der Acten durch 
den Bundestagsgefandten ber betheiligten Regierung bewirken läßt. 

Artifel VIII. Sofern nicht in dem zulegt bezeichneten Falle 
eine Berzögerung unvermeidlich wird, muß die Entfcheidung fpateftens 
binnen vier Monaten, von der Ernennung des Obmanned angerechnet, 
erfolgen, und bei der Bundesverfammlung zur weitern Mittheilung 
an die betheiligte Negierung eingereicht werben. 

Artikel IX. Der fehiedsrichterliche Ausfpruch hat die Kraft und 
Wirkung eines austrägalgerichtlichen Erfenntniffes, und die bundes« 


‚gefegliche Erecutionsordnung findet hierauf ihre Anwendung. 


Bei Streitigfeiten über die Anfäge eines Budgets insbefondere 
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erſtreckt ſich dieſe Kraft und Wirkung auf die Dauer der Steuerbewil⸗ 
ligungs⸗Periode, welche das in Frage ſtehende Budget umfaßt. 

Artikel X. Sollten ſich über den Betrag der durch das ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren veranlaßten, dem betheiligten Staate in ihrem 
ganzen Umfange zur Laſt fallenden Koſten Anſtaͤnde ergeben, ſo wer⸗ 
den dieſe durch Feſtſetzung von Seiten der Bundesverſammlung erledigt. 
Artikel XL Das in den vorſtehenden Art. I—X. näher bezeich— 

nete Schiedögericht findet auch zur Schlichtung der in den freien Staͤd⸗ 
ten zwifchen den Senaten und den verfaffungsmäßiggen bürgerlichen 
Behörden derfelben fic) etwa ergebenden Irrungen und Streitigfeiten 
analoge Anwendung. 

Der 46, Art. der Wiener Congreßacte vom Jahre 1815 in Betreff 
der Verfaffung der freien Stadt Frankfurt erhält jedoch hierdurch Feine 
Abänderung. . 

Artikel XII. Da ed den Mitgliedern ded Bundes unbenommen 
bleibt, fich darüber einzuverftehen, daß die zwifchen ihnen entftandenen 
Streitigkeiten auf dem Wege des, Art, II., gebildeten Schiedögerichtes 
audgetragen werden, fo wird die Bundesverfammlung, eintretenden 
Falles, auf Die hienon von den.ftreitenden Bundeögliedern gleichzeitig 
gemachte Anzeige, nach Maaßgabe der Art, II—X., die Einleitung 
des fchiedsrichterlichen Verfahrens veranlaffen. 


Nach diefem Befchluffe wurde hierauf in XXXVII. (gewöhnlichen) 
Sess. $. 506. ©. 939, auf Präfidialantrag verabredet, die höchften und 
hohen Regierungen zu erfuchen, die in Folge der vorerwähnten zwölf 
Artikel nunmehr zu ernennenden Spruchmänner der B. 8. nahmhaft 
zu machen. — 

Desfallfige Anzeigen gefchahen von MWürtemberg und Baden, 
Sess. XLI. $. 578. ©. 1033; von K. Sachfen Sess. XLII. $. 592. 
©. 1047; von den freien Städten Sess. XLIN. $. 607. ©. 1064; 
von Öefterreich, Bayern, Hannover (melches letztere Prot. ©. 1065. 
die Publication diefes Gefeges im Königreich angezeigt hatte), Kur⸗ 
heſſen, Grßhrzgthm Heffen, Kuremburg, Grßhrzgl. und Hrzgl. Sach- 
fifche Haufer, Braunfchweig und Naffau und der 16ten Stimme, 
Sess. XLIV. $. 612. ©. 1068, 

Die noch fehlenden. famen im folgenden Jahre 1835 von Medien: ı 835, 
burg und der 15ten Stimme, Sess. I. $.14. ©. 12; von Holftein und 
Lauenburg Sess. VII. $. 28. ©. 132, und von Preußen Sess. X. 
$. 118, ©. 240,, worauf in denfelben Sess. X. $. 119. ©. 241. auf 
Präfidialantrag befchloffen wurde, das Verzeichniß der ernannten Spruch⸗ 


1837. 


1838, 
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männer pro erfted Zriennium 1835, 1836 und 1837 oͤffentlich bes 
fannt zu machen. Prot. ©. 241. 

Siehe dieſes Verzeichniß im Anhang zu diefer Fortfegung als Ta⸗ 
belle IH. a. 

Im Jahre 1837, Sess. XXV. 6. 286. ©. 665. machte Prafidium 
darauf aufmerffam, daß die Zeit von drei Jahren, für welche bie 
Spruchmänner ernannt worden feyen, mit dem laufenden Jahre zu 
Ende gehe und daher im Anfange des nächften die Anzeige der flir das 
zmweite Triennium ernannten Spruchmänner zu gefchehen habe, worauf 
fammtliche Gefandtfchaften es übernahmen, dieſen Gegenftand ven 
höchften und hohen Regierungen gegenwärtig zu halten. — 

Die Anzeigen erfolgten hierauf im Jahre 1838 von Bayern, K. 


.. SachfenAHannover, Würtemberg, Baden, Kurheften, Grßhrzgthm. Hefe 


1840, 


1841. 


fen, Holftein und Lauenburg, Grßhzgthm. und Hzgthm. Sachfen, Braun- 
fhweig und Naffau, Medlenburg, der Idten Stimme, der 16ten und 
1Tten-Stimme in Sess. 1. $.15.©. 60; von Defterreich, Preußen und 
Zuremburg in Sess. VIH. $. 106. S. 301. — In derfelben Sigung 
wurde nun auf Antrag des Prafidium, da nun alle Abflimmungen er 
folgt, befchloflen, wie früher, das Verzeihniß der ernannten Spruch 
männer pro zweites Triennium 1838, 1839, 1840 öffentlid) bekannt 
zu machen. — Prot. ©, 321. 

Siehe diefed Verzeichniß im Anhang zu diefer Fortſetzung als Ta⸗ 
belle IH. b. 

Noch vor Ablauf diefes zweiten Trienniums i. 3. 1840, Sess. XXV. 
$. 298. ©. 498 brachte Prafivium in Erinnerung, daß der Auftrag 
der Spruchmänner, welche für die Iahre 1838, 1839 und 1840 er- 
nennt worden feyen, mit dem laufenden Jahre zu Ende gebe, damit 
auf die Ernennung der für ein weiteres Triennium zu beftellenden 
Spruchmänner Bedacht genommen und foldhe dahier angezeigt werden 
Fönnten, — was fämmtliche Gefandtfchaften der hohen und höchften 
Regierungen gegenwärtig zu halten übernahmen, — 

Noch in demfelben Jahre 1840 erfolgten Anzeigen von Grfhrzgthm. 
Hefien, in Sess. XXVI. $. 304. S. 519 und Defterreich, Sess. XXVIIL 
$. 328. ©. 555; i. 3. 1841 die Anzeigen von Bayern, Hannover, 
Würtemberg, Baden, Braunfchweig und Naffau, und der, 17ten Stimme, 
in Sess. 1. $.4. ©. 3; von K. Sachſen, Kurheſſen, Dänemark für, 


Holſtein und Eauenburg, und von Grßhzgthm. und Hrzgthm. Sachſen, 


in Sess. II. $. 26. ©. 20; von Niederlanden für Luremburg und der 
löten Stimme, in Sess. II. $. 51. ©. 69; von Preußen, in Sess. 
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IV. $. 61. ©. 85; von Medtenburg, in Sess. V. $. 72. ©: 92; von 
der 16ten Stimme, in Sess. VI. $. 87. S. 124. Da nun ſaͤmmtliche 
Anzeigen vorhanden waren, gab Prafivium ebendafelbft anheim, das 
BVerzeichniß der nunmehr neuerdings fir die Jahre 1841, 1842 und 
1843 von fämmtlichen fiebenzehn Stimmen ernannten Spruchmäns- 
ner fowahl in dad Protokoll niederzulegen, ald auch ſolches, zufolge 
des Plenarbefchluffese vom 30. Oktbr. 1834, durch die Frankfurter 
Zeitungen zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, womit fammtliche 
Geſandtſchaften einverftanden waren. — 

Siehe dieſes Berzeichniß im Anhang zu dieſer Fortſetzung als Ta⸗ 
belle III. c. 

Das dritte Triennium ging mit dem Jahre 1843 zu Ende, doch 18 43. 
noch vor Ablauf deſſelben, (1843) gab Praͤſidium in Sess. XXV. 
F. 259. Prot. S. 590, anheim, daß auf die Ernennung der für die 
nächften drei- Jahre zu beftellenden Spruchmänner Bedacht genommen 
werde, was fammtliche Gefandtfchaften übernahmen, den höchften und 
hohen Regierungen gegenwärtig zu halten, — 

Anzeige von Ernennung der Sprucdhmänner macht in Sess. XXVI, 
8.274. ©. 666, Kar. Sachfen, Hannover, Kurheſſen, Großhrzgthm. 
Heilen, Dänemark wegen Holftein und Lauenburg, Niederlande wegen 
Grßhzgthm. Luremburg, Braunfchweig und Naffau, die 16te und 17te 
Stimme, ferner in Sess. XXVIL $. 288. ©. 692.-Würtemberg und 
Baden. — Im folgenden Jahre 1844 machten noch ferner hierüber 1844, 
Anzeige in Sess. 1. $. 8. ©. 6. DOefterreich, Preußen, Bayern und Die 
töte Stimme, — in Sess. V. $. 52. ©. 89, Grzhzgl. und Hrzgl. 
Saͤchſiſche Haufer, und Medlenburg Schwerin und Strelig. — — 

Da nunmehr die Ernennung fammtlicher Spruchmänner für dad 
vierte ‚Triennium 1844, 1845, 1846 erfolgt, fo bemerkte Praͤſidium 
ebendafelbft, daß das Verzeichniß derfelben in das Protokoll niederzu- 
legen und zugleich in Gemäßheit des Plenarbefchlufies vom 30. Dftbr. 
1834, Art. 2; durch die Frankfurter Zeitungen zur Öffentlichen Kennt- 
niß zu bringen feyn werde, womit die B. V. einverflanden war. — 

Siehe diefes Verzeichniß im Anhang zu biefer Sortfegung ald Ta⸗ 
belle III. d. 





Das Schiedsgericht wurde zum Erftenmäle im 3. 1838 von der 1838. 
Kurheſſiſchen Ständeverfammlung, ihre Differenz mit der Kurheffi- 
[hen Regierung wegen der fogenannten Rothenburger Quart betref- 
fend, „ob nehmlich die Einkünfte der mit dem Ausfterben der Fuͤrſtl. 


» 
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Heflen-Rothenburger Linie angefallenen Domänen zur Staatskaſſe 

fließen oder dem Landesherrn als privatives Eigenthum gehören follen“ 

angerufen, indem fie das Geſuch dahin gerichtet (1. Prot. ©. 897.) : 
„Hohe B. V. wolle ihren Einfluß bei der Kurfuͤrſtl. Heſſiſchen 
Staatsregierung dahin verwenden, damit diefe Die obmaltende 
Differenz, fey es auf dem, durch den Bundesbefchluß vom 
30. Oktbr. 1834 vorgezeichneten Wege oder in fonft geeigneter 
Weiſe zur rechtlichen Erledigung führe.” 

Der Koͤnigl. Saͤchſiſche Geſandte erſtattete Namens der Reclama⸗ 
tionscommiſſion, Prot. Sess. XXX. $. 340. ©. 897 u, flgde., einen 
Vortrag darlıber und trägt darauf an, ©. 931: 

„daß dem Bevollmächtigten der Kurheffifchen Ständeverfamm- 
lung auf deffen Eingabe eröffnet werde: dem Gefuche ver Kurs 
heſſiſchen Ständeverfammlung könne keine Folge gegeben wer» 
den, weil die Borausfegungen, unter denen der Bundesbeſchluß 
vom 30. Oktbr. 1834 Anwendung finde, nicht vorhanden feyen 
und eine förmliche Rechtövermweigerung nach Art. 29. der W. 
Schl. A. nicht vorliege.“ — 


Es wurde jedoch auf Praͤſidialpropoſition, ebendaſ. S. 931, be 
ſchloſſen: 


1) „daß die Kurfuͤrſtl. Heſſiſche Regierung um ihre Erklärung 
über die Eingabe der Kurheflifchen Ständeverfammlung zu er 
fuchen, und 

2) „ver Commiſſionsvortrag an die höchften und hohen Regierungen 
mit dem Erfuchen einzufenden fey, die Gefandtfchaften Darüber 
mit Rüdficht auf die zu erwartende Erflärung der Kurheffifchen 
Regierung mit Inftruftionen verfehen zu wollen.” — - 

Diefe zu erwartende Erklärung übergab der Gefandte von Kur 

heilen ausführlich in Sess. XXXIV. 6. 376. ©. 1033, worin einer 
definitiven Abweifung des vorliegenden ftandifchen Geſuchs vertrauens⸗ 
voll entgegengefehen wird. — Se. Hoheit der Kurprinz und Mitregent 
fönnten — heißt ed darin — bei Streitigfeiten mit feinen Landftänden 
eine Gompetenz der B. V. aus dem Art. XXIX. der W. Schl. A., als in 
dem Art. LXI. diefer Akte nicht begründet, nicht anerkennen, fo lange 
folche nicht durch eine authentifche Interpretation des gedachten Art. 
LXI. foͤrmlich feftgeftellt feyn werde. — Ebenfo wenig werde auf den 
vorliegenden Fall der Bundesbefchluß vom 30. Dftbr. 1834 Anwen 
dung finden fünnen, der ja nur einen Theil des Art. XX. der Schl. A. 
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der Wiener Minifterialconferenzen ausmache, fo daß erfterer aus dem 
fonftigen Inhalte des letzteren zu interpretiren und ex ratione legis 
hier anwendbar fey. — 

Der Fall, in welchem die Stände eine als wirklich verausgabt 


nachgewiefene Summe als effectiven Kaffenvorrath zurechnen wollen, 


fey ebenfo, wie der al, wenn fie eine wirklich nicht eingenommen 
werdende Summe im Widerfpruche mit der Regierung in Einnahme 
ftellen, al8 eine fo offenbar nicht zu rechtfertigende Steuerverweigerung 
zu betrachten, daß deren Unftatthaftigkeit nicht exft durch ein Schieds- 
gericht auözufprechen, fondern fofort Die Hülfe des Bundes nad) Maaß—⸗ 
gabe des Art. 2; des Bundesbeſchluſſes vom 28. Juni 1832 zu ge⸗ 
waͤhren ſey. — 
Auf dieſe Erklaͤrung wurde S. 1036. beſchloſſen: 
„bie vorſtehende Erklaͤrung, unter Bezugnahme auf den Be 
ſchluß vom 25. Oktbr. d. 3. ($. 340.) an die höchften und 
hohen Regierungen einzufenden.” — 


Diefem Befchluß zu Folge wurden im folgenden Jahre 1839 die 1830. 


Erklärungen und Abflimmungen abgegeben, deren weſentlichſte Mo- 
mente wir im Allgemeinen bier anführen wollen. 

Defterreich, Sess. TI. $. 25. S. 83. könne nur der Meinung 
- beipflichten, daß der erwähnte, dad Bundes-Schiedögericht betreffende 
Beſchluß der B. V. das Hecht nicht einräume, ſich in der von den 
Ständen gebetenen Weiſe bei ihrer Regierung zu verwenden, indem 
das Inftitut des Bundes⸗Schiedsgerichts, wie ed gleichmäßig aus den 
Morten des diesfalligen Befchluffes, wie aus der Gefchichte der Ent- 
ftehung dieſes leßteren hervorgehe, ein rein facultatives fey, wel- 
ches deutfche Ständeverfammlungen anzurufen niemals be—⸗ 
fugt, und bie Regierungen, dem Bunde gegenüber, nur in 
gewiſſen Vorausſetzungen, welche die Suchlage, wie fie gefiaktet ſey, 
nicht darbiete, zu benutzen verpflichtet feyen. — . 

Eben fo wenig vermöge der K. K. Hof den At. XXIX. ver W. 
Sch. A. auf den vorliegenden Fall anwendbar zu finden; benn der 
Wortlaut des Art. LXL der W. Sch. X. allein würde dazu genügen, 
den K. K. Hof abzuhalten, für eine, die durch den Art. LXI. gezeichne- 
ten Grenzen überfchreitende Einwirfung der B. V. in bie fragliche 
Angelegenheit zu flimmen. — 

Die diefleifige Anficht wäre deshalb: 

„Es könne dem Geſuche der SKurheffifchen Ständeverfammlung 
Feine Folge gegeben werden, weil die Vorausſetzung, unter welcher 
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der Bundesbeſchluß vom 30. Oftbr. 1834 Anwendung zu finden habe, 
nicht vorhanden fey, und weil für die B. V. ein anderweiter Titel, 
von vorliegender Streitfache Kenntniß zu nehmen, nad) Maaßgabe 
Art. LXI. der W. Schl. A. nicht beſtehe.“ — 

-Ebendafelbft, S. 84., ſtimmt wie Defterreih Dänemark wegen 
Holftein und Lauenburg, fowie auch Braunfhweig und 
Naffau, Sess. XI. $. 156. ©. 383, diefer Abftimmung ihrem ganzen 
Inhalte nach beitritt; und. ferner Die 16te Stimme, Sess. XIV. 
F. 189. S. 504., welche unter Bezugnahme auf die in dem Commiſſions⸗ 
vertrage und ver K. K. O. Abftimmung entwidelten Gründe, daß dem 
Geſuch Eeine Folge gegeben werbe, flimmt. — 

Preußen beziehet fiy, Sess. II. $. 35. ©. 98., in feiner Erklaͤ⸗ 
rung zunächft auf den Wortlaut des Art. XXIX. der W. Schl, X., ver 
deſſen Anwendung bier ſchon nicht geftatte. 

Sp lange daher nicht nachgewiefen worden fey, daß nach der Kurs 
heflifchen Verfaflung eine Competenz der dortigen Gerichte zur Ent⸗ 
fcheivung der mehrgebachten Differenz zwifchen ber Regierung und 
der Ständeverfammlung vorhanden, und daß demnach ber Fall vers 
weigerter oder gehemmter Rechtöpflege wirklich vorhanden fey, erfcheine 
eine Einfchreitung der B. V. auf Grund des Art, XXIX. dr W. Schl. 


A. nicht gerechtfertigt, und es fünne die Anwendbarkeit des gedachten . 


Artifels. auf den vorliegenden Sal nur verneint werben. — 


Es leide ferner keinen Zweifel, daß, da die Berufung auf ein | 


Schiedögericht, wie für die Stände, ſoͤ auch für die Regierungen, nach 
dem Befchluffe vom 30, Oktbr. 1834, nicht obligatorifch, fondern nur 
facultativ fen, die B. V. anf den Grund diefes Befhluffes 
nicht berechtigt erfcheine, aus dem einfeitigen Anrufen von Standes 
- verfammlungen Veranlaffung zu nehmen, die Nieberfekung eines Bun⸗ 
des⸗ Schiedsgerichts einzuleiten. — Eben fo wenig ließe fi) in Abrebe 
ftellen, daß jener Bundesbefchluß nur: in fofern Die Regierungen vers 
pflichte, das Schiedsgericht zu veranlaflen, als fie die Dazwiſchenkunft 
des Bundes nachzufuchen willens ſeyen. — Ob aber die Regierungen 
nicht in Folge anderweitig unter ben Bundesgliedern in Wien flatt> 
gehabter Bereinbarungen, deren VBergegenwärtigung man bei allen 
vorausſetzen dürfe, ſich ſelbſt gegenüber in den Fall formen fönnten, 
auch abgefehen von den Beitimmungen des Bundesbeſchluſſes vom 
30. Oktbr. 1834, ein Schiedögericht zu veranlaffen, ſey eine andere 
Frage, deren. Beurtheilung und Beantwortung von dem Inhalte des 
“packen Befchluffes unabhängig ſey. | 
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In der zuverfichtlihen Erwartung, daß die Kurheffifche Regierung 
im Allgemeinen nieht Anftand nehmen werde, wenn ber Fall eintreten 
follte, ven zwiſchen fammtlichen Bundesregierungen i. J. 1834 zu 
Wien flattgehabten Verabredungen und. der. darin gegenfeitig übers 
nommenen ‚Berpflichtung im acht füberativen Sinn nachzukommen, 
wird es nicht nöthig ſeyn, auf eine nähere Erädrterung der für einen 
noch nicht wirklich vorhandenen Hall in Betracht fommende Momente 
jest fchon einzugeben. — 

In Folge des. Gefagten pflichte man der Abweiſung des Ge⸗ 
ſuchs bei. ⸗ 

Dieſer Abſtimmung ſchließen ſich Niederlande wegen Groß. 
herzogt hum Luxemburg, Seas. VII. $. 92. ©. 231., ihrem ganzen 
Inhalte nach in allen Punkten an. 

. Bayern fpricht fich, Sess. IV. $. 55. ©. 117, dahin aus: 

Die Abſicht der Bundesregierungen beim Entſtehen der Grund⸗ 
vertraͤge, deren Zweck die Erhaltung der innern Sicherheit Deutſchlands 
ſey, koͤnnte keine andere ſeyn, als einem Zuſtande von Rechtloſigkeit 
fuͤr alle denkbaren Faͤlle vorzubeugen. — Als ein ſolcher Zuſtand wuͤrde 
es aber zu betrachten ſeyn, wenn eine abhelfende Einwirkung des 
Bundes nur durch das verwerfliche Mittel der Widerſetzlichkeit und 
bes Aufſtandes (Art. XXVI. der W. Schl. A.) herbeigefuͤhrt werden 
koͤnnte. — Nur in ſolchem Sinne koͤnne Se. Majeſtaͤt der Koͤnig die 
W. Schl. A. in allen ihren Artikeln, ſowie das Schlußprotokoll der 
Wiener Conferenzen von 1824 und den Darauf. gegruͤndeten Bundes⸗ 
beſchluß vom 30. Oktbr. 1834, durch welchen der Art. LXI. der W. Schl. 
A. hinſichtlich des Bundes⸗Schiedsgerichts eine Ausdehnung erhalten 
babe, verſtehen, wie ſolches auch aus der Praͤſidialeroͤffnung vom 
30. Oktbr. 1834 klar hervorgehe. — Es koͤnne daher nicht außer der 
Competenz der B. V. liegen, hei einer. Bundesregierung dafuͤr einzu⸗ 
ſchreiten, daß die. landesperfaſſungsmaͤßigen Wege, zur Entſcheidung 
beſtehender Differenzen in landſtaͤndiſchen Angelegenheiten nicht ver⸗ 
ſchloſſen und dadurch geſetzwidrige Verſuche zur Behauptung ange⸗ 
fprochener ſtaͤndiſcher Rechte verhuͤtet werden. — — — Es werde nicht 
in Abrede zu ziehen ſeyn, daß es, um eine Verfaſſungsſtelle als zwei⸗ 
felhaft zu betrachten, genuͤge, wenn die Zweifel auch nur von einer 
Seite erhoben werden. 

Die B. B. werde zu der Rucheffifchen Regierung mit Reh ver⸗ 
trauen, daß ſie ſelbſt geneigt ſeyn werde, dem verfaſſungsmaͤßigen 
Mittel zur Erledigung der obwaltenden Conteſtation Raum zu geben. 
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Dem Begehren ber Stände aber ftehe für jest allerdings entgegen, 
daß die gehörige Verfolgung ber in der Kurheſſiſchen Verfaſſung vor⸗ 
gezeichneten Wege zur Herbeiführung gefeßlicher Entfcheidung jener 
Differenz von ihnen noch nicht nachgewieſen fey, weshalb auch auf 
deren vorliegendes Geſuch dermalen nicht einzugehen, fondern dem Bes 
vollmäcdhtigten berfelben zu eröffnen fenn werde, daß die Vorauss 
fegungen zu einer Einwirkung der B. V. in Gemäßheit des Bundes 
befchluffes vom 30. Oktbr. 1834 zur Zeit nicht vorhanden feyen. 

Sachſen, ebendafelbft S. 118., erklaͤrt, daß die im Art. XXIX. der 
W. Schl. A. vorgefehene Einwirkung der B. ®. bei wirflicd nad 
gewiefener Juſtizverweigeruͤng, auch der Kurheffifchen Ständeverfamm- 
lung — minbeftens in den allen, wo es fich, wie hier, um Vermoͤgens⸗ 
rechte, nicht aber um Ausübung politifcher Rechte handele — nicht zu 
verfagen fey, und daß ebenfo, unter gewiſſen Borausfegungen, Die 
Wirkſamkeit des durch den Bundesbefchluß vom 30. Oktbr. 1834 ein⸗ 
geführten Bundes⸗Schiedsgerichts einzutreten haben werbe, beide jedoch 
bier nicht anwendbar feyen. — Es werde baher für jest genügen, 
wenn, ohne Hinweiſung auf jene bundeögefeglihen Normen, den 
Reclamanten auf das angebrachte Geſuch im Allgemeinen nur fo viel 
eröffnet werde: „daß eine Verwendung der B. V., behufs der Erledi⸗ 
gung der zwifchen der Kurheffiihen Ständeverfammlung und ihrer 
Regierung obfchwebenden Differenz, dermalen noch nicht eintreten 
fönne, da von ben Reclamanten nicht nachgewiefen worden ſey, daß 
bereitö alle nach den Beftimmungen der Verfaffungsurfunde und den 
Sefegen des Kurſtaats Heflen zuläfligen rechtlihen Entfcheivung ver 
fraglichen Differenz ohne Erfolg eingefchlagen worben feyen.“ 

Hannover erklärt in derfelben Sigung, ©. 119., im Weſentlichen, 
daß man fich dieffeitö vor Allem niemals mit dem Allgemeinen Sage 
einverftanden erflären fünne, „Daß dem Deutfchen Bunde die Befug- 
niß beimohne, und die Pflicht obliege, einer Ständeverfammlung in 
Streitfachen mit der Regierung, die an und für fich zu einer rechtlichen 
Entfcheivung geeignet feyn koͤnnten, rechtliches Gehör gegen die Lan⸗ 
deöregierungen zu gewähren, fofern nicht in der Landesverfaſſung ein 
Anderes befonders vorgefchrieben ſey.“ 

Vielmehr dürfe von einem Einfchreiten des Bundes, auf Den Grund 
und nach Maaßgabe des Art. XXIX. der W. Schl. A., zur Befeitigung 
von Rechtövermeigerungen lediglich nur dann die Rebe feyn, wenn der 
in der Verfaflung eines Bundesſtaates in obieftiver wie in fubjektiver 
Hinſicht zweifelöfrei begründete Rechtsweg verweigert oder gehemmt, 
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und wenn hierüber ausdrüdlic Klage geführt ſey. Unmoͤglich aber 
liege e8 in der Competenz des Bundes, einen, nach allgemeinen Be 
griffen etwa zuläffig erfcheinenden Rechtsweg in einem Bundesftaate 
zu eröffnen, auf beffen Verfaffung ein ſolcher nicht beruhe, indem bie 
Annahme eines Princip8 der letztgedachten Art zu Abänderungen der 
Landes-Juftizverfaffungen führen müffe, die mit den Grundgefegen des 
Bundes in offentundigem Widerfpruche ftehen würden. — — — Zur 
folge Art. 1. des Bundesbefchluffes vom 30. Oktbr. 1834 koͤnne indeß 
die Entfcheidung von Streitigkeiten zwifchen Bundesregierungen und 
deren Landſtaͤnden durch dad Bunde&-Schiedsgericht nur von Seiten 
der Regierungen veranlaßt werden, und zwar auf dem in ben folgen- 
den Artifeln (in specie Art. 3.) bezeichneten Wege, daß eine zwifchen 
dem Landeöheren und ben Ständen getroffene Vereinbarung über bie 
Berufung an dad Schiedögericht babei vorausgefest feyn folle. 

Die Königl. Regierung flimme daher — da der Art. LXL eine 
willführliche Einmifhung des Bundes in Streitigkeiten zwiſchen ben 
Bundesregierungen und deren Stände, fo lange, wie hier eine befon« 
dere Berfaffungsgarantie nicht übernommen worden, für unzuläflig. 
ausgefprochen habe — für eine völlige Zuruͤckweiſung des Antrages. 

Grßhrzgl. u. Herzgl. Saͤchſiſche Haͤuſer flimmen ebenda⸗ 
ſelbſt, S. 120., „dem Geſuche der Kurheſſiſchen Staͤndeverſammlung 
keine Folge zu geben,” — die Kurfuͤrſtl. hoͤchſte Regierung jedoch gleich- 
zeitig und eventuell zu erfuchen, die in Anfehung der Budgetöfrage 
ftreitig bleibenden Punkte, gemäß der beiden jüngften Wiener Cabinets⸗ 
conferenzen gegen die übrigen Bundeöglieder übernommenen Verpflich⸗ 
tung und in dem dort verabredeten Maaße ihrer Erledigung zuführen 
zu laſſen. 

Dem Gefuche keine Folge zu geben, ſtimmt ferner ebendafelbft die 
15te Stimme. 

Grßͤhrzgthm. Heffen ſtimmt Sess. V. $. 72. ©. 180.: „daß 
die reclamirenden Stände zu bedeuten feyen, wie eine“ Einwirkung 
des Hundes in diefer Sache bei deren gegenmwärtiger Lage bundesge⸗ 
ſetzlich nicht begründet erſcheine.“ _ 

- Ebendaſelbſt Medlenburg Schwerin und Strelig findet 
eine durchaus richtige Beurtheilung in dem Vortrage der Reclama⸗ 
tionscommiffion, und fiimmt, mit Rüdficht auf die von der Kurfürfil, 
Megierung abgegebenen Grkärung, daß bie Reclamanten mit ihrem 
Gefuche, wie ſolches bisher angebracht worden, von der B. V. abzu« 


weifen feyen. 
Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 3 
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Baden pflichtet Sess. VIII. 6. 103. S. 269. der Anficht bei, 
daß der Art. XXIX. der W. Schl. A. auf ben vorliegenden Fall feine 
Anwendung finde, da er feinem Wortlaute und Sinne nad nur auf 
folche Streitigkeiten bezogen werben koͤnne, welche ihrem Gegenſtande 
nach dem Privatrechte angehören, und in fofern vor den Givilrichter 
gewiefen ſeyen; — ebenfo halte man bießorts die Berufung auf den 
Bundesbeſchluß vom 30. Oktbr. 1834 für unſtatthaft. — — Das 
gegen dürfe die Kurfürftl. Regierung, gemäß ben letzten Wiener 
Gabinetsconferenzen, nicht umhin koͤnnen, die vorliegende Differenz, 
welche mit der Trennung des Staatsguts und des Kurfürfil. Hause 
fiveicomißvermögen® zufammenhänge und zulegt nothwenbig eine 
Budgetfrage werde, auf dem vorgezeichneten fehiedsrichterlichen Wege 
zur rechtlichen Erledigung zu bringen. 


Indem man dem Antrage auf Abweifung des Geſuchs beiſtimme, 
glaube man, daß nach vorliegender Sachlage die Kurheffifche Regie 
. rung auf die Anwendbarkeit der zulegt gedachten Beflimmungen auf 
den vorliegenden Fall in geeigneter Weiſe aufmerkfam zu machen feyn 
dürfe, 

Die 17te Stimme fchließt fi) Sess. IX. $. 128. ©. 332, 
unter Berüdfichtigung der Prafidialeröffnung vom 30. Oktbr. 1834, 
dem in der Königl. Preußifchen Abftimmung geäußerten Vertrauen in 
die diefem Zwecke entiprechenden fübderativen Geſinnungen der Kurs 
heſſiſchen Regierung an. 


MWürtemberg ifl Sess. XIV. F. 189. S. 504. der Anficht, daß, 
wie bereitd in dem Gommilfionsvortrage, nicht weniger in der Königl. 
Bayrifhen und der Königl. Sächfifchen Abftimmung angedeutet wor« 
den, im Allgemeinen bahin zu erwibern fey: „DaB auf die nachgefuchte 
Verwendung der B. V., behufs der Erledigung der mit ber Kurhef- 
fiihen Regierung vorwaltenden Differenz, dermalen nicht eingegan- 
gen werden Tünne, da zur Zeit weder die Borausfegungen zu einer 
Einwirkung der B. V. in Gemäßheit des Bundesbefchluffes vom 
- 30, Dftbr. 1834 vorliegen, noch nachgewiefen fey, daß bereits alle 
nach den Beflimmungen der Verfaſſungsurkunde und ben. Gefegen 
des Kurftaats Heſſen zuläffigen Wege zur rechtlichen Entſcheidung 
jener Differenz ohne Erfolg eingeſchlagen worden ſeyen. 

Praͤſidium aͤußerte hierauf (ebendaſ. S. 504), ſaͤmmtliche Abſtim⸗ 


mungen ſeyen erfolgt, worauf nach den Erklärungen b der Mehrheit bes. 


ſchloſſen wurde: 
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„den Bevollmächtigten dee Kurheſſiſchen Stänpeverfammlung 
zu befcheiben, Daß dem Geſuche der Stänbeverfammlung feine 
Folge gegeben werben koͤnne.“ 


Die richterliche Befugniß der Bundesgewalt findet ferner ftatt: 

VI. Bei Entfcheivung (ald weitere Ausführung des Art, LXIII. 
der W. Schl. A.) der in gegründeten Befchwerden vorkommenden 
freitigen Rechtöfragen der Mebiatifi rten 5) Durch eine eigene richterliche 
Inſtanz. 

Die Veranlaſſung dieſen Gegenſtand — f. auch Prot. v. J. 1816, 
Sess. VII. S. 31. ©. 108. u. 143. und Prot. v. J. 1817, Sess. L 
$. 5. S. 4, — in Berathung zu. ziehen, gab eine Vorftellung des Erb- 
prinzen Eonftantin zu Löwenftein- Wertheim, Namens beinahe ſaͤmmt⸗ 
licher mebdiatifirten Reichöftände i. I. 1834. Eingabeprot. Nr. 37, die 1834, 
zwei Anträge enthält, mit welchen verfelbe von der Minifterialconferenz 
in Wien an die B. V. verwiefen worden war; einen auf Ertheilung 
einiger Guriatflimmen in pleno der B. V. nach Anleitung des Art. 6. 
der B. A., einen zweiten auf Comittirung eines Austrägalgerichtd oder 
einer fonftigen richterlichen Inftanz von Seiten der B. V. zur Ent⸗ 
ſcheidung der in gegründeten Befchwerden der Mebdiatifirten vorkom⸗ 
menden flreitigen Fragen, ſ. Prot. v. I. 1835, ©. 787— 794. — 1835. 
Weber diefe Borftellung erflattet in Sess. XXU. ©. 367. ©. 727. der 
Königl, Dänifche Gefandte, Namens der Commiffion für die Anges 


5) &, unter andern: Gruner über bie Stanbesheren, in Luden Nemefts 
Bd. IN. St. 2. (1814.) 2713 — 293. — 

3.9. von Sensburgs Entwurf für eine umfaffende und gleichheitliche Be⸗ 
ſtimmung ber ſtandes⸗ und grundherrlichen Rechtöverhältniffe. Karlsruhe, 1821. 
— Archiv für Standes⸗ und grundherrliche Rechte und Verhältniſſe, Geſchichte 
und Statiſtik alter und neuerer Zeit. Karlsruhe und Baden 1821 u. 1822. — 
K,Boligraff, die teutfchen Stanbesheren, ein Hiftorifch> publiciftifcher Verſuch. 
Gießen 1824. — Weisse, programma de judicio parium in causis criminalibus 
principum Germaniae alieno imperio subjectorum. 1828. — A. W. Deffter, 
Beiträge zum beutfchen Staats- und Fürftenredit. Berlin 1829. J. S. 1. — J. 
2. Klüber, Abhandlungen und Betradhtungen für Gefchichtöfunde, Staats= und 
Rechtswiſſenſchaft. Frankf. a. M. 1830, IV. S. 83. — L. v. Drefch, Abhandlungen 
über Gegenſtände des öffentlichen Rechte, München 1830. IV. S. 119. — J. K. 
Kohler, Handbuch des deutſchen Privatfürſtenrechts bes vormals reichsſtaͤndiſchen 
jest mittelbaren Fürften und Grafen. Sulzbach 1832. $. 115. ©, 306, — Bes 
trachtungen über bie Ungulänglichkeit des XIV. Art. der beutfchen Bunbesafte 
zur Befriedigung der mebiatifirten Reicheftände u. f. w. (von Sr. Durchlaucht 
dem verftorbenen Erbpringen Conftantin zu Löwenftein.) Heidelberg 1833. — 
Ueber bie Unverlegbarkeit ber ftanbesherrlichen Eigenthumsrechte, von Dr. 8. 
Vollgraff. Marburg 1837. — 3* 
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legenheiten der Mediatiſirten, Vortrag, und äußert fi in dem Gut⸗ 
achten unter anderem: „was die Ertheilung der Euriatflimmen anbe⸗ 
lange, fo ergebe die Abfaffung der Eingabe in biefer Beziehung nicht 
fowohl die Abficht, daß diefe Frage gegenwärtig entfchieden werde, 
als vielmehr den Zweck, die Anfprüche, welche der Art. 6. den Media⸗ 
tifirten auf Berathung dieſes Gegenftandes bei hoher B. V. gewähre, 
für die Zukunft fich offen zu halten und durch die der Gonferenz uͤber⸗ 
gebene Deduftion zu empfehlen. — Die Commiſſion glaube deßhalb 
einer Erörterung dieſer Frage für jegt fich entheben zu koͤnnen.“ 

In Anfehung des Antrags auf Gewährung einer rüchterlichen Ins 
ftanz zur Entfcheidung flreitiger Rechtöfragen bei begründeten Beſchwer⸗ 
ven der Mebiatifirten, gehet zuerfi dad Gutachten in fpezielle Prüfung 
ein, in wie fern diefer Antrag mit der beftehenden Bundesgeſetzgebung 
über den Rechtsſtand der vormaligen Reichdangehörigen fich vereinigen 
laſſe. — Hieraus wird entwidelt, daß die Competenz der B. V. in fol⸗ 
genden Faͤllen eintritt: 

vor Gruͤndung des Rechtszuſtandes der Mediatiſirten, 


1) wenn ſie wegen Nichterlaſſung der Vollzugsverordnungen 


reclamiren; 

2) wenn ſie uͤber die hierin beſtimmte Weiſe der Vollziehung 
des Art. 14. der B. A. Beſchwerde erheben; 

nach Gründung des Rechtszuſtandes, 

3) wenn ihnen die gefegliche und verfaflungsmäßige Rechts⸗ 
huͤlfe verweigert werde, 

oder 

4) wenn zu ihrem Nachtheil eine einfeitige legislative Erklaͤ⸗ 
rung der durch die B. X. ihnen zugeficherten Rechte er⸗ 
folge. 

Ferner wird dann in dem Gutachten, dur die Bemerkungen, 
welche in der Eingabe felbft enthalten und durch den Beſcheid der 
Wiener Minifterialconferenz gegeben jind, Deranlaffung genommen, 
die Fragen gründlicy zu erörtern: 

1) ob das Bedürfniß der Dazwiſchenkunft einer richterlichen Stelle 
von Bundedwegen für die in ber Eingabe angegebenen Ent- 
ſcheidungsfaͤlle anzuerkennen ſey; hiernaͤchſt aber 

2) ob und in welcher Art die B. V. die in dem gedachten Bes 
feheide bezeichneten, beflimmten, den rechtlichen Anfprüchen der 

‚ Betheiligten angemefjenen Vorfchriften herbeizufuͤhren habe. — 

Das Gutachten fchließt mit den Worten: „Die Sommiffion glaube 
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in ihren Borfchlägen die Mittel anzuzeigen, wie die dem Bunde Durch 

Art. 14. der B. A. und Art. 63. der W. Schl. X. in den Angelegen- 

beiten der Mepiatifirten übertragene Aufgabe auf eine flr die Beruͤck⸗ 

fihtigung aller eintretenden gerechten Anfprüche befriedigende Weife 
zu köfen fey: 

„In dieſer Ueberzeugung faffe die Commifſion ihre Anträge 

dahin zufammen : 

„1) daß bei Reclamationen ehemaliger Reichsangehörigen ges 
gen die zur Vollziehung des Art. XIV. ver B. A. erlaffes 
nen landeöherrlichen Verordnungen dem in anbermweitigen 
Rechtsſachen des reclamirenden Mediatifirten beikommen⸗ 
den Landesgerichte zweiter Juſtanz jedesmal von ver B. V. 
der nicht abzulehnende Auftrag zu ertheilen ſey, innerhalb 
einer zu beſtimmenden Friſt den Streitfall in ſeinem 
ganzen Umfange für eine definitive Entſcheidung zu in⸗ 
firuiren; 

„2) daß die definitive Entfcheivung nach den Umfländen von 
ver B. V., oder auf einen durch Stimmenmehrheit zu 
hoffenden Befchluß von einer, von der B. V. angeordne⸗ 
ten, tichterlichen Inſtanz im deren Auftrag und Namen 
abzugeben fen; 
daß diefe richterliche Inſtanz für jeden einzelnen Fall Das 
"durch gebildet werbe, daß die B. V. durch Stimmenmehr- 
heit vier Mitglieder für diefelbe aus der Lifte der Spruch⸗ 
männer für das Bundes⸗Schiedsgericht erwähle, und daß 
von diefen erwählten vier Mitgliedern, oder, bei Stim⸗ 

"mengleichheit unter ihnen, von der B. V. ein fünftes 

Mitglied als Obmann aus derfelben Lifte gewählt werbe; 
daß aber alle übrigen, nicht auf die anders normirte Bil- 
dung ded Bundes-Schiebögerichtd und nicht auf nur zwi⸗ 
fhen Regierungen und Ständen vorkommende Streit- 
gegenftände bezüuglichen Beftunmungen des Bundesbe- 
ſchluſſes vom 30. Oktbr. 1834 auch bei diefer richterlihen 
Inſtanz und ihren Ausfprüchen eintreten.’ 

Hierauf wurbe auf Praͤſidialantrag befchloflen: 
- „binnen zwei Monaten uͤber den in Rede flebenben Gegenftand 
abzuftimmen.” 
Die Abftimmungen hierauf erfolgten nach chronologiſcher Ordnung 
zuerſt in Soss. XXVI. $: 421. S. 877. von ber 12ten Stimme, den 
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Anfihten und Vorfchlägen ber Commiſſion durchgängig beipflichtend. 
Dem Commiffionsantrage flimmt ferner bei in Sess. XXVIL, 6.438. 
S. 915. Defterreich, vorbehaltlich derjenigen Mobificationen, welche zur 
Bervollftändigung und weiteren Ausbildung dieſes Inſtituts noch etwa 
in Antrag gebracht und zweckmaͤßig würden befunden werben; ohne je 
. nen Vorbehalt ebendafelbft Dänemark wegen Holftein und Lauenburg; 
beögleichen in Sess. XXIX. 6. 478. ©, 1111. die 14te, 15te, 16te und 
17te Stimme. — In Sess. XIX. 6. 493. ©, 1133. pflichtet Groß* 
berzogthum Heilen im Wefentlihen dem Commiffionsantrage bei, be 
antragt jedoch ebenbafelbft nach näherer Motivirung eine Modification 
der Faſſung des erſten Abſatzes, etwa in folgender Weife: 

„daB bei, nad) Maaßgabe des Art. 63. der Schl. A, von 

1820, an die B. 3. gelangenden Reclamationen ehemaliger 
Reihsangehörigen, einem Landeögerichte zweiter Inftanz jeded« 

mal von der B. 8, der nicht abzulehnende Auftrag zu ertheilen 

fey, innerhalb einer zu beftimmenden Frift ven Streitfall in feinem 

ganzen Umfange für eine definitive Entſcheidung zu inſtruiren.“ 

In demfelben Jahr 1835 gab in Sess. XXXI. $. 506. S. 1150. 
Preußen eine Erklärung ab, und ertheilt in derfelben ven Commiffiond- 
Anträgen feine volle Iuftimmung ; — fehlägt jedoch dabei, nach näherer 
Beleuchtung des Commillionsvortrags überhaupt, vor, die von der Com⸗ 
miſſion beantragte Beftimmung ad 1. etwa in folgender Art zu faflen: 
„Daß bei Reclamationen von mittelbar gewordenen ehemaligen 
Keichöftänden oder Glievern des ehemals unmittelbaren Reichs⸗ 
adels gegen bie zur Vollziehung des Art, 14. der B. A. erlaffes 
nen landesherrlichen Verorbnungen, jedeömal, und bei Re 
clamationen gegen fpätere einfeitige legislative Erklärungen 

ber durch die B. A. ihnen zugeficherten Rechte, fo oft das 
Berürfniß dazu ſich zeigt, dem in auderweiten Rechts⸗ 
fachen der Reclamanten zufländigen Zandeögerichte zweiter 
Inſtanz von der B. V. durch die betreffende Landesregierung 
der nicht abzulehnende Auftrag zu ertheilen fey, innerhalb einer 
zu beflimmenden Frift den Streitfall in feinem ganzen Umfange 
für eine definitive Entfcheidung, nad) der von dem Gerichtähofe 
überhaupt beobachteten. Prozeßorbnung, und zwar, wenn ein 
Anderes nicht particularechtlich hergebracht: fen, nach der Ver⸗ 
bandlungsmarime des gemeinen Civilproceſſes zu inſtruiren.“ 

ısse Im folgenden Jahre 1836 ſtimmt zunaͤchſt in Sess. IL 6. 35. 
©. 79. Hannover, und fucht in ausführlicher Entgegnung auf das Com- 
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miſſionsgutachten darzuthun, warum es ſeine Zuſtimmung zu den ge⸗ 
machten Propoſitionen verſage; es macht jedoch neue, von dem Com⸗ 
miſſionsantrage abweichende Vorſchlaͤge, baſirt auf das Hauptprincip, 
Daß eine jede, das Rechtsverhaͤltniß der Standesherrn zu ben betreffen- 
den Regierungen beflimmende Entſcheidung ohne Ausnahme von 
der B. V. unmittelbar erfolgen und außgehen muͤſſe. 

„Was die Inftruction der zur Gompetenz der B, V. erwachſenden 
Differenzen der fraglichen Art anbelange, fo würbe es ſowohl zu der 
allerdings wünfchenswerthen Befchleunigung des Gefchäftäganges und 
Grleichterung der B. V. gereichen, als den welentlichen Zwecken, na⸗ 
mentlich auch dem einer billigen und angemeffenen Bertheilung der Ar 
beit, entiprechen, wenn die Vorbereitung der Streitfachen zur Faͤllung 
des Urtheild der collegialifchen Leitung eines Bundestags⸗Aus⸗ 
fchuffes übertragen würde, — Ein ſolcher Ausfchuß wäre für 
jeden einzelnen Fall durch Wahl der B. B. nach Mehrheit der 
Stimmen aus einigen wenigen Mitgliedern, und zwar aus Gefandten 
derjenigen Regierungen zufammenzufegen, welche jeßtere bei dem Aus⸗ 
gange der Sache nicht das mindefte unmittelbare Intereſſe hatten. — 
Auch würden für mögliche Verhinderungsfälle, wie dieß in der Ger 
ſchaͤftsordnung für die Bundestagd-Commilfion vom 29. April 1819 
ohnehin ſchon vorgefchrieben fey, fofort ein ober mehrere Erganzungs- 
mitglieder zu ernennen fenn.” 

„Diefem Ausſchuſſe müßte ſodann ausnahmsweiſe die Befugniß 
ausdrüdlich beigelegt werden, mit ben flreitenden Theilen und mit de 
ven Anwälten durch dad Organ des von ben Erfteren zu erwählenden 
Präfidenten in directe Sommunication zu treten. — Auch wäre es ers 
forderlich, daß ihre auf die Inſtruction der Suche abzislenden Anord⸗ 
nungen durch Bundesbeſchluß alle die ererutorifche Gewalt und Wir- 
Jung erhielten, welche, ven Grundgefeben zufolge, ben Berfügungen 
der Sefammtheit zu Theil geworben if.” . . 

„An irgend eine beftimmte Proceßordnung dürfte das Verfahren 
um fo weniger gebunden werden, als bie babe; zu beforgenben unüber- 
fleiglichen Schwierigkeiten ſich aus den früheren Erörterungen zu Tage 
gelegt habe. — Insbeſondere feheine es weſentlich, Die Berband- 
lungsmarime dabei völlig auszuſchließen. Die Commiſſion 
‘wäre vielmehr anzuweifen, auf officiellem Wege durch Erfordern ber 
nöthigen Angaben und Nachweifungen abfeiten der betheiligten Par⸗ 
teien, alle diejenigen Aufklaͤrungen herbei zu bringen, welche zur 
Grundlage einer reblichen, richtigen Beurtheilung ber Streitpunfte 
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nicht entbehrt werden fünnten. Es würde ſich dabei von ſelbſt ver« 
ftehen, daß der Ausfchuß berechtigt wäre, behufs Erreichung des eben 
angeführten Zweckes, den flreitenden Theilen, unter Androhung von 
Geldftrafen und von fonftigen erecutiven Mitteln, die Einlieferung der 
verfehiedenen erforderlichen Erflärungen und Beweisthümer aufzuer- 
legen. Bon einem Contumacial⸗ oder von einem eigentlichen abgefon- 
derten Beweis-Verfahren würde demnach nicht weiter die Rede ſeyn.“ 

„Hiernächft würde ber Commiſſion die Pflicht obliegen, fobald die 
Majorität derfelben die Sache für hinreichend aufgeklärt erachtete, über 

das Sacverhältniß einen erfchöpfenden fchriftlihen Beriht an 
vie B. V. zu erflatten umd diefem zugleich ihr Gutachten über die 
iu fallende Entſcheidung hinzuzufügen.” 

„Das von der B. V. felbfl, unter Beobachtung der ge- 

bräuclihen Form gewöhnlicher Befhlüffe abzugebende 
Erkenntniß würde fobann in der Regel die definitive Feftftellung 
der flreitigen Rechtöverhältniffe fofort in fich begreifen. — Es wäre 
inzwiſchen dabei nicht Die Befugniß auszufchließen, die Suche zu einer 
nöthig erfcheinenden weitern Inftruction an den Ausſchuß 
zurückzuweiſen, in welchem Falle ed zu den Attributionen der B. V. 
gehören würde, nicht nur diejenigen Punkte beftimmt nahmhaft zu 
machen, binfichtlich Deren ed an genügender Nachweiſung ermangelte, 
fondern auch, nach Befinden der Umftände, die Parthei zu bezeichnen, 
von welcher eine ſolche zu fordern wäre, und allenfalls, fofern es dien⸗ 
fam erfcheine, fich über den Ausgang der Sache zum Voraus zu erklaͤ⸗ 
ren, wenn die der Parthei zu machende fernere Auflage ohne Erfolg 
bleiben ſollte.“ 

Die Abftimmung führt dann’ die Befchwerben der Standesherrn 
an, die mehr oder weniger der Beruͤckſichtigung der B. V. würdig zu 
feyn fcheinen, fowie die von der Hanndverifchen Regierung hierauf vor⸗ 
gefchlagenen Eonceflionen, welche der näheren Erwägung und Prüfung 
der B. V. anheim zu ftellen feyen. 

In derfelben Sess. II. $. 35. ©. 93. giebt noch Würtemberg feine 
Abſtimmung ab, welche in vielen Punkten dem Commiſſionsgutachten 
beipflichtet, und nad) näherer Motivirung der Punkte, wo die Wuͤrtem⸗ 
bergifche Anficht abweicht, mit dem Antrag fchließt, daß 

„1) über das Verfahren, welches der Entfcheidung vorangehen muß, 
beftimnite, zur Beruhigung der Betheiligten gereichende Vor⸗ 
fhriften durch Bundesbefchluß ertheilt werben follen; nad 
dieffeitiger Anficht würden 
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„die Inftructionsbehörden aus Mitgliedern der oberften oder 
Gentralftellen für Iuftiz, innere Verwaltung und die Finan- 
zen ein für allemal in der Art zufammenzufegen feyn, daß 
diefelben aus zwei Mitgliedern der oberften Juſtizſtelle und 
je einem Mitgliede der Gentralftellen, der innern Verwal⸗ 
tung und der Finanzen beftänden, und deren Beruf dahin 
ginge, unter der Leitung des Vorſtandes der oberſten Juſtiz⸗ 
ftelle, die vorfommenden Streitfälle in der von dem Bun- 
destags= Ausfchuffe vorgefhlagenen Weife zur Entfcheivung 
vorzubereiten, zugleich abet auch Über Die Loͤſung der hierbei 
entftehenden Rechtöfragen ſich gutachtlich zu dußern ;“ | 
daß 
„2) vor der Entſcheidung die B. V. eine Vermittelung dahin zu 
verſuchen habe, daß beide Theile uͤber eine compromiſſariſche 
Erledigung mit einander uͤbereinkommen, mit der damit zu 
verbindenden Folge, daß, fuͤr den Fall des Gelingens dieſes 
Verſuchs, die von den Parteien gewaͤhlten Schiedsrichter das 
Erkenntniß faͤllen wuͤrden, im entgegengeſetzten Falle aber 
die B. V. ſelbſt als entſcheidende Behoͤrde einzutreten haͤtte;“ 
daß 
„3) wenn zwar eine Vereinigung daruͤber, daß die Beſchwerde com⸗ 
promiffarifch entfchieben werben foll, zu Stande Fame, die Be⸗ 
theiligten aber über die Art’ und Weiſe des Compromiſſes fich 
nicht vereinigen koͤnnten, dieſe alsdann von der B. V. nad) 
den für das Bundesgericht beftehenden und hieher anwendba⸗ 
ren Vorſchriften feftgefegt und auf foldye Weile die compro⸗ 
miffarifche Entfcheidung herbeigeführt werden foll;” — daß 
mit diefen allgemeinen Grundfägen über das zu beobachtende 
Berfahren noch die näheren Beftimmungen zu verbinden waͤ⸗ 
ren, daß 
„a) nur die Befchwerden der Mebiatifirten über noch nicht 
in anerfannter Wirkſamkeit beftehende landes- 
berrlihe VBollzugsverorpnungen zu dem beantrag« 
ten Inſtructions⸗ und Compromiß⸗Verfahren geeignet 
ſeyen; 
„b)-vor Einleitung biefes Verfahrens die B. V. über 
ihre Competenz im einzelnen Falle zu befchließen habe; “ 
„oO daß in Fällen, in denen die Compromiß⸗Inſtanz ihre 
Entſcheidung von einer authentifehen Erflärung 
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der B. A. abhängig erachtet, diefe von der B. V. einzu« 
holen ſey;“ 

„a) die Koften des ſchledsrichterlichen Verfahrens, wenn bie 
Beſchwerden als offenbar ungegründet erachtet werben, 
dem Befchmwerdeführer zur Laft fallen follen, und daß 
endlich 

„e) die beantragte Behandlungsweiſe nicht nur bei Beſchwer⸗ 
den der Stanbeöherrn, fonbern auch bei denen bed vorma⸗ 
ligen Reichsadels einzutreten babe.” 

Bayern dußert ſich in Sess. IV. $. 95. ©. 219. auf ven Com» 
miflionsvortrag dahin, „daB die Königl. Regierung bereit fen, wie ed 
bereits in ähnlichen Fällen gefchehen fey, dem durch die B. A. geregel« 
ten und durd die Schl. A. geficherten Rechtszuſtande der ‘vormals 
reichsſtaͤndiſchen Fürften und Grafen in Bayern felbft eine smabhängige 
und ganz unparteiifche Zudicatur nach Recht und Gewiſſen für den 
Zweck des Art. 63. der Schl. A. durch die einfchlägigen Gerichtsbe⸗ 
hörben zweiter Inftanz, mit Vorbehalt der Berufung zur dritten In⸗ 
flanz, zu fichern, auf welchem Wege alle deßfalls ſich ergebenden 
Rechtsfragen zu entfcheiden fenen, fo daß den Mebdiatifirten für ihre 
Klagen diejenige Rechtshuͤlfe gewährt feyn werbe, welche fammtliche 
Bundeöregierungen beabfichtigten.” 

„Lediglich in Ballen, wo eine Bundeäregierung ſelbſt auf rechtliche 
Hinderniffe floßen, und entweder nicht im Stande ober nicht geneigt 
feyn folte, ven Mediatifirten aus eigener Ueberzeugung den Nechtö« 
weg in oben bezeichneter Weiſe vor den Landesgerichten zu öffnen, 
würde das durch den Bundesbefchluß vom 30. Oktbr. 1834 für bie 
Irrungen zwifchen Regierungen und Ständen eingeflihete Schiedsge⸗ 
richt Platz greifen und hiefür anwendbar ſeyn.“ | 

„Diefe für die Rechtsſtreitigkeiten der Medintifieten zu bildende 
Entfcheivumgsbehörde würde, wie es Die Natur eines jeden Schieböges 
richts fordert, und dem Art. III. des Bundesbeſchluſſes vom 30. Oktbr. 
1834 angemeflen fey, aus dem Bertrauen beider fireitenden Theile 
hervgrzugehen haben, unb fomit würden die Spruchmänner jedesmal 
durch. die freie Wahl der beiden flreitensen Theile beflimmt werden 
muͤſſen, die hohe B. V. aber erft im Falle des Saumfales eines oder 
beider Theile zur Ernennung zu fchreiten haben.‘ 

„In Faͤllen, wo das Spruchgericht die Klaginche aus bem bei der 
hoben B. 8. gepflogenen Verhandlungen noch nicht binlanglich aufs 
geklärt finden follte, würde, nach Abſatz 1. des Eommiffionsantrages, 
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dem in anderweitigen Rechtsſachen des reclamirenden Mediatifirten 
beitommenden Landesgerichte zweiter Inftanz jedesmal von ber hohen 
B. V. der nicht abzulehnende Auftrag zu ertheilen ſeyn, innerhalb 
einer zu beflimmenden Friſt den Streitfall in feinem ganzen Umfange 
für eine definitive Entfcheidung zu infteuiren.” 

In Sess. X. $. 167. ©, 424, gab Baden feine Erklärung ab, daß 
ed auf die von dem Bundestagsausſchuſſe entwidelten Apſichten und 
geftellten Anträge nicht einzugehen vermöge, und faßt nach näherer 
Erörterung feine Anträge in folgende Säge zufammen:; 

„Die Befchwerben ber mittelbar gewordenen ehemaligen Reichs⸗ 
fände und des ehemaligen unmittelbaren Reihsadeld wegen ein- 
feitiger, bei oder nad) Emanirung der Verordnung zum Vollzug des 
Art. 14, der B. A., zu ihrem Nachtheil erfolgter legislativer Erklaͤ⸗ 
rungen ber buch die B. A. ihnen zugeficherten Rechte, werben zunächft 
an den Ausfchuß für Angelegenheiten der Mediatifirten gewiefen, wel⸗ 
cher darüber Vortrag zu erflatten und gutachtlicy zu beantragen habe: 

1) ob, nach dem Gegenflande der erhobenen Reclamation, die B. V. 

ſich felbft der Entfcheivung unterziehe, oder biefe 

2) an eine richterliche Inftanz überweifen wolle.’ 

„Im erfteren Kalle werde hierauf darüber befchloffen, ob die 
B. V. 

a) wegen klar vorliegender factiſcher oder rechtlicher Verhaͤlt⸗ 
niſſe die Entſcheidung in der bisher uͤblichen Weiſe erthei⸗ 
len, oder 

b) derſelben eine beſondere, durch einen für dieſen Fall aus 
Gefandten unbetheiligter Staaten fofgrt zu confliftuirenden 
Bundestags⸗Ausſchuß, nach näher zu beflimmenden Vor⸗ 
fhriften zu beforgende, Sufteuction vorausgehen laffen 
wolle.“ 

„Im letzteren Falle ſtelle die B. V., nachdem ſie die etwa vor⸗ 
kommenden Praͤjudicialfragen durch Interpretation ber einſclaͤgigen 
Bundesgeſetze geloͤſt, die annoch richterlich zu entſcheidende Streitfrage 
feſt, und weiſe ſie zur Entſcheidung an die fuͤr anderweite Rechtsſachen 
des Reclamanten competenten Landesgerichte, welche hieruͤber, ohne 
Ruͤckſicht auf die angefochtene legislative Erklaͤrung oder beſchwerende 
Verfuͤgung, und ohne alle Einwirkung der Staatsregierung, nach vor⸗ 
gaͤngigen ordnungsmaͤßigen Verhandlungen, auf den Grund der ſonſt 
beſtehenden Verordnungen und Vertraͤge, ſowie der einſchlaͤgigen Bun⸗ 
desgeſetze, rechtlichen Ausſpruch zu ertheilen hätten.” 
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Zunaͤchſt trage übrigens die Grßhzgl. Regierung daranf an: 
„ben vorliegenden Gegenftand, nach Abgabe fämmtlicher Ab⸗ 
flimmungen, vorderfamft an den Bundestags⸗Ausſchuß zur 
weiteren Bortragserftattung, mit Rüdfiht auf die eingekom⸗ 
menen abweichenden Vota, zuruͤckzuweiſen.“ 
Koͤnigrch. Sachfen tritt in Sess. XII. 8. 197. ©. 507. deſſelben 
836. Jahres 18336. im Allgemeinen den Commiffionsanträgen bei, und bes 
merkt, daß es aus dem Wunfche, dad wohlverftandene Intereffe der 
Bundesregierungen mit dem ber Mebdiatifirten in Einklang zu bringen, 
einige erläuternde Bemerkungen anheim ftelle, ungeachtet ed im Koͤ⸗ 
nigreiche ehemals reichsunmittelbare Befigungen nicht gebe, und hier» 
durch die Möglichkeit einer Benugung der in Antrag geftellten Ein- 
richtung für die dieffeitige Regierung ausgefchloffen werde. 
Nach näherer Motivirung fehlägt es vor, den Commiffionsantrag 
ad 1, ungefähr in folgender Art zu faflen: 

„Denn, auf den Grund bed Art. 63. der W. Schl, A., eher 

malige Reichdangehörige gegen die zur Vollziehung des Art. 

14. ver B. A. erlaffenen Iandesherrlichen Verordnungen, oder 

gar gegen fpätere einfeitige legislative Erklärungen der durch 

die B. A. ihnen zugeficherten Rechte bei der B. V. reclamiren, 
fo fol im erftern Falle jedesmal, im lestern fo oft das 

Bedbürfniß dazu fich zeigt, dem in anderweiten Rechtd« 

fachen der Reclamanten competenten Zandeögerichte zweiter Ins 

flanz von der B, V. durch die betreffende Landesregierung der 
nicht abzulehnende Auftrag ertheilt werben, innerhalb einer zu 
beftimmenden Friſt den Streitfall in feinem ganzen Umfange 
mit der Befugniß, auch interlocutorifche Erkenntniſſe abzu- 
geben, für eine definitive Entfcheidung zu inſtruiren.“ 
Ferner ſtimmt e8 dem Commiflionstrage ad 2., mit Ausſchluß der 
Worte „von der B. B. angeordneten‘ bei. 

Ad 3, des Commitfiondantrages, ausgehend von dem Grunbfaße, 
daß bei Schieb8gerichten die Wahl der Schiedsrichter ſtets den intereffir- 
ten Partheien überlaffen bleibe, erachte daher die Koͤnigl. Regierung, 
daß die im Bundesbefchluffe vom 30. Oktbr. 1834 enthaltenen Bes 
flimmungen, ruͤckſichtlich der Wahl der Schiedsmaͤnner, auch für die in 
Frage ftehende richterliche Snftanz beizubehalten fenen. — Was endlich 
ben Koftenpunft Art. X. betreffe, fo möchte zu beflimmen feyn, da 
nämlich aus der analogen Anwendung biefes Artikels den betreffen 
den Regierungen ein unverfchuldeter Rachtheil erwachfen würde, daß 
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die richterliche Inſtanz jedesmal darlıber mit zu entfcheiden habe, von 
welcher Partei die durch das fchiedsrichterliche Verfahren entitandenen 
Koſten zu tragen feyen. 

Im folgenden Jahre 1837 gab zuerft Kurheflen in Sess. XXVIII. 1837. 
$. 311. ©. 768, feine Abflimmung ab. 

Im Einverftändniffe mit der Grßhzgl. Badifchen Anficht finde das 
Kurfürftl. Gouvernement die Gründe, welche den Ausfchuß zu feinen 
oben erwähnten Anträgen beftimmt hätten, für weniger anwendbar bei 
Befchwerden, die von Mebiatifirten, nach Begründung ihres Rechts⸗ 
zuflandes, gegen einfeitige, zu ihrem Nachtheil erlaffene, legislative 
Erklärungen der durch die B. A. ihnen zugeficherten Rechte erhoben 
werben, und hält die Bedenken für völlig gegründet, welche gegen bie 
in Antrag gebrachte Beauftragung der Landesgerichte mit In⸗ 
firuirung der betreffenden Reclamationen zu einer definitiven Entfcheis 
dung von mehren Seiten geäußert worden feyen. 

Dagegen erfcheine dem Kurfürftl. Gouvernement ber Weg, welchen 
Die Art. V. und VII. des Bundesbefchluffes vom 30, Oftbr. 1834 über 
das Bundes Schiedögericht vorzeichnen, als der angemeffenfte, um 
Streitfälle, auf welche Reclamationen der gedachten Art fich bezögen, 
für eine definitive Entfcheidung inftruiren zu laſſen; auch hinfichtlich 
des Ausfchußantrages unter Ziff. 2., die Loͤſung der Frage, ob eine von 
Mebiatifirten an die B. V. gebrachte und zur definitiven Entfcheidung 
vorbereitetete Befchwerde ohne Schwierigfeit zu erledigen fey, eben 
fo häufig bedenklich, wie die Entfcheidung felbft, und daher am räth« 
lichften, die Abfaſſung diefer Entfcheivung wenigftens in allen Fällen 
einer richterlihen Inftanz zu tıberlaflen, in denen entweder von dem 
Befchwerde führenden Xheile, oder von der Regierung, gegen welche 
. die Befchwerde gerichtet fey, Darauf beftanden werden folle. — Was 
fodann die jedeömalige Bildung der in Rede befindlichen Inftanz aus 
der Sefammtheit der, behufs des Bundes-Schiedögerichtö beftellten ' 
Spruchmänner betreffe, fo werde als das zwedmäßigfte Verfahren bes 
trachtet, daß die B. V. zwei derfelben ermähle, ein dritter von dem 
Befchwerde fiihrenden Zheile, ein vierter von der Regierung, gegen 
welche die Befchwerde erhoben fey, bezeichnet werbe, und durch die ges 
dachten vier Mitglieder die Wahl eines Obmanns zur Vervollſtaͤndi⸗ 
gung der angeführten richterlichen Inftanz erfolge, fo wie, Daß jedem 
der beiden Xheile, welche der zu fehlichtende Streitfall angehe, das 
Hecht eingeräumt werde, zeitig -vor der Inftanzbildung zwei Spruch 
männer von der Wahl auszufchließen. — Endlich werde auf die Be« 
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flimmung angetragen, daß die Koften der Wirffamkeit einer folchen 
richterlichen Inſtanz flet8 von dem unterliegenden Theile zu tragen 
feyen. 

Die noch fehlenden Abflimmung von Niederlande wegen Großher⸗ 
zogthum Luremburg und der 13ten Stimme erfolgten in Sess. XXIX, 
6. 323. — Erfteres erflärt, daß nachdem die Majorität der dabei zu⸗ 
nächft betheiligten Bundesſtaaten fich daflır.ausgefprochen habe, baß 
für die Inftruirung und Entfcheivung von Befchwerdefachen ver ehe 
maligen Reichöangehörigen eine richterliche Inſtanz gebildet werde, die 
Dieffeite fich gleichfalls dafuͤr erkläre, vorbehaltlich weiterer Aeußerung 
fiber die zu dieſem Zwecke nöthig fcheinenden näheren Anträge. 

Die 13te Stimme flimmt dem Commifjionsantrage bei. 

Präfivium bemerkte ebendafelbft, daß es — nachdem nunmehr 
fämmtliche Abftimmungen erfolgt feyen — fich vorbehalte, ven Bes 
fchlußentwurf vorzulegen. 

Ueber Erinnerungdgefuche des Herrn Fürften Karl, und Karl Fried⸗ 
rich zu Loͤwenſtein erflattete ver Königl. Dänifche Gefandte, Namens der 
für die Vollziehung des Art. XIV. der B. A. gewählten Commiffion i. J. 

1842 1842 in Sess. XXV. 8. 279. ©. 608, Vortrag, und fpricht fi) in dem - 
Gutachten dahin aus, daß unter den obwaltenden Umftänden (Ver⸗ 
gleich8verfuche zwifchen der Grßhzl. Badifchen Regierung und den Frftl. 
Löwenfteinifchen Häufern wären bis dahin nicht zu Stande gefommen) 
e8 nicht länger aufzufchieben fey, den Beſchluß auf die Anträge in 
dem Commiffiondvortrage der 22. Sitzung des Jahres 1835 zu faflen. 

Praͤſidium Außerte hierbei, daß es hauptfächlich durch die Hoffnung 
einer gütlichen Vereinbarung der betreffenden Regierungen mit den 
Mediatifirten über bie annoch obſchwebenden Differenzen und Bes 
fchwerden zu bem bisherigen Aufſchub der von der Commiflion beans 
tragten Schlußziehung veranlaßt worden fey, zu welcher es nunmehr 

‚ fehreiten werde. | 

In der folgenden Sitzung XXVI. 6. 283. S. 625. gab zunädhft 
Praͤſidium, in Beziehung auf die Behauptung einiger Abflimmungen, 
daß diefer Befchluß, theild weil er eine organifche Bundeseinrichtung, 
theil& weil er eine Abänderung der Bundesgrundgeſetze beziele, Stim» 
meneinhelligfeit erforbere, ben Gefandtfchaften Gelegenheit, fich hierüber 
zu Außern. Nachdem. jedoch die Mehrheit fi dafür ausgefprochen 
hatte, daß die vorliegenden Commiflionsanträge Fein Gegenftand feyen, 
welcher eine Befchlußziehung durch Stimmeneinhelligkeit im Plenum 
erforbere, legte Präflvium den Befchlußentwurf vor. Praͤſibium macht 
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jedoch noch zuvoͤrderſt, hinfichtlid des in der Badiſchen Abftimmung 
wiederholten Antrages auf nochmalige Abgabe fämmtlicher Abſtimmun⸗ 
gen an die Commiſſion zu weiterer Vortragserftattung, darauf aufs 
merkſam, daß diefer Antrag ſchon früher dadurch befeitigt worden ſey, 
daß ſich Praͤſidium in der 29ten Sig. v. I. 1837, nach Abgabe ſaͤmmt⸗ 
licher Abftimmungen, vorbehalten habe, ven Befchlußentwurf vorzulegen, 
ohne daß damals oder fpater dagegen von irgend einer Seite Etwas 
erinnert worben fey. Den Beichlußentwurf felbft betreffend, habe 
Prafivium zu bemerken, daß es in demfelben einige Zuſaͤtze aufgenom⸗ 
men habe, welche in verfchiebenen Abftimmungen vorgefchlagen waren, 
und die es, als der Anſicht der Mehrheit im Wefentlichen entfprechend, 
und die beantragten Bellimmungen vervoflfländigend, zur Annahme 
zu empfehlen ſich beehre. 


Derfelbe wurde ebendaf. S. 635. folgendermaßen zum Befchluffe 
erhoben : 


„Da es, in Folge bed Art.63. der Schl, A., der B. V. zufommt, 
über den Grund oder Ungrund von Befchwerben zu entfcheiden, 
welche im Recurswege in Betreff des durch Art. XIV. der 
B. A. zugeficherten Rechtszuſtandes der vormaligen Reichs⸗ 
angehoͤrigen an ſie gelangen, und demnaͤchſt uͤber die Art, wie 
ſolche Entſcheidung jedesmal herbeizuführen ſeyn werde, bes 

“ flimmte, den rechtlichen Anfprüchen der Betheiligten angemef 
fene Borfchriften zu geben, fo wird auf das dießfalls eingebrachte 
Geſuch mehrerer vormaligen Reichsſtaͤnde feftgeftellt: 


„1) Bei Reclamationen, welche von mittelbar gewordenen ehema⸗ 
ligen Reihöftänden, oder von Gliedern bes vormaligen unmittelba- 
ten Reichsadels, auf den Grund des Art. 63, der Schl. A. gegen die 
zur Vollziehung des Art. XIV. der B. A. erlaffenen Iandeöherrlichen 
Berordnungen, in fofern biefe nicht auf Vertrag beruhen, ober ohne 
dagegen erhobene Beſchwerde in unbeftrittener Wirkſamkeit beftehen, 
bei der B. V. angebracht werden, fol jedesmal, und bei Recla⸗ 
mationen gegen fpätere -einfeitige legiölative Erflärungen der durch 
die B. %. ihnen zugefiherten Rechte, fo oft das Bedürfniß 
dazu ſich zeigt, dem in anderweiten Rechtsſachen der Reclamanten 
zuftändigen Landesgerichte zweiter Inſtanz von der B. V. durch Die 
betreffende Landesregierung der nicht abzulehnende Auftrag ertheilt 
werden, den Streitfall in feinem ganzen Umfange für eine definitive 
Entfcheivung, nach der von dem Gerichtähofe Überhaupt beobachteten 
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particulare oder gemeinrechtlichen Proceßordnung innerhalb der kürzeft 
möglichen Friſt zu inſtruiren.“ 

„2) Die definitive Entfcheidung ift hiernaͤchſt nach den Um⸗ 
ſtaͤnden von der B. V., oder, auf einen durch Stimmenmehrheit zu 
faſſenden Beſchluß, von einer richterlichen Inſtanz, ſoweit der⸗ 
ſelben der Streitfall von der B. V. zugewieſen wird, in deren Auf⸗ 
trag und Namen zu erlaſſen.“ 

„3) Dieſe richterliche Inſtanz wird für jeden einzelnen Fall da⸗ 
durch gebildet werden, daß die B. V. durch Stimmenmehrheit vier 
Mitglieder für dieſelbe aus der Liſte der Spruchmaͤnner für dad Bundes⸗ 
Schiedsgericht erwählt, und in Abgangs⸗ oder Sterbfällen erfegt, fo 
wie daß von dieſen erwählten vier Mitgliedern, oder, bei Stimmen- 
gleichheit unter ihnen, von der B. V. ein fünftes Mitglied als Ob⸗ 
mann aus derfelben Lifte gewählt wird.” 

„4) Bon dieſer Inftanz ift jedesmal zugleich daruͤber zu erfennen, 
von welcher Seite, oder in welchem Maaße von beiden Seiten antheilig 
die Koften des richterlihen Verfahrens zu tragen ſeyen.“ 

„5) Alle Beftimmungen des Bundesbefchluffes vom 30. Oktbr. 
1834 über das Bundes-Schiedögericht, mit Ausnahme derjenigen, 

. welche fich auf die anders normirte Bildung und die Koften des Bun⸗ 
des-Schiedögerichts und auf nur zwifchen Regierungen und Ständen 
vorkommende Streitigkeiten beziehen, follen auch bei diefer richterlichen 
Snftanz und ihren Ausfprüchen eintreten,” 

 Borftehender Beſchluß ift den Herren Fürften Karl, und Karl 
Friedrich zu Lömenftein, in Erledigung ihrer erneuerten Gefuche mit⸗ 
zutheilen. 

Fuͤr dieſe Bewilligung ſtattet der Herr Fuͤrſt Karl von Loͤwenſtein 
fuͤr ſich und Ramens ſeiner Fuͤrſtlichen und Graͤflichen Standesgenoſſen 
der B. V. durch ein Schreiben vom 21. Januar 1843 ſeinen Dank 

1843.ab, wovon Praͤſidium i. J. 1843. in Sess. IIL. $. 49. ©. 86. Kennt 
niß giebt. 


g. X. 


Die Vollziehung. 
(S. Band. 1. ©. 106. u. S. 931.) 


Mir verweifen bier, da zu diefem $. keine Zufäge hinzugefommen, 
auf den erfien Band. 
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Geſetzliche Beſtimmungen. 


Leonhardi, über Austrägalverfahren. 1. Thl. 4 
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X. 
(8.8.1.9, 113 107, 931 -——- 933.) 


Inhalt. 


a) Ein Blick auf die Verhandlungen in Wien i. I, 1815, in Be 

ziehung auf Austrägal- und Bundesgericht. 

b) Die gefeglichen Beflimmungen felbft, und zwar 

1) vorläufige 
a) Beichluß vom 16. Juni 1817, 
b) proviforifhe Erecutionsordnung vom 20, Septem» 
. ber 1819; 
2) definitive 
I. im Allgemeinen. _ 
1) Artikel XI. der B. A. 
2) einzelne Artikel ver W. Schl. A. 

Weber die Ausführung verweifen wir auf Bo. 1. S. 113 — 126. 
und gehen über auf . 

3) den Beſchluß vom 3. Auguft 1820, Prot. der Plenarfigung 
S. 219 u. flgde., das bei Aufſtellung der Austtaͤgal⸗Inſtanzen zu beob⸗ 
achtende Verfahren betreffend *). (S. B. J. S. 126— 144.) 

Präfivium trägt vor: Die B. V. hat nicht nur bereitö in der 
IXXV. Sig. 1817, $. 231. über die Vermittelung bei Streitigkeiten 
der Bunbeöglieder nnter fi, und Aufſtellung einer wohlgeorbneten 
Austraͤgal⸗Inſtanz, einen vorläufigen Beſchluß gefaßt, fondern auch in 
der IXAIV. Sitz. 1819, $. 29. unter den Gegenftänden, welche zur 
Juſtructons⸗Einholung und definitiven Befchlußnahme nach Wieder 
eroͤffnung der Sigungen befonders ausgeſetzt werden, ald den erflen 
derfelben dieſen Gegenfland auögezeihnet. 

Die zwifchen ven Bevollmächtigten fammtlicher Bunbesregiernngen 
in Bien verantaßten BDeimifterlaleGonferenzen haben m erfrenlicher 


*y Um Wiederholung zu vermeiden geben wir ben „Entwurf eines B. . 
Beichluffes über das Verfahren in Stzeitigteiten ber Bundesglieder unter eine 
ander‘ Hier nicht nochmals, fondern verweifen deshalb auf Bd. I. ©. 129 — 
©, 143,, während wir den Befchluß felbft hier nochmals abdruden, zur Erlaͤu⸗ 
terung der ſaͤmmtlichen hier zufammen bearbeiteten hierüber flatt gehabten Vers 
handlungen. 
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Uebereinftimmung auch diefe Angelegenheit ihrer Reife zugeführt, und 
als Refultate ihrer Berathungen find die Grundbeflimmungen darüber 
in der Schl. A., Art. XXI. bis XXIV. niedergelegt. 

Da zugleich in dem Art. XXI. zu Ertheilung näherer Vorſchriften 
in $olge der an die Bundestagsgefandten zu erlafienden Inftructionen, 
noch die Faſſung eines befonderen Befchluffes vorbehalten wurde, deſſen 
Inhalt diefelbe verbindliche Kraft, wie die Schlußalte felbft, haben, 
auch in eben ber Art, wie diefe, zum Bundesbefchluß erhoben werben 
fol; fo bin ich von meinem allerhöchften Hofe angewiefen, bie zu diefem 
Ende abgefaßten, nachftehenden eilf Artikel, welche die bereits in bie 
Schlußakte aufgenommenen ebenfalld in fich begreifen, der verehrlichen 
B. V. mit dem Antrage vorzulegen, daß diefe Beflimmungen, in Ge 
mäßheit der getroffenen Abrede und der von fämmtlichen Gefandt« 
fchaften im Namen ihrer hohen Committenten bier abzulegenden Er⸗ 
klaͤrungen, in eben der Art, wie die Schl. A., durch gleichförmige 
Zuftimmung zum B. T. Beſchluß erhoben werden möchten. 

Art. 1. Die B. V. hat in allen, nach Borfchrift ver B. A. bei ihr 
anzubringenden Streitigkeiten zwifchen den Bundesgliedern, wenn bie 
vorgängige Ermittelung ohne Erfolg geblieben ift, die Entſcheidung 
durch eine AusträgalsInftanz zu veranlaffen, und dabei, fo lange nicht 
wegen ber Auöträgalgerichte überhaupt eine anderweite Uebereinfunft 
ftatt gefunden hat, die in dem B. X. Beichluffe vom 16. Juni 1817 
enthaltenen Borfchriften zu beobachten, 

Art. I. Wenn nad) Anleitung des B. T. Befchluffes vom 16. Juni 
1817 der oberfte Gerichtöhof eines Bundesftants zur Austraͤgal⸗Inſtanz 
gewählt ift; fo ſtehet demfelben die Leitung des Prozeffed und die Ent⸗ 
ſcheidung des Streits, in allen feinen Haupt» und Nebenpuntten, uns 
eingefchränft und ohne alle weitere Einwirtung der B. V. oder ber 
Landesregierung zu. Lebtere wird jedoch, auf Anfuchen der B. V. 
oder der flreitenden Theile, im Kalle einer Zdgerung von Seiten des 
Gerichts, die zur Beförderung der Entfcheidung nöthigen Verfügungen 
erlaſſen. 

Art III. Zur Theilnahme an einem Rechtsſtreite unter Bundes⸗ 
ſtaaten kann ein drittes Bundesglied vor das erwaͤhlte Austraͤgalgericht 
nur dann zugelaſſen werden, wenn das Gericht eine weſentliche Ver⸗ 
bindung der Rechtsverhaͤltniſſe deſſelben mit dem anhaͤngigen Rechts⸗ 
ſtreit anerkennt. Auch eine Widerklage hat nur in dieſem Falle bei 
dem erwaͤhlten Austraͤgalgerichte ſtatt, und nur, wenn ſie ſogleich bei 
der Einlaſſung auf die Vorklage angebracht wird. 
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Art. IV. Wo Feine befondern Entfcheidungs- Normen vorhanden 
find, hat das Austrägalgericht nach den in Nechtöftreitigkeiten derfelben 
Art vormals von den Heichögerichten fubfidiarifch befolgten Recht 
quellen, infofern folche auf bie jegigen Verhältniffe der Bundeöglieder 
noch anwendbar find, zu erkennen. 

Art. V. Dem im Namen der B. V. abzufaflenden Erkenntniffe 
follen jederzeit die vollſtaͤndigen Entfheidungsgründe beigefligt 
werben, | 

Ueber den Koftenpunft fol das erwählte Austrägalgericht nach 
gemeinrechtlichen Grundfägen erkennen, und bei deren Beſtimmung 
die ihm vorgefchriebene Taxordnung befolgen, ohne weitere Gebühren 
in Anfa& zu bringen, 

Art. VI. Die Austrägal- Erkenntniffe find fofort nach ihrer Eroͤff⸗ 
nung als rechtkräftig anzufehen und zu befolgen. — Jedoch ift Die Re⸗ 
flitufion wegen neu aufgefundener Thatfachen und Beweismittel zu⸗ 
läffig. — Sie muß aber innerhalb vier Jahren, vom Tage der Aufı 
findung an gerechnet, nachgefucht, und es kann dadurch Die Vollziehung 
des Austraͤgal⸗Erkenntniſſes nicht aufgehalten werden. . 

Art. VII. Ueber die Zuläffigfeit der Reftitution und über die Er 
heblichkeit und rechtliche Wirkung der neu aufgefundenen Thatſachen 
und Beweismittel, hat derfelbe Gerichtähof zu erkennen, welcher die 
Entſcheidung in der Sache gefaßt hat. 

Art. VIII. Die Ableiſtung des Reſtitutions⸗Eides geſchiehet bei Dem 
Austrägalgerichte, durch den Vorſtand derjenigen Behörde, unter deren 
Aufficht und Genehmigung bie Reftitution nachgefucht wird, und von 
demjenigen Beamten bed die Reftitution nachfuchenden Theils, welcher 
die Sache bearbeitet hat, entweder in Perfon, oder durch Special» Be 
vollmächtigte. Sind mehrere dabei verwendet worden fo fol dem 
anderen Theile frei flehen, den zu benennen, welcher den Reftitutiond« 
Eid abzuftatten hat. 

Art. IX. Die B. V. verfügt die Vollziehung der Bundes-Austrä- 
gal=- Erkenntniffe, infofern derfelben nicht fofort oder nicht vollftändig 
Folge geleiftet wird. Fallen bei der Vollziehung noch Streitigkeiten 
vor, melche eine richterliche Entfcheidung erfordern; fo flehet dieſe dem 
Auödträgalgerichte zu, welches dad zu vollziehende Erfenntniß ges 
faßt hat. 

. Art. X. Es ftehet uͤbrigens den Bundesgliedern frei, für ihre Strei⸗ 
tigfeiten, fowohl in einzelnen vorfommenden Fällen, als auch für alle 
Fünftige Fälle, wegen befonderer Austräge oder Compromiſſe überein- 
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zukommen, wie benn auch frühere Famillen⸗ oder Vertrags⸗Andtraͤge 
durch Errichtung der Bundes⸗Austraͤgal⸗Inſtanz nicht aufgehoben, noch 
abgeändert werben, 

Art, X, Die B. V. wird, in Beziehung auf das Verfahren bei 
Streitigkeiten der Bundesglieder unter fi, eine Revifion Des Bundes⸗ 
beſchluſſes vom 16. Juni 1817 vornehmen, wobei jedem Bundesglied 
weitere zweckmaͤßige Ergänzungen in Antrag zu bringen, überinffen 
bleibt. — 

Umfrage, 


Defterreih. — Der 8. K. Sefandte hat den Auftrag erhalten, 
die Zuftimmung und Genehmigung feines allerhöchften Hofes zu Pro⸗ 
tofoll zu erklären, Damit die vorgelegten eilf Artikel über die Austrägals 
Inftanz, nach der getroffenen Verabredung auf gleiche Weife, wie die 

Schlußakte felbft, zum Bundesgeſetz erhoben werden mögen. 

Saͤmmtliche übrigen Stimmen traten, wie Oefterreich, der Praͤſt⸗ 

Dialpropofition unbedingt bei, daher 


Beſchluß: 

Die von den Bevollmaͤchtigten ſaͤmmtlicher Bundesſtaaten in 
den Minifterial-Conferenzen zu Wien verabredeten, in eilf Arti⸗ 
keln nufgezeichneten Beflimmungen über das bei Aufitellung 
der Austrägal-Inftanz zu beobachtende Verfahren, werben hier⸗ 
mit, in eben der Art, wie bie Schlußakte felbfl, durch gleich 

förmige Buftimmung zum Bundestagsbefchluß erhoben. 
Zufolge des Art. XI. diefes Befchluffes ward in Sess. XIX. d. U 
4820.1820, Prot. $. 96. S. 228,*) durch Bundesbeſchluß die bereits in 


*) Diefe Sommiffion, deren Mitglieder zugleich ausnahmsweiſe zur Sub⸗ 
ftitution ermächtigt wurden, beftanb nach bem Prot. v. 3. 1820, S, 228. aus ben 
Bundestagsgefandten: 

Freiheren von Aretin, Herrn von Martens, Freihern von Wangenheim, 
Freiheren von Plefien und Herrn von Berg; nach Prot. v. 3. 1821, ©. 638. 
wurden für Herren von Martens, Freiheren von Pleffen und Herrn von Berg 
erwählt: Herr von Carlowitz, Herr von Hammerftein und Herr Danz; nad) Prot. 
v. 3. 1823, ©, 126. wurde für Freiherrn von Aretin erwählt: Freiherr von 
Gruben; ferner nach Prot. S. 745. für Freiheren von Bangenheim wurbe erwählt 
Here von Meyerfeld; nach Prot. v. J. 1831, &. 10%, für Heren von Sarlomig' 
und von Dammerftein wurden erwählt Freiherr von Blittersborf und Freiherr 
von Pechlin; nach Prot. v. 3. 1833, S. 121, für Herren von Meyerfelb und Herrn 
Danz wurden erwählt Herr von Ries und Herr Thomas; nach Prot. v. J. 1838, 
S. 375, für Preiheren von Blitterödorf und Herrn Thomas wurben ermähtt 
Herr von Duſch und Herr von Meyer, 


* 
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Seas. I. d. 3. 1818 ermählte Eommiffion erſucht, die Reviſſon des 
. Bundestags» Befchluffed v. 16. Juni 1817, in Betreff der Vermitte⸗ 
lung ver B. V. bei Streitigkeiten der Bundesglieber unter ſich und 
Aufftellung einer wohlgeordneten Austrägal- Inſtanz, bann des Aus 
trägal-Werfahrend zu übernehmen. Schon in Seas. XXXU. 6. 179. 
&. 593, erflattete ver Kgl. Bayrifche Geſandte Namens diefer Com- 
miffion einen vorläufigen Vortrag, auf welchen — dem Commiſſions⸗ 
antrage beiftimmenb — ebenbafelbft befchloflen wurbe, bie Commiſſion 
zu ermächtigen, die unterdeſſen bei Erdrterung bierüber zus Sprache 
gefommenen - Bemerkungen und Ergänzungen mit ber Revifion bes 
Bunbesbefchluffes in Verbindung zu ſetzen, das Ganze im Bufanmen- 
hange zu bearbeiten, und alle Beftimmungen in eine und biefelbe In⸗ 
firuftion zufammenzufaflen, — Dieſem Beichluffe entiprach die Com⸗ 
miffion, indem der Gefandte der 15ten Stimme Namens berfelben in 
Sess. XXXVII. 6, 214. ©. 662, einen Bericht verliefl, vem unter 
Biff. 25. des Prot. S. 658 — S. 604. f. Bi. 1. S. 129 — S. 143, 
„Der Entwurf eines Bunbestagsbefchluffes über das Verfahren in 
Streitigkeiten der Bundesglieber unter einander” angefügt war, tel» 
then an die Megierungen zu beförbern, um barüber abflimmen zu 
Können befchloffen ward. 

Auf mehrere Anträge von Baden Über hierhergehörige Materien 1 82 1. 
und Bemerkungen, ſ. Prot. v. 3. 1821. 8. 73. ©, 145, (©. 169.) 
ferner $. 124, (S. 865. und 8. 106. ©. 249 und $. 124. ©, 372.) 
wurde befchloffen bei ben Regierungen darauf anzutragen, bie Inſtruk⸗ 
tionen auch hierauf zu erſtrecken, fo wie auch verabredet wurde. 6. 108. 
S. 239. die bereits eingezogenen Königl. Preußifchen, Koͤnigl. Sächfifchen 
und Grßhrzgl. Suremburgifchen Bemerkungen and Erklärungen, fowie 
die noch ferner eingehenden fürs erfte der betreffenden Commiſſion um 
mittelbar zuzuftellen. 

Ferner machte Preußen gleichfalls uͤber mehrere hiehergehoͤrige Ma⸗ 
terien Antraͤge und gab Erklaͤrungen und Bemerkungen ab. (ſiehe 
$. 160. S. 471. $. 256. S. 765. Beilage Ziff. 31. ©. 715; Ziff. 32. 
©. 793.) 

In demfelben Iahre 1821 erfolgte weiter noch die Abflimmung der 
16ten Stimme; Prot. $. 187. S. 504. ſiehe auch die Bemerkungen 
von Schaumburg» Lippe, Lippe und Waldeck; Prot. &. 506 *°-%, die 
Bemerkungen von Würtemberg; ber 12ten Stimme, $. 219. S. 609. 
f. inöbef. die Bemerfungen von Weimar und Meiningen ©. 628*u. flgde. 

Im Jahr 1822 ſtimmt zunächfl Kngrch. Sachfen ab, f. Prot. 8. 48. 1823, 
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S. 120.; fiehe auch die Bemrkgn. Beilage 12. S. 132. u. Ziff. 3. S. 134; 
Preußen macht neue hierher Bezug habende Anträge. F. 82. ©. 214; 
Oldenburg übergibt Bemerkungen zu dem Entwurf, $. 97. S. 238,; 
f. auch Beilage Ziff. 15. ©. 2415 desgleichen Holftein und Lauenburg, 
6. 106, ©. 268. Beilage Ziff. 16. ©. 271; deögleichen Kurheſſen, 
6. 206. ©. 757.5 f. auch Beilage Ziff. 30. S. 797. — Die 17te 
1823 Stimme übergab ihre Bemerfungen zu dem Entwurfe 1823, Sess, 
XXVII. $. 115. ©. 382; fiehe Beilage Ziff. 12. ©. 405 — ©. 434, 
1831. Im Jahre 1831 ermähnt der Geſandte ber freien Stadt Frankfurt 
Namens der Sommilffion zur Revifion des Audträgalverfahrens in Sees. 
XXXI. 8. 203. ©. 672, bei Gelegenheit eines Vortrags über einen 
Kgl. Banrifchen Antrag megen Austrägalfenate, daß die Commilfion bis 
jest feinen bie enbliche Erledigung der Sache bezwedenden Vortrag 
babe erftatten Fönnen, da mehrere Stimmen — ohne Zweifel in der 
Erwartung, daß die Erfahrung nach und nad) Manches zur näheren 
Ausbildung der Anordnung an Hunden geben werde, — noch nicht 
abgelegt feyen. Prafidvium brachte hierauf in Sess. XLI. $. 296, 
S. 949. von neuem die noch ausftehenden Abftimmungen in Erinnes 
rung, nachdem Oeſterreich kurz zuvor, 6. 277. ©. 881., fi) dahin aude 
gefprochen hatte, Daß es Überhaupt noch immer die Errichtung einer 
gemeinfchaftlihen permanenten Austrägalinflanz zur Erhal⸗ 
tung des Öffentlichen Rechtsözuftandes im Bunde nad) allen feinen ver» 
fihiedenen Beziehungen, für hoͤchſt wünfchenswerth halte, 
034 Weitere Yeußerungen von Oeſterreich hierüber fiehe im Prot. d. 
835.8. 1834, $. 589, ©. 1045. In dem darauf folgenden Jahre 1835, 
Prot. $. 230, S. 489. wurde befchloffen, daß von dem Art. 26. des 
Entwurfs, fomwie überhaupt von jeder bundesgefeplihen Beſtimmung 
über.die Zuläffigkeit von Nichtigkeitsbeſchwerden zu abftrahiren ſey *). 


*) Die Veranlaffung zu diefem Befchluffe gaben die Anträge und Erflärun: 
gen von Sachſen⸗Coburg-Gotha und Sahfen-Meiningen-Hilburghaufen in den 
fogenannten Thüringer Rayon-Streitigkeiten, f. hierüber Prot. v. 3. 1833, 
$. 92., $. 226., $. 245., $. 401., welche $. 439. der zur Nevifion bed Austrägal: 
verfahrens beftellten Commiſſion zur Begutachtung übergeben wurden; — der 
Sommiffionsvortrag erfolgte im 3. 1834, Prot. 365. und lautete auf Inftruf- 
tiond-Einholung. Hierauf gab zunaͤchſt Schaumburg⸗Lippe eine Erklärung ab, 
$. 405.5 es folgten die Abftimmungen von Bayern, 8. Sachſen, Hannover und 
Baben, $. 415.5 0, Grßhzgthm. Heffen, S. 449.5 von Preußen, Medlenburg, der 
15ten und 17ten Stimme, F. 480.5 von der 16ten Stimme, $. 525.; von Däne⸗ 
mark wegen Holftein und Lauenburg, $. 552.5 von Defterreich, S. 562.5 von ber 
12ten Stimme mit dem Antrag von ©, Coburg wegen Zulafiung eines Revi⸗ 
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Fuͤr die Wiederaufnahme und Erledigung der Verhandlungen uͤber 
eine allgemeine Reviſion der das Austraͤgalverfahren betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen ſpricht ſich Grßhrzgthm. Heſſen i. J. 1838. in Sess. X. 1838. 
$. 135. ©. 350, aus, bei Gelegenheit eines Antrages auf Entſcheidung 
einiger die Befugniß der Austrägalgerichte betreffenden fpeciellen Fra⸗ 
gen, fowie auch Bayern i. 3. 1841, Sess. IH. 8. 40. ©. 42, ben 18 +1. 
Wunſch ausdruͤckt, daß die in Bearbeitung befindliche Revifion des B. 
T. Beichluffes vom 16ten Juni 1817. uͤber das Verfahren bei Strei« 
tigfeiten der Bundesglieder unter fich zum Befchluffe gebracht und was 
davon als grundgefeßlich zu betrachten feyn würde, mit den bunbed« 
verfaffungsmäßigen Formen bekleidet werben möchte, was auf Präfi- 
bialantrag an die Commiſſion abgegeben wurde. Diefelbe erftattet 
durch dem Gefandten der freien Stabt Frankfurt in Sess. XIX. $. 210, 
©. 387, Vortrag Uber den Stand diefer Sache, worauf auf ihren An- 
trag ebendafelbft befchloffen wurde daß die noch ruͤckſtaͤndigen Abſtim⸗ 
mungen bis zum Iten Februar 1842 einzubringen feyen. 

In Betreff der Abflimmung von Luremburg fiehe Prot. $. 237, 
©. 487; $. 254, ©, 501. und $. 283. ©. 524. Bevor noch weis 
tere Abflimmungen erfolgten, außert fich der Gßhrz. Badiſche Gefandte 
Namens der Eommiflion i. J. 1842, Sess. II. $. 23. ©. 32, in Bes 1842 
zug auf Wiederaufnahme und Erledigung der Verhandlungen über die 
Reviſion der das Austrägalverfahren betreffenden proviforifchen Bes 
flimmungen von 1817, anch auf die fodann zu machenden Borfchläge 
wegen Aufftellung einer. allgemeinen Austraͤgal⸗Gerichtsordnung. 

Es folgen ferner die Abflimmungen über den Befchlußentwurf von 
Hannover, $. 36. ©, 66; von Baden, und zwar wegen $. 9. des Be⸗ 
Ihlußentwurfs, $. 46. ©. 79; von Defterreich, nebft Anträgen über 
den dermalen einzuhaltenden Gang diefer Verhandlung, $. 74. ©, 
107; von Medlenburg, $. 90. ©. 121; von Grßhrzgthm. Heffen, 
$. 102, S. 133; von der 13ten Stimme, $. 274. ©. 601; von Bayern 
unter Bezugnahme auf Errichtung einer allgemeinen Ob.-App.-Gerichts 
Ordnung in Sess. XXVI. $. 287. ©, 638., woſelbſt auf Prafidialbes 
merkung befchloffen wurde: 

1) „diejenigen höchften und hohen Regierungen, bei deren oberften 

Gerichten Austrägalprogeß-Verhandlungen bis jest ftattgefun- 


fionsverfahrens, F. 582.5 von Luremburg, $. 596.5 von der 13ten Stimme, 
$. 614. — Im 3. 1835 kamen nody folgende Abftimmungen: von Württemberg, 
6. 95.5 von Kurheflen, $.230,; hierauf erfolgte nun in bemfelben $.230, Prot. 
©, 489, ber obige Beſchluß. 
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ben haben, ober welche bei folchen ala Selbfibetheiligte aufge 
treten find — und welche fonach die in ber beftehenden Ord⸗ 
nung obwaltenden Mängel und zu flellenden Defiverien aus 
eigner Erfahrung zu beurtheilen am beften in der Lage waren — 
werben eingeladen, ihre biesfälligen Anfichten und Wünfche ber 
B. V. fofort vorzulegen, wonach fobann, 

2) „die für bie Reviſion der Austrägelorbnung beftehende Com⸗ 
miſſion ſich der Arbeit zu unterziehen haben wirb, den i. J. 1820 
vorgelegten Entwurf, mit Hinficht a) auf die über deſſen In⸗ 
balt in der erften Zeit eingelaufenen Abflimmungen, — b) auf 
bie feit Vorlage deffelben ergangenen, einzelne Punkte des Aus⸗ 
trägalverfahrend betreffenden Bunbesbefchlüffe. — c) auf die 
in Bezug auf dieſes Verfahren feitbem gemachten praktifchen 
Erfahrungen, welche der Commiſſion theild aus eigener Pruͤ⸗ 
fung, theild aus der Eröffnung betheiligter Regierungen zur 
Kenntniß gelangen follten, — umzuarbeiten, auch bierbei auf 
die Art, 18. 19. und 20. der W. Schl. Alte und insbefondere 
auf die den Schuß des Befisflandes betreffenden Beſtimmun⸗ 
gen deſſelben Rücficht zu nehmen, und das Produkt diefer At⸗ 
beit in thunlichft Fürzefter Frift der B. V., zum Behufe neu zu 

| beginnender Erörterung und Abſtimmung vorzulegen.” 

1543 Im Beziehung hierauf zeigt der Koͤnigl. Bayerifche Gefandte i. J. 
1843, inSess. 1.$. 13. an, daß er die Elaborate des Ob.⸗App.Ger. und 
des Königl. Juſtizminiſteriums unmittelbar an die ernannte Commilfion 
mitgetheilt; deögleichen ber König. Würtembergifche Gefandte in Sess. 
VII. $. 95. 


Nach dem Inhaltsverzeichniß folgt nun in diefem $.: 
4) Beſchluß vom 7. Dftober 1830, Vorladungen und Zuftellun 
gen betreffend. 
5) Befchluß wegen Mandaten vom 28. Zebruar 1833, 
6) Beſchluß vom 23. Iuni 1836, Sporteln und Stempelpapier 
betreffend. 
Ueber die Ausführung von Nr. 4. 5. 6. verweifen wir auf Band L 
©. 144 — ©, 146, und gehen nun über auf 
1838 7) den Beihluß vom 19. October 1838 *), ſ. Prot. Sess. 
XXIX. 8. 320, S. 878,, betreffend Urtheilöfenate. 


) Sämmtliche bereits In Bd. 1. S. 147. ıc. 931 u. 982 gegebene Berhands 
lungen find hier mit bem hinzugelommenen zufammen bearbeitet, 
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„Die in der Austraͤgalordnung vom 16. Juni 1817, Art. IH. 
5. enthaltene Beſtimmung: 
daß der zur Uebernahme eines Austraͤgalauftrags erwaͤhlte 
oberſte Gerichtshof, falls derſelbe aus mehreren Senaten be⸗ 
ſtehen ſollte, Die Austrägalfachen in pleno zu verhandeln habe, 
wird nach den gemachten Erfahrungen, zur Erleichterung der mit Aus⸗ 
trägalproceffen betheilten oberften Gerichtöhäfe und zur Beförderung des 
Geſchaͤftsgangs bei denfelben, in nachflehender Weiſe modificirt: 

„Denjenigen Regierungen, deren oberſte Gerichte aus mehreren 
Senaten beftehen, und, außer dem Präfidenten oder Director, mehr als 
zwölf Mitglieder zählen, ift geftattet, einen befonderen Senat flr die 
-Austrägalfachen zu bilden, ber jedoch mit Einfluß des Vorfigenden, 
wenigftens aus dreizehn Mitgliedern beflehen fol, Ein folcher Aus⸗ 
trägalfenat ift entweder aus zwei Senaten bed oberſten Gerichtöhofes 
unter Beobachtuug einer beflimmten Reihenfolge zu bilden, ober es 
find diejenigen Mitglieder, aus welchen der Austrägalfenat bleibend 
beftehen foll, im Voraus zu benennen und zur Stellvertretung für ver 
binderte ober abgegangene Mitglieder zwei Erfagmänner zu bezeichnen, 
auch bei Dem Austritt eines Mitgliedes oder Erſatzmannes die feſtge⸗ 
feste Zahl fogleich wieder zu ergänzen. In dem erftern Falle, nämlich 
wenn eine Reihenfolge flatt findet, muß eine jede Austrägalfache bis 
zu deren Beendigung bei einem und demfelben Austrägalfenate ver 
bleiben.’ 

„Sowohl die Reihenfolge, nad) welcher die Bildung des Austrägale 
gerichts aus alternirenden Senaten ftatt haben foll, als auch die perſoͤn⸗ 
liche Zufammenfeßung der bleibenden Austrägalfenate find bei ber Bun⸗ 
besverfammluug ftet5 in Evidenz zu halten, damit, noch vor der Wahl 
eines Austraͤgalgerichts, über die Zufammenfehung der Austrägalfenate 
bei fammtlichen oberften Suftizftellen der Bundesglieder kein Zweifel⸗ 
beſtehen koͤnne.“ 

„Die Anwendung dieſes Beſchluſſes auf bereits anhaͤngige Austraͤ 
galſachen kann nur mit Einwilligung der betheiligten Regierungen 
ſtatt finden.” 

Den erſten Antrag wegen Bildung eines eigenen Senats bei den 
oberſten Gerichten für Austraͤgalſachen, machte Bayern i. J. 1831. — 331. 
©. Prot. Sess. XXIV. $. 155. ©. 578, (auch Prot. v. 3. 1834, 
8.78. ©. 127.) Theil I. diefes Werls S. 177. Es enthält im Weſent⸗ 
lichen Folgendes: 

In groͤßeren Staaten ſeyen bie höchften Gerichtshöfe in mehrere 
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Senate oder Abtheilungen vertheilt, denen ohne Unterfchieb die Ber 
rathung und Aburtheilung der wichtigften Rechtöfachen allein überlaffen 
bleibe. — Demnach trage e8 darauf an: daß ein eigener Senat ex gre- 
mio des Ob.-App.- Gerichts gebildet werden möge, beftehend aus zehn 
bis zwölf Räthen mit zwei Suppleanten und einem Praͤſidenten, ledig- 
lich zur Berathung und Aburtheilung der Austrägalfälle. 

Das desfallfige Gutachten der betreffenden Commiſſion, erftattet 
Sess. XXXI. $. 203. ©. 671 — 677., war diefem Anfinnen entgegen, 
worauf befchloffen wurde, Inſtruktionen einzuholen. Hierauf folgten 
die Abflimmungen von Bayern, K. Sachfen, Dänemarf, Grßhrzgth. 
und Hrzgth. Sachfen. Sess. XXXVI. 6. 234, ©. 809; von Würtem- 
berg und der 13ten Stimme, Sess. XXXVH. 6. 215. S. 833; von 
Preußen, Sess. XXXVII. $. 253. ©. 845; von Baden, Medlenburg, 
der 16ten und 16ten Stimme, Sess. XXXIX. $. 261. ©. 854; von 
Defterreich und Grßhrzgth. Heflen, Sess. XL. 6. 277. S. 881; i. J. 


1832. 1832 von Kurheffen, f. Prot. Sess. XV. $. 133. S. 577.5; i. J. 
1833. 1833, von der 17ten Stimme, f. Prot. Sess. X. $. 96. ©. 239; und 


endlich von Hannover, Sess. XLV. $. 472. ©. 994., dad zugleich an⸗ 
derweite Vorfchläge mit befonderer Rüdficht auf das Ob.⸗App.Gericht 
zu Selle machte. 

Der hierauf ertheilte Befchluß, Sess. XLIX. $. 510. ©. 1067., bes 
fiimmte, daß biefem bayrifchen Antrage Feine Folge gegeben werden 
koͤnne. — In derſelben Sitzung S. 1068. erneuerte nun Hannover feinen 
desfalld (Sess. XLV. $. 472. ©. 996.) gemachten Vorfchlag in Bes 
treff von Urtheils-Senaten ald Antrag, welcher an die betreffende 
Sommiflion abgegeben wurde. — Diefer Staat, deſſen höchftes Tribu⸗ 
nal in drei Appellationsfenate und dann in drei Urtheilsfenate abges 
theilt ift, wonon der erfte und zweite Appellationsfenat den erften Urs 
theilsfenat, der zweite und dritte Appellationsfenat den zweiten Urtheild« 
fenat bilden, trägt S. 996, darauf an: 

1) daß flatt der Verhandlungen in pleno, die Austrägalfachen bei 
folchen Zribunalen, welche verfaffungsmäßig in mehr als zwei 
Givilfenate abgetheilt, und in welchen die Gefchäfte nach den 

- Provinzen vertheilt find, die Verhandlungen und die Entfcheis 
dung einem aus zwei ſolchen Senaten componirten Urtheildfe 
nate, unter Beobachtung einer Reihenfolge, anvertraut werden 
möchten; und 

2) gibt ferner — da obiger Vorſchlag nicht allerwärts in Anwen⸗ 
dung kommen koͤnne — als eine Erleichterung und Zeiterſpa⸗ 
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rung anheim: nur die Entfcheidung der Austraͤgalſachen dem 
Plenum, die derſelben vorausgehende Inſtruktion aber den Be⸗ 
rathungen der einzelnen Appellationsſenate zu uͤberlaſſen. 

Das desfallſige Gutachten der Commiſſion ward i. J. 1834, Sess. 1834. 
III. $. 36. ©, 61. erſtattet und zur Inſtruktions⸗Einholung verftellt. 
Ueber diefes Gutachten erklären fi) Bayern und Hannover, Sess. X. 
6. 122. S. 255. Hierauf erfolgten abermalige Abflimmungen, und 
zwar: von Luxemburg, Sess. XV. $. 196, ©. 422; von. Preußen, 
Sess. XXXII. 6. 414. ©, 829; Sess. XXXV. $, 459. ©, 874; yon 
Danemark für Holftein und Lauenburg und Medlenburg, Sess. XXXIX. 
$. 553. S. 996; vom K. Sachfen, Sess. XL. $. 563. S. 1023; von 
Deſterreich, Sess. XLII. $. 589. S. 1045, — Oefterreich fpricht in 
diefer Abflimmung von neuem aus, wie Überhaupt höchft wuͤnſchens⸗ 
werth die Errichtung einer gemeinfchaftlichen permanenten Außträgal 
Inſtanz zur Erhaltung bes Öffentlichen Rechtözuflandes im Bunde fey, 
und daß auch die Errichtung eined Bundesgerichts, oder einer perma⸗ 
nenten Austrägal-Inftanz, bei den in dieſem Jahre in Wien ftatt ges 
habten Gabinets= Conferenzen in vielfacher Beziehung erörtert worden 
wäre, allein die Echwierigkeiten, welche im Wege ftänben, diefelbe der⸗ 
malen nicht geftatteten. 

Im folgenden Jahre 1835. erfolgten die Abflimmungen von Bas 1835. 
den (mit einem anderweiten Antrage), f. Prot. Sess. I. $. 13. 
©. 11. — Diefes ſchlaͤgt vor, S..12., generell zu befchließen: 

„DaB denjenigen Regierungen, deren oberfle Landesgerichte 
außer dem ‚Präfidenten oder Direktoren mehr ald zwoͤlf Mit- 
glieder zählten, geftattet fey, einen eigenen, aus wenigflens 
zwölf Raͤthen und einem Präfidenten oder Direktoren beftehen- 
den Senat für Austrägalfachen ein= fiir allemal, oder doch nach⸗ 
einem fortwirfenden Grundfage aufzuftellen, und innerhalb einer 
gewiſſen Frift entweder die perfünliche Zufammenfegung dieſes 
Senats, oder den Grundſatz, wonach folche flatt finden fol, zur 
Kenntniß der Bundesverfammlung zu bringen. 

Es erfolgten ferner die Abftimmungen von Grßhrzgth. und Hrzgth. 
Sachfen, Sess. V. $. 63. ©. 102; von Preußen und weitere Erklaͤ⸗ 
rung von Dannover, Sess. VII. $. 80. ©. 128; von der läten und 
16ten Stimme, Sess. IX. $. 107. S. 221; von Bayern, Sess. XII. 
$. 144. S. 273; von Würtemberg, Sess. XIV. $. 175. ©. 340; von . 
Kurheffen und. der 13ten Stimme, Sess. XVI. $. 231. ©, 489; von 
Grßhrzgth. Heflen, Sess. XXV. $. 398. ©. 336; von Kar. Sachen, 
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Sess. XXVI. $..416. S. 873; von ben freien Städten, Sess. XXVIII. 
6, 462. ©, 1074. 
1836. Im Jahre 1836. ſtimmten noch ab: Niederlande für das Grßhrzgth. 
Luxemburg und bie 1äte Stimme, ſ. Prot. Sess. I. $. 23. S. 38. 
Hierauf erfolgte unter dem 19. Oktober 1838 ber bereits mit⸗ 
getheilte Befchluß. In Ruͤckſicht auf denfelben gab zuerflin Sess. XXIX_ 
1039. 6.320. ©.878. der Koͤnigl. Hannöverifche Geſandte i. I. 1839, in Sess. 
I. 6. 18. S. 66. folgende Erklärung abs 
„In dem Koͤnigl. Ob.⸗App.Gerichte zu Celle beſtehen bekanntlich drei 
ſtabile Appellationsſenate, in denen ſich, außer dem fuͤr einen 
jeden angeordneten Praͤſidenten beſinden: 

1) in dem erſten bie drei Calenberg⸗Grubenhagen'ſchen prae- 
sentati, ber Hoyaiſche praesentatus und zwei Königliche 
Käthe; 

2) in bem zweiten die beiden Lüneburgifchen praesentati, bie 
beiden Bremen’fchen praesentati, der Verden'ſche prassen- 
tatns und ein Königlicher Rath; 

3) im dem dritten bie drei praesentati der Landſchaft von Hil⸗ 

desheim, Osnabruͤck und Oſtfriesland, nebft drei Königlichen 
Raͤthen.“ 

„unter Zugrundlegung der Vorſchriften, bie in der Königlichen 
Verordnung vom 31. Juli 1718 wegen Bildung der Urtheils⸗ 
fenate enthalten find, wird nunmehr die nachſtehende Reihen⸗ 
folge hinfichtlich ber Austrägalfenate eintreten: 

„Der erfte Austrägalfenat wird beflehen aus bem erften und zweis 
ten Appellationsſenate; 

‚ner zweite Austraͤgalſenat aus dem zweiten unb dritten Appella= 
tionsfenate ; 

‚ver dritte Austraͤgalſenat, aus dem erften und dritten Appella- 

tionsſenate. 

„Ein. jeder dieſer Austraͤgalſenate beſteht demnach ans 14 votiren⸗ 
den Mitgliedern. — Die etwa noͤthigen Erſatzmaͤnner werden 
von dem Oberappellationsgerichts⸗Praͤſidenten aus den Raͤthen 
des an dem jedesmaligen Austraͤgalſenate keinen Antheil neh⸗ 
menden Appellationsſenate erwaͤhlt.“ 

Der Koͤnigl. Saͤchſiſche Geſandte gab hieruͤber in demſelben Jahre 

1839. 1889, in Sess. II. $. 36. ©. 99. folgende Erflärung ab: 
„Da der oberfte Gerichtshof im Koͤnigreiche Sachfen, dad Ob>Apy. 
Gericht zn Dredden, außer dem Präfiventen, nur aus ſechszehn 
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Mitgliedern beflehe, und wenn aus dieſen ein Austrägalfenat 
gebildet werden folle, zwölf davon als Beifiger und zwei als 
Erfagmänner ernannt werben müßten, folglich eine Beför- 
derung des gleichzeitigen Gefchäftsbetriebs für andere Angeles 
genheiten nicht zu erzielen feyn würde; fo habe Seine Majeftät 
ber König befchloffen, daß es, rüdfichtlich des: Ob.-App.-Ges 
richts zu Dresden, bei der bisher beflandenen Einrichtung, 
wornach die an daffelbe gelangenden Austrägalfachen in pleno 
zu verhandeln feyen, zur Zeit bemenden ſolle.“ 

Der Königl, Bayriſche Gefandte ſprach fi in Sess. IV. 6.56, 

©. 120. folgendermaßen aus: 

„Seine Majeftät dev König von Bayern habe bie Alternative der 
Zuſammenſetzung eines bleibenden Austrägalfenats bei dem 
Königl. Ob.App.⸗Gerichte gemählt, und der Gefandte fey beauf- 
kragt, die Ernennungslifte der Mitglieder dieſes Senats 1} ‚mit 


1) Siehe Prot. v. 1839, Sess. IV, Beilage 2. ©. 168. 

Präfident: Graf von Rechbergs 

Subſtitut: Reichſrath und erfter Direktor, Freiherr von Freiberg. 

Räthe: Beckers, Knappe, Stautner, von Sprunner, Gafner, Mil 
ler, Holzinger, Dr. Riedl, Schumann, Freiherr von Wulffen, 
Röhrig, Obermüller. 

Erfasmänner: Kich, Schmidt, Greiner, Autſch. 

Sm Sahr 1841, Sess. IT. 6. 40. ©, 42. macht ber Sefandte die weitere 
Anzeige, daß, ftatt der ausgetretenen Räthe Auappe und von Sprunner, bie 
beiden erſten Erſatzmaͤnner Kirch und Schmidt in den Austrägalfenat eins 
getzsten, an die Stelle biefer beiten die Häthe Greiner ats erfter und Autſch 
als zweiter Exrfadfmanm vorgerüdt, dann bie Raͤthe Papius zum briften und 
Zink zum vierten Erſatzmann erkanat worben ſeyen. — Ferner macht ver Ge⸗ 
fankte im Sess. XXIV. $. 280. G. 523. weitere Angeige, daß für bie Näthe 
Schmidt und Frhr. von Bulffen deren biäherige Suppleanten Paptus 
und Zink zu wirklichen Mitgliedern des bei jenem oberften Gerichtshof beſtehen⸗ 
deu Audtrögalfenats ernannt worden, und die Räthe Frhr. von Thungen 
und Kleinfhrod zu Suppleanten beflimmt fegen, auch an bie Stelle des 
Raths Miller der Rath Dr. Ringelmann in dad Austrägalgericht ernannt 
worden, und nach feinem Senium zwifchen die Räthe Greiner und Papius 
eingereiht worden ſey. — Wetter macht der Geſandte i. 3. 1842, in Sess. III. 
6. 34, ©, 65. die Anzeige, daß, an die Suppleantenftche des Oberapp. Gerichtös 
Direktors Frhen. von Freiberg, ber nummehrige erſte Direktor Ritter von 
Gernugroß eunannt werhen feg. 

3.3. 1843, in Sess. 1. 8.14. ©. 7. überreicht der Gefanbte, da im Austragal⸗ 
ſenate bei dee Kgl. Oberapp. Ger. zu Mänshen fi) im Taufe bes vorigen Jah⸗ 
zed mehrene Perfonalweränkerungen ergeben Hatten, die Ernmennungsliſte der 
Mitglieder des Senats, wie er gegenwärtig zufammengefegt ift: 
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der Bemerkung zu berichten, daß die darin bezeichneten Erfag- 
" männer nad) der Reihenfolge, in welcher fie aufgeführt ſeyen, 
einzutreten haben.” 
In derfelben Sess. IV. 8.56. ©. 121. zeigte der Grßh. Heflifche 
Sefandte an: 
„daß, da das Grßhrzgl. Ob.App.⸗ und Caffationd-Gericht zu 
Darmftadt aus einem erften und zweiten Präfidenten, ſodann 
vierzehn Räthen als Richterperfonal beftehe, die zu bildenden 
Austrägalfenate aber nicht weniger ald einen Präfiventen oder 
Direktor und weiter zwölf Mitglieder nebft zwei Erfagmännern 
enthalten follen, gebachter oberfler Gerichtshof, fo lange deffen 
jetziges Perfonalverhältniß fortbeftehe, in den Fünftig demfelben 
zu übertragenben Austrägalfachen, wie bisher, in pleno zu ver- 
handeln und zu erkennen fortfahren werde.“ 
In demfelben Jahre in Sess. VII. $. 88. S. 230, übergab der 
K. 8. Defterreichifche Gefandte dad Verzeichniß 2) derjenigen 
Präfident: Graf von Rechberg. 
Subftitut, erfter Director: Ritter von Gerngroß. 
Raͤthe: Belers Dr. Riedl. Shumeann. Obermüller Kirch. Greiner 


Dr. Ringelmann. Papius, Zink. Dr. Kleinfhrob, Arnold. 
Erhr. von Walbenfels. 


Erſatzmänner: Mert. Volk Glück. Cucumus. 


Ueber weitere Veränderung macht ber Geſandte i. J. 1844, in Seas. I. 
6.10. 8, 6. Anzeige, nämlich daß, flatt des zum Direlitor des Königl. Oberapp. 
Gerichts von Unterfranken und Afchaffenburg beförderten Oberapp. Ger, Raths 
Papius, der erfte Suppleant, Rath Merk, in bem Austrägalfenat eingerädt 
und zum vierten Suppleanten ber Rath Dr. Lauf ernannt worden fey. 

2) Schr. von Gärtner, von Blumfeld, von Baaber, von Ens 
derie, von Schwarzkönig, von Schnizer, von Plappart, von Ad⸗ 
lersburg, von Härbtl, von Miniuffi,von Einfad. 

Zum Erfape: von Rath, von Stigber. 

IJ. J. 1841, Sess. VIL $. 98. & 152, legte der Gefandte folgendes Vers 
geichniß der B. V. vor, ©. 181. 


Praͤſident: Se, Excellenz Ludwig Graf von Zaaffe, oberfier Juſtiz⸗ 


praͤſident. 

Praͤſidents⸗Stellvertreter: Se. Excellenz Frhr. von Locella, Bicepräfls 
dent der oberſten Juſtizſtelle. 

Mitglieder: die wirklichen Hofraͤthe der oberſten Juſtizſtelle: Leopold Edler 
von Blumfeld, Joh. Edler von Enderle, Joh. Nep. Schwarzkoͤnig, 
Edler von Murfeld.. 

K. Anton Miniufft, Franz Eifant von Marienfels, Franz Schnis 
zer, Anton Bitter von Plappart, Joh. Edler von Rath, Anton von 
Mailland, 





Geſetzl. Beſtmmgn. Abth. II. Abfchn. 2. F. X. 65 


Mitglieder der K. K. Oeſterreichiſchen oberſten Juſtizſtelle, aus 
welchen der Austraͤgalſenat gebildet worden iſt, und zwar der 
ordentlichen Mitglieder deſſelben ſowohl, als der noch außerdem 
benannten zwei Erſatzmaͤnner, mit dem Bemerken, daß das 
Praͤſidium bei dieſem Austraͤgalſenate, wenn er in Thaͤtigkeit 
treten ſollte, in der Regel vom oberſten Juſtizpraͤſidenten, und, 
im Falle der Verhinderung deſſelben, von dem im Range zus 
nachft ſtehenden anwefenden Präfidenten oder Vicepräfidenten, 
mithin gegenwärtig von dem Herrn Grafen von Taaffe, oder, 
fallö er verhindert wäre, von dem Herrn Vicepräfidenten Gra⸗ 
fen von Lichtenberg, geführt werden würde. | 


Der Geſandte fügte ferner noch bei: 


„baß man künftig am Ende jeben Jahres die im Laufe deffel- 
ben in der Perfon der Mitglieber des Austrägalfenats und der 
Erfagmänner allenfalld vorgegangenen Veränderungen zur 
Kenntniß der hohen B. V. zu bringen nicht ermangeln würde.” 
derner machte der Kurheſſiſche Gefandte in Sess. IX. $. 123. ©. 
322, die Anzeige: 
„daß das Ob.-App.-Gericht in Kaffel über die Fünftig an das- 
felbe gelangenden Außsträgalfachen in pleno verhandeln und 
Sreenntniffe ertheilen werde.” 
Königl. Preußifcher Seits machte der Gefandte in Sess. XI. 8.154, 
©. 380. folgende Anzeige: 

„Bon ben beiden oberften Gerichtöhöfen der Monarchie, dem 
geheimen Obertribunal und dem Rheinifchen Revifions- und 
Gafiations= Hofe, beftehe der letztere nicht aus einer fo großen 
Zahl von Mitgliedern, daß die Anwendung des betreffenden 
Bundesbeſchluſſes bei demfelben in Frage kommen koͤnne, und 

- in Anfehung des erfteren fey befchloffen worden, es zur Zeit bei 
der biöherigen Einrichtung bewenden zu laffen, und mithin von 
der geflatteten Bildung befonderer Austrägalfenate für jet 
abzufehen.” 
Sur Würtemberg bemerkt die Gefanpfchaft i. 3. 1841. Sess. III. 1841. 
$. 40. ©. 43, „daß bei dem, die Zahl von dreizehn Mitgliedern nur 
um zwei überfteigenden dermaligen Perfonalftande des Königl. 


Karl Edler v. Ablersburg. Thomas Karl Därdtl; — Joh. Stieber. 
Zum Erſatz die wirkl. Hofräthe: I. N. Frhr. v. Ei chen; Aloys Pederzani. 
Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 5 
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Obertribunals die bei dieſem hoͤchſten Gerichtshoſe vorkommen⸗ 
den Austraͤgalſachen fortan wie bisher in plono zu behandeln 
ſeyen.“ 

Es folgt hierauf dem Inhalte nach 

II. ſpeciell, wegen Forderungen von Privatperſonen. 

1) Artikel XIX. der W. Schl. A. 
2) Beſchluß vom 19. Juni 1823. Friſten betreffend. 
3) Beſchluß vom 22. Mai 1828, wegen Mittheilung an bie 
Nartheien über den Stand der Sache, 
Indem wir hinfichtlich der Ausführung über I. 1.2.3. auf Bd. 1. 
©. 148. und 149. verweifen, gehen wir bier über auf 
1042. 4) Den Befhluß vom 15. September 1842, — f. Prot. 
xxV1. $. 286. S. 637; — megen ber Gefuche der Portheien um Wies 
bereinfegung in den vorigen Stand gegen Friſtverſaͤumniſſe — wegen 
ber Anfprüche des Klägers in Anfehung der Bemeislaft in Faͤllen des 
30. Art. der W, Schl. A. — wegen der Beweiskraft der Erklärung 
eines betheiligten Regierung am Bundestage vor dem Gerichtd« 
hofe. — *) 

„Auf bie in der B, V. zur Erörterung gebrachten nachſtehenden 

drei Fragen: 

1) Ob die Bundes-Audträgalgerichte befugt feyen, Wiederein- 
fesung in den vorigen Stand gegen Friftverfaumniffe zu er⸗ 
theilen? 

2) Welche rechtliche Folgen in Fällen, worin ber Art. 30, der 
Schl. A. zur Anwendung kommt, mithin die betreffenden Pri⸗ 
vatperfonen, von deren Forberungen es fich handelt, als bie 
eigentlichen Kläger vor Gericht nicht auftreten, an die vom 
Gerichtöhof auögehende Bezeichnung Einzelner unter ben be⸗ 
theiligten Bundesgliedern als Kläger überhaupt, namentlich 
in Anfehung der Beweislaft, zu knuͤpfen feyen ? 

3) Ob nicht den in Streitigkeiten zwifchen Bundesgliedern, welche 
an die Austrägalinftanz gelangen, von den betheiligten Regie 
rungen am Bundestag abgegebenen Erklärungen gleiche Be 
weiskraft in dem austrägalgerichtlichen Verfahren, wie ben bei 
dem Gerichtöhofe felbft eingegebenen Erklaͤrungen der freiten- 
den Theile zuzugeflehen fey? 

wird hiermit 


*) Lesteres ift unter I. 8 zu fubfumiren. 
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1) in Bezug auf bie erfie Frage feftgefeut: daß bie Austrägal- 
gerichte eben fo berechtigt, als verpflichtet find, bei Goſuchen 
der Partheien um Wiebereinfegung in ben vorigen Stand gegen 
Friſtverſaͤumniſſe nach Maaßgabe ihrer Progeßordnung zu ver⸗ 
handeln, und, nach Prüfung ber Entſchuldigungsgruͤnde, dar⸗ 
über zu entfcheiden. 

2) Hinſichtlich der zweiten Frage wirb beſtimmt, daß — da die 
Zutheilung der Partheirolle des Klaͤgers in Streitigkeiten, 
welche nach Art. 30. br Schl. A. zur Verhandlung Tome 
men, die Bedeutung nicht hat, wie im gewöhnlichen Prozeß 
verfahren — an diefe uneigentliche Bezeichnung auch Feinerlei 
rechtliche Folgen, und namentlich nicht in Beziehung auf die 
Beweislaft, gefnüpft werden Eönnen. 

3) Hinfichtlich der Dritten Frage wird von der Feſtſtellung einer 

poſitiven Form Umgang genommen, und es der Beurtheilung 
der Austraͤgalgerichte forthin uͤberlaſſen, ob und welcher Werth 
den Erklärungen am Bundestag, nach. Prozeßordnung und 
Hechtöprincipien mit Ruͤckſicht auf bie ganze Sachlage, vor 
Bericht beizulegen fey. 

4) Die höchften und hohen Regierungen werben erfucht, bie ober 
fien Gerichtshoͤfe von dieſem Beſchluſſe in Kenntniß zu ſetzen.“ 

Die Anträge, auf welche dieſe Beſchluͤſſe erfolgten, wurden ven 

Grßhzgth. Heſſen im J. 1838 in Sons. X. $. 135. &, 349, gemacht; 1 838. 
— Verſchiedene, feit dem Bundesbefchluffe v. 16. Suni 1817 vorge» 
fommene Außträgalftreitigfeiten hätten zu Zweifeln ber den Umfang 
der Competenz der Audträgalgerichte, namentlich Über deren Befug- 
niffe in Bezug auf manche zur Prozeßleitung gehörige richterliche 
Verfügungen, Anlaß gegeben, und dadurch dad Bebürfniß einer vollftän- 
digen Revifion der bundesgefeglichen Beflimmungen über die Austrä- 
galinſtanz immer mehr fühlbar gemasht. 

Insbeſondere hätten ſich ſolche Anftände in den wegen der Schub⸗ 
den der vormaligen Kollegiatftifte zu Mainz und Worms bei dem 
Oberapp. Ger. zu Iena verhandelten, nunmehr durch Vergleich er- 
ledigten Audträgalfachen ergeben, welche proceffualifche Verwickelungen 
zur Folge hätten, deren Vermeidung in künftig vorkommenden Aus- 
tragalfällen für fämmtliche hohe Bundesglieder höchft wünfchenswerth 
feyn dürfte: — Dahin gehören diefe Fragen *). 

) ©. hierüber aud bie von dem Grßhzgl. Heſſiſchen Miniſterialrath 

von Lindelof verfaßte Drudicrift „Bon dem Rechte der Bundes- Austrägal: 
5 * 
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Auff Präfidialantrag wurde biefe Erflärung Prot. S. 350. an die 
zur Nevifion des Austrägalverfahrens gewählte Commiffion zur Bes 
gutachtung abgegeben, welche diefer Aufforderung i. 3. 1842 in Sess. 
1.$.23.©. 32. durch einen in das Specielle eingehenden Vortrag und. 
Gutachten, erftattet durch den Großhzgl. Badifchen Gefandten, ent 
forach, — mofelbft auch von der Commiffion die fpater zum Befchluffe 
erhobenen Anträge geftellt, aber auf Präfivialantrag einſtweilen be⸗ 
fehloffen wurde, fich über da8 Gutachten und die Anträge der Com⸗ 
miffion binnen drei Monaten die Imftruction der höchften und hohen 
Regierungen zu erbitten, 

Den Commiffionsanträgen beiftimmend erklären fih in Sess. VI. 
$. 67. ©. 99. Medlenburg- Schwerin und Strelig; in Sess. VII. 
$. 81. ©. 110. die 1öte Stimme; in Sess. VII. $. 89. S. 120. Ba- 
den und Grßhzgth. Heflen; in Sess. IX. 6. 99. ©. 132, die 16te 
Stimme; in Sess. XVI. $. 182, ©. 282, Oeſterreich; in Sess. XXIV. 
6. 262. ©. 575. Niederlande wegen bed Grßhzgth. Luremburg; in 
Sess. XVI. $. 286. ©. 637. Kurheflen; — mit verſchiedenen Modi» 
ficationen über die Commiffionsanträge erklären fih in Sess. IX. 
6. 99. S. 131. Königr. Sachfen, Hannover, Braunfchweig und Naffau 
und die 17te Stimme; in Sess. XI. $. 130. ©. 181. Gr. und 
Hrzgth. Suchen; in Sess. XXII. $. 247. ©. 412, Preußen; in 
Sess. XXVI. $. 286. S. 637. Bayern. — (Würtemberg und Däne 
mark wegen Holftein und Lauenburg haben nicht abgeflimmt.) — 


Der $. X. enthält fchließlich feinem Inhalte nach: 
II. Beftimmungen in Hinficht der Vollziehung. 
1) Proviforifche Erecutiondordnung. 
2) Einzelne Art. der W. Sch. %. 
3) Definitive Erecutionsordnung vom 30, Auguft 1820, 


Mir verweilen binfichtlich der Ausführung hierüber auf Bd. I. 
S. 150.—157., u. 933 und gehen zur Fortſetzung des dritten Ab⸗ 
fehnittes über. — 


gerichte, Wiedereimfegung in den vorigen Stand gegen Kriftenfäumnifle zu er⸗ 
theilen.” Darmftadt. 1838. - 








Dritter Abjchnitt. 


U 1 


Die einzelnen Durch Die Bundesverfammlung 
an ein Ansträgalgericht gebrachten Fälle. 


11 


g. XL. 


— — — 


J. 


Falle, welche in Folge Des Art. XI. der B. A. 
und des Art. XXL der W. Schi. A. anbängig 
gemacht wurden. 


A. 
Fälle, die nunmehr erledigt find. 


Die Streitigkeiten zwifchen dem Großherzogthum Sachſen - Weimar- 
Eiſenach und Fürſtenthume Schwarsburg- Wudelfiadt, dann den 
Berzogthümern Sachſen - Esbusg, Hildburghaufen, Meiningen 
und den Fürſtenthümern Schwarsburg-Sondershaufen, wegen der 
aus dem Thüringenſchen Uoyonverbande vom Jahr 1814 
hesrührenden Sorderungen betreffend. (Siehe Bd. I, S,218— 338, 
Zufäße 933.) 


(Schließt fi) an die legte Zeile von Band I. ©. 242.) 


Durch die i. $. 1837, Sess. VI. $. 71. abgegebene Erflärung der 
Grßhzgl. und Hzgl. Saͤchſiſchen Gefandtfchaft dürfte dieſe Streitfache, 
in ſofern Schwarzburg-Rudolftabt nicht mit inbegriffen ift, als beendet 
betrachtet werden, da in den Protokollen Nichts weiter davon erwähnt 
wird, 

Einem ſpaͤtern Verſuch der Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Regie⸗ 
rung i. J. 1837, Sess. XXIX. $. 324, ©, 790, dieſen durch die neuer⸗18231. 
dings wieder erfolgte Einlaffung von Schwarzburg⸗Rudolſtadt wieder 
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begonnenen Streit vor ein anderes Austrägalgericht zu bringen, wurde 
feine Folge gegeben, fondern, nachdem Schwarzburg-Rudolftadt (eben- 
dafelbft S. 791.) fich darüber erklärt hatte, auf Präfidialantrag, ©, 
793, befchloffen: 
„daß dem Antrage der Hrzgl. Sachlen- Coburg »Gothaifchen 
Regierung, auf Ueberweifung der bei dem Königl. Hanndveris- 
ſchen Oberapp. Gericht zu Gele als gewählter Austrägal-In- 
ftanz anhängigen rubricirten Streitfache an ein anderes Aus« 
trägalgericht, Beine Folge gegeben werben könne.” 
ıs38. Im Jahre 1838, Sess. VI. $. 92. ©. 265. erftattete ver Grßhzgl. 
Bapdifche Gefandte Namens der Erecutionscommiffton Vortrag, daß 
da feitdem (f.Prot. v. 3. 1837. Sess. II. $. 27, und Sess. VI. $. 71.) 
feine weitere Anregung von Seiten des Grßhzgl. Sahfen- Weimar: 
Eiſenachiſchen Hofes gefchehen fen, die Commiſſion vor der Hand ihren 
Auftrag für erledigt erachte, und die aus der Regiftratur der B. V. 
mitgetheilten Acten dahin zurüczuftellen wären, worauf ©. 266, bes 
fchloffen warb: 

1) „den der Erecutionscommilfion in Betreff des fraglichen Gegen» 
ſtandes ertheilten Auftrag, als erledigt anzufehen, und diefelbe 
ſonach 

2) „zu ermaͤchtigen, die derſelben zu dieſem Behufe aus der Bun⸗ 
desregiſtratur mitgetheilten Acten dahin zuruͤckzuſtellen.“ 

Hiermit iſt wohl dieſe Streitſache, inſofern fie zwiſchen dem Groß⸗ 
herzogthum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach und den Herzogthuͤmern Sach⸗ 
fen- Coburg, Hildburghauſen und Meiningen ſtatt fand, als erledigt 
anzufehen; infofern der Streit zwifchen dem Fürftentbume Schwarz. 
burg-Rudolftadt und den Herzogthuͤmern Sachfen- Coburg. Gotha 
und Sacfen-Meiningen-Hiloburghaufen flatt fand, wurde er durch 
Vergleich beigelegt, wie aus den Berichten des Königl. Hannöverifchen 
Oberapp. Ger. zu Celle an die B. V. vom 26. Novbr. und 6. Dechr. 

1839.1838 zu erfehen, welche Prafivium im 3. 1839 in Sess.1.$.9. ©. 6. 
(f. auch Prot. Beilage 1. ©. 75.) der B. V. übergibt *). — 

Der hierbei gefaßte Befchluß lautet ©, 8: 

„daB die vorftehenden Berichte zur Kenntniß zu nehmen 
und die uͤberſendeten Akten im Bundesarchiv zu hinterlegen 
ſeyen.“ — 

*) Die wegen des hiermit zuſammenhängenden Falls Arnoldi und Elkan 

ſ. unten zurückbehaltenen Akten wurden laut Bericht des Koͤnigl. Hannoͤveri⸗ 


ſchen Oberapp. Ger. vom 8. Juni 1892, Sess. XV. $, 173, ©. 273. der B. V. 
überreicht. 
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Das Aurtrierifhe Schuldenweſen und die Anseinanderfehung 
deffelben zwifchen der Krone Paeußen, dem Herzogthume Maflau und 
der freien Stadt Srankfurt, wie aud Vorſtellungen Murtrieriſcher 
Gläubiger in Betreff des Aurtrierifchen Schulden- und Penfisns- 
wefens. (S. Band I, ©. 354—383; Zufäge 933—935.) 


(Schließt fi) unmittelbar an bie leute Zeile Band I. S. 378,) 


Im Iahre 1836 war in Sess. XVI. $. 234. über eine Eingabe 
teferirt worden, die auf Befchleunigung drang. — Auf einen Befchluß 
hoher B. V. Sess. XXVII. $. 303. ©. 723. i. 3. 1837, wodurch die 1837. 
Königl. Hannöverifche Regierung erfucht wurde, unverweilt die zur 
Beförderung der Entfcheidung diefer Austrägalfachen nöthigen Ber- 
fügungen zu treffen, und wie folche gefchehen, der B. V. anzuzeigen, 
fegte ber Hannoͤveriſche Gefandte i. J. 1838, Sess. I. $. 22. ©. 68, 1838, 
in einer betaillirten Erflärung die Gründe der biöherigen Verzögerung 
auseinander; auch legt Prafivium in demfelben Jahre, Sess. XVII. 
$. 201. S. 629., ein ihm durch die Hannöverifche Gefandtfchaft zuge 
ftelltes Schreiben des Oberapp. Gerichts zu Celle, d. d. 30, Juni, vor, . 
womit baffelbe, als Austrägal-Inflanz, das am 8. Juni publicirte Er- 
kenntniß, f. unten Anlage A. ©. 145, und Entfcheivungsgründe, f. 
unten Anlage B. ©. 157, überfendet, wodurch jedoch diefe Streitfache, ” 
da in mehreren Punkten nur interlocutorifch erkannt, noch nicht als 
beendet anzufehen. 

Es wurde hierauf S. 696. befchloffen: 

„Nachdem das vorftehende Erkenntniß von dem oberflen Ge 
rihtshofe im Namen und aus Auftrag ded Durchlauchtigften . : 
Deutfchen Bundes den Partheien eröffnet worden ift, fo wird 

die Urfchrift, um auf deſſen Befolgung halten zu koͤnnen, in 

das Bundesarchiv hinterlegt.” 
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1830. Im folgenden Jahre 1839, Sess. V. $. 68. S. 170., legt Praͤſi⸗ 
dium einen weiteren Bericht des Oberapp. Gerichtd zu Celle vom 25. 
März d. 3. vor, worin daſſelbe anzeigt, daß ſowohl der Anwalt des 
Elagenden Herzogthums Naffau, ald der Anwalt der Bellagten Krone 
Preußen übereinfiimmend am 26. Febr. und 7. März vorgetragen 
haben, wie fie übereingelommen, die Vollziehung des unterm 8. Juni 
v. 3. publicirten Austrägaberfenntniffes, unter einflweiliger Ausfeguug 
jedes fernern gerichtlichen Verfahrens, durch eine gemeinfchaftlich zu 
beftellende Commiſſion bewirken zu laffen, und daß die zu dem Ende 
ernannten beiberfeitigen Gommiffarien bereits in Unterhandlungen 
darüber getreten fenen, die ſich denn natürlich auch Über die Forder- 
ungen ber bei der hohen Deutſchen B. V. mit Geſuchen aufgetretenen 
Gläubiger, foweit darüber noch nicht entfchieven worden, mit ausdehnen 
und fomit, allem Vorausſehen nach, ein deßfallſiges befonderes Aus⸗ 
trägalverfahren überflüffig machen werden. 

Die beiderfeitigen Anwälte hätten demnach gebeten: 
das fernere gerichtliche Verfahren bis auf weiteres Anrufen, 
unter Borbehalt aller refpertiven Rechtszuſtaͤndigkeiten, zu 
fiftiven, 
welchen Anträgen ftatt zu geben dad Gericht Fein Bedenken gefun« 
den habe. 
Hierauf wurde Seite 171, befchloffen: 

1) „Die Regierungen von Preußen und Naffau feyen zu erfuchen, 
von dem Fortgang und dem Ergebniß der eingeleiteten come 
mifferifchen Berhandlungen der B. V. Nachricht zu geben. 
„Es fey zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen, daß in ber 
Streitfache zwifchen den Regierungen von Preußen und Naffau 
in Betreff des Kurtrierifchen Schuldenweſens am 8. Juni v. J. 
ein Austrägalerfenntniß erfolgt fey, und daß es ben babei Be 
theiligten und bieferdalb mit Gefuchen bei der B. V. aufgetre⸗ 
tenen Privatperfonen überlaflen bleibe, fich über den Anhalt 
biefes Erkenntniſſes und den gegenwärtigen Stand der Sache 
überhaupt, bei ihren Zandesregierungen oder bei der Bundes⸗ 
Fanzlei-Direction Aufklärung zu verfchaffen.” 

Dem erften Theile dieſes Beſchluſſes Famen die Regierungen von 
1843 Preußen und Naffan i. 3. 1842 nach, wo ihre Gefandtfchaften fich er⸗ 

michtigt erflärten anzuzeigen, Sess. X. $. 111. S. 155., daß die ge 
dachten commiffarifchen Verhandlungen nunmehr das gewünfchte Res 
fultat herbeigeführt hätten. 


2 
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„Behufs der vollſtaͤndigen Auseinanderfesung zwiſchen Preußen 
und Naſſau über das Kurtrierifhe Staatsſchuldenweſen fen von den 
beiderfeitigen Bevollmächtigten am 10, Mai v. 3. ein umfaffender 
Vertrag abgefchlofien worden, welcher bemnächfl die Genehmigung ber 
beiden betheiligten Regierungen erhalten habe, und deſſen Ratificationen 
am 12,0. M. zu Wiesbaden ausgewechſelt worden ſeyen.“ 

„Durch diefen Vertrag, zu deffen unverzüglicher Ausfuͤhrung Die 
nöthigen Vorkehrungen bereits getroffen fenen, haben insbefondere auch 
die verfchiedenen Fragen, über welche burch das Austrägalerfenntniß 
vom 8, Juni 1838 noch Feine definitive Entfcheidung getroffen wäre, 
und um welche es fich alfo in Dem einflweilen fiftirten Austrägalproceffe 
über das Kurtrierifche Staatsfchuldenmefen noch handelte, insgefammt 
eine folche Erledigung erhalten, Daß es nicht erforderlich fey, den ge⸗ 
dachten Prozeß wieder aufzunehmen und fortzufegen.” 

„Diervon dem Austrägalgerichtähofe Anzeige zu machen, feyen die 
Anwälte beider Regierungen mit Auftrag verfehen worben.” 


Die B. V. nahm diefe Anzeige zur Wiffenfchaft. Mit Beziehung 
auf diefe Anzeige legt Prafidium in Sess. I. $. 12. ©, 7.d. 3. 1843 1843. 
einen Bericht des Königl. Hanndverifchen Oberapp. Gerichts zu Gelle vor 
d. d.'27. Oktbr. 1842, worin daffelbe anzeigt, Daß nad) einer gemein- 
ſchaftlichen Eingabe der Anwälte des klagenden Hrzgthms. Naffau und 
der beklagten Krone Preußen dieſe Streitfache durch einen von den be 
theiligten hohen Bundesregierungen abgefchloffenen Vertrag ganzlich 
erlebigt worden fey. Damit habe feine Thaͤtigkeit als Austrägalgericht 
ihr Ende gefunden, und es verfehle Daher nicht, der B. V. deren ihm 
mitgetheilten Akten, fammt den Aften ber Bermittelungscommiffion 
und den bei ihm verhandelten Prozeßakten zu Übermittelen. 


Der hierauf gefaßte Befchluß gehet dahin: 
‚Daß die hohen Megierungen von Preußen und Naflau zu er- 
fuchen feyen, fi) Uber die in Folge des abgelchloffenen Ver⸗ 
trages bewirkte oder zu bewirfende Befriedigung der bei dem 
Kurtrieriſchen Schuldenwefen betheiligten und dieferhalb bei 
der B. V. aufgetretenen Privatreclamanten zu aͤußeren.“ 
Diefem Erfuchen entfprachen beide hohe Regierungen burch fol- 
gerde Eröffnung in Sess. XVIH. $. 186. S. 385.: 
„Es würde an und für fi Feinem Bedenken unterkegen, den 
fraglichen Vertrag hoher B. V. vollftändig mitzufheilen. Bei 
dem fehr voluminsdfen Umfänge deffelben jedoch und da er ſich 
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zu einem großen Theil lediglich auf Die Verhaͤltniſſe der beiden 
Regierungen zu einander beziehe, ohne daß bie Intereflen von 
Privatperfonen Dadurch irgendwie berührt würden, fo erfcheine 
für den beabfichtigten Zweck die Mittheilung des Art. XIX. 
deffelben um fo mehr für hinlänglich, als darin bie Art der 
Bertretungsverbindlichkeit der betreffenden Privatanfprüde in 
dem Verhältniß zwifchen Preußen und Naffau, den Gläubigern 
gegenüber, vollftändig regulirt werde.’ 

„Dieſer Artifel XAX. laute, wie folge :“ 
‚In Folge des Austrägalurtheild, pos. 1. und der neueren 
Vereinbarungen, Art. I. und VI. diefes Vertrages, kommen bei 
der Bertheilung der Kurtrierifchen Schulden nachflehende Re⸗ 
partitionsprincipien zur Anwendung.” 

„Es fallen nämlich: 


A.von den zwifchen beiden Rheinfeiten theilbaren 
Schulden, 
insbeſondere 


AA. von den Landesſchulden und zwar: 

1) von den Schulden des ganzen Kurſtaats Trier 57 vom Hun⸗ 
dert auf das Obererzflift und 43 vom Hundert auf dad Nieder⸗ 

erzftift; 

2) von Schulden, welche zwiſchen den beiden Staͤnden des Nieder⸗ 
erzſtiftes zu vertheilen find, 23 vom Hundert auf den geiſtlichen 
und 77 vom Hundert auf den weltlichen Stand; 

3) hat der geiftliche Stand linker Nheinfeite 73 vom Hundert und 
der geiftliche Stand rechter Rheinfeite 27 vom Hundert, in⸗ 
gleichen 

4) der meltlihe Stand linker Rheinfeite 56 vom Hundert und 
ber weltliche Stand rechter Nheinfeite 44 vom Hundert beis 
zutragen; 

6) von Schulden, welche auf dem ganzen Trieriſchen Kurſtaat 
haften, fallen, ber früheren Bereinigung ber Parteien zu Folge, 
auf die ganze linke Rheinfeite 82% und auf die ganze rechte 
Rheinfeite 171, vom Hundert, vorbehaltlich der Art. IL. er- 
wähnten Ausnahme bei den Seronankaufscapitalien, — fowie 

6) zu den dem Niedererzflift obliegenden Schulden dad Niedererz- 
ftift linker Rheinſeite 60 und das Niedererzflift rechter Rhein» 
feite 40 vom Hunbert beizutragen hat. 
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BB. Bon den Kammerſchulden fallen 34 auf bie linke 
und 14 auf die rechte Rheinſeite.“ 

Betreffend 
B. die weitere Abtheilung der rehtsrheinifchen 

Schuldenquote, fowiederjenigen Kurtrierifchen 
Schulden, welde die redte Rheinfeite allein zu 
übernehmen hat 

und zwar: - 

AA. der Landesſchulden, 
fo fallen auf den geiftlihen Stand 1514 und auf den welt 
lichen Stand 841, vom Hundert, und ed concurrirt 

1) Zu dem Antheil des geiftlihen Standes die Krone Preußen 
mit 53 und das Herzogthum Naffau mit 47 vom Hundert, 

2) zu dem Antheil des weltlihen Standes die Krone Preußen 
mit 2324 und dad Herzogthum Naſſau mit 7614 vom Hun⸗ 
dert, aus welchen beiden Verhaͤltniſſen 

3) für die nach den einzelnen Ständen nicht wohl abtheilbaren 
Schulden vergleichöweife noch ein Mittelfag von 2814, vom 
Hundert für Preußen und von 71% vom Hundert für Naffau 
angenommen worden ift. 

BB. Bon den Kammerfchulden hat Preußen 25 vom 
Hundert und Nafjau 75 vom Hundert zu übernehmen, 

In Anfehung der Forderungen von Corporationen, Infti= 
tuten und milden Stiftungen fommen außerdem nod) die nach« 
ftehenden Grundfäge, welche theild mit Rüdficht auf den $. 37. des 
R. D. Hptfchluffes durch beiderfeitige Vereinbarung feftgejtellt, theils 
nach der beftehenden Hrzgl. Naflauifchen Finanzvermaltungs-Einrich- 
tung für den Naffauifch verbliebenen rechtörheinifchen Landestheil maaß⸗ 
und zielgebend find, hier zur Anwendung: 

1) alle Forderungen diefer Art, ohne Unterfchied, ob die betreffen- 
den Eorporationen ıc. noch fortdauern oder zu beftehen auf- 
gehört haben, und ohne Unterfchied, ob ihre Forderungen der 
Kurtrierifchen Hofkammer oder den Landftänden zur Laſt flan- 
den, find hinfichtlich deö auf die andere Nheinfeite fallenden 
Schuldenantheild der Dispofition der dafigen Regierung ans 
heimgefallen. 

2) Demgemäß kommen die ber linken Rheinfeite davon zur Laſt 
fallenden Schuldenraten bei der gegenwärtigen Auseinander: 
fegung gar nicht weiter in Betracht; — 
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3) was fobann die Behandlung ber rerhiörheinifchen Raten bes 


trifft, und zwar 


a) von denjenigen Forderungen, welche ganz aufgehobenen ober 
. nur linksrheiniſch noch fortdauernden Gorporationen ald Gläus 


b 


ua‘ 


bigern gehörten, fo erſcheinen 

e) infofern ald die Kurtrierifche Hoflammer ihre Schulonerin 
war, eine Ermittelung des der rechten Mheinfeite zur Laſt 
fallenden Schuldenantheils behufs der jegigen Auseinander⸗ 
ſetzung nicht erforderlich, weil ſowohl bie Preußiſche als die 
Naſſauiſche Hate davon durch Gonfufion erlofchen ift, wo⸗ 
gegen 

infofeen die Xrierifchen Landſtaͤnde Schuldner derſelben 
waren, die bie rechte Rheinſeite und hiernaͤchſt den Hrzgl. 
Nafjauifchen Landestheil treffende Schuldenrate deshalb bei 
ber vorliegenden Auseinanderfegung ermittelt werden muß, 
weil nur die Preußifche Rate erlofchen, die Naſſauiſche aber 
auf den Hrzgl. Naflauifchen Domanenfiscus als Gläubiger 
übergezogen ift. 

von ſolchen Forderungen inbeilen, welche rechtörheinifch noch 
ganz oder theilmeife fortdauernde Gorporationen ꝛc. an bie 
Kurteierifche Hoffammer ober bie Landflände zu machen hatten, 
ift der auf die rechte Rheinſeite fallende Schuldantheil als noch 
gegenwärtig beftehend anzufehen, daher auch bei denjenigen 
Sorderungen, welche beiden Rheinfeiten zur Laſt fallen, eine 
Ermittelung des rechtörheinifchen Schuldantheild und Deflen 
Bertheilung zwifhen Preußen und Naflau flattfinden muß, — 
Nach vorſtehenden Beftimmungen find die Kurtrierifchen Schul 
ben, unter Zugrundlegung bed In Art. XXIX. vorallegirten 
neuen Generalverzeichniffes nun in folgenber Art zur Ver 
theilung gebracht.” 


ß 


— 


„Es enthalte dieſer Artikel eine uͤberſichtliche Zuſammenſtellung der⸗ 
jenigen Zahlenverhaͤltniſſe und ſonſtigen Grundſaͤtze, welche bei den 
verſchiedenen in Streit befangenen Kategorien des Kurtrieriſchen Schul⸗ 
denweſens das Maas der Vertretungsverbindlichkeit der beiden Regie 
rung bildeten, und es fey hierbei nur noch zu bemerken, daß, was die 
in dem vorftehenden Art. XXX. AA. 5, erwähnte Ausnahme binfichtlich 


der Schulden des Kornankaufsgefchäfts (von 1789) betreffe, diefelbe 


— — 
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barin beftehe, daß von biefen Schulden 38 Procent auf das Obererzftift 
und 62 Procent auf das Niedererzftift fallen.” 

„In Bezug auf gemiffe Schuldpoften des vprmaligen Kurftaats 
Trier fey in dem Vertrage vom 10, Mai 1841 für angemeſſen befun- 
ben morben, zu flipuliven, daß die Naffauifche Mate yon Preußen zur 
Berichtigung übernommen werde, fofern nicht die betheiligten Gläubi- 
ger, welche deshalb zu befragen fenen, Widerfpruc erheben, — Bon 
diefen Schuldpoften, 232 an ber Zahl, liege dad namentliche Werzeich- 
niß bei; der Geſammthetrag derfelben ſey 


161,238 Reichöthaler 34 Albus; 


wegen Berichtigung dieſes Betrages feyen bereit8 von der Königl. Preuſ⸗ 
fifhen Regierung zu Koblenz die nöthigen Einleitungen getroffen. 

Es befinde fich darunter auch die Forderung der Kalkhoffiſchen 
Erben *), mit welcher die B. V. noch in der Sigung vom 1. d. M. 
ſich befchäftigt habe.“ 

„Gleichwie dieſe von Preußen für Naffau übernommene Schuld⸗ 
forderungen ſeyen auch die direkt von Preußen zu tragenden Paſſiva 
ſchon groͤßtentheils gekuͤndigt und zwar 

94,108 Thaler preuß. Courant für den 15. Juli d. J. 
(ſ. d. Amtsblatt Nr. 28 der Regierung zu Coblenz v. 13. v. M.) 
und 
321 Thaler 12 Sibgr. 4 Pf. preuß. Courant zum 1. Sptbr. d. I. 
(f. d. Amtsblatt Nr. 30. der Regierung zu Coblenz v. 24. Maid, J.). 

Ebenfo feyen diejenigen Schuldforderungen, welche Naſſau außer 
den von Preußen zur Berichtigung übernommenen Schuldenraten noch 
direct abzuführen habe zur Auszahlung auf erfolgende Anmeldung und 
Legitimation bereitö angewiefen und zum großen Theile bis jegt auch 
ſchon von den Släubigern bezogen worden.” 

„Hierauf fen die Sache nunmehr vollfiändig in der Lage, daß hohe 
B. V. den betreffenden Reclamanten, mit Dinweifung auf den Art, 
XXX. des Vertrags vom 10. Mai 1841, lediglich überlaffen könne, 
ihre Anfprüche, fofern diefelben nicht ſchon befriedigt ſeyen, je nach der 
Befchaffenheit derfelben, entweder bei Preußen oder bei Naffau auf 
dem verfaffungsmäßigen Wege geltend zu machen.” 

Auf Praͤſidialantrag wurde hierauf befchloffen, diefe Anzeige an 


) Diefe Reclamation iſt deshalb fpäter nicht mit aufgenommen, weit fie 
direkt an die Regierungen vermwiefen wurbe, und weitere Verhandlungen bei ber 
B. V. hierüber nicht ftatt fanden. 
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die Neclamationscommiffion mit dem Erfuchen abzugeben, darlıber 
Bortrag zu erflatten. 

Derfelbe erfolgte nun in der Sess. XXIII. $. 240. S. 542. durch 
den Grßhrzgl. Medlenburgichen Gefandten. — Er faßt zunaͤchſt die 
Hauptmomente der gefammten bei dem Bunbe flatt gehabten Ver⸗ 
bandlungen zufammen, und fpricht fi) dann folgendermaßen über die 
Anzeige der Gefandtfchaften von Preußen und Naffau aus: 

„Der Vergleich vom10, Mai 1841 fey zwar nicht vollftändig mitges 
theilt, fondern nur der Inhalt des hauptfächli in Betracht kommen⸗ 
ben Art. XXX. angegeben worden; auch werde dad dem Vergleiche 
beigefügte Generalverzeichniß, wornach die Kurtrierifhen Schulden 
zur Vertheilung gebracht feyen, vermißt.“ 

„Aus dem angeführten Art. XXX. des Vergleichd gehe indefien 
hervor, daß, in Grundlage des audträgalgerichtlichen Erkenntniffes, 
alle Verhaͤltniſſe — auch diejenigen, weßhalb das Kegtere noch auf 
Beweis erfannte — ausgeglichen, dadurch die zwifchen beiden Regie 
rungen entflandene Streitigfeit entfernt, und die Verpflichtung, den 
einzelnen Forderungen Genüge zu leiften, feftgeftellt, mithin dem 
Art. XXX. der W. Sch. X. Genüge gefchehen ſey.“ 

„Die zum Protokolle der 18. Sigung abgegebene Erklärung und 
deren Anlagen ergeben weiter: daß diejenigen Gläubiger, welche Preu⸗ 
Ben für Naflau in der Summe von 161,238 Rechtsthlr. 34 Albus 
zu zahlen übernommen habe, hiervon in Kenntniß gefegt werben follen, 
und daß die Königl, Preußifche Regierung zu Koblenz wegen deren 
Bezahlung bereits Einleitung getroffen habe; daß den weiter von 
Preußen zu zahlenden Gläubigern ihre Kapitalien zur Rüdzahlung 
durch Öffentliche Bekanntmachungen gefündigt, und daß die von Naſ⸗ 
fau direkt abzuführenden Schuldpoften zur Zahlung angemwiefen und 
zum großen heile von den Gläubigern ſchon bezogen feyen.” | 

„Dasjenige, was die Commiſſion anzuflhren die Ehre gehabt 
habe, ergebe, daß der Zweck des austrägalgerichtlihen Verfahrens 
durch das Erfenntniß des Oberapp. Gerichts zu Celle und den fpäter 
abgefchloffenen Vergleich erreicht fey; walteten in diefer Hinficht, na= 
mentlich wegen Vollziehung des Erfenntniffes, jegt oder in der Folge 
noch Anftände ob, fo würde die nach Beſchluß vom 3. Auguft 1820 
beftehbende Vollziehungscommiſſion dad Weitere zu erörtern haben; die 
Keclamationscommiflion habe nad) ihrem Standpunkte hauptfächlic) 
das Intereſſe der fi) nach Art. XXX. der W. Schl. A. an die B. V. 
gewandt habenden Gläubiger ind Auge zu faſſen. — Ein abgefondertes 
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Berfahren habe wegen verfelben nicht flatt-gehabt, es fey indeffen der 
Streit wegen ihrer Befriedigung durch Feſtſetzung ded Zheilungs- 
verhältnifies befeitigt, und den Gläubigern durch die erfolgten Bes 
Fanntmachungen Nachricht wegen ihrer bevorflehenden Befriedigung 
gegeben.’ | 

„Die Commiffion müffe indeffen noch einer Kategorie der Kurs 
trierifchen Gläubiger Erwähnung thun, welche ſich in neuerer Zeit an 
hohe B. B. wandten, und die von dem zwiſchen den Regierungen 
von Preußen und Naflau abgefchlofienen Vergleich nicht ergriffen 
würden,” 

„Acht verfchievene Gläubiger — fammtlidy vormals Kurteierifche 
Hof- oder Staatsdiener — fenen wegen Gehalts» oder Penfiond-Rüds 
ftänden in den Jahren 1839, 1840 und 1841 bei hoher B. V. einge 
fommen, fich theils auf Art. XXX. der W. Schl. %., theild auf das 
geiprochene austrägalgerichtlihe Erkenntniß berufend. — Auf ver 
ſchiedene Vorträge der Nerlamationscommiffion feyen die Reclamanten 
durch mehrere Bundesbeſchluͤſſe — von welchen die Commiffion nur 
den legten, in der 22. Sitzung vom 29. Zuli 1841 ($. 244. des Prot.) 
nach zuvoriger Inſtruktionseinholung erfolgten, anführen wolle — 
abfchlägig und dahin befchieden worden: daß weder dem Gefuche 
um Vollziehung des austrägalgerichtlichen Erkenntniffes vom 8. Juni 
1838, noch den auf Einleitung eined Verfahrens nach Art. XIX. der 
W. Schl, U. gerichteten Anträgen Folge gegeben werden könne. — 
Darneben fey ed den Reclamanten überlaffen worden, in Grundlage 
ber Beſtimmung ded zu Anfang dieſes Vortrages angeführten Receſſes 
vom 44 Decbr. 1816 ihre Rechte respective bei den Königl. Preußifchen 
und Hrzgl. Naffauifchen Behörden zu verfolgen.‘ 

„Diefe Gläubiger kaͤmen bier alfo nicht weiter in Betracht.” 

‚Auf Commifflonsantrag nahm bierauf die B. V. diefen Vortrag 
zur Wiſſenſchaft. 


Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 6 
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Einzelne Heelamatiouen.*) 
(S, Band I. S. 379; Zuſaͤte ©. 933.) 


nd 


1) Peter und Reinhard Klippel und Wittwe Groß. 

1824 Im Jahre 1824, Sess. IL $. 25. ©. 54, erflattete der Geſandte 
ber i6ten Stimme Vorträge über eine Reclamation der Kurtrierifchen 
Leibgarbiften, Peter und Reinhard Klippel zu Limburg, und ber 
Wittwe des Georg Groß zu Eichhofen, Amts Limburg, rüdfländige 
Quartiere, Montur» und Gagengelver betreffend. 

Auf das beigefügte Gutachten wurden die Reclamanten an die 
Commiſſion zur Liquidirung und Repartirung der Kurtrierifchen Schuls 
den verwiefen, ben Betheiligten . indefien die Sache zur möglichften 
Berüdfichtigung empfohlen. 

Auf erneuerte Eingaben ber Reclamanten, des Inhalts, daß fie 
von biefer Commiffion nicht befriedigt worden, wurden fie zunaͤchſt zu 
Folge des darüber erftatteten Gutachtens i. 3. 1825, Sess. XIV. 
$. 71, ©. 164., durch Beſchluß abgewiefen, da fie die Angabe nicht 
befcheinigt hatten, daß ihre Forderung von der hierüber in Koblenz 
beftehenden Commiſſion bereits anerfannt worden, bann aber, nachdem 

1827. ber Königl. Sachfifche Sefandte i. I. 1827, Sess. I. Sep. Prot. ©. 54. 
bargethan, daß diefe Forderungen zu derjenigen Klaffe von Privat- 
forderungen gehörten, auf welshe Art, XXX. der W. Schl. A. Anwen 
dung finde, auf Gommilfionsantrag ebendaſelbſt befchloffen: 

„daß diefe Reclamationsſache an die Bundestags» Commiffion 
zur Ausgleihung des Kurtrierifhen Schuldenwefens abzu⸗ 
geben fey.” 

ı828. In dem im folgenden Jahre 1828 erflatteten ausführlichen Vortrag 
über das Kurtrierifche Schüldenwefen, Sess. IV. $. 33. wurbe auch 
diefer Reclamation S. 77. erwähnt und in Sess. XI. 1. Sep, Prot. 
$. 82. ©. 233, diefelbe ald eine derjenigen Forderungen der Kur 
trierifchen Gläubiger und Penfioniften bezeichnet, welche ſich an bie 
B. DB. gewendet, und an dad zum Austrägalgericht ernannte Oberapp. 
Gericht in Celle verwiefen worden, welches, im Falle die Hauptent⸗ 
fiheidung (über die zwifchen Preußen und Naffau in Anfehung des 


*) Der Hareren Ueberficht. halber geben wir ſowohl bie einzelnen Reclama⸗ 
tionen, welche in Bd. I. ©. 379, u, flgbe., als auch die, welche in ben Zufägen 
©. 933, u. flgde. enthalten und fpäter hinzugekommen find, mit ben Fortfegungen 
bier zufammen, 
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Kurtrierifchen Schuldenwefens beftehende Differenz) dieſes nicht über . 
flüffig machen follte, nach einem abgefonderten Austrägalverfahren, auf 
den Grund des Art. XXX. der W. Schl. A. über bie flreitige Vorfrage: - 
„zu welcher Gattung der Kurtrierifchen Schulden, und in 
welchem Berhältniffe, die betheiligten Regierungen beizutragen, 
rechtlich verbunden feyen ?“ 
im Namen und Auftrage ded Bundes, ben Rechten gemäß zu erfen- 
nen habe, 
Eiche über diefe Reclamation das Urtheil vom 8. Juni 1838, Prot. 
v. 3,1838, Sess. XVII. $.201. ©. 637. unten ©, Anlage A. S. 145, 


2) 3. Stephan Adermann. - 


Im Jahre 1825, Sess. VI. 2. Sep. Prot. S. 51. erſtattete ber 1826 
Grßhzgl. und Hrzgl. Saͤchſiſche Geſandte Vortrag uͤber eine Vorſtellung 
des ehemaligen Kurtrieriſchen Hof⸗Kammerkanzliſten J. Steph. Acker⸗ 
mann zu Koblenz, welcher ſeinen Gehaltsruͤckſtand von 1794 bis 
1. Dechr. 1802 reclamirte. — Nachdem hieruͤber Preußen und Naſſau 
i. J. 1826, Sess. II. Sep. Prot. S. 90. die verlangten Erklaͤrungen 1826. 
abgegeben hatten, wurde in Sess. V. 2. Sep. Prot. ©. 175. beſchloſſen: 
„Daß der Reclamant — in Erwägung, daß die VBorausfegungen 
des Artifeld XXIX. und XXX. der W. Schl. A. in Anfehung 
des von ihm bei der hohen Bundeöverfammlung erfolgten An- 
bringens nicht vorhanden find — von berfelben abgewiefen 
werde,” 


3) von Meeß. 


Im Jahre 1828 erftatteteder Königl, Bayerifche Gefandte, Sess. XII. 1826 
1. Sep. Prot. $. 84. ©. 236. Vortrag über eine Reclamation des 
Hofgerichtsrath8 von Meeß zu Ehrenbreitftein, betreffend die ihm ges 
bührende, volle reihöfchlußmäßige, einbehaltene Penfion, die bis zum 
1. Juli 1828, 1479 Rthlr. 28 Sr. 11 Pf. Preuß. Courant betrage, 
ferner die weiteren Verzugszinfen und Koften, und dann bie volle Pen- 
fion von 577 Rthlr. 14 Gr. 1 Pf, ob Preußen oder Naffau, und in 
welchem Maaße jeder diefer Staaten zu zahlen hätte, 

Die verlangten Erklärungen von Preußen und Naffau erfolgten in 
Sess. XVII. $. 116. ©. 316; (f. auch Beil, 1.—II. S. 329—334.) 
ferner Sess. XX. 8. 127. &. 369; worauf nach einem in Sess. XXIL. 
6. 145. ©. 427. erftatteten Vortrag S. 430. befchloffen wurde: 

„daß, nachdem fi) aus den gegebenen Erklärungen der Königl. 
Preußifhen und Herzgl. Naffauifchen Gefanötfchaften ergeben 
6* 
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habe, daß in dem vorliegenden Falle durchaus Fein Streit zwi⸗ 
fehen beiden allerhöchften und höchften Regierungen über die 
Verbindlichkeit, dem Reclamanten die ihn betreffende Penſion 
zu entrichten, obwalte, und die Herzgl. Naffauifche Regierung 
dem Bittfteller iiber feinen aus Dem Art. LIX. des Reichsdepu⸗ 
tationdrecefjes hergeleiteten Anfpruch auf den Fortbezug feines 
ganzen Dienflgehaltes im Penfionsflande den Rechtsweg bei 
den competenten Hrzgl. Gerichten volllommen eröffne, fo ſey 
der Reclamant an dad competente Hrzgl. Naflauifche Gericht 
zu verweiſen.“ 


4) von Maehler. 


‚10238. Im Iahre 1828 erftattete ferner der Königl. Bayerifche Sefanbte, in 
Sess. XIV.$. 100. S. 280., Vortrag über eine Reclamation des vormals 
Kurtrierifchen Hofgerichtsraths v. Maehler, Gehaltsruͤckſtand betref⸗ 
fend. — Seine urſpruͤnglichen Reclamationen, ſowohl bei dem fruͤheren 
Landesherrn, als bei Frankreich, ſowie ſpaͤter bei Naſſau und Preußen, 
ſeyen ohne erwuͤnſchtes Reſultat geweſen. — Im Jahre 1817 habe er 
ſich an die gemeinſchaftliche Commiſſion, welche von Preußen und Nafs 
fau gemeinfchaftlich zur Liquidation des Kurtrierifchen Schuldenweſens 
aufgeftellt worden, gewendet. Hierauf habe die Hzgl. Naffauifche Spe—⸗ 
cial⸗Commiſſion in Wiesbaden i. 3. 1822 die liquide Zotalität feines 
Gehaltsruͤckſtandes vom Anfange d. J. 1795 bis zu deſſen Wiederan⸗ 
ſtellung im Februar 1798, auf 1780 fl. 50 Er. feftgefegt, und davon 
fih, auf die an Naffau urfprünglich gefallenen Trierifchen Landestheile 
1% mit 254 fl. 26 Er. zur Laſt gefegt; von Preußen habe er eine ganz 
abfchlägige Antwort bekommen. — Er wende fi) deßhalb an hohe 
B. V. mit der Bitte (S. 283.): 

„1) daß die Frage, ob feine totale rudftändige Befoldung von dem 
Hrzgl. Naffauifchen Staate allein, oder in Goncurrenz mit 
Preußen zu berichtigen fen, im gütlihen Wege dann fo ent- 
fchieden ausgetragen werde, 

„2) als der rechtliche und billige Maafftab der quantitativen Ent« 
Schädigung felbft, mit gnädigfter Beruͤckſichtigung der, gegen 
ded Hragl. Naffauifcher Seitd unter zu Grundelegung ded che 
mals Kurtrierifchen Etatspreifes angenommenen Verguͤtungs⸗ 
Normals ausgeführten, und die Unanwendbarkeit diefer Aequi⸗ 
valentsbeſtimmung offen darlegenden Gründe, 

„3) In jedem Falle aber eventuell huldvollſt auszufprechen, an wen 
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er ſich wegen feines Befoldungsguthabens mit Erfolg und in 
der Art hinzuwenden habe, daß er nicht ferner, allen beftehen- 

. den Grundfägen ded Rechts und der Humanität zuwider, uns 
erhört belafien bleibe.” — 

Das ebendafelbft erftattete Gutachten fpricht ſich dagegen aus, dem 
in dieſer Weiſe angebrachten Geſuch ſtatt zu geben, denn (S. 284.): 

„1) koͤnnte daſſelbe in keinem Falle auf Entſcheidung der Haupt⸗ 
frage im guͤtlichen Wege allein, fondern ed müßte, in Entſte⸗ 
bung deffelben, auf Einleitung eines austrägalgerichtlichen 
Verfahrens gerichtet feyn. 

„2) Was den quantitativen Maaßſtab der Entfchädigung, und die 

Beſchwerde des Bittflellerd wegen Anrechnung der Naturalien 
nach den Kurtrierifchen Etatöpreifen betrifft, fo könne darein 
die B. V. ebenfowenig, ald das Austrägalgericht eingehen, 
fondern ed müffe vielmehr dem Betheiligten uͤberlaſſen feyn, 
fich diesfalls an die geeignete Behörde jenes Staated zu wen» 
den, gegen welchen er fich desfalls befchwert glaube. — 

„3) Was hingegen das dritte Gefuch betreffe, fo dürfe e8 genügen, 
den Bittfteller auf den wegen Ernennung eines Austrägalges 
richtö zur Auseinanderfegung der wegen des Kurtrierifchen 
Schuldenweſens beftehenden Differenzen gefaßten Beſchluß zu 
verweifen.” | 

Die B. V. beſchloß hierauf zu Folge Antrags der Reclamations⸗ 
Commiſſion, daß diefem Gefuche nicht ftatt gegeben werden koͤnne, jedoch 
der Neclamant von dem Befchluffe ver B. V. in Kenntniß zu fegen fey, 
wodurch das Oberapp Gericht zu Gele als Austrägalgericht zur Auseins 
anderfegung der zwifchen Preußen und Naffau und der freien Stadt 
Frankfurt in Anfehung des Kurtrierifchen Schuldenwefens beftehenden 
Differenzen, fowie wegen ber Forderungen mehrerer Kurtrierifcher 
Staatsgläubiger und Penfioniften ernannt worben fey. 

Ueber eine Eingabe der Wittwe des Bittftellers v. Maehler um 
Befchleunigung (Eingab. Prot. Nr. 25.) hielt der Königl. Sächfifche 
Gefandte, Namens der Reclamations⸗Commiſſion, i. 3. 1837, Sess. 1881. 
XXVII. $. 303. ©, 721. einen Vortrag, worin derfelbe die vorherge⸗ 
gangenen Befchleunigungsverfuche, fowie die darauf erfolgten Bes 
fhlüffe, anzieht. Auf feinen Antrag wurde (©. 723.) befchloffen: 

„U daß die Königl. Hannöverifche Regierung auf den Grund des 

- Art. XXI der W. Schl. X. und Art. II. des Bundesbefchluffes 
über das Austrägalverfahren vom 3. Auguft 1820, wiederholt 
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erfucht werde, nunmehr unverweilt Die zur Beförderung ber 
Entfcheivung der genannten Austrägalfache nöthigen Ver⸗ 
fügungen zu treffen, und wie ſolches gefchehen, der B. V. an- 
zuzeigen; — 

„2) nad Einlangung biefer Anzeige aber die Reclamantin auf ihre 
Vorfiellung vom 12 Sept. d. 3. zu benachrichtigen, baß die 
B. V. wiederholt die Beendigung der Kurtrierifhen Austraͤ⸗ 
galgerichtöfache zu bewirken fi) habe angelegen fenn laſſen.“ — 

Nachdem i. 3. 1838, Sess. XVII. ©, 629, ein Austrägalurtheil 
in dieſem Kurtrierifchen Schuldenwefen eingelaufen war, hatte bie 
Wittwe von Maehler unter Nr. 40. des Eingaben-Megifters eine 
neue Vorſtellung an die B. V. gemacht, über welche der Königl. Saͤch⸗ 

1839, fifche Gefandte, Namens der Reclamations⸗Commiſſion, i. 3. 1839, 
Sess. XVI. $. 220, ©, 587. Vortrag erftattete, 

Die fouveränen Staaten von Preußen und Raffau hätten — heißt 
es in diefer Vorftellung, wie eine Königl, Bayerifhe Minifterial- Ent- 
fchließung vom 23. Mai d. 3. befage — zum Vollzug des jüngft er- 
laſſenen auöträgalgerichtlichen Erkenntniffes, in Hinfiht des Kurs 
trierifchen Schuldenwefens, Liquidations-Commiffarien ernannt und 
denfelben auch Vergleichöunterhandlungen über die noch) unentfchieder . 
nen und zum weitern gerichtlichen Verfahren ausgefesten Punkte aufe 
getragen, einftweilen aber um Inftand mit weiteren gerichtlichen Vor⸗ 
fcheitten gebeten, welhem Verlangen das König. Hannoͤveriſche 
Oberapp. Gericht zu Celle entfprochen habe, — 

Die Reclamantin bewögen vielfache Gründe zur geftatteten Eins 
ziehung einer Erkfundigung bei hoher B. V., resp. deren Canzlei⸗ 
Directionz — denn 

„1) wiffe fie nicht, ob die ernannten Commiſſaͤre die Liquidirung 
der Kurtrierifchen Schulden in foweit zu bewerkftelligen hats 
ten, daß fie ausmittelten, welche Schulden, dem erlaffenen 
Austrägal- Erfenntniffe zufolge, dem Stante Preußen, und 
welche dem Staate Naſſau zur Tilgung zugefallen feyen, — 
oder 
„ob diefe Commiſſaͤre die bereits dem einen und dem andern 
Staate zur Tilgung zugewieſenen Forderungen ſelbſt erft 
richtig ftellen ſollten? 

„2) wiſſe fie eben fo wenig, ob ihre Korberung auch unter den zum 
weitern gerichtlichen Verfahren auögefegten Punkten mitbe- 
griffen fen, oder nicht, — noch ob 











Rurtrierifches Schuldenwefen, 87 


„3) ihre Zorberung dem Staate Preußen oder Naffau zur Til 
gung anheimgefallen fey? — 

„Eine Aufllärung über diefe ihr unbefanuten Sachverhält- 
niffe muͤſſe fie um fo nothwendiger unterthänigft erbitten, als 
fi) gemäß einer bei der Hzgl. Naffauifchen General« Domänen» 
Direction II. gepflogenen Berechnung über den Gehaltsruͤck⸗ 
fand ihres verlebten Gatten eine Summe von 1,880 Gulden 
50 Kreuzer entziffert babe, woran 354 Gulden 26 Kreuzer 
von dem Staate Naflau bereits bezahlt worden wären, und 
ſonach noch 1526 Gulden 234 Kreuzer exiſtirten; hieraus er⸗ 
belle, daß je nachdem die von ihr erbetene Aufklärung ausfalle, 
die in ihrem Befige (theils Originale, theild vidimirte Copien) 

ſeyenden Papiere in ihrer unbeftreitbaren Eigenfchaft fie möge - 
licherweife ſchleunigſt zum erfehnten Ziele führen Fönnten. — 

„Sie bate — bei ihrer fohweren Lage — hohe B. V. um 
fo dringender um baldigen Auffchluß, als biefer wohl geeignet 
ſeyn koͤnnte, ein früheres, bei der Hrzgl. Raffauifchen Regierung 
unmittelbar eingereichtes Geſuch Fräftigft zu unterftügen, wel⸗ 
ches die Entfchließung beziele, wonach die fragliche Megierung 
ſich ausfprechen möchte, ob fie ihre Forderung — und wenn — 
auf welche Weile und wie bald fie dieſe zu tügen ſich verpflich⸗ 
tet halte,” 

Die Commiſſion ſtellte ihr Gutachten dahin ans, die Reclamantin 
bürfte zu befcheiben feyn: 
„dab das Herzogthum Naſſau im 24, Art. bed mit der Krone 
Preußen abgefchloffenen, in der Königl. Preußifchen Geſetz⸗ 
fammlung v. 3. 1818, S. 98. abgedrudten Receſſes v. 3. 
1816, die Auseinanderfegung mit den ehemaligen Kurtrieri⸗ 
ſchen Dienern über ihre Befoldungsrüdflände vor Dem Jahre 
1802 übernommen habe, ber Reclamantin alfo uͤberlaſſen 
bleibe, die Befriedigung ihres Anfpruchs, foweit er gegründet 
fey, von ber Hrzgl. Naflauifchen Regierung abzuwarten, ober 
bei den Hrzgl. Naffauifchen Landesgerichten zu verfolgen.” 
Da fich hierauf der Gefandte der 18ten Stimme der Hrzgl. Naſſaui⸗ 
ſchen Begierung Erklärung vorbehalten hatte, wurde (S. 589.) bes 
ſchloſſen: 
„ieſer Erklaͤrung entgegenzuſehen.“ 
Dieſelbe erfolgte Sess. XXII. 8. 300. S. 874. dahin: 
„In dem zwiſchen der Krone Preußen und dem Herzogthum 
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Naſſau wegen Auseinanderfekung des Kurtrieriſchen Schulben- 
weſens anhängigen Austrägalprocefie fey über etwaige, an die 
vormals Kurtrierifche Landrentams⸗Kaſſe zu begründende Ge 
haltsrucftands- Forderungen aus der Kurtrierifcehen Verwal⸗ 
tungsperiode weder verhandelt worden, noch auch eime Ent: 
fcheibung erfolgt, weil zwifchen beiden Gouvernements darüber 
fein Streit beftanden habe, Daß, nach dem ſchon vorher mit ge⸗ 
genfeitiger Zuftimmung ausgemittelten Goncurrenzverhältniß, 
die rechte Mheinfeite nur ein Drittheil Davon zu übernehmen 
habe. Es künne daher auch aus dem audträgalgerichtlichen Er- 
fenntniß ein Anfpruch auf Uebernahme folder Gehaltsruͤck⸗ 
ſtands⸗ Forderungen nicht hergeleitet werben. — Dagegen fen 
auf den Grund des für vie Uebernahme und Vertheilung ber 
Kurtrierifchen Kammerlaften zwifchen ber rechten und linfen 
Seite des Rheins nunmehr definitiv feftgefegten Concurreny 
verhältniffes von dem Hrzgl. Naffauifchen Gouvernement ſtets 
die Verbindlichkeit anerlannt worden, das von ben vormals 
Kurtrierifchhen Landestheilen rechter Rheinſeite, anflatt des 
früher angenommenen Siebentheild, darnach zu übernehmende 
Drittheil folcher Sehaltsrudftandö- Forderungen aus der, nach 
Art, 24. des unterm 44. Dechr. 1816 mit der Krone Preußen 
abgefchloffenen VBollziehungsreceffes, nach wie vor unter Hrzgl. 
Naffauifcher Verwaltung verbliebenen Kurtrierifchen Eameral- 
Arreragen- Kaffe, welche in Folge der austrägalgerichtlichen 
Entfcheidung weitere Zahlungsmittel zu erwarten habe, fo 
weit diefe reichen, berichtigen zu laflen. 

„Die Frau Reclamantin, welche fich gleichzeitig mit einem 
ähnlichen Geſuch an die Hrzgl. Regierung gewendet hätte, fey 
bemgemäß bereitö unter dem 9. Auguft 1. I. durch die, mit 
Regulirung des Kurtrierifchen Schuldenmwefend beauftragten 
Hrzgl. Commiffarien hiervon mit der weiteren Eröffnung in 
Kenntniß gefegt worden, daß die rechtörheinifche Mate des auf 
die Summe von 1780 Gulden 50 Kreuzern liquid geftellten 


Gehaltsruͤckſtandes ihres verlebten. Ehegatten zu einem Drittheil 


593 Gulden 2624, Kreuzer. betragen habe, und daß die, nad) 
Abzug der bereitd mit 254 Gulden 26 Kreuzern darauf gelel« 
fteten Zahlungen verbleibende Reſtforderung von 339 Gulden 
10 Kreuzern berichtigt werden folle, wenn fich Diefelbe vorerſt 
über ihre Berechtigung zum Bezug dieſes Betrags werde aus⸗ 
gewiefen haben, 
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„Unterm 30, Auguſt 1. 3, habe hierauf bie Frau Recla⸗ 
mantin vorflehender Auflage entfpröchen und unter Worlegung 
eineß, fie zur Einkaffirung des fraglichen Reftguthabens von 
339 Gulden 10 Kreuzern legitimirenden gerichtlichen Zeugniffes 
um deſſen Auszahlung gebeten.‘ 

„Es fen Daher nunmehr bie betreffende Behdrde, die Zahlung 
zu leiften, angewiefen, auch die Frau NReclamantin davon be⸗ 

‚ nachrichtigt worden, und habe fomit bie Reclamation derſelben 
dadurch ihre Erledigung gefunden. 

Dieſe Erklaͤrung wurde S. 875. der Reclamations⸗ Sommiffion 

zugewiefen. 

Den Vortrag Namens derfelben erflattete der Kurfärfil Heſſiſche 
Geſandte in Sess. XXIII. $. 319. ©. 914., und ſpricht ſich in dem 
Gutachten im Weſentlichen folgendermaßen aus: 

Die Reclamantin habe, ihrer eigenen Angabe nach, bei ihrer letzten 
Eingabe hauptſaͤchlich beabſichtigt, durch die ſich erbetene Auskunft ein 
damals noch unerledigtes Geſuch zu unterſtuͤtzen, welches ſie fruͤher an 
die Hrzgl. Naſſauiſche Regierung unmittelbar gerichtet hatte, um zu 
erfahren, ob Hoͤchſtdieſelbe die fragliche Forderung anerkenne, und be⸗ 
jahenden Falles, auf welche Weiſe und wie bald ſie Zahlung zu leiſten 
Willens ſey? 

Dieſe Abſicht ſey durch die hierauf ſpaͤter von Seiten der Hrzgl. 
Regierung erfolgte Antwort und Zahlungsanweiſung bereits erreicht, 
und inſofern koͤnne die vorliegende Reclamation allerdings auch als 
erledigt betrachtet werden. — Allein, ob die Reclamantin die Auskunft 
genuͤgend findet, welche ſie uͤber den Stand des Kurtrieriſchen Schul⸗ 
denweſens von der Hrzgl. Naſſauiſchen hoͤchſten Regierung inmittelſt 
erhalten habe, und ob Erſtere hinſichtlich ihrer vermeintlichen Reſtfor⸗ 
derung im Betrage von 1,626 Gulden 24 Kreuzern durch die darauf 
weiter angewieſenen erhaltenen 339 Gulden 10 Kreuzer befriedigt 
worden ſey, ſind Fragen, deren Eroͤrterung noch noͤthig erſcheine, um 
die Reclamation fuͤr gaͤnzlich erledigt anſehen zu koͤnnen. 

Dieſe Eroͤrterungen koͤnnen jedoch erſt nach vorgaͤngigem weitern 
Anrufen der Reclamantin eintreten. | | 

Dem Commiffionsantrage gemäß wurde hierauf unter allgemeiner 
Buftimmung S. 915. beſchloſſen: 

,„bei dem Inhalte der Hrzgl. Naffauifchen Erklärung, das vor⸗ 
liegende Geſuch vor der ‚Hand auf fich beruhen, bie Recla⸗ 
- mantin aber — die keinen hiefigen Anwalt beftellt habe — 


1828, 


90 Abth. II. Abfchn. 3. 6. XI. — A. Erldgte Fälle. 


Durch gefällige Vermittelung der Königl. Bayerifhen Ge 
fandtfchaft mit der Lage der Sache befannt machen zu laffen.” 





der Königl. Bayerifche Geſandte Bortrag über eine Reclamation ded 
Ich. Danzi,. ehemaligen Kammermufitus des Kurfürften von Trier, 
betreffend einen Beſoldungsruͤckſtand vom 1. April 1795 bis zum 9. 
Suli 1802, im Betrage von 4,364 fl. 

Der Reclamant motivirte fein Gefuch durch Feine Beziehung auf 
irgend eine Beftimmung der B. V.; auch führte er nicht an, ob er fein 
Geſuch bereitd gehörigen Orts angebracht und ob und welche Entfchlief- 
fung er darauf erhalten habe. 


Die Sommiffion fey der Anficht, heißt ed in dem Vortrag: 

„Daß es fich Feineswegd um eine reichöfchlußmäßige Beſol⸗ 
Dungöforderung handele, da Danzi, welcher ſchon unter dem 
9. Juli 1802 aus Kurf. Dienften getreten fey, die Beſtim⸗ 
mungen des $. 59. des erft unter dem 25. Februar 1808 er- 
ſchienenen Reichödeputationshauptreceffes für ſich nicht in An⸗ 
fpruch nehmen könne; 
„daß feine Forderung als ein Anfpruch auf einen Beſoldungs⸗ 
rücftand, ebenfo wie andere Gurrentforderungen, bei der von 
Seiten Preußens und Naffaus in Eoblenz gemeinfam i. J. 1817 
niedergefegten Liquidationscommiffion, welche die Gläubiger 
zur Liquidation ihrer Forderung Öffentlich aufforderte, anzubrin« 
gen ſey.“ 
— „Ohne darauf einzugehen, ob Danzi feine Forberung bei 
der Liquidationscommiffion gehörig angebracht habe, oder in 
wiefern er, im entgegengefesten Falle, ald praecludirt zu bes 
fürchten fey, bleibe es ihm überlaffen, in Folge des zu gewaͤr⸗ 
tigenden Austrägalerfenntniffes, fi) an die betreffenden Res 
gierungen zu wenden, und bei denfelben nach Dem ausgeſpro⸗ 

chenen Berhältniffe die Befriedigung feiner Forderung feiner | 
Zeit nachzufuchen, und im geeigneten Wege zu verfolgen.” 


Der zufolge Antrags gezogene Beſchluß ©. 286. lautet: 


dem Bittfteller mit feinem ungeeignet angebrachten Gefuche, 
unter Rüdgabe der Originalbeilagen abzımeifen, benfelben je» 
Doch von ber Ernennung bed Austrägalgerichts in der Kur 


5. Joh. Danzi. 
In demfelben Jahre 1828, Sess. XIV. 6. 101. S. 284, erſtattete 
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trierifhen Schulden Angelegenheit und dem deshalb gefaßten 
Beſchluſſe Kenntniß zu geben. 

Zwoͤlf Iahrefpäter, i.3. 1840, Sess. XIN. 6. 182. ©. 318. u. figde, 1: 1840, 
erftattete der Grßhzgl. Mecklenburgiſche Gefandte, Namens der Reclas 
mations⸗ Commiſſion Vortrag über eine Eingabedes L. E. Danzi alleini⸗ 
gen Erben’ des obigen Reclamanten I. Danzi, worin derfelbe unter 
Anführung des früher hierüber Verhandelten bemerkt, daß fich ſeitdem 
die Sache Durch das inzwilchen publicirte Austrägalerfenntniß des Ob.⸗ 
App.= Ger, zu Gelle vom 8. Juni 1838, zu Gunften des Reclaman« 
ten bedeutend geändert habe, indem baffelbe das Ratenverhältniß der 
gefammten Schulden feftftelle, und in der Beurtheilung der Rechte 
einzelner Gläubiger den Maaßſtab fir Behandlung der noch unents 
fhiedenen Reclamationen der übrigen an Banden gebe, 

($. 2.) Nach den beigefügten, ſchon einmal bei hoher B. V. pro» 
ducirt gewefenen Documenten fen der verftorbene Danzi am 21. 
November 1783 mit einem jährlichen Gehalt von 500 Gulden bei ber 
Kurtrierifhen Hofcapelle angeftellt worden, welches unter dem 23, 
December 1785 um 100 Gulden jährlich erhöht worden wäre; endlich 
fen derfelbe am 9, Juli 1802. aus. dem Kurfürftlihen Dienfte ent⸗ 
Inffen worden; — der Gehalt fey bis zur Occupation bes linken Rhein» 
ufers durch die Sranzöfifchen Heere (1. April 1795) ausbezahlt, 
mithin betrage der Gehaltsrüdftand bis zur Entlaffung noch 4,364 Guls 
den Capital mit Binfen von den einzelnen Verfallsterminen an. 

($. 3.) Ob zwar des Reclamanten Vater nicht zu benjenigen Glaͤu⸗ 
bigern gehöre, welche das Austrägalerkenntniß erwirkt, fo fen doch die 
Frage: ob er fih auf deffen Beftimmungen berufen könne, ſchon im 
Voraus zu Sunften deffelben dadurch entfchieden, daß hohe B. V. den 
Vater, unter Mittheilung des Befchluffes vom 16. Mai 1828, auf 
das künftige Austrägalerkenntniß verwiefen habe, — Die Reclamation 
bed 3. Danzi fen ſchon vor Erlaffung des Beichluffes vom 16. Mai 
1828 bei der B. V. übergeben worden, mithin ergreife deſſen Beſtim⸗ 
mung die Forderung felbft. 

Zwar feyen mit beiden betreffenden hohen Regierungen noch Feine 
befondere Verhandlungen über die Reclamation gepflogen worden, dies 
relevire indeſſen nicht, weil nur die Vorfrage zu entfcheiden geweſen 
wäre: zu welcher Gattung der Schulden und in welchem Verhältniffe 
die betheiligten Regierungen beizutragen verbunden feyen. — Die dief- 
feitige Forderung fey ausdruͤcklich auf die Hofkammer angewieſen 
worden, fo daß das Matenverhältniß bei ven Regierungen feinem Aweb + 


* 
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fel unterliegen fönne. — Eine Bezugnahme auf die Beflimmungen 
des Erfenntniffes fey — bei der allgemeinen Faſſung der Vorfrage, 
und da nach S. 654. der Enticheidungsgrüunde dad Dafein noch unbe⸗ 
kannter Landesfchulden Fein Hinderniß der Entfcheidung bilde — ganz 
unbebenflich. 


($. 4.) Nach dem Erfenntniß habe zu den Kammerfchulden die 
linke Rheinfeite zwei Drittel und die rechte ein Drittel zu contribuiren; 
diefes leßte Drittel fey zwifchen Preußen und Naffau muthmaßlich zu 
30 und zu 70 vom Hundert zu repartiren, fo daß Preußen im Gans 
zen 3345 Gulden 44 Kreuzer Kapital, Naffau 1018 Gulden 16 Kr. 


„Kapital, fammt beiderfeits entfprechenden Zinfen von der Schuld zu 


tragen habe, — Reclamant glaube nun berechtigt zu feyn, bei hoher 
B. V. auf eine Weifung zur Zahlung diefer Beiträge von Seiten ber 
betreffenden Regierungen anzutragen. 


($. 5.) Da beide hohen Regierungen Vergleichs⸗-Commiſſarien er⸗ 
nannt und davon hohe B. B. in Kenntniß gefegt hätten, damit die 
einzelnen Gläubiger dahin verwiefen werden könnten, fo bitte Recla⸗ 
mant, an die ihm unbefannten Commiſſarien verwiefen zu werben. 


($. 6.) Schon am 28. März 1818 habe der Vater fi) an den 
Damals mit der Sache beauftragt gewelenen Königl, Preußifchen Land» 
rath und am 9, Juli 1823 an die Hrzgl. Naffauifche Domänendirection 
wegen feiner Befriedigung gewandt, wiewohl ohne Erfolg; die abfchlä« 
gigen Befcheide könnten nicht. producirt werden, beren Eriftenz fey in» 
deffen nach den von Preußen in neuefter Zeit in ähnlichen Sachen er 
laſſenen Verfügungen nicht zu bezweifeln. 

($.7) Der Einwand einer eingetretenen Präckufion fey theils 
fchon in der Austrägalfentenz mit der Bemerkung verworfen worden, 
daß die einzelnen Gläubiger gegen Frankreich nicht zu liquidiren gehabt, 
anderen Theils ſey — in Beziehung auf die Aufforderung Königl. 
Preußifcher Behörden zu bemerken, Daß der Gläubiger Damals noch gar 
feinen beflagten Theil vor fich gehabt hatte und daß folglich durch etwai⸗ 
ge Unterlaffung einer Anmeldung Fein Nachtheil entftehen koͤnnen. — 
Noch weniger Nachtheil Eönne die Nichtanmeldung der Anfprüche has 
ben, wenn die erlaffenen Aufforderungen nur ein Arrangement der 
Königl. Regierung mit den Gläubigern bezwedt hätten. 

($. 8.) Wenn eine bloße Vollſtreckung der Austrägalfentenz für 
ben vorliegenden Fall, oder die Verweifung der Sache an die Ver- 
gleichs⸗Commiſſarien bedenklich erfcheinen follte, fo richte Reclamant 
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'  eventualiter den Antrag auf Einleitung eined befonderen Austrägals 
verfahrens auf den Grund des Art. XXX. der W. Schl. Alte. 

($. 9.) Des Reclamanten Schlußbitte fey dahin gerichtet: 

daß entweder das Austrägalurtheil auf vorliegenden Fall 
nach dem angegebenen Ratenverhältniß, gegen Die Krone 
Preußen und das Hrzgth. Naffau an Kapital und Zinfen fo- 
fort zur Anwenbung- gebracht würde, — oder daß die Sache 
an die beflehende Vergleichd-Commiffion beider Regierungen 
verwiefen — oder aber daß endlich eine befondere Austrägal- 
inftanz auf Grund des Art, XXX. der W. Sch, X. eingeleitet 
werde. 

In dem ©. 319, hierüber erflatteten Gutachten ift der i. I. 1828 
gefaßte Bundesbefchluß von neuem angezogen, ferner auch aus dem 
Gutachten der damaligen Reclamationd- Commiffion bemerkt worden: 
daß die Beftlimmung des $. 59, des Reichsdeputations-Receſſes vom 
25. Februar 1803 auf die Forderung des Reclamanten, welcher 
fhon am 9. Juli 1802 aus Kurfürftl. Dienften getreten fey, Feine 
Anwendung leide; daß felbige bei der gemeinfam in Coblenz i. 3. 1817 
niedergefegten Liquidations-Commiffion anzubringen gewefen wäre, und 
daß es dem Reclamanten überlaffenbleiben müfje, in Folge des zu gewärs 
tigenden Austrägalerkenntniffes fi an die betreffenden Regierungen 
zu wenden und die Befriedigung der Forderung feiner Zeit nachzu⸗ 
fuchen. 

Diefes Erfenntniß fey nun zwar erfolgt, Reclamant babe jedoch. 
feine Schritte wegen feiner Befriedigung gethan, indeffen hätten die 
Regierungen von Preußen und Naffau in anderen Reclamationdanges 
legenheiten die Anwendlichkeit des Erfenntniffes auf Forderungen der 
vorliegenden Art in Abrede genommen. — Die ReclamationsCommife 
fion beziehe-fich auf die von ihr über ähnliche Reclamationen ($. 101. 
und 170, d. Prot. v. 1840) erflatteten Vorträge, worauf auf ihren 
Antrag auch hierin S. 320, befchloffen wurde: 

„die hoͤchſten Regierungen von Preußen und Naffau zu er 

ſuchen, fi) in den Erklärungen, um deren Abgabe Höchftfie in 
der 7. und 12. dießjährigen Sigung erfucht feyen, auch über 
die jeßt vorliegende Reclamation zu verbreiten.” 

Diefe über mehrere Reclamationen *) fich verbreitenden Erflärungen 


) 8. E. Danzi. ©. 90; bes Oberften Seiz. ©. 1035 von Wallmenich, 
©. 125, und ber verehelichten Brion, geb. Vollmar. ©. 133. 
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1841.erfolgten im folgenden Jahre 1841, Sess. VII. 6. 99. ©. 153. von 
Preußen, welches in einer fehr ausführlichen Darftelung*) fowohl durch 
biftorifche als ſtaats⸗ und völkerrechtliche Gründe zu unterftügen fucht: 
„daß die Krone Preußen bei allen, auf das Kurtrieriſche Games 
ralfchuldenwefen fidy beziehenden Gehalts - und Penſions⸗An⸗ 
forüchen aus ber Zeit von 1794 bi8 zum 1. Dezember 1802, 
mögen biefelben zu Laften des linken oder rechten Rheinufers 
erhoben werben, fih, mit ihren unmittelbaren eigenen Kaffen 
fowohl, ald auch mit ihrem Antheile an dem Franzöfifchen Aver⸗ 
fionalfond, außer jeglihem Schuldnexus befinde, und daß ferner 
für hohe B. B., weder auf Grund der im Art.XV. der B. A. fefl- 
gefegten Garantielibernahme, noch auf Grund der im Art. XXIX. 
der W. Schl, A. getroffenen Beſtimmung binfichtlich des Falls 
einer Quftizverweigerung, Weranlaffung zu irgend einer wei 
teren Einfchreitung in dieſer Angelegenheit vorhanden ſey.“ 
Die eben dafelbft erfolgte Hrzgl. Naffauifche Erklärung S. 170. 
fucht gleichfalls zu begründen, 
dag die in Anfpruch genommene Einfchreitung diefer hohen 
Verfammlung in keiner Beziehung gegründet erfcheine — auch 
übrigens in feinem Falle der außergerichtlichen oder gericht- 
lichen Verfolgung folcher Forberungs-Anfprüche des Recla⸗ 
manten SHinderniffe entgegenftünden, zu deren Befeitigung 
eine bundesverfaffungsmäßige Einfchreitung der B. V. veran⸗ 
laßt feyn könnte. 

. Meber diefe, der Reclamations⸗Commiſſion zugewiefenen Erklaͤrun⸗ 
gen erflattete in Sess. XIV. $. 164.8, 297. ber Grßh. Medlenburgifche 
GSefandte Vortrag und Gutachten **). Letzteres fpricht ſich folgender 
maßen aus: 

„die Forderungen, von denen es fich hier handele, bezielten 
Gehalts» oder Penfiond-Rüdftände der Diener des vormaligen 
Kurftaated Trier, aus dem Beitraume von 1794 bis zum 
1. Dezember 1802; nur die Anfprüche der Ehefrau des 
Mundkochs Brion ergriffen theilmeife einen fpäateren Zeitraum, 
die von Naffau zu vertreten übernommen feyen; wegen fammts 


) Da die Darftellung felbft zu geben, der Zweck biefer Fortſetzung nicht ers 

laubt, ein Auszug hieraus aber nicht wohl thunlich ift, fo glaubte ber Verfafler es 

. am Entfpredyendften, dag hierüber erftattete Gutachten größtentheils beizufügen. 

) Siehe auch unten Oberfi Seiz. S. 1035 von Wallmenich. S. 125, 
verehelichte Brion, geb, Bollmar. ©. 138, 








1) 


2) 


3) 
4) 
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licher Forderungen würde das Sameralvermögen bed vorma⸗ 
ligeu Kurſtaats Zrier in Anſpruch genommen; da biefes auf 
beiden Rheinfeiten belegen war, fo fey die Sache nach einem 
zweifachen Gefichtöpunfte zu betrachten. 

„In Hinficht der Competenzfrage fen die Sache nach einem 

vierfachen Geſichtspunkte zu betrachten und zu unterfuchen: 
wie weit die im Art. 15. der B. %. enthaltene Garantie der 
Beftimmungen des Reichödep. Hpt-Schl, v. 25, Febr. 1803 
die Competenz begründe? 
welchen Einfluß das von dem Koͤnigl. Hanndverfchen Ob.-App. 
Gerichte zu Selle am 8. Juni 1838 publicirte austrägalgerichts 
liche Erfenntniß, in Grundlage der definitiven Executionsord⸗ 
nung vom 3. Auguft 1820, auf die verfchiedenen Reclama⸗ 
tionen habe? 
ob die Beftimmung im Art, XXX. dr W. Schl. A., oder end» 
lich | 
die des Art, XXIX. derfelben zur Anwendung kommen?“ 
„Die Reclamationd-Commiflion habe in verfchiedenen früheren 
Vorträgen die Anficht geäußert, daß hier von Kammerfchulden 
Die Rede wäre, die nach $. 77. und F. 78. des Reichsdep. 
Hauptfchluffes von den dermaligen Befikern der KRurtrierifchen 
Landestheile zu Übernehmen feyen, und da Art. XV. der B. A. 
jene Beftimmungen in Betreff des Schuldenwefend und Der 
feftgefegten Penflonen garantire, fo fey die Competenz hoher 
B. V. im Allgemeinen begründet.” 

„In der Koͤnigl. Preußifchen Erklärung werbe mit mehrerem 
ausgeführt, daß die Anfprüche die Garantie des Bundes ent- - 
behrten; es fey richtig, Daß die hier zu Frage ftehenden Beftim- 
mungen bed Reichsdep. Hauptſchluſſes v. 25. Februar 1803 
die damals ſchon an Frankreich abgetretenen deutſchen Landes⸗ 
theile der linken Rheinſeite nicht ergreifen, fondern nur die 
rechte Rheinſeite; indeffen werde die Frage wegen der Garan⸗ 
tie bier füglich zu umgehen feyn, da ed nicht in der Abficht 
hoher B. V. liegen Fönne, von dem Rechte, die Sache felbft 
zu entfcheiden, Gebrauch zu machen, nachdem. durch die am 
30. Sept. 1839 in der Reclamationsſache bed Oberſten 
Seitz und des Grafen von Leiningen Neudenau, nach vors 
beriger Inftructionseinholung gefaßten Bundesbefchlüffe eine 
Entſcheidung des Bundes in der Sache felbft nicht erfolgt fey, 
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vielmehr die Reclamanten zur Betretung bed Rechtsweges ver- 
wiefen worden feyen. — Die Reclamanten bätten darauf an⸗ 
getragen, daß auf den Grund der W. Sch, A. Das von dem 
König. Hannöverifhen Ob.-App.»Ger. zu Gelle am 8. Juni 
1838 gefprochene austrägalgerichtliche Erfenntniß, rüdfichtlich 
ihrer Forderungen, erecutivifch vollzogen werde; fie alle gehör- 
ten nicht zu denjenigen Gläubigern, welche das Erfenntniß 
mit veranlaßt hätten; indeflen würde, nach Anficht der Com⸗ 
miflion, diefer Umftand allein nicht entfcheidend feyn. — Wäre 
das rechtöfräftige Erfenntniß nach feinen Entfcheidungsgrün- 
den und Grundfägen auf Forderungen der vorliegenden Art im 
Allgemeinen anwendlich, fo würde der obgedachte Umftand bie 
Reclamanten des Rechts, den feſtgeſetzten Vertheilungsmaaß⸗ 
ftab für fi in Bezug zu nehmen, nicht berauben. — Beide 
Negierungen beftritten indeffen die Anwendlichkeit des Er⸗ 
Fenntniffes, beide erklärten, daß rüudfichtlich der zur Frage ftehen- 
den Forderungen Feine Differenz beftehe, noch früher beftanden 
habe,” | 

„Durch Beſchluß vom 16. Mai 1828 fey dem Koͤnigl. Hannoͤ⸗ 
verifchen Ob=sApp.» Gericht zu Celle die Frage wegen Aus- 
einanderfegung des Kurtrierifchen Schuldenwefens auf den 
Grund des Art. XXL. der W. Schl. A. übertragen, und dabei zur 
Pflicht gemacht worden, rüdfichtlich der fich gemeldet habenden 
Gläubiger, wenn die Hauptentfcheiduug dieß nicht überflüffig 
mache, nach einem abgefonderten Austrägalverfahren auf dem 
Grund des Art. XXX. der W. Schl. A, zu erkennen.” 

„Ein folches abgefondertes Verfahren nebft Enticheidung 
habe bisher aus den von dem Ob.⸗App.⸗Gericht zu Celle an- 
geführten Gründen nicht flatt gehabt; auch feyen, nach Anzeige 
beide höchften Regierungen Übereingefommen, die Vollziehung 
des Austraͤgalerkenntniſſes, unter einftweiliger Ausfegung jeden 
weiteren Verfahrens, nun durch eine gememfchaftlich zu ernen- 
nende Commiſſion zu bewirken.‘ 

„Wenn aber auch die Reclamanten zu denjenigen Gläubis- 
gern gehörten, welche das Erfenntniß veranlaßt hätten, und 
wenn folched auch für Vertheilung deren Forderungen im All 
gemeinen maaßgebend ſeyn möchte, fo würde dem Antrag wegen 
erecutivifcher Vollziehung des Erfenntnifjes doch die gebetene 
Folge nicht gegeben werden Eünnen; die Einleitung eines Aus» 
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trägalverfahrend nach Art. IXX. der Schl. A. feste eine bes 
fcheinigte Privatforderung und eine zwifchen verfchiedenen Res 
gierungen obmwaltende Differenz wegen deren Vertretung vor⸗ 
aus; nur hieruͤber entfcheide dad Austrägalgericht, nicht über bie 
Richtigkeit und den Befland der Forderung felbft, diefe ſey im 
vorfommenden Falle erft demnaͤchſt gegen diejenige Regierung, 
welche im Austragalverfahren zur Vertretung fehuldig erfannt 
fey, bei den competenten Landeögerichten auszumachen; nun 
erfennten aber beide Regierungen die Forderung nicht an, naͤh⸗ 
men deren Richtigkeit vielmehr in Abrede. — Wenn nun hier- 
nach dem auf Vollziehung ded Erfenntniffes gerichteten Gefuche 
nicht Statt zu geben fey, fo halte die Reclamationscommilfion 
auch Das weitere eventuelle Gefuch wegen Einleitung: eines be= 
.ſonderen Austrägalverfahrens nach Art. XIX. der Sch. A. 
nicht ſtatthaft. — Beide Regierungen haben nämlich wieder 
holt erklärt, daß ein Streit oder Zweifel wegen Vertretung 
der Forderung nicht eriflire; Preußen habe ed anerkannt, daß 
die geltend, gemachten Anfprüche zu den Kammerfchulden zu 
rechnen, und.von Preußen für die linke Rheinfeite zu des 
Ganzen zu vertreten wären, es habe fich zu dem Ende felbft 
auf den Inhalt des austrägalgerichtlichen Erkenntniſſes bezo⸗ 
gen, und. Naſſau beftreite e8 nicht, daß 4, der rechten Rhein⸗ 
feite zur Laſt falle, und daß foldhes Drittbeil, wegen eines 
mit Preußen am +4. Dezember 1816 abgeſchloſſenen Ver⸗ 
trags, ganz von Naflau zu vertreten wäre. — Diefe Ueber 
‚nahme von Seiten Naſſaus fey jedoch an eine Bedingung ges 
knuͤpft, indem es die Forderung nur fo weit übernehmen wolle, 
als die fogenannte, aus älteren Kurtrierifchen Aktivis gebildete 
Cameral⸗Arreragenkaſſe zu deren Dedung audreiche; Preußen 
wolle, daß die, fürden Fall, daß die Kaffe nicht hinreiche, entitehende 
Frage, wegen der Verpflichtung zur Uebernahme eines allenfall» 
figen Deficitö beizutragen, zur weitern Verhandlung völlig frei 
und offen bleibe.” — Die Commiſſion pflichtet diefer Anficht bei. 
„Die von einigen Reclamanten geänßerte Vermuthung, ed 
werde bei Betretung des Rechtsweges von den Gerichten die 
Entſcheidung der Sache wiederholt aus dem Grunde abgelehnt 
werben, weil das Concurrenzverhältniß beider höchiten Regie 
rungen nicht feitftehe, Eönne bei den jeßt eintretenden Verhaͤlt⸗ 


nifjen flır begründet nicht geachtet werben.’ : 
Zeonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 7 
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„Die Reclamationscommiffion wehffe hierauf auf den, hoher 
B. W. ſchon in früheren Vorträgen ertheilten Anrath zurüd 
kommen, daß nämlich ſaͤmmtliche Reclamanten zur Verfolgung 
ihrer Gerechtſame an bie competenten Landesgerichte zu vers 
weiſen ſeyen; benfelben werde jedoch, in Grundlage der von beis 
ben Hegierungen abgegebenen Erklärungen, zu eröffnen ſeyn, 
daß von ber Krone Preußen wegen der linksrheiniſche Ges 
bietstheile des vormaligen Kurflaats Trier 34 gefammter For» 
derungen, vom Hrzgthm. Naſſau aber, wegen der rechtörheini« 
fhen Sebietötheile, nach einer am 44. Dezember 1816 mit 
Preußen getroffenen Vereinbarung wegen ber erhaltenen aͤlte⸗ 
ven Kurtrierifchen Einnahmeruͤckſtaͤnde, das weitere Drittheil 
au vertteten wäre. — Daß beide höchften Regierungen den 
Rechtsweg nach ‚ver Werfaffung und ben beſtehtnden Gefeßen 
ihrer Staaten nicht verfchließen werben, fey bei berer befann- 
ten Gerechtigkeitöliebe in Feiner Art zu. bezweifeln, und fo 
fönne denn von gehemmter ober verweigerter Rechtöpflege hier 
Feine Rebe ſeyn, auch fen von Feiner Seite auf den Art. XXIX. 
der Schl. A. Bezug genommen worden. — In biefem, bei 
den verfchievenen Landesbehörden eventualiter eintretenden 
Berfahren, werden dann diejenigen Gründe, welche von beiden 
böchften Regierungen gegen den Beſtand und die Richtigkeit 
ber verſchiedenen Anſpruͤche — von Naffau aber insbeſondere 
gegen bie Forderung bes Kurtrierifchen Raths von Wallmenich 


und der verehelichten Brion — und von Preußen aus Veran⸗ 


laffung der beflehenden Staatöverträge vorgebracht feyen, ihre 
Würdigung. finden, bie Commiſſion habe. Daher: nicht nöthig, 
darauf einzugehen.” 

„Die Hrzgl. Naffanifche Regierung vente in ben abgegebenen 
Erklärungen nur auf eine bedingte und beſchraͤnkte Eröffnung 
des Rechtswegs hin, indem fie rechtlich begründete Forderun⸗ 
gen nur fo weit befriedigen wolle, als die fogenannte Kammer: 
Arreragenkafle dazu die Mittel befige. — Es duͤrfe nun wohl 
angenommen werben, baf die zu diefer Kaffe gehörigen älteren 
Kurtrierifchen Aktiva in. fo langer Zeit werben eingegangen 
feyn, und daß alſo in dieſer Hinſicht die Befriebigung rechtlich 
begründeter Forderungen feinen Anſtand erleiben werbe; ob aber 
diefe Aktiva zur Befriedigung aller Gläubiger hinreichen, daruͤ⸗ 
ber fehlten alle Nachweifungen; wäre dieß nicht ber Ball, fo 
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würde, wie in der Königl. Preußifchen Erklaͤrung bemerklich 
gemacht fey, eine weitsre Verhandlung einzutreten haben, und 
die Sache dann möglicher Weife auf den Grund des Art. XXX. 
ber Schl. A. nochmals an die B. V. kommen koͤnnen.“ 

„Die Krone Preußen drüde dagegen die Anficht aus, daß 
wegen ber für bie linke Mheinfeite zu vertretenden 34 der For: 
derungen, ‚nach beſtehenden Zandeseinrichtungen, der Rechts⸗ 
weg nicht zu eröffnen feyn werde, und fuche im Voraus der 
Berufung auf die Beflimmung in Art. XIX. der W. Sch. 
A. zu begegnen; indefien feyen Feine Befchwerben wegen ver« 


. weigerter Juſtiz erhoben, und Die Reclamationscommiffion habe 


nicht nöthig, auf dieſen Theil der Erklärung einzugehen.” 
„Die Rerlamationscommilfion richte fchließlich den Antrag‘ 


. . zum Beſchluſſe dahin: 


A) 


es fey dem vormaligen Kurtrierifehen Rath von Wallmenich 
zu Schwabmünchen — der Ehefrau des Kurtvierifchen Mund» 
kochs Brion, geb, Bollmar, zu Augsburg — dem Handelsmann 
Danzi dahier — und dem Königl, Preußifchen Oberft a. D. 
Seit zu Pfaffendorf — auf ihre Eingaben zu eröffnen, daB 
weder den Gefuchen wegen Bollziehung des am 8. Juni 1838 
vom Königl. Bannöverifchen Ob.⸗App.Ger. zu Celle in der Kur⸗ 


trieriſchen Schuldangelegenheit publicirten austrägalgerichtlis 


hen Erkenntniſſes, noch den auf Einleitung eines Werfahrend 
nach Art, XXX. dee W. Schl. X. gerichteten Anträgen Folge 
gegeben werben koͤnne.“ j 

„Dagegen bleibe es ihnen überlaffen, ihre aus der Zeit vor 
dem 1. Dezember 1802 herrühenden Forderungen, falls fie fich 
damit durchzukommen getranten, zu 34 bei den Koͤnigl. Preußi⸗ 
fhen und zu 14 bei den Hrzgl. Naffanifchen Behörden, _ 
in foweit fie aus ſpaͤterer Zeit herruhrten , aber ganz bei Letz⸗ 
teren zu verfolgen; - - 


ferner ſey 


„der allerhoͤchſten abrigl. Preußiſchen und der Hrzgl. Naſſaui⸗ 
ſchen Regierung hiervon Nachricht zu geben.“ 


Auf dieſen Antrag behielt ſich der Koͤnigl. Preußiſche Geſandte S. 302 
das Protokoll offen, macht zugleich aber nochmals auf den weſentlichen 
Unterſchied aufmerkſam, welcher zwiſchen den beiden, hier in Frage 
ſtehenden Kategorieen von Gehalts⸗ und Penſions⸗Ruͤckſtandsforder⸗ 
ungen gegen Kurtrier aus der Zeit vor dem 1. Dezember 1802. beſtehe. 


7* 
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Die Sefandfchaft erneuerte daher, ohne einer Belehrung der Res 
clamanten tiber das Vertretungsverhältniß der beiden Rheinufer ent» 
gegen zu feyn, ihren Antrag, 

daß die Bittfteller mit ihrem, gegen die König. Regierung 
als Befikerin der linförheinifchen Theile von Kurtrier gerich⸗ 
teten, zur Competenz hoher B. 3. in keiner Weiſe erwady- 
fenen Forderungen lediglich zurüdigewiefen werden möchten. 

Die B. V. beſchloß hierauf auf Präfidialantrag 

„ber den Commilffionsantrag binnen vier Wochen Inftructio« 
nen einzuholen.” 

Die erfte Abflimmung hierauf erfolgte von Preußen, in Sess. XVI. 
$. 176. S. 323, — worin fi) im Weſentlichen unter Beziehung auf die 
fruͤheren Erklärungen wiederholt ausgefprochen: „die Königl. Regierung 
vermöge weder aus dem Ausfchußvortrag, noch anderweit Gründe zu er⸗ 
fennen, aus denen, im Widerftreit mit früheren Bundesbefchlüffen, die 
hohe B. V. in Anfehung der zu Laften des linken Rheinufers erhobenen 
Anſpruͤche der fraglichen Kategorie für competent erachtet werden Eünnte, 
ben Reclamanten durch Verweiſung derfelben an bie Königl. Landesbe⸗ 
börden gewiffermaßen Hoffnungen zuerweden, welche Die Königl. Regie 
zung gänzlich unerfüllt Iaffen müßte. — — — Sie glaube beßhalb einer ih⸗ 
rem Antrage entfprechenden Befchlußnahme h. B. V. auch jet mit Zuver⸗ 
ficht entgegenfehen zu dürfen.’ Königr. Sachen trittinSess. XVIU.$.196. 
S. 361., fowie Grßhrzthm. und Hrzgthm Sachſen in Sess. XIX. 6.202. 
S. 370. den Commiflionsanträgen bei, deßgleichen motivirt Grßhrzthm. 
Medlenburg in Sess. XX. $. 221. ©, 410.; während ebendafelbft 
Grßhrzgthm. Heſſen dahin flimmt, daß die Reclamanten den in der 
B. V. abgegebenen Erklärungen der Königl, Preußifchen Geſandt⸗ 
Schaft gemäß zu bedeuten feyen. — Hannover will in Sess. XII. $. 235. 
©. 486. dem Commiffionsantrag nur in foweit beitreten, als er 
den Reclamanten zu erkennen gibt, daß ihren an die deutihe B. V. 
gebrachten Gefuchen nicht Statt gegeben werden Eönne, während eben- 
dafelbft Niederlande wegen Luremburg für die pure Abweifung und die 
15te Stimme für Beitretung zu den Commiffionsanträgen ſtimmt. — 
Letzterem beiftimmend, erklären fih in Sess. XXII. $. 244. ©, 492. 
Defterreich, Bayern, Baden, Dänemark wegen Holftein und Lauen⸗ 
burg und die freien Städte, Die 13te und 16te Stimme fchließen ſich 
der Stimmenmehrheit an; Würtemberg erklärte, den Befchluß nicht aufs 
halten zu wollen; der Kurheſſiſche Gefandte außerte, fich ohne Inſtruc⸗ 
tion zu befinden. 
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Da nun nach den vorliegenden Abftimmungen fich die Stimmen- 
mehrheit für die Commiffionsanträge erflärte, fo wurde in deren Ge- 
mäßheit S. 492 befchloffen: 

„ſ) Es fey dem vormaligen Kurtrierifchen Rath von Wallmenich 
zu Schwabmünchen, — der Ehefrau des Kurtrierifchen Mund 
kochs Brion, geb. VBollmar, zu Augsburg, — dem Handels⸗ 
mann Danzi Dahier — und dem Königl. Preußifchen Oberften 
a. D. Seit zu PM affendorf — auf ihre Eingaben zu eröffnen, 
daß weder den Gefuchen wegen Vollziehung des am 8. Juni 
1838. vom Königl. Hannoͤveriſchen Ob.⸗App.⸗Ger. zu Gelle 
in der Kurtrierifehen Schuldangelegenheit publicirten austraͤ⸗ 
galgerichtlichen Erfenntniffes nach den auf Einleitung eines 

. Verfahrens nad) Art. XXX. der W. Schl, A. gerichteten An» 
trägen Folge gegeben werben könne,” 

‚Dagegen bleibe es ihnen überlaffen, ihre aus der Zeit vor 
dem 1. Dezember 1802, herrührenden Forderungen, falls fie 
fich damit durchzukommen getrauten, zu zwei Drittel bei den 
Königl. Preußifhen und zu einem Drittel bei den Hrzgl. Nafs 
fauifhen Behörden — in fo weit fie aus fpäterer Zeit herruͤhr⸗ 

- ten, aber ganz bei legteren — zu verfolgen; ferner fey 

„2) der allerhöchften Koͤnigl. Preußifchen und der Hragl. Naffauis 

fchen Regierung hiervon Nachricht zu geben.‘ 


6) Wittwe Gattermann. 


Im Jahre 1830 erftattete der Grßhzgl. Badifche Gefanbte, Sess. 1839. 
XXVI. S. 207. S. 906., Vortrag über eine Reclamation der Wittwe 
Gattermann, betreffend die Vergütung einer für das Kurfürftlich 
Trieriſche Rentamt St. Wendel angeblicy aus eignen Mitteln gezahlten 
Kriegscontribution. ihres Gatten in feiner Eigenfchaft als 8 Kurfuͤrſtl. 
Beamte von 12,000 Livres. 

In dem ebendafelbft bierüber erfintteten Gutachten ı wurde unter 
anderem angeführt, es ſey wohl bargethan, daß auf Die NReclamation 
von ben Regierungen, an welche fie fich gewendet, abfchlägige Antworten 
ertheilt, aber nicht nachgewiefen, daß dies deshalb gefchehen fey, weil 
diefe Forderung ald zweifelhaft oder beftritten zwifchen mehreren 
Bundeögliedern betrachtet würde. — Die Forderung an und für fich 
würde von feiner Seite als beftehend anerkannt. — — — — — 

„Se. Durchlaucht der Fürft von Naffau- Weilburg erfläre, 
daß die Forderung auf bie dieſſeits des Rheins gelegenen ehemals 
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Kurtrierifhen Befigungen nicht rabicirt fer. — Hiernach 
bleibe es dahin geftellt, ob diefe Forderung ald eine Locallaft 
zu betrachten fen, die noch jeßt auf Dem Amte und ber Kell 
nerei St. Wendel hafte, oder ob fie von dem frühern Befiker 
diefed Amts, mithin von Frankreich, zu berichtigen gewefen 
wäre. — Preußen fpreche ſich beftimmt dafuͤr aus, daß Frank⸗ 
reich, als Befiger der Domänialeinkünfte zu St, Wendel, diefe 
Verbindlichkeit zu erfüllen gehabt haben würde, unb daß daher 
feiner der damaligen Befiger des ehemaligen Kurftaatd Trier 
deshalb angezogen werden koͤnne. — In gleichem Sinne er- 
klaͤre ſich Sachſen⸗Coburg. — Frankreich begnügte ſich feiner 
Zeit damit, daß es die Rückzahlung ber während des Kriegs 
in den eroberten Provinzen erhobenen Gontributionen ver- 
weigerte. — Aus den von Frankreich bezahlten Entſchaͤdigungs⸗ 
gelvern Fönne der Reclamant Feine Befriedigung erlangen, in- 
dem dieſe nicht für Forderungen beflimmt wären, fir welche 
Fein Zahlungsverſprechen der Franzöflfhen Regierung pro- 
ducirt werden koͤnnte.“ 

„Wenn ſonach ein Streit oder Zweifel beſtehe, ſo ſey dies 
nur inſofern der Fall, als von den dermaligen Befigern ehe⸗ 
mals Kurtrierifcher Länder die Behauptung aufgeftellt werde, 
daß der Reclamant eine Forderung befipen könne, bie möglicher 
Weiſe gegen Frankreich geltend zu machen fey. — Erft wenn 
diefe Frage zu Gunften Frankreichs entfchienen wäre, koͤnne 
fubfidiarifch erörtert. werden, ob die Forderung des Reclamanten 
eine Zocalfchuld des Amts oder der Kellnerei zu St. Wendel, 
oder aber eine Staatöfchuld ded gefammten ehemaligen Kur: 
ſtaats Mainz fen; ob fie ſonach auf dem linken oder rechten 
Rheinufer oder auf beiden hafte? — Die Bundesgeſetzgebung 
biete Feine Mittel dar, um den fo eben erwähnten Streit ober. 
Zweifel mit Frankreich zur Erledigung zu bringen.’ — — — 

Wäre Frankreich aber auch nicht hierbei betheiligt und glaube 
Reclamant, feine Forderung ald eine Staatsfchuld des ehema⸗ 
ligen Kurfuͤrſtenthums Trier geltend machen zu können, fo 
würde ihm durch das Über dad Kurtrierifche Schuldenwefen ei⸗ 


gen eingeleitete Austrägalverfahren der Weg hierzu eröffnet 


ſeyn. Sollte er hingegen vermeinen, daß feine Forderung auf 
dem Amte St. Wendel fpeciell hafte, fo würde er fich an die 
Sachſen⸗Coburgiſche Regierung zu wenden haben. 
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3u Folge dieſes Gutachtens fand ſich die B. V. peranlaßt, dieſes 
Schi) ©. H10. abzuweiſen. 
7) Freifrau von Darant, geb. von Mech 1836. 
(8; auch oben S. 83, — von Meeß.) 
Im Jahre 1835 erſtattete der Koͤnigl. Saͤchſiſche Geſandte, Sess. 
XII. $. 498. ©. 1135,, Vortrag uͤber eine. Reclamation der Freifrau 
von Öarant, geb, von Merk. 

Die Erben des verfiorbenen Kurfürfll. Trieriſchen Geheimraths 
von Meeß hätten an das ehemalige nienere Eraftift Trier eine Forde⸗ 
rung von 27,000 Bulden, welche von Preußen und Naſſau, denen ge 
dachtes Band zugefallen fen, als liquid anerkannt wuͤrde. — Da aber 
beibe ‚Höfe wegen Uebernahme des Antheild an diefer Schuld ſich nicht 
hätten vereinigen koͤnnen, ſo habe die hohe 35... viele Augelegen: 
beit dem Austrägalgericht in Gele zur gerichtlichen Entſcheidung üben 
gebenz vieler fähen Die Betheiligten nun fchon mehrere Jahre fruchtlos 
entgegen, weshalb hohe B. V. bei folcher Lage per Dinge unterthaͤ⸗ 
nigft um weitere kraͤftige Mitwirkung gebeten werde, 

Die B. V. nahm ſowohl hierdurch, als durch Die fpater eingereichten 
Befoͤrderungsgeſuche der Reclamantin 1838, Prot. S. 568, und 1836 
1837, Prot. S. 798. Anlaß, die Beendigung der Kurtrieriſchen Aus ı 837. . 
traͤgalſache zu bewirken fi. angelegen ſeyn zu laſen, — wovon Die 
Retlamantin in Kenntuiß geſetzt wurde. 

8) Sei, (&eik.) 

In dem Jahre 1837, Seas. XIL 6. 140. ©, 403., erſtattete ber 1837. 
Grßhzgl. Mecklenburgiſche Gefandte, Ramens der Reclamationscom⸗ 
miffion, Bortrag Aber eine Eingabe. (Nr, 5. des Einreicheprotokolls) 
des: Koͤnigl. Preußifchen Obriſten a. D. Seiz, zu Pfnffendorf bei 
Eprenbreititein, mit Bezugnahme daß i. 3. 1830, Prot. Sess. XII, 
$. 102. ©. 408. der Reclamant durch Beſchluß an die enpetente 
Hrzgl. Naſſauiſchen Gerichte verwiefen ſey. 

Retlamant behauptet: in dieſer Vorſtellung, eine über 30 Sabre ent» 
bebhrte Forderung von‘ 18,369 Gulden 16 Kr., nebft Zinſen, welche 
bie Kapitalſumme uͤberſteigen, anfprechen zu koͤnnen, nach beigslegter 
Beredenung,. Deren Reſultat Kolgended: . 

‚I. Forderung von Gehaltsrudftänden als vormaliger Kurtrierifcher 
Cameralbaumeiſter v. 3 1795 bis Dechr. 1802, an baren 
Beſoldung und Naturalien, ded Betrags von 5,300. lden 
30 Sr, mit Zinsen von den Verfallterminen an. 

II. Korderung feines Bruders und Erblaſſers, des i. I. 1820 vev⸗ 
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ſtorbenen Kurtrieriſchen geheimen Cabinetsregiſtrators Seiz, 
an Gehalts⸗Diaͤten und Auslagen⸗Ruͤckſtaͤnden vom Herbſt 
1794 bis 1. Decbhr. 1802, des Betrags von 7,314 Gulden 
51 Kar. mit Zinſen von den einzelnen zu Ende jeden Jahres 
eingetretenen Verfallterminen an. Endlich: 

III. Forderung an Penfionsverfürzung feines feit dem Luͤmeviller 

Frieden in Hragl. Naffauifche Dienfte übergegangenen und am 
1. Juli 1809 yenfionirten Bruders, im Betrage von 5,753 Gul⸗ 
den 55 Kr., mit Zinfen von dem Verfalltermine an.’ 

„Bür die aus verfchiedenen Rechtötiteln herrührenden Forderungen 
wären die Succefforen in dem vormaligen Kurflaate Trier und die der- 
maligen Beflger von Gebietötheilen deflelben verhaftet; — alle Bes 
mühungen, im Abminiflrativ- oder im Rechtöwege Befriedigung zu er⸗ 
halten, feyen vergeblich gewefen, weil die Koͤnigl. Preußifchen und 
Hrzgl. Naflauifchen Gerichte ſich nach vorliegenden Staatöverträgen 
und bundesgefeglichen Beftimmungen nicht befugt hielten, über die 
Paflivlegitimation der einen oder andern Regierung zu erkennen.” 

Nachdem nun die Königl. Preußifchen Gerichte fich für Incompei 
tent, die Hrzgl. Naffauifchen aber ihn, den Reclamanten, zuvor an ein 
bundesgefegliched Austrägalverfahren verwiefen hätten, fo fey nuns 
mehr die Competenz hoher B. V. begründet, indem zwilchen zwei Re 
gierungen die Vorfrage wegen Vertretung feiner an den vormaligen 
Kurftaat Zrier habenden Forderungen ftreitig fey; er bitte Daher, 

„Die Entfcheidung der Trage zu veranlaſſen, ob die Krone 
Preußen oder das Hrzgl. Haus Naffau, ald Befiger des vorma⸗ 
ligen Kurftaats Trier, und in welchem Berhältniß beide ober 
einer diefer beiden Staaten, feine aus Verträgen mit dem vor⸗ 
maligen Kurſtaat Trier herrührenden Forderungen zu ver- 
treten habe?” 

In dem daruͤber ©. 405 erftatteten Gutachten ift erwähnt, daß Res 
elamant früher auf die Beflimmung des Art. XXIX. jetzt auf die bes 
Art. XXX. der W. Schl. A. Bezug genommen. — Nach den fchon 
früher beigebrachten Befcheinigungen fey nicht zu bezweifeln, daß dem⸗ 
-felben Forderungen an den vormaligen Kurſtaat Zrier, Die aus eigenen 
und feines verftorbenen Bruders Dienftverhältniffen berrührten, wirk⸗ 
lich zuſtaͤnden; während nicht fo beſtimmt das zweite die Anwendbarkeit 
des Art. XXX. bedingende Erforderniß nachgewiefen fen, endlich fcheine 
allemal eine Verpflichtung ber Krone Preußen wegen ber sub III. be 
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merkten Forderung ungedenkbar zu feyn. — Die Gründe, warum Res 
clamant bei den Hrzgl. Naffauifchen Gerichten rechtöfräftig abgewiefen 
worden, feyen aus den Erfenntnifjen nicht zu erfehen. — Was die uns 
befcheinigte Behauptung ded Reclamanten anbelange, daß auch bie 
Krone Preußen wegen einer behaupteten Mitverpflichtung des Hrzgthms. 
Naffau, feine Befriedigung vermweigere, fo bürfte Dies durch ein an beide 
hödhfte Regierungen zu richtended Erfuchen zur Angabe ber Erklärung 
über die Reclamation ermittelt werden. — Die Commilflon glaube 
auch hierauf ihren Antrag richten zu follen, und erwähnt zur Begruͤn⸗ 
bung hierzu fowohl des $.70, des R. D. Haupt. Schl. vom 25. Februar 
1803, als auch eine analogen Falles, bei welchem die höchften Regierun⸗ 
gen von Preußen und Naffau erflärten, die Anfprüche, ohne deren Ans 
erfennung, in Folge eined im Dezember 1816 abgefchloffenen Staats« 
vertrages, nach gewifien, näher angegebenen Berhältniffen vertreten, und 
dieferhalb bei den eigenen Zandeögerichten zu Recht fehen zu wollen. 

Der hierauf gefaßte Beſchluß S, 406. lautet: 

„Die höchften Regierungen von Preußen und Naffau werben 
erfucht, Über die vorliegende Reclamation ihre Erklärung abs 
zugeben.” 

Preußen gab feine Erklärung noch in demſelben Jahre 1837, 
Sess. XVIH. $. 212. ©. 523. ab; es ſeyen — beißt es darin unter 
Anderm — drei verfohiedene Forderungen zu unterfcheiden: 

„I. eine wegen Penfionsverlürzung feines feit dem Lüneviller 
Frieden in Hrzgl. Naſſauiſche Dienfteübergegangenen 
und am 1. Suli 1809 penfionirten Bruders und Erblafs 
ferö, des im Jahre 1820 verſtorbenen vormaligen Kurtrier; 
geheimen Cabinetsregiſtrators Seiz; 

„I. die aus dem Jahre 1795 bis Dezember 1802 herruͤhrenden 
KRüdftände von feinem (des Oberften) Gehalte als vor⸗ 
maligen Kurtrierifhen Sameralbaumeifter, nebft Zin⸗ 
fen von den Verfallterminen an; und endlich 

. „MI. die aus den Iahren 1794 bis 1. Dezember 1802 berühren: 
den Gehalts» Diäten und Auslagen-Rüdflände feines obge⸗ 
dachten Bruders und Erblaffers, des vormaligen Kurtrierifchen 
geheimen Sabinetöregiftrators Seiz, nebft Zinfen von den ein« 
zelnen Berfallterminen an. 

Was die Forderung I. anbelange, fo fey die Reclamation des ge 
heimen Gabinetsregiftrators Seiz in den Iahren 1818: und 1819 auf 
eine Penfion, welche. feinem.ehemaligen Gehalte vor 1802 gleichfomme, 
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bei der Hrzgl. Naflauifchen Regierung als Preußiſchem Unterthan auf 
diplomatiſchem Wege von dem biefleitigen Gouvernement unterflügt 
worden. Die Verwendung fey jedoch ohne gewünfchten Erfolg geblier 
ben, indem eine Verfchiedenheit ber beiderfeitigen Anfichten über Das 
Recht des Seiz an und für fich auf eine Höhere Penfion vorhanden ge⸗ 
wefen, — Der biefleitigen ausdruͤcklichen Verweiſung auf die Borfcheift 
‚ber $$. 59. und 73. bes Reichödeputationd- Hauptfchluffes von 1803, 
babe man Naſſauiſcher Seite eingewendet, der NRegiftrator Seig gehöre 
nicht zu der Dienerfchaft, auf welche die vorerwähnten reichögefeßlichen 
Beftimmungen Anwendung fanden; feine Penſion fey den allgemeinen 
Naſſauiſchen Landesgeſetzen gemäß, und jene reichögefeglichen Beſtim⸗ 
mungen hätten nicht die Bedeutung, den neuen Zandesheren zu vers 
pflichten, bie von ihm wieder angeftellte Dienerfchaft der vormaligen 
geiftlihen Staaten bei ber Penflonirung günfliger zu behandeln, als 
die Berfaffung des Landes für die übrigen Beamten mit fich bringe, 

Eine Berpflichtung der Preußifchen Regierung, bei Benfionirung 
des 20, Seiz zu concurriren, ſey Hrzgl. Naſſauiſcher Seits überall nicht 
aufgeftelit worden; auch möchte eine folche Behauptung auf Feine Weife 
fich begründen laſſen. Es fcheine daher auch der Full’ zur Anwendung 
des Art. XXX. der W. Schl. A. hier nicht vorhanden. 

Die Forderung sub U. des Oberften a, D. Seiz wegen ruͤckſtaͤndi⸗ 
gen eigenen Gehalts beziehe fich auffein Berhaltnißals Kurtrierifcher Hof 
und Gameralbaumeifter; fie ruͤhre, wie die Forderung sub III. wegen rüd- 
ftändigen Gehalts feines verfiorbenen Bruders, aus ber Zeit nor 1802 
ber. Mit beiden Gehaltsforberungen habe es wohl gleiche Vewandniß 
in der Beziehung, worauf es hier ankomme. 

„Wegen beider Forderungen koͤnne Preußen weder als Bei iger der 
auf der linken NRheinfeite, noch ald Befitzer der auf der rechten Rhein⸗ 
feite ihm zugehörigen Gebietätheile des vormaligen Kurftaatd Trier 
verpflichtet gehalten werden, diefelben auch nur zu einem Theile zu be= 
richtigen, indem die Gehaltsrüdftände ber vormaligen Kurtrierifchen 
Beamten aus ber Zeit vor 1802, foweit fie der linken Rheinfeite mit 
Hecht zur Laft gelegt werden Eönnten, überhaupt gegen Feine Regiernng 
mehr geltend zu machen fenen, nachdem die franzöfiihe Regierung ihre 
befannten Grundfäe wegen Amovibilität der Beamten auf die von 
ihr vorgefundenen deutfchen Beamten bes linfen Rheinufers angewandt 
habe, und daher von jeder Verpflichtung zur Entichäbigung derfelben, 
die ihr allein obgelegen, bei Gelegenheit der bekannten Convention 
hber die Privatreclamationen vom 20. November 1815 habe entbune 
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den erachtet werben müffen, in fo weit aber Die gedachten ber rech⸗ 
ten Rheinfeite zufielen, ausfchließlicd Naffau für die Befriedigung zu 
forgen haben dürfe, — Auch habe der Oberft Seiz biöher nicht das Königl. 
Souvernement als beitragspflichtig in Anfpruch genommen. — —“ 

In Gemäßheit der bei Gelegenheit der Reclamation des vormaligen 
Kurtrierifchen Hoflammer- Kanzliften Adermann, (welche die B. V. 
zuruͤckgewieſen) Preußifcher und Nafjauifcher Seits aufgeftellten An- 
fichten, dürfte auch auf die beiden Gehaltsrudftände- Forderungen bes 
ic. Seiz der Art. XIX. der W. Schl, A. nicht anwendbar feyn, indem 
die Verpflichtung wegen Befriedigung derfelben zwifchen Preußen unb 
Raffau weder zweifelhaft noch beftritten erfcheine. — So weit naͤmlich 
die vormals Kurtrierifchen Landestheile am rechten Rheinufer wegen 
Berichtigung jener Rüdftände in Anfprudy genommen werben koͤnnen, 
babe Naflau anerfanntermaßen allein die Verpflichtung, ben Recla⸗ 
manten zu befriedigen, und was die am linfen Rheinufer belegenen 
vormals Kurtrierifchen Landestheile anlange, fo werde zwar jede 
Berbindlichkeit, die gegen diefelben gerichteten Anfprüche dieſer Art zu 
befriedigen, von Preußen beflritten, jedoch nur im Verhältniffe zu den 
Reclamanten, nicht aber im Berhältniffe zu Naſſau. — Auch gehe aus 
dem, der VBorftellung des Oberften Seiz i. 3. 1830, beigefügten Pro⸗ 
menwria d. d. Wiesbaden den 24. Augufi 1824, zur Genüge hervor, 
daß das Hrzgl. Naffauifche Staatsminifterium nicht wegen einer dieſſei⸗ 
tigen Beitragspflichtigfeit die fraglichen Anfprüche zuruͤckgewieſen babe. 

Nur als Mißverftändnig Fönne man es daher betrachten, wenn in 
diefen Procefien des Oberften Seiz gegen den Hrzgl. Naflauifchen Fis⸗ 
sus, der Anmalt des letzteren Einwendungen aufgeflellt habe, welche 
den erfennenden Richter zu der irrthuͤmlichen Anficht verleitet hätten, 
der Kläger fen wegen erfi noch anderweitig zu bewirfender Feſtſtellung 
bes Theilnahmeverhältniffes der Hrzgl. Naſſauiſchen Regierung an der 
Bertretung der ftreitigen Schuld, wozu die vorgängige Veranlaſſung 
eines bundeägefeglichen Austrägalverfahrens noͤthig fey, abzuweiſen. 

Diefe Erklärung wurde ©. 525, an die Reclamationscommiſſion 
überwiefen. 

Auf die im folgenden Sabre 1838 vom Rerlamanten eingereichten ı 1838, 
zwei neuen Eingaben in (Eingaben-Prot. Ro. 7, und 40.) Sess. V. 
8. 84, ©. 252. und Sess. XXXIV, $, 391. ©. 1055, wurde jedesmal 
auf Antrag des Referenten der Reclamationscommiſſion befchloflen: 

die Hrzgl. Naſſauiſche Regierung sum baldige Abgabe ihrer no 
rheftändigen Erklarung zu erſuchen. 


1839, 


\ 
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Diefe erfolgte nun i. 3. 1839, Sess. IX. 6. 125. ©. 323., welche in 
einer ausführlichen auf alle Momente erwidernden Darftellung darzuthun 
ftrebt, (wobei fie fich auf die Königl. Preußifche Erklärung v. 3. 1837, 
Sess. XVII. $. 212. bezieht) daß die Klage, welche der Obrift Seiz 
in eignem Namen wegen feiner Gehaltsruͤckſtaͤnde als vormald Kur 
trierifcher Cammeralbaumeifter gegen den Hrzgl. Fiscus erhoben hätte, 
deßhalb, weil aus den dafür angeführten factifehen und rechtlichen Ver⸗ 
pflihtungsgründen die eingeflagte Forderung weder ganz noch theils 
weife begründet wurde, als gänzlich ungegründet — die als Erbe feines 
Bruders wegen Gehaltdö- Diäten und Auslageruͤckſtaͤnden angeftellte 
Klage aber, wegen mangelhafter Begründung, in allen Inflanzen ab» 
gewielen worden, Daß in Beziehung auf diefe Reclamation zwifchen der 
Krone Preußen und dem Herzogthume Naffau Feine Frage beftritten 
fey, deren vorgängige Entfcheidung auf den Grund des Art. XXX. der 
W. Schl. X. erforderlich wäre, daß mithin dermalen fo wenig, wie bei 
früher vorgefommenen ähnlichen Reclamationen, eine Einfchreitung 
diefer hohen Verfammlung veranlaßt fenn Eönne. 

Das dahin abzweckende, auf ganz unrichtigen Vorausfegungen bes 
ruhende Geſuch des Reclamanten ftelle fich daher als unbegründet dar, 
und e8 fallen damit nothwendig auch alle weitern daraus abgeleiteten 
Anträge als gehaltlos zufammen. 

Uebrigens erkläre fich die Hrzl. Regierung nad) wie vor bereit, wirk⸗ 
lich begründete Forderungsanfprüche in dem unbeftrittenen, ihre Ver⸗ 
tretungspflicht normirenden Verhaͤltniß anzuerkennen und für deren 
Berichtigung aus den vorhandenen Aktivruͤckſtaͤnden Sorge zu tragen, 
wenn der Reclamant folche in diefem einzig und allein einen guͤnſtigen 
Erfolg verfprechenden Umfang gerichtlich oder außergerichtlich bei den 
competenten Behörden weiter zu verfolgen beabfichtigen folle, 

Diefe Erklärung wurde ©. 328. der Reclamationd- Commilfion 

zugewiefen. Namens berfelben erftattete nun der Grßhrzl. Mecklenbur⸗ 
gifche Gefandte, Sess. XV.$. 209. ©. 569., Vortrag, in welchem er alle 
bei ver B. V. hierhiber gepflogenen Verhandlungen reaflmirt. In dem 
hieruͤber erftatteten Gutachten ift ausgefprochen, daß die Frage wegen 


‚„ Anwendbarkeit des Art. XXX. der W. Schl. X. hinfichtlich der oben bei 


der Gefchichtderzählung sub III. bemerften Forderung, gar nicht in 
Betracht kommen koͤnne, da fie nur auf Dienftverhältniffe zum Hrzgl. 
Naſſauiſchen Stante Bezug hatten. 

„Die beiden andern Forderungen gingen bagegen im Allgemeinen 
den vormaligen Kurflaat Trier, nun die jeßigen Befiger von Gebiets⸗ 
theilen deſſelben an, und ſeyen als Kammerſchulden zu betrachten.“ 
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„Ein zwifchen den höchften Regierungen von Preußen und Naffau 
obwaltender Zweifel oder Streit wegen Vertretung ber Forderungen, 
deren Eriftenz beide Regierungen in Abrebe nehmen, ließe fich denken, 
einmal in Bezug auf deren Vertheilung zwifchen den Kurtrierifchen 
Gebietstheilen der linken und der rechten Rheinfeite, und bann in Bes 
zug auf dieſe leßtern allein.” 

„In erfterer Hinficht fey aber ein Zweifel nicht vorhanden, Naffau 
habe früher, und auch noch jet, ohne Widerſpruch von Preußen zu er⸗ 
fahren, behauptet, daß nach flattgefundenen Außsgleichungsverhandluns 
gen beiderfeitö anerkannt worben fey, daß bie Kurtrierifchen Cameral⸗ 
Einkünfte, auf deren Uebergang und Beſitz die Verbindlichfeit, einzelne 
Reclamanten zu befriedigen, geftügt'werbe, in dem Verhaͤltniß von 
24 zu 14 zwifchen der Iinfen und der rechten Rheinſeite getheilt worden 
feyen. — — .— — Der Biderfprucd) der Krone Preußen gegen die Ver⸗ 
bindlichfeit zur Uebernahme irgend eines Theils der Forderung auf links⸗ 
rheinifche Gebietötheile fey nur auf das Verhältniß zum Reclamanten, 
nicht zur Hrzgl. Naffauifchen Regierung gegründet.” 

„Sin Streit zwifchen den höchiten Befigern rechtörheinifcher Ges 
bietstheile bed vormaligen Kurſtaats Trier, wegen Vertretung der For« 
derungen des Reclamanten und ähnlicher Gläubiger, fey eben fo wenig 
vorhanden, da Naffau in $. 24. des mit Preußen am 44. Dezember 1818 
abgefchlofienen Receſſes verfprochen habe: 

„wegen der übernommenen Kurtrierifehen Cameraleinnahmes 
KRüdftände bis 1. Dezember 1802 ſich mit den ehemals Kur» 
trierifchen Dienern über ihre Befoldungs- und Penſions⸗Ruͤck⸗ 
ftände auseinander zu feßen.” 

Die Sommiffion fey hiernach der Anficht, daß die auf den Grund 
des Art. XXX. der W. Schl. A. angebrachte Befchwerde, nach den von 
den höchften Regierungen von Preußen und Naffau gegebenen Erklaͤ⸗ 
rungen unbegründet fen; Dagegen müffe fie der Meinung feyn, da 
hoher B. V. über dasjenige, was beide Regierungen zur Entkräftung 
der Forderungen felbft und zur Befreiung von der Verbindlichfeit an« 
gefiihrt haben, Fein Urtheil zuftehe, daß folches vielmehr den competen- 
ten Sandesgerichten in dem Falle gebühre, wenn Reclamant abermals 
den Rechtsweg mit Erfolg zu betreten fich getrauen folle; daß ihm dies 
fer nicht verfchlofien bleibe, Darauf werde fich im vorliegenden Falle die 
ver B. V. nach Art. XV. der B. A. obliegende Garantie der Beſtim⸗ 
mungen in den 6$. 77. und 78. des Reichsdeputations = Hauptfchlufs 
ſes vom 15. Februar 1803 zu befchränken haben; indeſſen werde es 
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einer Einwirkung in biefer Hinſicht um fo weniger bebürfen, als bie 
Hrzgl. Naffauifche Regierung dem Reclamanten fchon früher ven Rechtes 
weg eröffnet, und in der neuen Erklaͤrung Ausſicht zu einiger Befries 
digung gemacht, indem fie ihre WBereitwilligkeit ausgefprochen habe, 
die gerichtlidy oder außergerichtlich bei ben competenten Behörden zu 
verfolgenden wirklich begründeten Forderungsanfprüche bes Reclaman- 
ten, in dem unbeftritten ihre Wertretungspflicht normirenden Verhälte 
niß anzuerkennen. Die Commiſſion richte daher ihren Antrag dahin: 
„nem Reclamanten burch deffen Bevollmächtigten zu eröffnen, 
daß fein angebrachtes Gefuch nicht flattfinde, und es ihm uͤber⸗ 
laſſen bleiben müffe, feine Anſpruͤche gerichtlich oder außerge⸗ 
richtlich bei den competenten Hrzgl. Naffauifchen Behörden zu 
verfolgen.‘ 
Es wurde jedoch ebendafelbft ©. 571. befchloffen: 
„über ven Eommiffionsantrag Inftruction einzuholen.‘ 
. : In Folge hiervon erklärten zunaͤchſt Sess. XVII. $. 239. &. 623, 
Bayern, fowie die Grßhrzgl. und die Hrzgl. Sächfifchen Häufer, daß 
fie dem Gommiffionsantrage beiträten. 
: Deßgleichen Sess. XIX. 6. 254. ©. 639. Grßhrzthm. Heſſen, D& 
nemarf wegen Hofftein und Lauenburg und die freien Städte — 
Sess. XX. $. 262, ©, 644, Königr. Sachſen, Hannover; Sess. XXI. 
$. 275. ©. 683. Preußen, 
- Roc) bevor fammtliche Abſtimmungen vefolgt, erftattet der Kurfürftl. 
Heſſiſche Gefandte, Sess. XXI. $. 285. ©, 698. Namens der Reclama⸗ 
tiond- Commiſſion in Folge einer neuen (Ziff. 44. des Eingabenregifters) 
erfolgten Eingabe des Reclamanten, Vortrag über feine Bitte um Er- 
ledigung feines Geſuchs, zu welchem Zweck er bittet, die noch rüditän- 
dige Hrzgl. Naffauifche Erklärung veranlaffen zu wollen. 
Da nun aber bereits auf Sommiffionsantrag (f. Prot. d. 3. $. 209.) 
Inſtruktionseinholung befchloffen, und noch nicht alle Abftimmungen 
erfolgt, daher eine definitive Befchlußfaifung in der Kürze noch nicht 
erfolgen Eonnte, wurde in Folge diefed Vortrags ©. 699, befchloffen: 
„i) in dem Eingabenregifter bei ber Eingabe Nr. 44. auf den 
‘8. 209. des dießjährigen Protokolls zu verweifen, und 

2) dem Reclamanten die gegenmwärtige-&age ber Sache im Allge⸗ 
meinen, durch die Ganzleidireftion vorläufig befannt machen zu 
laſſen.“ 

In Sess. XXII. $. 292. ©. 868. tritt dem Commiſſionsantrage 
($. 209.) ferner bei: Oeſterreich; dieſes jedoch mit ausdruͤcklichem Bes 


Kurttieriſches Schuldenweſen. 111 


zug auf bie von ihm bei anderen Gelegenheiten uͤber bie Wirkſamkeit 
der im Art. XV. der B. A. übernommenen Garantie aufgefiellten Ans 
ficht, weiterhin ebenbafelbft Würtemberg, Niederlande wegen Grßhrzthm. 
Zuremburg, die 15te Geſammtſtimme — ohne jedoch damit die Yon ber 
Commiſſion anfcheinend fubintelligirte befchränkte Wirkſamkeit der im 
Art. XV. der B. A. übernommene Garantie des Bundes im Princip an⸗ 
zuerfennen — und die 16te Geſammtſtimme, worauf Präfidium anheim 
gab, für die noch fehlenden Abftimmungen das Protokoll bis zur nädy 
ſten Sitzung offen zu halten und ſodann den Beſchluß zu ziehen. 

"Dem ſchon mehrmals erwähnten Commiſſionsantrage $. 209. des 
Protokolls von 1839 flimmten ferner bei Sess. XXID. $. 313. ©, 908, 
Baden, Braunfchweig und Naffau, Mecklenburg: Schwerin und Med- 
lenburg-Strelig, worauf, nachdem der Kurfürftl. Heſſiſche Gefandte 
erklärt hatte, die Schlußfaffung nicht aufhalten zu wollen ‚ ebendafelbft 
©. 908, der Befchluß erfolgte: 
| „Dem Reclamanten ift durch deffen Bevollmächtigten dahier 

- zu eröffnen, daß fein angebrachtes Geſuch nicht ftatt finde, und 
es ihm tiberlaffen bleiben müffe, ferne Anfprüche gerichtlich odet 
außergerichtlich bei ben competenten Hrzgl. Naſſauiſchen Be⸗ 
hoͤrden zu verfolgen.“ 

VUebet eine unter Nr. 50. bes Eingaberegiſters von 1840 gemachte 1841. 
Eingabe des Reclamanten erflattet 1841 ber Grßhrzgl. Mecklenbur⸗ 
giſche Gefandte Namens der Reclamationseommiffion wiederum Vor⸗ 
trag, in Sess. IV. 8. 67. ©. 87. Nach der Eingabe habe Reclamant 
tınter Berufung und in Grundlage bes Austrägalerkenntniffes vom 
8. Juni 1838 bei dem Hrzgl. Naffauifchen Gouvernement um Befries 
digung ber ihm gebührenden Borderungen gebeten, fey jedoch darauf, 
mitfelft einer motivirten Refolution ‚ver zur Audeinanderfekung bed 
Kurtrierifchen Schuldenwefens beftellten Commiſſarien,“ dahin befchtes 
den morben, daß ſaͤmmtlichen Forderungsanſpruͤchen ganz irrige factifche 
Borausfegungen zu Grunde lägen, mit welchen daher auch die daraus 
gezogenen Folgerungen wegfallen müßten, daß dagegen die Gehaltd« 
ruͤckſtandsforderung des verftorbenen Regiftratord Seiz, in Betrag von 
2341.34 Kr, ald begründet und zur Anweifung geeignet anerkannt werde. 

Reclamant äußert die Anficht, daß das gedachte Austraͤgalerkennt⸗ 
niß feine Forderung unflreitig mit ergteife, daß aber eine Erledigung 
der Sache wohl auf Feine Weiſe zu erreichen fep, bevor nicht das Hrzgl. 
Naſſauiſche Gouvernement fich mit den vormals Kurtrieriſchen Dienern 
über ihre ruͤckſtaͤndigen Befoldungen und Penfion auseinandergeſetzt habe 
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Als Refultat der ind Specielle gehenden Ausführung fpricht Res 
clamant aus: 


„I) daß nur in dem Falle, wenn eine unparteiifche Liquidations⸗ 
Behoͤrde oder Obmann ernannt wuͤrde, eine ſachgemaͤße Aus⸗ 
einanderſetzung der Anſpruͤche auf den Grund des erlaſſenen 
und nach der Erecutionsordnung vom 3. Auguſt 1820 zu voll⸗ 
ziehenden Austraͤgalerkenntniſſes ſich erwarten laſſe; ſowie daß, 


2) wenn dieſer Ausweg den Beifall hoher B. V. nicht finden 
moͤchte — in namentlichem Betracht, daß noch zur Zeit immer 
nicht blos die Groͤße der Forderung beſtritten erſcheine, ſondern 
auch, wer ſolche ganz, resp. pro rata zu bezahlen habe — nach 
Art. XXX. der W. Schl. A. das Koͤnigl. Hannoͤveriſche Ob, 
App.-Ger. zu Celle mit der beſondern austraͤgalgerichtlichen 
Entfcheidung zu beauftragen ſey.“ 

In dem ©, 89. erftatteten Gutachten ift angeführt, daß Reclamant 
ſich biöher nicht an die Hrzgl. Naffauifchen Landesgerichte gewendet habe, 
und baher eine Berweifung auf den früheren Bundesbefchluß zu bean- 
tragen feyn werde, wenn nicht inmittelft andere Verhaͤltniſſe eingetre- 
ten wären. 

Seit dem i. 3. 1838 in dem Kurtrierifchen Schuldenwefen geſpro⸗ 
chenen Austrägalerkenntniffe bilde dieſes Schuldenwefen den Gegen- 
fland mehrfacher Verhandlungen; nach einer Anzeige des betreffenden 
Austrägalgerichts feyen die höchften Regierungen von Preußen und 
Naffau übereingefommen, die Vollziehung diefes Austrägalerfenntniffes 
durch eine gemeinfchaftlich zu beftellende Commiſſion bewirken zu laffen ; 
hohe B. V. habe hierauf beide Regierungen erfucht, von dem Fortgang 
und Ergebniß der eingeleiteten commiffarifchen Verhandlungen ber B. 
V. Nachricht zu geben. 

Mehrere fich in ähnlicher Lage befindend glaubende Privatperfonen 
feyen neuerdings mit Anträgen eingefommen und darüber Vorträge 
erftattet worden, auch Über einige diefer Reclamationen die höchften Res 
gierungen von Preußen und Naffau um Abgabe der Erklärungen er« 
ſucht worden, was der Königl. Preußifchen Gefandfchaft zu der Aeuſ⸗ 
ferung Beranlaffung gegeben: 

„daß fie ihrer höchften Regierung vorbehalte, fi) auch ber die 
- Gründe der Nichtanwendbarfeit des Austrägalerfenntniffes vom 
8. Juni 1838, auf einzelne der obgebachten Anſpruͤche zu er⸗ 
flären, und zugleich die außerdem bei Forderungen biefer Gats 
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tung in Betracht kommenden befonderen Verhältniffe nochmals 
zu beleuchten.“ 
Die Reclamationscommiffton glaube daher ihren Antrag dahin rich - 
ten zu dürfen, daß die höchften Regierungen von Preußen und Naffau 
zu erfuchen feyen, fich in den betreffenden Erklärungen, welche die B. 
B. nun baldigft entgegen fehen zu koͤnnen glaube, auch über die vor⸗ 
liegende Reclamation zu verbreiten, was auch ebendafelbft ©. 90. zum 
Befchluß erhoben wurde, 
Beide Staaten gaben in Sess. VII. 8.99, ©. 153. und ©. 170, 
ihre Erklärungen *) ab, die in ausführlichen Darftellungen die Nich- 
tigfeit diefer Forderungen darzuthun fuchen, welche der Reclamations⸗ 
Commiffion übergeben wurden. — Namen derfelben ftattete der Grß- 
hragl. Medlenburgifche Gefandte in Sess. XIV. $. 164. ©, 297. Vor⸗ 
trag und Gutachten und flelt S. 301. den auch fpäterhin zum Bes 
fchluß erhobenen Antrag. 
Ä Da jedoch die Preußifche Gefandfchaft ihre Anträge auf Abweifung 
hieraufnochmals erneuerte, wurde auf Präfidialantrag S. 303. befchloffen: 
‚aber den Commiffionsantrag binnen vier Wochen Intruftios 

nen einzuholen.” 

Die Abftimmungen erfolgten: 

von Preußen Sess. XVI. $. 176, ©. 323; von Königr. Sachfen 
Sess. XVII. $. 196. ©. 361.; von Seöhrzthm. und Hrzgthm. Sachs 
fen Sess. XIX. $. 101, ©. 370; vom Grßhrzthm. Heflen und Med« 
lenburg Sess. XX. 8. 221, ©. 410; von Hannover, Niederlande wegen 
Luremburg und der 1dten Stimme Sess. XXI. $. 235. ©. 486; von 
Defterreich, Bayern, Baden, Dänemark wegen Holftein und Limburg 
. der 13ten 16ten und 17ten Stimme Sess. XXII.$. 244. ©, 492. Eben» 
dafelbft erflärte der Königl. Würtembergifche Gefandte den Beſchluß nicht 
aufhalten zu wollen, während der Kurheflifche äußerte, ohne Inſtruk⸗ 
tion zu feyn. Da nun die Stimmenmehrbeit fich aber für die Com⸗ 
miffionsanträge ausgefprochen hatte, wurde befchloffen; 

1) Es ſey — — — dem Königl. Preußifchen Oberftena. Dienft Seiz 
zu Pfaffendorf auf feine Eingabe zu eröffnen, daß weder dem 
Gefuche wegen Bollziehung des am 8. Juni 1838 vom Königl. 
Hanndverifchen Ob. App.-Gericht zu Celle in der Kurtrieris 
ſchen Schuldangelegenheit publicirten austrägalgerichtlichen Er⸗ 


*) ©. oben ©, 90 bei Danzi Ausführlicheres, — ſowohl über diefe Erkläruns 
gen, als folgende Verhandlungen, welche fi) über mehrere Reclamationen vers 
breiten, und deshalb hier nicht mehr wiederholt werben. 

Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 8 


1037. 
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kenntniſſes, noch den auf Einleitung eines Verfahrens nad 
Art. XXX. der W. Schl. X. gerichteten Anträgen Folge gege- 
ben werben koͤnne. Dagegen bleibe es ihm überlafien, feine aus 
der Zeit vor dem 1. Dezember 1802. herrührenden Forderuns 
gen, falls er fich damit durchzukommen getraute, zu zwei Drit⸗ 
tel bei den Königl, Preußifchen und zu einem Drittel bei den 
Hrzgl. Naffauifchen Behörden — in fo weit fie aus fpäterer 
Zeit herrührten, aber ganz bei legteren — zu verfolgen; fer« 
ner fey 

2) der allerhöchften Koͤnigl. Preußifchen, und der Hrzgl. Naſſaui⸗ 
fchen Regierung hiervon Nachricht zu geben. 


9) Graf von Leiningen-Neudenan. 


An demſelben Jahre 1837 erftattete ferner noch der Koͤnigl. Saͤch⸗ 
fifche Sefandte Sess. XXIX. G. 331. ©. 798. Vortrag über eine Ein- 
gabe ded Grafen Auguft von Leiningen-Neudenau (Eingab. Prot. 
Nr. 26. auch 32.) Diefe Reclamation betrifft einen Gehaltsruͤckſtand 
des Vaters des Grafen, bed ehemaligen Kurtrierifchen Vice⸗Obermar⸗ 
ſchalls. Der Rüdftand folle urfprünglich in 8,294 fl. 19 Kr. beflanden 
haben und nunmehr, nachdem die Fürftl. Naſſau⸗Weilburgiſche und 
fpäter Die Hrzgl. Naffauifche Hofkammer ein Siebentheil mit 1,184 fl. 
54 Kr. bezahlt habe, noch 7,109 fi. und 27 Kr. betragen. 

Das Geſuch des Reclamanten, unter dem Anführen, die Hrzgl. 
Naſſauiſche Regierung fey ein Mehreres zu leiften verpflichtet, gehe da⸗ 
hin, die B. 8. wolle geruhen: 

1) Bei der Krone Preußen ſowohl als bei dem Hragl. Naffauifchen 
Gounernement für den Bittſteller vermittelnd einzuſchreiten 
und Bericht gu erfordern, bemnächft 

2) im Falle der Bericht gegen ihn ausfallen folle, die Außteägal- 
Inſtanz allergnädigft zu beflimmen, wo er die Klage gegen Die 
beiden hohen Regierungen ordnungsmaͤßig anzubringen und zu 
verfolgen habe. 

In einer fpäteren Eingabe (Eingab. Prot. Nr. 32.) habe Recla⸗ 
mant aus dem Inhalte des Reichsdeputationd«Hauptichluffes nachzu⸗ 
weifen gefucht, daß die fragliche Schuld auf den ehemaligen Trieriſchen 
Domaͤnen und Dominialgefaͤllen der rechten Rheinſeite hafte, und daß 


mithin der Umfang der auf dem rechten Rheinufer gelegenen Reſte der 


Kur Trier zu dem aufgeloͤſten ganzen Staate keinen Maßſtab fuͤr die 
Uebernahme ſolcher Ruͤckſtaͤnde abgeben koͤnne. 
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In dem hierüber ebendafelbft beigefügten Gutachten fpricht ſich Re⸗ 
ferent int Wefentlichen dahin aus, baß Über die Compentenz der B. V. 
im Allgemeinen in vorliegender Sache Fein Zweifel ſeyn Fönne, allein 
das Geſuch ad2) fey nicht zuläffig, da bie B. 9. keine Austraͤgal⸗In⸗ 
ftanz beftimmen koͤnne, um die Rechtöanfprüche der Privatperfonen ger 
gen Bundesregierungen zu entfcheiden. 

Zwar fey bekanntlich die zwifchen der Srone Preußen und dem 
Hrzgthm. Naffau, wegen Auseinanderfegung des Kurtrierifhen Schul 
denweſens ftreitig gewordene Frage, in ihrem ganzen Umfange, und 
die Betheiligung der Stadt Frankfurt bei derfelben, i. J. 1828 an das 
Ob.⸗App.⸗Ger. zu Celle ald Austrägal-Inflanz zur Entfcheidung ge 
wiefen worden. Allein in dem Beſchluſſe von 1828 fey dem Austraͤgal⸗ 
Gerichte zugleich aufgetragen worden, in Betreff der Forderungen Dem 
jenigen Kuttrierifchen Gläubiger und Penfioniften, welche ſich an die 
B. B. gewendet hätten, im Falle die Hauptenticheidung dieſes nicht 
überflüßig machen follte, ven Rechten gemäß zu erfennen. 

Der Graf von Leiningen habe ſich nicht unter den damaligen Re⸗ 
elamanten befunden, es fen alfo nicht beftimmt zu überfehen, welchen 
Einfluß das zu erwartende Austrägal»Ertenntniß auf die vorliegende 
Forderung haben werde, und ob beide höchften Megierungen vielleicht 
geneigt feyen, diefelbe unerwartet jenes Austrägalerkenntniffes zu bes 
friedigen, ober was höchfidiefelben überhaupt dem Anſpruche entgegen 
zu fegen haben. 

Die Commiſſion beantrage deßhalb, mas auch S. 800. zum Beſchluß 
erhoben ward: 

„daß bie höchiten Regierungen von Preußen und Naſſau um 
Erklärung über die vorliegende Eingabe und. beren Nachtrag 
erfischt werden.” 

Die Erklärung von Preußen erfolgte im folgenden Jahre 18838, 1838 
Sess. 1. $.11. ©. 57.; aus der Borftellung erhelle — beißt ed darin — 
daß die von dem Neclamanten in Anfpruch genommenen Gehalfsruͤck⸗ 
fände aus der Periode vor dem erften Dezember 1802 herrühren, daß 
diefelben bei der in Frankfurt a. M. i. J. 1803 angeorbneten Naſſau⸗ 
Weilburgifchen Kiquidationscommiffion angemelbet worben, welde den 
Betrag angeblich auf 8,294 fl. 19 Kr. im 24 fl. Fuß anerfannte, daß 
jedoch dem gegenwärtigen Reclamanten ald Erben feines Vaters hier- 
von nicht mehr als ein Siebentel mit 1,184 fl. 54 Kr, von ber Hrzgl. 
Naflauifchen Regierung ausgezahlt werben fen. Zur Berichtigung 
diefes Ruͤckſtandes im Ganzen oder auch nur theilmeife erfcheine Preuf 

. 5% j 
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fen weber ald Befiger der auf der linken Rheinſeite, noch als Beſitzer 
der auf der rechten Rheinfeite gelegenen, ihm zugehörigen Gebietötheile 
des vormaligen Kurftaatd Trier verpflichtet, indem die Gehaltsrudftände 
der vormaligen Kurtrierifchen Beamten aus der Zeit vor 1802, foweit 
fie der Linken Rheinfeite mit Recht zur Laſt gelegt: werben könnten, 
überhaupt gegen feine Regierung mehr geltend zu machen feyen, nad)» 
dem die franzöfifche Regierung ihre bekannten Grundfäge wegen Amo- 
vibilität der Beamten auf die von ihr vorgefundenen deutfchen Beamten 
des linfen Rheinufers angewandt habe, und daher von jeder Verpflich⸗ 
tung zur Entſchaͤdigung derfelben, die ihr allein obgelegen, bet Gelegen» 
heit der befannten Convention über die Privatreclamationen vom 
20. November 1815 habe entbunden erachtet werben müffen; in foweit 
aber die gedachten der rechten Rheinfeite zufielen, ausfchließlich Naffau 
für die Befriedigung zu forgen haben dürfe. 

Sen Letzteres der Meinung, daß es hiezu Feine Verpflichtung uͤber⸗ 
nommen habe und erfcheine dieß nirgends begründet in den Beſtim⸗ 
mungen bed Reich&deputationd=- Hauptfchluffes de 1803, fo koͤnne dem 
Reclamanten nur überlaflen bleiben, feine aus einer andern Anficht 
behaupteten Anfprüche gegen die Hragl. Nafauifche Regierung vor 
den betreffenden competenten Behörden zu verfolgen und geltend zu 
machen. 

Dagegen dürfte eine Hinweifuug des Reclamanten auf das Refuls 
tat des in Beziehung auf das Kurtrierifche Schuldenwefen bei dem 
Ob.⸗App.⸗Gerichte zu Celle ſchwebenden Austrägalprocefies um fo 
weniger fich rechtfertigen laffen, als die Verpflichtung wegen Befriedi« 
gung feiner Forderung zwifchen Preußen und Naflau weder zweifelhaft 
noch befiritten erfcheine. So weit naͤmlich die vormals Kurtrierifchen 
Landestheile am rechten Rheinufer wegen Berichtigung jener Ruͤckſtaͤnde 
in Anfprud genommen werden Fünnten, habe Naffau, wie es felbft 
i. J. 1826 bei Gelegenheit der Reclamation des vormaligen Kurtrieri« 
fehen Hoffammerkanzliften Adermann, Beſoldungsruͤckſtaͤnde aus der 
Zeit vor 1802 betreffend, anerkannt habe, allein die Verpflichtung, 
den Keclamanten zu befriedigen, und was die am linken Rheinufer be 
legenen vormald Kurtrierifchen Landestheile anlange, fo werde zwar 
jede Verbindlichkeit, Die gegen diefelben gerichteten Anfpriiche dieſer 
Art zu befriedigen, von Preußen befiritten, jedoch nur im Verhaͤltniſſe 
zu den Keclamanten, nicht aber im Verhältniffe zu Naffau. 

Indem ſich Preußen nachträgliche Aeußerung vorbehielt, wurde 
E. 59, diefe Erflärung an die Reclamationscommiffion abgegeben. 
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Ueber fernere Eingabe bed Reclamanten, (Nr. 36. des vorjährigen 
Eingab, Prot.) welche außer der Wiederholung des Gefagten auch der 
Verzugszinſen jenes Ruͤckſtandes feit Dein Jahre 1803 Erwähnung thut, 
erftattet der Königl. Sächfifche Gefandte, Namens der Reclamationd« 
sommillion in Sess. II. $. 40. ©. 94. Vortrag, worauf ©. 95, be» 
ſchloſſen ward: 

„ı Die Eingabe Nr. 36, mit Beziehung auf ben i in ber XXIX. vor= 
jährigen Bundestagsfigung (Prot. $.331.) gefaßten Befchluß, 
nachträglich an die höchften Regierungen von Preußen und 
Naſſau gelangen zu laffen. 

„2) Den Bevollmächtigten des Grafen von Leiningen, auf feine 
Eingaben vom. 25. September, 22. Oftober und 30, Novem- 
ber 1837, zur Nachachtung für kuͤnftige Falle, durch die Bun⸗ 
deskanzlei zu erkennen zu geben, daß fich gebührt hätte, den 

. Inhalt der drei Eingaben in Eine zu faffen. 

Ueber eine weitere (fein nova enthaltende) Eingabe des Recla⸗ 
manten (Nr. 11. des Eingab. Prot. d. 1838.) wurbe auf Antrag def 
felben Referenten Sess. V. $.79. ©. 244, befchloffen: , 

„bie neuerdings, Namens des Grafen von Leiningen⸗Neu⸗ 
denau eingereichte vierte Denffchrift, ebenfalls nachträglich an 
die höchften Regierungen v von Preußen und Raffau gelangen 
zu laffen.” 

Derfelbe Referent trägt i. 3. 1839 Sess. I. $. 20. ©. 67, Na» 1830. 
mend der Neclamationscommiffion über eine Eingabe (Nr. 45 des 
Eingab. Prot. v. 3. 1838) vor, worin das früher Gefagte wiederholt, 
auch eventualiter dad FKirchenfilber und die Güter des Johanniter⸗ und 
des Deutfchen Ordens als Object angegeben, aus denen der Anſpruch 
zu befriedigen fey. Im $. 6. der Eingabe fey angeführt: die Austraͤgal⸗ 
Inſtanz fey hier die. Worbedingung, ohne welche das flreitig gemachte 
Recht gar nicht erlangt. werden Eönnte, und der Herr Neclamant glaube 
daher um fo mehr, daß hier, ohne Verlegung des Art. XI. dr B. A. 
von den betheiligten Gläubigern die befagte Inſtanz beantragt werden 
koͤnne, indem ber jüngfte R. Deputations-Hauptfchluß ruͤckſichtlich feiner 
Berfügungen über das Schuldenwefen nah Art. XV. am angemerften 
Orte unter die befondere Garantie des Bundes geftellt fey. - 

Referent beziehet fich auf den früheren Vortrag, worin deutlich aus⸗ 
gefprochen, daß diefe Sache zur Gompetenz der B. V. gehöre; ferner 
daß die B. V. keine Austraͤgal⸗Inſtanz beftimmen koͤnne, um die Rechts⸗ 
anſpruͤche der Privatperſonen gegen Bundesregierungen zu entſcheiden. 
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Referent fährt weiterhin in feinem Bortrage ©. 69. fürt: Der Anſptuch 
des Grafen Leiningen gehöre als Gehaltsrudftand zu dem Kuttrieri 
fchen Schuldenwefen. — In dem R.=D.- Hauptfchluffe von 1803 feyen 
darüber Verfügungen getroffen worden. Nach bem Art, XV. ver B. A. 
würden diefe Verfügungen von dem Bunde garantirt, und nad) Art, 
XXXI. der W. Schl. X. habe die B. V. die Verbindlichkeit, für die Auf 
rehthaltung der von dem Bunde Übernommenen befonderen Garantieen 
zu ſorgen. — Derfelben liege alfo ob, dem Grafen von Leiningen zur 
Befriedigung feined Anſpruchs, foweit derfelbe begründet fey, zu ver 
helfen. Jedoch hätten fich zunörderft die betbeiligten Regierungen dar⸗ 
über zu erfiäten. 

Hierauf wurde ebendafelbft S. 69. auf Commilfiondantrag bes 
ſchloſſen: 

„daß, unter Zufertigung der Eingangs gedachten Reclamation 
an beide hoͤchſten Regierungen, die Hrzgl. Naſſauiſche Regie⸗ 
rung um Abgabe der bereits in der XXIX. Sigung v. 3. 1837 . 
erforberten, auch auf die ferneren Eingaben zu richtenden Em 
klaͤrung binnen ſechs Wochen erfucht, und der Königl. Preußi⸗ 
ſchen Regierung anheim geftellt werde, ob Allerhoͤchſtdieſelbe 
zu der in der I. Sigung v. 3. 1838 zum Protokoll gelangten 

Erflärung weitere Erläuterungen hinzuzufügen gefonnen fey.” 

Diefe Erklärung gab die Hrzgl. Naffauifche Regierung Bess. IX. 
6. 126. ©. 328. umfafjend ab, deren Refultat war: 

daß durchaus Feine Stage, von deren Entfcheivuug bie Befriedi⸗ 
gung der Anfprüche des Herrn Reclamanten abhängig ſeyn koͤnne, 
zwifchen den deßfalls in Anfpruch genommenen Bundesgliedern be 
fleitten fey, und daß fomit der Antrag, eine vorgängige Vermittelung 
zwifchen beiden und eventuell eine austrägalgerichtliche Entfcheivung 
zu veranlaffen, überall nicht gerechtfertigt erfcheine. 

Sämmtliche aufgetretenen Recdlamanten in biefer Sache ſeyen bloß 
deshalb auf den Ausgang des in Celle anhaͤngigen Austraͤgalprozeſſes 
verwieſen worden, weil in Folge deſſelben die Kurtrieriſche Cameral⸗Arre⸗ 
ragen⸗Kaſſe vorausſichtlich dadurch die Mittel erhalten werde, allen ihren 
begruͤndeten Verpflichtungen, ſoweit ſie gegen die rechte Rheinſeite gel⸗ 
tend gemacht werden koͤnnen, Genuͤge zu leiſten. Nach Beendigung 
der bereits hieruͤber commiſſariſch eingeleiteten Verhandlungen, werden 
die Hrzgl. Behörden von ſelbſt Bedacht nehmen, alle gegruͤndete For⸗ 
derungsanſpruͤche, welche bis jetzt nicht befriedigt werden konnten, & aus 
den liquid zu ſtellenden Fonds zu berichtigen. 
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„Sollte daher der Herr Reclamant von dem Hrzgl. Raflauifchen 
Gouvernement mehr in Anfpruch nehmen, als das nad) dem Gameral- 
reventienverhältniß der rechten Rheinfeite zur Laft fallende eine Drit 
theil feiner angemeldeten Forderung, oder anftatt den nahe bevorſtehen⸗ 
den Ausgang der ebengedachten Verhandlungen abzuwarten, fihon jetzt 
feine Anfprüche gerichtlich geltend machen wollen, fo koͤnne ihm nur 
überlafien bleiben, ven Rechtsweg vor ben ordentlichen Landesgerkhten 
zu betreten.” | 

Diefe Erklärung wurde ©. 331. an die Reclamations⸗Commiſſion 
abgegeben. 

Preußen bemerkte in Folge dieſer Naffauifden Erklärung in Sess. 
x. $ 172, ©. 474, infonderheit auf die Aeußerung: 

„daß erſt alsdann, wenn gerichtlich entfchieven werben ſollte, 
daß die rechtösrheinifche, nicht in Folge befonderer Stipula⸗ 
tionen zu vertretende Mate folcher (aus der Periode vor dem 
1. Dezember 1802 herrührenden) Forderungsanfprüche, ohne 
Ruͤckſicht auf die Zulänglichleit der vorhandenen Aktivmaffe, 
von dem Hrzgl. Naffauifchen Gouvernement übernommen wen 
den müßte, zwiſchen Naffau und Preußen, keineswegs aber den 
Reclamanten gegenüber, zu erörtern feyn würde, in welchem 
Berhältniffe Preußen zu dem ſich ergebenden Deficit zu 
concurriten hätte, 
baß die Frage: ob überhaupt und in welchem Verhältniffe, 
Preußen in dem angenommenen Jalle zur Dedung jenes Deficits mit« 
zuwirten habe? bei vorliegendem Gegenftande gar nicht in Betracht 
fomme, und bie Erörterung darüber mithin für ben eintretenden Zall 
völlig offen und frei bleiben muͤſſez — welche Erklärung ©. 475. der 
Reclamationscommiſſion zugewiefen wurde. 

Nach diefen abgegebenen Erklärungen erflattete der König, Saͤch⸗ 
ſiſche Geſandte, Namend der Reclamationscommiſſion in Sess. XIV. 
6. 196. ©. 519. Vortrag, in welchem er fowohl das Sachverhaͤltniß 
als die abgegebenen Erklaͤrungen reafumirt und ausfpricht „die Coms 
miflion fehe die Gehaltsruͤckſtuͤnde Zrierifcher Beamten aus der Epoche 
vor 1802 fir Kurtrierifche Kammerfchulden an, die nach 88. 77 und 
718 des Reichsbeputationd- Hauptichluffed von den dermaligen Inha⸗ 
bern ber früheren Kurtrierifchen Befigungen zu übernehmen feyen, — 
Am Art, 15 der B. A. werden bie durch ben Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluß getroffenen Verfügungen in Betreff des Schuldenmwefens vom 
Bunde garantirt, die B. 8. fen alfo verpflichtet, den Trieriſchen Glaͤu⸗ 
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bigern zu ihren Forderungen, fo weit fie begründet feyen, zu verhelfen. 
Diefes koͤnne in dem vorliegenden Falle nur dadurch gefchehen, daß 
Reclamant befchieden werde, feinen Anfpruch vor ben Gerichten des 
Landes weiter zu verfolgen. Allein diefer Befcheid werde fich nicht auf 
ein Drittheil der Forderung zu befchränten haben; denn in dem 24. Ars 
tifel des am 44 Dezember 1816 abgefchloffenen Receſſes babe Naffau 
bie Audeinanderfegung mit den ehemaligen Kurtrierifchen Dienern 
über ihre Befoldungsrhdftände vor dem Jahre 1802 übernommen. 
Das im vorigen Jahre tiber das Kurtrierifche Schulden⸗ und Penfions- 
Weſen eingegangene Audträgalerfenntniß fey nicht fpeciell auf die For⸗ 
derung bes Grafen von Zeiningen-Neudenau anzuwenden, denn berfelbe 
habe fich nicht unter ven Reclamanten befunden, welche ſich vor dem Jahre 
1828, als die Sache an das Austrägalgericht gewiefen worden, an bie 
B. V. gewendet hätten, Allein deffen Befriedigung werde demnach 
dadurch befchleunigt werden, weil nad) der Hrzgl. Naffauifchen Erklaͤ⸗ 
rung, in Folge jenes Erkenntniſſes, die Kurtrierifche Cameral⸗Arrera⸗ 
genkaſſe nicht nur mehrere Dadurch erft Liquid gewordene Activausftände, 
fondern auch bedeutende Zinfenvorlagen erfegt und vorausſichtlich da⸗ 
burch die Mittel erhalten werde, allen ihren Verpflichtungen, fo weit 
fie überhaupt begründet und gegen die rechte Rheinfeite geltend ge 
macht werben können, Genüge zu leiſten.“ 

Die Commiffion habe alfo ihren Antrag dahin zu flellen: 

„daß Reclamant befchieden werde, die Befriedigung feiner For 
derung, foweit fie gegründet fey, von der Hrzgl. Naffauifchen 
Regierung abzuwarten, ober bei den Hrzgl. Naffauifchen Lan⸗ 
desgerichten zu verfolgen.” | 

Hierauf wurbe auf Präfidialantrag S. 522. befchloffen: 

‚über den Commiſſionsantrag Inftruftion einzuholen.’ 

In Folge hiervon erklärten zunächft Sess. XVIU. $. 242. ©. 629. 
Baden, fowie die Grßhrzgl. und Hrzgl. Saͤchſiſchen Häufer, daß fie 
dem Commiffionsantrage beiträten. 

Deßgleichen Sess. XIX. $. 253. S. 639. Grßhrzthm. Heffen, Da 
nemark wegen Holftein und Lauenburg und die freien Städte. Sess. 
IX. $. 260, ©. 643, Bayern, K. Sachſen, Hannover; Sess. XXI. 
6. 274. ©, 683. Preußen; Sess. XXI. $. 293, ©. 868, tritt Oeſter⸗ 
reich dem Commiffionsantrag bei, jedoch mit ausdruͤcklichem Bezug auf 
die von Defterreich bei anderen Gelegenheiten über die Wirkſamkeit der 
im Art. XV. der B. A. übernommenen Garantie aufgeftellten Anfichten, 
ferner ebendafelbft Würtemberg, die 15te Gefammtftimme, ohne jedoch 





Kurtrierifches Schuldenwefen. - 14 


damit die von der Commiſſion anfcheinend fubintelligirte befchränfte 
Wirkſamkeit der im Art. XV. der B. A. übernommenen Garantie des 
Bundes im Princip anzuerkennen und die 16te Gefammtflimme, mo« 
rauf Prafidium anheim gab, für die noch fehlenden Abftimmungen das 
Protokoll bis zur nächiten Sigung offen zu halten und fodann den Bes 
ſchluß zu ziehen. | 

Diefe erfolgten gleichfalld dem Commiffionsantrage beiftimmend 
($. 196, diefes Protofols v. J. 1839) Sess. XXI. $. 314. ©. 909, 
von Kurheflen, Braunfchweig und Naffau, und Medlenburg- Schwerin 
und Medlenburg-Strelig, worauf, da der Gefandte für die Nieder- 
lande wegen des Grfhrzgthms. Luremburg die Schlußfaffung nicht 
aufhalten zu wollen erklärte, auf Grund der nunmehr vorliegenden Abs 
fiimmungen ebendafelbft S. 909. befchloffen wurde: 

„daß Reclamant befchieden werde, die Befriedigung feiner For⸗ 
derung, foweit fie gegründet fen, von der Hrzgl. Naffauifchen 
Regierung abzumarten, oder bei den Hragl. Naflauifchen Lan⸗ 
deögerichten zu verfolgen.” 

Reclamant war jedoch durch diefen Befchluß nicht befriedigt und 
gab eine neue Eingabe (Nr. 54 des Eingabe-Regifterd) unter dem 
Titel: „Allerunterthanigfte Nemonftration gegen den allerhöchften Bes 
fehluß in der XXI. Sigung vom 30. September 1839” ein, über 
welche i. 3. 1840, Sess. II. $. 43. ©. 54. der Gefandte der 15ten ı 840, 
Stimme, Namens der Eingabecommilfion, Vortrag erſtattete. In diefer 
Eingabe erklärt Reclamant im Allgemeinen bei feiner legten Denkſchrift 
dad von dem Königl. Ob.-App.-Gerichte zu Celle hierauf bezüglich ab» 
gegebene Austraͤgalerkenntniß — worin entfchieden, in welchem Berhälts . 
niß die Gehaltsruͤckſtaͤnde der Trierifchen Staatödiener von der Krone 
Preußen und dem Hrzgthm. Naffau ratirlich zu übernehmen, und daß 
beide Regierungen diefe Rüdftände vollfiändig zu vertreten hätten — 
noch nicht gekannt zu haben. — Vergebens habe er fi) an das Königl. 
Preußifche Minifterium gewandt; Naffau, an welches er durch den legten 
Bundesbefchluß verwiefen, würde, wie er fomohl durch nähere Erläutes 
rung als durch Anführung eines analogen Falls darzuthun ftrebe, eine 
unbefchränkte Verpflichtung hierzu nicht anerkennen; fein jegiges Pe 
titum gehe dahin: 

„Daß die B. V. auf den Grund der Artikel 31. 32, 33 und 34, 
der W. Schl, X. und des Urtheils des Königl. Hannöverifchen 
Ob.⸗App.Gerichts vom 8. Juni 1838, die Berichtigung feiner 
liquid geftellten Gehalt5-Rüdftandsforderung mit Verzugszin⸗ 
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fen mit flnf vom Hundert, von Ablauf jeded einzelnen Iahres 
an, nad) den burch das erwähnte Erfenntniß feftgefteltten Grunde 
fügen, bei den höchften Negierungen von Preußen und Naffau 
erwirke; falls aber diefes Gefuch nicht zuläffig, nad) Maaßgabe 
Art. 30, der W. Schl. A., eine Austrägalinftang conflituire. 

In dem hieruͤber erftatteten Gutachten ift das Begehren diefer Ein 
gabe, daß die B. V. einen in Folge eingeholter Höchfter Inftruftion ges 
faßten Beſchluß durch einen andern, den Anfichten und Wünfchen des 
Reclamanten mehr entfprechenden erfege — zunaͤchſt als unftatthaft 
dargethan, dann aber auch gezeigt, baß die Lage der Sache feit dem 
leuten Bundesbefchluß fich keineswegs fo verändert, daß der Damals er» 
theilte Befcheid jept nicht mehr als paſſend erfcheine, das Celler Aus⸗ 
trägalerfenntniß in diefer Sache, auf welches fich der Reclamant jet 
berufe, wäre in ver B. 8. bei Faſſung des hierauf bezüglichen Befchluf 
ſes allerdings bekannt geweſen; fie hätte indeffen die dufelbft ausgeſpro⸗ 
chene Commiffionsanficht gebilligt, daß jenes Erkenntniß auf die For 
derung des Grafen von Leiningen nicht anzuwenden, da fich derfelbe 
nicht unter den Reclamanten befunden, welche fich vor d. 3. 1828, als 
die Sache an dad Austrägalgericht verwiefen, an die B. V. gewandt 
hätten. Diefes vorausgefegt, müffe die in der Eingabe zunächft geftellte 
Bitte als eine unzuläffige erfcheinen, daß das in der Kurtrierifchen 
Schuldangelegenheit ergangene Austrägalerfenntniß auf die Forderung 
bes Reclamanten angewandt, und die Ausführung dieſes Erkenntniſſes 
in Beziehung auf den reclamirten Gehaltsrüdftand, bei den Regieruns 
gen von Preußen und Naſſau ermirft werde. 

Was endlich die, angeblich von den Hrzgl. Naffauifchen Gerichten, 
in Beziehung auf die Forderungen vormaliger Zrierifcher Diener zut 
Anwendung gebrachten, biefen leßteren unguͤnſtigen Grunbfäße betreffe, 
fo koͤnne bie in einem anderen, wenn auch analogen Falle abgegebene 
richterliche Entfcheidung Fein genuͤgender Grund feyn, den Reclaman⸗ 
ten von Betretung des ihm vorgezeichneten Rechtswegs bei den Lan⸗ 
deögerichten zu diöpenfiren; erft wenn Reclamant gehörig nachweife, 
baß er ſich an die Naffauifchen Gerichte gewandt, und baß biefe ihn 
aus bem Grunde abgewiefen, weil die Forderung zugleich die Königl. 
Preußifche Regierung mit berühre, und von leßterer mit zu vertreten 
fey, würden die Gründe näher zu erdrtern feyn, auf welche die beiden 
betheiligten höchften Regierungen die Behauptung ftüsten, daß der 
Art. XIX. dr W. Schl. A. in diefem Falle Überall nicht anwendbar 
fey. — Ebenfo würde dann der Zeitpunkt eingetreten feyn, die Frage: 
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ob und welche fernere Einwirbung die B. V. in der vorliegenden Angele- 
genheit eintreten zu laſſen Anlaß habe, näherer Erörterung zu unterziehen. 

Auf Commiſſionsan trag wurde hierauf &. 57, befchloffen: 

„daß auf die von dem Reclamanten gegen den Bundesbefchluß 
vom 30, Sept. v. J. angebrachte Remonftration nicht einzu« 
gehen fey.“ 

Gegen diefe beiden Bundesbefchlüffe macht Reclamant eine neue Vor⸗ 
ftellung (Nr. 7. deö Eingaben⸗Regiſters) in welcher er, durch dieſe Bes 
ſchluͤſſe ſich beſchwert erachtend, wiederholt das Rechtsmittel der Remon⸗ 
ſtration ergreife, woruͤber der Geſandte der 18ten Stimme Namens 
der Reclamations⸗Commiſſion Sess. VIII. $. 120. ©. 195. Vortrag 
erſtattete. 

Reclamant fuͤhrt zur Begruͤndung dieſer neuen Vorſtellung im 
Weſentlichen Folgendes an: 

„Er habe wegen der Gehaltsruͤckſtaͤnde ſeines weiland Vaters, 
vormaligen Kurtrieriſchen Vice⸗Obermarſchalls, ein doppeltes 
Recht; einmal aus dem in der Kurtrieriſchen Schuldangelegen⸗ 
heit von dem Koͤnigl. Hannoͤveriſchen Ob.⸗App.⸗Gericht vom 
8. Juni 1838 gefallten Urtheil; dann aber auch ans der W. Schl. 
A., welche die Art der Erefution austrägalgerichtlicher Erfennt- 
niffe durch die B. V. vorfchreibe. — Durch dad erwähnte austräs 
galgerichtliche Erkenntniß fey die Frage ausbrüdlich entfchies 
ben, in welchem antheiligen Werhältniffe Die Krone Preußen 
und dad Herzogthum Naſſau, ald alleinige Succefloren in bie 
Domänen der beftandenen Kur Trier, den Gehaltsruͤckſtand, 
welchen die Kurtrierifche Domaͤnenkammer verſchuldet, zu bes 
richtigen hatten. — Es fielen davon zwei Drittheile auf das 
inte Rheinufer und auf Preußen allein, von dem letzten, dem 
rechten Rheinufer zugewiefenen Drittheile Hingegen 30 Procent 
auf Preußen und 70 Procent auf Naſſau.“ 

„Auf diefes Erkenntniß hätten fämmtliche Gläubiger der 
Domänen= und Landesſteuer-Kaſſe des aufgeläften Zrierifchen 
Kurftaates ein wohlerworbened Recht, nenn dad Oberapp. Ges 
richt in Celle fey, auf Anrufen beider Regierungen, über alle, 
zwifchen diefen obfchmebenden Differenzen, wegen ber antheili« 
gen Uebernahme aller Kurtrierifchen Kammer: und Landes⸗ 
fhulden zu erfennen, von der B. V. als Austrägalgericht be⸗ 
flelt worden. — Es koͤnne nicht behauptet werden, daß ein 
folche8 Erfenntniß nur zwifchen den ftreitenden Regierungen, 
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nicht aber den Staatögläubigern gegenüber, die Norm bilde. 
— Wenn nun, wie hier, eine austrägalgerichtliche Entſcheidung 
fchon wirklich vorliege, fo feyen dagegen Feine Einreben der be» 
treffenden Regierungen mehr zuläflig. — Noch weniger koͤnne 
den Staatsgläubigern zugemuthet werden, wegen einer Forde⸗ 
rung, die von zwei Regierungen zu vertreten fey, und hin⸗ 
fichtlich deren fhon ein erefutorifches Erkenntniß vorliege, die 
eine von beiden Regierungen auf's Neue allein auf das Ganze 
zu belangen. — Am wenigften könne folches verlangt werben, 
wenn die Landesgerichte diefer in Anfpruch zu nehmenden Res 
gierung in einem gleichartigen Falle bereits rechtöfräftig ent 
fhieden hätten, Daß diefe Regierung weder auf das Ganze, 
noch antheilig verflagt werden koͤnne; daß vielmehr die Klage 
im Wege der Austräge, auf Grund des Art. XXX. der W. 
Schl. A., angeftellt werden muͤſſe.“ 

„Da die Hrzgl. Naſſauiſche Regierung zu ſeiner Zeit die 
Liquiditaͤt der Gehaltsruͤckſtands⸗Forderung v. J. 1794 bis 
1. Dezbr. 1802 anerkannt habe; da ferner eine rechtskraͤftige 
Entſcheidung daruͤber vorliege, wie die Forderung von beiden 
Regierungen antheilig zu uͤbernehmen, koͤnne Reclamant dem 
Gedanken unmoͤglich Raum geben, daß die Exekution beſagten 
Erkenntniſſes, worauf er ein wohlerworbenes Recht habe, und 
auf welches er ſo oft hingewieſen und vertroͤſtet worden, jetzt 
beanſtandet werden ſollte; vielmehr ſtehe ſein Glauben an deut⸗ 
ſche Gerechtigkeit unerſchuͤtterlich feſt.“ 

„Hohe B. V. wolle — ſchließt Reclamant ſeine Vorſtellung 
— unter Wiedereinziehung der Beſchluͤſſe vom 30. September 
1839 und 13. Febr. l. J. auf ven Grund der Art. 31. 32. 
33. und 34. der W. Sch. A., die Erefution bed Urtheils 
Königl, Hanndverifchen Oberapp.-Gerichtd zu Celle vom 8. Juni 
1838, bezüglich auf die fragliche, bi8 1. Dezember 1802 mit 
8,249 Gulden 19 Kr. liquid geftellte Gehaltsruͤckſtands⸗ For⸗ 
berung, mit Verzugszinfen zu fünf vom Hundert, von dem Ab⸗ 
lauf eines jeden verfallenen Jahres an, abzlıglich einer hierauf 
von der Hrzgl. Naffauifchen Regierung geleifteten Abfchlage« 
zahlung von 1,184 Gulden 54 Kr. gegen die höchften Regie 
rungen von Preußen und Naffau, nach der in befagtem Urtheile 
©. 9. und 11. für die Trierifchen Domänenfchulden erfannten 
ratirlichen Uebernahme, und zwar für die Krone Preußen 
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zu zwei Drittheilen wegen des linken Rheinufers, und zu 30 
Procent für das legte, auf das rechte Ufer fallende Drittel, und 
von diefem endlich 70 Procent für das Herzogthum Naſſau zu⸗ 
erkennen.“ 


In dem ebendaſelbſt S. 197. erftatteten Gutachten ſetzt Referent 
aus einander, daß dieſe Vorſtellung nur die Wiederholung eines fruͤheren 
Antrags ſey, auf welche die B. V. nicht eingegangen. — Der Koͤnigl. 
Preußiſche Geſandte bemerkte S. 198, daß er feiner allerhoͤchſten Res 
gierung vorbehalte, bei Gelegenheit ver Erklärung, um welche fie über 
die von MWallmenich’fche Forderung erfucht worden, fic) auch über die 
Gründe der Nichtanwendbarkeit des Austrägalerkenntniffes v. 8. Juni 
1838 auf den Anſpruch des Grafen von Leiningen-Neudenau noch 
näher zu Außern, und zugleich die außerdem bei Forderungen dieſer 
Gattung in Betracht kommenden befonderen Verhältniffe nochmals zu 
beleuchten. 


Hierauf wurde auf den Antrag der Commiſſion befchloffen 
(S. 198.): 


„dem Reclamanten auf deflen legte Eingabe zu eröffnen, daß 
e8 bei den Bundesbefchlüffen v. 30. Sept. 1839 und 13, Febr. 
d. 3. fein Berbleiben habe.’ 


. 10) 2. F. von Wallmenich. 


Im Jahre 1840, Sess. VII. $. 101. ©. 168, erftattete der Groß- 1840, 
herzoglich Medllenburgifche Gefandte, Namens der Reclamationd =» Com» 
miffion Vortrag über eine Eingabe (Eingabe-Regifter Nr. 4.) des 
A. F. von Wallmenich zu Schwabmünchen in Bayern, worin der 
felbe angibt: 

„der verftorbene Gottfried von Wallmenich, Vater und Erblaſſer 
des Reclamanten, fey Kurtrierifcher Geheimerath, Hof» und Regies 
rungsrath, auch Archivar und Neferendar gewefen, und habe ald Res 
gierungsrath feit Dezember 1782 jährlich 450 Gulden baar, 25 Mal« 
ter Korn, auch 3 Fuder (18 Ohm) Wein und die amtlichen Accidens 
zien bezogen; — unter'm 16. Septbr. 1789 fey ihm eine Gehalts 
zulage von 300 Gulden, am 8. Sanuar 1789 und 12. Mai 1790 ein 
Gehalt als Referendar von 400 Gulden, und endlich am 7. Juni 1793 
eine nochmalige Gehaltszulage von 200 Gulden beigelegt worden, wie . 
dies Alles die abfchriftlich beigefügten Kurfürftlichen Verfügungen aus⸗ 
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wiefen. — Bis zum 1. Juli 1794, in welchem Jahre die Franzofen 
das Iimfe Rheinufer erobert hätten, fen der Gehalt bezahlt worden, von 
da bis 1. Dezbr. 1802 ftehe er zurüd, nnd betrage, alles zu Geld ge 
rechnet, 17,801 Gulden 15 Kr., nebfl Zinfen von ben einzelnen, mit 
Ende jeden Jahres eingetretenen Berfallterminen.” 
Alle Bemühungen, die Forderung von ber Hragl, Naffauifchen 
Regierung, der nach $. 12. des Reichs⸗Deputations⸗Hauptſchluſſes die 
Reſte von Kurtrier rechter Rheinfeite zugefallen wären, in Güte zu 
erhalten, feyen fruchtlos gewefen, fo daß Reclamant ſich genöthigt ges 
fehen habe, im Jahre 1832 auf Heimzahlung des Rüdflandes gegen 
die Hrzgl. Domänendirection beim Hofgerichte zu Ufingen Klage zu 
erheben, aber durch Urtheile abgewiefen worden, ſowie fpätere Verſuche 
auf abminiftrativem Wege vergeblich gewefen feyen, und von Preußen 
Nichts zu erwarten flehe, da ed in analogem Falle Anträge zurüͤckge⸗ 
wiefen habe. | 

„Der Wunſch (Prot. S. 171.) hoher B. B., die ähnlichen Recla⸗ 
mationen des DOberften Seig und Grafen von 2einingen-Neu- 
denau zu vermitteln, fen gefcheitert, und da von Wallmenich, Vater 
und Sohn, fehon 37 Jahre die Forderung entbehrten, auch ein bei den 
Naffauifchen Gerichten geführter Rechtöftreit nur das Refultat gehabt 
habe, daß die Klage angebrachtermaßen zurüdigewiefen und Kläger bes 
deutet worden fen, nach Art. 30. der W. Sch. A. eine Austrägal- 
Snftanz gegen beide Regierungen bei hoher B. V. zu beantragen, fo 
rechtfertige fich die Bitte: 


„Hohe B. 8. wolle geruhen, auf den Grund ber Art. 31. 
32. 33. und 34. der W. Sch. X. die Erecution des Urtheils 
Königl. Hannöverifchen Oberapp.- Gerichts, d. d. Celle, den 
8. Juni 1838, bezüglich auf die fragliche, bis 1. Dec, 180% 
mit fiebenzehntaufend achthundert ein Gulden fünfzehn 
Kreuzer im Vierundzwanzigguldenfuß gänzlich liquide Ges 
baltsrüdftändeforderung, mit Verzugszinſen zu Fünf vom 
Hundert, von dem Ablauf eines jeden einzelnen verfallenen 
Jahres an, gegen die allerhöchften und höchften Regierungen 
von Preußen und Naffau, nach der in befagtem Urtheil für bie 
Trierifchen Domänenfchulden erfannten ratirlichen Ueber- 
nahme, und zwar für die Krone Preußen mit zwei Drittel 
wegen des linken Rheinufers, und mit 30 Procent für das 
legte, auf Das rechte Mheinufer fallende Drittel, und von 





Kurtrierifches Schuldenwefen. 127 


diefem endlich 70 Procent für das Hrzgthm. Naffau zu er⸗ 
kennen; 


ſubſidiariſch aber: 


nach Maaßgabe des Art. 30. derſelben Alte, eine Austraͤgal⸗ 
Inſtanz zu bezeichnen, wo die beiden genannten Regierun⸗ 
gen auf Bezahlung jener Forderung ordnungsmaͤßig und 
gleichzeitig beklagt werden koͤnnen.“ — 


„Mittelſt Nachtrags (Nr. 5. des Eingaben⸗Regiſters) uͤberreicht 
Reclamant die Abſchrift einer früheren in Bezug genommenen Ents 
ſcheidung des Königl. Preußifchen Minifteriums der auswärtigen An- 
gelegenheiten vom 25. Juni 1839, durch welche ber Graf von Leinin- 
gen-Neudenau zu Karlsruhe, auf die Vorſtellung wegen Befriedigung 
der Gehaltsrudftände- Forderung deſſen verlebten Waters, nach Maaf- 
gabe des erfolgten austeägalgerichtlichen Erfenntniffes, abfchlägig bes 
ſchieden worden ſey.“ 

In dem hieruͤber S, 173, erſtatteten Gutachten iſt auf den Antrag, 
zunaͤchſt auf Vollziehung des außdträgalgerichtlichen Erfenntniffes vom 
8. Juni 1838, ruͤckſichtlich Der bier in Trage flehenden Anfprüche, nicht 
eingehen zu koͤnnen, ausgefprochen, ba die Vorftellung nicht der Voll 
ziehungs⸗Commiſſion, fondern der Reclamations⸗Commiſſion zur Bes 
richterftattung Üüberwiefen worden, auch Reclamant nicht zu denjenigen 
Gläubigern gehöre, welche durch ihre Antrage bei hoher B. V. das 
mehrgedachte Austraͤgal⸗Erkenntniß herbeigeführt hätten, daher wohl 
auch) der v. 3. 1839, Sess. V. $. 68, des Protokolls gefaßte Beſchluß 
nicht in Erinnerung zu bringen fey ; hinfichtlich des weiteren Geſuchs 
wegen Einleitung eined Verfahrens nach Art, 380, jedoch biete Die Sache 
einige Anfichten dar, welche zuvor einer näheren Erörterung bes 
dürften. 

„Daß dem Reclamanten eine Forderung wegen Gehaltsruͤckſtaͤn⸗ 
den- deſſen verftorbenen Vaters an den ehemaligen Kurſtaat Trier zu» 
ftehe, fey, nach den darüber beigebrachten Befcheinigungen, an füch nieht 
zu bezweifeln; die Krone Preußen nehme die Verpflichtung, Der Forde⸗ 
tung Genüge zu leiften, für die links und rechts⸗rheiniſchen, in deren 
Befig befindlichen Gebietstheile von Kurtrier in Abrebe, und auch 
Herzogthum Naffau erkenne Feine Verbindlichkeit dazu an; in bem in 
dem Rechtsſtreite wider die Hrzgl. Naffauifche Domänendirection er 
folgten gerichtlichen Erkenntniſſe fey aber Reclamant aus dem Grunde 
mit der Klage abgewiefen worden, weil das Goncurrenzverhältniß beis 
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der Nheinfeiten und beider Regierungen, die Forderung zuvertreten, 
nicht ausgemittelt fey, und weil beffen Feftfegung nur in einem bun⸗ 
deögefeglihen Verfahren erfolgen koͤnne. — 

„Nun fey zwar inmittelft das Urtheil des Koͤnigl. Hanndveriſchen 
Ob.⸗App.⸗Gerichts v. 8. Juni 1838 erfolgt, es ſtehe jedoch dahin: ob 
und in wie weit deſſen Beflimmungen auf den vorliegenden Fall Ans 
wendung leiden möchten? — eine Frage, weldhe von ber Krone 
Preußen bereitd verneint worden ſey.“ 


Hierauf wurde S. 174. auf Antrag der Reclamantions⸗Commiſ⸗ 
fion befchloffen: 


„die höchften Regierungen von Preußen und Naſſau zu er- 
fuchen, fich über den Inhalt der Reclamation zu erklären,” 


Diefem entfprachen beide Regierungen, indem fie im Jahre 1841, 
in Sess. VIL $. 99. ©. 153. und S. 170. Erklärungen *) abgaben, 
in welchen fie auf ausführliche Weife Die Unbegründetheit diefer Forbes. 
rungen darzuthun fich beftrebten, welche ebenbafelbft, S. 175, der Res 
clamations⸗Commiſſion abgegeben worden. — Namens berfelben er⸗ 
ftattete ver Grßhzgl. Medlenburgifche Gefandte in Sess. XIV. $. 164. 
&.297. Vortrag, in welchem er befonders auf diefe Reclamation erwähnt: ' 

„Reclamant behaupte in einer fpäteren Eingabe, Daß nach) der Bes 
fiimmung im Art. 8. des Lüneviller Friedens die zu den Verwaltungs 
Foften zu rechnenden Gehaltsrudftände der Kurtrierifchen Diener bis 
zum 1. Dezbr. 1802 zur Belaft des linken Rheinufers mit diefem 
antheilig an Frankreich, als Mitfucceffor im Kurftaate, gefallen feyen; 
da Frankreich die Verpflichtung nicht erfüllt habe, fo fey dieſe auf die 
jetigen Befiger Kurtrierifcher Gebietötheile auf beiden Rheinſeiten uͤber⸗ 
gezogen. Art. 30. des Friedens vom 30. Mai 1814 beflimme: daß die 
auf den abgetretenen Landestheilen haftenden Verwaltungskoſten zum 
Belaft derfelben verbleiben follten.“ 

„Die Krone Preußen habe alfo die Gehaltsrudftände der Diener 
als Adminiftrationskoften mit den linksrheiniſchen Gebietötheilen über. 
nommen, gleichviel, ob die Domanen- oder Kandesfteuer- Kaife dafür 
verhaftet fey. — Die Separatconvention zwifchen Frankreich und 
Preußen v. 20. Octbr. 1815 beftätige im Art. 6. nur die Beſtimmun⸗ 
gen des Parifer Friedens.” 


*) ©. Näheres hierüber, fo wie bie nachfolgenden Verhandlungen oben, 
©. 90 bei der Reclamation des Danzi. 
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„Nach dem austrägalgerichtlichen Erfenntniß fey zwiſchen beiden 
Regierungen über die Frage verhandelt, und darüber nad) den aufges 
ftellten Grundfägen entfchieden worden. — 

„Es ſey hiernach nicht nöthig gewefen, Die Forderung gegen Frank⸗ 
reich zu liquidiren, da der Kurſtaat Trier dafür urfprünglich hafte, 
worin Preußen und Naffau antheiligt fuccedirt wären, welche, in Folge 
des Erfenntnifjes, die auf die Domaͤnenkaſſe haftenden Gehaltsruͤck⸗ 
ftände in den angegebenen Verhältniffen zu übernehmen hätten.” — 

In dem dafelbft S. 298. (Siehe oben ©. 90. Danzi.) erftatteten 
Gutachten find die Gründe entwidelt, welche die Commiffion zur Stel 
lung eines Antrages bewogen, der auch fpäterhin zum Beſchluß erho- 
ben ward; da ebendafelbft S. 302, die Koͤnigl. Preußifche Gefandt- 
haft nochmals ihren Antrag auf Abweifuug erneuert zu begründen 
fucht, worauf auf Präfivialantrag befchloffen wurde: 

„über den Commiffionsantrag binnen vier Wochen Inſtruc⸗ 
tion einzuholen.” 

Die Abflimmungen ?) erfolgten: von Preußen Sess. XVI. $. 176. 
©. 323; von Königreich Sachfen Sess. XVII. $. 196, ©. 361; von 
Grßhrzgthm. und Hrzgthm. Sachfen Sess. XIX. $. 201. ©. 370; von 
Grßhrzgthm. Helfen und Medlenburg Sess. XX. $. 221. ©. 410; 
von Hannover, Niederlande, wegen Luremburg, und der 15ten Stimme 
Sess. XXI. $. 235. ©. 486; von Defterreich, Bayern, Baden, Däne 
mark, wegen Holftein und Lauenburg, der 1äten, 16ten und 17ten 
Stimme Sess. XXI. $. 244. ©, 492, — Ebendaſelbſt erklärte der 
Königl, Würtembergifche Gefandte, ven Beſchluß nicht aufhalten zu 
wollen, während der Kurhefliiche Gefandte äußerte, ohne Inftruction 
zu feyn. — Da nun die Stimmenmehrheit fich für den Commiſſions⸗ 
antrag außgefprochen hatte, wurde S. 492, befchloffen: 

1) Es fey dem vormaligen Kurtrierifchen Rath von Wallmenich 

zu Schwabmünchen — — — auf feine Eingaben zu eröffnen, 
daß weder den Gefuchen wegen Bollziehung des am 8. Suni 1838 
vom Königl, Hannöverifchen Ob.⸗App.⸗Gericht zu Gelle in 
der Kurtrierifchen Schuldangelegenheit publicirten austrägalger 
richtlichen Erkenntniffes, noch ven auf Einleitung eines Ber- 
fahrens nad) Art. 30. der W. Schl. A. gerichten Anträgen Folge 
gegeben werben könne, — Dagegen bleibe es ihnen hberlaffen, 
ihre aus der Zeit vor dem 1. Dec, 1802 herrührenden Forderuns 


) Siehe hierüber Ausführlicheres oben bei Danzi. ©. 90, 
Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 9 
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gen, falls fie fich damit durchzukommen getrauten, zu zwei 
Drittel bei den Königl. Preußifchen und zu einem Drittel bei 
den Hragl. Naffauifchen Behörden — infoweit fie aus fpäterer 
Zeit herrührten, aber ganz bei leßteren — zu verfolgen; fer- 
ner ſey 

2) der allerhächften Königl. Preußifchen und ber Hrzgl. Naſſaui⸗ 
fchen Regierung hiervon Nachricht zu geben. — 


11.3. W. Gouverne, geb. Freiin von Efch. 


1840. Im Jahre 1840, Sess. IV. Prot. $. 68. ©. 103. hielt der 
Grßhrzgl. Medllenburgifche Gefandte, Namens der Reclamations- Com= 
miſſion einen Vortrag über eine unter Nr. 1. (Eingab. Prot.) einge 
Iaufene Eingabe der Ehefrau bes F. W. Gouverne, geb. Freiin 
von Eich zu Montabaur — 

„Ihr verftorbener Water, Freiherr von Eſch, ſey Kurtrieriſcher 
Kaͤmmerer, Weiherdirector und Oberamtmann geweſen, und habe jaͤhr⸗ 
lich als Kämmerer 400 Gulden und 3 Klafter Holz, als Weiherdirector 
400 Gulden und ald Oberamtmann 18 Malter Korn, 25 Malter Has 
fer, 2 Fuder Wein mit Faß, aus12 Ortfchaften 600 Eier, von zehn ber 
Zeit im Amte wohnenden Judenfamilien 30 Gulden, — 120 Stud 
Zungen von ebenfoviel durch Juden gefchlachtet werdendem Vieh, — 
von den im Jahr durchichnittlich in das Amt einziehenden Perfonen 
4 Gulden, — und an Strafgeldern durchfehnittli 9 Gulden — bes 
zogen. — 

„Die beiden erften Forderungen aus dem Zeitraume von 1794 
bis Ende November 1802 waͤren von Naſſau anerkannt, die Ruͤckzah⸗ 
lungen in Anrechnung gebracht, der Reſt auf 3909 Gulden 2374 Kar. 
feftgeftellt und im Mai 1821 darauf ein Siebentel des Ganzen mit 
558 Gulden 24 Kreuzer bezahlt, der Dberamtmannsgehalt aber nicht 
berüdfichtigt worden. — Auf die wegen des legtern von dem Vater 
der Erblafferin i. J. 1826 erhobene Klage, fey er durch ein Urtheil vom 
13. März 1827 aus dem Grunde abgewiefen worden, weil er den ihm 
auferlegten Beweis des Grundes feiner Klage nicht geführt habe.” 

„Auf eine von der Reclamantin felbft im September 1839 bei 
bem Hrzgl. Naffauifchen Staats-Minifterium übergebene Vorftellung 
fey im Oftober v. J. die Antwort erfolgt: daß Naſſau nur ein Drittel 
ber Gehaltsruͤckſtaͤnde als Kämmerer und Weiherbirector zu zahlen 
ſchuldig fey, nach zugelegter Berechnung aber ſchon mehr bezahlt habe; 
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wegen der Gehaltsruͤckſtaͤnde als Oberamtmann aber ſich auf die erfolgte 
richterliche Entſcheidung beziehen muͤſſe.“ — 

„Reclamantin habe im December v. J. weiter vorgeſtellt: daß, 
nach erfolgtem Anerkenntniß der Forderung, jetzt keine neue Berech⸗ 
nung aufgeſtellt werden koͤnne, auch die richterliche Entſcheidung un⸗ 
praejudicirlich waͤre, indem das austraͤgalgerichtliche Erkenntniß des 
Ob.⸗App.⸗Gerichts zu Celle vom 8, Juni 1833 Naſſau und Preußen 
nicht wegen einiger einzeln Benannter auf fie gefommenen Vermoͤgens⸗ 
obfefte, fondern wegen ver erhaltenen Landestheile 2c. im Allgemeinen 
zur Bezahlung der fraglichen Kurtrierifchen Schulden verurtheilt haͤtte; 
auch hierauf fey eine Eurze abfchlägige NRefolution erfolgt. Bon der 
Königl, Preußifchen Regierung zu Koblenz wäre Reclamantin mit den - 
wegen ihrer Forderung gemachten Anträgen, gleichfalls abfchlägig bes 
” fchteden worden. Es fey alfo weder Naſſau noch Preußen gefonnen, 
Zahlung zu leiften; nach dem Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſe hätten 
die Kurtrierifchen Diener, die nicht wieder angeftellt wären, ihren vol⸗ 
len Gehalt als Penfion zu beziehen, welchen Reclamantin Vater nur 
auf den Kämmerer» und Weiherdirertor- Gehalt theilweife erhalten 
babe, dagegen ftehe der ganze Oberamtmannsgehalt von 1794 hie 
1832 zuruͤck.“ — 


„Die Bitte gehe dahin: Hohe B. 2. wolle 


1) auf den Kämmerer» und Weiherdirector- Gehalt, wie fol- 
cher anerfannt und feftgeftellt fey, alfo auf 3350 Gulden 
5414 Kreuzer, und 

2) aufden Dberamtmanndgehalt von Ende 1794 bis 3. März 
1832, nach den obenbemerften einzelnen Anfägen, die Eres 
fution erfennen, refpeftive auf ein Viertel, ald Die der Res 
clamantin gebührende Kate.“ 


Mit Uebergehung des Legitimationspunftes fpricht fich Neferent im 
Gutachten dahin aus: 


„Die Competenz der B. V. fen, in Grundlage des Art; XV. der 
DB. A., welcher die Beſtimmungen des Reichsdedutations⸗Hauptſchluſſes 
v. J. 1803 in Betreff des Schuldenweſens und feſtgeſetzter Penſionen 
an geiſt⸗ und weltliche Individuen garantirt, und mit Ruͤckſicht auf bie 
Beſtimmung des Art. XXX. ver W. Schl. A., im Allgemeinen nicht zu 
Iezmeißeln.” — 

„Nach den von der Reclamantin beigebrachten Refolutionen Koͤnigl. 
Meußiſcher und Hrzgl. Naſſauiſcher Behoͤrden werde das von dem 

9* 
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Königl. Hanndverifhen Ob.⸗App.⸗Gerichte zu Gelle gefprochene Aus⸗ 
trägal-Erfenntniß bier nicht anwendlich erklärt, da die Frage wegen 
Uebernahme der Gehaltsanfprüche vormaliger Kurtrierifcher Diener 
zwifchen beiven Regierungen nicht flreitig, noch in Verhandlung begrifs 
fen gewefen fen; audy gehörte Reclamantin Erblaffer nicht zu denjeni« 
gen Zrierifchen Gläubigern, welche fich früher an die B. V. gewandt 
und die Einleitung des Austrägalverfahrens veranlaßt haben.” — 

„Die Krone Preußen habe bekanntlich jede Verpflichtung wegen 
der erhaltenen links⸗rheiniſchen Theile des Kurftaats Trier, die Ans 
fpriiche vormaliger Hofe oder Cameraldiener theilmeife zu befriedigen, 
nicht wegen einer Verpflichtung Naffaus Dazu, fondern aus dem Grunde 
in Abrede genommen, weil Franfreich dergleichen Forderungen nicht, 
fondern nur die mit förmlicher Bewilligung der Landſtaͤnde contrahir⸗ 
ten Anlehen anerfannt habe, und weil Preußen bei Erwerbung der 
links⸗rheiniſchen Landestheile feine von Frankreich nicht anerkannten 
Forderungen übernommen habe, — In Bezug auf die am rechten. 
Rheinufer gelegenen Zandeötheile von Kurtrier eriftire von Preußen 
noch weniger eine Verbindlichkeit, da das Hrzgl. Naffauifche Gouverne⸗ 
ment durch den Staatövertrag vom December 1816 allgemein ver» 
heißen habe, ſich mit den ehemaligen Kurtrierifchen Dienern ıc. wegen 
ihrer Befoldungs- und Penfiond-Rüdftlände, ohne Concurrenz von 
Preußen, auseinander zu ſetzen.“ — 

„Bad nun die Verpflichtung des Hrzgl. Naflauifchen Gouvernes 
ments anlange, fo feyen die Gehaltsrhdftände des verftorbenen Frei⸗ 
herrn von Eich als vormaligen KurtrierifchenKämmeres und Weiher« 
directord zu ein Siebentel anerkannt und bezahlt, auch dargethan, daß, 
felbft unter Zugrundlegung des Goncurrenzverhältniffes von ein Drit- 
tel für die rechte Nheinfeite — nach der Beſtimmung des. inmit« 
telft publicirten Austraͤgal-Erkenntniſſes — die Forderungen nicht 
begründet wären, indem nicht blos ein Drittel, fondern dad Ganze 
derfelben, theild baar, theils durch Gegenrechnungen getilgt wäre. 
— Die Forderung als vormaliger Oberamtmann werde von Naffau 
ganz beftritten, auch fey Neclamantin Vater damit, fowie mit der ein 
Siebentel der weitern Anfprüche überfteigenden, durch Erfenntniß des 
Hrzgl. Raffauifhen Hofgerichtd zu Dillenburg vom 13. März 1827 
abgewielen worden.” — | 

Es koͤnne hiernach keinen Zweifel leiden, daß die Beflimmungen 
des Art. KXX. der W. Schl. A. nach Sage der Sache hier ebenfowenig 
anwendbar fey, als in den beiden-ähnlichen Angelegenheiten (Penſions⸗ 
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anſpruͤche des Grafen von KeiningeneNeudenau und bed Oberften 
Seitz). — — — — Es ſey aber auch der Rechtöweg nicht verfperrt 
geweſen, vielmehr derſelbe von der Reclamantin Erxblaffer bei den 
Hrzgl. Naſſauiſchen Gerichten betreten worden; da er indeflen bei den⸗ 
felben mit feinen Anfprichen rechtskräftig abgemwiefen fen, fo koͤnne 
bier nicht, wie bei andern Reclamationen, eine ausbrüdliche Verweis 
fung an die Hrzgl. Naffanifchen Gerichte erfolgen.” — - 

„Bei diefem, aus dem eigenen Vortrage der Reclamantin und 
defien Anlagen hervorgehenden Sachverhaͤltniß, halte Die Commiſſion 
ed für unnöthig, ihren Antrag auf Abgabe einer Erklärung von Sei⸗ 
ten der höchften Regierungen von Preußen und Naffau zu richten.” — 

Dierauf wurde ebendaſelbſt S. 105. auf Sommiffiond- Antrag bes 
ſchloſſen: 


„pie Reclamantin zu beſcheiden, daß ihrem Gefnche nicht ſtatt 
gegeben werden koͤnne.“ 


Im Jahre 1842 bat Reclamantin (Nr. 28. der Eingaben) um 1842 
Abfchrift des zwifchen dem Herren Fürften von Naffau- Weilburg und 
dem Bevollmächtigten der Kurtrierifchen Hof» und Staatsdienerfchaft 
wegen Gehaltörkdftände abgefchloflenen und am 2. Zuli 1804 von der 
Kaiferlichen Reichs⸗Subdelegations⸗Commiſſion beftätigten Vergleichs, 
worauf nach Antrag des Referenten der Reclamationd-Commiffton - 
Sess. XVII. $. 214, ©, 334. befchloffen wurde: 
„der Reclamantin durch die Bundescanzleis Direction befannt 
geben zu laffen, daß ſich das von ihr zur Einficht erbetene 
Actenftüd in der Bundesregiftratur nicht vorfinde.“ 


12. Maria Anna Brion, geb. Bollmar. 


Im Jahre 1840 erflattete weiterhin der Grßhrzgl. Medtenburgis» 1840 
fche Gefandte, Namens der Reclamations-Commiffion, Sess. XII 
Prot. $. 170. ©. 302, u. flgde., Vortrag über eine Eingabe (Nr. 22. 
des Eingabe-Protofolls) der Ehefrau des Kurtrierifchen Mundkochs 
Ss. Brion, geb. Bollmar, zu Augsburg, — verbis: 

„(S. 1.) Der Wittwe des Kurtrierifehen Rheirtzol-Nachfchreibers, 
3. 6. Vollmar zu Boppard, fen durch Patent des legten Kurfürften 
zu Trier, vom 19. Mai 1786, eine SIahrespenfion von einhundert 
Reichöthalern Zrierifch verwilligt und der Hoflammer zur Zahlung 
angewiefen worden; diefe fey nur bis zum 1. Iannuar 1795 erfolgt, 
und feit Eroberung des linken Rheinufers durch die franzöfifchen Heere 
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unterbrochen worden. — Frankreich habe weder Gehalt noch Penflon 
bezahlt, und ald der größte Theil des Kurftnates Trier in Folge des 
Parifer Friedens von 1814 an die Krone Preußen gekommen wäre, 
habe die Wittwe Vollmar fi an felbige gewandt, um für die Vergan⸗ 
genheit und Zukunft Zahlung zu erhalten; für die Zukunft, v. 1. Ian. 
1817 an, fen eine Anweiſung zur Zahlung ertheilt, der Ruͤckſtand von 
jaͤhrlich 100 Reichthalern Zrierifch oder 150 Gulden, vom 1. Ianuar 
1795 bis dahin 1817, betrage 3,300 Gulden,” — 

„($. 2.) Nah dem Ableben der Penfionsberechtigten habe deren 
Tochter und alleinige Inteftaterbin — die Reclamantin — am 3. Oft, 
1839 bei ver Königl. Regierung in Goblenz, auf den Grund bes vom 
Ob.⸗App.Gericht zu Celle gefprochenen austrägalgerichtlichen Erkennt⸗ 
niffes, gebeten, den liquiden Penfionsrüdftand ratirlich zu gewähren, 
fey jedoch unterm 28. Nov. v. 3. abfchlägig befchieden worden.” — 


„($. 3.) Es fey gefagt: 
daß Die Bezahlung der Penſionsruͤckſtaͤnde Kurtrieriicher Dies 


ner zwifchen der Krone Preußen und dem Hrzgthm. Naffen 


nie flreitig gewefen, und baß bei dem Ob.⸗App.⸗Gerichte zu 
Gelle darüber nicht gehandelt worden wäre; die Kurtrierifchen 
Sammer- und anded- Schulden, worüber das Gericht ent 
fchieden habe, feyen überall in Zahlen angeben, und die Ent 
fheidung nur auf diefe, nicht auf Penfionsrüdftände zu bezie 
ben; da bie Wittwe Vollmar Coblenz 1.3.1794 nicht verlaffen, 
fo babe ihr Gefuh um Fortgemährung der Penfion, welches 
bei der Fuͤrſtl. Weilburgifchen Regierung angebracht worden, 
durch die Reichs-Subdelegationd-Commiffion, in Folge der 
68. 70. 74. u. 75. des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes, Feine 
Beruͤckſichtigung finden koͤnnen, und endlich habe die Krone 
Preußen, nad) Maßgabe des Parifer Friedens vom 30, Mai 
1814 und der mit Frankreich am 20, Nov, 1815 abgefchloffes 
nen Convention, feine Verbindlichkeit, dergleichen Penfiond« 
ruͤckſtaͤnde zu berichtigen, fondern nur die zu zahlen, weiche von 
Frankreich anerkannt, infcribirt und überwiefen wären.” — 


„($. 4) Diefe Gründe widerlegten fich durch die Betrachtung, 
daß das Ob.⸗App.⸗Gericht zu elle von hoher B. V. als Austraͤgal⸗ 
Inſtanz beftellt fey, um über die antheilige Uebernahme aller Kurtries 
rifchen Kammer» und Landes-Schulden zwifchen den Regierungen von 
Preußen und Nafjau, als Succefforen in dem beflandenen Kurflaat 


_— — — —— — — 
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Trier, auf ben Grund des Art. XXX. der W. Schl, A. zu erkennen. — 
Dergleichen Austraͤge koͤnnten von den betreffenden Regierungen und 
auch von ven betheiligten Staatöglaubigern beantragt werden,” — 


„($. 5.) Dad Austraͤgal⸗Erkenntniß vom 8. Juni 1838 erkenne 
unter andern zu Recht: 


daß Preußen und Naffau, als alleinige Succefforen in dem 
Kurſtaate Trier, alle Landes» und Kammer- Schulden zu vers 
treten hätten; — 

daß unter dem Ausdrud in den Artifeln 4. und 10, des Frie⸗ 
dens von Campo-Formio: „dettes hypothequees sur le sol 
des pays cedes“ feine Hypothefarfchuld im Sinne des Civil 
rechts, fondern- eine den ganzen Kurſtaat Trier afficirende 
Schuld zu verftchen fen; 

die Kammerfchulden würden zu zwei Drittel auf das linke und 
zu ein Drittel auf dad rechte Rheinufer verwiefen, von welchem 
legtern Preußen 30 und Naffau 70 Procent vom Hundert zu 
tragen habe; — 

die verbrieften Landesfchulden würden auf den Grund ber 
Steuermatrifel v. 3. 1811, je nachdem fie von den geiftlichen 
oder weltlichen Ständen des Niedern Erzftifts Trier aufgemacht 
wären, zwifchen Preußen und Naffau in einem Procentenfag 
vertheilt; — 

alle Gehalts» und Penfions-Rüdftände Kurfürftl. und land⸗ 


fchaftlicher Diener würden zu den auf den Domänen und 


fteuerbaren Gütern haftenden Verwaltungskoſten gezählt, welche 
nad) dem angegebenen Verhältniß zu vertheilen und zu vers 
treten wären, und zwar nad Vorſchrift des Friedens von 
Gompo-Formio, des von Lüneville und des erften Parifer Fries 
dens.“ — 


„(8 6.) Es feyen alfo alle Kurtrierifchen Landes⸗ und Kammer 
fchulden, bezuͤglich auf deren antheilige Uebernahme, zwifchen beiden 
Regierungen flreitig gewefen und darüber eine Entfcheidung erfolgt. — 
Kur die in Capitalbriefen ausgefertigten Forderungen wären in Zahlen 
ausgebrüdt gewefen, nicht die andern Kammer» und Landesſchulden, 
von denen ed ſich gehandelt habe. — Durd das. Urtheil fey ermittelt, 
in welchem Berhältniß diefe Schulden zu vertreten wären; der Recla⸗ 
mantin Mutter fey die Wittwe eines aus der Domänencaffe befoldes 
ten Dieners geweſen, und die Penfion eine „dette hypethequee sur 
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le sol des pays cedes,“* welche die Domänen afficire, und die zu zwei 
Drittel für das linfe und zu ein Drittel für das rechte Rheinufer zwi. 
fchen beiden Regierungen zu vertheilen fey; — die Liquidität ber For⸗ 
derung von 3,300 Gulden an fi) habe Preußen ausdruͤcklich aner- 
kannt.“ — 

„(S. 7.) Das mehrgedachte Erfenntniß mache zwifchen Gehalts» 
und Penſionsruͤckſtaͤnden der Staatsdiener, welche bei Croberung des 
linfen Rheinufers 1794 das and verlaffen oder dort verblieben waͤ⸗ 
ren, feinen Unterfchied; durch die von der Wittwe Vollmar i. 3. 1803 
bei der Naffau=-Weilburgifchen Regierungs-Commiſſion, in Folge einer 
von berfelben erlaffenen Edictalladung, gefchehene Anmeldung ihrer 
Rechte, ſey mehr gefchehen, als gefeglich nothwendig gewefen wäre, da 
Adminiftratiobehörden Feine Edictalladungen erlaffen, noch Präclufio- 
nen mit Nechtseffect ausfprechen Eönnten.” — 

„Der Reichsdeputations-Hauptſchluß beftimme nicht, daß Penfios 
niften geiftlicher Reichöftände, deren Lande auf beiden Rheinſeiten be 
legen, nur dann, wenn fie nach Abfchluß des Luͤneviller Friedens auf bie 
rechtsrheiniſchen Landen gezogen wären, von dem neuen Landesherrn 
Denfion erhalten follten; auch fey nicht nachzumeifen, daß der Anfpruch 
ber Wittwe Vollmar bei der Kaiferlichen Reichöfubdelegationd- Con 
miffion keine Würdigung gefunden habe.” — 

„($. 8.) Alle diefe Einreden feyen auch verfpätet; die Wittwe 
Vollmar fey nicht die einzige Zrierifche Penfloniftin, vielmehr gebe e6 
viele derfelben, weßhalb die Einrede in dem Kechtöftreite zwifchen bei⸗ 
den Regierungen vorzubringen gewefen wäre. — Auch fünne zur Ent» 
laftung der Krone Preußen von aller Verbindlichkeit auf den Parifer 
Frieden vom 30. Mai 1814 und auf die Convention vom 20, Novbr. 
1815 Fein Bezug genommen werden.” — 

‚‚($. 9.) Ueber die Art der Abtheilung der Trieriſchen Landes» 
und Kammerfchulden fey res judicata vorhanden, weßhalb früher zu« 
fländig gemwefene Einreden jest im Erecutionötermine nicht mehr vor- 
gebracht werden könnten. — Im Art. 21. ded Parifer Friedens habe 
der Richter nur eine Beflätigung der Art. 4. und 10, des Friedens von 
Gampo-Formiv und des Artikels des von Luͤneville gefunden, indem 
Preußen auf das ihm abgetretene Land alle vor und nach dem legteren 
Frieden baranf haftenden Schulden ıc. als dettes hypothequees sur 
leur sol uͤbernommen habe. — Wenn in der Convention zwifchen der 
Krone Preußen und Frankreich vom 20. Nov. 1815 dem Legtern die 
Zahlung aller Gehalte und Penfionen erlaffen wäre, fo ftehe Died mit 
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dem Parifer Frieden im Widerfpruch, und koͤnne die Rechte der Trieri⸗ 
fchen Staatödiener nicht benachtheiligen.” — 


($. 10) „Da das Audträgalerfenntniß ſchon vor zwei Sahren 
publicirt wäre, ohne daß foldhes von den betreffenden Regierungen 
vollzogen würde, da jedoch die Art. 30 — 34 der W. Schl. A. die 
Erecutionsweife für die durch Die Austräge gefällten Urtheile vorfchries 
ben, fo baͤte Reclamantin fchließlich: 


Hohe B. V. wolle geruhen, auf den Grund der Art. XXXI., 
XXXII., XXXII. und XXXIV. der W. Schl. A., die Erecution 
des Urtheils des Königl, Hanndprifchen D,- App.= Gerichts, d. d. 
Gelle den 8. Juni 1838, bezüglich auf die fraglichen vom 1. 
Sanuar 1795 bis 1. Ianuar 1817, mithin für 32 Jahre, mit 
dreitaufend dreihundert Gulden im 24 guldenfuß beftehenden 
liquiden Penfionsrüdftände mit Verzugszinfen zu fünf vom 
Hundert, von dem Ablauf jedes einzelnen verfallenen Jahres 
an, gegen die allerhöchften und höchften Regierungen von Preu⸗ 
Ben und Naffau, nach der im befagten Urtheil für die Trieri⸗ 
fhen Domänenfchulden erkannten ratirlichen Uebernahme, und 
zwar für die Krone Preußen mit 24 wegen des linken Rhein» 
uferd, und mit 30%, für das legte auf das rechte Rheinufer 
fallende Drittel, und von diefem endlich mit 70%, für das 
Hrzgthm. Naffau zu erkennen.“ 


Diefer Eingabe waren Anlagen beigelegt: 


1) das eine Penfion von jährlich 1200 Rchsthlr. bewilligende Decret 
des legten Herrn Kurfürften von Trier vom 19, Mat 1786 ; 

2) die den Fortgenuß der Penfion vom 1. Januar 1817 an bes 
willigende Verfügung der Königl. Preußifchen Regulirungs⸗ 
commiſſion vom 2. Auguſt 18173 

3) das die Nachzahlung der Rüıdftände vom Sahre 1795 bis zum 
Sahr 1817 vermeigernde und diefe Verfügung ausführlich mo« 
tivirende Decret der Königl, Regierung zu Coblenz vom 

28. Novbr. 1839; 

4) Vollmacht für Advocat⸗Anwalt Bachoo von Echt. — 


Der Vortrag des Referenten der Reclamationscommiſſion erſtreckt 
ſich (Prot. S. 304.) uͤber eine andere Eingabe (No. 28 das Eingaben⸗ 
verzeichniſſes), worin die Reclamantin ferner angeführt, verbis. — 


($. 11.) „In dem Reſcript der Königl, Regierung zu Coblenz 
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vom 28. Novbe. 1839 fey gefagt: daß für die Krone Prenfien nach 
dem Parifer Frieden von 1814 und der Convention vom 20, Novbr. 
1815 keine Verbindlichkeit zur Bezahlung dergleichen Penfionsrüd- 


fländen beftehe, indem nur diejenigen zu zahlen übernommen feyen, 


welche von Frankreich anerkannt, inferibirt und überwiefen wären.” 


„Bei Bergleibung des Art. 21 des Friedens von 1814 mit den 
Art. 6, 7 und 9 jener Convention ergebe fich, daß alle Schulden, die 
urfprünglid auf Provinzen gehaftet, die nicht mehr. zu Frankreich ge 
hörten, oder die für deren innere Verwaltung conteahirt worden, zum 
Belaft der abgetretenen Lande verbleiben folten, weshalb denn auch 
folgerecht die auf dem großen Buch in Frankreich inferibirten Schulden 
demfelben gut gefchrieben worden, und die Titel über nicht inferibirte 
Forderungen an die betreffenden Gouvernements zur Liquidation und 
Zahlung abzuliefern geweſen wären, ” 


„Die von Frankreich zur Liquidation und Zahlung nicht uͤbernom⸗ 
menen Gehalts» und Penſions-Ruͤckſtaͤnde Vrierifcher Staatsdiener 
feyen al8 „dettes contractees pour l’administration interieure‘“ 
zur Laſt der abgetretenen Lande verblieben, worauf fie, nach Art. 4 
und 10 des Friedens von Campo Formio und des Art, 8 des Friedens 
von Luͤneville gehaftet hätten. — 


($. 12) „Art. 6 der Convention vom 20 Novbr. 1815 beflätige 
den Art. 21 des Parifer Friedens von 1814, und die Art. 6, 7 und 9 
befchäftigten fich mit deſſen Ausführung ; nirgends habe Preußen Frank⸗ 
reich die Gehaltsrüdflände als Verwaltungskoſten erlaffen, vielmehr 
felbige ausdruͤcklich übernommen und Frankreich von dem Erfaß los⸗ 
gezahlt. — Die Trieriſchen Staatsdiener hätten ihrer dem Boden an- 
Flebenden Gehaltsrucdftände wegen durch die, den Frieden abgefchloffen 
babenden Regierungen ihres Nechts nicht verluftig erklärt werden 
koͤnnen.“ | 


'($. 13.) „Ganz in diefem Sinne habe dad Außträgalerfenntniß 
bes Königl. Hannoͤvriſchen D.- App. Ger. zu Celle, pag. 190 sggq. ent⸗ 
fhieden, und die Krone Preußen und dad Hrzthm. Naſſau, mit Ber 
werfung ber oben bemerkten, von erflerer vorgeſchuͤtzten Einrebe, in die 
Bezahlung der Gehaltsruͤckſtaͤnde der Trieriſchen Diener als Abmini⸗ 
ſtrationskoſten antheilig für beide Ufer verurtheilt.“ 


In dem über diefe Reclamation (Prot. S. 305.) erftatteten Come 
miffionsgutachten ift ausgefprochen, Daß nach der Sachlage die Begitis 
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mation wohl al& begründet anzufehen ſey. — Die Bittftellerin habe 
befcheinigt, daß, bevor fie fi) an die B. V. gewendet, ihre Anfprüche 
bei den Königl, Preußifchen Behörden angebracht feyen; bei denen des 
Hrzgthms Naffau fey dieß anfcheinend nicht gefchehen; wenn nun gleich 
die Commiſſion der Anficht fen, Daß in der Regel fivenge darauf zu halten, 
daß die Vorftellungen einzelner Individuen bei der B. V. nur dann 
zu beachten feyen,, wenn fie mit ihren Anfprüchen, welche ven Gegen- 
fland der Reclamation bilden, bei den betreffenden Regierungen ent« 
hört worden, fo trete hier dennoch Der befondere Fall ein, Daß aus anderen 
ähnlichen, auf das Kurtrierifche Schuldenwefen Bezug habenden Re⸗ 
elamationen, worüber die Commifffon Vorträge erftattet habe, Die An⸗ 
ficht der Hrzgl. Naffauifchen Regierung bereits befannt geworden, und 
folglich anzunehmen fey, daß felbige auch hier Die nämliche feyn werde, 


Die Commiffion fey ſonach der Anficht, Daß die bemerften Anftände 
fie nicht abhalten dürften, hoher B. V. über die Eache felbft Vortrag zu 
erſtatten. 


Der Antrag ſey, wie der des ehemaligen Kurtrieriſchen Raths 
A. F. von Wallmenich, auf Vollziehung des austraͤgalgerichtlichen Er⸗ 
kenntniſſes vom 8. Juni 1838 gerichtet; es gelte jedoch dieſerhalb auch 
hier das fruͤher Geſagte, daß naͤmlich die Vorſtellung nicht der Voll⸗ 
ziehungs⸗, ſondern der Reclamations⸗Commiſſion zugewieſen fey, daß 
Reclamantin nicht zu denjenigen Glaͤubigern gehoͤre, weiche durch ihre 
Antraͤge bei hoher B. V. das Austraͤgalerkenntniß herbeigefuͤhrt haben, 
und daß deßhalb auf das angebrachte Geſuch nicht einzugehen ſey. 

In der jetzt vorliegenden Sache ſey aber nicht, wie in der fruͤheren, 
ber Antrag eventualiter auf Einleitung eines Verfahrens nah Art. 
XXX. der W. Schl, A. gerichtet worden; die Vorſtellung fcheine fich 
alfo auch in diefer Hinficht, in der Art, wie der Antrag gemacht fey, 
nur zur Abweiſung zu eignen. 

Meil jedoch der Reclamantin Mutter unftreitig zu den Gläubigern 
des aufgelöften Kurſtaats Trier gehört habe, mithin bei verändertem Ans 
trage auf die Sache einzugehen ſeyn würde, — weil ferner, aus Veran⸗ 
lafjung jener andern Reclamation, die Frage wegen Befriedigung und 
Uebernahme der Gehalts- und Penfionsrudftände des ehemaligen Kur- 
ſtaats Zrier bei hoher B. V. einmal in Verhandlung begriffen fey, und 
weil endlich die Koͤnigl. Preußifche Gefandtfchaft (Sess. VII. $. 120. 
d. Prot.), bei Veranlaffung einer gleichfalls auf das Kurtrierifche Schul 
denwefen Bezug habenden Sache, es deren allerhöchften Regierung 


1841. 
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im Allgemeinen vorbehalten habe, die bei Forderungen diefer Gattung 


in Betracht kommenden befonderen Berhältniffe nochmals zu beleuch« 


ten; fo bezweifle die Reclamationd» Commiffion die Geneigtheit beider 
höchften Regierungen von Preußen und Naffau, fich in der Erklärung, 
um deren Abgabe beide durch Beichluß der fiebenten Sitzung erfucht 
feyen, auch über die vorliegende Sache zu verbreiten, nicht. 

In Folge diefes Gutachtend wurde dem Antrage gemäß (Prot. 
©. 306.) befchloffen: 


„die höchften Regierungen von Preußen und Naffau feyen zu 
erfuchen, fich über ven Inhalt beider Vorftellungen zu erklären.” 


Diefer Aufforderung entfprachen beide Regierungen, indem fie i. I. 
1841, in Sess. VII. $. 99. ©. 153. und 170. Erklärungen *) abgaben, 
im welchem fie in ausführlicher Weife den Ungrund diefer Forderungen 
darzuthun flrebten. Diefelben wurden ebendafelbft S. 175. der Reclama⸗ 
tions-Commiffion abgegeben, Namens welcher der Grßhrzgl. Medlen- 
burgifche Gefandte in Sess. XIV. $. 164. ©. 297 Bortrag und Gutach- 
ten erflattete, indem er die Gruͤnde ausführlich entwickelt, welche Die Com» 
miffion zue Stellung eines Antrages vermochten, der fpäter auch zum 
Befchluß erhoben wurde. Auf den ebendafelbft S. 302. erneuerten An⸗ 
trag der Königl. Preußifchen Gefandtfchaft auf Abweifung wurbe auf 
Praͤſidialantrag befchloffen: 


„uber den Commiſſſonsantrag binnen vier r Wochen Inſtruktio⸗ 
nen einzuholen.“ 


Die Abſtimmungen erfolgten: 

von Preußen Sess. XVI. $. 176. ©. 323; von Koͤnigr. Sachſen 
Sess. XVII. $. 196, ©. 361; von Grßhrzthm. und Hrzgth. Sachlen 
Sess. XIX. $. 201. ©, 370; von Grßhrzthm. Heffen und Medlen- 
burg Sess. XX. $. 221. ©, 410; von Hannover, Niederlande wer 
gen Luremburg und der 1öten Stimme Sess. XXI. $. 253. ©, 486; 
von Defterreich, Bayern, Baden, Dänemark wegen Holftein und Lauen⸗ 
burg, der 13ten, 16ten und 17ten Stimme Sess. XXI. $. 244. ©. 492. 
Ebendaſelbſt erklärte der Königl, Würtembergifche Gefandte, den Bes 
fhluß nicht aufhalten zu wollen, während der Kurheflifche Geſandte 
außerte, ohne Inftruction zu feyn. Der Stimmenmehrheit zu Folge 
wurde nach Dem früheren Commiffiond- Antrag befchloffen, ©. 492: 


*) Siehe hierüber, fo wie über die folgenden Verhandlungen Genaueres 
oben ©, 90 bei der Reclamation des Danzi, 
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„Es fey der Ehefrau des Kurtrierifchen Mundkochs Brion, geb. 
Vollmar, — — zu Augsburg, aufihre Eingaben zu eröffnen, daß 
weder den Gefuchen wegen Bollziehung des am 8, Suni 1838 
vom Königl, Hannöverifchen Ob,-App.=- Gericht zu Celle in der 
Kurtrierifchen Schuldangelegenbeit publicirten austrägalgerichts 
lichen Erfenntnifjes, noch den auf Einleitung eines Verfahrens 
nach Art, 30. der W. Schl, A. gerichteten Anträgen Folge ge 
geben werden koͤnne.“ 


Dagegen bleibe es ihr überlaffen, ihre aus der Zeit vor dem 
1, Dezember 1802 herrührenden Forderungen, falls fie ſich 
damit Durchzufommen getraute, zu zwei Drittel bei den Königl. 
Preußifchen und zu einem Drittel bei den Hrzgl. Naffauifchen 
Behörden — in fo weit fie aus fpäterer Zeit herrührten, aber 
ganz bei leßteren — zu verfolgen; ferner fey 


der allerhoͤchſten Königl. Preußifchen und der Hrzgl. Naſſaui⸗ 
fchen Regierung hiervon Nachricht zu geben. 


13. Linz zu Montabaur, 


Ueber eine Eingabe Nr. 7. des Königl. Preußifchen Landgerichts⸗ 
Raths Linz zu Koblenz, des Fürftl. Wiedifchen Negierungsraths Linz 
zu Neuwied und des Hrzgl. Nafauifchen Stadtraths Linz zu Monta- 
baur, wegen der Anfprüche deren verftorbener Mutter, der verwitt- 
weten Amtsverwalterin Linz, an die ehemalige Kurtrierifche Civil- 
diener⸗Wittwenkaſſe für Penſionsruͤckſtaͤnde vom 1. Januar 1803 bis 
4. März 1822, erftattete der Grßhrzgl. Medlenburgifche Gefandte, 
Namens der Reclamationd-Commilflion in Sess. VI. $. 95. ©. 139, 
i. J. 1841 folgenden Vortrag. 1841. 


„Fuͤr die Kurtrierifchen Lande beftand eine Eivildiener-Wittwenfaffe, 
deren Statuten der Vorftellung beigefügt find; jeder befoldete Staats⸗ 
Diener war beizutreten verpflichtet; die Kafle ward aus deren Beitraͤ⸗ 
gen, fowie aus den Zinfen des von dem Kurfürften dazu ausgeſetzten 
Kapitals gebildet, und fie ftand unter Aufficht und Verwaltung des 
Staats. Zur Zeit der Auflöfung des Kurflaats Zrier follen die der An⸗ 
ftalt zugehörigen Kapitalien auf der rechten Nheinfeite in dem Betrage 
von 22,700 Gulden und 9,800 Gulden zinsbar angelegt gewefen; 
und durch Verſchulden des früheren Berechners der Anftalt die bedeu⸗ 
tende Summe von 9000 Gulden verloren gegangen, auch bebeutende 
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Ausftände vorhanden geweſen feyn; bie auf der linken Rheinſeite exiſti⸗ 
renden Kapitalien ſind nicht angegeben.“ 

„Die Reclamanten machen, als angebliche Erben ihrer am 4. Maͤrz 
1822 zu Montabaur verſtorbenen Mutter, an dieſe Wittwenkaſſe eine 
Penſionsforderung von 2, 083 Gulden 25 Kr, mit Verzugszinſen von 
den Berfaßterminen an; fie haben fich dieferhalb in einer abfchriftlich 
beigefügten Vorfielung vom 18. März 1840, unter Befcheinigung ber 
Anfprüche und unter Bezugnahme auf das austrägalgerichtliche Er⸗ 
fenntniß des Königl. Hannöverifhen Ob.⸗App.⸗Ger. zu Celle vom 
8. Juni 1838, an die Königl. Preußifche Regierung zu Koblenz und 
an die Hrzgl. Naffauifche Landesregierung gewandt, find jedoch) — nad) 
zuvor flattgehabter Communication zwifchen beiden Regierungen — 
durch Erlaß der Königl. Preußifchen vom 10. Dezember v. 3. abfchlä« 
gig befchieden worden,’ 

„Die Reclamanten nehmen nicht bloß die Zinfen der Kapitalien, 
fondern, nad) Erlöfchung der Wittwenanflalt, auch die Kapitalien felbft 
für den Betrag ihrer Forderung zunachft in Anſpruch, für den etwaigen 
Ausfall aber auch die jegigen Befiger Kurtrierifcher Landestheile.” 

„Die beiden höchften Gouvernements von Preußen und Naflau 
nehmen nad) der den Meclamanten ertheilten Antwort, die Anwend⸗ 
lichkeit des oben erwähnten austrägalgerichtlichen Erfenntniffes auf den 
vorliegenden Fall in Abrede, erklären die Wittwenanftalt für ein Staats⸗ 
inftitut, welches mit Auflöfung des Kurſtaats erlofchen fey, fo daß nad) 
Erfhöpfung Tammtlicher Fonds darüber hinaus eine Verpflichtung zur 
Penfionszahlung für feine Regierung beitehe, welche für Preußen wer 
gen bes linken Rheinufers ohnehin nach ben obwaltenden Berhältniffen 
nie anerkannt ſey.“ | 
„gur Begründung der Reclamation wird angeführt, daß in bem 
Austrägalerkenntniffe zwar nicht fpeciell Über die hier zur Frage ſtehende 
Schuld erkannt fey, wohl aber über die allgemeinen Grundfäge, nad) 
welchen dad Kurtrierifche Schuldenwefen zu reguliren wäre; Recla⸗ 
manten hätten alfo nicht mit Unrecht auf das Erfenntniß Bezug ge 
nommen. Bei der nach zuvoriger Verftändigung beider Regierungen 
unter einander erfolgten völlig abfchlägigen Refolution, trete indeffen 
der Fall des Art. XXX. der Sch, A. ein, fo daß ein neues Austraͤgal⸗ 
verfahren anzuordnen wäre, falld e8 hoher B. V. nicht gelingen follte, 
eine Ausgleichung auf gütlichem Wege zu erreichen.” 

„Die Wittwenanftalt fey eine auf Wechfelfeitigkeit baſirte Anſtalt 
gewefen, zu ber der Reclamanten Eltern den ohliegenden Verbindlich 
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keiten Genüge geleiftet hätten, fo daß das Recht ans ben noch i. 3. 
1821 vorhanden gewefenen bedeutenden Mitteln befriedigt zu werden, 
nicht zweifelhaft ſey.“ 

„Waͤre aber das Inſtitut — wie behauptet werde — ein Staatsin⸗ 
ſtitut geweſen, fo ſey die Penſion, als ein Beſtandtheil des Gehalts, 
auch aus Staatsmitteln zu berichtigen.“ | 

„In beiden Fällen entfiche Die Frage, nach welchem Verhaͤltniß ein 
jeder der Staaten zu contribuiren habe.“ 

„Die Behauptung der Krone Preußen, daß fuͤr das linke Rheinufer 
gar keine Verpflichtung zur theilweiſen Uebernahme exiſtire, ſey durch 
das Austraͤgalerkenntniß widerlegt worden. — In Ruͤckſicht der von 
den Reclamanten angeſprochenen Verzugszinſen, ſey das in dieſer Hin⸗ 
ſicht im Allgemeinen geltende privilegium ſisoi hier nicht anwendlich, 
indem es fi) von einer wefprünglichen Schuld des Civilwittweninſti⸗ 
tuts handele.” 

Die Schlußbitte geht Dahin: „hohe B. 8, wolle; 

1) das Königl. Preußifche und Hrzgl. Naffauifche Gouvernement 
zur Zahlung der Summe von 2,083 Gulden 25 Kr. nebfl 
Verzugszinſen vermögen, in deſſen Entftehung aber 

2) einen Austrägalgerichtöhof behufs Entfcheivung der oben ber 
zeichneten Vorfrage ernennen. 

In dem ebendafelbft erflatteten Gutachten ift Bezug auf den in der 
vierten Sigung erflatteten Vortrag über das Kurtrierifche Schuldenmwefen 
genommen, auch glaube man annehmen zu dürfen, daß bei den zu ers 
wartenden Erklärungen von Preußen und Naſſau auch diefe Sache, 
bei welcher indeflen einige befondere Verhaͤltniſſe obwalten, ſich näher 
entwideln werden. 

Auf Sommiflionsantrag wurde hierauf befchloffen: 

„Die hoͤchſten Regierungen von Preußen und Naſſau werden 
erfucht, ihre zu erwartenden Erflärungen in ähnlichem Betreffe 
auch auf die vorliegende Reclamation zu erftreden.” 

Ein befonderer Vorbehalt deßhalb gefchah von Preußen in der fol 
genden Sess. VII. $. 99. ©. 170; — während bie gemeinfchaftliche Er- 
klaͤrung felbft von Preußen und Naffau i. I. 1843 Sess. I. $. 35. 
»S. 47. erfolgte, Es ift darin audgefprochen, daß die fraglichen An⸗ 
forüche fich durch ihre befondere Beziehung auf die Verhältniffe der 
vormaligen Kurtrierifchen Civildiener⸗Wittwenkaſſe, von den das Kur: 
trierifche Schuldenwefen, im Allgemeinen berübrenden Penfiond- oder 
Gehalts⸗Ruͤckſtandoforderungen, welche bei der B. V. mehrfach zur 
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Sprache gekommen feyen, unterfcheiden. Man habe fich über den vor⸗ 
liegenden Fall dahin verftändigt, daß Preußen und Naffau die gefammte 
Bertretungsverbindlichkeit aller in Trage flehenden Einzifchen Penfions- 
anfprüche, wie folche in des Vorftellung vom 19, Ianuar 1841 näher 
angegeben feyen, vollſtaͤndig auf ihre beiderfeitigen rechtörheinifchen, 
vormals Kurtrierifchen Befigungen, unter analoger Anwendung des 
in dem Kurtrierifehen Schulden Auseinanderfegung-Vertrage vom 
10. Mai 1841, Artikel 45. angenommenen Theilnahmeverhältnifies von 
162 Gulden 51 Kr. 274 Pfennige für Preußen, und von 
95 Gulden 28 Kr. 3% Pfennige für Naffau, 
jedoch ohne Präjudiz für kuͤnftige Fälle, gemeinfchaftlich zu übernehmen 
hätten. Sie feyen bereit, eine jede innerhalb des Umfangs der von ihr 
übernommenen Bertretungsverbindlichkeit, ven Reclamanten nicht allein 
in dem Berwaltungswege, fondern auch vor ben Gerichten des Landes 
Gehoͤr zu geben. 

Verſchieden von der Frage wegen der Vertretungsverbindlichkeit ſey 
die Frage, ob und in wie weit die in Rede ſtehenden Forderungen auch 
an und fuͤr ſich rechtlich begruͤndet ſeyen? Auf eine Eroͤrterung dieſer 
zweiten Frage komme es hier jetzt nicht an. Die Pruͤfung der liquidir⸗ 
ten Forderungen gehoͤre zu dem weitern Verfahren vor den Landesbe⸗ 
hoͤrden und eventualiter wuͤrden die Gerichte zu entſcheiden haben. 
Es blieben deßhalb diejenigen Einwendungen ausdruͤcklich vorbehalten, 
welche ben beiden betheiligten Regierungen in der Sache felbft zur Ent» 
fräftung ber erhobenen Anſpruͤche zuftänden. 

Die Reclamationscommiffion, an welche diefe Erklärung abgegeben 
worden war, erflattete durch den Grßhrzgl. Medlenburgifchen Gefandten 
in Sess. III. $. 58. ©, 95. Vortrag, daß durch die obige Erflärung 
der Zweck des Art. XXX. der W. Schl. A., auf welchen die Reclaman⸗ 
ten fich bezogen hatten, erreicht fey, und Die Sache — in foweit fie 
zur Gompetenz der B. V. gehören Eönnte, erledigt wäre; ed erübrige 
mithin nur noch, die Reclamanten mit der abgegebenen Erklärung be» 
kannt zu machen. 

Auf Commiffionsantrag wurde befchlofien: 

„1) den Erben der verfiorbenen Amtövermalterin Linz auf beren 

Eingabe vom 19. Januar 1841 zu eröffnen: 
daß die höchften Regierungen von Preußen und Naffau ihre 
Forderung an Kapital und Zinfen nach dem Verhältniffe 
von 162 Gulden 5i Kr. 274 Pfennigen für Preußen und 
von 95 Gulden 28 Kr. 34 Pfennigen für Raflau, gemein 
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ſchaftlich zu vertreten uͤbernommen hätten, und daß es ihnen 
daher überlaffen bleibe, ihre Anfprüche nach dem angegebenen 
Berhältniffe bei den Königl. Preußifchen und Hrzgl. Naf 
fauifchen Behörden geltend zu machen, auch 
2) der allerhöchften Königl. Preußifchen und der hoͤchſten Hragl. 
Naffauifchen Regierung hiervon Nachricht zu geben. 
Diejenigen Reclamanten, deren in den Commiffionsvorträgen nur 
im Allgemeinen und beiläufig Erwähnung gefchehen und Über welche 
nicht befondere Verhandlungen am Bundestage fiatt gefunden, find 
bier nicht aufgeführt und eben fo wenig diejenigen, welche in ven Ieß« 
teren Jahren nur um Beförderung baldiger Entfcheidung des Austrä- 
galgerichtö nachgefucht haben. 


A Urtheil 


(Deffentt. Prot. v. 3.1838. Sess. XVII. $. 901. &. 630 u, flgde. Band I. S. 378.) 


nn 


„In Austrägalfahen des Herzogthums Naffau, Klägers, der 
Krone Preußen, Beklagten, wie auch der mitbetheiligten freien Stadt 
Frankfurt, wegen Auseinanderfegung des Kurtrierifchen Schulden- 
wefens, erkennen Wir Ernft Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Hannover, Königlicher Prinz von Großbritannien und Irland, 
Herzog von Gumberland, Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg ıc,, 
im Namen und Auftrage ber hohen Deutſchen Bundesverfammlung 
für Recht: 

Zupdrderft hat fich der Oberappellationdgerichtd- Procurator, Rath 
Müller, durch eine von dem Senate der freien Stadt Frankfurt voll 
zogene ordnungsmäßige Procuraturpollmaht in proxima bei 
Strafe von 1 Thaler Gaffenmünze ad acta zu legitimiren. 

Was fodann die Hauptfache anlangt, fo wird die freie Stadt Frank⸗ 
furt von der Verpflichtung zur ratirlihen Uebernahme Kurtrierifcher 
Schulden und Laften, inöbefondere von der ratirlihen Uebernahme der 
Suftentationskoften des vormaligen Kurtrierifihen Domcapiteld und 
der vormuligen Kurtrierifchen Dienerfchaft, von wegen des fogenann- 
ten, in der freien Stadt Frankfurt belegenen Zrierifchen Hofes, gänz- 
lich freigefprochen, und haben dad Herzogthum Naffau und die Krone 
Preußen die Kurtrierifchen Landes⸗ und Kammer- Schulden, fo weit 
folche überhaupt einen Gegenfland des vorliegenden Austrägalverfah- 


rend ausmachen, allein zu übernehmen. 
Leonharbi, über Audträgalverfahren. 2. Thl. 10 
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So viel aber deren Bertheilung auf beide flreitenden Bundes⸗ 
fianten, und zwar, einflweilen abgefehen von den. befonderen Streit 
gegenfländen, 

I. 


die allgemeine Frage betrifft, zu welcher Gattung der Kurtrieri« 
fen Schulden und in welchem VBerhältniß die Krone Preußen und 
das Herzogthum Naflau beizutragen verbunden feyen ; fo ift alles das⸗ 
jenige, was von Seiten des Beklagten rüdfichtlic einer durch den 
Herzog von Wellington erfolgten fchiedsrichterlichen Entſcheidung vor» 
getragen worden ift, unerheblich befunden worden, und es find, nach 
Maaßgabe der im Artikel 8. des Friedenstractatd von Lüneville vom 
9. Zebruar 1801 enthaltenen Beflimmungen, gedachte Regierungen 
zu den Kurtrierifchen Landes» und Kammerfchulden, ohne Unterfchied, 
ob diefelben vor oder nach der im Jahr 1794 erfolgten Franzöfifchen 
Belegung bes linksrheiniſchen Theils der Zrierifchen Lande entflanden 
feyn mögen, beizutragen verpflichtet, und zwar, was die erfleren ans 
langt, ſowohl zu den Schulden des ganzen Zrierifchen Kurftaats, als 
zu den befonderen Schulden des Trieriſchen Niedererzftifts, e8 mögen 
legtere das ganze Niedererzftift oder nur einen befonderen Stand des⸗ 
felben angehen ; wa8 aber die Kammerfchulden betrifft, ohne Ruͤckſicht 
auf deren hypothekariſche oder nicht hypothekariſche Eigenfchaft, und 
die Belegenheit der für dieſelben etwa fpeciell verpfändeten Gegen 
ſtaͤnde. 

Betreffend hiernaͤchſt das bei der Abtheilung der Kurtrieriſchen 
Schulden anzuwendende Theilungsverhaͤltniß, und zwar 


A. 
die Schuldenabtheilung zwiſchen beiden Rheinſeiten, insbeſondere 
AA. 


ber Landesſchulden, 
ſo fallen | 

1) von den Schulden ded ganzen Kurſtaats Trier 57 vom Hun⸗ 
bert auf das Obererzfiift, unb 43 vom Hundert auf das 
Niedererzftift; 

2) von Schulden, welche zwiſchen den beiden Staͤnden des Nieder⸗ 
erzſtifts zu vertheilen ſind, 23 vom Hundert auf den geiſtlichen 
und 77 vom Hundert auf den weltlichen Stand; 

3) hat der geiſtliche Stand linker Rheinſeite 73 vom Hundert, 
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und der geiffliche Stand rechter Nheinfeite 27 vom Hundert, 
ingleichen 

4) der weltliche Stand linfer NRheinfeite 56 vom Hundert, und 
der weltliche Stand rechter Mheinfeite 44 vom Hundert beis 
auftragen. 

5) Bon Schulden, welche auf dem ganzen Trierifchen Kurftaate 
baften, fallen, der Vereinigung der Parteien zufolge, auf bie 

. ganze linke Rheinfeite 82%, und auf die ganze rechte Rhein» 

feite 1714 vom Hundert, fowie 

6) zu den, dem Niedererzfiifte obliegenden Schulden bad Nieder: 
erzſtift Imker Sheinfeite 60, und das Niedererzftift rechter 
Seite 40 vom Hundert beizutragen bat. 

Bon den | - 


BB. 
Kammerfchulden 


fallen 34 auf die linfe und 14 auf die rechte Rheinſeite. 
Betreffend 
B. 


die weitere Abtheilung der rechtörheinifchen Schuldenquote, fo wie ders 
jenigen Kurtrierifchen Schulden, welche die rechte Aheinfeite allein zu 
übernehmen hat, und zwar 
AA. 
ber Landes ſchulden, 


fo fallen auf ben geiſtlichen Stand 1314, und auf ben weltlichen Stand 
8414, vom Hundert, und ed concurrirt 
. 1) zu dem Antheil ded geiftlichen Standes die Krone Preußen 
mit 53 und das Herzogthum Naffau mit 47 vom Hundert, 
2) zu dem Antheil des weltlichen Standes unbeftrittenermaßen 
die Krone Preußen mit 23, dad Herzogthum Naffau mit 7614 
vom Hundert. Wie nun in diefer Hinficht unter beiden Theilen 
ruͤckſichtlich des Repartitionsprincips annoch eine Differenz 
von 34 vom Hundert obwaltet, fo hat Elagender Anwalt, des 
beklagten Anwalts Gegenbeweis vorbehaltlich, binnen drei 
Monaten a publicato, als der dazu geſetzten peremtorifchen 
Friſt, rechtlicher Gebühr nach zu erweifen, 
daß, nad) Maafgabe der Steuermatrifel vom Jahr 1811, 
die Krone Preußen zu den rechtörheinifchen Kurtrierifchen 
10* 


” ee ne nee . atı . nen 
— — — — 
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Schulden der rechtörheinifchen weltlichen Stände 2334 
vom Hundert beizutragen verpflichtet fey, 
und wird, in Entflehung diefed Beweiſes, die Beitragsquote 
des Herzogthums Naffau zu folhen Schulden zu 77 vom Hun⸗ 
dert feftgefeßt werden. 


BB. 


Die Abtheilung der rechtörheinifchen Kurtrierifhen Kammers 
ſchulden betreffend, | 
rudfichtlich welcher dad Goncurrenzverhältniß von dem klagenden An- 
walte unter Widerfprudy de beklagten Anwalts bahin angegeben 
worden ift, Daß auf die Krone Preußen 30, und auf das Herzogthum 
Naffau 70 vom Hundert fallen; fo hat beflagter Anwalt binnen drei 
Monaten a publicato dasjenige Repartitionsprincip beftimmt und 
nach Procenten anzugeben, welches derfelbe dem von dem Flagenden 
Anwalte angezeigten ziı fubftituiren für angemeflen erachtet, und zwar 
unter dem Prajudiz, daß widrigenfalls das Concurrenzverhältniß ders 
geftalt gerichtlich feftgefegt werden foll, wie daffelbe von dem Elagenden 
Anwalte angegeben worden ift. 
Mas fodann 
II. 
diejenigen einzelnen Kurtrierifchen Schuldpoften anlangt, welche ruͤck⸗ 
fichtlich der Abtheilung zwifchen der Krone Preußen und dem Herzog⸗ 
thum Naflau einen befondern Gegenftand dieſes Rechtſtreits aus« 
machen, fo wird, unter Verwerfung der von Seiten des beklagten An⸗ 
walts vorgefchüigten Einrede der Präclufion, fo weit ſolche Die von ber 
Herzoglich Naffauifchen Regierung noch nicht bezahlten oder uͤbernom⸗ 
menen, und gleichwohl in Paris nicht angemeldeten Kurtrierifchen 
Schulden betrifft, daruͤber in nachflehender Maaße entfchieben : 
| A. 
In Anfehung der Landesfchulden — und zwar 
1) des Mülhens’fchen Anlehens, welches zum landfchaftlichen 
Antheile im Betrage von 208,666 Thalern 36 Albus auf dem 
der Klagfchrift beigefügten Generalverzeichniffe unter I, A, 1 
als eine auf dem ganzen Kurftaate haftende verzinsliche Schuld 
vorkommt — fo ift, einftweilen abgefehen von ber fpaäterhin 
durch die Herzoglich Naffauifche Regierung veranftalteten Ein- 
loͤſung des größten Theils der ausgeſtellten Partialobliga- 
tionen, 





a) 


b) 
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der bis zum Abfchluffe des Friedendtractatd von Luͤneville 
realifirte Theil diefes Anlehens im Betrage von 264,000 
Gulden eine Schuld des ganzen Niedererzftiftö rechter und 
linker Rheinfeite, und wird die Krone Preußen von der 
ihr angefonnenen Verbindlichkeit, für dad Obererzflift eine 
Rate zu übernehmen, freigefprochen, es koͤnnte und wollte 
denn der Elagende Anwalt binnen drei Monaten sub poena 
desertionis, und vorbehaltlicy des dem beklagten Anmwalte 
zuftehenden Gegenbeweifes, rechtlicher Gebühr nad) er 
weiſen: | 
daß der gedachte Theil des Anlehens entweder ganz 
oder zum Theil zur Beftreitung folcher Ausgaben oder 

Laften verwendet worben fey, welche nach der Kur: 

trierifchen Landesverfaſſung von dem ganzen Kurftaate 

Trier hätten getragen werben müffen. 

Derjenige Betrag, in Anfehung deffen von dem Elagenden 
Anwalte diefer Beweis geführt, und von dem beflagten 
Anwalte gegenbeweislicy nicht elidirt werden möchte, iſt 
fodann dergeftalt zu repartiren, daß davon bie linke Rhein⸗ 
feite 82%, und die rechte 1714 vom Hundert zu überneh- 
men bat. 

In fo weit aber, ald der dem Flagenden Anwalte auf 
erlegte Beweis nicht geführt oder gegenbeweislich elidirt 
werden möchte, mithin dad Anlehen dem Niedererzftifte 
allein zur Laft bleiben würde, hat die linfe Rheinfeite 60 
und die rechte 40 vom Hundert des Betrags zu über 
nehmen. 

Sp viel aber 
den nach Abfchluß des Friedenstractats von Luͤneville rea⸗ 
lifirten Theil des Anlehens im Gefammtbetrage von 49,000 
Gulden anlangt, fo wird die bewilligte Prolongationd« 
pramie von 25,000 Gulden, vorbehaltlich des Guthabens 
von 7,500 Gulden an den rechtörheinifchen Kammerfiscus, 
fo wie der zu 2,940 Gulden berechnete Berluft an dem 
Nominalwerthe der ausgegebenen 49 Partialobligationen, 
für eine der rechten Rheinfeite ohne Concurrenz der linken 
obliegende Laſt erklärt. Mohingegen die mit 20,000 Guls 
den und 1,141 Gulden 40 Kreuzern in Anrechnung ge 
brachten Binfen in derfelben Maaße, wie je nach) dem Res 
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fultate des dem klagenden Anwalte auferlegten Beweifes 
der Hauptftuhl ſich als eine Schuld des ganzen Kurflaats 
Trier, oder ald eine Schuld des Niedererzſtifts darftel- 
len und auf beide Rheinfeiten zu repartiren feyn wird, 
von der linken und rechten Rheinfeite ratirlich zu uͤberneh⸗ 
men find. 

Da inzwifchen der beflngte Anwalt uͤber die Behaup- 
tung des Flagenden Anmalts, daß der zweite Poften von 
1,141 Gulden 40 Kreuzern zur Bezahlung von Binfen 
verwendet fey, mit Stillſchweigen hinaudgegangen iſt; fo 
hat berfelbe fich darüber in proxima sub poena confessi 
beftimmt zu erklären, und hat im Abläugnungdfalle der 
klagende Anwalt zuvoͤrderſt annoch den Beweis mit Bor 
behalt des Gegenbeweifes zu führen: 

daß gedachte 1,141 Gulden 40 Kreuzer oder wie viel 

weniger zur Bezahlung von Zinfen des Mülhens’- 

ſchen Anlehens Iandftändifchen Theils verwendet wor⸗ 
den feyen. 


Betreffend 
2) bie in dem Flägerifchen Generalverzeichnifie unter. II, A, 1 aufs 


geführte, noch nicht durchgehende liquide Poſition von 100,705 
Thalern 52 Albus, welche als eine von Privatperfonen an den 
ganzen Kurftaat Trier von Lieferungen u. |. w. gemacht wer 
dende unverzinsliche Forderung bezeichnet wirb, fo find davon 
in Beziehung auf die Concurrenzverbinblichfeit der linksrheini⸗ 
fchen Trieriſchen Sandestheile nur noch die Gehaltsruͤckſtaͤnde 
landfchaftlicher Angeftellten und des activen Militärs als ſtrei⸗ 
tig zu betrachten, und find beide, der theils nnerheblichen, theils 
nicht genügend fubftantürten Einwendungen des beflagten An- 
walts ungeachtet, zu 82%, vom Hundert von der linken, und zu 
17%, vom Hundert von der rechten Rheinfeite zu übernehmen. 


Anlangend 
3) die unter ber nämlichen Landesſchulden⸗Claſſe sub num. 4. 


verzeichneten Forderungen der Hoflammer und deren Local» 
recepfuren, zu dem noch illiquiden Betrage von 60,529 Tha⸗ 
lern 1044 Abus (oder nach der Berechnung bes beklagten 
Anwalts 65,529 Thalern 104, Albus), woremter eine beftrit- 
tene und gleichfalls noch illiquide Pofition von 42,532 Tha⸗ 
lern 7 Albus für zur Münze geliefertes Silber begriffen iſt; 





4) 


5) 


6) 


Kurtrierifches Schuldenwefen. 151 


fo ift der Magende Anwalt den Beweis, daß die Einlieferung 
des Silberd mit der Erflärung, dereinft von der Landfchaft 
Erfag fordern zu wollen, gefchehen fen, zu führen nicht ver⸗ 
pflichtet, vielmehr fallen von diefer Schuld 82% vom Hundert 
auf die linke und 17% vom Hundert auf die rechte Rhein» 
feite. — Jedoch wird der Abfak von 5,000 Thalern, welchen 
der klagende Anwalt wegen der auf den Sameralantheil des 
Muͤlhen s' ſchen Anlehens fallenden Rate der Prolongationd- 
prämie an dem ganzen Schuldpoften von 65,529 Thalern 
1034, Albus zu machen intenbirt, für unzuläffig erflärt, indem 
die Verguͤtung gebachter Prämie dem rehtörheinifchen Trieri⸗ 
feben Domanie audfchließlich obliegt. 

Bon ber unter II, B des Generalverzeichniffes aufgeführten 
unverzinslichen Forderung von Privatperfonen an beide Stände 
des Niederersflifts wegen Depofiten, im Gefammtbetrage von 
21,695 Thalern %, Albıs, And nur das Trombettaifche 
Depofitum von 3,923 Thalern 4 Abus, und die im Jahre 
1794 in eine öffentliche Caſſe eingezahlten 5,256 Thaler 514 
Albus als beftritten zu betrachten, und es fallen, der unerheb- 
lichen Einwendungen bes beklagten Anwalts ungeachtet, von 
dem erfien Posten 60 vom Hundert auf bie linke, und 40 vom 
Hundert auf die rechte Rheinfeite, Was aber die zweite Pofi- 
tion anlangt, fo hat klagender Anwalt fid) intra proximam 
über $. 52. bis inel. 54. der Duplik unter Berhdfichtigung 
der zu biefen Paragraphen probucitten Anlage K. fammt Un- 
terlagen 1 bis 13. zu erflären. 

In Unfehung der unverzinslichen Forberung des Steuerboten 
Helfer an bie geifllihen Stände des Niebererzflifts, im 
Betrage von 182 Thalern 33 Abus (TI, B des Generalver- 
zeichniſſes), fo wie ” 
hinfichtlich der unverzinslichen Schuld der weltlichen Stände 
des Niedererzftifts an Gehaltsruͤckſtaͤnden Iandftändifcher Diener 
zu 475 Thaler, 


werden die Einwendungen des beflagten Anwalts für unbegründet 
erfamt. 


Hiernaͤchſt 


die wegen der Kurtrieriſchen Kammerſchulden ſtreitigen Punkte an⸗ 


langend, und zwar 


— 
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1) die in dem Generalverzeichniſſe unter I, 10 aufgeführte For⸗ 


2): 


3) 


4) 


9) 


derung der Wenzel’fchen Sideicommißerben zu 1,549 Tha- 
ler 1814 Albus, fo hat Elagender Anwalt binnen drei Mo 
naten sub praejudicio deserlionis und unter Borbehalt 
des dem beflagten Anwalte zuftehenden Gegenbeweifes, zu er- 
weifen, 

daß die erhobenen Gelder, oder wie viel davon, zur Ber 

fireitung Kurtrierifher Staatöverwaltungs-Koflen ver 

wenbet worden feyen, 
und fallen fodann von dem erweislicd zu machenden Betrage 
2/4, auf die linfe Rheinſeite. 
Hinfichtlich der unter I, 11 aufgeführten unverzinslichen For⸗ 
derung der Kellerei Engers von 804 Zhalern 30 Albus, 
bat klagender Anwalt intra proximam beflimmt zu erklären, ob 
diefe Pofition wirklich eine Zrierifche Kammerfchuld ausmache, 
oder etwa nur auf Rechnungsformalitäten beruhe. 
An Anfehung der Cautionskapitalien Kurtrierifher Leib⸗ 
garbiften, im Betrage von 1,810 XThalern 19%, Albus 
(Num. I, 12 des Generalverzeichniffes), wird der von dem be» 
klagten Anwalte vorgefbüste Einwand für unbegründet er- 
kannt, und fällt diefer Poften in dem gedachten Werhältniffe 
beiden Rheinfeiten zur Laſt. 

Betreffend 
die in dem Generalverzeichniffe unter II, 15, d und e als 
Kammerfchulden mit Iinfsrheinifchen Specialhypothelen aufs 
geführten Forderungen des vormaligen Bartholomäusftifts 
zu Stanffurt a. M., im Betrage von 3,333 Xhalern 18 Albus, 
und des vormaligen Collegiatfliftö Unferer lieben Frauen auf 
dem Berge dafelbft, ad 9,333 Thaler 18 Albus, fo werben bie 
von dem beklagten Anwalte gegen die Concurrenzverbindlid)e 
Feit Der linfen Rheinfeite aus dem Concluso der Reichsfrie⸗ 
dens-Deputation vom 15. Octbr. 1798, dem $. 37. des Reiche» 
deputationd = Hauptfchluffes vom 25. Februar 1803 und einer 
angeblich eingetretenen Präclufion abgeleiteten Einwendungen 
als unbegründet verworfen, und fallen mithin von beiden 
Schuldpoſten 3, auf die linfe und 14 auf die rechte Rheinfeite. 


Die unter Num. 18. verzeichnete von Pidoll’fche Forderung. 


von 533 Thalern 18 Albus und die unter Num. 19. aufge 
führte Forderung des von Nupenai zu Andernach ad 2,000 
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Thaler find von beiden Rheinfeiten ratirlich zu übernehmen, 
maaßen die Einrede der Präclufion, in fb fern dieſelbe auf Die 
bei der Königlich Preußifchen befondern Liquidationscommif- 
fion zu Goblenz etwa unterbliebene Anmeldung der gedachten 
Forderungen gegründet werden foll, ald das Intereſſe der ein⸗ 
zelnen Gläubiger angeheno, feinen Gegenftand der austrägal- 
gerichtlichen Entſcheidung ausmachen Fann. 

6) Sämmtliche in dem Generalverzeichniffe unter III. aufgeführ« 
‚ten Kammerfchulden mit rechtörheinifchen Specialhypotheken 
find nach dem oftermahnten Verhältniffe von beiden Rhein» 
feiten zu übernehmen, und werben inöbefondere die von dem 
beflagten Anwalte der „Concurrenzverbindlichkeit der linfen 
Rheinfeite zu der Gameralrate des Muͤlhens'ſchen Anlehens 
ad 100,000 Thle, (Num. 8. des Berzeichniffes), ferner zu der 
jeßt der freien Stadt Frankfurt zuftehenden Forderung von 
40,000 Zhlen. (Num. 11. des Verzeichniſſes), und der Ges 
brüder Muͤlhens von 30,000 Thlen. und 8,000 Thlrn. (Num. 
12. und 13, des Generalverzeichniffes) entgegengefesten Ein» 
wendungen für unbegründet erfannt. 

7) Betreffend die in dad Generalverzeichniß von dem Elagenden 
Anwalte nicht eingetragene, fonbern von dem beklagten An- 
walte in der Bernehmlafjung zuerft erwähnte Pachten'ſche 
Forderung im Betrage von 1,000 Zhlen., fo bat Elagender 
Anwalt über ven Inhalt des $. 77. der Duplik und die wegen 
diefer Forderung producirten Actenftüde intra proximam die 
fchließliche Erflärung einzubringen. 

Anlangend 

IH. 
die von dem Elagenden Anwalte im $. 10. der Klagfchrift gefchehene 
Beziehung auf die zu bewirkende gemeinfchaftliche Reviſion und Abs 
fchließung der bis zur Auflöfung des Kurftaats Trier geführten Gene 
raleinnehmereis Rechnungen, aus welchen fich ergeben werde, welche 
Poſten ald gemeinfchaftliche Schulden des gefammten Erzftifts und 
welche al& privative Schulden des Ober» oder Niedererzftiftö, respee- 
tive auch) der geiftlichen oder weltlichen Stände zu betrachten feyen, 
fo macht diefer Punct nur in fo fern einen Gegenfland des Streits aus, 
als der beklagte Anwalt im $. 10. der Vernehmlaffung die Auseinan- 
berfegung ber verfchiedenen Caſſen Über etwaige Vorfchüffe, und Die 
gemeinfchaftliche Vertheilung der auf beiden Zrierifchen Rheinfeiten 
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vorhandenen Caſſenausſtaͤnde für unflattnehmig erachtet, eventuell aber 
feinen Antrag darauf richtet, daß dem Magenden Anwalte aufgegeben 
werde, alle8 was berfelbe zu fordern beabfichtige, beflimmt und in Zah⸗ 
len anzugeben. Wie nun die Königlich Preußifche Regierung nicht 
verpflichtet ift, an einer Revifion des Kurtrieriſchen landſtaͤndiſchen 
Caſſenweſens und der Aufftelung von Berechnungen behuf des von 
der Herzoglich Naflauifchen Regierung gehegten Zweckes Theil zu 
nehmen, Korderungen des rechtsrheinifchen Trieriſchen Landestheils 
an den Imförheinifchen zu begründen; fo bleibt es jedoch ber Herzog⸗ 
lich Naffauifchen Regierung unbenommen, für diefen Zweck die vorbe- 
reitenden Maaßregeln einfeitig zu treffen, und demnaͤchſt ihre daraus 
refultirenden Forderungen, insbefondere auch ridfichtlich der linksrhei⸗ 
niſchen Steuerrüdftände und Caffenausftände, in quali et quanto ber» 
geftalt begründet und fubftantürt allhier anzubringen, daß deßhalb ein 
weiteres austrägalgerichtliches Werfahren eingeleitet werden Tann. 
IV. 

Der Anſpruch des beklagten Anwalts auf ratirliche Theilung der 
im Betrage von 6,660 Thlrn. in dem Generalverzeichniſſe S. 3 in 
fine aufgeführten verzindlichen Forderung der vormaligen Kurtrierifchen 
Hofkammer⸗Caſſe an die weltlichen Stände des Niedererzſtifts wirb für 
begrimbet erfannt, und hat ſich, was die Repartition betrifft, der kla⸗ 
gende Anwalt fiber vie Behauptung des beklagten Anwalts, pag. 144. 
ber Duplif, daß dem Königlich-Preußifchen Aerario 674 Thir. zufals 
len müflen, in proxima zu erflären. Wegen ber Zinfen läßt man ed 
bei der Erklärung des beklagten Anwalts, pag. 145. der Duplif, ge 
richtöfeitig bewenden. 

V. 

Betreffend die wegen der Stenern aus den Cameralortſchaften, 
welche in der Anlage VII. der Klage unter Num. H, 2, A als eine dem 
Trieriſchen rechtsrheiniſchen Landestheile ausſchließlich zur Laſt ſtehende 
unverzinsliche Schuld bezeichnet werden, obwaltende Differenz, ſo iſt 
deren Entſcheidung durch die bisherigen Verhandlungen nicht genuͤgend 
vorbereitet. Es hat vielmehr der klagende Anwalt in proxima beſtimmte 
und gehörig ſubſtantiirte Anträge zu machen, worauf, nach fernerer 
Sachverhandlung, ferner ergehen wird, was Rechtens. 

v1. 

Anlangend den von dem Elagenden Anmalte wegen bereits zuviel 
übernommener Kurtrierifcher Schulden erhobenen Verguͤtungsanſpruch, 
deſſen Erledigung klagender Seit durch Compenfation beabfichtigt 
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wird, fo erfeheint derſelbe an fich im Allgemeinen als rechtlich begruͤn⸗ 
det, und durch die vorgefchligten Einteden des Verzichts und der Praͤ⸗ 
chuflon nicht elidirt. Gleichwie indeffen die von dem Flagenden Anwalte 
beabfichtigte Gompenfation der geleifteten Vorſchuͤſſe an der Herzog⸗ 
lih-Naffauifher Seits noch nicht übernommenen Rate Trierifcher 
Schulden unzuläflig ift, fo find foldhe, hinfichtlich der Capital und 
Zinszahlungen geleiftete VBorfchüffe von Flagendem Anwalte befonders 
zu liquidiren, und die erforderlichen Repartitionsberechnungen über Die 
felben zu feiner Zeit aufzuftellen, wie denn auch der Herzoglich Naſſaui⸗ 
Then Regierung auf die zur Abtragung von Schuldcapitalien ges 
leifteten Borfchüffe diejenigen Zinſen zu vergüten find, welche den 
Släubigern bei deren nicht erfolgter Befriedigung fortwährend zu ent⸗ 
richten feyn würden. 

Soviel aber insbefondere die Herzoglich⸗Naſſauiſcher Seits einges 
löften Partialobligationen des Mülhens’fchen Anlehens betrifft, fo ift 
von der linken Rheinfeite nur der Herzoglich- Raffauifcher Seits wire 
lich gezahlte Einlöfungspreis fammt Zinfen, und auch diefer von dem 
vormals ZTrierifchen Obererzftifte nur in fo fern ratirlich zu vergüten, 
ald klagender Anwalt den ihm unter II, A, 1, a dieſes Erfenntniffes 
nachgelafienen Beweis führen und ſolcher gegenbeweislich nicht elidirt 
werden wird, Wie fodann die aus dem Art. 1. des Vollziehungsreceſſes 
vom 44 December 1816 von dem beflagten Anwalte gegen den hier in 
Rede ftehenden Vergütungdanfpruch abgeleitete Einrede ber ſchon ge» 
fchehenen Schuldenabtheilung als unbegründet verworfen wird, fo ver 
fteht es fich jedoch von felbft, daß der Herzoglich-Naffauifchen Regierung 
wegen besjenigen Theils der rechtsrheinifchen Rate abgetragener Kur- 
trieriſcher Schulden, welche auf die durch den Stantävertrag vom 31. 
Mai 1815 an die Krone Preußen abgetretenen rechtörheinifchen vor⸗ 
mals Zrierifchen Landestheile fallen, ein Verguͤtungsanſpruch in fo fern 
nicht mehr zuftehen kann, ald die Krone Preußen die behuf Zilgung 
jener Schulden contrahirten Herzoglich-Naffanifchen Staatscaſſenſchul⸗ 
den, Inhalts des gedachten Meceffes, pro rata bereits übernommen 
hat, — Und wie ferner der Krone Preußen an den durch vorſchußweiſe 
geihehene Bezahlung Trierifcher Landes ſchulden bis zum 31. Decem- 
der 1814 gegen Die vormals Zrierifche Tinte Rheinfeite erwachfenen 
Herzoglich-Naffauifchen Activforderungen, von wegen ber Trieriſchen 
Landesbtheile rechter Rheinfeite, ein verhältnißmäßiger Antheil nnbeftrit- 
ten zufteht, fo ift folched, des unbegründeten Widerſpruchs bes klagen⸗ 
den Anwalts ungeachtet, in Anſehung der durch vorſchußweiſe Bezah⸗ 
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lung Kurtrierifcher Kammerfchulden erwachſenen Herzoglich-Naffauie 
fchen Korderungen nicht minder, und zwar dergeftalt der Fall, daß da⸗ 
von 24 vom Hundert auf den Königlich Preußifhen, und 76 vom 
Hundert auf den Herzoglich- Naffauifchen Antheil fallen. 

Uebrigend werden der Krone Preußen, wegen der auch von ihrer 
Seite behuf Bezahlungen Zrierifher Schulden geleifteten Vorſchuͤſſe, 
die Rechtözuftändigfeiten gegen das Herzogthum Naffau vorbehalten. 

VII. 

Anlangend den Zinſenpunkt, ſo weit daruͤber im Vorſtehenden nicht 
ſchon entſchieden iſt, ſo wird die Weigerung der Krone Preußen, die 
auf die rechte Rheinſeite fallenden Retardatzinſen der Trieriſchen Lan⸗ 
desſchulden vom Jahre 1794 bis zum I. Januar 1812, und die Re 
tardatzinfen auf die der rechten Rheinfeite zufallenden Kammerfchulden 
bis zum 1. Juli 1815 ratirlich zu übernehmen, für unbegründet erlannt; 
vielmehr ift die Königlich Preußifche wie die Herzoglich⸗Naſſauiſche Res 
gierung zur Abtragung der Netarbatzinfen in berfelben Maaße ver- 
pflichtet, wie die Schuldcapitalien von ihnen zu berichtigen find, Uebri⸗ 
gend läßt man es bei der Erflärung des klagenden Anwalts, pag. 176. 
der Replik, daß die Herzoglich-Naffauifche Regierung für die Fonds 
haften werbe, welche zur Berichtigung von Trierifchen Schuldeapitalien 
oder Zinfen ausgefchrieben und erhoben, und nicht von der das Inte⸗ 
tele des Landes vertretenden Regierung zu Ehrenbreitftein zu ander 
weitigen dringenden Bedürfniffen verwendet feyen, gerichtsfeitig bes 
wenden, 

VID. 

In Betreff der von dem beklagten Anwalte eventuell beantragten 
Ausgleichung der Kriegserlittenheiten zwifchen beiden Trieriſchen Rhein» 
feiten erfennen wir uns für incompetent. 

IX. 

Sovieldie beider hohen Deutfchen Bundesverfammlung angebrachten 
Gefuche einzelner Kurtrierifcher Gläubiger anlangt, fo erfcheint, ruͤckſicht⸗ 
lich der verwittweten Bürgermeifterin Pachten zu Limburg, die auf den 
Grund des Art. 30, der Wiener Schlußacte abzugebende Entfcheidung der 
flreitigen Vorfrage durch die jegt erfolgte Hauptentſcheidung jedenfalls 
als überflüffig, und bedarf e8 auch in Beziehung auf die bereits erle 
digte Reclamation des J. W. Remy zu Frankfurt der Einleitung eines 
befondern Austrägalverfahrens nicht. Soviel aber die Reclamationen der 
vormals Kurtrierifchen Leibgardiften Peter und Reinhard Klippel, 
und der Wittwe bes Georg Groß wegen rüdftändiger Gage, Quartier 
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und Montirungsgelder, der Gebrüder Maes wegen achtzehn uneinge- 
löft gebliebener Partialobligationen des Miülhens’fchen Anlehens, und 
ber am 12. April 1826 bei der hohen Deutfchen Bundesverfammlung 
aufgetretenen fieben und zwanzig Creditoren wegen rüdftändiger Zins 
fen anlangt; fo hat Flagender Anwalt intra proximam zu erklären, 
zu welcher Gattung Kurtrierifcher Schulden biefe Forderungen zu 
rechnen feyen, und ob insbeſondere die Maes’fchen Partialobligationen 
dem Cameral⸗ oder dem ftändifchen Antheile des Mülhens’fchen An⸗ 
lebens, oder in welcher Proportion etwa beiden angehören, worauf fer 
ner rechtliche Verfügung erfolgen wird. 
Die bis jegt durch das austrägalgerichtliche Verfahren veranlaßten 
Koften werden gegen einander aufgehoben und verglichen. 
Bon Rechtswegen. 
Publicat. im Ober-Appellationögerichte Celle, den 8. Juni 1838. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 
A. von Beulmwiz. 
(L.S.) Strampe.” 


B. Entfheidungsgründe. 


Deffenti. Prot. v. 3.1838, Sess. XVII. $. 201. 638 u, flgd. Band I. S. 378, Siehe oben ©. 145.) 


Die hohe Deutfche B. V. hat durch: den Beichluß vom 16. Mai 1828 
die Auseinanderfegung des Hrzthms. Naffau, der Krone Preußen und der 
freien Stadt Frankfurt, in Betrff der Kurtrierifhen Landes: und Kammer: 
fhulden, dem hiefigen Könige. Oberappellationdgerichte ald erwählter Austrä- 
galinflanz mit dem Auftrage übergeben: 

in Gemäßheit der B. A. und der Bundesbefchlüffe vom 17. Juni 1817, 
3. Auguft 1820 und 19. Juni 1823 über die zwifchen der Krone 
Preußen und dem Hrathm. Naffau freitig gewordene Frage in ihrem 
ganzen Umfange, fo wie über die Betheiligung der freien Stadt 
Frankfurt bei derfelben, auf den Grund des Art.21 der W. Schl. A., 
wie auch in Betreff der Forderungen derjenigen Kurtrierifchen Gläu⸗ 
biger und Penffoniften, welche fih an die B. V. gewendet haben, im 
Falle die Hauptentfcheidung diefes nicht überflüffig machen follte, 
nach einem abgefonderten Austrägalverfahren auf den Grund des 

Art. 30. der W. Schi. U. über die flreitige Vorfrage, zu melcher 
Gattung der Kurtrierifhen Schuiden und in welchem Verhältniſſe 
die betheiligten Regierungen beizutragen vechtlih verbunden feyen, 
im Namen und Auftrage der hohen B. V. den NRechten gemäß au 
erfennen. 
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Das eventuell angenrbnete abgefonderte Verfahren auf den Grund des 
Art. 30. der W. Schl. X. hat bislang nicht eingeleitet werden können, weil 
es fi) aus der abzugebenden Hauptentfcheidung erſt ergeben mußte, ob es 
deffen noch bedürfe. 

Was aber das auf den Grund des Art. 21. der W. Schi. U. eingeleitete 
Verfahren anlangt, an welchem das Hrzthm. Naffgu als Kläger, die Krone 
Preußen ald Beklagte und die freie Stadt Frankfurt, ohne Uebernahme einer 
beftimmten Parteirolle, Theil genommen bat; fo ergeben ſich aus den gefchlof: 
fenen Verhandlungen zwei Hauptgegenftände des Streits und der Eutſchei⸗ 
dung, nämlich 

Erftens: ob die freie Stadt Frankfurt als Befiberin ded fogenannten 

Trierifhen Hofes überhaupt verpflichtet fen, Schulden und 
Verbindlichleiten des ehemaligen Kurflaatd Zrier zu über: 
nehmen, 

Zweitens: wie die Schulden ded Kurftaats Trier auf die betheiligten 

Regierungen zu repartiren feyen. 
Die Entfcheidung über den 
erften Streitpunct 
wird von der Beantwortung ber Frage abhängen, auf welchen Vorausferun: 
gen die Verpflichtung zur Hebernahme der Schulden des aufgelöften Kruftaats 
Trier beruhe, und ob diefe Vorausſetzungen auf die freie Stadt Frankfurt 
zutreffen. 

x Betreff diefer Frage führt der Anwalt des Hrzgthms Naffau aus: 

daß — nach allgemeinen Rechtögrundfähen, von welchen zwar in dem 

Friedendtractate von Campo: Formio vom 17. October 1797, Art. 

. 4, 10, abgewichen fen, welche man aber in dem Friedenstractate 
von Lüneville vom 9. Februar 1801, Art. 8, dem Reichöbeputa: 

tiond= Hauptfchluffe vom 25. Februar 1803, 6. 77, 78,79 und 80, 

den Parifer Friedendfchläffen vom 30. Mai 1814, Art. 21, und 

20. November 1815, Art. 11, fo wie in der Separatconventien 

vom 20. November 1815, Art. 6, 7, 9 wiederum als bie richtigen 
und allein ausreichenden Principien anerkannt habe — jeder Theil: 
nehmer an einem getheilten oder zerftüdelten Lande die zur Zeit der 

Theilung vorhandenen und rechtögättiger Weife für die Bedürfniffe 

des getheilten Landes contrahirten Schniden, verhältnikmäßig zu 
übernehmen verpflichtet fen. Aus diefem allgemeinen Rechtsſatze wird 
in feiner Anwendung auf den vorliegenden Fall gefolgert, da — 
einftweiten abgefehen von den durch die Preusifch - Naffauifchen 

Verträge vom 31. Mai 1815 und I4. October 1816 für die rechte 

Rheinfeite getroffenen befonderen Beſtimmungen — son denjenigen 

Kurtrierifchen Schufden, welche zur Zeit des Friedensſchluſſes von 

Luneville bereitd vorhanden waren, 

1) die Landes ſchulden von der Krone Preußen als Nachfolgerin 
Frankreichs in dem Beſitze der linksrheiniſchen, und dem Hrzthm. 
Naffau ale Beflser der rechtörheinifchen Trieriſchen Lande, nad) 
dem Verhältnifie der Steuereinnahmen zu übernehmen; 

2) die Kam merſchulden aber auf die Krone Preußen, das Hrzogthm. 


“ 
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Naſſau und die freie Stadt Frankfurt — deren Mitverpflichtung 
als Beligerin des f. g. Krierifchen Hofed auch durch frühere Ans 
erfenntniffe begründet und von der hoben Deutfchen B. DB. bei 
dem Beichluffe vom 16. Mai 1828 ald gewiß vorausgeſetzt ſey 
— nach dem Verhältniſſe repartirt werden müfien, in welchem 
eine jede der gedachten Bundesregierungen an den gefheilten Kur: 
trierifchen Cameralrevenüen participiet habe, und überdem 

die freie Stadt Frankfurt insbefondere noch bid zum 1. Dezem: 
ber 1802 für die Trieriſche rechte Rheinſeite contrahirten Kam⸗ 
merſchulden, jo wie Die durch den 8. 70. ded Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluſſes dem rechtärheinifchen Trierifchen Landestheile auf: 
eriegte Suftentation der Trierifchen Dienerfchaft und des Trieri- 
fhen Domcapiteld pro rata zu übernehmen habe. 

. Naſſ. Klagſchrift 6. 17 — 25. und num. act. 52. 87. 

Der Anwalt der Krone Preußen erkennt ed zwar im Allgemeinen an, daß 
die Schulden ded Kurfürftenthums Trier nad) Verhältniß der Steuer: und resp. 
Cameral⸗Revenüen von den flreitenden Bundesregierungen zu übernehmen 
feyen, und hält auch die freie Stadt Frankfurt ald Beſitzerin des Trierifchen 
Hofes zur Uebernahme eines Theild der Trierifchen Kammerſchulden für ver: 
pflichtet, trägt aber darauf an, daß von den Kammerfhulden nur die mit 
Generalhypotheken oder überhaupt nicht mit Hypotheken verfehenen, fo wie die: 
jenigen, deren Specialhypotheken erloſchen feyen, alfo auch diejenigen, melche 
auf den durch. 39. des Reihedeputations-Hauptichluffes aufgehobenen Rhein: 
zoͤllen hypochefarifch gehaftet, auf die rechte und bie linke Rheinfeite vertheitt, 
die mit vechtöcheinifchen Specialhypothelen verfehenen aber der rechten Rhein: 
feite, und die mit Iinkörheinifchen Specialhypothefen verfehenen der linken 
Rheinfeite allein auferlegt werden mögen. 

Da die linke Rheinfeite nur zu den mit Generalhypotheken verfehenen und 
den nicht hypothekariſchen Kammerfchulden zu concurricen, die Kammerfchul: 
den mit linksrheiniſchen Specialhnpothelen allein zu übernehmen, zu den Kam: 
merfchulden mit rechtörheinifchen Specialhypotheken aber nicht beizutragen 
habe, wird abgeleitet aus dem Friedenstractat von Campo-Formio Art.4, 10, 
den Raftatter Friedens: Congreß: Berhandiungen, insbefondere der Note ber 
Kaiferlichen Pienipotenz vom 17. October 1798, dem Art. 8. des Lüneviller 
Friedens, den Parifer Kriedensverträgen vom 30. Mai 1814, Art. 21, und 
20. Rovember 1815, Art. 11, ſammt zugehöriger Separatconvention von 
demſelben Tage, Urt. 6, 7, 9, einer fchiedsrichteriichen Entfcheidung des Her: 
3098 von Wellington vom 11. April 1818, und der Analogie einer Franzoͤſiſch⸗ 
Heſſiſchen Convention vom 11. Mai 1810 über die Kurcönifhen Schuiden. 

Preuß. Vernehmt. $. 14, 16, 18— 21, 23— 25, 28, 60, 61. 
Preuß. Duplik $. 17, 19, 21-29 und num. act. 45. 86, 

Die freie Stadt Frankfurt hingegen lehnt die von dem Hrzthm. Naffau 
und der Krone Preußen ihre angefonnene Eoncurrenz zu den bei Abſchließung 
des Luneviller Friedenstrachats vorhanden gewefenen, und Die Hrzgl. Naffanifcher 
Seits geforderte verhältnißmäßige Uebernahme der bis zum 1. Dezember 1802 
rechte des Rheins noch contrabirten Zrierifchen Kammerſchulden, und der durch 
den 6. 70 des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes den vechtörheinifchen Trierifchen 
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Landen auferlegten Laften gänzlich ab, weil fie, wie Naffauifcher und Preußi: 
ſcher Seits auch früherhin immer anerfant fen, durch die Erwerbung des 
Trierifhen Hofed weder in einen Theil der Trierifhen Rande noch der Trieri: 
fhen Domainen fuccedirt, der Trierifche Hof vielmehr durch 6. 27 des Reichs⸗ 
deputationd: Hauptfchluffes nur titulo singulari, und nur mit den ausdrück⸗ 
lich auferiegten Laften auf fie übergegangen fey, mithin $. 70. und 78. des 
Neichödeputationd: Hauptfchluffes auf fie Feine Anwendung finden könnten. 
Num. act. 20, 64, 66. 

Die Beurtheilung diefer verfchiedenen Anfichten und Anträge muß von 
der rechtlichen Natur der Obligationsverhältniffe ausgehen. 

Diefe ift nach befannten Rechtögrundfäben rein perfünticher Art, insbe⸗ 
fondere ift die Verpflichtung, welche ein beftehendes Obligationdverhälmiß dem 
Schuldner gegen den Gläubiger auferlegt, fo weſentlich an die Perſon des 
Schuldners gefnüpft, daß ein jedes Obligationsverhältniß dem Gläubiger nur 
die Befugniß gemährt, von dem Schuldner eine gewiſſe perfönlihe Thätigfeit 
oder Unthätigkeit zu fordern, niemals aber dem Gläubiger unmittelbar und 
Direct ein Recht auf das Vermögen oder eine einzelne Sache des Schuldners 
verleiht. | 

pr. J. de oblig. 3. 13. (14) L. 3. pr. D. de oblig. et action. 44. 7. 

In der Hypothek wird dem Gläubiger nur ein accefforifches Sicherungs⸗ 
mittel gegeben. Sie vermag die rein perfünliche Natur des Obligationever: 
hältniffes nicht zu verändern, und hat namentlich nicht die Folge, daß der 
Beſitzer einer verpfändeten Sache vermöge feined Beſitzes ald Schuldner in 
das Obligationsverhälmmiß eintrete, zu beffen Sicherung das Pfandrecht dient. 
Der Schuldner ift dem Gläubiger nicht deßhalb verpflichtet, weil er etwa die 
verpfändete Sache befist, und der dritte Beſitzer derfelben ift als folcher nie: 
mald Schuldner, und kann mit der perfönlichen Schuldflage nicht belangt 
werden. 

$. 4. J. quib. mod. re contr. obl. 3. 14. 

L. 10. C. de oblig. et action. 4. 10. 

L. 9. C. de distr. pign. 8. 28. 

Weſentlich an die Perfon des Schuldners gefnüpft, würde mit diejer auch 
feine Verbindlichkeit zu exiſtiren aufhören, hätte nicht unabmeidtiches Bedürf: 
niß die Rechteidee des Fortbeſtehens aller auf Mein und Dein ſich beziehen: 
den rechtlichen Verhältniffe einer phyſiſch nicht mehr exiftirenden Perfon, zu 
welchen ald integrivende Beſtandtheile auch ihre perfüntihen Schuldverhält: 
niffe gehören, und ihres Uebergangd auf ein anderes Subject die Grundlage 
des Erbrechts erzeugt. In des Erblaffers rechtliche Verhältniffe tritt der Erbe 
ein, weil in ihm die Perfon des Erblaffers gleihfam fortbefteht, quia velut 
unam cum defuncto sustinet personam; 

Nov. 48. praef. 
und aus diefem Grunde, nicht weil er die dem Erblaffer angehörig gemefe: 
nen Sachen oder Rechte erwirbt, gehen deffen Verbindlichkeiten auf den Erben 
über; denn für diefe haftet er auch ultra vires hereditatis, während derje 
nige, welcher einzelne Sachen erwirbt, fen es bei Lebzeiten oder nach dem 
Tode des Eigenthümers, dadurch nicht in deſſen perfönlihe Schutdverbindlich: 
keiten eintritt. 
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Ran perfänticher Art find auch die Schuiden der Staaten. Schauldueris 
iſt bei dieſen: die moralifhe Perſon der. Stantögefelifehaft, vepräfentiet durch 
ihren Regenten; Schuldnerin bleibt. fie, auch. wenn fie. fir ihre Schulden ‚Hy; 
potheben beftelit, oder Cheife ihres Bermögens verliert, fo lange fie als Staates 
geſellſchaft fortbefteht. Hört fie auf zu ſeyn, fo gehen ihre Schulden nicht auf 
den ober die Erwerber ihres biöherigen Vermögens, fondern auf den Nach⸗ 
folger in ihren perſonlichen Nechtsverhältniffen. über. Dieß aber iſt der Staat, 
welchem die aufgehobene Staatögefellfchaft als nener Beftandtheil einverleibt 
und durch deffen Negenten fie fortan mit repräfentirt wird. Nachfolger in den 
verfönlihen Verbindlichkeiten der aufgehobenen Staatögefelifchaft ift mithin 
der- Staat, deffen Regent die Regierungsrechte über fie erreicht, dena dieſer, 
und nur diefer, vepräfentirt und vertritt fie ald Perfon. .: 

. Die Anwendung diefer allgemeinen Rechtsgrundfäbe auf den vorliegenden 
Fall würde zu dem Refultate führen, daß nicht ‚die freie Stadt Frankfurt 
ſondern nur das Hrzgthm. Naffau und die Krone Preußen zur Uebernahme 
Kurtrierifher Schulden verpflichtet fenn Fürnmenz denn nicht dem Frankfurti⸗ 
chen, fondern nur dem Hrzgl.⸗Naſſauiſchen und dem Königt.=Preußifchen 
Staate ift das KurfürftenthHum Trier incorporirt. 

Es wird demnach zu unterfuchen feyn, ob und in welcher Maase dieſe 
aligemeinen Rechtögrundfäge such bie angeführten Staatsvertrage und fon 
fligen Verhandfungen eine Ahänderimg erfahren Haben. 

Der Artikel 8, des Lüneviller Friedenstractats flelft unter genaueren Ber 
ſtimmungen hinfichelich der Schulden der ahgetretenen Länder. mit ausdrück⸗ 
chen Worten denfelben- allgemeinen Grundfag auf, meichen der vorhergegan: 
gene Frieden von Campo-Formio in den Artikeln 4. und 10. ausgeſprochen 
hatte, nämlich, daß mit. den abgetretenen Ländern auch ‚die dettes hy po- 
thequees sur leur sol auf die neuen Befiser übergehen füllen. Die Schul 
den mußten alſo ſeyn hypothäquees sur le sol des pays-cedea, wenn fie 
auf die neuen Befiger übergehen ſollten, und Schulden ohne dieſe Gigenſchaft 
gingen auf dieſelben nicht über. Es fragt ſich alſo, worin dieſe Eigenſchant 
beftepe‘ j 

: Lest. man bie: orte hypothäqudes sur le sol blos arammatiſch nad 
ifeem Wortfinne aus, fo bezeichnen ſie Schußwen, mit welchen ein Pfanbrecht 
an dem Grund und Boden des abgetretenen Landes verbunden war. Es gab 
uber ohne Zweifel viele Schuiden der abgetretenen Länder, für welche kein 
Theil des benfelben angehörigen Grundes nnd Bodens verpfändet war, und 
gewiß Feine einzige, für welche der gefammte Grund und Boden eined abge: 
tretenen Landes verpfändet geweſen wäre. Hieraus folgt, daß die gedachten 
Worte nicht in diefem rein grammatifchen Sinne und nicht bloß von Schuiden 
mit Hypotheken an Grund und Boden. der abgetretenen Länder verſtanden 
werden konnen. Es folgt aber noch mehr daraus,.nämlich daß darauf, ob die 
Schutden der abgetretenen Länder mit Hypotheken verſehen waren oder nicht, 
überhaupt nichts ankommen Faun, denn eine Hypothek kann nicht ohne einen 
verpfändeten Gegehftand gedacht werden. Bezeichnet alſo kypothequees ben 
hypothekariſchen Nerus, fo ift auch Grund und Boden der abgetretenen Ränder 
der Segenftand der Hypothek, und zwar der einzige, denn einen audern beo 
zeichnen die Friedendartifel nicht. Dürfen wir und aber ein Pfaudrecht an 
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rund und.Boden eine abgetretenen: Landes nicht ais Bedingnug der 
Verpflichtung des Erwerbers beufen, eine Schu bes acquiristen Landes zu 
übernehmen, fo kann auch dad Wort hypothequess überhaupt nicht einen 
Pfanduexus bezeichnen, Deun es fehlt an jedem Gegenflande eines ſolchen, uud 
Willkahr, ſolglich unzulaͤſſig würde es fepn, dad Wort hypothequdes fixeng 
grainmatiſch auszulegen, dem damit unzertreuntich verbundenen Wort »ol aber 
eine mehr üumfaffende Bedeutung zu geben und darunter nicht bios Grund 
und Boden, fondern auch anderes Eigenthum oder Einkünfte ded abgetretenen 
Kandes zu verftehen. 

Ja ſelbſt, wenn man fih zu dieſer Art der Auslegung für berechtigt hal 
ten könnte, würde man damit nicht einmal ausreichen. 

Denn darf man 

1) unter sol jede Art von verpfändbaren Gegenfländen verſtehen, fo res 
den doch die Friedensarrifel nur von sol des pays c&d6s, alfo von ver⸗ 
pfaͤndetem Eigenthum der abgetretenen Länder. Für deren Geulden fonnte 
aber mdgfichermeife auch fremdes Eigenthum verpfändee feyn, folglich wür⸗ 
den die Friedensartikel über Schuiden diefer Art Leine Beltimmung enthalten. 
Eben fo konnte Eigenthum der abgetretenen Länder fir fremde Schulden ner: 
pfändet fepn, und dann würden die Friedensartifel, das ganze rechtliche Der: 
haͤttniß umkehrend, die Schuld zum Accessorio des zu ihrer Sicherheit con⸗ 
flitwirten Pfandrechtd gemacht, und die Bänder, über welche pacidcirt wurde, 
gewiß fehr gegen den Willen der Paciöcenten, mit Schusden befchmert haben, 
Die ſie wicht angingen. — Bezieht man atfo den Ausdruck hypotheqguces auf 
einen Pfandnerus, fo reichen die Beſtimmungen der Friebensihläffe nicht eins 
mal ans, um zu entfheiben, wer die mit Hypotheken verfehenen Schuß 
den der abgetretenen-Zänder gu uͤbernehmen habe; aber ihre unznlanglichteit 
wird vollends einleuchtend, wenn man 

2) diejenigen Schulden: der abgetretenen Länder berüchfichtigt, für weiche 
keine Hypotheken beftellt waren. War der Erwerber eines abgetretenen Lam: 
des nur die mit Hypotheken verfehenen Schulden zu übernehmen verpflichtet; 
fo fehlt es für alle nicht mit Hppothelen verfehenen an jeder Entſcheidangs; 
norm darüber, wer fie zu übernehmen habe, ımd bei Ländern, meiche, wie das 
Kırfürftenthum Trier, duch die Vereinigung feines linksrheiniſchen Theikt 
mit Franfreich und des -rechtörheinifchen mit Naſſau, ats felbftftändige. Staas 
sen aufhörten zu eriftiven, würde diefe Elaſſe von Schulden erloſchen und Die 
Glaͤubiger willkührlich ihrer echte beraubt feyn, weil Niemand zu ihrer Bes 
feiebigung verpflichtet blieb. Wenn demungeachtet die Krone Preußen ſich zur 
Uebernahme nicht hypothekariſcher Trierifher Kammer: und Landesſchulden 
anf die linke Rheinſeite verpflichtet erkennt; fo dürfte es fchwierig werden, 
die mit der Auslegung, weiche deren Anwalt den gedachten Friedensartilein 
geben zu müffen geglaubt hat, in Einklaug zu bringen. Wollte man behauys 
ten, ed habe ſich von ſelbſt verftanden, daß die nicht hypothekariſchen Schulden 
- Abgetretener Länder auf die Staaten übergeben müßten, denen dieſelben im: 
eorporirt wurden, amd daher Feiner Beftimmung hierüber bedunft; fo würde 
man auch eingeftehen müffen, daß dieß bei hypothekariſchen Schuiden fich eben 
fo ſehr von ſelbſt verſtand und das o Südenpafte der Friedensartikel nicht me ers 
Hären ſeyn. — J 
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Moch fühlbarer: aber wird diefe Rüdendhftigfeit, tue: man, der Pıter: 
pretatioh des Königl.⸗Preußifchen Anwalts ſtreng folgend, nur denjenigen 
Staut für- verpflichtet erklaͤren: will, die Schutden der abgetretenen Länder zu 
übernehmen, welcher die dafür 7 Hecker F werpfänderen Grgenſtande ernardy 
denn alsdann würde ſich die Claſſe der it ben Friedensartikeln übergangenen 
Schulden noch um die ganze Anzahl derjenigen verkehren, welche nur mit 
Generalhypotheken verfehen waren, von weichen gleichwohl die Krone Preußen 
eine Rate für die linkstheiniſchen Trieriſchen Lande zu übernehmen ſich nicht 
rbeigert. Ohnehin reden bie Sriebendverträge von Campo⸗Formio and Luͤneville 
nicht einmal von dettes hypothequees sp &cinlement, ſondern nur vom 
dettes hypothequees sur lesol des pays; der Zuſatz speeialement findet 
fich erft in dem Pariſer Frieden vom 30. Mai 1814, und in der Separat⸗ 
tonvention vom 20. November 1815, ımd wird gehörigen Orts feine Brei 
rung finden. - 

Wir haben aus diefen Gründen annehinen mirffen, daß der Ansdruc 
dettes hypothequees in den gedachten Friedensartikeln nicht hypothekariſche 
Schulden bezeichne, fondern eine allgermelitete Bedeutung haben und auf alle 
Schulden, fie ſeyen hypothekariſche oder nicht hypothekariſchr/ bezogen werden 
müůſſe, welche auf dem abgetretenen Lande haften, d. h. in Anſehung deren 
daſſelbe fih als Schuldner verhält; fo gedeutet, ſtellen die Friedensfchläffe, in 
vollkommener Webereinflimmung mit den obenermwähnten . allgemeinen Rechts⸗ 
drundfägen, das Princip auf, daß mit einem abgetretenen Lande auch deſſen 
Schulden auf den Erwerber übergehen. a 

Nicht ih dei Traetaten von Campo-Formio und Luneville allein, ſondern auch 
in einer Reihe anderer Staatsverträge findet ſich dieſer Grundfatz ausgeſpro⸗ 
chen, namentlich in dem Dreußifch« Reſſiſchen Vertrage über die Cheilung 
Polens vom 15. Januar 1797, et. 1. 

“. "Martens Recueil, T. 6, p. 708; Dr 
im dent Srangöffegsprenfifgen Frieden zu Tinte von 9. Zur: 1807, Art. 24. 
"u 2 -Meyer Gorp. jur. Confosd. germ. p. 139. 
in den Verträgen zwifchen dem Großherzoge von Würzburg-und dem Fürften 
Primas vom 20. Auguft 1808, zmwifchen Frankreich und Weſtphalen vom 
4.4. Sanuar 1810, Franfreich und dem Fürften Primas vom 16. Februar 1810, 
Würtemberg und Baiern vom 13. Mai1810, Würtemberg und Baden vom 
2. October 1810, Dänemark und. Schweden vom 14. Jannar 1814, 

Martens Supplement T. 5, p. 91. 236. 243. 261. 298. 668. 

Eben fo. find die Tractate von CamposFormio und Lüneville nicht die 
einzigen, in welchen ber Ausdruck dettos hypothequces sur les pays oder 
sur le sol du pays allgemein von den Schulden, und nicht bloß von den hy⸗ 
vothelarlchen Schulden eines Landes gebraucht wird. 

In dem Vertrage vom 14. Rovember 1802, durch weichen die Krone 
Preizen Theile des Herzogthums Cleve an die Daravifge Kepubtit abtrat, 
Abernahm letztere, Art. 4: 

les dettes de ces distriots, et nommémont velles, auxguelted 

ils servent d’hypstheque speciale, ainsi que leur quete; 

part à celles, qu’ils doivent süpporter pour la partie des det 

1.3 3.2. tes oollectives du Duche de:Clevesu. 2. 00 0.000 
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Uebernommen wurben alfo les dettes de cos distriots, die Schulden 
der abgetretenen Diftricte und diefe beflanden cheild aus einer Quote 
der Geſammtſchulden des Herzogthums Cieve, theild aus den Schulden aux- 
quelles les districts o&des servent d’hypotheque speciale. 

Zur Erflärung und um Schwierigkeiten in der Anwendung abzufchneiden, 
wird hinzugefügt: qu'il no tombera a la charge de la Republique Batave 
que les dettes provenant des emprunts formels qui ont ete contractes 
de l’aveu des etats du Duche de Cleves, ou de eorporations ou com- 
munautes des districts ceder, et enfin celles causees par les frais 
de leur administration respective. 

Diefer Zuſatz bezieht fi, wie feine Worte Har ergeben, nicht bios auf 
die quote-part der Centraliſchulden des Herzogthums Cleve, fondern auch auf 
die dettes auxquelles les distriets cedes servent d’hypotheque äpe- 
ciale, und namentlich ſollten unter den Schulden der lentern Art übernommen 
werden les dettes causees par les frais de l’administration respective 
des distriets cedes. Unter diefen aber gab-ed gewiß fehr viele ohne Hypothe⸗ 
Ben, Daher Eönnen unter dettes auxquelles les districts cödes servent 
d’hypotheque speciale nicht Schulden verftanden werden, für welche die 
abgetretenen Diftricte verpfändet waren, fondern nur die fpeciellen Schul: 
den der abgetretenen Diftricte, im Gegenfabe der Centralſchulden bes 
Herzogthums Cleve, und folglich find die Ausdrüde deties de distriets 
oedes und dettes auxquelles les distriets cedes servent d’hypothöque 
ſynonym. R 

Der Preußifch :Franzöfiihe Friede zu Tilſit beſtimmt Art. 24.: 

Les engagemens, dettes et ohligations de toute nature que 
S. M. le Roi de Prusse a pu avoir, prendre ou eontracter an- 
terieurement a la presente guerre, comme possesseur des 
pays, territeires, domaines, biens et revenus que sa dite Ma- 
jeste c&de par le present traite, seront & la charge des nou- 
Veaux posſssesseurs, sans Exception, Testrietion ni reserve 
aucune. 

Ueber die Vollziehung diefed Artikels wurde zwiſchen den Kronen Preußen 
und Weſtphalen am 28. April 1811 ein Vertrag gefchloffen, in deſſen Art. 14. 

Martens Suppl., T. 5. p. 367. 
näher beſtimmt wurde, weiche Schulden der Art. 24. des Tilfiter Friedeng 
betreffe, und hier heißt es, daß dazu gehören, nicht bloß die mit Einwilligung 
der Stände der abgefretenen Provinzen contrahirten Schulden, fondern auch 
tous les autres engagemens, dettes et obligations de toute 
nature qui auront été pris ou contractes au nom et sous 
/’autorisation de S. M. le Roi de Prusse, et qui ont étô 
specialement et nominativement hypotheques sur les pays, 
territoires, domaines, biens et revenus eedes par In Prusse. 

In dem Artikel 24 des Tilſiter Friedens kommt der Ausdrnd dettes 
hypothequees gar wicht vor; feine Beflimmungen beziehen fich, wie auch 
feine Eiaven Worte ergeben, auf alle Schuiden, welche Seine Majeftät ber 
König von Preußen als Regent und Beſitzer der abgetretenen Laudestheile 
contrahirt hatte, ohne alle Ausnahme, Beichränfung und Vorbehalt. Auch Die 
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nicht hypothekariſchen Schulden foliten alfo die nenen Regenten und Beſitzer 
übernehmen, zu welchen dad Königreich Weſtphalen gehörte. Unmöglich aber 
kann angenommen werden, daß die Krone Preußen in dem zur Vollziehung 
diefed Friedensartikels gefchloffenen Vertrage dem Königreihe Weftphalen eine 
Verbindlichkeit habe erlaffen wollen, welche demfelben nach dem zu vollziehenden 
Artikel ganz unzweifelhaft oblag, nämlich auch die nicht hypothekariſchen Schul: 
ben der abgetretenen Provinzen zu Übernehmen, zumal da in dem Vertrage 
die ganz allgemeine Beftimmung des zu vollgiehenden Friedensartikels wört⸗ 
kich wiederholt wird. Die Worte sp&cialement et nominativement hypo- 
theques sur les pays eto., önnen daher nicht Schulden bezeichnen, für melde 
diefe Länder fpeciell verpfändet waren, fondern fie bezeichnen Schulden, welche 
Seine Majeftät der König von Preußen fpeciel gerade für die abgetrete: 
nen Länder und nicht etwa als Preußifche Eentralſchulden oder für nicht 
abgetretene Preußiſche Provinzen contrahirt hatte. 

In ganz gleichem Sinne gebraucht den Ausdruck hypothéquées die 
Preußiſch⸗Sächſiſche Convention vom 18. Mai 1815, 

Martens Suppl., T. 6, p. 272, wo es Art. 9. heißt: 
Les dettes speeinlement hypothequees sur les provinees 
Qui restent ou passent en entier, sous la m&me domination 
seront entierement à la charge du Gouvernement auquel ces 
" provinces appartiendront. Quant à velles Affectees aux pro- 
vinces dont une partie reste a S. M. le Roi de Saxe, ainsi 
qu'à celles qui appartienneht au Royaume en general, S. M. 
le Roi de Prusse et 8. M. le Roi de Saxe Stablissent le prin- 
cipe suivant. 

Hier ſtehen dettes hypothögu&es sur les provinces, dettes affectees 
aux provinces, dettes qui appartiennent au Royaume in völlig gleidyer 
Bedeutung; alle diefe Ausdrücke Bezeichnen ein und daffelbe Rechtsverhältniß 
der abgetretenen Länder zu den Schwiden, nämlich ihr Verhäftniß ats Schuld⸗ 
ner, und das Wort hypothequees kann nicht auf hypothekariſche Schulden 
allein bezogen werden. 

Diefe umfaffendere Bedentung muß auch in dem Art. 8. des Lüneviller 
Sriedenstractats dem Worte hypothequees beigelegt werden; den Beweis 
diefer Behauptung liefert, außer den oben angeführten Gründen und der fo 
eben nachgewiefenen gleichen Bedentung diefed Ausdrucks in mehreren von der 
Krone Preußen abgefchloffenen Stantsverträgen, auch der fernere Inhalt des 
gedachten Artikels ferbft in den Worten: 

mais attendu les difficult&s qui sont survenues à cet égard 
sur l’interpretation des dits articles du traite de Campo- 
Formio il est expressement entendu, que la Republique 
Franeaise ne prend a sa charge que les deties r&sultantes 
d’emprunts formellement consentis par les Etats des pays 
oedes, ou des depenses faites pour Y’administration effective 
des dits pays. 

Die Schwierigfeiten, welche fih bei nterpretation bed Friedens vom 
Campo⸗Formio über den Umfang der Verpflichtung Frankreichs, Die Schulden 
der abgetretenen Länder zu übernehmen, erhoben hatten, wollte man hier ver⸗ 
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meiben, man wollte bie vorangeheube Beſtimmung deutlich erflären, und bieß 
geſchah dahin, daß die Franzöfifche Republik mit den an fie abgetretenen Län 
bern die Schulden zu übernehmen babe, welhe aus ſtändiſch confeutirten 
Anleihen, und diejenigen, welche aus den Koften ber effectiven Verwaltung 
ber abgesretenen Länder entſtanden waren. Diefe Elaufel fol alfo erläutern, 
was unter dettes hypothequees sur le sol des dits pays zu verfichen ° 
fey, und da nicht nothwendig jedes ſtaͤndiſch confentirte Anlehen, und noch 
weniger jede aus hen Koften der Verwaltung entflandene Schuld, 5. B. Ges 
haltsrückſtände, mit einer Hypothek verfehen feyn mußten, gleichwohl aber 
die Schulden diefer Art ohne Ausuahme auf die Franzöfifche Republik überge⸗ 
ben folten, fo leuchtet es ein, daß unter dettes hypothequses sur le sol 
des pays nicht bloß hypothekariſche, fondern auch nicht hypothekariſche Schul⸗ 
den der abgetretenen Länder verftanden feyn müflen, dab mithin die Hypothel 
etwas gänzlich Unerhebliches ift. 

Untexſtützt wich diefe Auslegung noch durch den Art, 11. ded Presburger 
Sriedendtrartats vom 26. December 1805, in welchem die Abtretung bed 
Fürſtenthums Würzburg von Bayern an den Eraperjog Ferdinand, Kurfürften 
nan Salzburg, vegabredet wurde, Hier wird gefagt: 

p quant aux dettes il est conveny, que le nouvean passesseur 
n’aura & sa obarge que les dettes re&sultantes d’emprunts 

. formellement oonsentis par-les états du pays, ou des depen- 
Fa Aes faites pour l’adminjstration effective du dit pays. 
Meyer ].c.p. 18. 

n Woͤrtuch wird die Beſtimmung des Lüneviller Friedens hier wiederholt, 
aber mit der wohl zu beachtenden Abweichung, daß diefelben Worte, welche 
im Rüngnilier Srieden den Ausdruck dettes hypothequees sur le sal de 
paya erklären, hiex nicht als erläuternder Zufag, fondern allein uub felbf; 
fländig vorfommen, augenfcheintich, weil man einfah, daß ed der Wieder⸗ 
holung des erklärten Unsdrudd nicht bedurfte, wenn man durch die Aufnahme 
der erflärenden Worte die gehegte Abficht fogleich deutlich ausſprach. Diele 
Faſſung des Presburger Friedens ift um fo wichtiger, da diefer Tractat unten 
den, nach dem Vertrage von Lüneville abgefchloffenen Deutfch= Franzöfifchen 
Friedensverträgen ber erfte ift, und man bei feiner Abfaſſung offenbar ben 
Fracat von Luͤneville vor Augen hatte, 

Die Raſtatter Friedenscongreß-Verhandlungen bieten gegen die obige Aus: 
legung des letzteren kein haltbares Argument. Wäre man in Raſtatt auch 
übereingefommen, nur die hypothekariſchen Schulden abzutretender Länder den 
Erwerberg zur Laſt. zu legen, oder fie den. Beftgern ;der nerpfändeten Gegen: 
ftäude aufzubürben; fü ifl doch der Lüneviller Friedensſchluß nicht, wenigftens 
yicht unmittelbar, aus dem erfolglos gebliebenen Raſtatter Congreßverhand⸗ 
lungen hervorgegaugen. Diefe dürfen. Daher nicht unbedingt, fondern nur da 
fin ben Lüneviller Friedenstractat ala Zuterpretationsmittel benutzt werden, 
mo. auf dieſelben ausdrücklich uud. geradezu Bezug genommen ift, und dieß 
ift im achten Artikel nicht gefchehen. — Die Behaupsung, daß der Congreß 
au Raſtatt der bppothelarifchen Qualität der Schulden, oder dem Beſitzer der 
perpfändeten. Gegenftände irgend ein entfcheidendes Gericht beigelegt hätte, 
it. aber auch nicht einmal fackifch richtig, denn wenn gleich die deutfche Ger 
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faudtichäft Iaut ihrer Noten vom 23. September md 17. Detober 1798:auf 
die in der Schuidverfchreibung dem Glaͤnbiger verfehriebene Specialhypothek 
fehen, und die Schuld derjenigen Rheinfeite zur Laſt legen wollte, auf ˖welcher 
diefe belegen mar, fo find doch die Franzdfifchen Gefandten auf diefen Vor: 
ſchlag niemals eingegangen. Vielmehr exflärten fie in ihrer Note vom 3. Oct. 
1798 (12. Dend. VII.) die Lage dee Specialhypothek für einen unerhebli⸗ 
hen Nebenumſtand, und wollten mit ben abzutretenden Ländern auch die 
rechtögältigermeife für deren Bebürfniffe und öffentliches Wohl contrahitten 
Schulden an Frankreich übergeben laffen. In einer Rote vom 11. December 1798 
aber wahm die deutfche Geſandtſchaft diefe für das franzo ſiſche Ultimatum er: 
klaärten Propofitionen an. 

Der 6, 80. des Reichsdeputations: Hauptſchluſſes Dom 25. Febrnar 1803, 
«uf weichen der Anwalt der Krone Preußen zur Unterſtützung feiner Austen 
gung des Art. 8 des Lünevilier Friedens ferner Bezug niumnt, ift dazu chem 
fo wenig. geeignet. — Der Reichsdeputations-Hauptſchluß enthält nur im feinen 
erften 46 Paragraphen vertragsmäßige Beflimmungen zwifchen dein Deutſchen 
Reiche und der Koanzöfiihen Republik, ſärmirtliche in den folgenden Paras 
graphen AT +89 enthaltenen Verfügungen ſind reglementariſche Beſchlüſſe 
ber Reichsdepetation über die'immeren Verhaͤltniſſe des Deutichen Meichd, und 
Sranfreih war dabei nicht eigentlich mitpaciscirender Shell. Nur der erfte, 
wiht aber der zweite Theil ded Hauptſchluſſes Fonute. daher für Fraukreich 
Rechte und Berbindlichleiten begründen. In jenem aber vedet von den Schul 
ben der an Frankreich abgetretenen Länder nur ber $. 39. Nach dieſem foliten 
zwar die für ihre veriornen linksrheiniſchen Belisungen anf der rechten Rhein⸗ 
fette entfchädigten beutfchen Fürſten ihre: ſowohl bloß perfönlichen, als Die von 
erwähnten Befisungen herrührenden Schulden, auf die zur Entſchädigung er 
baltenen Domainen und Renten übernehmen; ed warde aber. dabei ausdrück⸗ 
lich bevorwortet, daß Hierdurch die Beilimmungen des Lünevpiller Friedens 
nicht abgeändert feyn follten. Diefer Paragraph des Reichsdeputations⸗Haupt 
ſchluſſes enthält daher Feine der Königt.:Preußifchen Intention gänftige Aus: 
Segung des Lünenillee Friedens, fondern nur eine Wiederholung feiner 
Beftimmungen. 

Der S. 80. hingegen ſagt allerdings, daß, wenn die geiſtlichen Laude, von 
deren Schulden die Rede ſey, zum Theil auf der linken Rheinſeite lägen, die 
jenigen Landesſchulden, die ihre Specialhypothek auf der linken Rheinſeite ha⸗ 
ben, oder fonft nach dem Lüneviller Frieden geeignet fenen, auf die Franzd⸗ 
fiſche Republik Überzugehen, von der zu vertheilenden Schuldenmaſſe voraus; 
abzuziehen, alſo von den Befigern des rechtörheinifchen Lawdestheild nicht gu 
übernehmen fenen, und es wird Hierdurch anfcheinend, daß die Reichsdeputa⸗ 
tion die Auficht hegte, die mit linksrheiniſchen Special hypothelen verfehenen 
Schulden müßten von der Franzöilicken Republik allein überwumen werben, 
Allein, auf welchen Gründen auch diefe Unficht der Reichsdeputation beruhet 
haben mag: ſo viel iſt gewiß, daß fie auf den Luͤneviller Frieden nicht gegrüm 
det werben konnte, denn von Specialhypotheken redet. dieſer wicht; und 
Hätte die Meichödeputation durch jene Clauſel dem Art. 8. des Luneviller Frie 
dens eine den Franzöfifcher Seitd abgelehnten Unfichten der Raſtatter Reichs 
friedensgefandefchaft entiprechende Deutung geben mellen, fo würde fle doch 
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nicht im Stande gewefen feyn, einfeitig der Franzoſiſchen Republik Verbind⸗ 
lichkeiten aufzueriegen. Auch der 6. 80. des Hanptfchluffes ift demnach für die 
Auslegung des Lüneviller Friedens unerheblich. 

Aus demfeiben Grunde der Einfeitigkeit würbe jede in Gefehen der 
Franzöſiſchen Regierung und Erlaffen und Belanntmahungen Franzöſiſcher 
Behörden, ald dem Kaiſerlichen Decrete vom 9. Vendemiaire XIII, der Be: 
Eanntmachung des Präfecten vom Donnersberge vom 20. Pluv. XI. und den 
Inſtructionen des Generalliguidatord Tolfivet, dem Lünevilier Frieden zu 
Gunſten Frankreichs gegebene Deutung irrelevant erfcheinen. 

: Die Tractatev. 1814 u. 1815 konnen ebenfalls nicht beweiſen, daß Frankreich 
durch die Verträge von Campo-Formio und Lünevilfe nur hypothekariſche oder 
gar nur mit Iintsrheinifchen Specialhypotheken verfehene Schulden der Ränder, 
weiche 1797 und 1801 an daffelbe abgetreten waren, und 1814 und 1815 
von der Franzöfifchen Regierung retrocedirt werden mußten, übernommen habe. 

Am Artikel 21. des erften Parifer Friedend vom 30. Mai 1814 wurde 
beflimmt: 

que les dettes apecislement hypothequees dans leur origine 
sur les pays qui cessent d’appartenir a la Franee, ou con- 
tract&es pour leur administration interieure, resteraient a la 
charge de ces m&mes pays. 

Unter diefen Schutden, welche folchergeftatt deu von Frankreich wieder abz 
getretenen Ländern zur Laft bleiben, alfo mit denfelben auf die neuen Be: 
fiper übergehen ſollten, find aber nicht bloß hypothekariſche oder Schulden mit 
Specialhypotheken, fondern es find die Schulden darunter zu verftehen, weiche 
diefe Länder fchon vor ihrer Vereinigung mit Frankreich hatten, und die daher 
von der Franzdftfchen Regierung zu übernehmen gewefen wären. Bon diefen 
Schulden ſollte Frankreich wieder befreit werden, weil es die Länder und Ber 
fitungen verlor, wegen deren ed biefelben hätte übernehmen müflen. In “ns 
fehung diefer Schulden waren nun zwei Fälle möglich. 

Entweder | 

1) Hatte die Sranzöfifche Regierung diefe Schulden der gedachten Länder 
durch Infeription in das große Buch der Franzöfifchen Staatsfchutd fehon als 
KFranzöoſiſche Central: Staatsfhuld übernommen; dann waren und blieben fie 
Franzdfifche Staatsfchulden, und gingen daher mit den Ländern, von welchen 
fie herrührten, nicht auf deren neue Beſitzer über; Frankreich aber follte für 
die Laſt, von welcher ed während feiner Beſitzzeit Die wieder abgetretenen Läne 
der befreit hatte, von den Regierungen der Staaten, an welche diefe Länder 
abgetreten wurden, eine Vergütung erhalten, und dieſe folte für das Capital 
laut Art. 6. der Separatconvention vom 20. November 1815 nach einem 
gewiſſen Courswerthe der Infceriptionen berechnet werden. Was die Zinſen ber 
trifft, fo folfte der Franzoͤiſchen Regierung nah Art. 7. der Convention der 
Betrag der bid zum 22. December 1813 fällig gewordenen nicht vergütet 
werden, denn bis dahin hatte fie die Staatseinfünfte der gedachten Ränder 
bezogen, und ihre eigene Schuld verzinfet, konnte alfo anf eine Vergütung kei: 
nen Anſpruch machen, welche ihr daher nur für die, nach jenem Zeitpuncte etwa 
noch bezahlten Zinſen zugebilligt wurde. 

2) Diejenigen Schulden der gedachten Länder hingegen, weiche von der Kran 
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zoͤſiſchen Regierung noch nicht übernommen, und daher Schulden der abgetre: 
tenen Ränder geblieben waren, gingen mit diefen auf die neuen Beſitzer über. 
Die Franzöfifche Regierung hatte aber während ihrer Beſitzzeit viele diefer 
Schulden nicht verzinft, die dadurch entſtandenen Zinsrückſtände mußten nach 
dem Art. 21. des erften Parifer Friedens von den Befisnachfolgern Frankreichs 
übernommen werden. Es follte aber zu ihrer Liquidation geſchritten werden, 
wie der Art. 9. der Separatconvention in den Worten vorfchreibt: 
il sera procede à la liquidation des inter&ts non payes des 
dettes hypothequees sur le sol des pays cedes & la France 
par le trait& de Campo-Formio et de Luneville, resultants 
d’emprunts formellement consentis par les etats des pays 
cedes ou :de depenses faites pour P’administration effective 
des dits pays. 

Die Sranzöfifche Regierung hatte ferner, während fie dad linke Rheinufer 
befaß, dortige Staatögüter veräußert, welche nach Art. 27. des erften Warifer 
Friedens den Ermwerbern, in fo fern fie titulo oneroso arquirirt hatten, und 
Franzöfifche Unterthanen waren, nicht wieder entriffen werden konnten. Für 
die dadurch herbeigeführte Verminderung des Staatsvermögens dieſer Länder, 
bes verfaffungsmäßigen Zahlungsfonds mußte die Sranzdfifche Regierung ſich 
zu einer Vergütung verftehen; und dieſe folfte dadurch geleiftet werden, daß 
fie für einen verhältnißmäßigen Theil der inferibirten Schuiden Feine Vergü⸗ 
tung erhalten, und ein verhäftnißmäßiger Theil des Betrags der: nicht inſcri⸗ 
birten Schulden an der Vergütung gekürzt merden follte, welche ihr für die 
in Infcriptionen verwandelten Schulden zufam. Diefe Beilimmungen enthalten 
bie Art. 6, und 7. der Separatconvention in den Morten: | 

‘On he remboursera pas à la France le miontant des inserip- 
tions provenant de dettes hypothequees specialement sur 
des immeubles que le gouvernement frangais a aliönes quelle 
‘que soit la nature de ces immeubles ete. etc: 
und 
eo Seront deduits de ces remboursemens les capitaux et inte- 
. 2° r&ts hypotheques sur des immeubles alienes par le gouver- 
nement frangais encore ‚bien que les dits capitaux n’ayent 
paus 6te eonvertis en inscriptions. 

Nach Art. 5. der- Convention follten diefe Beftimmungen duch zu ernen: 

rende Commissaires-liquidateurs und Commissaires -juges in Ausfüh⸗ 
zung gebracht werden. 
- "Beide Tractate, der Parifer Friedensſchluß und die Separateonvention, 
bedienen ſich zur. Bezeichnung der Schulden, über welche fie verfügen, der 
Ansdrüde: dettes hypothequees, dettes hypoth&quees specialement. 
Daß darunter aber nicht bloß hypothekariſche, insbeſondere mit Specialhypo⸗ 
theken verſehene, ſondern alle Schulden der abgetretenen Länder verſtanden 
wurden, welche mit denſelben auf Sranfreich übergegangen waren, und nun⸗ 
mehr auf die neuen Beſitzer übergehen ſollten, im Gegenſatz der Franzöſiſchen 
Eentral: Staatöfchulden, welche nach wie vor Franzoſiſche Schulden blieben; 
und daß es nicht die Ubficht war, an den Beflimmungen des Lüneviller Fries 
densd über den Schuldpunck irgend etwas zu ändern, dieß wird durch folgende 
Gründe bew iefen: 
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1) Durch die in dem Art. 21. enthaltenen Worte: dans leur origine. 
Diefe Worte bezeichnen den Urfprung, den Grund der Entſtehung 
der Schulden, ald das Merkmal, wornach entfchieben werden foll, ob 
fie mit den abgetretenen Ländern auf die neuen Beſitzer übergehen, 
und daher, wenn die Tranzöfifche Regierung fie fchon in Franzöſiſche 
Staatöfchuld verwandelt hatte, derfelben vergütet werden, oder ob fie 
unbedingt Franzoſiſche Staatsſchuld bleiben follten, Der Hypotheken⸗ 
vertrag aber ift nicht der Entſtehungsgrund, fondern nur ein Acces- 
sorimm der. beveitö beftehenden Schuld, daher kann hypothequees 
nicht den civilrechtlichen Pfandnexus bezeichuen. " 

2) Mit den abgetretenen Ländern ſollten auch übernommen werden les 
dettes contractedes pour leur administration interieure. Unter 
diefen aber gab es ohne Zweifel viele nicht hypothekariſche Schulden, 
folglich Fan auf die hypothekariſche Qualität überhaupt nichte an: 
fommen. 

3) Nur von denjenigen Schulden follte Frankreich durch den Verluſt der 
abgetretenen Länder befreit werden, welche für diefe Länder cantras 
hirt waren und urfprünglih auf deren Staatsvermögen hafteten, 
uiht von Schulden, weiche Frankreich als Central⸗Staatsſchulden 
contrahirt hatte. Daher bedeutet hypothöqusdes specialement nicht 
Schulden mit Specialhypoteken an den abgetretenen Rändern, ſou⸗ 
dern fpecielle Schulden diefer Länder, gleichgültig ob hypotheka⸗ 
sifche oder nicht Kypothelarifche. In demfelben Sinne wird der Aus⸗ 
druck hypothequees specialement auch in anderen Staatöverträs 
gen gebraucht, 3. B. in dem Preußifch : Batanifchen Vertrage vom 
14. November 1802, Art. 4. in dem Preußiſch⸗Weſtphäliſchen Vers 
vage vom 28, Aprit 1814 über Vouziehung des Art. 24, des Til 
fiter Friedens, Art. 14. und in dem Preußiſch⸗Sächſiſchen Bertrage 
vom 18. Mai 1815, Art. 9. Uud diefem Argumente tritt hinzu, 
daß im Art. 9. der Separatconvention vom 20. November 1815 
die Worte ded Urt. 8. des Rünevilier Friedens buchftäblih wiederholt 
worden, diefer aber von dettes hypotbequdesspecialement gar 

nicht redet, folglich ed auch nicht die Abſicht der Paciscenten geweſen 
feyn Eann, dem Umſtande, ob für eine Schuld eine Specialhypothet 
beſtellt war oder nicht, ein Gewicht beizulegen. 

4) Wenn zufaͤlligerweiſe unter den Domainen oder Staatsgütern links⸗ 
rheiniſcher Länder, welche Frankreich veräußert hatte, ſich keine befan⸗ 
den, welche für Schuiden dieſer Länder verpfändet, oder fpeciell vers 
pfändet waren, und die Auslegung des Königlich Preußifchen Anwalts 
richtig wäre; fo würden die Befihnachfolger für die Verminderung des 
Staatövermögens Feine Vergütung von der Granzöfifchen Regierung 
zu fordern gehabt haben, obgleich fie die Schulden unvermindert über: 
nehmen mußten. Ohne Zweifel ift aber dieß nicht die Abſicht der 
alttirten Regierungen gewefen. Nicht deßhalb atfo, weil bie Franzöfl 
fche Regierung verpfändete Gegenflände, fondern weil fie. Theile 
des Staatsvermögens der abgetretenen Länder veräußert haste, 
folte fie Vergütung leiſten. 


. ’ 
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.Hieraus ergibf. fi zugleich die Unerheblichkeit der non dem beklagten 
Anwalte in Bezug genommenen ſchiedsrichterlichen Entſcheidung des Herzogs 
von Wellington, welcher, nach der Behauptung des beklagten Anwalts, an die 
Stelle der Commissaires-juges oder Commissaires-d’arbitrage getreten 
ift. Auch er Hatte nicht zu entfcheiden, nach welchem Grundſatze die Schulden 
der durch den Lüneviller Frieden theilmeife an Frankreich abgetretenen Länder 
zwiſchen der linken und der rechten Rheinſeite zu vertheilen feyen, fondern er 
hatte die Vergütung feflzufeßen, welche auf der einen Seite Frankreich der 
im Beſitze Iinkörheinifcher Länder ihm folgenden Regierung deßhalb leiſten 
folle, weil es Zinfen dee durch den Lünevilfer Frieden übernommenen Schuiden 
linksrheiniſcher Länder unbezahle gelaflen, und Staatövermügen diefer Länder 
veränßert hatte, und auf der andern Seite zu beflimmen, weiche Vergütung 
Frankreich von feinen Befisnachfolgern wegen der in Franzöſiſche Staatsſchul⸗ 
den verwandelten Schulden der wieder abgetretenen Länder empfangen folle, 

Ein Mehrered läßt fih ans den eigenen Anführungen des beflagten Au⸗ 
walts über Gegenftand und Inhalt der Entfcheidungen nicht entnehmen. 

Es find nämlich darnach Königlich: Preußifcher Seite liquidirt: 

1) Interöts arrieres de capitaux anffeot6s surles &tats du Duchd 
de Cleves. Die Franzöftfhen Eommifferien vermweigerten ihre Aner⸗ 
kennung, weil diefe Schulden nicht ligquidirt, und Frankreich ohnehin 
nicht fhuldig fey, Zinfen von dettes partageables entre les deux 
rives du Rhin zu bezahlen. Die Entfcheidung aber flel gegen Frank⸗ 
reih aus. 

2) Eapitatien and Binfen, weiche auf den verfanften Gütern unterdruͤckter 
Corporationen und Kammergütern im Roer-Departement gehaftet, im 
Anfehung deren entfchieden wurde, daß Frankreich Die Sinfen ganz, jedoch, 

um eine fohmierige Liquidation zu vermeiden, unter Abfab von 20 Pro: 

cent, von den Gapitalien aber 34 zu übernehmen habe, 14 dagegen 
der Krone Preußen wegen der confervirten, d. b. nicht veräußerten 
' Büter zur Laſt bleiben müſſe. 

3) Intorôts arrieres de cr&ances affe otés sur les états du Duche 
de Juliers, et de dettes-consenties par les &tats affectden 

. sur les hiens dominaux. 

Die Frangdfiihen Commiſſarien erwiederten, daß die Standiſchen 
Schulden nicht vor dem Kriege entſtanden, und die Domanialſchulden 
nicht wirklich von den Ständen conſentirt ſeyen; Preußiſcher Seits 
wurde entgegnet, daß dieſe Schulden zu den dettes aflectees sur 
des immeubles alienes gehörten, und die Entfcheidung fol gegen 
Frankreich ausgefallen ſeyn. 

4) Intörets arriérés des deties domaniales du pays de Cologne 
avec hypotheques sur les deux rives du Rhin. 

Die Franzdfifchen Eommiffarien febten die Einrede der Präcluflon, 

:: auf den rund ded Decreits vom .15. December 1809, entgegen, 

. welches fich auch auf die dettes partagenbles entire les deux rives 

beziehe. Dieß wurde Königlich: Prengifcher Seits beſtritten, und die 

Entfheidung ging dahin, daß Frankreich 24 der Eapitalien und die 
gefammten Binfen nach Abzug von 20 Procent zu bezahlen habe. 
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65) Inter&ts des dettes d’&tats hypothéquées sur le territoire de 
l’Archeveche de Treves. Hier erfolgten gleiche Einwendungen und 
Entfcheidung, wie ad num. 1. 


6) Intérôts arrieres de dettes domaniales du ci-devant Electorat 
de Treves, welche aus denfelben Gründen von Frankreich verweigert, 
und in der Entfcheidung, der Franzöfifchen Regierung auferlegt wur: 
den, wie Rum, 4. 


Alte diefe Enticheidungen beziehen fich demnach lediglich auf die Vergü« 
tungen, welche Frankreich an Preußen wegen rückſtändig gelaffener Binfen von 
Schulden, und wegen veräußerter Staatögüter der durch den Frieden von 
Lüneville an baffelbe abgetretenen Ränder zu leiften hatte, und Fonnten daher 
die Regierungen rechtörheinifcher Länder durchaus nicht intereffiren. Lim jene 
Mergütung feftfeben zu Fönnen, war allerdings die Ausmittlung der Schulden 
erforderlich, weiche mit diefen Ländern nah Art. 8. des Lünevilfer Friedens 
auf Frankreich übergegangen waren; aber wenn die damaligen Preußifchen 
Eommiffarien annahımen, daß Schulden mit rechtörheinifchen Specialhypothe⸗ 
ten dazu nicht gehörten, und daher diefe bei ihren Riquidationen nicht berück⸗ 
fichtigten, fo iſt dieß Tediglich der unrichtigen Auslegung zuzufchreiben, weiche 
fie dem gedachten Friedensartikel gegeben haben, und kann auf die bei der Li⸗ 
quidation jener Vergütungen gar nicht intereffirten vechtsrheinifchen Länder 
nicht mehr Schulden übertragen, als denfelben friedensfchlußmäßig zur Laft 
gefallen waren. 

Auch ift nicht abzufehen, aus weichen Gründen die hypothekariſche Qua⸗ 
Kität der Schulden und der Beſitz der etwaigen Specialhypotheken, wenn auf 
diefelbe etivad ankommen Fünnte, nach der Anficht des Königlich: Preußifchen 
Anwalts nicht bei Landesſchulden, ſondern nur bei Kammerſchulden die Ver⸗ 
pflichtung zur Uebernahme begruͤnden ſoll, und aus welchen Gründen der bes 
klagte Anwalt die linke Rheinſeite zur Uebernahme von Kammerſchulden ohne 
linksrheiniſche Specialhypothek, ja von nicht hypothekariſchen Kammerſchulden 
für verpflichtet erachtet. Die Unzulaͤnglichkeit des aufgeſtellten Theilungsprin⸗ 
cips, dad Nichtzutreffende deffelben auf diefe Schuldengattungen kann nicht 
beweifen, daß gerade fie nach anderen Grundfägen vertheilt werden mäffen, 
fondern nur, daß dad Princip überhaupt unrichtig iſt. Sollte die allegirte 
Franzöſiſch⸗Heſſiſche Convention daffelbe fanctioniren, fo würde daraus für den 
vorliegenden Fall nichts gefolgert werden Fünnen. 

Aus allen diefen Gründen hat in den Beftimmungen der zur Anwendung 
Tommenden Staatöverträge Feine Abänderung der oben angeführten allgemei⸗ 
nen Rechtögrundfäbe gefunden, namentlich bei Entſcheidung der Frage, welche 
son den flreitenden Bundesregierungen zur Uebernahme Kurtrierifcher Schul: 
den verpflichtet fey, weder auf die hypothekariſche Kigenfchaft der Schulden 
und den Beſitz der verfchriebenen Hypotheken, noch überhaupt auf den Beſitz 
Kurtrierifhen Staatsvermögens, fondern lediglich auf die Succeffion in die 
Regierungsrechte über die vormald Trierifchen Lande Rüdficht genommen wer: 
den können, folglich die freie Stadt Frankfurt von der Concurrenz zu den zur 
Zeit des Lüneviller Friedens vorhanden gemwefenen Kurtrierifhen Schulden 
gaͤnzlich freigefprochen werben müſſen. Dieſe find vielmehr nur von der Krone 
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Preußen und dem Herzogthum Naſſau als Regierungsnachfolgern im Kur⸗ 
flaate Trier zu übernehmen. 

Aus demſelben Grunde, weil nämlich die freie Stade Fraukfurt wicht Res 
gierungönachfolgerin in Trierifchen Landen geworden ift, und weit die 68. 77, 
78, 79. und 80, des Reichsdeputationd : Hauptfchluffes nur den Theilhabern 
an den vechtörheinifchen Entfchädigungslanden, zu welchen die freie Stadt 


Frankfurt nicht gehört, die Verpflichtung zur definitiven Uebernahme der Schuß 


den auferlegt, kann diefelbe auch nicht fchuldig feyn, zu den nach dem Frieden 
von Lünevilfe und bis zum 1. December 1802 für die Trieriſchen Lande 
vechter NRheinfeite noch ferner confrahirten Kammerfchulden zu concurriren. 

Ein bindendes Anerfenntniß, vermöge deffen die freie Stadt Frankfurt 
zur Mitübernahme Zrierifcher Schulden verpflichtet feyn könnte, ift aus den 
dafür angeführten Umftänden nicht zu entnehmen. Allerdings haben Bürger: 
meifter und Rath zu Frankfurt mittelft Schreibens vom 7. Mai 1803 die 
Meovinzialregierung zu Ehrenbreititein aufgefordert, das Schuldcapital von 
60,000 Gulden, für welches außer mehreren vechtörheinifchen Kurtrierifchen 
Eameralintraten der Trierifhe Hofplas fpeciell verpfändet war, nach Verhält⸗ 
niß des Werths der in ‚beiderfeifigem Beige befindlichen Hypotheken zu übers 
nehmen, und als diefe Aufforderung erfolglos blieb, bei dem Neichöhofrath am 
17. April 1806 gegen den Fürften von Naffau- Weilburg ein ihrer Sorderung 
entfprechendes Rescriptum sine clausula ausgemwirft, und es foll ferner im 
Fahre 1809 die Fürſtlich-Primatiſche geiftlihe Güteradminiftration den frü- 
hern Antrag der Stadt Frankfurt bei der Regierung zu Chrenbreitftein exe 
nenert, auch in einem Schreiben vom 8. März 1809 den Herzoglich Naffaui: 
fchen Staatöminifterio erfiärt haben, daß der Fürft Primas mit den Grund: 
fägen, welche der Reichsdeputations⸗Hauptſchluß aufftellt, auch feine durch bier 
felben begründeten Verbindlichkeiten anerkenne. 

Da aber die Regierung zu Chrenbreitftein den Antrag der Stadt Grant: 
furt abgelehnt har, das Refcript des Reichshofraths unvollzogen geblieben ift, 
die Anträge der Stadt Franffurt und der Fürftlich-Primatifchen Behörde auf 
die Vertheilung nur eined Schuldcapitald nach einem von der Herzoglich⸗Naſ⸗ 
fauifchen Regierung noch gegenwärtig für unzuläffig erklärten Verhältniſſe ges 
richtet find, und der Reichsdeputations-Hauptſchluß, deſſen Beſtimmungen für 
den Fürften Primas auch ohne befondered Anerfenntniß verbindlich geweſen 
ſeyn würden, die Verpflichtung zur definitiven Webernahme der Schulden ger 
theilter Entfchädigungslande keineswegs von dem Beſitze der Specialhypothe⸗ 
ken abhängig macht; fo iſt aus den angeführten Umftänden gegen die freie 
Stadt Frankfurt nichtd zu folgern. 

Wenn ferner der Anwalt des Herzogthums Naffau anführt, daß die Be⸗ 
feeiung der freien Stadt Frankfurt von der Eoncurrenz zu Kurtrieriſchen Schuls 
den mit den factifchen Vorausfegungen nicht vereinbar fey, auf deren Grund 
die hohe Deutiche Bundesverfammlung die Betheiligung gedachter freien Stadt 
bei der Auseinanderfegung des Trieriſchen Schuldenmwefend, und die Compe⸗ 
tenz des Austrägalgerihtd ausgefprochen habe, fo hat auch diefe Behauptung 
als ungegründet erfcheinen müffen. Allerdings hat die hohe Deutfche Bundes⸗ 
verſammlung dem hiefigen Könsglichen Ober:Appellationdgerichte nur die Ents 
fcheidung über die Betheiligung ber freien Stadt. Frankfurt bei ber zwifchen 
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den Herzogthum Raffau und der Krone Preußen ſtreitig gersordenen, atfo dei 
Frage, welche der drei Bundesregierungen und nach welchen Verhäftniffen dies 
felben Die Kurtrierlichen Schutden zu übernehmen habe, aufgetragen, und das 
Königliche Ober-Appellationsgericht iſt Daher nicht befugt, die Anfprüche, welche 
von der freien Stadt Frankfurt, als jetziger Inhaberin der Forderungen von 
40,000 Thalern, 9,333 Thatern 18 Alb. und 3,333 Thalern 18 Alb., aufderen 
Bezahlung gegen die Krone Preußen und das Herzogthum Naffau erhoben wor⸗ 
den, zum Gegenſtande ſeines Erkenntniſſes zu machen. Daß aber durch die Ver⸗ 
handlungen dei der hohen Deutſchen Bundesverſammlung die Concurrenzverbind⸗ 
lichkeit der freien Stadt Frankfurt bereits entſchieden, und daher nur noch über 
deren Concurrenzverhältniß zu erkennen wäre, ergeben jene Verhandlungen 
nicht, denn wenn auch Die angeordnet gemefene Vermittlungscommiſſion, in dem 
am 21. Februar 1828 über die Erfolglofigkert ihrer Bemühungen an die hohe 
Deutfche Bundesverfammiung erflatteten Berichte, dev Mitverpflichtung der 
freien Stadt Frankfurt zur Hebernahme Kurtrierifcher Schulden erwähnt hat; 
fo hat doch diefe dagegen fogleich eine Refervation ihrer Rechte eingelegt, und 
es umfaßt Daher der Nuftrag der hohen Deutfchen Bundesverſammlung auch 
die Entſcheidung der Frage, ob die freie Stabt Srantfurt überhaupt Kurtrie⸗ 
riſche Schuiden zu übernehmen habe. 

Wie von der Concurrenz zu den Rurtvierifchen Schulden, eben fo hat die 
gedachte freie Stadt von der, Herzoglich-Naſſauiſcher Seitd derfelben ange: 
fonnenen Mitübernahme der Suftentation der Trierifchen Dienerſchaft und 
des Trieriſchen Domcapitels freigefprochen werben müſſen. 

Denn was zuvörderſt die Suſtentation der Dienerſchaft betrifft; ſo if der 
Anſpruch des Staatsdieners auf Vergeltung feiner Dienfte und eine angemef: 
ſene Verforgung, wenn er bei fortdauernder Bereitwilligkeit, feine Dienfte 
dem Staate zu widmen, durch einen Zufall entbehrlich wird, keine auf dem 
Staatsvermdgen haftende Reallaſt, ſondern eine perfönliche Korderumg an die 
moralifche Perfon des Staats oder feines Negenten. Daher Eonüte der Die: 
nerſchaft des aufgeldften Kurflaats Trier nur gegen die Regierungsnachfolger 
in dieſem Staate, nicht aber gegen den Erwerber eined einzelnen Trierifchen 
Staats: oder Kammerguts, ein Anfpruch auf Suftentation zuftehen, und nur 
den Nachfolgern in der Regierung fäcularifivter Länder, namentlich des Kur: 
fürſtenthums Trier, nicht aber den Ermerbern einzelner Güter diefer Staaten 
wird auch durch die Paragraphen 51, 53, 59, 68, 70, 73 und 75. ded 
Meichödeputationd : Hauptfchluffes die Verbindlichfeit zur Suftentation der 
Dienerſchaften auferlegt. 

Was fodann die Suftentation des Trieriſchen Domcapiteld anlangt, fo 
befteht eine Firchliche Präbende oder beneflcium in dem, einem Kirchenbeam: 
ten wegen feines Officii beigelegten Rechte zum Genuſſe der mit bemfelben 
verbundenen Einkünfte aus den Gütern der Kirche, 

Wiefe, Grundſ. des Kirchenrecht, 8. 194. 

Böhmer pr. jur. can. $. 556. 

Der Beneflciat beziehet feine Einkünfte unmittelbar ans den ihm angewie⸗ 
fenen Kirchengütern, und fein Unterhaft iſt eine auf diefen Gütern fetbft haftende 
Laſt. Daher ſtellt der Reichd:Deputationdreceh in den 66. 34, 35, 83, 61, 
68, und 72 den allgemeinen Grundſatz auf, daß die Erwerber der bomenpiteh 





Then Güter zur Suſtentativn der Domeapitel verpflichtet Tenen.: Auf das Dom: 
capitel zu Trier äber lonnte dieſer Grundſatz nicht angewendet werden, weil 
deınfelben-Taut 6. 69. des Hauptfehluffes auf der rechten Rheitifeite Tein eig& 
ner Fond geblieben war. Daher ergriff die Reichsdeputation den Ausweg, im 
& 069. den vechtörheinifchen Meften der Trieriſchen Lande die Suſtenta⸗ 
tion des Kurfürften, weiche denfelben fonft obgelegen haben würde, abzuneh⸗ 
men, diefe dem Kurfürfttihen Collegio aufzuerlegen, und dagegen im $. 70. 
die neuen Beſitzer der Reſte der Trieriſchen Lande zur theilmeifen Suſtentation 
des Domcapiteld zu verpflichten. Der Reſt der erforderlichen Suſtentativns⸗ 
ſumme sollte durch die nach $. 75. zu errichtende Suftentationscaffe gedeckt 
werden, und daneben wurde denjenigen Landesherren, welchen die Weberrefte 
forcher Lande, auch der Einkünfte der Domcapitel und anderer Corporationen 
 äufielen, die Verpflichtung auferlegt, in subsidium für den Unterhalt: der lei: 

denden Intereſſenten zu forgen. Alte diefe über die Suftenfation der Doms 
capitel, namentlich ded Trierifchen, eriaffenen Beftimmungen find auf bie 
freie Stadt Frankfurt nicht anwendbar, denn der Trierifche Hof war nicht 
domeapiteliſche Beſitzung, und da die freie Stadt Frankfurt nicht Theilhaberin 
der Trieriſchen Lande geworden iſt, fo Tag derfelben weder die Verpflichtung 
zur Suſtentation des Kurfürften von Trier od, an deren Stelle der 8. 70. die 
theilweife Suftentation des Domcapitels feste, noch konnte fie von der ſubſt⸗ 
diären Verbindlichkeit zur Unterſtützung diefer hülfsbedürftigen Staatsangehö⸗ 
vigen betroffen werden, von welcher ber $. 75. Handelt, 

‚Sehen mir nunmeyr zu den er 

zweiten Öfreitgegenflande, * u 
nilich der Wersheiturtg der Kurtrierifchen Landes⸗ ınıd Eameralſchulden auf 
die zu deren Uebernahme allein verpflichtete Herzoglich⸗ Nafiauifche und Konig⸗ 
lich: Preußifhe Regierung über, ſo kommen babei zwei Haupttlaffenr Trieriſchet 
Schalden in Betracht, naͤmlich: 

0 diejenigen, weiche zur Seit bes Friebensfchiuſſes von Zuneville borhan⸗ 

wo den waren, und nach Maaßgabe der Beſtimmungen dieſes Tractats 
von dem linförheinifchen Theile des Kurkfurſtenthums Trier zu über⸗ 
nehmen geweſen wären; 

2) diejenigen, welche ohne Eoncurrenz der linken von ber rechten Rhein⸗ 
ſeite allein zu tragen, daher von der Krone Preußen und dem Herzog⸗ 
thum Naſſau als Beſitzern der rechtsrheiniſchen vormals Trieriſchen 
Lande zu übernehmen find, und außer der rechtsrheiniſchen Rate der 
Schulden der erften Claffe, auch aus den privativen Schulden der 
rechten Rheinfeite beftehen. 

Den Differenzen, welche wegen der Uebernahme beider Elaffen von Schul: 

den entſtanden find, ſchließt füch 

3) eine Vergütungs⸗ und Compenſations⸗Fordernng an, welche Herzoglich⸗ 
Naſſauiſcher Seits der rechten Rheinſeite und resp. dem Herzogthum 
Naſſau allein, gegen die linke Rheinſeite wegen bereits zu viel über: 

nommener Trierifcher Scqhulden beigelegt wird. 

Was demnach | 

I. 
die Schuldenabtheitung zistfgen der Ainken und dei echten 
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Rheinſeite betrifft, fo komme dabei zuvorderſt die Frage in Betracht, weiche 
Schulden auf dem Kurflaat Trier und deſſen einzelnen Ahtheilungen zur Zeit 
der Trennung feines linksrheiniſchen von feinem vechtöcheinifchen Theile hafteten. 

In diefer Beziehung hat der Anwalt der Krone Preußen das als Ans 
lage I. der Herzoglih Naſſauiſchen Klagſchrift producirte Generalverzeichniß 
der Kurtrierifhen Landes: und Kammerfchulden im Allgemeinen als richtig 
anerkannt. Ob die hier verzeichneten Schulden an fi rechtsbeftändig und 
fiquide, ob fie noch fortbeftehend oder durch fpätere Ereigniſſe erlofchen feyen, 
geht nur die Rechte der Gläubiger an, und ift fowohl nach Maaßgabe des 
Auftrags der hohen Deutfchen Bundesverfammlung, ald auch nad) der übere 
einftimmenden Erklärung beider flreitenden Theile nicht Gegenftand der jeht 
abzugebenden Entfcheidung, welche fih nur unter dee Vorausſetzung, daß 
die verzeichneten Schulden wirklich vorhanden waren, mit deren Vertheilung 
au befchäftigen hat. Daher ift es auch Fein Hinderniß der Entfcheidung, daß 
etwa noch unbefannte Kurtrierifche Landesſchulden vorhanden feyn mögen, in 
Anfehung deren beiderfeitige Anwälte darüber einverftanden find, daß die 
Rechte und Verbindlichleiten beider Rheinfeiten ſich nach dem Betrage beſtim⸗ 
men müffen, welcher fih durch die gemeinfchaftlich vorzunehmende Reviſion 
und Abfchließung der ©eneraleinnehmerei : Rechnungen als liquid ergeben 
werde. 

. Das Herzogthum Naffau fordert nun klagend 

A) die Concurrenz der Krone Preußen ald Befigerin der linken Rheinſeite 
zu allen in dem ©eneralverzeichniffe aufgeführten Kurtrierifhen Schulden, 
nach dem für die verfchiedenen Schuidclaffen mit beiderfeitiger Einwilligung 
feftgefebten, und unter I A, AA und BB des Erfenntniffed aufgeführten Thei⸗ 
Inugsmaaßftäben, während die Krone Preußen im Uebrigen zwar die Concur— 
renzverbindlichkeit der Linken Aheinfeite anerfennt, jedoch 

1) den Anſpruch des Herzogthums Naffau auf deren Concurrenz zu ges 

wiffen Kurtrierifhen Schulden an fih für nihe rechtlich begrün: 
det, und diefelben für alleinige Laften der rechten Rheinſeite erklärt, 
weil dieſe Schulden entweder 
a) mit rechtsrheiniſchen Specialhypotheken verſehen, oder 
b) nad der im Jahre 1794 erfolgten franzoͤſiſchen Beſetzung 
der linken Rheinſeite contrahirt, oder 
0) aus anderen in ihrer Entflehungsart liegenden Gründen, 
nicht als Laften der Linken Rheinfeite anzufehen fenen, 
und 
2) in Anfehung anderer Schufdpoften dem Anfpruche auf Concurrenz der 
linken Rheinfeite, ſowohl in fo fern, als derfelbe an und für fich recht: 
lich begründet fey, als auch eventuell in fo fern derfelbe al an ſich 
- unbegründet beftritten wird, die Einrede der Prächufion opponirt. 

Daneben fordert dad Herzogtum Naffau, 

B) daß von beiden flreitenden Regierungen gemeinfchaftlich die Reviflon 
und Abfchließung der bis zur Auflöfung des Kurftaats Trier geführten Gene: 
raleinnehmerei Rechnungen vorgenommen werde, indem daraus fi ergeben 
werde, welche Poften als gemeinfchaftlihe Schulden des ganzen Kurſtaats, 
und welche, als privative Schulden des Ober: und Nigdererzftiftd, resp. auch 
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der geiftfichen und weltlichen Stände zu betrachten ſeyen. Der beklagte An: 
walt erflärt zmar die Bereitwilligkeit der Krone Preußen, zur Revifion und 
Abfchließung der Generaleinnehmerei: Rechnungen mit zu wirken, hält aber 
jede Berechnung der verfchiedenen Generaleinnehmerei:&affen über gegenfeitig 
etwa geleiftete Vorfchüffe, fo wie die Vertheilung der auf beiden Nheinfeiten 
vorhandenen Caſſenrückſtände für unzuläffig, und trägt eventuell darauf an, 
daß dem klagenden Anwalte aufgegeben werde, alles was berfelbe fordern zu 
können glaube, beftimmt und in Zahlen anzugeben. Nur in Beziehung auf 
den vorerwähnten Zweck ift demnach die verlangte gemeinfchaftliche Reviſion 
und Abfchließung der Generaleinnehmerei-Rechnungen Gegenftand des Streits 
und der Entfcheidung. 

Das Erfenneniß über die Schuldenabtheilung zwiſchen der linken und der 
rechten Rheinfeite hat daher folgende allgemeine Fragen zu entfcheiden: 


A) Iſt der Herzoglich:Naffauifche Anfpruch auf die Concurrenz der Tinten 
Rheinfeite zu den Kurtrierifhen Landes: und Kammerfchulden, fos 
weit derfelbe den obigen Bemerfungen zufolge von Seiten der Krone 
Preußen beftritten wird, 

1) an ſich rechtlich begründet? 
2) durch die Einrede der Präckufion elidirt ? 


B) Iſt der Anfpruch des Herzogthums Naffau auf gemeinfchaftliche Re: 
viffon und Abfchließung der bis zur Auflöfung des Kurflaats Trier 
geführten Generaleinnehmerei-Rechnungen überhaupt zuläffig und ge= 

nugend fubftantiirt? 

Einzelner fpeciellerer Streitpuncte wird an den betreffenden Orten Ermäh: 
nung gefchehen. 

Sp viel aber die Eutfcheidung der fo eben aufgeftellten allgemeineren 
Streitfrage, und zwar zuerft des 

ad A1 

erwähnten Streitpuncts betrifft, fo findet ſich die Widerlegung der Behaup⸗ 
tung des beklagten Anwalts, daß die linke Rheinſeite zu den mit rechtsrheini⸗ 
ſchen Specialhypotheken verſehenen Trieriſchen Kammerſchulden nicht beizutra⸗ 
gen habe, ſchon in der obigen Ausführung, daß die Verpflichtung zur Ueber⸗ 
nahme der Schulden eines getheilten Landes nicht von deren hypothekariſcher 
Eigenſchaft, oder dem Beſitze der verpfändeten Gegenſtaͤnde, ſondern lediglich 
von dem Eintritte in die perſonlichen Verbindlichkeiten des aufgelöften Staats 
abhange, auf welhe demnach hier Bezug genommen wird. 

Nicht minder ungegründet hat die Behauptung des Beklagten Anwalts 
erſcheinen müſſen, daß die nach der Srangdfifchen Beſetzung der linken Rhein: 
feite contrahirten Trierifchen Landes- und Kammer-Schulden von der rechten 
Rheinfeite ohne Concurrenz der linken zu übernehmen feyen. 

Geſtützt wird diefe Behauptung auf die völferrechtlichen Prineipien über 
bie oocupatio bellica, welche von Seiten der Sranzöfifchen Regierung in den 
von ihr befesten linksrheiniſchen deutſchen Ländern flreng zur Anwendung ges 
bracht, auch in deutfchen reichsgeſetzlichen Beſtimmungen anerfannt, durch die 
Sriedensfhlüffe von Campo Formio und Lüneville, einen Sranzdiifch = Bayeri- 
fhen Tractat vom 21. Auguft 1801, den Art, 24 des Tilſiter Friedend und 

Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 12 


% 
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die Preuffifch-Wertphätifche Convention vom 28. Aprit 1811, Art. 2, be: 
ftätigt und auch der Billigkeit entfprechend ſeyen. 

Vernehml. $. 24, 28, 35, 59. 

Duplik $. 8, 35, 36 und nr. act. 45, 46. 

Alle diefe Argumente find jedoch theils au fi unrichtig, theild für den 
vorliegenden Fall nicht entfcheidend, 

Die von dem beflagten Anwalte aufgeflellten Principien, daß der Regent 
eines vom Feinde befebten Landes oder Landestheils für die Dauer der Be: 
ſetzung feiner Hoheitsrechte, namentlich ber Befugniß veriuftig werde, für den 
befesten Landestheil behuf der Bedürfniffe deffeiben Schulden zu contrahiren, 
daß Fein Bewohner des feindlich befesten Landestheild berechtigt fey, dem 
Landesherrn gegen den Feind Hülfe und Beiftand zu leiften — Principien, 
weiche dem Staate das Recht der Seibfterhaltung, dem eindringenden und 
vom wandelbaren Kriegsglüce begünftigten Feinde gegenüber, ſchmälern und 
unter Umfländen ganz unwirkſam machen würden — fünnen wir im Euro: 
päifchen Völkerrechte nicht begründet finden. Nur fo viel kann 

conf. Hugo Grotius de jure belli ac pacis L. III. cap. 6. 

$. 3, 4. 

Pufendorf de jure nat. et gent. L. IV. cap. 6. $. 14. 

Vattel droit des gens, L. IIl. chap. 13, 14. 

Martens precis du droit des gens, $. 280, 282, 283. 
als richtig anerkannt werden, daß der occupirende Feind die Regierungsredhte 
des Regenten nicht mehr auzuerfennen verpflichtet, fondern diefelben als auf 
ſich feibft übergegangen zu betrachten berechtigt ift. Diefelden Befugniffe muß 
er aber, fo lange der Krieg fortdauert, auch feinem Gegner einräumen. Auch 
diefer ift befugt, nur feine, nicht aber die Regierungshandlungen des Feindes 
ald gültig und rechtmäßig anzuerkennen, denn die letzteren beruhen nicht auf 
einem ihn verpflichtenden Recht ſtitel, fondern lediglich auf einem durch des 
Feindes überlegene Kräfte herbeigeführten factifchen Zuftande, welchem die 
augenblicklich ſchwaͤchere Partei ein Ende zu machen berechtigt ift, fobald das 
Webergewicht der Kräfte oder das Glück fih auf ihre Seite neigt. Dieß if 
der Grund des juris postliminii, vermöge deffen, fobald dem Feinde dad Ge: 
wonnene wieder entriffen wird, der frühere Nechtözuftand von felbft wieder 
eintritt, und ber Regent feine eigene Regierung rechtlich als nicht unterbrochen, 
die Regierungshandlungen des Feindes als nicht gefchehen zu befrachten bes 
rechtigt if. 

Don einem Postliminio fann zwar dann nicht die Rebe fein, wenn ber 
Feind bis zur Beendigung des Kriegs im Beſitze des occupirten Landes bleibt, 
und ber Krieg mit deſſen definitivem Verluſte für den bisherigen Regenten 
endigt, wie dieß in Anfehung der linkörheinifchen Trierifhen Lande der Fall 
geweſen ift. Wenn aber der Krieg nicht durch gänzliche und unbedingte 
Unterjochung des feindlich beſetzten Landes, fondern durch einen Friedensfchluß 
beendigt wird, in welchem der Feind fih von dem feined Beſitzes entfebten 
Regenten bad beſetzte Land abtreten läßt; fo exrfennt er dadurch ſelbſt an, daß 
er zur Begründung eines Rechte s an dem befesten Lande noch der Einwilli⸗ 
gung des abtretenden Regenten bedlirfe, duch welche diefer der Befugniß ent: 
fagt, durch Waffengewalt das Verlorene wieder zu erringen; er erfeunt da: 
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durch au, daß noch zur Zeit des Friedensſchluſſes der Beſiegte der rechtmäßige 
Inhaber der Staatögewalt fey, denn fonft würde er fich diefelbe nicht abtreten 
laſſen. Folglich muß er auch die Regierungshaudlungen ald gültig anerkennen, 
welche der abtretende Regent auf eine, nach der Verfaſſung des Landes rechts⸗ 
gültige Weife vorgenommen hat, und der Seitpunct der Megierungsnachfolge 
iſt nicht derjenige, in welchem dad Land befest, fondern derjenige, in weichem 
ed abgetreten wurde. Nur durch fpeciele Beſtimmungen des Friedenstrac⸗ 
tats würde dieſes rechtliche Verhältniß abgeändert werben können. 

Der Iinförheinifche Theil des Kurfürflenchums Trier wurde von Kaifer 
und Reich durch Urt. 6. des Lünevpiller Frieden an Frankreich abgetreten, . 
und es heißt in diefem Artikel, Daß der Kaifer im eigenen und im Namen des 
Deutfchen Reiche einwillige, 

a ce que la Republique Frangaise possede desormais en 
toute souverainete et propriete les pays et domaines situes 
a la rive ganuche du Rhin, et qui faisaient partie de l’Empire 
Germanique, de maniere que le Thalweg du Rhin soit desor- 
mais la limite entre la Republique Frangaise et l’Empire 
Germanique. 

Desormais aber bezeichnet die Zukunft, und fchließt die Vergangenheit 
aus, folglich, und da der Zractat ein Anderes nicht ausdrücklich beftimmt, 
war ber Beitpunct des Uebergangs der Negierungsrechte über die Trieriſchen 
Lande linker Rheinfeite auf Frankreich Fein früherer ald der 9. Februar 1801, 
und die Franzöfifche Regierung war verpflichtet, die Verbindlichfeit der Re⸗ 
gierungshandlungen, welche von dem Kurfürften von Trier innerhalb der ver: 
faflungsmäßigen Grenzen feiner Befugnifle bis zu diefem Zeityuncte vorge: 
nommen, und der Schulden, weiche von demfelben bis dahin contrahirt waren, 
für die linke Rheinfeite anzuerkennen, Gleiche Verbindlichkeit aber Liegt nach 
Art. 25. der Wiener Eongreßacte vom 9. Juni 1815 der Krone Preußen ob. 

Ein Undered würde anzunehmen feyn, wenn der Urt. 8. des Lüneviller 
Friedens die Scanzöfifche Nepublif von der Uebernahme der nach Ausbruch 
des Kriege noch contrahirten Schufden befreit hätte, denn durch eine folche 
Beſtimmung würde diefelbe auch von der Uebernahme der nach der Befesung 
der Iinkörheinifchen Zrierifchen Lande bis zum Lünevilfer Frieden contrahirten 
Schulden befreit feyn. Aber der Lüneviller Friedenstractat enthält eine folche 
Beſtimmung nicht. Ausdrücklich ift fie im Art. 8. nicht ausgefprochen, man 
künnte fie nur implicite in der Bezugnahme auf den Tractat von Campo⸗ 
Formio ausgedrückt finden. Aber auch dieß würde unzulaͤſſig feyn, denn da es 
im Art. 8. heißt: 

ainsi qu’il avait ete fait par les articles 4 et 10 du traite de 
Campo-Formio, ſo hat offenbar durch den Art. 8. des Lüneviller Friedens 
in Unfehung der Schuidenübernahme ein Princip aufgeftellt werden follen, in 
welchem beide angezogene Artikel des Friedens von Campo⸗-Formio überein: 
fimmten; dieß war aber nur hinfichtlich des Grundſatzes der Fall, daß mit 
den abgetretenen Ländern auch die dettes hypothequees sur le sol auf 
die Erwerber übergehen, nicht aber daß diefe von ben dettes contraotees 
avant la guerre befreit bleiben folfen, deun nur jene Regel ift in beiden 
Artikeln, diefe Beſchränkung aber ift nur im Art. 4. enthalten, bezieht fich 
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alfo nur auf die Schulden der Oeſterreichiſchen Niederlande, in Anſehung de: 
ren fie freilich durch den’ Art. 8. des Lüneviller Friedens nicht wieder anfge- 
hoben wurde, da die Abtretung diefer Provinzen an Frankreich, wie fie durch 
den Tractat von Campo: Formio gefchehen war, im Art. 2. des Lünenilier 
Tractats beftätigt ift. 

Dei den früheren Raftatter Friedensverhandlungen hatten allerdings die 
Sranzöfifhen Gefandten von den Schulden der an Frankreich abzutretenden 
Länder, welche auf die Franzöftfhe Regierung übergehen follten, diejenigen 
ansgefchloffen, qui auroient ete contractees a l’occasion et pour les 
frais de la guerre que l’Empire a faite à la Republique, 

Noten vom 28. Fructidor VI. und 12. Vendemiaire VII. (14. Sep: 
tember und 3. October 1798.) 
und die Reichöfriedensdepntation hatte endlich in diefe Beſchränkung gemilligt. 
Note vom 11. December 1798. 

Mber die Raftatter Verhandlungen haben Feinen Friedensfchluß herbeige: 
führt, und können nur da zur Interpretation des Lüneviller Friedens benutzt 
werden, wo auf diefelben ausdrüctich Bezug genommen ift, und dies ift hin- 
fihtlih des Schuldenpuncts nicht gefchehen. 

Auch der Reichsdeputationd: Hauptfchluß verräth in Keiner feiner Beſtim⸗ 
mungen die Abficht, die Franzöſiſche Republik von den nach ausgebrochenem 
Kriege noch contrahirten Schulden der abgetretenen Ränder zu befreien, in fo 
fern nicht Verträge der Franzöfifchen Regierung mit einzelnen Reichöftänden, 
deren der $. 38. gedenft, die aber für die übrigen Neichsflände nicht ver: 
pflichtend fein Fonnten, und zu welchen namentlich der angeführte Franzöfifch- 
Bayerifche Vertrag vom 21. Auguft 1801 gehört, ein Anderes mit ſich brin- 
gen. Eine Ausnahme mahen nah $. 83. ff. die Kreisfchulden derjenigen 
Reichskreiſe, weiche aus vechtd = und links-rheiniſchen Rändern zuſammengeſetzt 
waren, aber die Kreisſchulden find nicht Gegenſtand des vorliegenden Aus: 
trägalverfahrend und es treten bei denfelben auch danz andere rechtliche Der: 
häftniffe ein, al8 bei den Schulden einzelner, durch den Lüneviller Frieden zer 
ftücfelter Reichsländer. 

Die Franzöſiſche Regierung hat allerdings dem Art. 8. ded Lüneviller 
Friedens eine der Intention des beklagten Anwalts entiprechende Deutung 
gegeben, indem dad Kaiferliche Dekret vom 9. Vendeminire XII. nur die vor 
dem Kriege contrahirten Schulden der abgetretenen Länder zur Infeription in 
das große Buch der Franzöfifhen Staatsſchuld für geeignet erklärte. Diefes 
Decret ift aber ein einfeitiger Act der Franzdfifchen Regierung und Eonnte die 
rechtörheinifchen deutfchen Lande nicht mit Laſten befchweren, welche denfelben 
nach dem Lünevilier Frieden nicht oblagen. Und wenn nach Art. 24. des Til⸗ 
fiter Friedenscontractd und der Convention vom 28. April 1811, Art. 13., 
nur die Schulden, mit welchen die Damals abgetretenen Königlich = Preußifchen 
Provinzen ſchon vor dem Kriege belaftet waren, auf die neuen Beſttzer über: 
gehen follten; fo verpflichten diefe Tractate zwar die Pacidcenten, aber fie 
Fünnen nicht den Sinn des über andere Länder und unter andern Parteien ab: 
gefchloffenen Tractats von Lüneville beftimmen. 

An den Parifer Tractaten von 1814 und 1815 ift ed nur der Art. 9. 
der Separatconvention vom 20. November 1815, welcher die Anficht des bes 
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klagten Anwalts fcheinbar begründen Fünnte, denn derſelbe beftimmt, daß bei 
der Liquidation ber unbezahlt gebliebenen Zinfen derjenigen Schulden, welche 
nach den Kriedensfchlüffen von Campo-Formio und Lüneville von Frankreich 
hätten übernommen werden müflen, die Liquidationscommilfarien außer den 
Friedenefchlüffen auch die actes et lois du gouvernement francais sur la 
liquidation des creances de la nature de celles dont il s’agit zur 
Richtſchnur nehmen follen. Zu diefen actes et lois gehört das Decret vom 
9. Vendemiaire XIII, deffen Grundſatz, daß Frankreich nur die vor dem 
Kriege contrahirten Schuiden zu übernehmen gehabt habe, daher von den al- 
füirten Mächten vertragsmäßig anerkannt zu fein fcheint. Da jedoch die Eon: 
vention durch wörtliche Wiederholung des Art. 8. des Lüneviller Friedend 
deutlich beweift, daß es nicht die Abficht war, deffen Beſtimmung in irgend 
einer Beziehung abzuändern, fo kann jene DBorfchrift der Separatconvention 
wohl auf dad zu beobachtende Verfahren, aber gewiß nicht auf den materiellen 
Umfang der Verpflihtungen Frankreich bezogen werden, 

Durch reichsgefegliche Borfchriften, 3. B. dad Conclusum vom 16. Mai 
1710, die Reihsgutachten vom 17. Juni 1713 und 27. Mai 1734, 
25. März 1795, ift allerdings in einzelnen Fällen den Reichsfländen, welche 
durch feindliche Invafion und Verheerung ihrer Lande ganz oder theilmeife 
unvermögend geworden waren, ein Erlaß an den dem Reiche zu enfrichtenden 
Steuern bewilligt, aber diefe, die inneren Verhältniſſe des Deutfchen Reichs 

betreffenden Beflimmungen, Fönnen in den Verhältniſſen deutfcher Reicheftände 
zu einer auswärtigen Macht nicht ale Entſcheidungsquellen dienen. 

Was aber die von dem beklagten Anwalte angerufenen Gründe der Bil- 
ligkeit betrifft, fo würden diefe, wären fie auch noch fo dringend, bei der In— 
terpretation des Tractats von Lüneville nur in fo fern berückſichtigt werden 
Eönnen, ald nachgewiefen werden fünnte, daß und in welhem Maaße deffen 
Beflimmungen gerade aus diefen Billigkeitögründen hervorgegangen feyen, 
was aber überall nicht nachgewiefen ift. 

Wenn nun den bisherigen Ausführungen zufolge, die Franzöfifche Re: 
gierung verpflichtet war, alle vechtögültigerweife für den Linförheinifchen Theil 
des Kurfürftenthums Trier bis zum Lüneviller Frieden contrahirten Schulden 
‚zu übernehmen; fo würde dabei nach allgemeinen Rechtögrundfägen auf die 
Frage, ob die Contrahirung der Schulden im wahren Intereſſe und zum wirk- 
lichen Nutzen des Landes gefchehen war, nichts ankommen fönnen, denn eine 
contrahirte Schud ift für den Schuldner auch dann verpflichtend, wenn er aus 
derfeiben feinen Nutzen gezogen hat. In diefer Beziehung aber enthält der 
Art 8. des Friedens von Rüneville allerdings eine, der Sranzdfifchen Negie- 
rung vortheilhafte Beichränkung. 

Nachdem nämlich im Eingange des Artifeld der auch) in den Artikeln4. 
und 10. des Friedens von Campo: Formio enthaltene Grundſatz aufgefleltt ift, 
daß die Franzdfifche Republik die Schulden der abgefretenen Länder zu über: 
nehmen habe, folgt der befchränfende Zufaß: 

mais attendu les difficultes qui sont survenues à cet egard 
sur l’interpretation des dits articles du traite de Campo-For- 
mio il est expressement entendu, que la Republique Frangaise 
ne prend & sa charge que les dettes resultantes d’emprunts 
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formellement consentis par ces Etats des pays cedes on des 
depenses faites pour l’administration effective des dits pays. 

Frankreich hat daher nur übernommen: 

1) Schulden, die and landftändifch confentirten Anleihen herrühren; 

2) diejenigen Schulden, weiche aus den often der administration effec- 
tive der abgetretenen Länder herrühren. 

Was diefe zweite Elaffe der übernommenen Schulden betrifft, fo ift die Ad⸗ 
miniftration oder Verwaltung eines Landes nichts anderes, ald die Ausſibung 
.der Staatdgewalt in ihren einzelnen objectiven Beziehungen, oder die And: 
übung der Negierungsrechte. Die dettes resultantes des dé 4pẽnses faites 
pour l’administration effeetive des dits pays find daher diejenigen, melde 
wirftih ans den Regierungsbebürfniffen der abgetretenen Länder hervorge- 
gangen find, und umfaflen daher zmei Unterarten von Schulden: 

a) eigentlihe Rückſtaͤnde an Vermaltungsfoften, 3. B. an Gehaften ber 

Dienerfchaft, dffegflihen Baukoſten, für Lieferungen u. f. w. 

b) Schulden, 5. B. Anleihen, welche contrahirt murden, um Verwal⸗ 
tungsfoften zu tilgen, und dazu wirklich vermendet worden find, 
bei welchen daher par ratio wie bei den unter a) gedachten Schulden 
eintritt. 

Bei jedem einzelnen Schuldpoften, welcher von Frankreich äbernommen 
werden follte, hätte daher die Qualität einer eigentlichen Verwaltungsſchuld 
nachgewieſen werden müffen, der Iandftändifche Eonfend zu einer Anleihe aber 
fonnte mit gutem Grunde als ein Surrogat diefed Beweiſes angefehen wer⸗ 
den, machte daher denfelben überflüffig. 

Wenden wir und nunmehr zu den einzeinen Schufdpoften, in Anfehung 
deren die Krone Preußen die Concurrenzverbindlichfeit der Linken Rheinfeite 
beftreitet, fo gehört dahin: 

A. unter den Landesſchulden 

1) das Mülhens'ſche Antehen fländifchen Theild zu 208,666 Thlr. 
36 ib. und zwar einſtweilen abgefehen von der fpäter theilweife er: 
folgten Eintöfung der ausgegebenen Partialobligationen. 

Die Verpflichtung der Krone Preußen, diefe Schuld für den linksrheini⸗ 
fchen Theil des ehemaligen Knrfürftenthums Trier, mithin für das Obererz- 
ftift, und ben linksrheiniſchen Theil des Niedererzfliftd pro rata zu überneh⸗ 
men, wird nad Maafgabe des Art. 8. des Lüneviller Friedens begründet 
ſeyn, wenn dad Anlehen mit Tandftändifhem Eonfenfe contrahirt oder für die 
Bermaltung des Iinkörheinifchen Landestheils verwendet worden ift. 

Als landftändifch confentirtes Antehen kann daffelbe nur in Beziehung auf 
dad Niedererzftift, nicht aber in Beziehung auf dad Obererzflift angefehen 
werden, weil, twie der Plagende Anwalt einräumt, nur bie niedererzftiftifchen, 
nicht aber die ohererzſtiftiſchen ftändifchen Directorien an den Derhandiangen 
über die Eontrahirung der Schufd Theil genommen haben, die legteren aber 
auch zu denfelben wegen der bereitd erfolgten feindlichen Beſetzung der Stadt 
Trier nicht zugezogen merden konnten. Die Obligation vom 12. September 
1794 ift zwar, mie deren Eingangsworte ergeben, von des Niedererzſtifts 
geift: und weltlichen Standes Iandfchaftlihen Directoren, nicht bloß für fich, 
fondern auch im Namen der obererzftiftifchen geift: und weltlichen Direckoren 
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vollzogen, da fie aber hierzu von den obererzftiftifchen Directoren Keinen Auf: 
trag hatten, und die erfolgte Ratihabition der Ieuteren von dem Elagenden An⸗ 
malte nicht behauptet worden ift, fo Faun jene Erklärung der niedererzftiftifchen 
Directoren den Conſens der obererzftiftifchen nicht beweifen oder erfegen. — 
Nur in fo fern, wie das Anlehen ale dette r&sultante des depenses faites 
pour l’administration effective des Obererzftiftd anzufehen feyn möchte, 
würde daher die Krone Prenßen wegen dieſes Landestheils eine Mate deffelben 
zu übernehmen haben. 

In diefer Beziehung beruft dev Magende Anwalt ſ ch darauf, daß das An⸗ 
lehen zur Beſtreitung nothwendiger, dem ganzen Kurſtaate Trier verfaſſungs⸗ 
mäßig obgelegener Laſten, behuf deren die erforderlichen Steuern von fämmt: 
lihen Ständen bereits bewilligt und ausgefchrieben gewefen, und nur des 
Kriegsdranges wegen noch nicht hätten erhoben werden koͤnnen, beſtimmt ge: 
weſen und verwendet worden fey. 

Klage $. 15. Replik $. 12. 

Die Beftimmung oder der Zweck des Antehend aber ift an und für fi 
nicht erheblich; es Fomme vielmehr nach dem Art. 8. des Lüneviller Friedens 
baraufan, daß die angeblichen Gelder für die Verwaltungsbedürfniffe des 
Obererzſtifts wirklich verwendet feyen: denn nur unter diefer Vorausſetzung 
kann die Schuid in Beziehung anf das Obererzftift als dette resultante des 
depenses faites pour l’administration effective du pays angefehen mer: 
den. Unter diefer Vorausfegung aber war fie auch wirklich eine Schnid des 
Obererzftifts, weil die Herleiher von den obererzftiftifchen Ständen, ungeachtet 
dieſe den Darlehnscontract nicht mit abgefchloffen hatten, durch die condictio 
ex mutuo mit der adjectitia qualitas de in rem verso den für das Ober: 
eräftift verwendeten Theil des Anlehens zur Verfallzeit einzuflagen berechtigt 
geweſen ſeyn würden. E& würde auch der Verpflichtung der Krone Preußen 
zur Mitübernahme der Schuld wegen des Obererzfliftd nicht im Wege ftehen, 
daß diefer Randestheil zur Zeit der Contrahirung des Anlehens, der Einzahlung 
der angeliehenen Gelder in die niedererzftiftifhen Generaleinnehmerei:Caffen 
und ihrer Verwendung für die Bedürfniffe des Staats, bereitd vom Feinde 
beſetzt war, indem die dadurch herbeigeführte Trennung des Obererzftiftö von 
dem Kurftante, den obigen Ausführungen zufolge, nur ein factifcher Zuſtand 
war, und die Bemohner des Obererzftiftd von ihren verfaffungsmäßtgen Der: 
bindlichkeiten gegen den Staat nicht befreien Eonnte. Aber wenn anch ald ges 
wiß angenommen werden muß und von dem beflagten Anmalte nicht beftritten 
wird, daß das Unlehen an die Stelle eined Theild der im März 1794 von 
ſaͤmmtlichen vier erzftiftifchen Ständen behuf nothwendig gemordener Geſammt⸗ 
ausgaben des ganzen Kurſtaats für die Jahre 1793 und 1794 bemilligten 
und zur Erhebung ausgefchriebenen Steuern zu treten und diefen zu tilgen bez 
ſtimmt gewefen fen; fo conflirt doch nicht, daß diejenigen 264,000 Gut: 
den, weiche vor dem Abfchluffe des Friedens von Lüneville von den Herleihern 
eingezahlt worden find, zur Befkreitung der Ausgaben, behuf deren die Steuern 
bewilligt und ausgefchrieben waren, wirklich verwendet worden feyen, viel: 
mehr ift diefed von dem beklagten Anwalte in Abrede geftellt. Diefer fackifche 
Umftend muß daher durch eine Beweisführung in rechtliche Gemwißheit ge: 
fept werden, und ba bad Herzogthum Naffau auf denfelben feinen Anfpruch 


c 
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anf Concurrenz des Obererzftiftd gründet, fo Hegt dein Hagenden Anwalte die 
Beweislaſt ob. Hierdurch rechtfertigt fich die Beweisauflage unter IE, A, 1, a 
des Erkenntniffes. Wenn diefer Beweis geführt und gegenbemweistich nicht eli⸗ 
dirt werden ſollte; fo wird derjenige Betrag des Anlehens, in Anfehung deſſen 
beides der Fall feyn wird, ald eine Schuld des ganzen Kurſtaats Trier anzu: 
fehen und nach dem für Landesfchulden diefer Art feſtgeſetzten Verhältniſſe 
von beiden Nheinfeiten dergeftatt zu übernehmen feyn, daß davon 82%, Pro: 
cent auf die finfe und 17% Procent auf die rechte Rheinfeite fallen. Im fo 
fern hingegen der gedachte Beweis nicht geführt oder gegenbeweislich elidirt 
werden möchte, ift der bis zum Lünevilfer Frieden realifirte Theil des Anle: 
hend alleinige Schuld des Niedererzftiftd beider Nheinfeiten, und hat davon 
die linke Rheinfeite 60, die rechte AO Procent zu übernehmen. 

Des Beweiſes der Verwendung für die linke Nheinfeite bedarf es in Be: 
ziehung auf das Miedererzftift nicht, weil die niedererzftiftifchen Stände zu der 
Anleihe confentirt Haben, und die feindliche Beſetzung des linksrheiniſchen Theile 
des Niedererzftifts zur Zeit der Einzahlung eines Theild der angelichenen 
Gelder unerheblich ift. 

Nach Abſchluß des Lüneniller Friedens find von dem Mülhens'ſchen An: 
lehen noch 49 Partialobligationen zu dem Nominalwerthe von 49,000 Gut: 
den in Umlauf gefebt, und mit dem Erlöfe getilgt: 

a) an rückſtändigen Binfen nach übereinflimmenbder Angabe beider ‘Theile 

20,000 Gulden, 
num. act. 11, p. 43. und num. act. 25, p. 28. 
und nach der fernern Behauptung des klagenden Anwalts, welche 
vom beflagten Anmwalte mit Stillſchweigen übergangen ift, 1,141 Gul⸗ 
den 40 Kreuzer, 
num. act. 11, p. 43. 
P) als Prolongationsprämie für das gefammte Anlehen incl. des Came⸗ 
ralantheils find verwendet 25,000 Gulden, 
num. act. 11, p. 43. num. act. 25, p. 28. 
und ed werden 
y) als Verluſt an dem Nominalmerthe der nur zu 94 Procent ausgege: 
benen Obligationen vom Elagenden Anwalte berechnet 2,940 Gulden, 
num. act. 11, p. 43. 

Die Berechnung des klagenden Anwalts überfteigt die Summe von 
49,000 Gulden um 81 Gulden 40 Kreuzer. Da aber derfelbe diefen unbe: 
deutenden Betrag nur ante lineam aufgeführt und die Concurrenz der linken 
Rheinſeite zu demfelben nicht gefordert hat, fo hat man gerichtefeitig denfel- 
ben nicht befonders berüdfichtigt. 

Was aber die Concurrenz der linken Rheinfeite zu den gedachten Poften, 
und zwar, 

ad «) 

den Binfen 
anlangt, fo folgen fie vermöge ihrer accefforifhen Natur dem Capitale. Iſt 
diefes daher eine Schuid des ganzen Kurſtaats, oder nur Schuld des Nieder: 
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erzftifts, fo waren ed auch die zu bezahlenden Zinfen, und folglich ift ed auch 
die zu deren Tilgung durch Ausgabe der Partintobligationen contrahirte 
Schuld. Von dem Refultate des dem Fagenden Anwalte auferlegten Beweifes 
wird ed daher auch abhangen, ob’ und in wie weit der Betrag der für -die 
Zinsrücdktände auögegebenen Obligationen ber linken Rheinfeite zu 8244 Pro 
cent, oder nur zu 60 Procent zur Laft fallen muß. Da es jedoch bei erman- 
gelnder Erklärung des beflagten Anwalts, ob die vom Elagenden Anmalte be: . 
rechneten 1,141 Gulden AO Kreuzer wirklich zur Abtragung von Binfen des 
Mürhens’fchen Anlehens verwendet find, über diefen Punct noch an rechtlicher 
Gewißheit gebricht, fo Hat von dem beklagten Anwalte hierüber eine beflimmte 
Erflärung gefordert werden müſſen, und wird, wenn diefe verneinend ausfallen 
folfte, der Elagende Anwalt, außer dem oben erwähnten, auch noch den unter 
II, A, 1, b des Erkenntniſſes normirten Beweis zu führen haben. 

adpf) 
die Prolongationsprämie von 25,000 Gulden 
betreffend, von welcher 7,500 Gulden für den Cameralantheil gezahlt feyn 
ſollen, fo ift die Krone Preußen zu derfelben weder für die obererzftiftifchen 
Stände, noch für die niedererzftiftifchen Stände linker Rheinſeite zu concurriren 
verpflichtet. 

Der klagende Anwalt läßt es im Dunkeln, ob die Gebrüder Mülhens, 
welchen der Abſatz der nach dem Lüneviller Frieden noch ausgegebenen Par: 
tialobligationen anvertraut war, die Prolongationsprämie ohne vorgängiges 
befondered Verfprechen und etwa nur mit gleichzeitiger oder nachgefolgter aus⸗ 
drücklicher oder ftilffchweigender Genehmigung der nach dem Lüneviller Frieden 
rechts des Rheins beftandenen Trierifchen Finanzverwaltung an dem abzulie⸗ 
fern gewefenen Erlöfe der abgefebten Obligationen gekürzt Haben, oder ob fie 
dazu durch ein vorhergegangened Verſprechen autorifirt waren, und ob diefes 
Verfprechen ihnen erft nach oder ſchon vor Abſchluß des Lüneviller Friedens 
gegeben war. Es ift Dadurch nothwendig geworden, bei der Enticheidung alle 
diefe verfchiedenen Fälle zu berückſichtigen. 

Wenn demnach 

1. 
den Gebrüdern Mülhens die Prolongationsprämie nicht befonders verfpros 
chen war, fo würde der Rechtegrund für die Concurrenz der linken Rheinfeite 
lediglich in der, für dieſelbe nüslichen Verwendung der Prämie zu fuchen 
feyn. Für die linke Aheinfeite aber Hatte diefelbe Teinen Nuben, denn wenn: 
auch das Anlehen im September 1800 hätte zurücgezahlt werden müſſen: 
fo Fonnte ed doch Feiner Geldopfer bedürfen, um die Gläubiger zu einer Stun: 
dung zu bewegen, zu welcher fie durch die damaligen Zeitumflände ſchon ge: 
nöthigt waren, indem der DVerfuch, von der damals feindlich beſetzten linken 
Rheinfeite im Wege der Klage ihre Befriedigung zu erhalten, ohne Zweifel 
erfolglos geblieben feyn würde. Gegen die rechte Rheinſeite würde vielleicht 
eine Klage auf Rückzahlung des ganzen Anlehens möglich geweſen feyn, und 
wäre fie erhoben worden, fo würde die rechte Rheinſeite, vorausgefeht, daß 
die nügliche Verwendung bed Anlehens für bie linke Aheinfeite zu ermeifen 
gewefen wäre, zu einem Negreßanfpruche gegen diefe berechtigt gemeien ſeyn; 
aber der Realifirung eines ſolchen Anſpruchs würden fich diefeiben Hinderniſſe 


186 Abth. TI. Abſchn. 3. $. XL. — A. Erldgte Fälle, 


ewsgegeigeftellt haben, weiche die Gläubiger bei einer unmittelbar gegen ‚bie 
linke Rbeinfeite erhobenen Klage gefunden haben möärben. 

Wenn 

2. 

den Gebrüdern Mülhens die Prolongatiousprämie beſonders verſprochen 
war, ſo kann dieß entweder vor oder nach dem Abſchluſſe des Lüneviller 
Friedens geſchehen ſeyn. Im letztern Falle war das Verſprechen für die nun⸗ 
mehe zu Frankreich gehörige linke Rheinſeite offenbar unverbindlich, da die 
rechts des Rheins beftehende Trieriſche Finanzverwaltung nicht im Stande 
war, durch ihr Verſprechen ber franzbfifchen Republik eine Verbindlichkeit 
aufzuertegen; auch in diefem Kalle würde es daher nur auf die Nüstichkeit 
der Verwendung für die linke Rheinſeite ankommen, an welcher es gezeigter⸗ 
maaßen fehlte. 

War aber das Verſprechen ſchon vor Abſchluß des Lüneviller Friedens 
gegeben, ſo wird es doch ohne Zweifel nicht vor dem Rückzahlungstermine, 
alfo nicht vor dem September 1800 erfolgt ſeyn, mithin koͤnnen die obererz⸗ 
ſtiftiſchen Stände an demſelben keinesfalls mit Theil genommen haben, folglich 
durch daſſelbe nicht verpflichtet ſeyn, und auch hier würde daher wieder Alles 
von der nicht vorhandenen versio in rem abhangen. Ein Verſprechen der 
Stände des Riedererzſtifts würde zwar, der feindlichen Beſetzung ungeachtet, 
auch deſſen linksrheiniſchen Theil zur Abtragung feiner Rate, aber nicht den 
techtsrheinifchen Theil zu deren Berichtigung an die Gebrüder Mülhens 
verpflichtet haben. Die Bezahlung diefer Hate würde demnach ein Vorſchuß 
füe den linksrheiniſchen Theil des Niedererzſtifts, und der vechtörkeinifche 
Theil, weicher durch diefelbe den linksrheiniſchen von der DBerpflichtung, den 
Gebrüdern Mülhens die verfprochene Prämie pro rata zu bezahlen, libe: 
yirte, Erſtattung des Vorſchuſſes zu fordern berechtigt geroefen fepn. Da aber 
der Flagende Anwalt ein vor dem Lünevilfer Frieden den Gebrüdern Mül⸗ 
hens gegebened, für die linke Aheinfeite bindendes Verſprechen nicht behaup: 
tet hat, fo hat auch darauf Feine Rüdficht genommen werden fönnen, 

ad y) 

Den Verluft am Nominalmerthe der ausgegebenen Obligationen mit zu 
tragen, kann die linke Rheinſeite ebenfalls nicht verpflichtet ſeyn. 

In fo fern dieſer Verluſt fi an denjenigen Obligationen ereignet hat, 
welche zur Berichtigung der Prolongationeprämie verwendet worden find, ev: 
gibt jich dieß aus dem vorftehenden Bemerkungen über die Prolongationsprämie 
von feldft. In fo fern hingegen der Verluſt an den, zur Berichtigung rückſtän⸗ 
Diger Zinfen ausgegebenen Partinlobligationen eingetreten ift, kann deffen theil⸗ 
weife Hebernahme der-linfen Aheinfeite nicht angefonnen werden, weil, wenn 
gleich die vorfhußmeife gefchehene Berichtigung der linksrheiniſchen Zinfenrate 
eine Forderung der rechten gegen die linke Rheinfeite begründete, doch die 
Trierifche Finanzverwaltung rechter Rheinfeite die dazu erforderlichen Gelder 
unter fo läftigen Bedingungen herbeigufchaffen um fo mehr hätte Anſtand neh⸗ 
men follen, als fie zur Leiſtung eines Vorſchuſſes für die Linke Rheinſeite dies 
fer rechtlich nicht verpflichtet war, und die Nichtberichtigung der linksrheiniſchen 
Zinfenrate unter den damaligen Umſtänden für Die linke Aheinfeite keine bes 
fonderen Nachtheile herbeiführen konnte. 
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Die Coneurrenzverbindfichkeit der linken Rheinfeite ift 

2) beftriften in Anfehung der als eine unverzinsliche Forderung von Pri⸗ 
vatperfonen an den ganzen Kurſtaat Trier in dem Hägerifchen Generalverzeich⸗ 
niffe unter II, A, 1 aufgeführten, noch nicht alfenthatben liquiden Pofition von 
100,705 Thlrn. 52 Alb. 

Was in Anfehung diefer Pofttion den status controversiae beteifft, fo 
ift diefelbe aus mehreren Schufdpoften zufammengefebt, nämlich: 

a) Lieferungen an das Militär, 

b) Lieferungen zur Feſtung Ehrenbreitftein, 

ce) Penſions- and Gehaltsrückſtaͤnde von Militärperfonen, 

d) Penfions = und Gehattsrückftände landſchaftlicher Diener, 

e) Silderlieferungen zur Münze. | 

Nach der Erklärung des beklagten Anwalts in der Dernehmlaffung 
pag. 102. ift die Eoncurrenzverbindlichfeit der linken Rheinſeite zu dev For⸗ 
derung lit. e gar nicht, und zu ber Forderung lit. o info fern nicht beftvittem, 
als die Rückſtände dem inactiven Militär zukommen. Zu den Poſten a und 
b, für Lieferungen an das Militär und die Feſtung Ehrenbreititein ver- 
weigerte zwar ber beflagte Anwalt, p. 100. der Vernehmiaffung, die Concur⸗ 
venz der linken Rheinſeite, in fo fern die Lieferungen nach der franzöfffchen 
Beſetzung des linten Rheinufers erfolgt feyen, da aber die Duplik, p. 148, 
die berichfigende Bemerfung enthält, daß die aus Lieferungen entflandenen 
Forderungen in die Zeit vor der feindlichen Occupation ber linfen Nheinfeite 
falten, fo find fämmtliche Lieferungsſchulden nicht mehr flreitig umd bleiben 
daher nur egenftände der Entfcheidung. 

ad c) Gehaltsrückſtände activer Militärs, 

ad d) Gehalts- und Penftonsrücktände Iandfchaftlicher Diener, 

Beide Pofitiviten gehören, dem Grunde ihrer Entflehung nach, und ba 
insbefondere den Kurtrierifchen Landfländen eine wirkliche Theimahme an der 
Staatsverwaltung zuftand, den wirklichen Vermaltungsfchulden an. Die Wei- 
gerung der Krone Preußen, den and der Periode ber franzdfifchen Beſehung 
herrührenden Theil derfeiben pro rata zn Übernehmen, ift, den obigen Bemer: 
tungen über die occupatio bellica zufolge, rechtlich ungegrümdet. Wenn aber 
ber beklagte Anwalt ad ce indhefondere anführt, daß der Gehalt des activen 
Militärs fehr bald auf die Reichscontingents-Reluitionscaſſe übernommen fey, 
fo hat auch diefe Einwendung als unerheblich erfcheinen müſſen, well Bas 
Kurtrierifche active Militär, wenn ed auch einen Theil der Reichdarmee aus: 
machte, doch immer im Dienfte des Kurtrierifhen Staats blieb, und vermöge 
des Dienftcontractd feine Befoldung von dieſem zu fordern hatte, wenn es 
nicht and der gedachten Reichscaſſe wirftich befriedigt fenn follte. Wenn es 
aber die Abficht des beftagten Anwalts geweſen feyn follte, die and der er: 
wähnten Heihscaffe wirklich erfolgte Zahlung zu behaupten, fo gehört die Ent: 
ſcheidung darüber nicht zur Competenz des Austrägaigerichts. Eben fo wenig 
bat die Bemerkung bes beklagten Anwalts berüdficytigt werden Können, daß 
bie linke Rheinfeite ad d nur dann zur Coneurrenz verpflichtet ſeyn werde, 
wenn die landſchaftlichen Angeftellten von Frankreich nicht fehon befriedigt feyn 
foliten, denn auch diefe Frage gehört nicht zur Competenz bes Austrägal: 
gerichts. 
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Auf die Herzogtich- Naffauifcher Seite vorgeſchützte Replik, daß die Krone 
Preußen die Eoncurrenzpflicht der linken Rheinfeite zu beiden Poften anerkannt 
habe, komme unter diefen Umſtänden nichts an. Beide Pofitionen fallen daher 
‚zu 82% Procent auf die linke und zu 1714 Procent auf die rechte Rheinſeite. 

Unter der nämlichen Claſſe von Randesfchulden wird 

3) Herzoglih:Naffauifcher Seite unter Num. 4. eine Forderung der 
Kurtrierifchen Hoflammer und deren Localvecepturen zu dem noch illiquiden 
Betrage von 60,529 Thin. 1014, Alb. aufgeführt, welche von dem beklagten 
Anmalte zu 65,529 Thirn. 1014, Alb. berechnet wird. Streitig ift die Con⸗ 
eurrenzverbindlichleit der linken Aheinfeite in Beziehung auf eine unter diefer 
Mofition begriffene Forderung von 42,532 Chin. 7. Ab. für das Behufs 
der Randesvertheidigung zur Münze gelieferte Kurfürſtliche Sitber, und die 
Differenz von 5,000 Thien. in dem Gefammtbetrage der Pofition hat ihren 
Grund darin, daß der Flagende Anwalt die auf den Cameralantheil ded Mül⸗ 
hens’fchen Antehens fallende Rate der Protongationsprämie mit 5,000 Thirn. 
von den Forderungen der Hoffammer compensando abſetzt. 

Als Argument des befiagten Anwalts gegen die Concurrenzverbindtichfeit 
ber linken Rheinſeite zu der Forderung für gelieferted Silber erfcheint wiederum 
- bie unerhebliche occupatio bellica. Wenn aber der beffagte Anwalt außer: 
dem noch den Beweis verlangt, daß der Kurfürft das Silber in der Abſicht 
zue Münze geliefert habe, fich deſſen Werth dereinft erftatten zu laffen, 

Vernehml. $. 45. Duplik $. 51. 
fo haben wir es nicht für flattnehmig erachten können, den klagenden Anwalt 
mit einem folchen Bemweife zu befchweren, weil der beklagte Anwalt nicht in 
Abrede ſtellt, vielmehr einräumt, daß die gefammten Koften der Landesver: 
theidigung nach der Kurtrierifchen Landesverfaffung auf den Steuern ruhten, 
folglich das eingelieferte Silber ſich ats ein den landſtändiſchen Caſſen gelei- 
fteter Vorſchuß verhielt, und die Übficht, zu fchenken, rechtlich nicht vermuthet 


werden kann. Don den ſtreitigen Schuldpoſten hat daher die linke Rheinfeite 


82%, Procent und die vechte 1714 Procent zu übernehmen. 

Was aber die Differenz von 5,000 Thlrn. betrifft, fo hat die Kürzung 
diefer Summe an den Forderungen der Hoflammer für unftatthaft erklärt 
werden müffen, weil aus den unten bei dem Gameralantheile des Mülhens'⸗ 
(hen Anichens zu erwähnenden Gründen, die linke Rheinfeite zu der den Ge: 
brüdern Mülhens vermwilligten Prolongationsprämie zu concurriren nicht 
ſchuldig ift. Ä 

Die Soncurrenzverbindfichkeit der linken Rheinfeite wird vom beklagten 
Anwalte ferner beftritten, 

4) in Anſehung der unter II, B des Generalverzeichniffes aufgeführten 
Forderung von Privatperfonen an beide Stände ded Niedererzſtifts wegen 
Depofiten. Die ganze Pofition beläuft fih auf 21,695 The. A Alb. 

Bon diefer Sumnie erkennt die Krone Preußen 

a) 12,515 Chir. 454, Alb. als gemeinfchaftliche, von beiden Rhein: 

feiten zu übernehmende Schuld beider niedererzftiftiihen Stände an, 
ed falten daher von derfelben 60 Procent auf die linke, und 40 Pro: 
cent auf die vechte Rheinfeite. — Dagegen beftreitet die Krone 
Preußen, | 
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b) die Verpflichtung der linken Nheinfeite, zur Wiedererflattung bes im 
Januar 1795 in die auf der rechten Rheinfeite etablirt gemwefene 
Kriegscommiffariat : Caffe eingezahlten, zur Trombettaifchen Eon: 
cursmaſſe gehörig gemwefenen Depofiti von 3,923 Thlrn. 4 Alb. zu 
concurriren, weil damals die linke Rheinſeite von den Franzäfifchen 
Truppen bereitd befegt geweſen fey, und erflärt 

c) den Reft von 5,256 Thlrn. 514 Alb. auf den Grund der gegebenen 

und durch Production mehrerer Actenſtücke (Anlage K der Duplik 
fammt Unteranfagen 1 — 13) belegten factifhen Darftellung für 
eine alleinige Schuld des niedererzftiftifchen weltlichen Standes. 
Bernehmt. $. 48. Duplif $. 52 — 56. 
Ep viel nun 
ad b 
den Streit wegen des Trombettaiſchen Depoſitums ad 3,923 Thlr. 4 Alb. 
betrifft, fo gehört diefe Pofition zu den dettes resultantes des depenses 
faites pour l’administration effective des pays, denn die gedachte Summe 
ift in die zur Beftreitung der Kriegskoſten beftimmte Trierifche Centralſtaats⸗ 
caſſe eingezahlt, und die feindliche Beſetzung der linken Rheinſeite Fonnte diefe 
von ihrer Verpflichtung, zu den Kriegslaften beizutragen, nicht befreien. Die 
linke Rheinfeite hat daher von obiger Summe 60 Procent und bie vechte 
40 Procent zu übernehmen. 
Dagegen ift 
ad c 
die Streitfrage wegen des Reſtes von 5,256 Thin. 514, Alb. zur Entſchei⸗ 
dung nicht genügend vorbereitet, indem der Flagende Anwalt fih über die in 
den 88. 52 bis 54 der Duplik angeführten factiſchen Verhältniffe und den 
Inhalt der gedachten Anlagen noch nicht erklärt hat. Es hat daher unter II, 
A, 4 des Erfenntniffes, demfelben die Verhandlung der erforderiichen! Grftä- 
rung vorgängig auferlegt werden müffen. 

Die Eoncurrenz der linken Rheinfeite wird ferner verweigert, 

5) zu den unter II, B des Generalverzeichniffes aufgeführten Forderungen 
des Steuerboten Pfeifer an den geiftlichen Stand des Niedererzfliftd wegen 
rüchftändigen Gehalte ad 132 Thlr. 33 Alb., und verfchiedener landſchaft⸗ 
licher Ungeftellten an den weltlichen Stand des Niedererzflifts wegen Gehalts: 
rückſtands zu 475 Thlrn. Der aufgeftellte Weigerungsgrund aber, daß nicht 
conftire, wie die Officianten auch auf der IMifen Rheinfeite in Thätigkeit 
gewefen feyen, 

Vernehml. $. 52. 53. 
ift unerheblich, indem ihr rücfländiger Gehalt fchon dann zu den frais de 
Yadministration effective gehört, wenn fie nur, was ber beklagte Anwalt 
nicht beftreitet, zu dem für die linke Rheinfeite angeftellten Dienftperfonaie 
gehörten. Es haben daher beide Poften unter II, A, 4 des Erfenutniffed der 
linken Rheinfeite verhältnißmäßig zur Laſt gefebt werden müffen. 
B. i 
Die Kammerfhulden anlangend, fo wird die Concurrenzverbindlichkeit 
der linken Rheiſeite beftritten, 
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1) in Anfehung der Forderung der Wenzelifchen Fideicommißerben zu 
1,549 Then. 1814 Ab. (I. 10. des Generaiverzeichhiffes) ; der angeführte 
Weigerungsgrund, 

Vernehmlaſſung p. 115, Duplik p. 167, 

daß die Schub nach ber feindlichen Occupation der linken Rheinfeite entitan- 
den fen, ift unerheblih. Dagegen conflirt noch nicht, daß der Betrag derfelben 
zu den frais de l’administration effective gehöre, indem, um diefed als ge: 
wiß anzunehmen, die Unführung des beflagten Anwalts, daß die Gelder im 
Unftrage der Oberlandescommiffion durch den Hofrath und Geheimfecretär 
Liel ex deporito des Landrentamts genommen, umd diefem, unter der Be: 
dingung, fie auf richtestichen Befehl ſammt 5 Procent Zinfen fofort zu refli- 
£uiren, zur Beftreitung laufender Ausgaben übergeben ſeyen, nicht 
genügt, fondern ihre Verwendung zu Kurtrierifchen Staatsverwaltungsfoften 
würde erhellen müſſen. Der Beweis dieſes Umftandes ift daher dem klagen⸗ 
den Anwalte unter II, B, 1 des Erkeuntniffes auferlegt worden, und hat dem: 
nächft die Linke Rheinſeite von der erweistih zu machenden Summe 34 zu 
übernehmen. 

2) In Unfehung ber Forderung der Kellerei Engers von 804 Thirn. 
30 Alb. (I, 11 des Generalverzeichniffes) wird die Concurrenzverbindlichkeit 
der linken Rheinfeite beftritten, weit diefe Pofition überhaupt Feine wirkliche 
Kammerſchuld fey, fondern nur auf Rechnungsformalitäten beruhe, und daher 
niht Gegenftand der Auseinanderfegung ſeyn könne, 

Dernehmt. 6. 56, 58, 61, 
welche Behauptung von dem Flagenden Anmwalte mit Stillſchweigen übergan: 
gen wird. Da num, wenn diefelbe begründet feyn follte, eine Entfcheidung über 
die Dertheilung dieſes Poftens überflüffig feyn würde; fo ift unter II, B, 2 
des Erfenntniffes dem Flagenden Anmalte die erforderliche Erklärung aufer- 
legt worden. 

3) In Betreff der Cautionscapitalien Kurtrieriſcher Leibgardiften 
zu 1810 Thlru. 19%, Ad. ift der gegen die Concurrenzverbindfichkeit der lin⸗ 
fen Rheinfeite angeführte Grund, daß die in die Hoffammercaffe eingezahlt 
gewefenen Gautiondgelder den Eaventen bei der nach dem Lüneviller Frieden 
erfolgten Aufldfung der Leibgarde und Zurücklieferung ihrer filbernen Armatur: 
ftücke hätten zurücdgezahlt werden müſſen, die Schutd mithin nach der feind- 
lichen Beſetzung der linken Rheinfeite entftanden fey, 

Vernehml. $. 55, 61. Duplik $. 58, 

unrichtig, denn durch die Zurücktieferung der Armaturſtücke wurde nne die 
Fälligkeit, nicht die Entflehung des Anſpruchs der Caventen bedingt; er ift 
aber auch unerheblih, denn die Beſetzung der linken Rheinſeite durch Tranzd: 
fifche Truppen konnte niemals Die Kurtrieriſche Hoflammer von der Verpflich⸗ 
tung theitweife befreien, die ihr anvertrauten Gelder zurückzuzahlen. Es hat 
daher, wie unter II, B, 3 bed Erkenntniſſes gefchehen, entfchieben werden 
mäffen. — Streitig ift 

4) die Eoneurrenzverbindlichleit der linken Rheinſeite zu den in dem Ge⸗ 
neralverzeichniffe unter II, 15, d und e ald Kammerfchulden mit Iinkörheinis 
fen Speciaihnpothelen aufgeführten Forderungen bes pormaligen Bartholo⸗ 
mänsftiftes zu Frankfurt am Main im Betrage von 3,333 Thin. 18 Alb. 
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und bes vormaligen Collegiatſtifts unferer Sieben Frauen auf dem Berge 
dafelbft ad 9,333 Thlr. 18 Alb. 

An Anfehung der Forderungen von Eorporationen, Inſtituten und milden 
Stiftungen ik man auf den Grund des 6. 37. des Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
fohluffes darüber einverflanden, daß diefelben, 


a) 


ed mögen die Trierifchen Stände oder bie Trieriſche Hofkammer 
Schuidner gewefen, und die Eorporationen, welchen die Forderungen 
zuftanden, mögen noch fortbeftehen oder aufgehoben ſeyn, in ſoweit 
als die andere Rheinfeite die Echulbnerin war, der Depofition 
der dafigen Regierung anheim gefallen und erlofchen feyen; 


b) daß Hingegen die Forderungen ſolcher Inſtitute und Eorporationen, 


welche auf der rechten Rheinſeite ganz oder theilweiſe fortbeſtehen, 
in ſo fern noch fortdauern, als die rechte Rheinſeite die Schuldnerin 
iſt, daß daher bei allen Forderungen dieſer Art, welche gemeinſchaft⸗ 
liche Schulden beider Rheinſeiten waren, zum gwea⸗ der Entſcheidung 
des gegenwärtigen Rechtsſtreits ausgemittelt werden müſſe, wie viel 
die rechtsrheiniſche Schuldrate betrage; 

daß daſſelbe theilweiſe auch von den Forderungen linksrheiniſcher oder 
ganz aufgehobener Inſtitute und Corporationen gelte, indem dieſe, 
ſo weit ſie der rechten Rheinſeite zur Laſt ſtanden, nach der Verfaſ⸗ 
fung bed Herzogthums Naſſau auf den Naſſauiſchen Domanialſiscus 
übergegangen, und daher, fo weit Trieriſche landſchaftliche Caſſen 
die Schuibnerinnen waren, ber rechtörheinifche, ehemals Trieriſche 
Landestheil jetzt Schuidner ber Herzoglich-Naffanifchen Kammercaffe 
fey ; in fo fern hingegen die Trieriſche Hoffammer:Eaffe die 
Schuldnerin war, alle Forderungen Iinkörheinifcher oder ganz aufge: 
bobener Inſtitute und Eorporationen durch den Uebergang der links⸗ 
rheinifchen Rate auf den Königlich: Preußifchen und ber rechtörheini- 
(hen auf den Herzoglich- Naffauifchen Fiscus per confusionem er: 
Iofchen ſeyen, und daher aus der jetzigen Auseinanderſetzung ganz 
hinwegfallen. 

Klage $. 16. Vernehml. $. 12. 


In Gemäßpeit diefer Grundfäge haben beide hohen ftreitenden Theile in 
die Vertheilung aufgenommen: 
a) diejenigen Forderungen von Inſtituten und Enrporationen, 


deren der rechten Rheinfeite zur Laft fallenden Rate den 
urfprünglihen Gläubigern geblieben ift, und dahin gehören 
(nach den Rubriken des klaͤgeriſchen Generalverzeichniffes) 


unter den Landesfhulden, und zwar 


I. 


den verzinslichen 

B, 2,b, 1, 4 der niedererzftiftifhen geiftlihen Stände an rechts⸗ 
theinifche nicht unterdrückte Inſtitute 800 Chir, wovon 300 Thlr. 
dem Chrenbreitfteiner Local = Armenfond, und 500 Thlr. dem 
Landcapitel zu Engers zuftehen, ferner an Inſtitute, welche auf 
der Tinten Rheinfeite aufgehoben find, auf der rechten aber fortbe: 
ftehen, 8,536 Chir. 17 Alb., ſodann 

B, 2, db, 2, 8 der niedererzftiftifchen weltlihen Stände an rechts⸗ 
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rheiniſche nicht unterdrückte Inflitute 1,000 Thaler, an beiden Rhein: 

feiten gemeinfchaftlihe nicht unterdrückte 12,989 Thlr. 18 Alb., 

von den urfprünglichen Schuiden des ganzen Kurflaats der Poſten 

Num. 2 an rechts bed Rheins noch beftehende Inftitute 590 Chlr. 

45 Alb. 

unter den Kammerfchulden, 

1, 8. die Forderung des Bürgerhospitald zu Limburg 666 hir. 
36 Alb., 

b) diejenigen Forderungen von Inftituten und Corporationen, beren 
der rechten Rheinfeite zur Laft fallende Rate andgemittelt werden 
muß, weil fie auf den Herzoglih:NRaffauifhen Domanial: 
fiscus ald Gläubiger übergegangen ift; und dahin gehören 
unter den Landesſchulden 
I, B, 2, a, 3 verzinsfiche beider niedererzfliftifhen Stände an 

aufgehobene Inftitute 5,625 Thlr. 

I, B, 2, b, 1, ß verzindtiche der niedererzfliftifchen geiftlichen 
Stände an linksrheiniſche nicht unterdrückte Jufkitute 7, 600 Thlr., 
und an aufgehobene Inſtitute 88,154 Thlr. 28 14 Alb. 

I, B, 2, b, 2, 4 der niedererzftiftifchen weltlichen Stände an 
Iinförheinifche nicht unterdrüdte Inſtitute 18,850 Thlr. und 
aufgehobene 53,877 Chir. 36 Alb. Die Differenz in Anfehung 
des Detrags diefer Pofitionen, indem ein der Kapelle zu Polch 
äzuftehendes Capital von 400 Thirn. Herzoglich:Naffauifcher 
Seits der erften, Königlich: Preußifcher Seitd der zweiten Po: 
fition hinzugerechnet wird, ift ohne Einfluß, da beide Pofitionen 
gleichen Grundfägen unterliegen. 

II, A, 3 unverzindliche des ganzen Kurſtaats an. aufgehobene In⸗ 
flitute 7,151 Thlr. 


In Anfehung aller diefer Schutdpoften waltet über den Betrag der rechts: 
rheinifchen Rate nach den aufgeftelften Theilungsverhäftniffen Fein Streit ob, 
und hat daher das Austrägalgericht Feine Veranlaffung zu einer abzugebenden 
Entfoheidung gefunden. - 

In Betreff der oben erwähnten, unter den Kammerſchulden mit linksrhei⸗ 
nifhen Speciathppothefen aufgeführten Forderungen ded Bartholomängftifte 
und des Stifts unferer lieben Frauen hingegen ift der beflagte Anwalt 


a) 


b) 


auf den Grund des $. 37. des Reichsdepntationd= Hauptfchluffes der 
Anfiht, daß diefelben gänzlich erlofhen, und nicht Gegenſtand der 
vorzunehmenden Auseinanderfesung ſeyen, weil die Gläubiger auf 
der rechten Rheinfeite befindlich, die Capitalien hingegen, ſowohl ver: 
möge der mit denfelben verbundenen linksrheiniſchen Specialhypothe⸗ 
ten, ald auch, meil der Schuldner feinen feften Wohnſitz auf der 
linken Rheinfeite gehabt, als links des Rheins befindliche Vermögen 
der Stifter angefehen werden müffe, und behauptet eventuell, 

daß, wenn beide Forderungen noch beftehen, und die linke Rheinfeite _ 
zu deren Tilgung zu concurriren an fi verpflichtet ſeyn follte, ben: 
noch, vermöge einer eingetretenen Praͤcluſion, deren Verpflichtung hin: 
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e fichtlich zweier Drittheite der Iinkörheinifchen Capitalrate nnd der von 
der ganzen linksrheiniſchen Gapitalrate bi8 zum 1. Januar 1814 
fällig‘ gewordenen Sinfen erloſchen fen. 

Vernehml. &. 56, 61. num. act. 45, 86. 
Diefe Argumente find jedoch unerheblich gefunden worden. Denn 
ad a; 

hat der 6. 27. des Reichsdeputationd= Hauptfchluffes der freien Stadt Frank⸗ 
furt, als Erſatz für die verlornen Rechte an den Dörfern Sulzbah und So: 
den, alle innerhalb ihres Umkreiſes befindlichen Stifter, Abteien und Kiöfter, 
alfo auch) die Stifter St. Bartholomäi und U. 2. Frauen, angerwiefen. Mit 
diefen Stiftern gingen, laut der im $. 36. aufgeftellten allgemeinen Regel, 
deren ſaͤmmtliche Güter, Rechte, Capitalien und Einkünfte auf die Stadt 
Frankfurt über, da in den vorhergehenden Paragraphen Fein Theil des Ver⸗ 
mögend diefer Stifter. einem andern Reichsſtande oder der Franzöfifchen Re: 
publik zugewieſen war, und nach der fernern ausdrüdlichen Beftimmung des 
8..36. war es gleichgültig, wo die einzelnen. Vermögenstheile belegen ſeyn 
mochten. Die allgemeine Regel des 9. 36. wurde durch den $. 37. dahin be: 
ſchränkt, daß diejenigen Güter und Einkünfte von Collegien und frommen 
Stiftungen, welche auf der einen Seite des Rheins befindlich waren, während 
die moralifche Perfon, welcher fie angehörten, ihren Sit auf der andern Seite 
des Rheins hatte, von diefer getrennt bleiben und der Dispofition der reſpec⸗ 
tiven Regierungen anheim fallen follten. Die obgedachten Forderungen find 
baher allerdings der Franzöfiihen Regierung zugefallen, und gegenwärtig 
Eigentum der Krone Preußen, wenn fie zur Zeit ded Reichsdeputations⸗ 
Hauptfchluffes auf der linken Rheinſeite befindfich geweſen feyn ſollten. 

Dieß war aber nicht der Fall. Das Recht eines Gläubigers gegen feinen - 
Schuldner, ald eine unlörperfihe Sache, kann im phyſiſchen Sinne nirgend 
belegen oder befindlich ſeyn. Rechtlich aber kann nur der Ort al Ort fei- 
ner Belegenheit oder feines Befindlichfeyns angefehen werden, wo der Gläus 
biger fich aufhält, denn es ift an deſſen Perfon geknüpft. Die Forderungen 
qu. waren daher in Frankfurt und nicht auf der linken Rheinſeite beſindlich. 
Wenn in demfelben Paragraphen in Beziehung auf die rechte Rheinfeite be: 
flimmt wird, daß Einkünfte der Eorporationen der Regierung des Orts 
zufallen follen, wo fie erhoben merden, womit der Verpflichtete feine Ver⸗ 
bindlichfeit zu erfüllen hatte, fo berechtigt dieß doch Feinesmegs zn dem Schluffe, 
daß von auöftehenden Capitalien ein Gleiches gelten folle, denn nicht diefe, 
fondern nur die davon zu entrichtenden Sinfen Fünnen zu den Einkünften ge " 
rechnet werden. 

Zinfen aber find Accefforien des Capitals, und konnten daher nur derjer . 
nigen Regierung zugewiefen werden, welcher das Capital anheimfiel, nicht 
‚aber konnte es die Abficht feyn, das Eapital derjenigen Regierung zuzutheilen, 
in deren Gebiete der Gläubiger fi) bisher die Binfen hatte auszahlen laſſen, 
wenigſtens müßte ein folches mit allgemeinen Nechtsgrundfägen im Wider: 
fpruch ftehendes Princip grit deutlihen Worten ausgebrüct fenn. Und felbft 
wenn dieß, wie in dem Franzöfifchen Ultimatum zu Raftatt vom 21. Vend. 
VD. (7. Oct. 1798), welchem die damalige Reichöfriedensdeputation laut 
ihrer Note vom 11. December 1798 fich conformirt hatte, fo auch im Reiche: 

Leonhardi, über Audträgalverfahren. 2 Thl. 13 
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beyufationd:Hanptfchiuffe gefchehen märe, würde barand zu Gunſten der Krone 
Preußen für den vorliegenden Fall nichts gefolgert werden können, weil In⸗ 
halts der Obligation vom 1. Mai 1776 ſowohl die Binfen der in Rede ftehen: 
den Eapitalien, ald auch demnächſt diefe felbft in Frankfurt gezahlt werden 
ſollten. 

Eben fo wenig wie auf den Erhebungsort der Zinſen nimmt der Reiche: 
deputations⸗Hauptſchluß — wie ed die Reichöfriebensdeputation zu Raſtatt 
laut ihrer, Franzöfifcher Seits jedoch abgelehnten, Propofitionen vom 17. Octo⸗ 
ber 1798 hatte thun wollen — daranf Rüdficht, wo die Capitalien angelegt 
waren, oder der Schuldner feinen Wohnfis hatte, und wäre hieranf Rückſicht 
genommen, fo würde dennoch auch daraus im vorliegenden Falle für die In: 
tention des beklagten Anwalts nichts abgeleitet werden Fönnen, weil der Kur: 
fürſt von Trier, wenn auch derfelbe auf dem linken Rheinufer feine Reſidenz 
Hatte, nicht für feine Perfon, fondern ald Nepräfentant des Kurftaats der 
Schuldner, dad Kurfürftenthum Trier aber nicht allein auf der Iinfen, fondern 
auch anf der rechten Rheinfeite belegen war. Wenn ber beklagte Anwalt an: 
Führt, daß die Franzöſiſche Regierung alle auf dem Iinfen, und die Deutfchen 
Regiernngen alfe anf dem rechten Rheinufer angelegt geweſenen Capitalien 
jenfeitsrheiniſcher Eorporationen in Bels genommen haben, fo würde ed, mern 
diefe Handiungen als factifche Interpretationen ded 6. 37. angefehen werden 
folfen, vor alten Dingen auf das Princip ankommen, welches dabei zum runde 
gelegt wurde, und hat dieß darin befanden, daß man fih nah dem Wohnſitze 
des Schuldners richtete, fo ift feine Unanmenbbarfeit auf den vorliegenden Fall 
fo eben dargethan. — Die Lage der ſpeciell verpfändeten Herrſchaft Mandern 
auf der linken Seite des Rheind aber ift ein durchaus unerheblicher Neben- 
umſtand. 

Beide in Rede ſtehende Forderungen ſind demnach durch den Reichsdepu⸗ 
tations-Hauptſchluß nicht erloſchen, ſondern Eigenthum der freien Stadt Frank⸗ 
furt geworden, und daher, wie alle übrigen Kurtrieriſchen Kammerſchulden, 
Gegenſtand der Schuldenabtheilung zwiſchen dem Herzogthum Naſſau und der 
Krone Preußen. 

Was aber 

adhb. 

die Einrede der Präckuffon betrifft, fo gehört fie, in fo fern durch dieſelbe er- 
wieſen werden foll,. daß die freie Stadt Frankfurt die derfeiben als Gläubi- 
‚gerin gegen die linke Rheinſeite zugeflandenen echte zum Theil wieder ver: 
loren Habe, nicht zur Competenz des Austrägalgerichte. In fo fern aber ber 
‚angeblich eingetretenen Präclufion die Wirkung beigelegt wird, daß der prä- 
eludirte Theil der Forderungen jebt von der rechten Rheinfeite übernommen 
werden müſſe, wird fie weiter unten ihre Erledigung finden. 


Unter den zu vertheilenden Kammerſchulden mit linksrheiniſchen Special: 


hypotheken finden ſich ferner: 

5) in dem Generalnerzeichniffe unfer II, 18, 19. eine von Pidoll'ſche 
Fordernang von 533 Thalern 18 Albus, und eine ron Nupen aiſche Forde: 
rung von 2,000 Chalern, in Anſehung deren ber beklagte Anwalt, pag. 130 
der Bernehmlaffing, behauptet, daß fie aus der Vertheilung gänzlich wegfal⸗ 
len müßten, weil ſie bei der Liquidation gegen Frankreich nicht angemeldet 


— 
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ſeyen. Die. Frage aber, ob die Rechte der Glaͤubiger uoch fortbeſtehen oder 
erlofchen feyen, fann wegen mangelnder Competenz des Austrägalgerichts nicht 
Gegenſtaud der Entfcheidung ſeyn, welche ſich darauf zu befchränfen hat, ob 
und in weichem Maaße die Schulden, vorausgeſetzt, daß fle exiſtiren, von der 
linken und von der rechten Rheinfeite zu übernehmen find. E8 hat daher diefe - 
Frage auch bei den gedachten Schuldpoften entfchieden werden müffen, und fal⸗ 
fen davon, wie von allen Kurtrierifchen Kammerfchulden, 34 auf die linke und 
1% auf die rechte Rheinſeite. 

6) Die Weigerung der Krone Preußen, für die linke Aheinfeife zu den 
mit rechtsrheiniſchen Specialhypotheken verfehenen Kammerfchulden (Gene: 
valverzeichniß IH, 1— 13) beizutragen, iſt wegen Unerheblichfeit der Lage 
der Speciatfppothefen ungegründet, Nicht minder unerheblich ift ed, daß die 
Schuidpoften 11, 12, 13 von 40,000 Thlru., 30,000 Sin. und 8,000 
Thlrn. 

Vernehml. $. 57. 


nad) der feindtichen Befebung bee Tinten Rheinſeite entflanden find, und was 
die Einrede der Präcknfion anlangt, welche von dem beklagten Unmalte 
Num. act. 45. und 86. 


der durch Eeffion auf die freie Stadt Frankfurt übergegangenen Forderung 
(Num. 11) ad 40,000 Thaler entgegengefebt wird, fo gilf davon das unter 
5. und 6. Bemerkte. 

Ueber den Gameralantheil des Mülhens’fchen Anlehens ad 100,000 Tha⸗ 
ter (Num. 8, ded Generalverzeichniffes) aber ift insbefondere zu ‚erinnern, 
daß derfelbe, ungeachtet feine Verwendung zu Kurtrierifchen Staatsausgaben 
nicht erhellet, dennoch der linken Rheinfeite verhäffnißmäßig zur Laft fallen 
muß, weil der hinzugefommene Confend des Domcapiteld der landftändifchen 
Einwilligung völlig gleish zu feben ift. 

Zu der den Gebrüdern Mülhend auch für dad Kammeranlehen bewillig: 
ten Prolongationsprämie aber ift die linke Nheinfeite, wie fchon ad 3 der 
Landesfchulden bemerkt worden ift, zu concurriven nicht verpflichtet. Der 
Grund ihrer Verpflichtung Fönute nur in der Nüslichkeit diefer Verwendung 
für das linksrheiniſche Trierifhe Domanialvermögen liegen, und dieſe ift, aus 
den fchon hei dem fländiichen Antpeite des Anlehens angeführten, auch auf 
das Kammeranlehen zutreffenden Gründen, nicht anzunehmen. 

7) In Betreff der Forderung der Wittwe Pachten zu 1,000 Thalern, 
ift die Sache, bei annoch ermangelnder Erklärung des Hagenden Anwalts über 
ben Inhalt des $. 77, der Duplik, und die beftagter Seits producivten Acten⸗ 
ftüde, noch nicht zur Entfcheidung inſtruirt, und daher die nöthige Erklärung 
des klagenden Anwalts erfordert worden. 

Wir wenden und nunmehr 

ad A, 2 


zu Der Einrede der Praͤcluſion, weiche vou dem beklagten Anwalte der 
Verbindlichkeit der Krone Preußen, für die linke Rheinſeite zu gewiſſen Kur⸗ 
trieriſchen Schulden zu concuxriren, entgegengeſetzt worden iſt. 
Dieſe Einrede bezieht ſich 
a) auf die Zinſen derjenigen Landes- und Kammerſchulden-Rate, 
13* 
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weiche Frankreich zu übernehmen ſchuldig geweſen wäre, bie zum 
1. Sanuar 1814, 

b) auf diejenigen Schuldencapitalien, welche, dei den, in Folge der Se: 
paratconvention vom 20. November 1815 gegen die Franzöfifche 
Regierung eingeleiteten Liquidationen unangemeldet geblieben find, 
zu welchen unter andern auch alle mit rechtörheinifhen Specialhypo⸗ 
theken verfehenen, Trierifchen Kammerſchulden gehören. 

Der beklagte Anwalt gründet diefe Einrede darauf, daß 

1) die Franzöfifche Regierung nah den Parifer Tractaten von 1814 
und 1815 verpflichtet gewefen fey, von der linksrheiniſchen Landes: 
und Kammerfchulden-Rate die Zinſen bis zum 22. December 1813 
und von den Kammerfchulden wegen der veräußerten linkörheinifchen 
Domänen einen verhältnißmäßigen Theil zu übernehmen und zu be: 
zahlen; daß 

2) im Artikel 16. der Separatconvention vom 20. November 1815 
alien Regierungen zur Liquidirung der Anſprüche ihrer Unterchanen 
gegen Frankreich eine einjährige, fpäterhin nur bie Februar 1817 
verlängerte Präjudicialfrift vorgefchrieben fep ; 

3) daß die Herzoglih: Naffauifche Regierung daher verpflichtet geweſen 
fey, die Anfprüche des unter ihrer Hoheit geftandenen rechtörheinifchen 
ehemals Trierifchen Landestheils entweder direct gegen Frankreich zu 
liquidiren, wie ed ihr denn auch freigeflanden, eigene Liquidations⸗ 
commiſſarien nah Paris zu fenden, oder menigftend, wenn fie von 
der Königlih= Preußifhen Regierung, wozu diefe an fich nicht ver: 
pflichtet gewefen, hätte vertreten werden wollen, in Gemäßheit der 
zu verfchiedenen Zeiten deßhalb erlaffenen allgemeinen Aufforderun: 
gen, die Königlih=Preußifchen Liquibationsbehörden durch zeitige 
Mittheitung der erforderlichen Nachrichten und Belege zur Liquidation 
ihrer Forderungen hätte in den Stand feben müffen, von allen diefem 
aber nichts gethan, und dadurch die Franzöflfche, mithin auch Die 
Königlich: Preußifche Regierung ald Nachfolgerin im Befise der Linken 
Rheinfeite von ihren etwa begründet gewefenen DBerpflichtungen be: 
freit habe. 

Vernehml. $. 18— 21, 23, 24, 60, 61. Duplik $. 19. 

Diefe ſolchergeſtalt fubftantiirte Einrede der Präckufion ift jedoch rechtlich 
unbegründet, denn fie beruht auf einer Eonfundirung verfchiebenartiger recht: 
licher Verhältniſſe. 

Gegenftand der Liquidationen, welche nach der Convention vom 30. No: 
venber 1815 durch gemeinfchaftliche Commiſſarien erledigt werben follten, 
waren fehr verfchiedenartige Anfprüche an die Franzöfifche Regierung. Sie 
werden im Art. 5, 6. 1. der Convention bezeichnet, mo es heißt, daß die zu 
ernennenden Commissaires-liquidateurs und Commissaires-juges beauf: 
fragt werben follen, dör&gler et faire executer les dispositions renfer- 
mees dans les articles 18 et 19 du traite du 30 mai 1814 et dans 
les articles 2, 4, 6, 7, 10, 11, 12, 13, 14, 17, 18, 22, 23 et 24 de 
la presente convention. Die Anfprüche und Forderungen an die Franzöfifche 
Regierung, deren in diefen Artifein Erwähnung gefchieht, flehen zum Theil 
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mit den Schulden der im Lüneviller Frieden an Frankreich abgetretenen und 
durch die Parifer Friedensfchlüffe von Frankreich wieder getrennten Länder in 
gar keiner Verbindung; dahin gehören die in den Artikeln 18. und 19. des 
Parifer Friedend vom 30. Mai 1813, und im den Artikeln 2, 4, 10, 11, 
12, 13, 14, 17, 18, 23, 24. der Convention vom 20. November 1815 
aufgeführten Forderungen. Der Schulden jener Iinkörheinifchen Länder ge: ' 
ſchieht in den Artikeln 6, 7, 9. der Separatconvention Erwähnung. 

In Anfehung diefer Schulden hatte der Artikel 21. des erften Parifer 
Friedens allgemein und ohne irgend eine Einfchränkung beſtimmt: 

qu’elles restersient a la charge de ces mömes pays. 

Sowohl die Capitalien ald die rüdftändigen Zinfen diefer Schulden blie⸗ 
ben demnach Schulden diefer Länder, und gingen mit denfelben auf deren nene 
Beſitzer über. Die Artikel 6, 7, 9. der Separatconvention ändern an biefem 
Grundfage nichts, denn fie bezwedten, wie im Art. 6. ausdrüdtich geſagt 
wird, nur die Erfüllung oder Vollziehung des gedachten Art. 21. Daraus 
folgt, daß es von Seiten dee Gläubiger diefer Länder, um fich ihre 
Forderungen an diefe Länder zu erhalten, gar Feiner Liquidation gegen 
Frankreich bedürfen konnte; denn nicht Frankreich, fondern jene Länder 
waren und blieben ihre Schuldner. Daher ift auch in den Artikeln 6, 7, 9. 
der Separatconvention den Gläubigern Feine Verpflichtung zur Liquidation 
ihrer Forderungen gegen Frankreich auferlegt; die durch diefe Artikel noth⸗ 
wendig gewordenen Liquidationen und Berechnungen betrafen lediglich die 
gegenfeitigen Anſprüche der Franzöflfhen und der im DBeflge eines linksrheini⸗ 
ſchen Landes derfelben folgenden Regierung, als früherer und jebiger Schuld 
nerin jener Gläubiger resp. wegen der in Franzöflfche Inſcriptionen vers 
wandelten Schulden, wegen rückſtändig gelaffener Zinſen und veränßerter 
Staatögüter. Wenn es daher im Art. 16. der Convention heißt: 

les gouvernemens qui ont des reclamations & faire au nom 

de leurs sujets, s’engagent a les faire presenter & la liqui- 

dation dans le delai d’une annee, 
fo iſt es einteuchtend, daß diefe Beſtimmung ſich auf die Anfprüche ber Gläu⸗ 
biger aus ihren Schuldforderungen. an die abgetretenen Iinförheinifchen Länder 
nicht beziehen konnte, und dieß ift um fo mehr einleuchtend, da möglicherweife 
Forderungen an diefe Länder in den Händen von Perfonen fich befinden konn⸗ 
ten, die nicht Unterthanen einer der mit Srankreich contrahirenden Mächte 
waren. Die Herzoglich : Naffauifhe Regierung hatte dieſemnach keine Der: 
anlaffung, an den Liquidationen gegen Frankreich, welche durch die gedachten 
Artikel der Separafconvention herbeigeführt wurden, Antheil zu nehmen, 
denn diefelbe war nicht Beflgnachfolgerin Frankreichs in dem Iinfsrheinifchen 
Theile des Kurfürſtenthums Trier, hatte daher an Frankreich weder megen 
rücftändig gebliebener Binfen, noch wegen veräußerter Domänen einen Ver: 
gütungsanfpruh, und da die Gläubiger der abgetretenen linksrheiniſchen 
Länder gegen Frankreich nicht zu liquidiren hatten, fo Eonnte fie fih auch 
nicht einmal zur Vertretung derjenigen ihrer Unterthanen, welche vielleicht 
Gläubiger jener Länder feyn mochten, aufgefordert fühlen. Die Liquidationen 
der Königlih=Preußifchen Regierung gegen die Franzöfifche, die Grundſätze, 
melche von beiden dabei angenommen feyn mögen, ob inöbefondere beide da⸗ 
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für hielten, daß Frankreich auch die Zinſen von Schulden mit rechtörheinifchen 
Specialhypotheken zu entrichten verpflichtet gewefen wäre, und für die un⸗ 
berichtigt gelaffenen der Königlich = Preußifchen Regierung Vergütung zu leiften 
habe, ob bei Berechnung der für veräußerte Domänen von Frankreich zu lei⸗ 
ftenden Vergütung auch die mit rechtörheinifchen Speciathppothefen verfehenen 
Schulden in Anfchlag gebracht wurden oder nicht; alled dieſes War für die 
Herzoglich - Raffauifche Hegterung ohne Intereffe, es mochte das eine oder das 
andere angenomnren twerden, Niemals konnten ſich dadurch Schulden der linken 
in Schulden der rechten Rheinſeite verwandeln. 

Eine andere Ftage ifl es, ob die Glaäubiger, welche ed unterlaffen ha⸗ 
ben, in Gemäßheit der Aufforderungen ber Königlich: Preußifhen Behörden 
vom 30. Januar, 18. und 26. März, 2. Mai und 16. September 1816 
ihre Anfprildje zu liquidiren, dadurch ihrer Capital: und ihrer Zins-For⸗ 
berungen bis zu Ende des Jahre 1813 gegen die Finke Rheinſeite verluſtig 
geworben fihd oder nicht. Diefe Frage aber hat nur das Verhältniß des links⸗ 
theinifchen Randestheild zu feinen Gtäubigern zum Gegenſtande, und ift, bei 
dem Streite darüber, welche Kurtrierifchen Landes: und Kammer Schulden, 
und in welchem Verhaͤltniſſe dieſelben auf die linke und die rechte Rheinſeite 
in Gemäßheit des Art. 8. des Lunediller Friedens Abergegangen fehen, ohne 
alle Erheblichkeit, gehört auch nicht zur Eomipetenz des Austrägalgerichts. 

Da die Einrede der Praͤcluſion an fi nicht gegründet ift, fo bedarf es 
Feiner Erörterung der von dem klagenden Anmalte eventuell aufgeftellten Be: 
hauptungen, daR die alleinige Verbindlichkeit der Krone Preußen zur Liqui⸗ 
dation gegen Frankreich in dem Schreiben des Königlich: Prenßifchen Staats⸗ 
miniftere und Oberpräfidenten von Ingersleben vom 5. Juni 1816 und 
des Liquidationscommiſſärs, Regierungsrathd Gager, vom 12. Juni 1816 
und 16. Februar 1818 anerkannt fey, daß Herzoglich⸗Naſſauiſcher Seits die 
Königlich = Preußifchen Behörden mif allen zur Liquibation erforderlich ge: 
wefenen Nachrichten zeitig verfehen nsorden, und daß die Krone Preußen von 
der Franzöfifchen Regierung wirklich vergütet erhalten habe, was diefelbe jebt 
anzuerkennen fich weigere. 

Mir wenden und nunmehr 

ad B. 

zu dem Antrage des klagenden Anwalts auf gemeinfchafttiche Reviſton und 
Abſchließung der bid zur Anflöfung des Kurflaats Trier geführten General: 
einnehmerei: Rechnungen, und haben fchon bemerkt, daß derfelbe nur in fo 
fern von der Krone Preußen beftritten werde, ald damit eine Berechnung der 
verfhiebenen Generaleinnehmerei: Caffen über gegenfeitig etwa geleiftete Vor⸗ 
fchüffe und die Vertheilung ber vorhandenen Eaffenansflände, wohin nament« 
lich die Steuerrückſtaͤnde und die Receffe der Nechnungsführer gehören würden, 
bezweckt wird. 
Vernehml. pag. 19. 

Die Cömpetenz des Austrägalgerichts, über dieſen Anfpruch zu entfcheiden, 
kann, ungeachtet deffelben in dem Auftrage ber hohen Deutfchen Bundes⸗ 
verfammiung nicht fpeciell Erwähnung gefchieht, wegen feiner Connerität mit 
der Auseinanderfehung ded Kurtrierifhen Schuldenwefens nicht bezweifelt 
werden. 
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Was aber den Anspruch felbft, und zwar: 
1) die in Antrag gebrachte Caffenausgleichung betrifft, fo wird der An⸗ 
trag auf dieſelbe von dem klagenden Anwalte in der Replik als ein 
präparatoriſcher bezeichnet, und es kann dabei nur der Zweck ob⸗ 
walten, Forderungen der rechten gegen die linke Rheinſeite zu be⸗ 
gründen. Wenn nun auch ohne Zweifel präparatoriſche Anträge in 
Rechtsſtreitigkeiten an fich zuläffig find, fo kann doc, die beklagte 
Krone Preußen nach bekannten Rechtsgrundſätzen niemals verpflichtet 
feyn, zur Aufſtellung von Berechnungen mitzuwirken, durch welche 
das Herzogtum Naffau in den Stand geſetzt werden fol, Forderim: 
gen gegen diefelbe zu begründen, und hat fih dazu auch durch die 
im $. 3, Num. 2, Lit. c., ded Receffes vom 44. December 1816 
übernommene Verpflichtung, zur Revifion und Abſchließung der noch 
unabgemacten ©eneraleinnehmerei Rechnungen Commiflarien zu 
ernennen, nicht anheifchig gemacht, Es muß daher der Herzoglich⸗ 
Naffauifchen Regierung überlaffen werden, die zu ihren Bweden 
etwa dienlihen Berechnungen einfeitig aufzuftellen, und gegen die 
Krone Preußen, wenn diefe etwa die Edition der dazu erforderlichen 
gemeinfchaftlihen Documente, oder demnächſt die Anerkennung der 
etwa ausgemittelten Anſprüche der rechten gegen die linke Rheinſeite 
verweigern ſollte, ſachgemäße und gehörig ſubſtantiirte Antrage zu 
erheben. 
Was aber 
2) die Vertheilung der Caſſenausſtände betrifft, ſo hat der klagende An⸗ 
walt in dieſer Beziehung noch keine beſtimmten Anträge erhoben, — 
nicht angeführt, was er für die rechte Rheinſeite und das Herzogthum 
Naſſau insbeſondere fordern zu können glaube, ja nicht einmal dar: 
über fich erklärt, weiche Generaleinnehmerei:&affen noch Steuer: 
ruckſtaͤnde haben, zu welchen Swerfen did ruͤckſtaͤndigen Steuern ver: 
willigt fehen, und eben ſo wenig über die anzumendenden Theilungs⸗ 
prineipien ſich geäußert. Es liegt aber nicht in dem Zwecke einer 
richteriichen Entſcheidung, allgemeine Principien auszuſprechen, ſo 
lange ed an einem, demſelben zu ſubſumirenden concreten Falle ge: 
bricht; daher hat unter Num. IT. des Erkenntniſſes dem Flagenden 
Anwalte nur die Einbringung gehdriger ſubſtantiirter Antrage vor⸗ 
behalten werden Fünnen. 
Es bedarf unter dieſen Umſtänden für jetzt keiner Entſcheidung über die 
Einwendungen, welche von dem beklagten Anwalte aus der feindlichen Be⸗ 
fenug der linken Rheinſeite gegen dieſen Klagantrag abgeleitet worden find. 


So viel nun ferner 
II. 


die Auseinanderſetzung des Herzogthums Naſſau und der Krone 

.Preußen wegen der auf dem rechtsrheiniſchen Theile des vorma⸗ 

ligen Kurſtaats Trier haftenden Landes: uud Kammerſchulden anlangt, 

fo beſtehen dieſe Schnuiden ve der einſtimmigen ortiarans der hohen ſtrei⸗ 
tenden Theile 
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and der rechtörheinifchen Rate der zur Zeit des Lüneviller Friedens 
vorhanden gewefenen Kurtrierifchen Landes und Kammer: Schulden, 
aus denjenigen Schulden, welche fchon urfprünglich der rechten Rhein: 
feite allein zur Laſt flanden. Su diefen gehören, außer den in dem 
Generalverzeichniffe, Anlage J. der Klage aufgeführten verzinslichen 
und unverzindtichen Landesfchuiden, auch die nach dem Abſchluſſe des 
Friedend von Lünevilfe ansgegebenen Mülhens’fchen Partialobligatio- 
nen, in fo fern nicht von dem Hagenden Anmwalte deren Verwendung 
zur Berichtigung rücftändiger Zinfen des Mülhens'ſchen Anlehens 
nachgemwiefen werden wird. 


In Betreff der Vertheilung diefer Schulden, und zwar 


I. 


der Landesſchulden, find Flagender und beftagter Anwalt darüber ein⸗ 

verflanden, daß diefelbe, nach Abſatz der aus der Revifion der Ehren: 

breitfteiner Steuercaffe fi ergebenden Receffe der Rechnungsführer 

und fonfligen Activa, ın Gemäßheit ber vertragsmäßig feftgefteliten, 

unter I, B. des Erfenntniffed angeführten Theilungsmaaßſtäbe ge- 

fchehen müffe. Differenzen walten nur ob 

1) hinſichtlich des Eoncurrenzverhättniffes zu ber Schuidenrate der 
weltlichen Stände, 

2) hinſichtlich der Sinfen für den Seitraum von 1794 bie zum 
1. Januar 1812, 

3) F Beziehung auf eine Forderung der Zrierifchen Hofkammer⸗ 

affe, 

4) in Betreff der rücfländigen Steuern der Gameralortfchaften aus 
den Jahren 1796 bis 1800. 

Was 


I. die Kammerfchulden betrifft, fo find davon, nach der übereinflimmen- 


den Erklärung beiderfeitiger Anwälte, diejenigen, welche bis zum 
31. December 1814 incl. auf die Herzoglih:Naffauifche Staats: 
caffe übernommen worden find, und an diefem Tage noch auf berfel- 
ben gehaftet haben, nicht mehr Gegenſtand der Vertheilung, weil 
diefelben fich unter den durch die Verträge vom 31. Mai 1815 und 
14. December 1816 bereits ertheilten Herzoglih = Naffauifchen 
Staatscaffen : Schuiden befinden. Es ift daher nur diejenige Rate 
Kurtrierifher Kammerfchulden, welche, außer der auf die Herzoglich- 
Naſſauiſche Staatscaffe Bid zu dem gedachten Zeitpunct bereits über: 
nommenen, von der rechten Rheinfeite etwa noch zu übernehmen feyn 
wird, Gegenftand der DVertheilung, und biefe muß nach dem noch 
nicht ausgemittelten Verhältniſſe erfolgen, in welchem die Kurtrieris 
fhen Gameralrevenüen rechter Rheinfeite in Folge der Abtretung 
Trierifcher Aemter an die Krone Preußen durch den Vertrag vom 
31. Mai 1815, resp. dem Herzogthum Naffau geblieben und auf 
die Krone Preußen übergegangen find, d. h. zufolge der Behauptung 
des Elagenden Anwalts 70 Procent für dad Herzogthum Naffau und 
30 Procent für die Krone Preußen. Diefe aber verweigert die Eon: 
eurrenz zu den Binfen der vechterheinifchen Kammerſchulden aus ber 
Zeit vor dem 1. Juli 1815. Hiernach würde zu erkennen ſeyn: 
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1) über dad Concurrenzverhältniß; 
2) über die Weigerung der Krone Preußen, zu den gebachten Zinfen 
zu concurriren. 

Da aber der Elagende Anwalt aus unten zu erörternden Grün: 
den behauptet, daß die rechte Rheinſeite nicht fchuldig fen, außer den 
bis zum 31. December 1814 auf die Herzoglich-Naffauifche Staate- 
cafle bereits übernommenen und fchon vertheilten, noch ferner Trierifche 
Kammerfchulden zu übernehmen, und wenn biefe Behanptung.gegrün- 
det ſeyn follte, ed der Entfcheidung Über die gedachten Differenzen 
nicht bedürfen würde, fo werden biefelben hier einſtweilen zu über 
sehen feyn. 

Sp viel aber die erwähnten Streitpuncte wegen der Eandesfguien 
betrifft, po behauptet der Magende Anwalt 
Ad 1. 


daß von der Schuidenrate der weltlichen Stände rechter Rheinfeite 234 
Procent von der Krone Preußen, und 764 von dem Herzogthum Naſſau zu 
übernehmen feyen, während der beklagte Anwalt nur zugefteht, daß der An: 
theil der Krone Preußen fih auf 23 Procent belaufe, indem der Naffauifche 
Antheil 77 Procent betrage. 

Inhalte der Klage pag. 91, Bernehmlaffung pag. 134, Replik Pag. 
185 und Duplif pag. 190, find die beiderfeitigen Anwälte darüber ein: 
verftanden, daß der Yusmiktlung des Concurrenzverhältniffes die Steuer: 
matrikel des Jahre 1811 zum Grunde gelegt werben müſſe, zweifeln auch 
nicht daran, daf deren abermatige Revifion die entftandene Differenz befeitigen 
werde, und ed fcheint demnach Fein Streitpunct zur Entfcheidung vorzuliegen. 
Da indeffen die hohe Deutfhe Bundesverfammlung das hiefige Oberappella- 
tiond = Gericht auch beauftragt hat, über die Beitragspflicht der betheiligten 
Regierungen zu den Forderungen derjenigen Gläubiger, welche fih an die 
hohe Deutfche Bundesverfammlung gewendet haben, nach einem abgefonderten 
Verfahren zu erkennen, wenn die Hauptentfcheidung biefes nicht überflüßig 
machen follte, letzteres aber nicht der Fall würde ſeyn Fünnen, wenn nicht in 
der Hauptentfcheidung zur Erledigung obiger Differenz die nöthigen Schritte 
gefhähen, und da ferner der Herzoglich -Naffauifhen Regierung nicht mehr 
zuerfannt werden kann, ald beflagter Anwalt derfeiben zugefteht, da ferner, 
nicht der Grund der Mehrforderung bewieſen werden ſollte; ſo hat derſelben 
der unter I, B, A A, 2 des Urtheild normirte Beweis auferlegt werden 
möüffen. 

Ad 2. 


Die Weigerung der Krone Preuffen, zu den Zinfen bis zum 1. Januar 
1812, dem Zeitpunkte, wo die Landesſchulden durch das Herzoglich⸗Naſſaui⸗ 
fhe Edict vom 1. September 1812 den rechtsrheinifchen, ehemals Trierifchen 
Gemeinden zur Laft gefebt wurden, zu concurriren, gründet fih daranf, daß 
die Herzoglich⸗ Naffauifche Regierung die in den Fahren 1803 bie 1806 be⸗ 
huf Verzinfung der Landesfchulden von der Provinzialregierung zu Ehren: 
breitflein ausgefchriebenen Steuern nicht ihrer Beſtimmung gemäß, ſondern 
größtentheild zu anderen, der Stenercaffe nicht obliegenden Ausgaben ver« 
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wendet, in den folgenden Jahren 1807 bie 1812 aber ein zur Deckung der 
- Binfen hinreichendes Steuerquantum nicht ausgefchrieben habe. 
Vernehmt. 8. 69, 73. Duplik $. 64, 67. 

Diefe Argumente haben jedoch unerheblich erfcheinen müflen. 

Da Binsrücdktände, als Schulden betrachtet, von anderen Schulden nicht 
verichieden find, da die Verpflichtung zur Binszahlung Überdem eine acceflo: 
rifche iſt; fo ift die Krone Preußen, ſowohl nah allgemeinen Rechtsgrund: 
fägen, ald auch zufolge Artikels 3. ded Vertrags vom 14. December 1816 
verpflichtet, die vückfländigen Zinfen der rechtörheinifchen Kurtrierifchen Lan: 
desſchuld in dem Derhältniffe, wie das Capital, zu übernehmen, und ed kann 
daher nur die Srage entftehen, ob diefelbe durch die gedachten Commiſſiv⸗ und 
Omiffivhandlungen ber Herzoglich: Naffanifchen Regierung von ihrer Verbind⸗ 
lichkeit befreit fey. Dieß ift aber nicht der Kal, weil die Verbindlichkeit der 
Krone Preußen zur ratirlihen Abtragung der Zinsruͤckſtaͤnde nur mit biefen 
feibft zu exiſtiren aufhören kann. 

Eine andere Frage ift es, ob die Koniglich-Preuſſiſche Regierung Namens 
bed gegenwärtig unter ihrer Hoheit flehenden rechtsrheinifchen Trieriſchen 
Landestheils deßhalb zu einem Entfhäbigungsanfprude gegen die Her⸗ 
zoglich- Naſſauiſche Regierung berechtigt fey, weil diefe bie verfaffungemäßig 
zur Zinszahlung beſtimmt gewefenen Steuern zu anderen Zwecken verwendet, 
oder die zur Zinszahlung erforderlihen Steuern auszuſchreiben unterlaffen 
hat. Der Anfpruch aber, welcher aus ber verfaffungsmidrigen Verwendung 
der erhobenen Eteuern etwa abgeleitet werden Eünnte, wird durch die Erfiä- 
rung der Herzuälich : Naffauifchen Regierung, 

| Replik $. 68, 
für alle Fonds haften zu wollen, welche zur DVerzinfung oder Abtragung von 
Landesſchulden ausgefihrieben, erhoben und von der Negierung zn Ehrenbreit: 
fein nicht zu anderweitigen dringenden Bedürfniffen verwendet ſeyen, völlig 
erledigt. — 

Auf die unterlaffene Ausfhreibimg von Steuern behuf der Iinfenzah: 
fung aber kann die Krone Prenffen niemals einen Anfpruch gegen die Herzog: 
ih: Nafauifhe Negierung gründen, weil ed derfeiben unbenommen ift, die zu 
biefem Zwecke erforderlichen Steuern ihren vechtörheinifchen, ehemals Trieri- 
ſchen Unterthanen noch jet aufzueriegen. Es Hat daher über biefen Punkt, 
wie unter Num. VII des Erfenntniffes gefchehen, entfhieden werden müffen. 

Ad 3, 

Die Forderung der Kurtrierifchen Hofkammer-Caſſe, über welche ein 
Streit obwaltet, ift die, in dem Flägerifchen Generalverzeichniffe aufgeführte, 
verzindlihe Schuld ber niedererzftiftifchen weltlichen Stände von 6,660 
Thatern. 

In Anfehung biefes, als Trierifche Landesſchuld auerkaunten Poſtens, iſt 
es zwar sticht ſtreitig, daß bie Zinſen der davon der rechten Aheinfeite zur 
Laft fallenden Rate bis zum 1. December 1802 der unter Herzoglih:Naf: 
ſauiſcher Verwaltung ftehenden Kurtrierifchen Eameralarreragen:@affe ges 
bübren. Die Herzoglich- Naffauifche Regierung nimmt aber auch hinſichtlich 
der. rechtsrheiniſchen Eapitalrate die Rechte ber urfprünglichen Gläubigeriu, 
der Trieriſchen Hofkammer, für die Trieriſche Cameralarreragens@affe in 
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Anfpruch, und bemerkt deßhalb — jedoch nur für den Fall, daß es ſich hier 
fhon darum handelte, zu beftimmen, wen nad) bem Frankfürter Receſſe der 
rechtörheinifche Antheil der Forderung gebühre — daß die rechtörheinifche Ca⸗ 
pitalrate zu denjenigen Trieriſchen Cameraleinnahme:Rücfländen aus der 
Seit vor dem 1. December 18023 gerechnet werden müſſe, welche von der 
Herzoglich⸗-Naſſauiſchen Megierung durch Art. 24. des Frankfurter Receſſes 
zur Berichtigung von Beſoldungs- und Penſionsrückſtänden ehrmaliger Kur: 
trierifcher Diener und von gemwiffen anderen Forderungen fonftiger Kurtrie: 
rifher Glaͤubiger übernommen worden fepen. 
Ktage $. 32. Replik 6. 45, 67. 

Der beklagte Anwalt hingegen nimmt an denjenigen Theile der rehts⸗ 
rheiniſchen Capitalrate, welcher auf den nunmehr Preußiſchen Theil des Kur⸗ 
ſtaats Trier rechter Rheinſeite fällt, die Rechte des Glaͤubigers für das 
Koniglich⸗ Preußifehe Staatsararium in Anfpruch, und berechnet den Betrag 
zu 674 Thaler. 

WVrcernehml. 6. 43. Dapiit $. 49. 

Der Zweifel des klagenden Anwalts, ob es ſich jest ſchon darum handle, 
zu beftimmen, wem nach dem Frankfurter Receſſe der rechtörheinifche Theil 
der Forderung zufalle, kann fih nur auf-die Competenz des Austrägalgerichts 
beziehen, ift aber ungegründet, indem nicht nur die Acten der angeordnet ge: 
weinen Vermittlungscommiſſion ergeben, daß der befragliche Punct (hen zur 
Zeit des von der hohen Deutfchen Bundesverfammiung dem hiefigen Ober: 
Appellationggericht ertheilten Auftrags flreitig geweſen ift, fondern aud die 
ganz allgemeine Faffung des Auftrags diefen, mit dee Auseinanderſetzung des 
Zrierifhen Schuldenwefend conneren Punct mit begreift. 

Mas aber die Streitfrage felbft anlangt, fo hat ed zwar feine Richtigkeit, 
daß der Art. 24. des Recefles vom 14. December 1816 der Herzoglich-Naſ⸗ 
fauifhen Regierung die Trierifchen Cameraleinnahme:Rüdftände bie zum 
1. December 1802 zu dem von dem Elagenden Anwalte angedeuteten Zwecke 
überriefen hat. Indeffen Faun eine ausflehende verzindliche Capitalforderung 
der Trierifhen Hofkammer nicht zu den Einnahmerückfländen gerechnet wer: 
den, zwar nicht wegen der Königlich: Preußifcher Seitd angezogenen Beſtim⸗ 
mung im Tit. 7, 6. 3, des Trierifhen Landrechts, welche nur die Succeflions: 
rechte ber Ehegatten zum ©egenftande hat, wohl aber deßhalb, weil: 

a) ein ausſtehendes verzinsliches Capital zur Subſtanz des Vermögens 
gehört, und in ben Zinfen Einnahmen abwirft, auch nicht conflirt, ja 
von dem Hagenden Anwalte nicht einmal behauptet wird, daß bad in 
Rebe ftehende Eapitat fchon am 1. Derember 1802 zur Rüdzahlung 
an die Trieriſche Hoflammer :Caffe fällig gewefen wäre; und 

b) der Receß feibft ergibt, daß ed nicht die Abſicht gemefen feyn Fann, 
unter den ber Herzoglih:Naffauifchen Regierung übertaffenen Eins 
nahmerücftänden ausſtehende verzinsfiche Capitalien zu begreifen. 
Denn die Königlich: Preußifche Regierung hat fih in dem Receſſe anz 
heifchig gemacht, die in ihrem vormals Trierifchen Landestheile rech⸗ 
ter Rheinfeite noch vorhandenen Rücftände durch ihre Renteibeameen 
einziehen zu Taffen und zur Dispoſition der Herzoglich-Naſſauiſchen 
Regierung zu flellen, wegen der inerigibelen Rüdflände aber anges 
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meſſene Borfchläge zu thun. Eine Forderung aber, mie die ftreitige, 
in Unfehung deren der Königlich: Preußifche Theil der rechtsrheiniſchen 
Trierifchen Lande, mithin nach Preußifcher Staatöverfaffung nunmehr 
dad Königliche Staatsärarium der Schuldner ift, konnte nicht füglich 
Preußifchen Renteibeamten zur Einziehung überlaffen werden, und 
vollends Eonnte die Erigibitität einer ſolchen Schuld niemals zweifel⸗ 
haft ſeyn. 

Es Fünnen daher in dem Art. 24. des Receſſes nur Rücktände an lau⸗ 
fenden Cameralgefällen und dergleichen, nicht aber auöftehende verzindliche 
Sorderungen gemeint ſeyn, in Anſehung deren vielmehr die Regel eintritt, daß 
nomina und actiones ipso jure getheilt ſind. 

Vermbye dieſer Regel gebührt ein Theil ber vechtörheinifhen Rate der 
fixeitigen Forderung dem Königlich: Preußifchen Staatsärario. Ueber deu Be⸗ 
trag diefes Antheils aber hat noch nicht entfchieden werden können, weil der 
Hagende Anmalt über die Behauptung des beffagten Anwalts, daß berfelbe 
fi$ auf 674 Thaler beiaufen müffe, noch Feine Erklärung abgegeben hat. 
Aus diefen Gründen hat, wie unter Num. IV. dei Urtheild gefchehen, erfannt 
werden müflen. , 

Ad. 

Die rüdftändigen Steuern aus den Cameralortſchaften werden ebenfalls 
Bon Herzoglich:Naffauifcher Seite für die Trierifhe Gameralarreragen-Eaffe in 
Anſpruch genommen. 

Replik 6. 66. 

Indeſſen iſt es nach Lage der Sache unthunlich, über dieſen Anſpruch ſchon 
jebt definitiv oder interlocutoriſch zu erkennen, indem der klagende Anwalt die 
rechtlihen DBerhäftniffe, in welchen die Cameralortſchaften vückfichtlich der 
Steuerentrihtung zu den Trierifchen Randfländen und der Hofkammer-ECaſſe 
ftanden, nicht angeführt, ja nicht einmal den Vertrag, Durch welchen dieſe 
DVerhältniffe regulirt ſeyn ſollen, näher bezeichnet, und eben fo wenig den Rechts⸗ 
grund angeführt hat, auf weichen der Anfpruch der Trierifchen Cameralarrera: 
gen⸗Caſſe berunen ſoll. 

Es hat daher unter Num. V. des Erkenntniſſes dem klagenden Anwalte 
nur nachgelaſſen werden konnen, feine Forderung beſſer zu begründen, 


Wir gehen nunmehr 
| II. 

zu dem Dergütungs: und Compenfationsanfpruche über, weicher von dem kla⸗ 
genden Anmwalte der rechten Rheinfeite und dem Herzogthume Naffau, insbe 
fondere wegen der anf rechtörheinifche Eaffen bereitd übernommenen und resp. 
bezahlten Trierifchen Landes: und Kammerfchuiden, gegen die linke Rheinſeite 
beigelegt wird. 

Bon der Entfcheidung über diefen Streitpunct wird ed auch abhangen, 
ob die rechte Rheinſeite noch Kurtrierifhe Kammerſchulden zu übernehmen hat. 

Nach den übereinflimmenden Erflärungen der beiderfeitigen Anwälte, 
wurden 

A. die Laudesfchulden des durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß mit 

dem Herzogthum Naffau vereinigten rechtörheinifchen Trierifchen Lan: 


— — — 
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beötheild nicht Naffauifche Staatsſchuld, fondern blieben für ſich be: 
ftehende Provinzialſchuld diefed Landestheils, und die Landesſchulden 
des durch den Vertrag vom 31. Mai 1815 an die Krone Preußen 
nicht abgetretenen Theils der rechtsrheinifchen Trierifchen Lande haben 
noch jebt die Eigenfchaft von Provinzialſchulden; 
B. die auf dem vechtsrheinifchen Trierifhen Domanialvermögen haften: 
den Kammerfhulden hingegen wurden Naffauifche Centrat: Staats: 

ſchuld, und derjenige Theil diefer rechtörheinifchen Kammerfchuiden, 
welcher auf dem dem Herzogthum Naffau verbliebenen Theile der 
Trierifhen Domänen haftet, hat noch gegeniwärtig diefe Dualität. 

Nach der Behauptung des klagenden Anwalts find nun 

1. an Landesſchulden 

A. bis zum 31. December 1814, 


1) 


2) 


391 Partiatobligationen des Mülhens'ſchen Anlehens eingelöft, 
und zwar: 

a) and der Ehrenbreitfteiner Provinzialſteuercaſſe 8 Stüd, 

b) and der Herzoglih-Naffauifhen Staatscaffe 383 Stüd, und 
es find 

aus der Ehrenbreitſteiner Steuercaffe an unverzindtichen Schul: 
den beiter niedererzfliftifhen Stände 3,923 Thaler 4 Alb. be: 
zahlt worden. 


B) nad dem 31. December 1814 find aus der Herzoglich-Naffauifchen 
Staatscafle 17,086 Thlr. 24 Alb. an verzindlihen und unverzins⸗ 
lichen Landesfchufdcapitatien bezahlt. 

Der Hagende Anwalt rechnet den Betrag ſämmtlicher von der rechten 
Rpeinfeite zu übernehmen geweſenen Landesfchulden zufammen, und ſetzt davon 

A) den Geſammtbetrag der bid 1815 geleifteten Sahlungen als fchon 
übernommen, mithin nicht mehr zu übernehmende Schuld der: 
geſtalt ab, 


daß 
1) 


2) 


der aus der Ehrenbreitfteiner Provinzialftenercaffe gezahlte Schuld: 
beteag ald von dem Schuldner felbft getilgt betrachtet werben 
möffe, hingegen 

durch die aus der Herzoglich- Naſſauiſchen Staatscaſſe geleiſteten 
Zahlungen der rechtsrheiniſche Landestheil zwar ebenfalls von 
dem getilgten Schuldbetrage liberirt, aber für den gedachten vor⸗ 
geſchoſſenen Betrag Schuldner der Naſſauiſchen Staatscaſſe ge⸗ 
worden ſey, wobei von den 383 aus der Staatscaſſe eingeloſten 
Muͤlhens'ſchen Partialobligationen 256 auf die Landesſchuld abs 
gerechnet worden. 


Was foichergeftait bie zum Jahre 1815 aus der Ehrenbreitfteiner Steuer: 
caffe und der Herzogliih:Naffauifchen Staatscafie an Landesſchulden bezahlt 
ift, fol pro rata auf den Landesfchuldentheil des bei Naſſau gebliebenen und 
bed an Preußen abgetretenen Randestheild rechter Rheinſeite abgefebt werden, 
wohingegen auch anerkannt wird, daß die Vorfchußforberung der Naffauifchen 
Staatecaffe an den rechtörheinifchen Trierifchen Landestheil pro rata auf das 
Koniglich⸗Preußiſche Staatsärarium übergangen fey. 
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Was aber 

B) die nad dem 31. December 1814 aus der Herzoglich-Naſſauiſchen 
Staatöcaffe gelrifteren Zahlungen betrifft, unter welchen fich auch 
15 eingelöfte Müthens’fhe Partiatobligationen befiuden follen, fo 
werden diefe von dem Hagenden Anwalte ausfchließtich auf den Schul⸗ 
denautheil des Naſſauiſch gebliebenen Theils der rechtsrheiniſchen 
Trieriſchen Lande abgeſetzt, weil die Herzoglich⸗: Naſſauiſche Regierung 
dieſe Vorſchüſſe nur ihren, nicht aber den Königlich: Preußifchen Un⸗ 
terthanen geleiftet Habe. 

Es wird hieraus von dem klagenden Anwalte folgendes Refultat abge: 

leitet: 
Sämmtliche Landesfchulden des rechtsrheinifch Naffauifch gebliebenen 
Trierifhen Landeötheild hätten, nach Abzug der aus der Ehrenbreit: 
ſteiner Steuercaffe geleiteten Zahlungen, betragen: 
an verzindlihen Schulden . . . 108,372 Thlr. 23 Alb. 
an unverzinslichen... 55164 „ 29 „ 
Es find aber aus Herzoglich-Naſſauiſcher Staatscaſſe bezahlt: 
verzinslihe Shudn . . . . 139,602 Thir. 20 „ 
alfo zuviel . . . . . . 31,220 „ dl „ 
unverziusliche Sqculden 0. 2723 vu» Ta 
alfo zu wenig . . 20.5244 „ 22 
Wenn nun aud) die linke Apeinfeite von der rechten die nachteägliche 
Uebernahme diefer au unverzinslichen Schuipen zu wenig übernom: 
menen 52,441 Thlr. 22 Alb. zu fordern berechtigt fey, fo habe da⸗ 
gegen die rechte Rheinfeite von der linken die Erflattung der an ver: 
zinslichen Schufden zu piel übernommenen 31,229 Tr. 51 Alb. 
als eines für die linfe Rheinſeite geleiſteten Vorſchuſſes zu fordern, 
und fen bevechtigt, dieſe Gegenforderung mit der Forderung der lin: 
fen Rheinfeite zu compeniiren. Nach gefchehener Compenſation aber 
werde der rechten Rheinſeite Naffauifchen Theils noch ein Ueberſchuß 
bleiben, weil diefelbe außer dem verzinslichen Capitalbetrage auch die 
mehr ald dreißigjaͤhrigen Binfen abgetragen und auch deren Erftattung 
zu fordern habe. Zur Erftattung dieſes durch die Liguidationin quanto 
annoch feftzuftellenden Ueberfchuffes müfle demnach die Krone Preußen 
als Beſitzerin der linken Rheinſeite verurtheilt werden. Der klagende 
Anwalt will demnach den unter Herzoglich-Naſſauiſcher Hoheit ge: 
bliebenen Theil der rechtsrheiniſchen Trieriſchen Lande von dem An 
ſpruche des linksrheiniſchen Laudestheits auf Uebernahme einer Rate 
dev noch unberichtigten Trieriſchen Landesſchulden beider Rhein⸗ 
feiten durch die Einwendung befreien, daß derfelbe von anderen 
Landesſchuldpoſten bereitd mehr übernommen habe, als fein Landes⸗ 
ſchuldenantheil betvage, amd fordert daneben das Mehrübernommene 
von der linken Rheinfelte zurüd. 

3) Auf die, fo viel den zechtöcheinifchen Antheil betrifft, als Naſſauiſche 
Eentralſtaatsſchuld zu betrachtenden Trieriſchen Kammerſchulden hat, 
nach der Angabe des klagenden Anwalts, die Herzoglich : Naffauifche 
Staatöcaffe bis zum 31. December 1814 bereits 33,190 Thir, 
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273%, Alb. mehr übernommen, ald bie rechtöcheinifche Mate betrage. 
Durch die an dem gebachten Tage vollzogene Theilung der Naſſaui⸗ 
fhen Staatscaffenfchülden zwifchen dem Herzogthum Nafau und der 
Krone Preußen fey der übernommene Betrag, in fo fern berfelbe da⸗ 
mals noch atd Herzoglich⸗Naſſauiſche Staatefhuld vorhanden gewe⸗ 
fen, zwifchen beiden Regierungen getheilt, folglich ſey die Rate einer 
: jeden derfelben bereits getilgt, und die linke Rheinfeite nicht mehr be: 
rechtigt,' von der vechten die Hebernahme noch unberichtigter. Trierifcher 
Kammerfchulden zu fordern, müffe vielmehr ber Herzoglih- Nafaui: 
fhen Staatscaſſe den übernsmmenen Mehrbetrag, salvaliguidatione, 
mit allen den Gläubigern darauf bezahlten Zinfen erftatten. Die In⸗ 
tention des Flagenden Anwalts täuft demnach in Anfehung der Kam: 
merfchulden im Wefentlichen auf‘ baffelbe hinaus, wie in Betreff der 
Landesſchulden. 
Klage 6. 28— 37. Anlagen VI und VO. 

Der beklagte Anwalt hat zunörbert bie, angeblich aus den Herzoglich⸗ 
Naſſauiſchen Eaffen geleifteten Zahlungen noch nicht zugeflanden, vielmehr 
pag. 191. der Duplik bemerkt, daß die Anlage Rum. VEI. der Kläge in ihren 
einzelnen Poſitionen nicht ald richtig anerfannt werden könne, und die Auf: 
ftellung einer Berechnung erft nach erfolgter Entfcheidung über die Frage mög⸗ 
ti feyu werde, ob bie Intention des Flagenden Anwalts Aberhaupt rechtlich 
begründet fey. EB wird daher, wenn betzteres der Fall ſeyn ſollte, von Her⸗ 
zoglich⸗Naſſauiſcher Seite eine beſondere Liquidation der geleiſteten Zahlungen 
erforderlich werden. 

Was aber die rechtliche Seite des Herzoglich⸗ Malſauiſchen Anſpruchs be 
trifft, fo räumt zwar der beklagte Anwalt ein, daß der Herzoglich⸗Naſſauiſchen 
Staatscafſe vergütet werben müffe, was ans derſelben unch dem: 31. Decem⸗ 
ber 1814 mehr als die Naſſauiſche Rate der rechtsrheiniſchen Trieriſchen 
Landes- und Kammer-Schulden berichtigt worden ſey, und nimmt für die 
Krone Preußen gleiche Vergütung in Anſpruch. Sn Betreff des Verhäitniſſes 
zur linken Rheinſeite aber beftveitet derfelbe 

A) den vechelihen Grund des Klagantrags, indem 

1) vie Herzoglich-Naſſauiſcher Seits übernommenen und abgetra⸗ 
genen Trierifchen Schuidpoften zum Theil ſolche find, welche nach 
feiner Anficht der linken Mheimfeite gar nicht zur Laſt flanden, 
fordern ausſchließlich Schulden der rechten Mheinfeite waren, für 
deren Uebernahme, Mbtragung und Berzinfung mithin ber rech⸗ 
ten Rheinfeite feine Verguͤtung gebähren Föntte, und 

2) ein folder Bergütungsanfprucdh, in fo weit derſelbe begrändet feyn 
möchte, die vechte Rheinfeite von ihrer Verpflichtung nicht be⸗ 
freien künne, ihre Mate der noch nicht übernommenen, beiden 
Rheinfeiten gemeinfchafttichen Schulden’ zu übernehmen, 

Sodann opponist derſelbe 

Bd ‚dem behaupteten Verguͤtungsanſpruche, ſo weit derſelbe aus den bis 
zum 31. December 1814 übernommenen oder berichtigten Schuld⸗ 
poſten abgeleitet wird, mehrere peremtoriſche Einreden, und behauptet 

C) daß, in fo fern der rechten Rheinſeite wegen der bis. zum 1.: Fanıtar 
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1815 auf die Herzoglich⸗ Naffauifche Staatscaſſe übernommenen oder 
aus derſelben berichfigten Kammer fchulden ein Vergütungsanſpruch 
gegen die linke zuftehe, 24 Procent diefer Forderung der Krone Preu: 
gen gebühren. 

Bei der Beurtheilung der Herzoglih:Naffanifchen Forderung Eönnen einft- 
weilen diejenigen Argumente, welche fich ausfchließlich auf die eingelöften Par- 
tialobligationen des Mülhend’fchen Anlehens beziehen, übergangen werden, 
indem biefelben den Gegenftand eincr befondern Erörterung ausmachen müffen. 
So viel aber den Herzoglih Naflauifhen Anſpruch im Allgemeinen betrifft, 
fo find, in Gemäßheit des status controversise folgende Fragen zu ent: 
ſcheiden: 

I) Iſt die Vergütungsforderung 

A) rechtlich begründet, und 
B) zu der beabſichtigten Compenſation geeignet? 
I) Wird fie durch die dorgeſchützten peremtoriſchen Einreden entkräftet? 
IH) Gebührt der Krone Preußen an der Vergütungsforderung wegen der 
bis zum Jahre 1815 auf die Herzoglih-Naffauifche Staatscaffe zu 
viel übernommenen ZTrierifchen Kammerfchulden ein Antheil zu 24 
Procent. 
AdI,A. 

Die Herzoglich :Naffauifcher Seitd erhobene Vergütungsfurderung beruht 
auf der rechtlich allerdings begründeten Verbindlichkeit des dominus negotü, 
den Gefchäftsführer, weicher behuf der beforgten fremden Angelegenheiten Aus- 
lagen machte oder Berbindlichkeiten einging, wegen jener ſchadlos zu halten 
and von diefen zu befreien. 

Wenn gleich daraus, daß Herzoglich⸗ Naffauifher Seits eine Compenſa⸗ 
tionöbefugniß in Anfpruch genommen wird, vermöge deren bie rechte Rhein⸗ 
feite von der Verpflichtung zu fernerer Uebernahme Kurtrierifcher Schulden 
im Voraus befreit ſeyn fol, fo wie and dem Umſtande, daß ed der Herzoglich⸗ 
Naſſauiſchen Regierung, fo lange die Schuldenabtheilung mit der linken Rhein: 
feite nicht gefchehen war, nicht möglich geweſen ift, von einem Kurtrierifchen 
Schuldpoſten die vechtörheinifche Rate, deren Betrag noch nicht bekannt war, 
allein zu berichtigen oder zu übernehmen, fie vielmehr, wenn fie Kurtrierifche 
Schulden tilgen wollte, die linksrheiniſche Rate mit zu tilgen genöthigt war, 
Zweifel gegen die Abficht, die negotia der linken Rheinſeite zu geriren, und 
ihren Bergütungsanfpruch anf eine negotiorum gestio zu gründen, abgeleitet 
werden Eönnten; fo müffen doch diefe Sweifel verfhwinden, wenn erwogen 
wird, daß einestheild eine Compenfationdbefugniß eine ſchon beftehende For⸗ 
derung, diefe aber einen vechtlichen Entſtehungsgrund vorausfept, an welchem 
ed ermangeln würde, wenn man eine negotiorum gestio für die linfe Rhein⸗ 
feite nicht annehmen wollte, und daß anderntheild nach 

L. 6.8. 3. D. de neg. gest. 

Glück Eommentar Th. 5, p. 347. 
eine aetio negotiorum gestorum utilis auch dann flatt findet, wenn man 
nicht gerade die beftimmte Abficht hegte, den Herrn des Sefchäftd zu verpflich- 
ten, aber doch auch nicht intendirte, demfelben die gemachten Auslagen zu 
ſcheulen, in fo fern nur die Beforgung des Gefchäfte zu deſſen Nutzen gereichte. 
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Daß namentlich bei der Einloͤſung auf den Inhaber Tantender Obligationen 
der rechtliche Gefichtspunct einer negotiorum gestio von felbft ausgeſchloſſen 
wäre, wie in der Replik pag. 111 behauptet wird, läaͤßt ſich nicht bemweifen, 
und daß der ganze Vergütungsanfpruch auf einer Gefchäftsführung für die 
linke Rheinfeite beruhe, erfennt der Flagende Anwalt felbft an, indem derſelbe 
am angeführten Orte erflärt, daß eine negotiorum gestio für den Betrag 
eventuell in Anfpruch genommen werden müffe, welchen dad Herzogthum 
Naſſau nicht auf die ihm zur Laſt fallende Schuldenrate in Aufrechnung brins 
gen könnte, fondern ald Mehrbetrag von der Linken Nheinfeite zurücdfordere. 

Der erhobene Vergütungsanfpruch ift im Allgemeinen allerdings vechtlich 
begründet, in fo fern die Herzoglich-Naſſauiſche Regierung Trierifche Schuiden _ 
‚abgetragen, oder als eigene Schuld übernommen hat, von welchen eine Rate 
der linken Rheinfeite zur Laft ſtand, denn durch die vermittelft des Lüneviller 
Friedenstractats und des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes erfolgte Theilung 
des Kurtrierifchen Staatsvermögend zwifhen dem Herzogthum Naffau und 
Frankreich, war ipso jure ein jeder einzelner, beiden Rheinfeiten gemeinfchaft: 
lich geweſener, Kurtrierifcher Schuidpoften zwifchen beiden Staaten getheilt. 
Indem daher die Herzoglich-Naſſauiſche Regierung Trieriſche Schulden diefer 
Art berichtigte,, oder ald ihre eigenen übernahm, und dadurch auch die linke 
Rheinfeite von ihren Verpflichtungen gegen die Gläubiger befreite, hat fie uti- 
liter die negotia derfelben gerivt, und folglich einen Anfpruch auf Erftattung 
ihrer Auslagen und Liberation von den für die linke Rheinfeite übernommenen 
Verbindlichkeiten erworben, wobei es nach den obigen Ausführungen gleichgüt: 
tig ift, ob die abgetragenen oder übernommenen Schulden vor oder nach der 
feindtichen Beſetzung der linken Rheinſeite entflanden, und mit rechtörheinifchen 
Specialhypotheken verfehen waren oder nicht. 

Sp ‚mohlbegründet aber auch die Forderung der Herzoglich- Naſſauiſchen 
Regierung erſcheint; ſo wenig iſt dieſelbe 

Ad I,B. 
zu der beabfichtigten Eompenfation geeignet. | 

Durch Compenfation Fünnen gegenfeitige Forderungen und Verbindlichkei⸗ 
ten aufgehoben, aber niemald neue Verbindlichkeiten begründet werden, und 
das Lebtere ift ed, mas der Elagende Anwalt verlangt. 

Mit der Theilung der Kurtrierifchen Lande und Domänen zwifhen der 
Iinfen und der rechten Rheinfeite war auch, wie der beklagte Anwalt $. 30 
und 62 der Duplif richtig bemerkt, eine Theilung eines jeden einzelnen Trieri: 
(hen Schuldpoſtens ipso Jure eingetreten. Dieß ergibt ſich ganz von ſelbſt 
aus der Natur der Schulden ald integrivender Beſtandtheil des getheilten 
Kurtrierifhen Staatsvermögend. Der Elagende Anwalt aber fordert von der 
Iinfen Rheinfeite die Uebernahme der vechtörheinifchen Rate gewiffer Trieri⸗ 
ſcher Schuldpoſten, weil die rechte Rheinſeite von anderen Trierifhen Schulden 
die Iinförheinifche Rate übernommen habe, will alfo im Wege der Aufrech- 
nung oder Eompenfation der linken Rheinfeite eine Verbindlichkeit auferlegen, 
welche derfelben früher nicht oblag, und dieß ift ohne freie Einwilligung der 
Königlich: Preußifchen Regierung rechtlich unmöglich. | 

Für die Unabiwendbarkeit der allgemeinen Rechtsgrundſätze, aus welchen 
die Unzuläffigleit einer folchen Eompenfation fich ergibt, auf Staatsſchulden, 

Leonharbi, über Audträgalverfahren. 2. Thl. 14 
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liegt in der rechtlichen Beichaffenheit des Staatönermögens und der Staate: 
ſchuld an und für fih Fein Grund. Es würden alſo befondere Rechtsgründe 
erforderlich ſeyn, um in einem einzelnen Falle yon demfelben abweichen zu kün= 
nen. Als folche bezeichnet der klagende Anwalt: 

Replik $. 55 bis 57. 


1) den g. 78 des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes, 
2) den Art. 3 des Frankfurter Receſſes vom 14. December 1816, 
3) den Art. 21 der Wiener Schlußacte. 
Wenn 
ad 1) der Reichsdeputations-Hauptſchluß wirklich eine Aenderung jener 
Allgemeinen Rechtögrundfäge enthielte, fo würde diefe für die Königlich: Preu: 
ßiſche Regierung ald Nachfolgerin Frankreichs im Beſitze Iinförheinifcher Länder 
nicht verbindlich feyn, denn der &. 78 betrifft nur die rechtlichen Verhäftniffe 
rechtörheinifcher deutfcher Staaten. Der Reichödeputationd:Hauptfchluß ent: 
hält aber auch ein abmeichendes Princip nicht. Ohne Zweifel müßten nad 
den Beftinimungen der 68. 77, 78, 79 die Binfen der mit Specialhypo⸗ 
thefen verfehenen Landes: und Kammer: Schulden von dem Beſitzer der Spe: 
cialhypothek, und die Zinſen der mit Generalhypotheken verfehenen Schulden 
von dem Beſitzer des Hauptorts oder des größten Theild des getheilten geift: 
lichen Landes bie zur definitiven Auseinanderfebung wegen des Schuldenpunctd 
und bis zur Abrechnung den Gläubigern bezahle werden. Die Auseinander: 
ſetzung oder Austheilung aber Fonnte möglicher Weife in nichts anderem be: 
ſtehen, als in der Feſtſtellung der Schuldenrate, welche jeder Theilnehmer nach 
Verhältniß der auf ihn übergegangenen Domanialeinkfünfte und Steuereinnah: 
men zu übernehmen hatte, und diefe Rate Fonnte, wie fi ganz von felbft er: 
gibt, nur Dadurch ausgemittelt werden, daß man fie bei einem jeden einzelnen 
Schuldpoſten berechnete. Der Vorbehalt der Abrechnung bringt ed mit fi, 
was fi ohnehin von ſelbſt verftand, daß demjenigen, welcher in Folge der ge: 
troffenen propiforifhen Beftimmungen an Sinfen mehr bezahlt hatte, als ihm 
nach) dem Refultate der definitiven Auseinanderfehung obgelegen hätte, Der: 
gütung geleiftet werden müßte. Daß aber diefe Vergütung von dem dazu Der: 
pflichteten dem Berechtigten durch Uebernahme eines der zu leiftenden Vergü⸗ 
tung im Betrage gleich Eommenden Theils derjenigen Schuldrate, welche dem 
Berechtigten zur Laſt fiel, geleiftet werden folle, beſtimmt der Reichsdeputa⸗ 
tions: Hauptfchluß nicht, und ohne Zweifel würde der Berechtigte fchuldig ge: 
wefen feyn, die ihm gebührende Vergütung in baarem Gelde anzunehmen, 
wenn der DVerpflichtete nicht geneigt war, bdiefelbe durch Ucbernahme von 
Schuiden zu leiften. Eine Compenfation oder Vergütung durch Abrechnung 
würde nur in fo fern auch ohne freimillige Uebereinkunft haben eintreten Fön: 
nen, ald jeder Theilhaber vermöge des Beſitzes der Specialhypothek, oder des 
Hauptorts, oder des größten Theils des getheilten Landes einzelne Schufdpoften 
proviforifch ganz hatte verzinfen müſſen, während ihm definitiv nur eine 
Rate derfelben zur Laſt fallen Eonnte. 


Ad 2. 


Im Artikel 3. des Frankfurter Receſſes Haben beide Gouvernements fich 
perbindlich gemacht, eine gemeinfchaftliche Commiſſion anzuorbnen, deren Ge⸗ 
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ſchaͤft darin beitehen follte, die Trieriſchen Schulden ſammt den ruͤckſtaͤndigen 
Zinfen zu liquidiren, die Grundfäse über die Vertheilung diefer Schulden feſt⸗ 
zuftellen, fobann die Vertheilung felbft vorzunehmen, und jedem Gouvernement 
feine Rate in einzelnen Capitalien zu übermweifen. Sollte aber die Commiſſion 
hierzu im Stande feyn, fo mußte fie nothwendig, wie auch gefchehen ift, den 
heit, weichen jede Aheinfeite von einem jeden einzelnen Schuldpoſten zu über: 
nehmen hatte, ausmitteln. Die einzelnen Schuidpoften Eonuten dabei in ge⸗ 
wiffe Klaffen gebracht werden, weil immer auf mehrere derfelben Ein Theilungs⸗ 
maafiftab paßte, und auf diefe Weife mar es thunlich, den Gefammtbetrag 
jeder einzeinen Schuidenclaffe auszumitteln, und biefen, nicht aber jeden ein⸗ 
zeinen Schuidpoften zu vertheilen. Die Summe aller einzelnen Raten war 
dann der Gefammtbetrag deffen, was jede NRheinfeite von ſämmtlichen Trieri⸗ 
(hen Schulden zu übernehmen hatte, und war diefer Gefammtbetrag auöges 
mittelt, fo gereichte es allerdings zur Bequemlichkeit der Gläubiger wie der 
fchuldenden Regierungen, wenn eines jeden der lebteren eine Anzahl der ein- 
zeinen Schuldpoften zur alleinigen Uebernahme zugewiefen wurde, deren Summe 
dem zu übernehmenden Gefammtbetrage gleichlam. Ohne Iweifel hätte dabei 
auch verabredet werben konnen, daß der rechten Rheinfeite diejenigen: Schulden, 
welche fie fchon übernommen hatte, auch ferner zur Laſt bleiben und das zu 
viel Webernommene oder Bezahlte von der linken Mheinfeite durch alleinige 
Vebernahme der noch nicht übernommenen oder getilgten Schulden vergütet 
werden folle, Daß diefe Verabredung aber wirklich getroffen fen, ergibt der 
Artikel 3. des Frankfurter Receſſes nicht, Es ift darin von der Vergütung des 
yon der rechten Aheinfeite zu viel übernommenen Schuldbetrags nicht die Rebe, 
und es kann um fo weniger angenommen werden, daß es die Abficht gemeien 
fen, über diefe Vergütung etwas feſtzuſetzen, weil damals noch nicht conflirte, 
ob die von der rechten NRheinfeite verzinften und abgetragenen Gapitalien ges 
meinfchaftliche Schulden beider Rheinfeiten, oder, wie die Krone Preußen noch 
jest behauptet, zum Theil alleinige Schulden der rechten Rheinfeite geweien _ 
waren, und ob, das erftere vorausgeſetzt, der rechten Rheinfeite wegen des zu 
viel Uebernommenen auch eine Vergütung gebühre, Erſt wenn Beides aus den 
Arbeiten der Commiſſion erhelfte, Eonnte ed an der Zeit feyn, über die Art 
und Weife der zu leiftenden Vergütung etwas zu beftimmen; aber ſchon über 
iene Vorfrage hat die Commiſſion fich nicht vereinigen Eönnen. Ihrer Der: 
gütungsanfprüche und der der gemeinfchaftlichen Commiffion gegebenen In⸗ 
ſtruction ungeachtet, ift die rechte Rheinfeite immer noch verpflichtet, die rechte: 
theinifhe Rate der noch nicht übernommenen. und berichtigten Trieriſchen 
Schuldpoſten zu übernehmen, und diefe kann ihr auch, fobatd beide Regierun: 
gen fich darüber vereinigt Haben werden, noch immer in einzelnen nugetheilten 
Schuidcapitalien zugewiefen werden. 
Wenn * 
ad 3, - 

der Elagende Anwalt fi darauf beruft, daß das gegenwärtige Austrägalver⸗ 
fahren nicht auf den Grund des Art. 30, fondern aufden Grund des Art. 21. 
der Wiener Schlußacte eingeleitet worden fey, fo ift dieß in facto richtig. Es 
kommt nicht auf die Entfcheidung der Vorfrage an, welche der flreitenden, Re: 
gierungen, oder zu welchen Theile eine jede derfeiben, einzefne auf Zahlung 
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dringende Gläubiger zu befriedigen habe. Aber der Grundſatz, daß mit einem 
auf mehrere Univerfalfuecefforen übergeheriden Vermögen die auf demſelben 
haftenden Schulden ipso jure getheilt werden, gilt auch, wenn, ohne daß die 
Reclamation einzelner Gläubiger dazu Veranlaffung gegeben hat, unter Bun- 
beöregierungen über die DVertheilung von Staatsſchulden getheilter Ränder ge: 
flritten auied; denn auch in diefem Falle kann ihre Verbindlichkeit zur theil: 
weifen Uebernahme der Schulden nur aus dem Gefichtöpunete ihrer Verpflich⸗ 
fung gegen die Gläubiger beurcheilt und feftgeftellt werden. 

Wenn daher auch die Mebermeifung der resp. Schuldraten in nngetheilten 
Eapitatien ohne Zweifel zuläffig ift, fo würde doch diefeibe gegen den Willen 
der betheiligten Regierungen durch ein richterliched Erkenntniß, welches nur 
anf Gründe des Nechts, nicht aber auf Rückſichten der Convenienz gebaut 
werden darf, nicht verfügt werden können. Die Herzoglih:Naffanifhe Re: 
gterung wird daher die ſaͤmmtlichen von ihr berichfigten Kurtrierifchen Schuld⸗ 
capitalien und Binfen demnächſt befonderd zu liquidiren, und zugleich die er: 
forderlichen Repurtitionsberechnungen über die resp. der linken und der rech⸗ 
ten Rheinfeite auzurechnenden Sahlungen aufzuftellen und allhier zu übergeben 
haben, um die Größe der Vergütungsforderung der vechten gegen die Linke 
Rheinfeite nachzumeifen. 

Nah dem im $. 57. der Replik näher erlänterten Kiagantrage, hat der 
klagende Anwalt auch die Vergütung von Sinfen auf diejenigen Summen ge: 
fordert, melche von der Herzoglih:Naffauifchen Regierung auf die Abtragung 
Trieriſcher Schuld capitalien verwendet worden find, und diefer Anfpruch 
erfcheint als rechtlich begründet, weil dev Gefhäfteführer nah L. 1. pr., L. 
37. D. de usuris die Berzinfung feiner Auslagen fordern Fann. Weber den 
Betrag der ihm gebührenden Zinfen entfcheidet der Landesgebrauch zur Zeit 
der gefchehenen Verwendung. Von diefem aber wird man fich am menigften 
zn entfernen Gefahr kaufen, wenn der Herzoglih-Naffauifchen Regierung die- 
jenigen Zinſen zugebilligt werben, welche den Gläubigern obligationsmäßig 
fortzuentrichten feyn würden, wenn fie nicht befriedigt worden wären. Auch 
bei den zur Abtragung unverzinsticher Capitalien verwendeten Summen wird 
füglich auf den Betrag der Zinfen gefehen werden fönnen, weiche von den ab: 
gefragenen verzindtichen Posten den Gläubigern entrichtet werden mußten. 

Die vorftehend erörterten Grundfäbe finden indbefondere auch auf die 
Herzoglih:Naffauifher Seits eingeldften Partiatobligationen des Mürhend- 
fchen Anlehens ihre Anwendung, und ed erfcheint der Bergütungsanfpruch des 
Eagenden Anwalts auch in diefer Beziehung als rechtlich begründet. Da je: 
doch diefer Anfpruch überhaupt darauf beruht, daß aus rechtsrheiniſchen Caſ⸗ 
fen Schutden der Iinfen Rheinfeite vorfchußmweife abgetragen worden find, fo 
ergibt fich von felbft, daß für die eingelöften Mülhens'ſchen Partialobligatio: 
nen fländifchen Theild nur in fo fern eine Vergütung gefordert merden Fünne, 
ald der Flagende Anwalt die unter II, A, 1 a und b demfelben auferlegten 
Beweiſe führen wird. 

Nur zwei befondere Einwendungen des beflagten Anmalts find in Be⸗ 
ziehung auf die eingelöften Mülhens'ſchen Partialobligationen noch zu erörtern, 
deren eine den Rechtsgrund der deßhalb erhobenen Vergütungsforderung an 
ſich, die andere deren Betrag betrifft. 
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Der beklagte Anwalt behauptet nämlich 


a) 
daß die Herzoglih-Naffauifche Regierung die eingelöften Partialobligationen 
vernichtet, und anſtatt derfelben Catoir'ſche, auf die Herzoglich-Naſſauiſche 
Staatscaffe laufende Obligationen ausgegeben, mithin die Mülhens’fchen Ob- 
ligationen als eigene eingeldft, für die Tilgung ber eigenen Schuld aber Feine 
Vergütung zn fordern habe. 
Vernehml. p. 82, 83, Duplik p. 132. 

Diefed Argument ift indeffen unerheblich. Um aus den angeführten Thatſachen 
das ſtillſchweigende Anerkenntniß der Herzoglich⸗Naſſauiſchen Regierung folgern 
zu konnen, daß der eingeloͤſte Theil des Mülhensſchen Anlehens eine ausſchließ⸗ 
lich vechtörheinifche Schuld gervefen fey, würde erforderlich feyn, daß diefelben 
fih nur aus der Abſicht der Herzoglich-Naffauifchen Regierung erklären ließen, 
den Betrag der eingelöften Obligationen als eine audfchließlich rechtsrheinifche 
Schu zu agnosciren. Es liegen aber feine Gründe vor, der Herzoglich-Naf⸗ 
fauifchen Regierung eine folche Abficht zuzufchreiben. Wollte diefeibe Mülhens⸗ 
(he Partiatobligationen einlöfen, fo mußte fie den Gläubigern deren Werth 
vergüten, und ed ift gleichgültig, ob fie dieß durch Baarzahlung oder durch Aug: 
ſtellung von Schuldverfchreibungen für den Eintöfungspreis bewirkte. Die Eaf- 
firung der eingelöften Obligationen, oder das Aufdrücen eines Eintdfungsftem: 
pels ift aber von dem klagenden Anmwalte aus der Abficht, die Befriedigung 
der Gläubiger zu beweifen und das eingelöfte Papier außer Umlauf zu feben, 
genügend erläutert. 


Wohlbegrüůndet aber ift 
b) 


die eventuelle Bemerkung des beklagten Anwalts, daß nur der wirklich bezahlte 
Einloſungspreis und nicht der Nominalwerth der eingeldften Obligationen zu 
vergüten fey, weil die Herzoglih-Naffauifche Regierung nicht als Geffionarin 
in die Rechte der befriedigten Gläubiger eingetreten ift,+fondern, nach dem 
eigenen Anführen des Fagenden Anwalts in der Replik, die Obligationen zur 
Beruhigung, d. h. Befriedigung der Ereditoren, alfo um deren Forderungen 
gaͤnzlich zu tilgen, eingeldft hat, mas fich auch daraus ergibt, daß diefelben 
dem Umlaufe entzogen worden find. Daß der beflagte Anwalt, S. 82 der 
Vernehmlaſſung, nicht — wie Elagender Anwalt behauptet — ein Anderes 
zugeftanden habe,:ergibt fih aus defien Antrage (p. 83 dafelbft) zu erfen- 
nen, daß nicht mehr das ganze, fonft der linken Rheinfeite zur Laſt geftandene 
Eapital, fondern nur die bezahlte Eintöfungefumme gurücgefordert werden 
könne. Die Forderung der Herzoglih:Naffauifchen Regierung beruht demnach 
darauf, daß aus rechtörheinifchen Caſſen eine Schuld der linken Rheinfeite be: 
zahlt worden fey, alfo auf einer behaupteten negotiorum gestio; der Ge: 
(häftsführer hat nur Anfpruch auf Erftattung der wirklich gemachten Auslagen 
fammt den landüblichen Binfen, und der größere Betrag des Vortheils, welchen 
feine Gefhäftöführung für den dominus negotü herbeigeführt haben mag, 
ift dabei gleichgültig. Da aber im vorliegenden Kalle nur für den zur Einld⸗ 
fung des Eapitalbetrags gemachten Aufwand Binfen gefordert worden find, 
fo Haben diefeiben auch nur für diefen zuerkannt werden Eönnen, was bei der 
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von dem Flagenden Anwalte demnächſt aufzuftelenden Liquidation der geleifte- 
ten Vorfchüfle zu berückffichtigen feyn wird. 
Es ift nunmehr 
ad II. 


zu erdrtern, ob der Vergätungsanfpeuch der vechten gegen die finfe Rheinſeite 
durch die von der Krone Preußen bemfelben entgegengefebten peremptorifchen 
Einreden elidirt fen. 

Die vorgefchüsten Einreden find: 

4) Die Einrede ded Verzicht, 
2) die Einrede der Präcluſion, 
3) die Einrede der ſchon gefchehenen Schuidenabtheitung. 
Adi. 


Die Einrede des Verzichts wird auf den Art. 18. des Parifer Friedens 
vom 30. Mai 1814 gegründet, und bezieht fi daher auch nur auf die vor 
diefem Zeitpuncte für die linke Rheinſeite geleifteten Vorfchußzahlungen. 

In dem angeführten Artikel leifteten die alliirten Mächte einerfeits, und 
der König von Frankreich andrerfeitd Verzicht ala totalite des sommes, welche 
man gegenfeitig zu fordern haben könnte: 

a raison de contrats, de fournitures ou d’avances quel- 
conques faites au gouvernement frangais (aux puissances 
alliees) dans les differentes guerres qui ont eu lieu 
depuis 1792. 

Diefe Verzichtleiftung fol fi nach der Anſicht des beffagten Anwalts 
auch auf den hier in Rede flehenden DVergütungsanfpruch beziehen, weil fie 
ganz allgemein von allen Forderungen der alliirten Regierungen an 
Frankreich laute, und die Separatconvention vom 20. November 1815, welche 
die Liquidation aller Forderungen, die noch an die Franzöſiſche Regierung ge⸗ 
macht werden Fönnten, vorfchreibe, die Forderungen der allüürten Regierun: 
gen oder ihrer Aerarien nicht nur nicht erwähne, fondern auch im Artikel 2. 
als zur Liquidation berechtigte Gläubiger ausbrüdlich nur individus com- 
munes et etablissemens particuliers dont les revenus ne sont pas & 
la disposition des gouvernemens, bezeichne. 

Dernehmt. $. 15. Dupiil $. 18, 19. 

Die Einrede ded Verzichts ift jedoch unbegründet. Wollte man ben Art. 18. 
anf Forderangen der vorliegenden Art anwenden; fo würde man zu dem Re 
futtate gelangen, daß die Herzoglich: Naſſaniſche Regierung von den Linksrhei⸗ 
nifhen Raten Trieriſcher Schulden, welche fich bis zum 30. Mai 1814 ab- 
getragen hat, nur diejenigen erftattet verlangen Fönne, welche in den Jahren 
bezahlt worden find, in welchen Frankreich feit 1792 Leine Kriege geführt hat, 
dagegen der Vergütungsanfpruch wegen ber in Kriegsiahren geleifteten Vor⸗ 
fchußzahlungen hinwegfallen müſſe. Es möchte aber fehr ſchwierig feyn, für 
eine ſolche Diftinction einen genügenden Grand auszuforfchen. Der geleiftete 
Verzicht bezieht fih nur anf Pie zum Zwecke oder auf Veranlaſſung der ge 
führten Kriege gegenfeitig geleiteten Vorfchirffe, und dazu gehören Vorſchüſſe 
der hier befraglichen Art nicht, welche ohnehin nach Artikel 21. des Tractats 
nicht der Franzdfifchen Regierung, fondern nur dem Lande geleiftet ſeyn konu— 
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ten, weichem die vorichußweife bezahlten Schulden urfprünglih zur Laſt 
ftanden. 

Die eventuelle Bemerfung des Elagenden Anmwaltd im $. 39. der Re: 
plik, daß der Verzicht jedenfalls nur auf Diejenigen Summen bezogen werden 
fünne, wegen deren die Herzoglih:Nafjauifche Regierung fich nicht im Wege 
der Aufrechnung Befriedigung verfchaften Eünne, bedarf hiernach Feiner Er⸗ 


drterung. 
Ad 2. 


Die Einrede der Präcluſion wird gegründet 

a) darauf, daß die Herzoglich-Naſſauiſche Regierung ed unterlaffen habe, 
in Gemäßheit des Art. 21. des Parifer Friedens und der Ark. 6, 
7, 9 der Separatconvention vom 20. November 1815 ihre Forde- 
rungen aus den für die linke NRheinfeite geforderten Vorfchußzahlun: 
gen binnen der durch den Art. 16. der Convention dazu vorgefchrie: 
benen Präjudiciarfrift gegen Frankreich zu liquidiren; 

b) darauf, daß die Herzoglich-Naffauifche Regierung die gedachten For: 
derungen nicht in Gemaäßheit der deßhalb erlaffenen Bekanntmachun⸗ 
gen und Öffentlichen Aufforderungen bei den niedergeſetzt geweſenen 
Königlich: Preußifchen Riquidationsbehörden angemeldet und Kiqufdirt 
habe, wie ihr zu thun obgelegen haben würde, wenn fie an ben 
Kiquidationen gegen die Franzdfifhe Negierung unmittelbaren An: 
theil zu nehmen nicht verpflichtet gemefen feyn ſollte. 

Die Einrede bezieht ſich 

1) auf die Herzoglih:Naffanifcher Seit berichtigten Zinfen der Iinförhet: 
nifchen Landes:und Kammer-Schuldenrate bis zum 1. Januar 1814, 
welche von Franfreih hätten übernommen werden müffen, 

2) auf denjenigen Theil der Herzoglich : Naffauifher Seits berichkigten 
oder übernommenen Iinfsrheinifchen Rate Trierifcher Kammerſchulden, 
weicher in Gemäßheit der angeführten Convention und der früher 
gedachten fhiedsrichterlihen Entſcheidung des Herzogs von Welling⸗ 
fon deßhalb von der Sranzöfifhen Regierung habe übernommen 
werden müffen, weil diefelbe Domänen veräußert gehabt. 

Diefe Zinfen und Gapitalabträge auszumitteln, fey Zweck der Liquida- 
tionen gemefen, und da die KHerzoglich: Naffauifhe Regierung, welche durch 
Bezahlung von Zinfen und Eapitalien in die Stelle der urfprünglichen Gtäu- 
biger getreten fey, beide nicht Tiquidirt habe, fo treffe diefelbe die eingefretene 
Präckufion. 

Verne hml. $. 16, 25. Duplik. $. 19 — 34. 


Die Einrede der Präckufion ift jedoch in jeder Beziehung ungegründet. _ 

Die Grundiage der in den Artikeln 6, 7, 9 der Separatconvention 
vom 20, November 1815 enthaltenen Verfügungen war der Artikel 21. des 
Parifer Friedens vom 30. Mai 1814. Diefer beftimmt, daf die Schulden 
der von Frankreich wieder abgetretenen Länder diefen zur Laſt bleiben ſollten. 
Die linksrheiniſche Rate der Trierifchen Landed- und Kammerſchulden, welche 
wicht in Franzoͤſiſche Inferiptionen verwandelt waren, blieb daher nad) wie 
vor Schud des Linfscheinifhen Trierifchen Landestheild, und durch theik 
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- weife Tilgung derfelben hatte die Serzuglich : Naffauifhe Regierung Feine 
Forderung gegen Frankreich, fondern eine Forderung gegen ben linksrheiniſchen 
Trierifhen Landestheil erworben. Zu deren Liquidation gegen Frankreich war 
feine Veranlaſſung, weil die Franzöfifche Regierung die abgetretenen Länder 
nicht mehr zu vertreten hatte, und Die durch die Artikel 6, 7, 9 der Conven⸗ 
tion vorgefchriebenen Riguidationen, wie fchon erwähnt, nur die Vergütungen 
betrafen, welche die Franzöfifche Regierung ihrer Nachfolgerin deßhalb zu 
leiften hatte, weil von ihr Zinfen unberichtigt gelafien und Domänen veräußert 
waren. Diefe Liquidationen konnten daher in Anfehung bes Iinkörheinifchen 
Trierifchen Landestheild nur der Königlich: Preußifchen Negierung obliegen. 
Wenn aber diefe dazu der Mitwirkung der Gläubiger bedurfte, und deßhalb 
denfelben durch Öffentliche Befanntmachungen die Anmeldung und Nachwei: 
fung ihrer @apital:und Retardatzinfen: Forderungen bei den niedergeſetzten 
Königlich = Preußifchen Commiffionen zur Pflicht machte ; fo fonnte doch eine 
foihe Auflage die von der Königlich: Preußifhen Regierung unabhängige 
Herzoglich-Naſſauiſche hochſte Staatsbehorde zu nichts verpflichten. Gegen 
diefe fland derfelben nur ein Anfpruch auf Mittheilung der in ihrem Beſitze 
befindlichen, das Kurtrierifche Schuldenwefen betreffenden, und als gemein: 
fhaftlihe Documente anzufehenden Acten, Rechnungen und Nachrichten zu. 
Soliten diefe auf ergangene Aufforderung nicht voliftändig mitgetheilt, und 
dadurch die Königlih= Preußifche Regierung außer Stand gefebt feyn, ihre 
Forderungen gegen Frankreich vollſtändig zu liquidiren und zu vealifiren; fo 
würde der hieraus etwa abzuleitende Entfhädigungsanfpruch befonderg geltend 
zu machen feyn, aber dem gegenmärtigen Austrägalverfahren nicht angehören 
können. 

Die eventuellen Behauptungen des klagenden Anwalts, daß die Königlich: 
Mreußifhe Regierung ihre DVerpflichfung, die Siguidationen gegen Frankreich 
zu befchaffen, anerkannt, und allem Anfchein nach auch von Frankreich vol- 
ftändige Vergütung erhalten habe, daß jedenfalls der erlittene Verluſt noch 
des Beweiſes bedürfe, und die etwa eingetretene Präckufion der Herzoglich:Naf: 
fauifchen Regierung ſich auf denjenigen Betrag befchränfe, welcher nicht durch 
Aufrechnung gegen die linke Aheinfeite, ſondern nur durch feparate Zurückfor⸗ 
derung geltend zu machen fände, können diernach übergangen werden. 

Ad 3 


Die Einrede der ſchon geſchehenen Echuldenabtheilung, welche von dem 
beklagten Anwalte hinſichtlich der bis zum 31. December 1814 auf die Her⸗ 
zoglich-Naſſauiſche Staatscaſſe übernommenen Trieriſchen Schulden dem er: 
hobenen DVergütungsanfpruche enfgegengefeht wird, fol in dem Frankfurter 
Keceffe vom 4. December 1816 ihre Begründung finden. 

Der beklagte Anwalt behauptet nämlich, daß unter den durch diefen Re: 
ceß zwifchen der Herzoglih-Naffauifchen und der Königlich: Preußifchen Regie: 
rung getheilten Schulden der Herzoglich: Naffauifchen Staatscaffe alle von die: 
ſer übernommenen Trierifhen Schulden, namentlich alle zur Eintdfung Miu: 
hend’fcher Partiatobligationen verwendeten Summen, und in specie das 
Gatoir’fche Antehen, begriffen geweſen fenen. Von allen diefen Schuiden habe 
die Königlich: Preußifche Regierung durch den gedachten Receß ihre Rate 
mit 24 Procent bereits übernommen, und es habe fich die Herzoglich-Naſſaui⸗ 
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ſche Regierung dabei nicht vorbehalten, wegen der übernommenen Trierifchen 
Schulden noch anderweitige Anfprüche erheben oder eine vortheilßaftere Ber: 
theilung verlangen zu wollen. 

Vernehml. 8. 11, 65. Duplik $. 63. 

Auch diefe Einrede ift unbegründet, und beruhet auf der Verwechfelung 
ganz verfchiedenartiger rechtlicher Verhältniffe. 

Duch den Wiener Staatsvertrag vom 31. Mai 1815 hat das Hering: 
thum Naffau an die Krone Preußen mehrere rechtörheinifche ehemals Trieriſche 
Aemter abgetreten. Weil mit diefen Landestheilen die Einnahmen, welche aus 
denfelben die Herzoglich-Naſſauiſche Staatscaſſe bezog, auf die Krone Preu⸗ 
fen übergingen, übernahm letztere auch einen Theil der Schulden, welche die 
Herzoglich-Naſſauiſche Staatscaffe Hatte, und zwar, nad) Art. 1. des Receffes 
vom 14. December 1816, 24 Procent, weldhe der Krone Preußen in einzel- 
nen Capitalien übermiefen wurden. In fo fern nun unter den folchergeflalt ge: 
theilten Herzoglich - Naffauifhen Staatscaffenfchuiden fich folche befanden, welche, 
wie das Catoir'ſche Anlehen, zur Abtragung Kurtrierifher Schulden contra: 
hirt waren, find allerdings auch diefe ein Gegenftand der vollzogenen Theilung 
gewefen, und hat alfo die Königlich=Preußifche Regierung von denfelben die 
ihr zufommende Rate bereits übernommen. Aber es ift nicht abzufehen, wie 
hierdurch der Iinförheinifche ehemals Trierifche Randestheil von der Verpflich⸗ 
tung befreit ſeyn Fünnte, feine Schuidenverbindiichfeiten zu erfüllen, zu welchen 
auch die Erftattung von Auslagen gehört, durch welche die Herzoglich : Taf: 
fauifche Regierung denfelben von feinen Verbindlichkeiten gegen feine urfprüng« 
lihen Gläubiger befreit hatte. Nur fo viel folgt aus der vollzogenen Abthei⸗ 
Iung der Herzoglich:Naffauifchen Staatscaffenichuiden, daß 

a) die Krone Preußen nicht mehr verpflichtet ſeyn kann, der Herzoglich⸗ 
Naſſauiſchen Regierung zu erflatten, was diefelbe aus ihren Caſſen 
aufgewendet hat, um den jest unter Königlich: Preußifcher Hoheit 
fiehenden Theil der vormals Trierifhen Lande rechter Rheinfeite von 
feinem Antheile an Trierifchen Landes- und Kammerfchuiden zu be: 
freien, in fo fern nämlich die zur Befriedigung der Gläubiger erfor- 
derlich geweſenen Geldmittel durch die Eontrahirung von Schulden 
herbeigefchafft worden find, welche unter den abgetheilten Herzoglich⸗ 
Naſſauiſchen Staatscaffenfchuiden begriffen waren, meil fonft die Kb: 
niglih= Preußifhe Regierung der Herzoglich-Naſſauiſchen die Ueber: 
nahme einer Verbindlichkeit vergäten müßte, von welcher fie diefelbe 
durch Uebernahme einer Rate der Herzoglich-Naſſauiſchen Staatte 
caffenfchulden bereits befreit hat; ; 

b) daß auf die Krone Preußen ein Theil der Forderung gegen die Linde 
Rheinſeite wegen der aus rechtörheinifchen Caffen bezahlten ‚linke: 
rheinifchen Trierifhen Schutden übergegangen ift, welche bid zum 
1. Januar 1815 der Herzoglich-Naſſauiſchen Regierung allein zuge: 
flanden hat. 

Das erkiere wird von dem Hagenden Anmalte nicht, und das lebfere we⸗ 
nigſtens in Anfehung der Bergütungsforderung für abgetragene linkörheinifche 
Landes ſchulden nicht beftritten. Nur an der wegen bezahlter linksrheiniſcher 
Trieriſcher Kammerfchulden der Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staatscaffe gegen 


» 
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die linke Rheinſeite zuftehenden Vergutungsfordernng will der klagende Un: 
walt der Krone Preußen die eventuell in Anfpruch genommene Rate von 
24 Procent nicht zugeftehen, und hierin befteht der oben 

ad II. 
hervorgehobene Streitpunct. 

Die Weigerung ded Herzogthums Naffau, die Krone Preußen an diefem 
Dergütungsanfpruch Theil nehmen zu laffen, beruht auf der Behauptung, daß 
die Krone Preußen dazu nur dann berechtigt feyn würde, wenn diefelbe von 
den am 31. December 1814 vorhanden gemwefenen Schulden der Herzoglich 
Naffauifhen Staatscaffe die Rate wirktih übernommen hätte, welche derfel: 
ben nach dem ausgemittelten Revenüenverhältniffe hätte zur Laft fallen müſ⸗ 
fen. Dieß aber fey nicht gefchehen. Die Krone Preußen habe nämlich eine 
fpecielle Unterfuhung über Entftehung und Verwendung eines jeden einzelnen 
Schuldpoſtens gefordert, und da Naffauifher Seits eine fo fehmwierige, nach 
Artifel 8. des Wiener Vertrags vom 31. Mai 1815 ohnehin nicht zuläffige 
Unterfuhung abgelehnt worden fey, fo habe man ſich zur Befeitigung der ent: 
flandenen Differenz dahin verglichen, daß die Königlih: Preußifche Regierung 
wirftich nur etwa 21 1, Procent, mithin beinahe 180,000 Gulden weniger, 
als vertragdmäßig die Königlich: Preußifche Rate betragen, übernommen und 
daneben die Herzoglih>Naffauifche Regierung ſich verpflichtet habe, die Krone 
Preußen gegen alle weiteren Anfprüche aus den Naffauifch gebliebenen Landes⸗ 
theilen zu vertreten, — eine Verpflihtung, welche in mehr als einer Beziehung 
bereitd wirkſam geworden fey. Da demnach die Herzoglich-Naſſauiſche Regie: 
rung alle nachträglich feftgeftellten Passiva übernehmen müffe, fo habe die- 
feibe auch alle Activa allein in Anfpruch zu nehmen. Jedenfalls aber würde 
die Theilnahme der Krone Preußen fih auf 2114 Procent befchränfen müffen. 


Replik $. 70. 


Diefe Argumente find jedoch unerheblih. Der Flagende Anwalt gefteht 
ein, daß von der Forderung der Herzoglich-Naffauifchen Staatscaffe gegen die 
linke Rheinfeite wegen Vergütung der abgefragenen Iinfsrheinifchen Kammer: 
ſchulden 24 Procent auf die Krone Preußen übergegangen ſeyn würden, wenn 
dieſelbe eine gleihe Rate der zum Zweck der Abtragung der linfsrheinifchen 
Kammerſchulden contrahirten Herzoglich⸗ Naſſauiſchen Staatscaffenfchulden 
überriommen hätte. Auch liegt dieß in der Natur der Sache, denn ſoll die 
Krone Preußen die Laft der Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staatscaffenfchulden 
theilweife übernehmen, fo gebührt derfeiben gleicher Antheil au den durch Eon- 
frahirung diefer Schulden erworbenen Vortheilen. Nun ift aber durch den 
Art. 1. des Frankfurter Receſſes dev Königlih- Preußifche Antheil an den am 
31. December 1814 vorhanden gewefenen Herzoglich-Naſſauiſchen Staate- 
caffenfhulden mit dentlihen und ausdrücklichen Worten auf 24 Procent und 
der Herzoglich⸗Raſſauiſche Antheil auf 76 Procent feftgefteltt, und hieran ift 
dadurd nichts geändert, daß der Antheil der Krone Prenßen auf die runde 
Summe von 1,612,000 Gulden beftimmt wurde, welche etwa nur 2114 
Procent der geſammten Herzoglich :Naffauifhen Staatscaffenfhulden gleich⸗ 
fommen mag; denn durch diefe Verminderung ift die Krone Preußen bewogen 
werden, ‚auf ihren. Widerſpruch gegen theitineife Uebernahme der Fürſtlich⸗ 
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Say: Witgenfteinifhen Rente von 12,000 Gulden und auf-die behauptete 
Befugniß, die Entftehungsart eines jeden einzelnen Herzoglich :Naffauifchen 
Staatscaſſen-Schuldpoſtens zu unterfuchen, Verzicht zu leiften. In dieſer Sti: 
pulation liegt ein, die beftrittenen Anfprüche der Krone Preußen befeitigen: 
der Vergleich, weicher auf die nicht beftritten gemefene, fondern mit beider: 
feitiger Zuftimmung entfchiedene Trage, ob und in welchem Derhältniffe die 
Krone Preußen an den Herzogliih: Naffauifhen Staatscaffenichulden Theil zu 
nehmen habe, feinen Einfluß äußern Eonnte. Ihrer Verbindlichkeit, davon 
24 Procent zu übernehmen, hat die Krone Preußen dadurch Genüge geleiftet, 
daß diefelbe 

1) 1,612,000 Gulden Herzoglich : Naffauifher Schuldcapitalien über- 

nahm, und daneben 
2) auf Erörterung ihrer Weigerungsgrände gegen theilmeife Uebernahme 
der Witgenfteinifhen Rente und auf die erwähnte Unterfuchung ver: 
zichtete. 

Nicht minder unerheblich iſt das Argument des klagenden Anwalts, daß 
die Herzoglich⸗ Naſſauiſche Regigrung die Vertretung ber Krone Preußen gegen 
alle ferneren Anfprüce aus den Naffauifch gebliebenen Landestheilen, mithin 
alte nad) dem 31. December 1814 noch anszumittelnden Passiva übernom: 
men habe. | 

Am 31. December 1814 waren nocd nicht alte Kammerfchuiden der feit 
1803 mit dem Herzogthum Naffau vereinigten Landeötheile auf die Staats⸗ 
caffe übernommen, wie gleichwohl, da diefe Schulden verfaffungsmäßig Gen: 
tralſtaatsſchulden wurden, hätte gefchehen müflen. Der Grund der Verzö⸗ 
gerung beftand nach Art. 2. des Frankfurter Receſſes darin, daß ein Theil 
diefer Schulden noch nicht liquide war. Der DVertheilung in Gemäßheit des 
Art. 8. des Vertrags vom 31. Mai 1815 hätte daher eine Liquidation vor: 
angehen und wo nur Theile ded Domanialvermögend der fchuldenden Länder 
an dad Herzogthum Naffau übergegangen waren, bie Naffauifhe Rate aus: 
gemittelt werden müffen. Dieß aber würde DBerhandlungen mit denjenigen 
Staaten, welche ebenfalls Theile zu übernehmen hatten, herbeigeführt und 
das Theilungsgeſchäft zmwifchen der Krone Preußen und dem Herzogthum 
Naſſau verzögert haben. Zur Vermeidung diefer DBerzögerung wurde verab- 
vedet, daß jede der beiden pacidcirenden Regierungen die am 31. December 
1814 noch nicht liquide geweſenen Schuiden, in ſo weit folche auf den gegen⸗ 
feitig abgetretenen Randeötheiten haften, ohne Concurrenz ber anderen. über: 
nehmen folle. Auf die am 31. December 1814 noch nicht liquide geweſenen, 
alfo auch zwifchen der Krone Preußen und dem Herzogthum Raffau noch nicht 
vertheilten rechtörheinifchen Trierifhen Kammerfchuiden aber bezieht. ſich 
diefe Vertragsbeſtimmung nicht, und kann fie fich nicht begiehen, weil von den 
rechtscheinifchen Trierifchen Domänen nur das Herzogthum Naffau und die 
Krone Preußen, aber Feine anderen Regierungen Theile befipen, ein jeder ber 
beiden Staaten mithin einen Theil diefer Schulden nach dem nach nicht aus⸗ 
gemittekten Berhältniffe zu übernehmen hat, in welchem die Kurtrierifchen 
Eameralrevenüen rechter Rheinfeite auf denfelben kbergegangen find. Bon der 
durch ben Receß vom 14. December 1816 vollzogenen Theitung der Herzog⸗ 
lich⸗ Naſſauiſchen Staatsſchulden Fonnten die am 31. December 1844 no 
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nicht übernommen geweſenen Trierifchen Kammerfchulden rechter Aheinfeite 
nicht betroffen werden, da fie noch nicht zu den Staatscaſſenſchulden gerechnet 
wurden. 

Auch die enentuelfe Behauptung des Hagenden Anwalts, daß der Krone 
Preußen nur 2114 Procent der Vergütungsforderung gegen die linke Rhein: 
feite gebühre, ift unrichtig, weil die Krone Preußen wirklich 24 Procent der 
am 31. December 1814 vorhanden gemefenen Herzoglich-Naffauifchen Staats: 
caffenfchuiden übernommen hat, folglich derfelben auch 24 Procent von der 
Forderung der linken Rheinfeite gebühren, welche die Herzoglich-Nafſſauiſche 
Staatscaſſe durch Uebernahme Iinförheinifcher Kammerfhulden am 31. De: 
cember 1814 bereitd erworben hatte. 

Uebrigens verfteht es fich von feibit, daß auch der Krone Preußen, wie 
dieß insbefondere hinfichtiih des in Franzdfifche Inſcription vermandelten 
Hertwigifchen Capitals, 8. 45. der Replik, vom flagenden Anwalte zugeſtan⸗ 
den wird, wegen der behuf Bezahlung Trierifcher Schutden geleifteten Vor: 
fhüffe ihrer rechtöbegründeten Anfprüche vorbehalten bleiben müffen. 

Aus alten diefen Gründen ift unter Aum. VI. des Urtheils, wie ge 
fehehen, erfannt worden. 

Da demnach die auf die Vergütungsforberung gegen die Iinfe Rheinfeite 
von dem Eagenden Anmalte gebaute Eompenfationsbefugniß nicht ftatt findet, 
umd die rechte Rheinfeite auch von den noch nicht übernommenen Trierifchen 
Kammerfchuiden eine Rate annoch zu übernehmen hat, fo ift die Ausmittlung 
bed Verhäaͤltniſſes erforderlich, nad welchem die rechtörheinifchen Kammer: 
ſchulden zwifchen dem Herzogthum Naſſau und der Krone Preußen zu ver 
theiten find. 

In diefer Beziehung find zwar die beiderfeitigen Anwälte darüber ein: 
verftanden, daß dabei dad Verhättniß zum Grunde zu legen ſey, in welchem 
die Kurtrierifchen Cameralrevenüen rechter Rheinſeite auf die Krone Preußen 
and dad Herzogthum Naffau übergegangen find. 


Klage p. 97. Vernehmt. p. 159. 


Da aber der beklagte Anmalt fi über die Behauptung des Eagenden 
Anwalts, daß daffelbe für die Krone Preußen 30 und für dad Herzogthum 
Naſſau 70 Procent betrage, noch nicht erflärt hat, fo ift unter I, B. BB. des 
Erkenntniſſes die erforderliche Verfügung getroffen. 

Es bleibt nunmehr noch die Weigerung der Krone Preußen zu erörtern 
Abdrig, zu den Zinsrückſtaͤnden der rechtörheinifhen Kammerfchulden:Rate bie 
zum 1. Inli 1815 nach Verhättniß des Königlich Preußifchen Antheils -der 
rechtörheinifchen Trieriſchen Eameraleinkünfte zu concurriren. 

Diefe Weigerung wird darauf geftüst, daß die Herzoglich : Naffauifche 
Regierung bis zu jenem Zeltpuncte die vechtörheinifchen Trierifchen Kammer⸗ 
revenüen bezogen habe, derfeiben auch die Einnahmerückſtände bie zum 1. De: 
cember 1802 überlaffen feyen, die Krone Preußen aber erft mit dem 1. Juli 
1815 in den theilweifen Genuß der rechtsrheinifchen Gameralintraden ein- 
getreten fen; auch wird auf die Analogie der durch die Convention vom 20. 
Nodember 1815 wegen der Zinsrückſtände von der Franzdfifchen Regierung 
übernommenen Verpflichtungen Bezug genommen. 





Kurtrierifches Schuldenwefen. 221 


Vernehml. $. 83. Duplik 9. 74—76. 

Altes diefes ift jedoch unerheblich, Die Verpflichtung der Krone Preußen, 
die gedachten Zinsrückſtände pro rata zu übernehmen, kann zwar nicht durch 
den von dem klagenden Anwalte dafür angeführten Art. 23. des Franfurter 
Receſſes 

Replik 8. 71. 

begründet werden, denn zu den Ausgaberückſtaͤnden an gewoͤhnlichen Verwal⸗ 
tungsfoften und fonftigen Forderungen, welche, ihrer Natur und den bieherigen 
Adminiftrationsgrundfägen zufolge, den übernommenen Caſſen zur Laft fielen, 
und welche jede der beiden paciscirenden Regierungen aus den ihr überlaffenen 
Einnahmerücftänden zu tilgen übernommen hat, önnen die Zinſen vorhan= 
dener Schulden nicht gerechnet werden, und daß auch die Sindrüdftände Kur: 
trierifcher Kammerſchulden wirklich nicht dahin gerechnet worden find, erhellet 
ans dem Art. 2. ded Meceffed, Inhalts deffen die zu ernennende gemein- 
fchaftlihe Commiffion beftimmen follte, von welcher Seite und in welchem 
Maaße die bis zum 1. Juli 1815 von diefen Schuiden rüdftändigen Zinſen 
zu bezahten feyen; denn hätte der Art. 23. diefe Frage entichieden, fo bes 
durfte fie Feiner Entfheidung durch die Commiſſion. Aber ſchon nad allges 
meinen Rechtögrundfäßen ift die beftrittene Verpflichtung der Krone Preußen 
nicht zu bezweifeln; denn Zinsrüdftände find nicht weniger Schulden mie 
Gapitalfchuiden, und daneben ift die Zinsverbindlichkeit acceforifch. Die Krone 
Preußen hat daher die in Rede ftchenden Binsrücitände nach demſelben Der: 
hältniffe wie die Sapitatfchulden zu Übernehmen. Daß nicht die Krone Preußen, 
fondern das Herzogthum Naffau allein bid zum 1. Juli 1815 die rechtärheis 
nifhen Trierifhen Cameralvevenden bezogen hat, ift gleichgültig, weil der 
Grund der Zinsverbindlichkeit nicht darin, daß der Schuldner von feinem 
Vermögen Einkünfte bezieht, fondern in der davon ganz unabhängigen ver- 
zinstichen Eigenfchaft der Capitalſchuld befteht. Die durch befondere vertrags⸗ 
mäßige Beftimmungen von der Sranzöfifchen Regierung gegen ihre Beſitznach⸗ 
folger anf der Tinten Rheinfeite wegen rückſtändig gelaffener Sinfen übernommene 
Vergätungsteiftung, kann, wie von felbft erhellet, dad Herzogthum NRaffau zu 
nichts verpflichten. Es hat daher unter Num. VII. des Erkenntniſſes die Krone 
Preußen zur Mitübernahme der Sinsrücftände verurtheilt werden mäffen. 

Merfchiedentiich ift von dem beffagten Anwalte auf die Nothwendigkeit 
einer Ausgleihung der Kriegserlittenheiten zwifchen der linken und der rechten 
Rheinſeite Hingemwiefen worden, 

Vernehml. p. 71. Duplik p. 21, 117, 
wenn gleich aus den Anträgen deſſelben nicht mit Beſtimmtheit zu entnehmen 
ift, ob er diefe Ausgleichung unbedingt oder nur für den Kal verlangt, daß 
die linke Rheinfeite auch zu den, nach deren feindliher Occupation nocd ent: 
flandenen, Kurtrierifchen Schulden zu concurriren verurtheilt werden follte, 
In dem einen wie in dem andern Falle würde jedoch dad nur mit der Aus⸗ 
einanderfegung des Kurtrieriihen Schuldenmwefens beauftragte Austrägal: 
gericht nicht berechtigt feyn, auf diefe Anträge hin einzugehen, weil nicht er: 
hellet, und auch von dem beklagten Anwalte nicht einmal angeführt ift, daß 
umd wie aus einer folchen Ausgleichung eine auf die Krone Preußen und das 
Herzogthum Naſſau zu repartirende Trieriſche Staatsfchnid hervorgehen 
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Fönnte. Das Austraͤgalgericht hat demnach unter VIII. des Erfenntniffes feine 
Incompetenz ausfprechen müſſen. 

Die bisherigen Koſten des Austrägalverfahrens ſind compenſirt worden, 
weil eine jede der betheiligten Bundesregierungen nur theilweiſe gegen die 
andere obgeſiegt hat. 

Schließlich iſt noch über das eventuell vorgeſchriebene abgeſonderte Aus⸗ 
traͤgalverfahren in Betreff derjenigen Forderungen Kurtrieriſcher Gläubiger, 
welche ſich an die hohe Deutfche Bundesverfammlung gewendet haben, Eini- 
ges zu bemerken. 

Die Einleitung diefes Verfahrens iſt für den Fall angeordnet worden, 
daß die abzugebende Hauptentfcheidung daſſelbe nicht überflüffig machen ſollte. 
Ob dieß der Fall fen, mürde daher in Beziehung auf eine jede einzelne, bei 
der hohen Deutfhen Bundesverfammiung in Anregung gebrachte Schuid- 
forderung zu unterfuchen, und ed würde fodann in Anfehung derjenigen Kor: 
derungen, welche durch dad abgegebene Haupterfenntniß ihre Erledigung nicht 
gefunden haben, das abgefonderte Austrägaiverfahren über die Vorfrage, zu 
weldyer Gattung der Kurtrierifchen Schulden und in welchem Verhältniſſe die 
betheiligten Regierungen beizutragen haben, auf den Grund des Art. 30. der 
Wiener Schlußacte einzuleiten feyn. Da aber durch das am heutigen Tage 
publicirte Haupterfenntniß entfchieden ift, zu welchen Gattungen Kurtrierifcher 
Schulden die Krone Preußen und das Herzogtum Naffau beizutragen fchul: 
dig iind, auch die Beitragsverhältniffe für die verfchiedenen Schuidenfatego: 
rien theils feftftehen, theild werden feflgeftelie werben, fo kann es hinfichtlich 
der einzeinen, bei der hohen Deutichen Bundesverfammiung angebrachten 
Sorderungen nur noch darauf ankommen, zu welcher Gattung der Kurtrie⸗ 
rifchen Schulden fie gehören. 

Ueber diefe Frage wird, fo viel 

1) die Forderung der Wittwe Pachten zu Limburg anlangt, definitiv 

oder interfocutorifch entfchieden werden Fünnen, fobald von dem kla⸗ 
genden Anmalte die in Unfehung diefee Forderung demfelben auf: 
eriegte Erklärung eingebracht feyn wird, und bedarf es daher der 
Einleitung eines befondern Austrägaiverfahrens nicht. 
Diefe ift auch 
2) wegen der Forderung des I. W. Remy zu Frankfurt wegen Lie: 
ferungen zur Feſtung Ehrenbreitftein nicht mehr erforderlich, weil die 
Herzoglich⸗ Naſſauiſche und die Koͤniglich⸗Preußiſche Regierung ſich 
in der 14. Sitzung v. J. 1826 der hohen Deutſchen Bundes: 
verfamminng über Die Beniebiaung diefer Reclamanten vereinigt 
haben. 
Bas aber 
3) die Forderungen des Peter und Reinhard Klippel und der Wittwe 
des Georg Groß an rüdfländigen Gage-, Quartier: und Monti: 
rungsgeldern anlangt; fo conflirt nicht, zu welcher Gattung der Kur: 
trierifchen Schulden dieſelben gehören. 
Daſſelbe gilt 

4): von der Forderung der Gebrüder Mäs ans achtzehn uneingelöft ge 

bliebenen: Partialobligationen des Muͤlhens'ſchen Anlehens ſammt 
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rückſtaͤndigen Zinfen, indem nicht erhellet, ob diefelben dem Cameral⸗ 
oder dem "ftädtifchen Theile des Anlehens angehören, fo wie 

5) von der Forderung von Fifher und Sohn und der Übrigen ſechs 

und zwanzig am 12. April 1827 bei der hohen Deutfchen Bundes: 
verfammlung aufgetretenen Kurtrierifhen Zinsgläubiger. 

In Beziehung auf diefe unter 3, 4, 5 aufgeführten Forderungen, wird 
daher die Einleitung des abgefonderten Austrägaiverfahrens erforderlich, und 
find zu diefem Zwecke dein Eagenden Anwalte unter Num. IX. des Erfennt: 
niffes die nöthigen Erklärungen auferlegt worden, nach deren Eingange fer: ' 

nere rechtliche Verfügung erfolgen wird. 


Celle den 8. Junius 1838. 
Königlich-Hannöveriſche zum Ober:Appellatiundgerichte 
verordnete Präfident, Bicepräfidenten und Ober-Appel: 
lations-Räthe. 
(L. 8.) A. von Beulwiz. 


Strampe.“ 
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Streitigkeiten 


zwifchen Schaumburg - £ippe und Lippe, wegen Hoheitsrechte über das 
Amt Blomberg, dann wegen der im Jahre 1709 eröffneten 
Bracifchen Erbſchaft. (Siche Band I. S. 383 — 451.) 


(Schließt ſich unmittelbar an die lehte Zeile von Band I. &, 451.) 


Einen weiteren Bericht, nad) dem i. I. 1837, Sess. J. 8.9. ©. 6. 
1838. erwähnten, fiehe Prot. i. 3. 1838 in Sess. 1. $.9. S. 56. — Die Erle 
1839. digung des ganzen Streited erfolgte erft i. 3. 1839, wo Präfidium in 
Sess. I. 6. 10, ©. 8. nebft einem Berichte des Oberhofgerichts von 
Mannheim vom 26. Ianuar 1839 zwei Urtheile nebft Entfcheidungs- 
gründen übergab. — Siehe unten Anlage A. und Anlage B. ©. 226. 
Der hierauf gefaßte Befchluß lautet ©. 54.: 

‚daß die Urfchriften der von dem Austrägalgerichte im Namen 
und aus Auftrag des Durchlauchtigften Deutfchen Bunde er- 
gangenen Urtheile vom 20. und 22. December 1838, um auf 
deren Befolgung halten zu koͤnnen, nebft den eingefendeten 

Acten im Bundesarchiv zu hinterlegen feyen *).” 


A. Urtheil. 


(Prot. v. 3. 1839, Sense. I. 5. 10.©. 9. u. flgde. &. Band. S. 451.) 





„In Sachen des Fürftlichen Haufes Schaumburg-Lippe, Kl 
gerd, gegen das Fürftlihe Haus Lippe- Detmold, Bellagtes, Her 


*) Siehe über die durch dieſes Urtheil veränderten Matricularverhältniffe 
der beiden Fürftenthümer ſowohl in Kontigentsftellung als Gelbbeiträgen, Prot. 
v. 3. 1840, Sess. I. $. 22. ©. 15.5 ferner Prot. v. 3. 184%, Sess. IX. 6. 105. 

&. 142, unb Sess. XVII. $. 197. ©. 313, Ä 
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ausgabe der Hälfte der Aemter Schieder und Blomberg und des Am⸗ 
tes Lipperode fammt Nubungen betreffend, wird — nachdem biefe 
Sache auf vorgängige Vereinbarung der flreitenden Fürftlichen Häufer 
von hoher deutfcher Bundesverfammlung durch Beſchluß vom 5. Aus 
guft 1830 an das Großherzoglich Badifche Oberhofgericht dahier als 
Austrägalgericht zur rechtlichen Entfcheidung verwiefen worden — 
nunmehr von diefem nad) gefehmäßig gepflogener Verhandlung im 
Namen ber hohen Bundesverfammlung zu Recht erfannt: 

1) Die vom Fürftlihen Haufe Lippe-Detmold vorgeſchuͤtzte Ein- 
rede der Incompetenz des Bundes-Austrägalgerichtd fey als unges 
gründet zu verwerfen, dagegen fey 

2) in der Hauptfache das Fürftliche Haus Schaumbur g-Rippe 
mit feinem. vierfachen Klagebegehren: 

a) auf Herausgabe der Hälfte der Aemter Blomberg und Sieber. 

nebft Nutzungen von 1789 an, 

b) auf Herausgabe des weitern, der Speciallinie Alverdiſſen durch 

den Vergleich von 1722 entzogenen Theils der Brackiſchen 
Erbſchaft ſammt Fruͤchten und Zinſen, 
c) auf Erſatz desjenigen, was dem Fuͤrſtlichen Haufe Eippe-Det- 
mold für den Verzicht auf feine aus dem Vergleiche von 1722 
"erlangten Anfprüche im Stadthager Vergleich von 1748 bon 
Büdeburg bewilligt oder erlaffen wurde, 
d) anf Zuruͤckgabe des im Stadthager Vergleiche von 1748 von 
Buuͤckeburg an Detmold abgetretenen Amtes Lipperode 
abzuweiſen; und 

3) dad Fuͤrſtliche Haus Schaumburg⸗Lippe in drei Viertheile, 
Lippe⸗Detmold aber in ein Viertheil der Koſten des gerichtlichen Ver⸗ 
fahrens zu verfaͤllen. 

V. R. W. 


Deſſen zur Urkunde iſt dieſes Urtheil nach Verordnung des Groß⸗ 
herzoglich Badiſchen Oberhofgerichts ausgefertigt und mit dem groͤßern 
Gerichtsinſiegel verſehen worden. 

So geſchehen, Mannheim den 20, December 1838. 

Ze Großherzogli Bapdifches Oberhofgeridht. 

(L.S.) Sehr. von Stengel. Minet. 
0 vdt. Huͤbſch. 


Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Zr. 15 
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Entfheidungsgründe, 
(Prot. v. 3. 1830. Sew. I. 5. 10, ©. 10, u. figde. Band I. S. 451. Gtehe oben &. 7%4) 


Der Graf Simon VI., der gemeinfchafttihe Stammoater der beiden flreis 
tenden Haͤuſer, hinterließ bei feinem Ableben im Jahr 1613 vier Sohne, 
wovon der Altefte, Simon VII., der Stammherr des jegigen Fürftiichen Haufes 
Lippe: Detmold, der jüngfle, Philipp, roeicher einen Theil der reichöftäudifchen 
Grafſchaft Schaumburg erwarb, aber der Stammherr ded jehigen Füͤrſtlichen 
Haufes Schaumburg-Lippe ift. 

Der dritte Sohn, Herrmann, ftarb ſchon 1620 Einderlos, und der Sohn 
Dtto war der Stifter der im Jahr 1709 audgeftorbenen Bradifchen Linie, 
um deren Nachlaß es fich gegenwärtig noch handelt. 

Das Fürftliche, Damals Gräflihe, Haus Shaumburg- Rippe war zu biefer 
Zeit in zwei Linien getheilt: in die Sperialtinien Buͤckeburg und Atverdiffen. 

Die eine diefer Specialtinien, nämlich Alverdiffen, verglich fich im Jahr 
1722 megen des DBradifchen Nachlafied mit Lippe: Detmetd. Sie verzichtete 
nämlich zu Gunſten des letztern auf alte ihre dießfallſigen Auſprüche, wogegen 
Lippe: Detmold ihr eine jährliche Reute von 1,250 Thalern nebſt einigen 
auderen Vortheilen einräumte. 

Allein die andere Schaumburgifche Speciallinie, Bückeburg, beruhigte fich 
hierbei nit, und erwirkte ein Reichshofraths⸗ Erkeuntniß vom 26. Auguft 
1734, wodurch ihr die Hälfte ded Brackiſchen Nachlafied ſammt Früchten 
zuerfannt wurbe. Zum Vollzug diefed in revisorio beftätigten Erkenntniſſes 
Fam im Jahr 1748 zwifchen Detmold und Büdeburg ber Stadthager Ver⸗ 
gleich zu Stand, wornach Detmold vom Bradifhen Nachlaß die Aemter 
Brade und Barendorf behielt, Bückeburg aber die Aemter Blomberg und 
Scieder bekam. 

Da übrigens Detmold in dem Vergleiche von 1722 der Speciallinie Al⸗ 
verdiffen eine jährliche Mente von 1,250 Thalern nebft einigen anderen Bor: 
theilen zugefichert hatte, fo hat ihm Bückeburg hiefür zur Ausgleichung im 
Stadthager Vergleich von 1748 das Amt Lipperode abgetreten. 

Im Jahr 1777 Hard die Speciallinie Bückeburg aus, und nun begann 
der Streit wieder zwifchen Detmold und der noch übrigen Speciallinie 
Schaumburg Lippe: Alverdiffen. 


Die letztere ergriff Befib von den DBradifhen Aemtern Blomberg und 
Schieder, welche im Stadthager Vergleich 1748 Büdeburg zugetheilt waren. 
Sie wurde aber durch Reichshofraths-Erkenntniß vom 18. November 1777 
zur Herausgabe der Hälfte derfeiben an Detmold poffefforifch verurtheilt, mas 
jedoch erft im Jahr 1789 dahin in Vollzug Fam, daß Detmold das jebige 
Amt Schieder als die Hälfte der Aemter Schieder und Blomberg, Echaum: 
burg=Alverdiffen aber das Amt Blomberg erhielt, nachdem inzwifchen eine 
Klage Schaumburg auf Zurüdgabe des Amtes Lipperode durch Reichshof: 
raths⸗Erkenntniß vom 27. April 1778 zurüdgemiefen worden war. 


—— — ——— — 
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Erft während des Rheiniſchen Bundes, dem beide Fürftliche Häufer bei⸗ 
getreten waren, erneuerten ſich die Streitigkeiten wieder; vorerft jedoch haupt: 
fächlih nur in Bezug auf die von Detmold über bie ganze Grafſchaft Lippe, 
folglich auch über das vom Bradifhen Nachlaß herrührende, bei der poſſeſſo⸗ 
riſchen Auseinanderfegung von 1789 im Befite von Schaumburg = Lippe ge: 
bliebene Amt Blomberg, angefprochene Souverainetät. 


Später, im Jahr 1818, machte auh Schaumburg feine petitorifchen An: 
fprüche auf dad in possessorio an Detmold gefallene Amt Schieber und auf 
das im Stadthager Vergleich von 1748 von Büdeburg an Detmold abgetre: 
tene Amt Blomberg bei der Bundesverſammlung geltend. Daflelbe verband 
damit noch weitere aus der Bradifchen Erbfchaft herrührende Anſprüche. 


Durch Beſchluß der Bundesverſammlung vom 5. Auguſt 1830 wurde 
ſofort der dieſſeitige oberſte Gerichtshof beauftragt, in dieſer Sache als Aus⸗ 
traͤgalgericht zu entſcheiden, was num auf die geſchloſſenen Verhandlungen hin 
zu geſchehen hat. 

Ueber die bei dieſer Verhandlung von Detmold mittelſt einer beſonderen 
Klage geltend gemachten Souverainetaätsanſprüche ergeht eine befondere Ent⸗ 
ſcheidung; hier aber handelt es fich nur um die Klage des Fürftiichen Hanſes 
Schanmburg Lippe. 


Daffelbe fordert an Lippe Detmold: 


I. die Herausgabe des Amtes Schieder (ald der Hälfte der Aemter 
Blomberg und Schieder), wie daſſelbe im Jahr 1789 an Detmold über⸗ 
geben wurde, ſammt den ſeit damals erhobenen Nutzungen; 


II. den übrigen dee Speciallinie Alverdiſſen gebührenden, durch den Ver⸗ 
glei von 1722 ihr entzogenen Theil der Brackiſchen Erbſchaft ſammt Früch⸗ 
ten md Zinſen; 


IH. Erfab Desjenigen, was dem Fürfttichen Haufe Lippe-Detmold für 
ben Verzicht auf feine aus dem Vergleiche von 1722 erlangten Anſprüche im 
Stadthager Vergleiche von 1748 von Bückeburg bewilligt oder eriaffen 
wurde; 

IV. Zurückgabe des im Stadthager Vergleiche von 1748 abgetretenen 
Amtes Lipperode. 

Ehe zur Erörterung dieſer vier Kiagbegehren gefchritten wird, ift vorerſt 
noch der 
Eompetenzpunct 
zu prüfen. 

Der beklagte Theil, das Fürſtliche Haus Lippe: Detmold, beftreitet bie 
Competenz bes Bundes: Aussrägalgerichts zur Entfcheibung über die erwähn⸗ 
ten Unfprücde, weihe Schaumburg⸗Lippe nicht in feiner Cigenfchaft als Sou⸗ 
verain von Schaumburg, fondern in feiner Eigenfchaft als Lippifcher Erbherr 
geltend mache. 

Der Souverainetätöftreit über die erbherrlihen Paragialgüter der Lippi⸗ 
fchen nachgebornen Söhne fey präjudiciell für die Competenz zur Entſcheidung 
über die Erbfehaftsanfprüche dieſer Nachgebornen, indem fte ihre Erbtheile, 
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wenn ihnen dieſelben nicht mit Souperainetät gehören, nur vor den Landes⸗ 
gerichten des Souveraind zu verfolgen hätten, und hieran ber Umſtand, daß 
der klagende Theil wegen feiner Shaumburgifchen Beſitzungen zugleich 
ein Souverain fey, nichts zu ändern vermoͤchte. 
Die gegen die formelle Iutäffigkeit diefer Einrebe der Incompetenz vom 
Hagenden Theile erhobenen Bedenken find ungegründet. 
1) Der Umftand, daß der Bundestags: Beichluß vom 5. Auguſt 1830 
die Entfcheidung der vorliegenden Streitfache dem bdiefleitigen Gerichtshofe 
ohne Vorbehalt überträgt, kann dem Gerichtöhofe die Befugniß nicht ent> 
ziehen, beim Vollzuge diefes Auftrags zugleich auch Aber die, einen Streit: 
punct bildende Frage zu erkennen, ob und hinfichtiich weicher Anſprüche bie 
Eompetenz der Bundesverfammlung, in deren Namen das Austragalgericht 
zu erkennen hat, begründet ſey. 
Es iſt die Sache eines jeden Gerichts, in den vor ihm angebrachten 
Streitſachen zugleich auch über feine Competenz zu erkennen, und eine Aus⸗ 
nahme hiervon Fünnte bei einem Bundes: Austrägalgericht nur dann eintreten, 
wenn der Competenzpunct ſchon von der baffelbe committirenden Bundes⸗ 
verfammiung felbft entfchieden wäre. Dieß ift aber hier nicht gefchehen, viel⸗ 
mehr ift in dem bei der Bundesverſammlung erftatteten Dortrage, der bie 
Einleitung des Austrägaiverfahrens und beziehungsmeife den Beſchluß vom 
5. Auguft 1830 zur Folge hatte, ausdrädtich gefagt, Daß über die Compe⸗ 
tenz und über die Präjudicialgualität des Souverainetaͤtsſtreits 
„die hohe Bundesverfammiung, bie Feine richterliche Qualitaͤt befike, 
fi niemals auszufprechen vermoͤchte,“ 

und daß es dem Fürſtlichen Haufe Lippe: Detmold werde 
„überlaffen werden müffen, die Einrede des nichtbegründeten Forums 
vor dem nunmehr zu beftellenden WUusträgalgerichte ‚geltend zu 
machen. 

Nach diefem dem Beſchluſſe vom 5. Auguft 1830 zu Grunde liegenden 
Vortrage ift nun diefer Befchluß ſelbſt auszulegen, und ed kann darnach nicht 
angenommen werden, daß durch die Verweifung der Sache an den dieffeitigen 
Gerichtshof die Bundesverfammlung über den Competenzpunct fchon felbft 
entfchieden, und eben damit dem Austrägalgericht das Erkenntniß hierüber 
entzogen habe. 

2) Eben fo unrichtig ift die Behauptung, daß das Fürftliche Haus Lippe: 
Detmold durch Einreichung einer Widerklage (über die Souverainetät von 
Blomberg) die Competenz des Austrägalgerichts hinfichtlich der Vorklage an- 
erfannt habe, denn Detmold hat jenen Souverainetätsftreit mittelft einer 
ſelbſtſtändigen Klage, die nur eventuell au ald Widerklage geltend 
gemacht wird, angebracht, und ausdrüdtich ald einen Präjudiciaipnnet für 
die eben damit beftrittene Competenz hinfichtfih der Schaumburgifchen Erb⸗ 
ſchaftsklage. 

3) Endlich iſt es unrichtig, daß der dieſſeitige Gerichtshof Durch die völlige 
Verhandlung der Hauptſache die Einrede der Incompetenz bereits factiſch 
verworfen habe, denn die Verhandlung geſchah mit Vorbehalt des Erkennt⸗ 
niſſes über alle Streitpuncte, and; über jenen ber Competenz. 
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Hiernach ift noch auf die materielle Prüfung der Einrede einzugehen. 

Der Art. XI. der Bundesacte verordnet: 

„Die Bundesglieder machen fich verbindlich, einander unter keinerlei 
Vorwand zu befriegen, noch ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu ver: 
folgen, fondern fie bei der Bundesverfammlung anzubringen. Diefer 
liegt alsdann ob, die Vermittlung durch einen Ausfchuß zu verfuchen; 
falls diefer Verſuch fehlfchlagen follte, und demnach eine richterliche 
Entfcheidung nothivendig würde, ſolche durch eine wohlgeordnete Aus⸗ 
trägalinftanz zu bewirken, deren Ausſpruch fich die flreitenden Theile 
fofort zu unterwerfen haben.“ 

Der Bundesbeſchluß vom 16, Juni 1817, 6. 1, erklaͤrt: 

„Die Bundesverſammlung ift diejenige Behörde, bei welcher alle 
und jede Streitigkeiten der Bundesglieder unter fih anzubringen 
find.’ 

Im Yet. XXI. der Wiener Schlußacte von 1820 ift gefagt: 

„Die Bundesverfammiung hat in alten, nach Vorſchrift der 
Bundesacte bei ihr anzubringenden Streitigleiten der Bun: 
deöglieder die Vermittlung durch einen Ausfhuß zu verfuchen.‘ 

Hieraus geht hervor, daß ed auf die DVerfchiedenheit des. Streitgegen: 
flandes nicht ankommt, und daß alle Streitigkeiten der Bundesglieder unter 
fih vor die Bundesverſammlung, beziehungsweife vor ein Austrägalgericht 
gehören, ohne daß zwifchen Gegenftänden des Öffentlichen Rechts und Gegen: 
fländen des Privatrechts ein Unterfchied gemacht wäre. | 

Auch wenn ein Staat mit dem andern, beziehungsweife ein Souverain 
mit dem andern in einer Privatrechtöfache (3. B. hinfichtlich eined Darlehens, 
hinfichtlich des Eigenthums an Gütern, oder über Dienftbarkeitsrechte) einen 
Vertrag eingeht und über die Erfüllung deffelben alsdann Streit entfteht, 
fo gehört diefer Streit nicht vor die Landesgerichte des beklagten Souverains, 
fondern vor ein Bunded- Ausdträgalgericht. 

Klüber, dffentt. Recht ded Deutfch. Bundes, 2. Aufl., 6. 148.N. a. 
v.Leonhardi, Austrägaiverfahren des Deutſchen Bundes, S. 95, 
N. u. 1.*) 

Dagegen foll ed bei einem ſolchen Streite darauf aufommen, ob die Sou: 
veraine dabei in ihrer Eigenfchaft ald Souveraine, ald Inhaber der Staats: 
gewalt und folglich im ntereffe der Staatsgeſammtheit, oder nur ald Pri⸗ 
vatperfonen erfcheinen; ob alfo in den angeführten Fällen der Souverain 
nur für fich, für fein Privatintereffe, oder ob er als Staatsoberhaupt contra: 
hirt habe. 

Die angeführten Bundesgeſetze fprechen nur von den Streitigkeiten der 
Bundesglieder unter fih. In fo fern aber ein Fürſt nur Privatintereſſen 
verfolgt, die mit diefer feiner dffentlihen Stellung in Feiner 
Verbindung flehen, erfcheint er nicht ald Bundesglied, daher finden 
iene Geſetze auf einen folhen Fall Feine Anwendung. Ein weiterer Beweis 
hierfür liegt auch darin, daß der Art. XI. der Bundesacte die richterliche Ge: 
walt des Bundes ald Surrogat für das unter unabhängigen Staaten fouft 
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eintretende Befriegen anffbelit, und daß doch ein Bekriegen ovblkerrechtlich 
nur da zu erwarten wäre, wo bei einer Streitigleit ein unabhängiger Staat 
dem andern, oder ein Souverain als folcher dem andern gegenüber fteht, 
nicht aber auch, wenn der Streit nur Privatintereffen eines Fürften betrifft, 
die mit feiner Stellung ald Staatsoberhanpt und mit den Intereſſen des 
Staats in gar keiner Verbindung ftehen, für die alfo überall die friedlichen 
Wege der Erledigung vor ben Landesgerichten des beklagten Theils vorgezeich⸗ 
net find. 

Deßhalb fordert auch v. Leonhardi in feinem Austrägatverfahren des 
Deutfchen Bundes, Seite 95, Num. 2, um eine Sache vor dad Bundes: Aus: 
trägalgericht zu ziehen, als Subject des Streits 

„Bundesglieder, weiche in ihrer bundesmäßigen Öffentlichen 
oder Staatseigenfchaft gegen einander auftreten; 
und eben fo fehlt nah Klüber am a. D.,$. 148, Not.a, und. 1489”, Num. 16, 
die Sompetenz des Bundes, 
‚wo Öunbesglieder nicht in ihrer Staatseigenfchaft, nicht in ihrer 
bnndeömäßigen politiſchen Unabhängigkeit, ſondern nur 
als Privatperſonen in Betracht kommen.“ 

Dieß vorausgeſett, fo koͤnnte nun im vorliegenden Kalle die richterliche 
Gewalt des Bundes nicht angerufen werden, wenn es ſich nur mm Eigen⸗ 
thumsanſprüche des Herrn Fürſten von Schaumburg-Lippe an den, unter ber 
Souverainetät von Lippe: Detmold befindlichen und anerkanntermaßen unter 
derfelben verbleibenden Aemtern Sale und Lipperode fammt Nusungen 
handelte, 

Der Firft von Schaumburg Lippe ine, in fo weit er ſolche Anſprüche 
verfolgte, Kein Sonverain, fondern bloß ein paragirter Prinz mb Erbherr 
des Fürftiihen Hanfes Rippe. 

Er hätte, wie jeder andere nachgeborne Prinz, der nicht ſeibſt zur Regierung 
kommt, fondern nur eine Appanage oder Paragiam mit Patrimonialrechten anzu⸗ 
fprechen hat, feine Erbanſprüche lediglich vor den Gerichten ded Souverains gel: 
tend zu machen, und jedenfalls Fünnte er gegen feinen Sonverain Beine Ent: 
fcheidung des Bundes-Austrägalgerichtd verlangen. Der Umſtand, daf er, 
vermöge feiner Shaumburgifhen Beflsungen, zugleich ein Souverain iſt, 
vermöchte hieran nichtd zu ändern; denn in fo weit er Erbrechte an Lippifchen 
Befisungen In Anſpruch nimmt, ift er nicht Schaumburgifcher Souverain, 
fondern Prinz und Erbherr von Lippe; er würde alfo nicht als Bundesglied 
mit politifcher Unabhängigkeit, fondern nur als Unterthan eined andern Sou⸗ 
verains, ald Lippifcher Erbherr, auftreten, und in biefer Eigenſchaft hätte er 
lebigüch die Lippiſchen Landesgerichte anzugehen. 

Allein abgeſehen noch von der Frage, ob die Praͤmiſſe, auf welcher dieſe 
Folgerungen beruhen, richtig ſey, ob nämlich ein Auftrefen der ſtreitenden 
Fürften in ihrer Staatseigenfhaft oder politifhen Unabhängigkeit 
zur Begründung der Bundescompetenz erforderlich werde? — wäre in der 
vorliegenden Sache, auch bei Bejahung biefer Frage, die Bundescompetenz 
jedenfalls begründet. 

Es ift nämlich nicht richtig, daß der klagende Theil lediglich das bürger: 
liche oder Patrimonialeigentbum der Aemter Schiedee und Lipperode in An 
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fpruch nehme. Es handelt ih vielmehr zugleich um die Frage — mit welchen 
hoheitlichen Nechten und namentlich, ob mit dem Rechte dee Souverainetät 
diefe. Aemter an Schaumburg =Lippe übergehen follen. 

In den Triplik bemerkte Schaumburg=Lippe, es verſtehe ch von felbft, 
daß, menu der Souverainetätöftreit au feinen Gunſten entfchieden werde, auch 
die Aemter Schieder und Lipperode mit Souperainetät an Schaumburg 
übergehen müſſen. Dafielbe forderte auch das Amt Schiedex ſchon in der Klage 
mit denjenigen Rechten, mit welchen daffelbe im Jahr 1789 au 
Detmold übergeben wurde, oder mit anderen Worten: mit denjenigen 
Rechten, welche den Nachgebornen nach dem Teſtamente Simons bes VI. an 
den ihnen zugetheilten Gütern zukamen; und von diefen Rechten, mit welchen 
Bückeburg früher auch Lipperode befaß, behauptet das Fagende Haus Schaum: 
burg⸗Lippe, daß fie Das Recht der Landeshoheit ausmachten, folg: 
ich durch die Rheinifche Bundesacte zum Rechte der Souverainetät wurden. 

Demnach fordert Schaumburg⸗Lippe jene Aemter in der That mit Son: 
verainetät, und es ift über Das Recht der Souverainetät, wie bei ber Klage 
des Fürfttichen Haufes Lippe Detmold zu erfehen ift, eben fo vollſtaͤndig ver: 
handelt, als über die Erbherrlichkeitsrechte an fich. 

Hieran ändert auch der Umstand nichts, daß Schaumburg: Lippe den Streit, 
ob die den Nachgebornen an ihren Paragialgütern zulommenden Rechte wirklich 
die Landeöhoheit ausmachten, jebt alfe zum Rechte der Souverainetät wur: 
den? — zu einem befondern Verfahren vorbehalten wollte. Immerhin fore 
dert es die Aemter Schieder und Lipperode mit jenen Rechten, von welchen 
unter den Parteien der Streit befteht, oder angefündet ift, ob fie jeht das 
Mecht der Souperainetät begründen. &8 fordert alfo jene Aemter jedenfalle 
unter Widerfpruch der Detmoldiſchen Souprrainetät über dieſelben, und es 
kann daher, ohne fich ſelhſt zu widerſprachen, feinen Anspruch auch nicht vor 
die Detmoldifchen Landesgerichte bringen. 

In fo fern hiernach der Herr Fürft von Schaumburg:Linpe jeue Aemter 
immerhin mit foihen Rechten in Anſpruch nimmt, die er für Sonveraine⸗ 
tätsrechte hält, fo tritt er nicht bloß als Privatperfon auf, fondern ald Staate- 
oberhaupt, und in fo fern die angefprochenen Aemter mit dem Fürftenthum 
Schaumburg=Lippe vereinigt werden follen, erſcheint er zugleich ald Inhaber 
der Schaumburg⸗Lippiſchen Staatsgewalt. 

Wenn Bundesglieder ſich uͤber die Souverainetaͤt von einzelnen Gebiets⸗ 
theilen ſtreiten, ſo erſcheint keines als der Unterthan des andern, ſie ſtehen ſich 
beide in ihrer politiſchen Unabhängigfeit gegenüber. 

Wenn nunn aber das Fürfttiche Haus Lippe: Detmold begehrt, daß ber 
Souverainetätsftreit über jene Aemter ald präjudiciell im Voraus entfchieden 
und alddann der Streit Über dad bürgerfihe oder PatrimonialeigentBum ders 
felben vor die Landesgerichte desjenigen Theils, der als Sonverain anerlanne 
wird, veriwisfen werde, — fo gibt es zu einem folchen Begehren Beinen recht: 
lichen Grund. 

Waͤre bie Souverainetät Lippe Detmolds Ihm zur Beif, ba ber Eigen⸗ 
thumsftreit erhoben wurde, anerkannt oder entfchieben geweſen, fo hätte bie 
Klage nur vor ben Rippe: Detmoldiſchen Landesgerichten angebracht werden 
können; jebt aber, wo die Souverainesät noch nicht anerkannt, fondern mit 
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beftrieten ift, und wo eben dadurch die Bundescompetenz für die Erbfchafte: 
klage begründet ift, Kann eine Trennung ber auf bemfelben Kiagfundamente 
beruhenden Eigenthums⸗ und Hoheits: Anfprüche nicht begehrt werden, ſendern 
die (wenn auch nur wegen der einen Beziehung) einmat begründete Com: 
petenz dauert fort, bid über die aus demfelben Klagegrunde abgeleiteten dop⸗ 
pelten Anfprüche entfchieden ift. 


Der bektagte Theil gründet feine Einrede der Incompetenz auch noch auf 
‚den Art. IX. ded Compromiffes vom 5. Juli 1812, des Inhalte: 
„Nah Beendigung ded Compromiffes über die Souverainetät fol 
eine Hebereinkunft wegen fchiedsrichterlicher Entfcheidung über etwaige 
weitere gegenfeitige Anfprüche gefchloffen werden.“ 
Allein abgefehen davon, daß jened Compromiß nur: 
„die wegen der Souverainetät über das Amt Blomberg obwaltenden 
Differenzen‘ 
zum Gegenſtand, hatte und der Art. IX. alfo nicht auch auf die Aemter Schie: 
ber und Lipperode bezogen werden Fann, ift ja darin jedenfalls nur eine Ueber⸗ 
einkunft wegen einer fchiederichterlichen Entfcheidung folcher weiteren An- 
fprüche vorbehalten, mas nun, da eine folche Uebereinfunft nicht ſtatt hatte, 
ohne Erfolg if. 
Hiernach iſt die vorgefhüßte Einrede der Incompetenz verwerflich,, und 
es ift nun zur Prüfung der 
Materialien 


zu fchreiten und zwar ſowohl ber 
A. vier Kiagebegehren mit den einem jeden derfeiben befonders ent⸗ 
gegengeſetzten Einreden, als auch der 
B. allen vier Klagebegehren gemeinſchaftlich entgegengeftekten. in: 
rede. 
Su A. Die vier Kiagebegehren. Ä ’ 
Ohne Zweifel ift das Ä Ä 
I. Klagebegehren, 


welches die Herausgabe der Hälfte der Aemter Schieder und Blom— 
berg, beziehungsweife bed Amtes Schieder, wie es im Jahr 1789 an 
Detmold übergeben wurde, ſammt Nutzungen betrifft, das wichtigffe. 

Nach dem Tode Simons des VI. erhielt nah dem im Jahre 1597 von 
demfelben errichteten Teftamente der zweite am Leben gebliebene Sohn Otto 
außer den Aemtern Brade und Barndorf au dad Amt Blomberg. 


Der Sopn Herrmann erhielt unter Anderen Schieber, und der Sohn 
Philipp (Stifter der Schaumburgifchen Linie) unter Anderen Lipperode 
und Alverdiffen. 

Heremamı farb im Jahr 1620, worauf Schieber nach einem Vergleiche 
von 1621 noch an Otto von Brade fiel, fo daß die Bradifche Linie bei ihrem 
Ausſterben im Jahre 1709 die Aemter Brade, Barenborf, Blomberg 
und Scieder hinterließ. 


Hiervon erhielt, wie ſchon im Eingang erwähnt wurde, nach dem Stadt: 
hager- Vergleich von 1748 Lippe: Detmold die Aemter Brade und Baren⸗ 


—— 
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dorf, die Schaumburg=Lippifhe Speciallinie Buͤckeburg (Albverdiſſen hatte 
1722 verzichtet) aber die Aemter Biomberg und Schieber. 

Schon früher, nachdem nämlich Detmold durch Reichöhofraths: Erkennt: 
niß vom 26. Auguft 1734 zur Herausgabe der Hälfte des Bradifchen Mache 
taſſes an Büceburg verurtheitt war, erhob Detmold im Namen von Alver: 
biffen, weiches ihm feine Rechte fchon 1722 -cedirt und viefe Geffion am 
26. Auguft 1747 neuerlich beftätigt hatte, gegen Bückeburg eine Klage auf 
die Alverdiffer Quart, d. h. auf die Herausgabe der Aiverdifien gebührenden 
Hälfte von der Büdeburg zuerlannten Hälfte des Bradifchen Nachlaſſes. 

Durch Reichshofraths⸗-Erkenntniß vom 18. September 1744 wurde 
Büceburg zur Herausgabe diefer Duart an Alverdiffen verurtbeilt. Ehe diefe 
Verurtheilung aber rechtöfräftig wurde, kam der Stabthager Vergleich von 
1748 zu Stande, wornach Bückeburg die Aemter Blomberg und Scie: 
der erhielt. 

Diefe beiden Aemter hat nach dem Ausſterben der Speciallinie Bückeburg 
1777 die andere Schaumburg-Lippifche Speriallinie Alverdiffen in Anſpruch 
genommen, und da Detmold im Jahr 1789 in possessorio die eine Hälfte 
derfelben, das jebige Amt Schieber, erhielt, fo fordert nun Alverdiſſen diefe 
Hälfte (d. i. das Amt Schieder) von Detmold wieder heraus. 

Diefe Forderung wird nun auf zwei verfchiedene Fundamente gebaut: 

A) darauf, daß Alverdiſſen Erbe von Büdeburg fen, und die Aemter 
Schieder und Blomberg nad dem Stadthager Vergleih von 1748 
Bückeburg zufielen, folglich jest in deffen Nachlaß gehören, 

B) daß die Güter der Schaumburg :Lippifchen Linie in einem Special: 
fideicommiß⸗Verband ftehen, die noch lebende Speciallinie die megge: 
fommenen Güter (das Amt Schieder) alfo reclamiren dürfe. 

Das erftere Fundament begründet eine Erbſchaftsklage, und das leb- 
tere eine Revocatorienflage 

ad A) Erbſchaftsklage. 

Nach dem Teſtamente des gemeinſchaftlichen Stammvaters Simon des VI. 
von 1597,8. 20, hat der (nach dem Recht der Erfigeburt) jeweils regierende 
Herr nur, wenn ein ganzer Mannsſtamm ausftirbt, mit den übrigen Brüdern 
oder deren Mannserben nah Stämmen in dad Erbe einzutreten. 

Da nun aber mit Bückeburg Fein ganzer Stamm, fondern nur eine Spe⸗ 
cialfinie des Phitippifchen (Schaumburg : Lippifchen) Stammes ausgeftorbet 
tft, fo ift der Kal des 6. 20. des Teflaments nicht vorhanden, und der 
BDüdeburgifhe Nachlaß gebührt lediglich der andern Specialfinie: Hr er: 
diſſen. 

Dadurch und weil ſich die Aemter Schieder und Blomberg ganz und 
nicht bloß zur Hälfte nach dem Stadthager DVergieih von 1748 im Bücke⸗ 
burgiſchen Nachlaß befinden, ift die Erbſchaftsklage Alverdiſſens auf die Hätfte 
dieſer Aemter, beziehungsweife auf das Amt Schieder, an und für fi 
alterdinge begründet; ed fragt fih daher nur, ob fie nicht durch entgegen ge 
haltene Einreden wieder aufgehoben fey? 

1) Die erfte diefer Einreden beſteht darin: 

Bückeburg habe durch den Stadthager Vergleich von 1748, 6. 6, 
die Aemter Schieder und Blomberg nicht frei und unbedingt, fondern 
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nur unter ber Laft einer Rückfallsclauſel erhalten. Diefelben ſollten 
nämlich nach dem Ausſterben der Bückeburgiſchen Speciallinie an 
den audern Stadthager Eontrahenten, Rippe: Detmold, zurückfallen. 
Diefer Rückfall fep nun durch das Wusfterben der Bückeburgiſchen 
Speciallinie wirkſam gewerden, daher habe Alverdifien als Erbe 
Büdeburgs auf jene vertragsmäßig zurückgefallenen Aemter Feine Un: 
fprüde. 

Im Stadthager Vergleich, wo Rippe:-Detmold die gedachten zwei Aemter 
an Düdeburg überließ, erklärte daſſelbe dabei im $. 6: ed müſſe 

„ſich alte fonftigen, ex cessione Alverdissiensi (1722 und 1747) 
erlangten jura gegen das Gräflihe Haus Schaumburg: Lippe: Al: 
verdiffen ausdrücklich referviren, und in specie ſich und ihrem 
Sräfichen Haufe, auf den Fall, da der Mannsſtamm des jebt regie⸗ 
renden Gräflich⸗ Schaumburg : Lippe: Büdeburgifhen älteren 
Haufes verblühen follte, den Rückfall der dem Gräflichen regierenden 
Haufe zu Lippe: Detmold vermöge vorerwähnter Ceſſion von Alver⸗ 
diffen abgetretenen und übertragenen jurium feierlichft vorbehalten; 
dergeſtalt, daß es in fo fern bei diefem Ceſſions-Transact zwifchen 
Lippe: Detmold und Lippe⸗Alverdiſſen fein Verbleiben hat, je: 
doch Ihrer Hochgräflichen Gnaden zur Lippe: Schaumburg: Büdfe: 
burg, ald welche diefe Eefiion nie anerfannt, unnachtheilig.“ 

In fo weit nun Alverdiffen nicht feine urfprünglichen eigenen (durch den 
Vergleich von 1722 aufgegebenen) Anſprüche auf den Bradifchen Nachlaß 
geltend macht, ſondern ald Erbe Büdeburgs defien Eigenthum au deu frag- 
lichen Aemtern auf den Stadthager Vergleich von 1748 gründet, bat es die 
Bedingungen biefed Vergleichs auch gegen fich gelten au laſſen. 

Es fragt ſich daher nur: 

ob es wirklich eine Bedingung bed Stadthager Vergleichs ſey, daß 
jene beiden Aemter bei dem Ausſterben der Büdeburgifchen Special: 
finie au Detmold zurüͤckfallen, wornac fie in der Bückeburgiſchen 
Erbmafle gar nicht vorhanden wären, und fomit dem Hagenden CTheil 
ald Erben Büdteburgs nicht zufalien konnten? 

Der Kläger widerfpricht dieß in doppelter Beziehung, denn 

a) Die erwähnte Rüdfalidclaufel des Stadthager Vergleichs von 1748 
fey keine Bertragsbebingung, 

b) um» fie beziche fich überdieh nicht auf Die eingellagte Hälfte der Aem⸗ 
ter Schieber und Blomberg. 

ad a) Der erfte Einwand ift wohl unrichtig; denn wenn Detmold in der 
Bertragäurlunde über irgend einen Punct einen Vorbehalt machte und Bücke⸗ 
burg als der andere Sontrahent dem Vertrage dennoch feine Zuſtimmung gab, 
ohne einen Gegenvorbehalt zu machen, uud ohne hierdurch den Gegenfland 
des Vorbehalts vom Vertrag auszuſchließen, fo hat eben damit Bückeburg 
auch dem Detmolniihen Vorbehalt zugeftimmme, und dadurch iſt diefer ‘Bor: 
bebalt eine Vertragebedingung geworden. 

Es if dieß um fo ficherer anzunehmen, ald gerade ner dem Abſchluß des 
Stadthager Vergleichs Bückeburg die Alderdiſſiſche Ceffion son 1722, wor: 
über Detmold ben erwähnten Vorbehalt machte, ald nichtig augefochten hatte, 
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wornach ed zu dem Vorbehalte nicht hätte ſtillſchweigen Idnnen, wenn es nicht 
dem Vorbehalt gemäß die Wirkſamkeit der Eeffion von 1722 zreifchen Det: 
meld und Alverdiſſen Hätte anerkennen wollen. 

Der Umftand, daß am Schiuffe bed Vorbehalts bemerkt ift, daß derfeibe 
dem Haufe Bückeburg, weiches die Eeffion von 1722 nicht anerfannte, unnach⸗ 
theitig feyn fol, vermag hieran nichts zu ändern. Es Liegt darin vielmehr noch 
eine Beflärkung der Annahme dee Vorbehalte, fo weit er Bückeburg 
unnachtheilig fey. 

Büdeburg hat ſich dadurch zu nichts verpflichtet, aber ed nahm es an, 
baf die Hemter Schieber und Blomberg (vorausgefebt, daß biefe der Gegen- 
ftand des Vorbehalts waren) nur mit der Nücfallsclanfel, d. i. mit ber 
Bedingung auf Büdeburg übergingen, 

daß fie, im Kalle des Ansfterbens der Bückeburgiſchen Speciallinie, 
dem Haufe Lippe: Detmold wieder heimfallen. 

Daß aber jener Vorbehalt 


ad b) ſich wirklich auf die Aemter Schieder und Blomberg beziehe, kann 
keinem Zweifel unterliegen, wenn man erwägt, daß als Gegenſtand deſſelben 
die von Detmold ex cessione Alverdissiensi erlangten Rechte bezeichnet 
find, und daß unter der Alverdiffifchen Eeffion nah den Verhandlungen der 
Parteien überall nur der (im Jahr 1747 von neuem beftätigte) Verzicht 
verftanden ift, melhen Aiverdiffen in dem Vergleiche vom 9. December 1722 
auf den Bradifchen Nachlaß zu Gunſten Detmolds geleiftet hat. 

Dort ift nämlich gefagt, es babe Alverdiffen - 

„in faveur des regierenden Hauſes (Detmold) nicht nur auf deu 
Bradifhen An: und Erbfall und deßhalb bei dem K. Reihshofrath 
eingeführte Klage beftäudigft renuncirt, fondern auch alles Redt, 
fo Sie (Alverdiffen) oder die Ihrigen daran quocun- 
que titulo haben können, an Wohlgedachten Herrn Vet: 
ter (Grafen von Detmold) und deffen Folgern in der 
Regierung mwohlmwiffentlich cediret, um fih deffen nad 
Maßgabe fothaner Erftgeburtgerehtigkeit und deren 
convenience ohne Ihr und der Ihrigen Behinderung 
ruhig zu gebrauden.” 

Damit hat Alyerdiffendasienige, mas ihm von der Bradifhen Erbmaffe 
gebührte, an Detmold abgetreten, und es ift diefed Betreffniß bei der fpätern 
Verhandlung Alverdiſſer Quart genannt worden, indem Detmold, nad: 
dem ed 1734 zur Herausgabe der Hälfte des Brackiſchen Nachlafies an 
Bückeburg verurtheilt war, im Namen von Alverdiffen gegen DBüdeburg auf 
Abtretung der Hälfte von diefer Hälfte, d. i. ber Alverdiffer Quart, klagte. 

Damals waren die Aemter Schieder und Blomberg dem Haufe Bücke⸗ 
burg vorläufig ſchon zugetheitt, und im Stabthager Vergleich von 1748 
wurde dieſe Zutheilung beftätigt. Iſt nun hierbei in dieſem Vergleich von 
Vorbehalt der von Alverdiſſen an Detmold abgetretenen Rechte, die nach ben 
früheren Vorgängen ald Alverdiffer Quart bezeichnet wurden, die Rede, fo 
kann darunter nur die Hälfte dev Aemter Schieder und Blomberg vertan: 
den feyn. 
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Zwar hat Büdeburg im Stadthager Vergleich von 1748 auch fonfüge 
Anſprüche an Detmold aufgegeben, namentlich im Art. 9. auf den Erſaß der 
von Detmold bezogenen Nupungen, auf den Fahrnißantheil 2c. verzichtet, 
woraus dad Hagende Haus Schaumburg=Lippe die Behauptung ableitet, daß 
Bückeburg durch jenen Vergleich in der That nur feinen eigenen Antheil 
am Bradifhen Nachlaß erhalten habe, der Werth der von Alverdiffen an 
Detmold cedirten Alverdiffer Quart aber dem Haufe Detmold geblieben ſey. 
Allein Büdeburg erhielt wegen der Nutzungen nach Art. 8. ein Averfum von 
100,000 Reihöthalern und über den Werth deffen, was Bückeburg bei 
diefem Vergleiche dem Haufe Detmold eriafien hat, und ob diefer Werth das 
erhaltene Averfum überfteige, liegt Fein Beweis vor, und eben fo wenig if 
nachgewiefen, daß die Erlaffung deffeiben aus Rückſicht der Alverdiſſer Eeſſion 
erfolgte. Bückeburg erflärte dabei ausdrüdiich, daß es jene Geffion gar nicht 
anerfenne, und wenn ed Forderungen an dad Haus Detmold aufgab, fo Eonnte 
ed dazu außer dem erhaltenen Averfum auch noch andere Beweggründe haben, 
etwa um einmal die Sache zur endlichen Erledigung zu bringen, oder um der 
im Art. 2. erwähnten Detmoldifchen Erfapforderungen für Meliorationen 
[08 zu werden u. d. g. 

Jedenfalls ift von den vier Aemtern, welche den eigentlichen Fond bed 
Brackiſchen Nachlaffes bilden, im Art. 1. des Vertrags Büdeburg die Hälfte 
und nicht nur ein Viertel zugefchieben. 

Darum und weil dad Reichshofraths-Erkenntniß vom 26. Auguft 1734, 
zu deffen Vollzug der Stadthager Vergleih zu Stande kam, dem Haufe 
Büreburg wirklich die Hälfte des ganzen Bradifhen Nachtaffes zuerfannte, 
ift auch, in Ermangelung eined Beweifed des Gegentheild, anzunehmen, daß 
die im Stadthager Vergieih dem Haufe Bückeburg zugeſchiedenen Aemter 
Schieder und Blomberg die ganze Schaumburg: Lippifche Hälfte, folglich auch 
die Aiverdiffifhe Quart, umfaffen. 

Diefe Alverdiſſiſche Quart (14 der genannten beiden Aemter) fol nun 
aber, nach dem im Art. 6. des Stadthager Vergleiche gemachten Vorbehalte, 
nad dem Ausfterben der Bückeburgifhen Speciallinie an Detmold zurüd: 
falten. 

Darnach ift die auf diefen Rückfall gebaute Einrede, wornach bie ein: 
geklagte Hälfte von Schieder und Blomberg nicht auf die Bückeburgiſchen 
Erben übergeht, allerdings gegründet, und es kommt auf bie 

2) weitere Einrede nicht mehr an: 

daß Schaumburg: Lippe auch deßwegen nicht Hagen könne, weil es 
nicht bloß Erbe von Büdeburg, ſondern auch allgemeiner Rechte: 
folger von Alverdiffen fen, Alverdiffen aber durch den Vergleich 
von 1722 auf alle Anfprüche verzichtet habe, die ihm quocun- 
que titulo am Bradifhen Nachlaß zuftehen möchten, 

Käme es übrigens auf diefe Einrede auch noch an, ſo wäre fie immerhin 
als ungegründet nicht zu berüdfichtigen; denn, wenn Alverdiffen im Vergleich 
von 1722 auf die Bradifche Erbfchaft gänzlich verzichtete und alle feine dieß⸗ 
faltfigen Rechte, die es 

„daran quocunque titulo haben koͤnne,“ 
an Detmold abtrat, fo find hierunter doch immer nur diejenigen Auſprüche 
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begriffen, welche Aiverdiffen Damals ſchon quocungue titulo auf jene-Erb: 
ſchaft machen Eonnte, nicht aber auch jene, die ed damals nocd gar nicht 
hatte, fondern erft [päter erwarb, alfo auch jene nicht, die erft im Jahr 
1777 von der ausgeftorbenen Bückeburgifchen Linie auf Alverdiſſen über: 
gingen. 

Zwar hatte Aiverdiffen fehon im Jahr 1722 die Hälfte von der Hälfte 
des Brackiſchen Nachlaſſes ats eigenes Recht zu fordern, und darauf hat ed 
1722 verzichtet; allein diefed fein eigenes Recht ift hier nicht Gegenſtand 
der Klage, fondern nur dasjenige, was die Speciallinie Büdeburg vom 
Brackiſchen Nachlaffe ererbte, was alfo Alverdiffen erft im Jahr 1777 vom 
Bückeburg ererbt und mas dieſes vorher durch den Stadthager Vergleich von 
1748 erworben hat. 

Bei diefen Umftänden kommt es auch auf die der vorliegenden Einrede 
entgegengehaltene Replik: 

daß der Verzicht von 1722 nichtig fey, 
nicht mehr an, obfchon dieſe Replik, wenn es darauf ankaͤme, als verwerflidh 
erfchiene. 

Der Verzicht von 1722 fol nämlich nichtig feyn, 

a) weil der Graf Philipp Ernſt von Schaumburg: Lippe: Alverdiffen 
zur Beit der Vertragsſchließung wegen Blodſinns unter Curatel des 
Landgrafen Earl von Heften geftelit war, und der Eurator dabei nicht 
mitwirkte, auch Feine richterliche Beſtaͤtigung des Verzichts eingeholt 
wurde, — 

b) weil der Vergleich auf einem Irrthum beruhe und eine enorme ‘Der: 
letzung enthalte, 

e) fodann weil der fragliche Verzicht durch Raifertiches Reſcript vom 

Ä 17. Juli 1747 bereitd ungültig erflärt ſey. 

ad a) Abgeſehen von der Frage, ob der Eurator, Landgraf von Heſſen, 
den Vergleich von 1722 wirklich in der Faflung, in der er vorliegt, geneh⸗ 
migt habe, — abgefehen davon, ob die nachträgliche Genehmigung von Seiten 
des Eurators hinreichend gemwefen oder feine Mitwirkung bei der Schließung 
bed Vertrags ſelbſt erforderlich gemefen wäre, — und abgefehen davon, ob 
zur Gültigkeit des Rechtsgeſchäfts, da daflelde eine Entfagung auf Liegen: 
fhaften enthielt, eine richterfiche Beſtaͤtigung erforderlich war, und ob biefe 
durch die beim Reichshofrathe gemachte und von diefem zu den Acten genom: 
mene Anzeige erfegt werde, — fo ift der Vergleich jedenfalls durch die Su: 
flimmung des Friedrich Ernſt, einzigen Sohnes des contrahirenden Grafen 
Philipp Ernſt, gegen das von demfelben abflammende jebige Haus Schaum: 
burgs Rippe: Alverdiffen bindend geworden. 

Wenn auch die Suftimmung, welche Friedrich Ernſt zur Lebenszeit 
feines Vaters dem Dertrage ertheilte, dem Vater und deffen Erben das 
Hecht der Anfechtung wegen mangelnder Mitwirkung des Curators oder des 
Richters nicht entzog, indem Friedrich Ernſt dem Vater nichtö.vergeben und 
den ımgültig abgefchloffenen Vertrag nicht gültig machen Fonnte, fo verhält 
fich dieß doch anders in Bezug anf die Genehmigung, weiche er dem Ber: 
gleiche erft nach dem Tode des Vaters, inöbefondere in der Urkunde vom 
36. Anguſt 1747 ertheilte. 
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Hier mar es fehon feine eigene Sache, über die er verfügte, und da er 
scchtsfähig mar, fo hat die Verfügung felbftftändige Wirkſamkeit, wenn auch 
der Vergleich von 1722, durch weichen fie veraniakt war, au und für ſich 
nicht gültig war. 

Im Einklange mit diefer ausdrücklichen Genehmigung des Vergleiche vom 
Seiten des Sohnes und Rechtsfolgers Friedrich Ernſt ſteht and die factifche 
Genehmigung deffeiben, weiche wicht bloß von Friedrich Ernſt, fondern auch 
von feinen Nachfolgern erfolgte, indem fie die ihnen im Vergleiche bedungenen 
jährlichen 1,250 Thaler forthin annabmen und dadurch den Vergleich felbft 
vollzogen. 

Darnach kann der gegenwärtige Herr Kläger, ber zugleich Abkoͤmmling 
und Erbe des Grafen Friedrich Ernſt ift, den Vergleich von 1722 wegen 
der Rechtöumfähigfeit des Grafen Philipp Ernſt, der beufeiben abſchloß, 
nicht mehr anfechten. 

ad b) Was den meitern Anfechtungsgrund betrifft, daß der Vergleich 
auf einem Irrthum beruhe und eine enorme Verletung enthalte, fo ift derfeibe 
unerheblich. 

Ueber den Vertragsgegenſtand war Fein Irrthum vorhanden, derfelbe 
poll vielmehr in den Beweggründen zum Dertrag, nämlich darin liegen, 
baf dabei Alverdiſſen das Daſeyn einer Untheilbarkeit und eines Primogenitur: 
rechts unterfteht Habe, was irrig geweſen fey. 

Bei einem ſolchen Irrthum gilt aber die Regel, daß er den Bertrag nicht 
ungültig mache, 

Thibaut, Pandecten:Syftem $. 146, B. d. 
fo wie auch die Aufhebung eines Vergleichs wegen enormer Verlesung 
geſetzlich gar nicht Matt findet. 

Lauterbach, colleg. pand. L. 18. t. 8. 6. 45. 


ad c) Auch durch das Kaiferliche Reſcript vom 17. Yuti 1747 iſt die 
Nichtigkeit des Vergleichs von 1722 nicht dargethan. 

Es ift darin nämlich gefagt, daß Ihre Kaiferliche Majeſtaͤt nicht einfehen 
Fönnten, wie jener Vergleich mit dem Teſtamente Simons bes VI. und mit 
verfchiedenen pactis domus vereinbarlich fey, und daß daher die Impetraten 
Detmold und Alverdiffen, gegen weiche Büceburg ein Geſuch um Gaffation 
eingereicht hatte, Bückeburg innerhalb zwei Monaten klaglos zu flellen oder 
ihre Einwendungen vorzutragen haben, j 

Dieſes Reſcript ift alfe ein mandatum cum clausula, dad noch Feines: 
wege bie Kraft einer Entfeheidung hat. Hätte der Impetrant eine folche her: 
beiführen wollen, fo hätte er nad) Umlauf der anberaumten Fri, da Detmold 
und Alverdiſſen Seine Einwendungen vorteugen, wieder anrufen, nnd bie Sache, 
His ein befinitiver Ausfpruch erfolgt wäre, betreiben follen. Lepteres geſchah 
aber nicht. 

Zwar hat Detmold, auf ben Grund bes Erkeuntniſſes vom 18. Septem⸗ 
ber 1744, wodurch Wverdiffen die Hälfte von ber auf den Schaumburg: Lip⸗ 
piſchen Stamm fallenden Hälfte des Brackiſchen Nachlaſſes gegen Bückeburg 
zuerkannt wurde, und auf den Grund ber unterm 26. Auguſt 1747 neuer⸗ 
lich beftätigten Alverdiſſiſchen Ceſſion, gegen Bückeburg ein Immiſſtonsgeſach 
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eingereicht, worauf unterm 17. Inni 1748 die Reichöhofrathd: Verfügung 
erfolgte: 
„wird pars revisa (Alverbiffen) ſowohl ats die Graͤſſich⸗Lippe⸗Det⸗ 
moldifche Vormundfchaft mit dem vorgefchüsten jure cesso anf den 
super hoc puncto in separate obmaltenden Proceß, und 
die hierin unterm 17. Juli a. p. ergangene Raiferliche Verordnung 
hiermit verwieſen.“ 

Allein auch hierin Tiegt Feine definitive Entfcheidung über die Vergleiche: 
nichtigfeit, worüber am 17. Juli 1747 ein mandatum cum clausula erging. 
Es ift im Gegentheil ausdrücklich gefagt, daß hierüber noch ein Proceß obs 
malte, und wenn dabei auf die Kaiſerliche Verordnung vom 17. Juli 1747 
verwieſen wird, fo iſt Damit dad mandatum cum clausula mur erneuert, 
aber keineswegs in ein definitives Erkenntniß verwandelt. 

3) Eine dritte der vorliegenden Klage entgegengehaltene Einrede ift die 
der Verjährung. 

Dieſelbe tft ebenfalld ungegründet: denn erft im Jahr 1789 gelangte 
Detmold zum wirklichen Befise der ihm in possessorio zuerkannten Hälfte 
von Schieder und Blomberg. Don hier an Tief alfo die 3Ojährige Friſt zur 
petitorifihen Rüdforderungsktage. Diefe Frift war uber noch nicht abgelaufen, 
ald Schaumburg⸗Lippe im Jahr 1818 feine Klage bei der Bundesverfamm⸗ 
lung anbrachte. 

Der Anſpruch Schaumburg⸗Lippe⸗-Alderdiffens anf die durch den Stadt: 
hager Vergleich an Büdeburg gekommenen Aemter Schieder und Blomberg 
entfland zmar fchen 1777, als bei dem Ausfterben Bückeburgs deſſen Rechte 
anf das Mrägerifte Haus übergingen. Allein von 1777 bis 1789 war das 
Letztere im DBeftde; es Ionnte daher für dafſelbe die Klagverjährnung noch wicht 
laufen, und fie begann erſt im Jahr 1789, wo Detmold in Befts kam und 
damit Schaumburg⸗Lippe Anlaß zur petitoriſchen Klage erhielt. 

Abgeſehen von allen anderen, klaͤgeriſcher Seits der Verjährung entgegen⸗ 
gehaltenen Gründen, iſt diefefbe hiernach noch nicht vollendet. 

Uebrigens ift, wie ımmter 1) gezeigt wurde, die Klage durch die erfte (auf 
die Rückfallsclaufel des Stabthager Vergleihb, 6. 6. gebaute) Einrede Then 
anfgehoben. 

ad. B) Revoeatorienklage. 

Außer der Klage, wodurch Schaumburg⸗-⸗Lippe als Erbe Bageburgs 
anf den Grund des Stadthager Vergleichs von 1748 die zweite Hälfte der 
Aemter Schieber und Blomberg (dad jebige Amt Schieber) herausfordert, 
erhebt daffelbe auch noch überhaupt ats ſtammgutsberechtigt den näntftchen 
Anfpruch auf den Grund eines hinfichtiih der Schaumburg: Tippifähen Be: 
finunigen beftehenden Specialfideicommiß : Verbands. 

Hatte nämlich Alverdiffen am Bradifhen Nachlaß ein Viertel, oder von 
der anf den Schaumburg :Rippifchen Stamm fallenden Hälfte Vie Hälfte, alfo 
von den Aemtern Schieder und Blomberg bie Hälfte anzuſprechen, dieſe An- 
ſprüche aber darch den Vergleich von 1722 aufgegeben, und hat in Folge def: 
fen die Speciallinie Buckeburg im Stadthager Vergleich von 1748 Yınficht 
tich dieſer Merdiffiſchen Hämte jener Aemter Die Rückfallsclauſel zugelaſſen, 
wornach die Erben der ausgeſtorbenen Bückeburgiſchen Linie als ſolche darauf 
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keinen Unfpruch haben, fo kann immerhin jeder Stammberechtigte der Schaum: 
burg=Lippifchen Linie diefe Hierdurh vom Schaumburg=2ippifhen Stamm: 
vermögen losgetrennten Güter wegen Unveräußerlichleit derfelben wieder zus 
südfordern. 

Hierzu wird aber erfordert, daß, wie der Hagende Theil behauptet, 
fämmtlihe Schaumburg=Lippifchen Beflsungen unter fi in einem 
Fideicommiß = Berbande ftehen. 

Daß fämmtlihe Befisungen des fürftlichen Haufes Lippe in einem ge: 
meinfchaftiichen ſideicommiſſariſchen Verbande ftehen, behauptet Rippe 
Detmoid felbft. Daffelbe widerfpriht aber die Special: Fideicommißeigens 
ſchaft dr Shaumburg:Lippifchen Beſitzungen unter fid. 

Die allgemeine Fideicommißeigenfchaft der fämmtlichen Lippifhen Beſitz⸗ 
ungen geht auch wirflih aus dem Teſtamente von 1597, in Verbindung mit 
dem brüderlihen Vergleiche von 1621 hervor, indem durch das erftere eine 
von der gemeinen Erbordnung abmeichende Vererbung mit Ausfchluß der 
Töchter vorgefchrieben,, durch den letzteren aber noch weiter beſtimmt ift, daß 
nach dem väterlichen Teſtamente und den brüderlichen Vergleichen (von 1614 
und 1616) Fünftig alle und jede 

„dispositiones, donationes, alienationes und Vermachungen,“ 
mit Ausnahme jener über die Baarfchaft, und mit Ausnahme deffen, was 

„aus gemeiner Bewilligung gefchehen würde,‘ 

nichtig ſeyn folfen, weiche Beſtimmung durch den $. 16. des Schwalenberger 
Vergleichs von 1667 erneuert wurde, 

Dasß hiernach Veräußerungen an Andere ald Familienmitglieder unſtatt⸗ 
haft feyen, unterliegt feinem Zweifel. Es fol kein Theil zum Nachtheil eines 
Andern, welcher eventuelle fideicommiffarifche Rechte hat, Verfügungen treffen, 
weil dadurch die Dispofltionen des näterlihen Teflamentes und der brüber: 
lichen Vergleiche vereitelt werden, wie dieß bei Veräußerungen au Fremde 
jedesmal der Fall iſt. 

Außerdem Fünnte auch die Veräußerung von Seiten einer Linie an eine 
andere möglichermeife zum Nachtheil einer dritten gefchehen, d. h. die dritte 
Linie in ihrer fideicommiffariichen Erbfolge beeinträchtigen, und in dieſem 
Falle unterläge eine ſolche Veräußerung ebenfalls dem erwähnten Verbote; 
denn in diefem Falle wäre fie ebenfalls dem väterlichen Teſtamente und den 
brüderlichen Vergleichen entgegen. 

Dieß war namentlich der Fall, ald die beiden Söhne Simons des VI., 
Otto uud Herrmann, fi gegenfeitig, mit Ausſchluß ihrer übrigen Brüder, 
zu Erben einfegen wollten, indem aledann bei Hermanns Einderfofem After: 
ben Otto dad Antheilgut deffelben allein erhalten hätte, flatt Daß es nach dem 
väterlihen Teflamente zur Hälfte Simon dem VII. und zur andern Hälfte 
dem Deto und Philipp mit einander zufallen mußte. 

Daſſelbe hätte fich auch ergeben, wenn Herrmann fein Antheilgut dem 
Dtto verkauft oder geſchenkt hätte, 

Eine andere Frage ift aber: ob eine Veräußerung auch da unterfagt fey, 
wo diefelbe meder an Fremde, noch von einer Linie an eine andere, zum Nach⸗ 
theil einer Dritten, fondern, wie es 1722 der Fall war, nur nuter zwei 
noch allein exiftivenden Hauptlinien gefchehe, wobei alfo eine Dritte, 
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im Teflamente von 1597 mit fideicommiffarifchen Rechten begabte Haupt: 
linie nicht mehr beeinträchtigt werden kann? 

Für die Verneinung diefer Frage fpricht: daß im Teflamente von 1597, 
auf welches ſich die brüderlichen Vergleiche berufen, das fideicommiffarifche 
Recht, die Güter einer ausgeftorbenen Linie nach dem aufgeftellten Maaßſtabe 
zu. theilen, nur den einzelnen Stämmen ausdrücklich zugefichert ift, daß aber 
darin über die Erbfolge in einem und demfelben Stamme eine gleiche 
Subftitution der einzemen Speciallinien unter fich nicht enthalten, alfo 
die Unveräußerlichkeit einer Befisung im Verhältniß einer Speciallinie 
zur andern nicht eben fo, wie jene im Verhältniß einer Hauptlinie 
zur andern audgefprochen ift. 

Darnach künnte man annehmen, daß die Abtretung von Gütern der 
Schaumburg: Kippifchen Linie an die Detmoldifche Linie im Jahr 1722, wo 
keine weitere, mit fideicommiffarifchen Rechten begabte, Linie mehr vorfanden 
war, nicht unterfagt fey. 

Es ift jedoch nicht nöthig, hierauf weiter einzugehen, ba (abgefehen von 
den nachfolgenden Einreden) jedenfalls die im Vergleich von 1722 aufgege⸗ 
benen oder abgetretenen Anſprüche Alverdiffend auf den Bradifchen Nachlaß 
nicht als eine Alverdiffifhe Befisung zu betrachten find, auf die fih der 
etwa beftandene Special: Fideicommißverband erftreden Fünnte, und deren 
Veräußerung daher als Veräußerung eines Stammgutötheild anzufehen märe. 

Es ift nämlich zu erwägen, daß es fich im Vergleiche von 1722 nır um 
die Entfagung auf eine beftrittene Erbfchaft handelte, durch welche die 
fraglichen Güter erft in den Befis von Schaumburg: Kippe hätten fommen 
ſollen, — und daß, wenn ein Special: Fideicommißverband für jede einzelne 
Kippifche Linie, oder ein folcher befonders für die Schaumburg=Kippifche Linie 
errichtet worden wäre, dieſer doch nur Diejenigen Güter umfaffen Fönnte, 
die bei Errichtung diefed Special: Fideicommißverbandes der Schaumburg: 
Lippifchen Linie fchon angehörten, oder daß, wenn auch Fünftig anfallende dem 
Derbande einverleibt werden follten, die Special: Fideicommißeigenfchaft fie 
jedenfalls nur in fo fern ergreife, als fie der Linie unbeſtritten zufalle und 
bie dießfallſigen Anfprüche nicht (vor der Zufheidung beſtimmter Güter) etwa 
im Wege des Vergleichs aufgegeben werden. 

Arg. Feud. II. tit. 43. 

Hiernach erfcheint die vorliegende Revocatorienklage, ohne Rickit, ob 
fie von Schaumburg: Lippe in der Eigenfchaft von Büdeburg, oder in jener 
von Alverdiffen angeſtellt ſey, fhon an und für fih als unbegründet. 

Es ftehen ihr aber auch noch Einreden entgegen: 

1) Sp meit nämlich Schaumburg=Lippe ald die fortlebende Speciallinie 
Alverdiſſen Eagt, fteht ihm entgegen, daß der Beräußerungsact des Grafen 
Philipp Ernft, nämlich der angefochtene Vergieich von 1722, von dem dama⸗ 

tigen einzigen Sohne deſſelben, nämlich von Friedrich Ernft genehmigt wurde, 
die erft fpäter gebornen Abkommlinge diefes Friedrich Ernſt denfelben alfo, 
wie oben gezeigt wurde, nicht wieder anfechten koͤnnen. 

Es kann nämlich feibft bei anerkannten Fideicommißbefisungen ein Theil 
derfeiben gültig veräußert, oder felbft der ganze Fideicommißverband wieder 
aufgehoben werden, wenn alle Betheiligten, die zur Zeit einer folchen Verduf: 

Leonharbdi, über Audträgalverfahren. 2. Thl. 16 
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feruug oder Aufhebung des Fideicommißverbandes am Leben (tab, Dazu eins 
willigen. 

Dieß iſt nicht nur gemeinen Rechteng, 

(Runde, teutfhed Privatrecht, $. 697; Moſer, teutſches Staats⸗ 
seht, Th. ZIU, ©. 514 — 517) 
fondern es find im vorkiegenden Falle von des erſtmals im brüderlichen Ber: 
gleiche von 1621 feſtgeſetzten Unveraͤußerlichkeit in ehen dieſem Vergleiche ands 
drücklich diejenigen Beräußerungen und Verfügungen ausgenommen, weiche 
„ans gemeiner Bewilligung geſchehen.“ 

Hiernach Fünnen jene, welche zu einen Veräußerung einwillägten, und ihre 
erſt fpäter gebornen Abkommlinge, die alfo zur Zeit der Beräuferung nach 
‚bein Auwartſchaftsrecht erworben hatten, die Veräußerung in Kinem Salle 
anfechten. 

3) In fo weitnun aber Schaumburg: Lippe ald Rechtäfsiger Büdeburgd 
klagt, fteht ihm auch hier die oben unter U. 1 erörterte Einrede antgegen, iu⸗ 
bem auch Buͤckeburg durch die im Stadthager Vergleiche angenommene Ruͤck⸗ 
fallsclauſes die eventuelle Veräußerung ber reclamirten Hälfte nen Schieder 
und Blomberg (daß nämlich biefeibe beim Ausſterben Bädehurgs auf Dee⸗ 
wald zurückgehe) bewilligt hat. 

3) Auch flünde der von Schaumburg Rippe ald Rechtsſolger Aärdchurgs 
erhobenen Klage bie weitere Einrede entgegen, daß ed, da es zugleich hie font: 
lebende Speriallinie Alverdiſſen ift, aus den auf daſſelbe übergegangenen 
Rechten Büdeburgs immerhin feine eigenen (Aiverdiffifegen) Handlungen 
nicht anfechten dürfte, und zwar fowohl nach dem Rechtägrundfese: 

„Cum. jura duarum personarum in une homine onncurrumd, 
idem valet in uno, quod alias in duohus,” 
als auch, weil es für die Ceſſion feiner Nechte (der Alperdiſſer Quart) im 
Vergleich von 17223 Gewähr ſchuldig wäre, nach dem Grundfape: 
„guem de evietione tenet aotio, eundem agentem. repallik ex- 
oeptie.” 
L. 1. D. de exeept. rei vend, et irad. 21. 3. 

Dei diefem Umftäuden kammt es auf die non Lippe: Deimoib weiten vers 
gefhüsten Einreden nicht an. Sie find folgenke: 

4) Die eine derfelben Kefteht darin, Daß, mann aus den Kippifchen Be: 
Ügungen von Schaumburg=Lippe ein Specialfideicommifk diefer Linie gebildet 
worden wäre, dieß, ald der allgemeinen fideicommiſſariſchen Cigenfchaft 
ber Befisungen ded Hauſes Lippe widerfprechend, wicht wirlſam ſeyn konnte. 

Wenn nun aber auch das im Original nicht mehr leſerliche, aber in einer 
am 28. December 1592 von Bürgermeiftex und Rath ker Stadt Rippe aus: 
gefertigten Urkunde wörtlich aufgenommene, in mehreren fpäteren Urkunden 
sitirge pactum unignis von 1368 eine Ungheilbarleit der Grafichafe Lippe 
fe@feut, und wenn hinſichtlich derſelben dad Erſtgeburtaͤrecht als hergebracht 
von Kaifer unterm 12. Februar 1593 und neuerlich unterm 3. Septem⸗ 
ber 1626 beftätigt wurde, fo kanu deßwegen doch das ven alten Söhnen freir 
willig vollzogeng Teſtanent Simons des VI. von 1597, bei welchem fich auch 
das durch das pactum unionis privilegirte Land beruhigte, nicht unwirk 
ſam fen. 
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Die allgemeine fireieommiffarifche Eigenfchaft der Lippiſchen Beflsungen, 
fo weit fie auch durch dieſes Teſtament begründet ift, ſteht aber der 
erwähnten Special: Fideicommißgualität der Lippifchen Beſitzungen von 
Schaumburg⸗ Lippe nicht im Wege, denn diefe Eünnte neben jener beftehen, 
fo fern fie nur möcht dahin ausgedehnt mürde, daß dadurch beim Ausſterben 
des Schaumburg: Lipnifhen Mannsſtamms der Webergang der Lippifchen 
Beftsungen auf die übrigen Lippiſchen Stämme nad) Maaßgabe des Teſta⸗ 
ments gehindert, der überhaupt irgend eine Verfügung des Teſtaments dabei 
unausführbar würde. Eine ſolche Ausdehnung ift aber nirgends behauptet, 
noch wäre fie zur Begründung der vorliegenden Revocatorienklage nöthig. 


5) Auch die weitere Einrede wäre ungegründet, wornach die Beſtim⸗ 
mungen des väterkichen Teſtaments von 1597, wenn fie aud) für die einzelnen 
Linien Specialfideicommiffe errichteten, auf die Befibungen von Schaumburg: 
‚Lippe nieht anwendbar wären, weil Philipp, der Stifter der Schaumburg: 
Rippifchen Linie, Fraft des Teſtaments gar nichts erhalten habe, fondern feine 
Brüder ihm nur freiwillig einen Erbtheil zufchieden. 


Vor dem Tode des Teſtirers, Simons des VI., flarb der älteſte Sohn 
deffelben, Bernhard, und ed ward ihm dagegen nach Errichtung bes Teſta⸗ 


ments noch ein Sohn, Philipp, der Stifter der Schaumburg »Lippifchen Linie, 
geboren. 


Au die Stelle Bernhards trat nun ald Regierungsnachfolger Simon der 
VII, und jeder der übrigen Söhne rüdte an die Stelle feined Vormanus, 
wornach der erft nah Errichtung des Teſtaments geborne Philipp das für 
den Hermann beſtimmte Antheitgut erhielt. 


Was nun Philipp Durch diefe mit alffeitiger Zuſtimmung gefchehene Art 
des Teſtamentsvollzugs erhielt, hat er wohl unter den nämlichen Auflagen 
und Beſtimmungen erhalten, unter welchen fein ‚Antheilgut” dem Hermann 
vermacht war. Die Beftimmungen des Teſtaments muͤſſen anf diefed „An⸗ 
theilgut“ in gleicher Weiſe Anwendung finden, daffelbe mochte nach dem Te: 
flamente dem Hermann, oder an deffen Stelle, nach einer brüdertichen Ver: 
einbavung, dem Philipp zugekommen ſeyn. 

6) Eine weitere Einrede ift die der Verjährung. 


Daß die Verjährung von 1777 am nicht eingetreten fey, ift fchon oben 
unter A. 3. gezeigt worden; und es fragt fich hier nur, ob diefelbe nicht vor 
1777, wo der Mägerifche Theil in den Beſitz des Streitgegenſtandes Fam, 
fchon vollendet gewefen ſey? | 

In fo fern man die Klage ald von der Specialiinie Bückeburg erhoben 
betrachtet, iſt dieſe Frage ohne Zweifel zu verneinen, da Bückeburg durch die 
Klage vom 11. Juli 1747, wodurch es die Alverdiſſer Ceſſion von 1722 als 
unwirkſam anfocht, den Lauf der Verjährung unterbrach, von weicher gericht: 
lichen Unterbrechung an wieder eine neue Berjährungszeit, und zwar eine foiche 
von AO Jahren, lief, welche fomit im Jahr 1777, wo der Streit von neuem 
begann, noch nicht vollendet war. 


Wenning -Ingenhsim, Lehrbuch des gemeinen Civilrechts, Buch I. 
$. 45, Nr. 3 
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Handelt es fih aber um eine Revocatorienkfiage von Schaumburg > Lippe, 
fomeit ed als bie frühere Speciallinie Alverdiffen fortiebt, fo ift die Der: 
jährung vollendet. 

Hätte der einzige Sohn bed am 27. November 1723 verfiorbenen Phi: 
lipp Ernſt, welcher den Vergleich von 1722 abfchloß, Friedrich Ernſt, diefem 
Bergleiche nicht zugeftimmt, fo hätte er nach ded Vaters Tod, da die Alver: 
diffifchen Befisungen auf ihn übergingen, die durch den Vergleich aufgegebene 
Alverdiffer Quart des Bradifchen Nachlaffes reclamiren, oder überhaupt den 
Vergleich oder feine Wirkungen anfechten Zönnen. 

That er dieß 30 Jahre lang nicht, fo mar das Klagerecht für ihn und 
eben damit auch für feine erft nach dem Vergleich 1722 gebornen Manns: 
erben verjährt, denn auch die Revocatorienkiage muß, da hinfichtlich ihrer die 
Geſetze Feine Ausnahme feftfegen, mit Ablauf von 30 Jahren erlöfchen, und 
diefe Verjährungsfrift kann nicht jebem Nachfolger wieder von neuem begin- 
nen, ed fey denn, daß ein folcher fchon vor der Veräußerung am Leben war, 
alfo ein fibeicommiffarifches Recht bereits erworben hatte, oder daß er einer 
andern Linie angehört, welche erft fpäter nach dem Ausfterben derjenigen, von 
welcher die Veräußerung ausging, zur Nachfolge berufen wird, bei weicher 
alfo auch dad Klagerecht erft fpäter entftcht. 

Friedrich Ernſt, der einzige zur Zeit des Vergleichsabſchluſſes im Jahr 
1722 vorhanden geweſene Sprößling der Alverdiffer Specialtinie, hat nun 
aber innerhalb 30 Jahren, vom 27. November 1723 an, mo die Alverdiſſer 
Befisungen auf ihn übergingen, die erwähnte Revoratorienklage nicht erhoben, 
denn feine Klage vom 28. Mai 1753 ift noch auf Erfüllung des Vergleichs 
von 1722 gerichtet, und darin nur eventuell noch mit einer Klage auf Nich⸗ 
tigkeit gedroht, dieſe aber nicht wirklich angeftellt worden. 

Der Alverdiffifchen Speciallinie Fann hiernach allerdings die Verjährung 
ihrer Revocatorienkiage entgegen gehalten werden. 

In fo weit aber die Klage, ald von der Speciallinie Büdeburg erhoben, 
begründet erachtet würde, wäre diefe Einrede ohne Erfolg, ba die Verjährung, 
wie gezeigt, Bückeburg nicht entgegen gehalten werden könnte, 

Iſt hiernach die Klage auf Herausgabe des jebigen Amtes Schieber ale 
der Hälfte der ehemaligen Aemter Schieder und Blomberg theild wegen 
Grundloſigkeit an fi, theild wegen entgegenftehender Einreden verwerflich, 
fo fällt eben damit auch die Forderung der Nugungen, und es fällt Die Frage 
hinweg, mit welchen Rechten Scieder an Schaumburg: Lippe zurüd: 
falfen, und welche Rechte Detmold davon behalten fol. 

Es fallen damit aber auch das II. und das III. Klagebegehren, 
wornach Detmod an Schaumburg=Lippe auch dasjenige heranszahlen foll, 
was Alverdiffen auch außer ber mit dem I. Klagebegehren reclamirten Hälfte 
von Schieder und Blomberg noch weiter vom Bradifchen Nachlaß anzufprechen, 
durch den angeblich nichtigen Vergleich von 1722 aber aufgegeben hatte, ſo⸗ 
wie dasjenige, was Bückeburg dem fürftlihen Haufe Lippe: Detmold im 
Stadthager Vergleich in Berüdfichtigung der angeblich nichtigen Alverdiffer 
Eeffion erlaffen haben fol. 

Abgeſehen bavon, daß, wie oben unter U. 1. ad b. gezeigt wurde, nicht 
nachgewiefen ift, daß Bückeburg im Stadthager Vergleihe dem Haufe Det: 
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mold, in Berückſichtigung der Alverdiffer Eeffion, Nachläffe bewil⸗ 
ligte, fehlt ed nach der obigen Erörterung (U. 2. a—c.) jedenfalls an der 
die Grundlage des II. und III. Kiagebegehrens bildenden Nichtigkeit des 
Vergleiche von 1722, und wenn Schaumburg=Lippe die Hälfte der Aemter 
Schieder und Blomberg nicht fordern kann, fo kann es eben fo wenig das 
Weitere, mas noch zur Alverdiffer Quart gehören möchte, noch auch dasjenige 
fordern, wad ihm Büdeburg im Stadthager Vergleich von 1748 noch neben 
dem bedungenen Rückfalle der Hälfte von Schieber und Blomberg einge: 
räumt hat. 

Das 

IV. Kiagebegehren 
geht auf Zurückgabe ded von Büdeburg im Stadthager Dergleih au Det: 
mold abgetretenen Amts Lipperode ſammt Nupungen, 

Lipperode ift Fein Beſtandtheil des Bradifchen Nachlaſſes; ed wurde dem 
jüngften Sohne Simons des VI., nämlih dem Grafen Philipp, welcher die 
Schaumburg :Lippifche Linie fliftete, fogleich bei der Theilung des Nachlaffes 
Simons des VI. zugefchieden. 

Bon Philipp kam Lipperode auf feinen Altern Sohn, Friedrich Chriftian, 
welcher die Büdeburgifche Speciallinie gründete, und von diefem auf Albrecht 
Wolfgang, welcher im Jahr 1748 mit Detmold den Stadthager Vergleich 
ſchloß, und in diefem Vergleiche, 8. 7, das Amt Lipperode an Detmold ab: 
teat, weil Detmold fich verbindlich gemacht hatte, die im Vergleich von 1722 
an Alverdiffen zu zahlen übernommene Rente von 1,250 Reichöthalern auch 
künftig fort zu entrichten, obſchon es im nämlichen Stadthager Vergleich von 
1722 die den Hauptftoc der Alverdiffer Quark bildende Hälfte dev Aemter 
Scieder und Blomberg mit alleinigem Rüdfallevorbehalt, für den Fall. des 
dereinftigen Ausſterbens der Speciallinie Büdeburg, an Detmold abgetreten 
und damit die Vortheile des Vergleichd von 1722 größtentheild wieder ver⸗ 
foren hatte. Nur für den Kal, daß die Alverdiffer Speciallinie ausfterbe, bes 
hielt fih Bückeburg vor, alddann gegen Zurücklaſſung ber Rente von 1,250 
Reichsthalern dad Amt Lipperode zurüczuziehen. 

Nun ift aber nicht die Aiverdiffer, fondern die Bückeburger Speciallinie 
ausgeftorben, und da hierdurch Alverdiffen zur Nachfolge in die Bückeburgifchen 
Beſitzungen gelangte, fo reclamirt ed jebt ex pacto et providentia majorum 
das Amt Lipperode. 

Es fragt fih alfo Hier wieder, wie oben bei der hinfichtlich der Hälfte 
von Schieder und Blomberg erhobenen Revocatorienklage, ob die Lippiſchen 
Beſitzungen des Fuͤrſtlichen Hauſes Schaumburg in einem Special: Fideicom⸗ 
mißverbande ſtehen? 

Abgeſehen aber von den oben bei dem I. Klagebegehren unter B. für bie 
Derneinung diefer Frage angeführten Gründen, — abgefehen namentlich da⸗ 
von, daß die Veräußerung eined Guts von einer Linie an die andere nicht 
unbedingt, fondern nur in fo fern unterfagt wurde, als fie die im Teſta⸗ 
mente von 1597 begründeten fibeicommiffarifchen Rechte einer dritten Haupt: 
linie verleben könnte, daB aber ein folher Fall hier, wo nur noch bie beiden 
eontrahirenden Linien Detmold und Schaumburg=Tippe vorhanden waren, 


a 
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sicht vorfiege, — ſteht der klägeriſchen Vindication ded im Jahr 1748 von 
Büdeburg an Detmold abgetretenen Amtes Lipperode jedenfalls 

1) die Einrede entgegen, dab Schaumburg⸗Lippe den Stabthager Ver: 
glei nicht gleichzeitig in einem Puncte für fich geitend machen, in einem 
andern aber ald ungültig oder unwirkſam anfechten Fann. 

Auf den Grund des Stadthager Vergleichs von 1748 fordert Lippe⸗ 
Schaumburg als Rechtsfolger Bückeburgs die Hälfte der Aemter Schieder 
und Blomberg; nun will daſſelbe als Alverdiſſen zu gleicher Zeit die im 
naͤmlichen Stadthager Vergleich enthaltene Abtretung Lipperodes als nichtig 
darſtellen. 

Jener Vergleich von 1748 kann aber nicht zu gleicher Zeit gültig und 
nichtig ſeyn, und eben ſo kann Schaumburg-Lippe nicht feine doppelte Per⸗ 
ſonlichkeit (als Rechtsfolger Alverdiſſens und als Rechtsfolger Bückeburgs) 
benusen, um in der einen Eigenſchaft das anzufechten, was es in der andern 
ſelbſt gethan hat. 

Wem Schaumburg-Lippe, als Bückeburg, dem Haufe Detmold im Ver: 
gleich von 1748 dad Amt Lipperode abgetreten hat, fo ift es dafür, wenn 
Lipperode dem Hanfe Detmold von einem Dritten entmährt wird, Eviction 
ſchuldig; daher darf es jeht, wenn ihm in einer andern Eigenſchaft (als Al⸗ 
verdiffen) die Entwährung won ferbft zuftände, dieſelbe nach 

L. 1. D. de except. rei vend. 
gleichwohl nicht geltend machen. 
Thibaut, Pandectenfuftem, $. 187. 

Darnach kommt ed auf die weiteren Einreden des beffanten Fürfklichen 
Hauſes Lippe: Detmoid nicht an. 

Es find folgende: 

2) die Einrede der vechtsfräftig entichiedenen Sache, da Schaumburg: 
Lippe durch Reichshofraths-Erkenntniß vom 27. Aprit 1778 mit feier 
Klage anf Herausgabe des Amtes Lipperode bereits abgewieſen worden fen. 

Detmold Hat aber nicht (mie ihm nad $. 71? der Obergerichts- Orb: 
nung, ohne ein Beweiserfennmiß abzuwarten, obgelegen wäre) nachgewieſen, 
daß es fi) damals um eine petitvriſche Klage handelte, und dad Erkennt⸗ 
niß von 1778 eine endliche Sntfcheidung über die Anſprüche ſelbſt fey. 


Aus den Eingange des vorgelegten Erkenntniſſes vom 27. April 1778 
ift vielmehr erfichtlich, daß Schaumburg: Lippe damals nur um ein mandatum 
sine cläasula, wodurch Detmoid and dem Befitze von Lipperode gefebt 
werden ſollte, nachgeſucht hatte, und daB daranf ohne alles chntradictorifihe 
Berfahren nur ein decretum rejectorium dahin erfolgte: „hat das Gefuch 
nicht ſtatt.“ 

Darnach biieb der orbentliche Proceß jrdenfalls noch vorbeititeh, und 
die Sinrede ber rechtöfräftig entfehiedenen Suthe kann ber vortiegenden Runge 
nicht entgegen gehalten werden. 

' &ben fo menig ift 

3) die Einrede der Verjaͤhrung begründet. 

Im Fahr 1777 den 10. September, ald die VBuaeburgiſche Soeraltimi⸗ 
ansſtarb und Alverdiſſen zum Beſitze bes Buckeburgiſchen Untheits Sum, war: 
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fie Atırraigen auch abtio nata vorhanden, um dad dent Stamme entkom⸗ 
mene Amt Lipperdve zurwefzuforbern. 

m 10. September 1807 wäre nun dieſe Revocatbrienklage verjährt 
geweſen. 

Da aber im Jahr 1778 ein Mandatsgefuch überzeben wurde nüd ein 
gerichtliche decretum rejectorium rrfolgte, fo liegt Hierin wine Unter 
brechung, von welcher an die Verjährungsfsift mit 40 Jahren von neuem zu 
laufen begann. Nach diefer Berechnung wäre diefeibe am 27. April 1818 
abgelaufen, alfo auch hier noch früher, ald Schaumburg = Lippe unteren 8. Juni 
1818 feine Befchwerdefchrift bei der Bundesperfammlung übergab, 

Demungeachtet kann man die Verjähruug nicht als vollendet annehmen, 
weil ed von 1806, 100 das Deutſche Reich feine Verfaſſung verior, bis zur 
Errihtung der Deutfchen Bundesacte, weiche wieder ein Bundes⸗Mustraͤgal⸗ 
verfahren flatuirte, Fein Gericht mehr gab, bei welchem Schaumburg: Lippe 
feine Klage hätte anbringen konnen. 

Handelte es ſich wicht zugleich um die Landeshoheit, jetzt Souverainetat, 
fondern nur um das Domanial⸗ oder Privateigenthum des Amts Lipperode, 
fo hätte Schaumburg-Lippe feine Klage auch in den Jahren 1806 — 1815 
bei den Detmoldiſchen Landesgerichten anbringen Eünnen. Damit hätte es 
aber die Detmoldifche Souverainetät anerkannt, und da es diefe felbft ber 
ffreitet, fo war für feine Klage in jener Periode kein Gericht vorhanden, 
daher ift die Verjährung jene Zeit über ſtill geſtanden und war zur Zeit dee 
bei der Bundesverfammlung erhobenen Klage noch nicht vollendet. 

Thidaut a. a. O. 8. 1024. 

Endlich wäre 

4) auch die ans der Alverdiſſer Annahme der Rente von 1,280 Reiche: 
thalern abgeleitete Eintede zur Cntlräftung ber Revocatoriehkiage, ſo weit 
ſolche an fich gegründet wäre, nicht geeignet. 

Die Annahme und der Iangjährige Bezug diefer Nente von Seiten Als 
verdiſſens ſoll eine factifge Genehmigung ſowohl des Vergleiche von 1722, 
als auch des Stabthager Vergleichs von 1748 enthalten. 

Allein das Erftexe iſt unerheblich und das Lebtere unrichtig. 

Nicht im Vergleiche von 1722, fondern erſt in jenem von 1748 wurde 
Kipperode an Detmold abgetreten; die Genehmigung des Vergleiche vor 
1722 ift daher hier ohne Einfluß, und eine Genehmigung des Vergleiche 
von 1748 Liegt in der Ulverdiffer Annahme der Rente von 1,250 Reihe 
thalern deßwegen nicht, weil Alverdiſſen diefe Rente längft ſchon nach dem 
Vergleich von 1722 anzufprechen hatte, alfo beim Fortbezug derfeiben ande 
dem Jahr 1748 nur fein altes (1722") Recht geltend machte und denfelben 
nicht auf den Vergleich von 1748 zu bauen nöthig hatte. 

Indeſſen Bedarf es diefet Eiitreden (2—4) nicht, da die Klage auf Bu: 
valtgabe des Amtes Lipperbde, mie bben gezeigt wurde, abyeſehen von Ihrer 
Begeundang oder Granbloſtgtei an utid für Ach, eben Fate durch bie ünret 
Pan. 1. erdeterte Einrede entkraͤftet iſt 

Es iſt nun noch die allen 4 Klagebegehten enkgegengeſtellte 

zu B. gemeinſchaft liche Einrede 
zu prüfen. 
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Lippe: Detmold leitet diefelbe aus dem Art. 34. der Rheinbundsacte 
vom 12. Juli 1806 ab, welcher Acte auch die beiden ftreitenden Theile mit 
ihrem Beitritt zum Rheinbunde unterm 18. April 1807 die Suflimmung 
ertheilt haben. 

Der gedachte Art. 34. ſagt: 


„Les Rois, Grand-Duos, Ducs et Princes confederes renon- 
cent, chacun d’eux pour soi, ses heritiers et successeurs, 
& tout droit actuel, qu’il pourrait avoir ou preten- 
dre sur les possessions des autres membres de 
la confederation, telles qu’elles sont et telles qu’elles 
doivent &tre, en consequence du present traite; les droits 
eventuels de succession demeurant seuls reserves, et 
pour le cas seulement ou viendrait a s’öteindre la maison 
ou la branche qui possede maintenant, ou doit, en vertu du 
present traite, posseder en souverainete les territoires, do- 
maines et biens sur lesquels les susdits droits peuvent 
s’etendre.” 


Detmold erklärt nun, daß, da die Aemter Scieder und LKipperode im 
Jahr 1807, als beide Parteien dem Rheinbunde beitraten, zu den Staats: 
befigungen von Detmold gehörten, Schaumburg Lippe durch feinen Beitritt 
zur Rheinbundsacte auf alte echte verzichtet Habe, die ed damald auf die 
Aemter Schieder und Lipperode etwa noch häfte Haben mögen. 

. Damit wären das I. und IV. Klagebegehren, und mit dem I. folgemweife 
auch dad II. und III. jedenfalls entkräfter. 


Schaumburg-Lippe hält dafür, daß die Mheinbundsacte mit Aufldfung 
des Rheinbundes ihre Wirkfamfeit verlor, alſo auch der Art. 34. nicht 
mehr wirke. 

Dies iſt nun aber weder durch einen ſpätern Friedens: oder Staatsver⸗ 
trag, noch durch einen Beſchluß des Deutfchen Bundes ausgefpeochen, daher 
ohne rechtliche Baſis. 

Der Rheinifche Bund ift alferdingd aufgehoben, und damit wohl der 

größte Theil der Beftimmungen der Rheinbundsacte von ſelbſt zerfallen. 
Daraus folgt aber noch keineswegs, daß auch alle übrigen Verpflichtungen, 
welche die contrahirenden Kürften in jener Acte gegen einander übernommen 
haben, aufhören. Am allerwenigften konnten, ohne eine ausdrückliche Beſtim⸗ 
mung, Rechte wieder aufmachen, welche durch Verzicht (im Art. 34.) bereite 
erloſchen waren. 


Klüber's Abhandlungen und Beobachtungen für Geſchichtskunde, 
Staats: und Rechtswiſſenſchaft p. 44, 49 und 51. 


Eben fo grundlos ift der weitere Einwand, daß der Art. 34. auf Ölieder 
des nämlichen Stammhaufes unter fih nicht anwendbar fey. Er enthält in 
diefer Beziehung Feine Befchränfung, und aus ber Stelle, weiche von dem 
droits eventuels de succession fpricht, geht. im Gegentheil hervor, daß 
man dabei gerade hauptfächlic bie Rechte unter fich verwandter Käufer oder 
Linien im Auge hatte. 














Ba I; een bus 
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Im Uebrigen fragt es ſich nun, 

1) weiches der Gegenſtand der Rechte fen, von welchen der Art. 34. 
handle, 

2) und unter welcher Vorausſetzung auf dieſelben verzichtet ſey? 

ad 1) Der Art. 34. bezeichnet die fraglichen Rechte nicht alle einzeln. 
Er ſpricht nur von dem Rechte (droit), welches ein Bundesfürſt auf die 
Beſitzungen eines Andern haben könnte. 

Will man nun wiſſen, was unter dieſen Beſitzungen verſtanden, beziehungs⸗ 
weiſe welcher Gegenſtand, auf den ſich das aufgegebene Recht bezieht, ge⸗ 
meint ſey, ſo wird man überhaupt darauf zu ſehen haben, von welchen Rechten 
die Rheinbundsacte im Allgemeinen handle, mad die possessions der Bun⸗ 
desfürften feyen, in fo weit fie Gegenftand des Bundesvertrags find, 

Die Acte enthält Beſtimmungen über Länderabtretungen, Unterwerfung 
und Länderzutheilung von früheren Reichsſtänden an Andere, welche Mit 
glieder ded Bundes wurden, fodann die Beſtimmung (Urt. 4.), daß die 
Bundesglieder, flatt der früheren deusfchsrechtlichen Landeshoheit, die volle 
Souverainetät haben follen, fowie mad Gegenfland der Souperainetät 
(Urt. 26.) fen, und was den Mediatifirten bleiben fol (Art. 27.). 
Die lesteren beiden Beflimmungen (Urt. 26. und 27.) bezeichnen 
eigentlich die Rechte, um welche es fih in Bezug auf Länderbefis handelt, 
and welche der Gegenſtand des Friedensfchluffes und der Bundesacte waren. 

Es gehören hierher: 

nach Art. 26. „le droit de souverainete,‘* — und nach Art, 77. 
„les domaines,‘* 
und 

„les droits seigneuriaux et feodaux non essentiellement in- 
herens a la souverainete.‘ 

Die lebteren, die im Art. 27. näher fpecificire find, wurden da, vo 
frühere Reichsſtände Anderen unterworfen wurden, den Unterworfenen vor: 
behalten. 

Mo dagegen ein Mitglied des Bundes einem Andern Güter abtrat, 
wurde ein gleicher Vorbehalt nicht gemacht, fondern ed ging auf den neuen 
Befiper außer der Souverainetät auch das Domanialeigenthum mit allen 
niederen Herrlichfeiten über. Beides ward als der Inbegriff des ganzen Rechte 
eines Länderbefiges betrachtet, und nur bei den Mebdiatifirten wurde ang 
Rückſichten für diefe das Domanialeigenthum mit den niederen Herrlichfeiten 
von der Souverainetät ded neuen Beſitzers getrennt, während Feine gleichen 
Gründe vorlagen, auch da, mo bei vertragsmäßiger Länderabtretung zwei 


- fouveraine Bundesglieder einander gegenuber ftanden, eine ſolche Abtheilung 


zu machen und den einen Souverain in dem unter die Souverainetät eines 
Andern gefommenen Gebiete noch Domänen befigen und niedere Herrlichkeiten 
ausüben zu laffen. 

In gleichem Sinne ift alfo auch im Art. 34. mo zwei Souveraine einander 
gegenüber ftehen, unter den possessions eined Bundesglieds nicht nur der 
Defis der Hoheit, fondern zugleih auch der Domanialbeſitz verflanden, 
ſoweit der lebtere dem Souverain nur als folhem und nicht vermöge eines 
befondern, vom Staatöbefit unabhängigen, Titeld zukommt. 
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Eben darum find unter der letztern Vorausfetzung im tt. 34. unker den 
Rechten, auf weiche verzichtet wird, alle Rechte eines Sonverains Auf den 
Staatsbeſitz eines andern, einfchließlich deffen Domaniatbefiges, verftanden: 

Fu geichrt Weiſe muß uber, in fo mat ch ſich nm ben Verzicht des 

Urt. 34. handrit, auch der verzichtende Gonverain in feiner Staats: 
rigenſchaft ericheinen, and wenn derſekbe unabhängig don feiner Staats: 
eigenfchaft bloß nah Privatrecht Rechte auf die Domänen eines andern 
Souvberains hätte, fb wären Diefe Rechte unter dem Dersicht des Urt. 34. 
nicht begriffen. 
Handelt ed füh aber um wirkliche Staats berechtigungen, d. 5. um 
Rechte eined Sonveruins als ſolchen auf den Staatöbefls eined andern, fo 
kommt es nicht darauf an, ob fich diefelben auf den Inbegriff der ge⸗ 
fammten Staatsgemwalt ſammt Domänen, sder nur auf einzelne 
Hoheitiihe Befugniſſe beziehen. 

In beiden Fallen ohne Unterſchied iſt das gefammte Recht auf den feem: 
ven Staatsbefiz Der Gegenſtand des Verzichts, von welchem ver Wit; 84. 
handbeit, und in Anwendung auf bie vorfiegende Streitſache waͤre, in fo fern 
Schaumbargskippe die beiden Aemter Schieber und Ripyetode mit den erb: 
Herriigen (nad feier Behauptung jebt die Souverainetät begründenden) 
Hoheitsrechten herdudfotdert, der ganze, auf Detmolds hoheiklichen und Di: 
manialbeſitz der beiden Aemter gerichtete Anſpruch der Gegenfland 8 Der 
site, vorausgeſetzt, daß hier 

. ad 2) übeehaupt der Fall vorhanden iſt, für weichen ün Art. 34. der 
Verzicht ausgefprochen ift. 

Der Art. 34. flellt dad „droit actuel“ den „droits eventuela 
de succession‘ entgegen. Auf das Erftere wird verzichtet, anf die Lebteren 
aber nicht. 

Ein droit netwel ift nach diefer Gegenüberftellung ein ſolches, welches 
der Verzichtende ſchon wirklich hat, und das ihm nicht erſt durch Erbſchafi 
fünftig anfällt. 

Damit aber ein foldyes droit actuel Ald durch Verzicht aufgegeben gelte, 
mußte es Zur Seit der Errichtung oder des Beitritts zur Rheinbundsacte it 
dem Beſitze eines andern Bundesglieds geweſen fen; das Recht 
mußte gerichtet feyn sur les possessions d’un autre membre de la 
confederation. 

Sp, wie fie im Jahr 1806 waren, traten bie Meitglieder in den Bund, 
d. h. jeder mit den Ländern, hinfichtlih deren er damals im Beſitze der 
Landeshoheit war, oder die er damals ald Staatsgebiet inne hatte. 
Hierauf bezieht fich der Ausdrack: „possessiuns, telles qu’elles 
sont,‘ — wornach der damalige Staarsbefk, ſoweit er nicht durch den 
Bundesvertrag ſelbſt abgeändert raurde, maaßgebend erklärt mar, 

Eine Unterfuhung, ob ein Eontrahent die Hoheit über einen Gebtecse 
tcheit mit Recht beſide, oder ob fle ihm etwa vbn eitient Andetn abgeſtritten 
werden konne, war auf ber Skelle nicht moglich, man naht Daher jeben aia ch 
einem Befisftande auf, und damit der bffentliche Friede nicht gefährder 
werde, wenn unter ſouberainen Fürſten Die Souderaietäͤt über einzelne GE: 
bietstheile ſelbſt wieder in Streit gezogen würde, ſo erklärten fie ſich gegen⸗ 
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ſeitig, auf die Auſprüche, weldye Einer auf die Beſitzungen des Andern etwa 
machen könnte, verzichten gu wollen. 

Ein Beweis, daß dieß der Sinn des Art. 34. ſey, Tiegt auch noch am 
Nachſatze, wornach ſelbſt die Erbrechte, welche ein Souverain in Bezug 
auf die Beſitzungen des andern anſprechen möchte, nur in dem Falle noch 
ſoliten geltend gemacht werden koͤnnen, wenn 

„das Haus oder die Linie, welche gegenwärtig beſitzt ꝛc.“ 
ausftirbt, womit ausdrüctlich erklärt ift, daß Erbfchaften von Ländern mit 
Landeshoheit, welche, wie im vorliegenden Falle, zur Zeit der Rheinbundsacte 
bereits erdffnet waren, gegen dad im Beſitz befindlihe Haus nicht 
mehr follten geltend gentacht werden fünnen, 

Darnach wäre die von Detmold auf den Art, 34. der Rheinbundsacte 
geſtützte Einrede des Verzichts gegen die Schaumburg=Lippifchen An: 
fprühe auf die Aemter Schieder und Xipperode jedenfalld gegründet, aus: 
genommen, in fo fern man — den Sonperainetätöftreit zu Gunſten Det- 
molds dahin enticheidend, daß Detmold auch über alle, den Nachgebornen ald 
Erbherren zugetheilten Aemter die Souverainetät habe — darnach die Klage 
Schaumburg :Kippe’s bloß in Bezug auf die, unabhängig vom Staats: 
beſitz Fraft Privaterbrehts angefprochenen Patrimonialguͤter von 
Schieder und Lipperode gerichtet betrachtete. 

Was ſchließlich die von Detmold aufgeſtellten eventuellen Gegenforderun: 
gen betrifft, fo findet ein Erkenntniß darüber nicht flatt, da Detmold fie, wie 
es ſelbſt fagt, ohne ein dießfallſiges Petitum zu ſtellen, nur vorläufig an⸗ 
gedentet, nicht aber in einer fürmfichen Widerklage wirklich geltend ge: 
macht haf. 

Bon den Proceßfoften wurden dem beklagten Theil, weil er mit der Ju: 
competenzeinrede unterlag, Ein Viertel, und dem in Der Hauptſache unter⸗ 
liegenden klagenden Theil drei Viertel zugewieſen. 

Frhr. v. Stengel. 
| Bekk. 
Minet. 


Be Urtheil. 


(Prot. v. J. 1839, Sess. I. 8. 10. S. 32. Band I. ©, 451. Band II. ©. 94.) 





In Suchen des Fürftlihen Haufes Lippe-Detmold, Wider- 
Mägerd, gegen das Fürftlihe Haus Schaumburg-Lippe, Wider: 
beflagtes, die Souverdinetät Über das Amt Blomberg und Erfakfor- 
derung betreffend — wird — nachdem diefe Sache auf vorgängige 
Bereinbarung der ftreitenden Fürftlihen Haufer von hoher Deutfcher 
Bundesverfammlung dur Befchluß vom 5. Auguft 1830 an das 
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Großherzoglich⸗ Badiſche Oberhofgericht als Austrägalgericht zur recht⸗ 
lihen Entfcheidung verwiefen worden — nunmehr von diefem, nad 
gefeumäßig gepflogener Verhandlung, im Namen der hohen Bundes- 
verfammlung zu Recht erkannt: 

1) e8 fey dem Fürftlihen Haufe Lippes Detmold die Souverar 
netät über das erbherrliche Amt Blomberg mit allen nach dem 
Staatsrecht des Deutfchen Bundes aus der Souverainetät 
bervorgehenden Rechten zuzuerkennen, und 

2) das Fürftlihe Haus Schaumburg⸗Lippe fchuldig zu em 
Hören, dem Fürftlihen Haufe Lippe-Detmold die landes« 
herrliche Hälfte der feit dem 5. October 1831 aus dem Amte 
Blomberg erhobenen Juden»-Schußgelder, fo wie 

3) die feit dem 5. October 1831 im Amte Blomberg erhobene or- 
dinaͤre Steuer und feit jenem Tage etwa erhobene indirecte 
Steuer, nach Abzug deſſen, was Schaumburg» Lippe davon an 
die Detmoldifche Landescaſſe ablieferte, oder für fonft dieſer 
Landescaffe obgelegene Steuerausgaben verwendete — heraus⸗ 
zubezahlen, wogegen 

4) das Fürftlihe Haus Lippe-Detmold mit feiner Erſatzfor⸗ 
derung für Die vor dem 5. October 1831 erhobenen Juden⸗ 
Schußgelder, ordinaͤren und indirecten Steuern — abgewiefen 
werde, 

5) Bon den Koften des gerichtlichen Verfahrens habe das Fuͤrſt⸗ 
lihe Haus Schaumburg-kippe drei Viertheile und das Fürfl- 
liche Haus Lippe- Detmold ein Viertheil zu tragen. 

V. R. W. 

Deſſen zur Urkunde iſt dieſes Urtheil nach Verordnung des Groß⸗ 
herzoglich⸗ Badiſchen Oberhofgerichts ausgefertigt und mit dem größern 
Gerichtsinſiegel verſehen worden. 

So geſchehen, Mannheim den 22. December 1838. 

Großherzoglich-Badiſches Oberhofgericht. 
(L. S.) Fehr. v. Stengel. Ä Minet. 
vdt. Huͤbſch. 
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Entfheidungsgründe 
(Yrot. v. J. 1839. S. L $. 10. ©, 383. u. flgde. Bd. I. ©, 451. Bd. II. ©. 224.) 


„Das Amt Blomberg ift eined jener Aemter, weiche beim Vollzug des 
Teftamentd Simons VI. von 1597 dem nachgebornen Sohne Otto, dem Gtif: 
ter der Brackiſchen Linie, zugefchieden wurden. 

Nach dem Ausfterben der Brackiſchen Linie wurde dieſes Amt durch den 
im Sahr 1748 zwiſchen der Primogeniturtinie Lippe: Detmold und ber 
Schaumburg: Fippifchen Specialtinie Büdeburg abgefchloffenen Stabthager 
Vergleich nebft dem Amte Schieder der Iehtgenannten Specialfinie Büdeburg 
jugetheitt, und als diefe Speciallinie im Jahre 1777 ausſtarb, erhielt bei der 
poffefforifchen Anseinanderfegung von 1789 die noch Übrige andere Schaum: 
burg=Kippifche Specialtinie Alverdiffen das Amt Blomberg, wogegen das Amt 
Schieder der Primogeniturlinie Detmold zugefchrieben wurde, 

Diefe letztere Primogeniturlinie nimmt nun aber auch über dad dem Fürft: 
lichen Hanfe Schaumburg: Lippe: Alverdiffen im Jahr 1789 zugefchiebene 
Amt Blomberg die Souverainetät in Anfpruch, und fordert zugleich Er: 
fat alles durch dießfallfige Beeinträchtigung von Seiten Schaumburg: Lippe's 
veranlaßten Schadens. 

Nach dem Klagepetitum foll nämlich erkannt werden: 

I. daß Lippe: Detmold die Sonverainetät über das Amt Blomberg zu: 
ftehe, mithin: Schaumburg: Lippe ſchuldig fey, fih aller Eingriffe in 
diefelbe fortan zu enthatten, Detmold bei Ausübung der Souveraine- 
tät über jenes Amt keinerlei Hinderniffe in den Weg zu legen, und 

11. alten, durch Beeinträchtigung derſelben veranlaßten Schaden zu er⸗ 
feen, demnach: indbefondere die unbefugterweife erhobenen Steuern 
zu vergüten, und zwar, was die Grundfteuer oder Contribution an: 
betrifft, vom Jahr 1737, jedenfalls aber von 1807 an gerechnet; 
außerdem den durch Vorlegung der betreffenden Rechnungen, Gebe: 
und Eontrol:Regifter zu beglaubigenden Ertrag der feit 1807 noch 
fonft im Amt Blomberg erhobenen Steuern, fo wie endlich auch den 
porenthaltenen halben Betrag des von den Juden im Amte Blom: 
berg erhobenen Schutzgeldes, alles mit Binfen bed Verzugs heraus⸗ 
zugeben. 

Das Amt Blomberg wurde im Stadthager Vergleich von 1748 vom 
Brackiſchen Nachlaß nebft dem Amte Schieber der Speciallinie Bücdeburg zus 
gefchieden. Nach dem Ausfterben diefer Linie fiel es bei der pofiefforifchen Aus⸗ 
einanderfegung vom Jahr 1789 an Schaumburg-Lippe=Aiverdiffen, fo wie 
das Amt Schieder an Lippe: Detmold. 

Obſchon hiernach Blomberg feither im Beſitze von Schaumburg: 2ippe ift, 
fo bezieht fich dieß vorläufig unbeflritten nur auf die Domanial: und Patris 
monial=Rechte, wogegen die Souverainetät von jeher von Detmold anges 
fprochen wird. 

In Bezug auf diefe Souverainetät wurde am 5. Juli 1812 zwifchen den 
Parteien ein Interimiflicum verabredet, wornach bad Recht der Gefebgebung 
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einſtweilen ruhen ſoll, von den übrigen Hoheitsrechten aber einzelne von Schaum: 
burg, andere von Detmold andgeübt werden folien. 

Ehe nun die Detmolbifchen Sonverainetätsanſprüche geprüft werden, ift 
vorerft noch über den 


zu ſprechen. 

In einer von Schaumburg⸗-Lippe am 8 Juni 1818 der Bundesverſamm⸗ 
lung übergebenen Beſchwerdeſchrift wurde die Entſcheidung der Brackiſchen 
Erbſchaftsſtreitigkeit durch eine Austraͤgalinſtanz in Antrag gebracht, worauf 
eine Vermittamgscommifſion niedergeſegt wurde. 

Am 8. September 1819 übergab Detmold dieſer Commiſſion eine ſum⸗ 
mariſehe Beantwortung jener Befchwerbefchrift, und beachte darin den Son: 
eecaimetätsftreit in Anregung mit ben, daß derſelbe für die Bundescompetenz 
ie ber Örbfchaftöfache praͤjndiciell fey. 

Im Jahr 1827 den 3. April übergab Schaumburg : Lippe der Vermitt⸗ 
lungscommiſſion, deren wene Beſtellung es in der Bundestagsfisung vom 
8. Mär, 1827 veranlaßt hatte, eine Beleuchtung der Detmoldifchen ſumma⸗ 
riſcher Beantwortung nebft Dergleichsvorfchlägen, worauf die Eommiffton 
zwiſchen beiden Theilen Vergleichsverhandlungen einleitete, die ſich ſowohl 
über den Brackiſchen Erbſchaftsſtreit, als über den Souverainetätöftreie er: 
ſtreckten. 

Da kein Vergleich zu Stande kam, ſo beſchloß die Bundesverſammlung 
am 27. Mai 1829 die Ernennung einer Austraͤgalinſtanz. 

Im Verlaufe der Verhandlungen übergab Schaumburg-Lippe der Bun: 
des verſammlung ferner eine Beſchwerde gegen Detwold, weil daſſelbe in der 
Stadtfeiamark Blomberg durch eigenmächtige Aufrihtung von Strafpfählen, 
Hiarnungätaieln und eines Chauffeergeld2 Tarife fih Hoheitsrechte angemaßt, 
auch wegen einer Jurisdictionsſtreitigkeit, in Betreff der Stellung eines Det: 
weldifchen Unterthand vor dem Amte Blomberg und der Pfaͤndung deſſelben, 
den Weihnachtätermin 1828 von den aus alten erbfchaßtlichen Auseinander- 
ſeuungen an Schaumburg⸗ Lippe fchuidigen Eompetenzgeldern innebehaiten habe. 

Die Auukeöwerfammtung ftellte dieſe Beſchwerde der Lippe= Detmoldifchen 
Regienumg zur Erklaͤrung zu. 

Die Letztere bezahlte die vückſtändigen Competenzgelder, ſuchte aber die 
andere Beſchwerde zu widerlegen, und hat, daß die Bundesverſammlung nicht 
nur diefe Befchwerde, fondern überhaupt den Streit über die Hoheit im Amte 
Marendorß am. die Austraͤgalinſtanz verweife, worauf am 27. Mai 4830 be: 
ſchloſſen wurde, daß die Beſchwerde wegen der Competenzgelder als erledigt 
zu erklaͤren, und jene wegen der Steafpfähle, Warnungstafeln und des Chauf⸗ 
ſoͤegeld⸗Tarifs an die für den Brackiſchen Exbfchaftöftreit erdffnete Austraͤgal⸗ 
inflanz zu vermeifen fey. j 

Hierauf erfeigte die Ernennung bes Dieffeitigen Gerichtöhnfes als Aus- 
trägalinkanz, und bier übergab nun Detmold eine ſelbſtſtaͤndige Klage wegen 
der Semmerniketät im Allgemeinen, mit dem oben angefährten doppelten Pe: 
titum. Nur eventuell, in fo fern nämlich eine felbftftändige Klage nicht zu: 
läffig enacheet würde, will Detmeid feine Klage ad Widerklage angefehen 
wiſſen, weil ed, ſoſern eine eigene Klage wegen ded Sonverainetaätsſtreits 


Eompetenzpunct 
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zutäffig ift, der Schaumburg Lippiſchen Erbſchaftsktage die oben erörterte Ein- 
rede der Incompetenz entgegen halten Eonnte, während ed auf diefe Eimede 
factifch verzichtete, wenn es feine GSoureraizecatsklage nur ads eine Wider 
Kings anbrachte. 

Des nämlichen Verhätgnifies wegen hat Dagegen Schaumburg: Sippe bie 
Duläffigleit der Souverainetätsklage als einer felbitfkändigen Klage, die un 
abhängig von der Erbfchaftöftage verhandelt merden koͤnnte, beſtritten, weil 
Detmold diefe Streitfahe nicht fehan im bundesgeſetzlichen Wege bei der 
Bundesverſammlung angehmds habe, der Bundesbefchluß fie auch nicht am 
das Austraͤgalgericht verweiſe. 

Indeſſen hat Schaumburg = Lippe in ber Einredeſchrift, p. 4, fo mie in 
der Duplik, p. 3 u. ff., die Competenz bes Austrägalgerichts anerkannt, in 
fo fern der Sounerainetätöftreit wur megen Gonwerität mit ber Brackiſchen 
Erbfchaftsfache als Widerklage zugelaffen werde, in fo fern alfo mit dem⸗ 
felben zugleich auch die letztere Sache dahier entſchieden warde. 

An. fo fern num diefe Bedingung erfüllt wird, da. nämlich end den oben 
dargeftellten Gründen die Schaumburg - Lippifche Erbfchaftsflage chanfaxkd 
zur Competenz des Aupaͤtraͤgalgerichts gehöre, und dahier über den materiellen 
Gehalt. derſelben erannt wird, — iſt unter den Parteien ein Einverſtͤndniß 
vorhanden, daß auch. die Gonnevainetätsftweitiache dahier eutſchieden werde. 
Auf den Namen, ob nämlich diefe Sache ald Gegenſtamd einer ſelbſtſtandi⸗ 
gen Klage oder als Gegeygayd eines Widerklage antfühieden werde, 
kommt es nicht ay, da die eins aber die andere Art Kiefer Klage nur alidaun 
von Einfluß wäre, wenn die Campetenz hinfichtlich dee Erbſchafts klage 
nicht begründet wäre, indem in dieſer Falle non einen bloßen Widerkhage 
keine Rede ſeyn künute. 

Abgefehen von ſolchem Einverftändniffe der Parteten, und ahgefehen 
von der Frage, ob die Entſcheidung ded Seuverainetaͤtsſtreits [han direct in 
dem von der Bundesverfammlung ertheilten Auftrage liege, wäre ührigend 
die Verfolgung deffelben im Wege der Widerklage ſchon wach den Bundes: 
befchluffe vom 3. Auguft 1820, 6. 3, jedenfalls zulaͤſtg. Nach diefem 
Dundesbefchluffe ift nämlich eine Widerklage alsdann zulaͤſſig, wenn zwifchen 
den herfelhen zu Grunde liegenden Rechtaͤverhaltniſſen und jenen, welche den 
Gegenftand der Borkiage ausmachen, eine wefentliche Verbindung 
befteht, was hier ohne Zweifel dr Kal ift, da beibe Kiagfachen größtentheils 
fogar auf dem nämlichen Rechtsverhältniſſe beruhen, da namentlich bie 
nämlichen väterlihen Dispofitionen, Vergleiche und Erkenrtniſſe, weiche füy 
die Erbſchafftsſache entfcheidend find, auch über die Landeshoheit Beſtimmum 
gen geben, und da fogar zur vollſtändigen Entfcheidung der Vorklage fekbfk, 
in fo fern folhe zu Gunften von Schaumburg Rippe ausſtele, die Loſung 
der Souverainitätöfrage gehört hätte, indem zur vollſtändigen Entfcheibung 
ber Vorklage in dem erwähnten Falle au die Beſtimmung nathig geweſen 
waͤre, mit melden Rechten die Aemter Schieder und Lipperade an 
Schaumburg = Lippe übergehen foliten. 


Materialien. 
Was nun den Gehalt der Sache ſelbſt betrifft, fü iſt zuerſt das 
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l. Klagebegehren 
zu prüfen. 

Lippe: Detuwid nimmt die Souverainetät über dad Amt Blomberg in 
Auſpruch; ed behauptet, daß ihm bis zum Jahre 1806 die Landeshoheit 
im deutfchsrechtlihen Sinne über daffelbe zugeftanden ſey. 

Durch die Rheinifhe Bundesacte ift die ehemalige Landeshoheit in die 
Epuverainetät umgewandelt worden. 

Wenn dort von den Befipungen bie Rede ift, mit welchen die contra= 
birenden Fürften dem Bunde beitraten, fo find darunter nur diejenigen ver- 
ftanden, hinfichtlich welcher fie Damals Landesherren (Reichöflände) waren. 

Wenn daher ein Landesherr zugleich in dem Gebiete eines andern Landes⸗ 
beren und unter defien Randeshoheit Patrimonialrechte befeffen und ausgeübt 
hätte, fo wäre nicht der Erftere, ſondern der Letztere in dieſem Gebiete der 
Sounverain geworden. 

Detmold behauptet nun, daß Diet im Amte Blomberg, fo wie in alfen 
an nachgeborne LKippifche Söhne gelommenen Gebietötheilen der Fall gewe⸗ 
fen fen. 

Die Landeshoheit fen in allen diefen Gebietstheilen nad Erftgehurtrecht 
dem Haufe Lippe-Detmold ald dem regierenden Haufe geblieben, wenn gleich 
die Nachgebornen einzelne Aemter als Paragien mit Domanial: und Patri: 
. monialvechten erhalten haben. 

Zur Begründung der vorliegenden Klage fucht Detmold daher nachzumei- 
fen, daß ihm bis zur Errichtung der Rheiniſchen Bundesacte im Amte Blom⸗ 
berg die Landeshoheit zugeftanden habe, und zwar: 

A. ſowohl nad) den Hausgeſetzen und Verträgen im Allgemeinen, 

B. ald auch nad den einzelnen, demfelben zugemwiefenen und von ihm 

ausgeübten Hoheitsrechten. 

Durch die Hausgeſetze und Verträge fey nämlich dem Haufe Detmold ald 
der Primogeniturlinie die Landeshoheit 

add. im Allgemeinen 
äugewiefen morden. 

Ab die Grundlage der Hausgeſetze wird 

1) das pactum vel privilegium unionis von 1368 angerufen, welches 

von Kaifer Kart V. im Jahr 1521 beftätigt wurde. 

Nach diefer Unionsurfunde Hat Simon der III. feinen Rittern, Knechten, 
Städten und andern Einwohnern der Grafſchaft die Iuficherung ertheilt, daß 
fie künftig nur einen Heren (nach der Wahl der Städte Lippe und Lemgo) 
haben, alfo nur in eine Hand haldigen follen, indem feine Herrfchaft ewig 
ungetheilt bleiben fol, 

Die Kaiferliche Urkunde von 1521 beftätigt diefen Vertrag auf Antrag 
bes damaligen Grafen Simon. 

In Bezug auf die Urkunde von 1368 ift num 

a) von Schaumburg= Kippe die Aechtheit beftritten, und das vorge: 
legte Original ift unleferlich. 

Da übrigens in einer mit Siegel verfehenen amtlichen Fertigung von Bür- 
germeifter und Rath der Stadt Rippe vom 28. December 1592 die Urkunde 
von 1368 wörtlich aufgenommen, und dabei bezeugt ift, daß dieſelbe 
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„in originali forma zu allen Theilen vollkommen unargwoͤhnig, auch 

an Siegel nnd Schriften unmangelhaft befunden“ 
worden ſey, — da ferner das Daſeyn diefer Urkunde und ihr wefentlicher Inhalt 
feibft durch die Kaiferliche Betätigung von 1521 bezeugt, auch in mehreren 
fpäteren Urkunden, 3. B. in dem, zwifchen der Detmotdifchen und Bradifchen 
Linie errichteten, fo genanmten Hameln’fchen Receſſe von 1655 ausdrüdfich an: 
erkannt, Dadurch aber (insbefondere durch die Kaiferliche Beftätigungsurfunde) 
dasjenige, was an der Glaubwürdigkeit der Lippifchen Stadtraths-Beurkun⸗ 
dung noch abgeht, erfebt iſt; fo kann die Aechtheit der fraglichen Urkunde 
von 1368 feinem erheblichen Bedenken unterliegen. 

Was aber - 

b) den Inhalt derfelben betrifft, fo wendet Schaumburg Lippe ein, daß 
fie wohl die Untheilbarfeit der Herrfchaft, aber Feine Primogenitur feft: 
ſetze. Allein immerhin hat doch die ausgeſprochene Untheilbarkeit die Folge, 
daß das Amt Blomberg von dem Lippiſchen Stammlande nicht getrennt ſeyn 
kann, und da zur Zeit über‘ die Lippiſche Stammherrſchaft nicht geſtritten 
wird, fo ift die Beflimmung, wer die untheilbare Herrſchaft erhalten 
ſoll, hier nicht erheblich. 

Wenn aber Schaumburg⸗ Lippe behauptet, 

c) das pactum unionis ſey nie in Wirkſamkeit getreten, fondern duch 
eine entgegengefebte Obfervanz entkräftet, fo find die angeführten Theilungs: 
fälle von 1278 und 1344 dem pactum unionis vorausgegangen, gehören 
alfo nicht hierher ; was aber die Abfindung des nachgebornen Grafen Hermann 
Simon von 1559 betrifft, fo. gefchah fie ausdrüdtih nur „zum Abfchied 
und Abtritt“ deffelben, und wenn ihm dabei von den ihm angewiefenen 
Gütern auch alle 

„bohen und niederen Gerichte, Ungerichte, Rechte und Gerechtigfeiten 

über Hals und über Hand ꝛc.“ 

überlaffen find, fo wurden dabei dem Aelteſten mit alten übrigen Gütern die 
„Mann: und Lehenfhaften mit ihren gebührlichen Folgen, 
hohen Obrigfeiten, Regalien,‘ 

neben den auch bei Hermann erwähnten Gerechtigfeiten, und überdieß auch 

„die gemeine Landſteuer“ 
„als dem Alteften und regierenden Herrn, kraft der von den 
Voreltern aufgerichteten, gegebenen und beftätigten Privilegien über: 
geben.’ 

Hierin liegt alfo Feine wirkliche Landestheilung in Bezug auf die Herr⸗ 
ſchaft oder Hoheit, und eine ſolche beſchränkte Abfindung des Nachgebornen 
zeugt im Gegentheil für die Anerkennung des im Allgemeinen angenommenen 
Grundſatzes der Untheilbarkeit. 

Was ſodann die Verſetzung der Stadt Lippe und die Veräußerung von 
Rheda betrifft, fo könnte dadurch eine Obſervanz in keinem Falle begründet, 
und noc weniger das pactum unionis- entkräftet werden. Die Verpfändung 
‚der Stadt Lippe geihah ohnehin nur mit dem Vorbehalt dev Wiedereinloͤſung 
und eine wirkliche Lostrennung ift gar nicht erfolgt; das von. Simon dem IN. 


deiner Tochter zum Brautſchatz gegebene Rheda war aber anextanntermaßen 
Fein Beſtandtheil der Herrfchaft Kippe. 


Leonhardi, über Audträgalverfahren. 2. Thl. 17 


258 Abth. II. Abſchn. 3. 6. XI. — A. Erldgte Fälle, 


2) Dat zwrite Fundament für die Landeshoheit des Stammhaufes 
Lippe: Detmold in den Nemtern, welche den Nachgebornen zugetheilt wurden, 
ift die von Kaifer Rudolph II. im Jahre 1593 und fodann von Kaifer Fer 
dinand II. im Jahr 1626 beftätigte Primogenitur-Ordnung. 

Es ift in den von Schaumburg-Lippe bei der Verhandlung vom 20. De: 
tober 1838 als Acht anerfannten Kaiferlichen Urkunden gefagt: Graf Simon 
zu Lippe habe dem Kaifer vorbringen laffen, vor mehr ald 200 Jahren fey 
feinen Unterthanen das Privilegium gegeben worden, und feit unfürdenklichen 
Zeiten Gewohnheit gewefen, daß die ganze Graffchaft Rippe 

‚mach der Prärogativ und Succeffion der Primogenitur alleinig re: 
giert, innegehabt und gebraucht werbe;’’ 
der Graf Simon bitte baher um die Kaiferlihe Beſtaͤtigung diefer Priviles 
gien und Gewohnheiten. Der Kaifer beftätigte Daher, Daß die ganze Graf⸗ 
(haft ungetheilt jeweild dem Erftgebornen folgen ſoll. 

Schaumburg⸗Lippe bemerkt hierüber, daß, da bie Urkunde, wodurch das 
Primogeniturrecht conftituirt worben fen, und ſelbſt bas vom Kaifer er- 
wähnte Bittgefuch Simons nicht vorliege, auch die behauptete alte Gewohn⸗ 
heit nicht ermiefen, vielmehr widerlegt ſey, die Kaiferliche Beflätigung Feine 
Wirkung Haben Eönne. 

Allein, da den Kaiferlichen Urkunden ohne Smeifel volle Glaubwurdigkeit 
zukommt, fo ift wohl auch erwiefene Thatſache, daß der Graf Simon um bie 
Kaiſerliche Beſtaͤtigung des Primogeniturrechts nachſuchte, und daß dieſe 
erfolgte. 

Ob dabei die von Simon behauptete Thatſache, daß die Primogenitur 
durch alte Privilegien begründet und ſeit unfürdenklichen Seiten hergebracht 
fey, erwiefen war, oder nicht, — darauf kommt es nicht an. Simon war, 
wie die Urkunde von 1593 fagt, mit Ausnahme feiner eigenen Kinder, ber 
Letzte feines Stammes und Namens. 

Darum, und weil jedenfalld damals Feine entgegengefeste ſideicom⸗ 
miffarifche Erbordnung beftand, war ihm unbenommen, in feiner Graffchaft 
das Erftgeburtsrecht beliebig einzuführen, wenn ed auch früher nicht ſchon 
beftand. Nun ift in feinem ©efuche, welches die Kaiferliche Urkunde von 
1593 hervorrief, jedenfalt fein Wille ausgedrückt, daß Fünftig in feinem 
Haufe Tebigli die Primogenitur:Erbfolge zur Anwendung 
komme, und die Kaiferliche Betätigung enthält diefelbe Verfügung. 

Diefe Wiltenserlärung gilt ald bie Errichtung bes Primogenituruechte, 
wenn daſſelbe nacht vorher fon vorhanden war. 

Eine befondere Form ift von den Gefeben nirgends vorgefchrieben, und 
wenn das dem Kaifer vorgetragene Geſuch von diefem urkumdlich genehmigt 
murde, fo ift das Genehmigte wirkfam, wenn gleich das Geſuch fih etwa auf 
unerwieſene Thatfachen ſtützte. Jedenfalls begründet bie Kaiferliche Beſläti⸗ 
gung auch die Vermuthung, daß dad Geſuch Simons bes VI. diejenige Form 
hätte, welche zu einer, die Einführung oder Feſtſtellung des Primogenitur- 
rechts erzielenden Willenderklaruns geſetzlich nothwendig war oder ſeyn 


mochte. 
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Es folgte nun 

3) das Teſtament Simons des VI. pom Jahr 1597, welches wieder 
von der Primogenitur⸗Ordnung von 1593 abweichende Beſtimmungen in 
ſoweit enthaͤlt, als es den nachgebornen Söhnen ebenfalls einzelne Aemter und 
wicht bloß, wie bie Primogenitur-Ordyung beſtimmt hatte, ein Deputat auwies. 

Indeſſen ift dieſes Teſtament von allen Betheiligten anerkannt und ſtets 
vollzogen worden, daher hat es auch in demjenigen polle Kraft, in was es 
von der Primsgenitur: Ordnung abweicht. Auderer Seite bat Die letztere aber 
immerhin fo viel Wirkuyg, daß überall, wo das. Teſtament uiht ausdrück⸗ 
lich etwas anders beſtimmt, das Primogeniturxecht maaßgebend, 
und daß alſo das Teſtament, im Zweifel, zu Gunſten des Erſtsebornen 
auszulegen iſt. 

Dieß vorausgeſetzt, ſo verordnet nun das Teſtament, ſo weit es den vor⸗ 
liegenden Streitpunct, nämlich die Landeshoheit bes Erſtgebornen in den, der 
Nachgebornen zugetheilten Aemtern, berrifft, im 9. 4, daß der Erſtgeborne 
(nach dem Teftament, Bernhard, beim Tode des Teſtirers aber, Simon VII.) 

„an Unfer Statt... zu Unferm Land und Graffchaft lorthin 
regierender Herr ſeyn ſoll.“ 

Sterbe er aber noch minderjaͤhrig, ſo 

„fol die Landesverwaltung und Adminiſtration von Vormün⸗ 
dern . . . bis zu feinen mündigen Fahren vertreten werden.’ 

Huch in den 68. 6, 7, 9, 22, 23 und 28- wird der Erſtgeborne überall 
allein ald der regierende Herr bezeichnet. 

Von den Nachgebornen in Bezug auf die ihnen angewieſenen Aemter iſt 
dieſer Ausdruck nie gebraucht, und eben fo wenig iſt von ihrer Zandesver: 
maltung die Rede. 

MDamit ſteht in Verbindung, daß e8 im h. 3. heißt: es wu. 

„in Austheiting Anferes Nachlaſſes auch Regimentsbeſtallung 
unter Unferen Söhnen, wie folgt, gehalten warden 2. - 

- Des Teſtirer unterfchied hiernach zwifchen der Vertheilung des Ver⸗ 
mögernsnaclaffes und der Regimentsbeſtallung. Auf jene bezug ſich 
Dir Dertheilung unter dein Aelteſten und ben Nachgehornen, wogegen in 
Bezug auf bad Regiment, welcher Ausdruck auch im $. 9. wiederholt if, 
der Erſtgeborne a liein eingefebt wurde, we sieh auch den Rachsabornen 
gewiſſe Hoheitsrechte eingeräumt wurden. 

Auch bei der ſpeciellen Beſtimmung der Rechte, welche der regierende 
Kerr and welche Die Nachgebornen ausüuben ſollten, find wohl ‚die wigrigften 
Hoheitsrechte dem Erſteren vorbehalten. 

Won dieſen eiugelnen beſtimmt bezeichneten Hoheitsrechten wird abrigen⸗ 
art uner ad B. Die Rede ſeyn; doch iſt hier zu bemerken, daß im & 7. de 
Teſtaments dem Erftgebornen unter andern die 
„Landesfolge, und anderes, was dem neg lerendes Heren zu⸗ 
kommt, als: Hutdigung der Städte ꝛc.“ 
zugewieſen iſt. 

Darnach ſind die einzelnen Rechte nicht gerade erſchopfend aufgeführt, 
das Wort: „als“ hat in eingem ſolchen Zuſammenhange denſelben Fi 
wie namentlich, inshefondene, zum Beifpieliu -- 

17* 
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Man muß alfo annehmen, daß dem Erftgebornen dur jene Clauſel 
überhanpt alles zugebacht fen, was mefentlich zur Landeshoheit gehört, denn 
von allem diefem muß man fagen, daß es der Natur der Sache nach 

„dem regierenden Heren zukomme.“ 

In ſo weit alſo einzelne Hoheitsrechte mit Stillſchweigen übergangen 
find, muß man annehmen, daß fie eben durch diefe allgemeine Elaufel des 
6 7, al6 „dem regierenden Herrn zukommend,“ dem Erſtgebornen zugebacht 
feyen, da diefer im Teſtamente als der regierende Herr bezeichnet ift. 

Der Umftand, daß im $. 7. des Teſtaments die Untergebenen der erb⸗ 
herrlichen Aemter auch Unterthanen der nachgebornen Söhne genannt 
werden, ift nicht entfcheidend, da dieſer Ausdruck mohl auch von den Gerichte: 
pflichtigen der Patrimonialherren gebraucht wurde. Eben fo unerheblich in 
Bezug auf die vorliegende Streitfrage ift ed, daß den Nachgebornen im $. 23. 
die Hälfte der Schulden zugekheilt wurde, da die Schuiden auf den Domänen 
ruhten und die nachgebornen Söhne mit den ihnen zugetheilten Aemtern auch 
die Domänen und fonfligen Nubungen derfelben erhielten. 

Bei diefen Umſtaͤnden und in Erwägung, daß das Teftament von 1597 
wegen des fchon vorher im Jahr 1593 vom Kaifer beftätigten Primogenitur: 
rechts hinfichtlich der Landeshoheit im Zweifel immer zu Gunſten ded Erft: 
gebornen auszulegen ift, kann kein gegründeter Zweifel obwalten, daß darnach 
dem Erfigebornen (jest Lippe:Detmold) auch über die den Nachgebornen 
zugetheilten Aemter (hier namentlich über das Amt Blomberg) die Landes: 
hoheit zuftand. 

Diefed Verhaͤltniß wird noch beftätigt 

4) durch die brüderlichen Vergleiche über den Vollzug des väterlichen 
Teftaments von 1614, 1616 und 1621. 

Es ift darin Äberalt der Erftgeborne als der regierende Herr umd als 
Randesherr, die Nachgebornen aber find ald abgetheilte Herren und 
ats Erbherren bezeichnet. 

Zwar ift im 6. ©. des Vergleiche von 1616 gefagt, „die abgetheilten 
Herren feyen dem regierenden Herrn“ nicht unterworfen, wornach ihnen bie 
perfönliche Reichsunmittelbarkeit zukam; daß fich diefe aber nicht auch auf die 
ihnen zugetheilten Aemter erſtreckte, iſt fogleich durch den nachfolgenden 
Sat ausgedrückt, mit den Worten: „aber die Landfaffen und Städte, fo 
dem regierenden Herrn huldigen, find für deſſen Unterthanen allein zu 
achten.‘ 

Es war, wie Pütter (Entwicklung der teutfchen Staatöverfaffung, II. 
p. 290.) bezeugt, üblich, daß die Nachgebornen, weichen befondere Gebiete an: 
gewiefen wurden, für ihre Perfonen und Familien bie Reichsunmittelbarkeit 
hatten, während ihre Gebiete der Landeshoheit des Erftgebornen unterworfen 
waren. 

Dazu kommt, daß die Rechte des Erfigebornen nicht bloß 

„Superiorität, Hoheit und Regierung (1614), 
fondern auch 

„Hohe Landesobrigkeit (1616) 
und im Vergleich von 1621 fogar „Landeshoheit“ genannt find, melde 
Iehtere gerade der allgemeine Ausdruck für dasjenige ift, was Lippes Detmold 
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vor 1806 gehabt zu haben behauptet und was durch die Rheinbundsacte zur 
Souverainetät geworden ift. 

Daß der Graf Philipp, der Stammvater der Schaumburg: Lippifchen 
Linie, bei den Vergleichen von 1614 und 1616 nicht perfünlich. mitgewirkt, 
und feine Vormünder, die nach Inhalt des Vergleichs mitwirkten, denfelben 
nicht unterfchrieben haben, ift fchon deßwegen ohne Einfluß, weil in dem von 
Philipp unterfchriebenen Vergleiche von 1621 jene beiden erfleren Vergleiche 
angerufen und als Norm für VBeräußerungen und anbere Verfügungen auf: 
geftelit find. 

5) Auch in dem zmwifchen der Detmoldifchen und Bradifchen Linie im 
Jahr 1661 abgefchloffenen Herberhaufer Vergleiche ift gefagt, daß dem Erſt⸗ 
gebornen, ald regierenden Herrn, im erbherrlichen Gebiete die superio- 
ritas territorialis vorbehalten bleibe. Im Vergleiche von 1722 ift das 
. Peimogeniturrecht von Seiten Alverdiſſens ausdrücklich anerkannt, und auch im 
Stadthager Vergleiche von 1748, welcher mit der andern Schaumburg Lips 
pifhen Speciallinie Büdeburg abgefchloffen ift, wurde Alverbiffen als eine 
apanagirte Linie, Schaumburg=Lippe überhaupt als Erbherr und ber Graf 
von Lippe: Detmold ald vegierender Herr bezeichnet. 

Aehnliche Anerkenntniffe liegen auch in verfchiedenen Verhandlungen zwi: 
(hen Detmold und Schaumburg=Lippe im Bradifchen Erbfchaftsproceß, fo 
wie dad nämliche Verhaͤltniß auch durch verfchiedene DBefchlüffe des Reichshof: 
raths, und felbft durch die zwifchen beiden Theilen vereinbarte Huldigungsfor⸗ 
mel für die Unterthanen in den erbherrlichen Aemtern, und endlich durch das 
Zeugniß der Landftände beftätige ift. 

Hiergegen kann Lippe: Schaumburg den Ehevertrag Simons bes VII. von 
1623, beziehungsmeife die darin enthaltene Beſtimmung, daß Land und Leute 
unter des Lestern Söhne (jedoch nur mit Vorbehalt der nach den Hausvers 
teägen dem Aelteſten darüber "gebührenden Präeminenz) vertheilt werden 
ſollen, nicht für’fih anführen, denn diefe Beſtimmung ift, abgefehen davon, 
daß fie nicht zum Vollzuge Fam, für Schaumburg res inter alios acta. 

Daſſelbe gilt von den Streitigkeiten, welche die Söhne Simons VIL. hier: 
wegen unter ſich hatten, und namentlich von der dabei durch die Nachgebornen 
der Detmoldifchen Linie im Jahr 1640 gegen das Primogeniturrecht abge: 
gebenen Erklärung. Wären aber diefe Streitigkeiten im Haufe der Detmoldis 
ſchen Linie, obfchon dabei die anderen Linien nicht in Conflict Famen, gleich 
wohl auch auf diefe von Einfluß, fo müßten diefe wohl auch den Schlußact 
derfelben, nämlıch den Schwalenberger Vergleich von 1667 gegen fich gelten 
laſſen, welcher die Primogenitur nicht (mie der widerbeftagte Theil behauptet) 
erft einführt, fondern im $. 1. ausdrüdlich fagt, daß es 

„bei dem im Haufe Lippe vorhandenen pacto unionis und Jure 
primogeniturae bleibe.‘ 

Zu diefem im Jahr 1668 von den Landfländen genehmigten Vergleiche 
haben überdieß, wie in der Einredefchrift, p. 221, felbit anerkannt ift, Bracke 
und ShaumburgsLippe, wenn auch nur ald Vermittler, mitgewirkt, _ 

Uebrigend bedarf es all deffen nicht, und es iſt jedenfalls durch die Kaiſer⸗ 
liche Primogenitur⸗Verordnung von 1593, in Verbindung mit dem pactum 
unionis von 1368, und durch das Teſtament Simons des VI., in Verbin⸗ 
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bung mit den zu deſſen Vollzug abgefchloffenen brüderfichen Vergleichen, außer 
Zweifel gefegt, daß der Primogeniturlinie vor 1806 auch in den erbhert: 
lichen Befipungen bie Landeshoheit im Allgemeinen zuſtand. Lippe: 
Detmold ſucht dieß aber auch noch ans den 

ad D. einzelnen Hoheitsrechten 
nachzuweiſen, welche durch die Hausgefege und Verträge ihm zugewiefen und 
von ihm fletd ausgeübt worden ſeyen. 

Es behauptet darnach, von jeher im Beſitze derjenigen Rechte über die erbherr: 
lichen Aemter gewefen zu feyn, die zufammen den Inbegriff der Landedhoheit 
bilden; wogegen Schaumburgsfippe dieß nicht nur widerſpricht, fondern aus 
einem entgegengefenten Beſitzſtande fogar die @inrede der Verjaͤh⸗ 


rung und, in Verbindung mit dem $. 34 der Rheinbundsacte, die Einrede 


des Verzichts zu begründen fucht. 

Hiernach find nun die einzelnen Hoheitsrechte, fo weit Detmold bie ihm 
geſchehene Zuweiſung und feine Ausübung derſelben 

a) zur Beſtaͤrkung feiner Widerklage benutzt, zu erbrtern, und 

alsdann 

b) iſt noch von den auf einen entgegengeſetzten Beſitzſtand gebauten Eins 

reden ber Verjährung und des Verzichts zu ſprechen. 
ada. 

Märe durch die vorliegenden Urkunden ber Erftgeborne nicht überhaupt 
als der regierende Herr erklärt, und ihm dadurch und durch andere aus. 
drückliche Beſtimmungen nicht im Allgemeinen Die Landeshoheit zugebacht, 
fo müßte, um bie Anfprüche deffelben zu prüfen, unterfucht werden, ob bie 
einzelnen Hoheitsrechte, die ihm zugemiefen wurden, oder in deren Befib er 
ſich befand, den Charakter der Landeshoheit an ſich fragen, oder die Lebtere 
ausmachen. 

Als die wefentlichen und fonft wichtigen Hoheitsrechte werben aufgeführt: 

1) das Recht, die Huldigung zu fordern. Ss gibt Übrigens auch eine 
Lehnäuldigung, eine Patrimonials oder Erb: Huldigung; als Seichen der 
Eandeshoheit gilt aber nur die Davon zu entfcheidende Staa tshulbigung. 

Klüber, bffentliches Necht bed Teutſchen Bundes, 6. 207. 

Im Teftament Simons des VI. ift nun dießfalls verordnet: es bleibe dem 

Erfigebornen die 
„. . + Landsfolge, und anderes, was dem regierenden Seren zufdmmt, 
als Huldigung der Städte, auch dad Gaugericht ꝛc. ꝛc.“ 

„Doch mag ein jeder von unferen Söhnen feine Unterthanen, wie 
auch bei jedem Haufe angehdriger Flecken und Dörfer eingefeffen, ihm 
huldigen Iaffen, ed ſoll aber die Stadt Blomberg dem regierenden 
Heren huldigen, auch ihre privilegia von demfelben empfangen.‘ 

Hier ift alfo dem Erftgebornen nur die Hufdigung der Städte zugedacht. 

Die Behauptung Lippe: Detmold, daß fih die Landeshuldigung für den 
Erfigebornen,, vermöge des Primegeniturrechts von 1593 ,.und weil er im 
Teflament von 1597 als der regierende Herr bezeichnet werde, von ſelbſt vers 
ftehe, die Huldigung der Städte aber nur deßhalb befonders erwähnt ſey um 
dadurch die auf dem Lande concurrirende erbherrliche Huldigung in den 
Städten auszuſchließen, laͤßt ſich durch den 6. 7. des Teſtaments nicht bes 
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genden; allein Detmeld hat diefen feinen Anfpruch durch fpätere Acte be: 
gründet. 

Namentlich gehört bisher: 

a) der Hameln’fche Receß von 1658, 6. 1, wo fi der Graf Otto, Stif 
ter der Brackiſchen Linie, von welcher das Amt Blomberg herrührt, derbind⸗ 
lich erklärt, 

„auf erſtes Erfordern des regierenden Herru, feine Unterthanen 
in den von ihm innehabenden Aemtern bad komegimm oder Laubd- 
huldigungseid in der bei weiland Herrn Graf Simons Grafen 
und edlen Heren zu der Lippe geführten Landesregierung gewoͤhnlichen 
formula anzubalten.‘‘ 

Diefer Receß enthält nicht, wie Schaumburg s Lippe behauptet, ein bloßes 
Outachten, fondern ein unter Leitung Kaiferliher Commiſſarien von Bevoll⸗ 
machtigten beider Theile definitiv abgeſchloſſenes Uebereinkommen. Am Schluffe 
iſt gefagt, ed werde ben Herren Prineipalen überlafien, ob fie die Urkunde 

„ingroffiven, und mit ihren gräflichen Inflegein und Handzeichen be⸗ 
feßigen laſſen wollen. Es erfolge nun dieſes Lebtere oder nicht, fo 
iſt und bleibt, einen Weg wie den andern, dieſes, was obſteht, 
in feinen voͤlligen Kräften und unverrückter beftänbigen 
Verbindlichkeit.” 

Bur Seit, als Bracke diefen DVergieich ſchloß, gehörte das Amt Blomberg, 
um beffen Souverainetät ed fich gegenwärtig handelt, noch des Brackiſchen 
Kinie; die Rechte des Erftgebornen im Amt Blomberg waren alfo nameut⸗ 
lich auch Gegenſtand dieſes Vergleichs. 

Das von Detmold weiter angerufene 

b) Austrägalurtheit von 1681 ſpricht nur von homagium der Bracki⸗ 
ſchen Bedienſteten, nicht aber von jenem ber Brackiſchen Banborte, Da: 
gegen if: 

0) in der zum Vollzug bed Erfenntniffed vom 26. Auguft 1734 über 
den Brackiſchen Nachlaß in Sachen Schaumburg Lippe’s gegen Lippe: Det: 
meld unterm 18. Juni 1737 vom Reichshofrath erlaffenen Verfügung aus: 
geſprochen, daß der Detmoldiſchen Primogeniturlinie bie Landeshuldigung, 
fo wie alle nach dem Teſtamente ihr gebührenden landesherrlichen Vor: 
rechte und Prärogative verbleiben, und es iſt 

d) bei einer Eonferenz beiderfeitiger Deputirten am 29. Juli 1750 die 
Eidesformel für die Detmoldiſche Landeshutdigung, fo wie jene für die erb: 
herrliche Huldigung verabredet, fofort 

e) der doppelte Eid nach diefen Kormeln am 22. Mai 1753 den erb⸗ 
berrlihen Bedienfteten und Unterthanen wirklich abgenommen worden. 

Durch den Hameln’fchen Vertrag von 1655, wie er durch die angeführten 
fpäteren Vorgänge Beftätigung und Bollzug erhalten hat, ift alfo das Recht 
ber Primogeniturlinie auf die Landeshuldigung in den erbherrlihen Aemtern 
der Bradifhen Linie jedenfalld begründet, wenn ed auch feine Begründung 
nicht fchon im Teſtamente Simons des VI. felbf hatte. 


3) Ein weiteres unb zwar wei entliches Hoheitsrecht iſt die Vertre⸗ 
tung nach außen. 


. 
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Daß Detmold die erbherrlichen Aemter beim Reich und Kreis vertrat, iſt 
anerkannt und im $. 7. des Teflamentsd von 1597 begründet. Daß es aber 
dabei nur mittelſt Führung der Virilſtimme die Erbherren vertreten habe, 
dafür liegt Beine Nachweifung vor. Die Erbherren müßten immerhin doch als 
Reichsoſtaͤnde anerkannt geweſen ſeyn, wenn Detmold in ihrem Namen hätte 
erfcheinen follen, und es wäre überhaupt nicht erklaͤrlich, warum hier nicht, 
wie in anderen Faͤllen, wo eine Virilſtimme unter mehrere vertheilt war, ein 
Umwechſel in der Stimmfuͤhrung ſtatt hatte. 

Wer wegen eines Landes, ſagt Johann Jacob Moſer (in ſeinem teutſchen 
Staatsrecht, Th. IX, $. 133.) 

„Si und Stimme auf Neichstagen verlangt, muß baffelbe jure 

. proprio etpleno territoriali befiben. Es geht daher nicht 
an, wenn etwa zwei, fie fegen num aus einem Hauſe oder Fremde, 
fih mit einander vergleihen wollten, dafk der Eine das Land be: 
fisen, der Undere aber Sis und Stimme davon führen 
ſollte.“ 

Detmold, welches für bie erbherrlichen Beſitzungen Sig und Stimme 

führte, mußte daher auch der Landesherr derſelben ſeyn. 

ur es war eben durch dieſe Stimmführung im deutſchen Reiche als der 
Landesherr dieſer Beſitzungen anerkannt. Nur Detmold galt darnach gegen 
außen als der Landesherr, und als der Rheiniſche Bund geſchloſſen wurde, 
konnte eben deßwegen auch nur es mit jenen erbherrlichen Beſitzungen dieſem 
Bunde als Souverain beitreten. 

Einer Eroͤrterung der Fälle, dba Detmold die erbherrlichen Aemter auch 
bei Unterhandlungen mit anderen Staaten vertreten hat, bedarf es hiernach 
nicht mehr. 

3) Ein weiter weſentliches Hoheitsrecht iſt die Geſetzgebung mit Be⸗ 
rufung der Landtage. Der $. 6. des Teſtaments von 1597 verordnet: 

„Der vegierende Herr fol Macht Haben, Landtage auszufchreiben 
und zu halten, jedoch da er fich zuvor mit feinen ©ebrüdern deffen 
beredet, weiche ihm auch brüderlich und getreulich beiftehen follen, 
auch der Landfchaft zu Nus in guter Eintracht das befte rathen 
und befördern helfen“ ıc. 
Die Macht, die Landtage zu berufen und abzuhalten, land alfo nur dem 
Erftgebornen zu, und die Erbherren wirkten nur berathend mit. Im Ha⸗ 
meln’fchen Receffe von 1655, $. 5, iſt fogar gefagt, daß, wenn Brade, der 
damalige Befiser von Schieder und Blomberg, 
„dom Landtag zurücbleiben und nicht erfcheinen würde, nichts da 
weniger der Landtag feinen Fortgang gewinne, und die daſelbſt aus: 
fallenden conclusa allenthalben ihren wirklichen Nachdruck haben 
ſollen.“ 

Ermägt man dabei noch, daß mit Zuſtimmung dieſer Landſtaͤnde Geſetze 
gegeben werden konnten, welche dann, ſelbſt wenn die Erbherren auf den 
Landtagen nicht mitwirkten, für die ganze Grafſchaft Lippe, alſo auch für 
die erbherrlichen Aemter, verbindliche Kraft erhielten, fo ift Far, daß darnach 
die Gefebgebung in verfaffungsmäßigen Wegen auch in den erbherrlichen Be: 
fitungen dem Erftgebornen zuſtand. 
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Die von Schaumburg:Lippe behaupteten erbherrlichen Proteſtativnen 
gegen Landtage, zu denen die Erbherren nicht mitwirkten, und gegen die auf 
foichen Landtagen erlaffenen Geſetze find unerheblich, Da nad. dem Hameln’s 
fhen Receffe von 1655 ein ſolches Mitwirken nicht weſentlich warz und 
wenn behauptet wird, daß -feit 1778 wegen ſolcher Widerfpräche die Lippifchen 
Geſetze in den erbherrlichen Aemtern gar nicht mehr publicirt und vollzogen 
wurden, fo Eonnte dadurch das durch Teſtament und Vertrag begründete 
Sachverhaͤltniß wohl nicht aufgehoben werden. Auch in Bezug auf Verord⸗ 
nungen, zu deren Erlaffung die Zuftimmung der Landflände nicht erforderlich 
war, ſind in dem Hameln'ſchen Vergleiche von 1655, $. 6, und im Herber⸗ 
haufer Vergleiche von 1661, $. 9, noch beſondere Vorfchriften ertheilt. Es 
follen darnac nämlich Verordnungen des regierenden Landesheren in Po⸗ 
lizeiſachen in den erbherrlihen Aemtern in des Landesheren und in des 
Erbheren Namen zugleich publicirt werden; dagegen follen Kaiferliche man- 
data und fremder Herren Patente, auf Requifition, bei dem regierenden 
Herrn in deffen Namen allein verkündet und vollzogen werden, und eben 
fo die edictales, citationes oder mandata, welche der regierende Herr etwa 
gegen verbotene Werbung, herreniofed Gefinde, oder in Bezug auf Lehen, zu 
erlafien nüslich oder nöthig findet. Alſo felbft in den zuerfl genannten Po⸗ 
lizeifahen, wo die Publication in des regierenden und des Erbheren Na: 
men zugleich gefchieht, find ed doch immer nur Verordnungen des 
regierenden Landesherrn, und es iſt nicht geſagt, daß auch zur Erlaſ⸗ 
fung derfelben die Zuftimmung des Erbherrn’ erforderlich ſey, wenn gleich 
ihre Verkündung wegen feines Patrimonialverhältniſſes zugleich auch 
in feinem Namen zu gefchehen hatte. Auch hierin liegt alfo wieder eine An⸗ 
erkennung der Landeshoheit des Erſtgebornen. 

Was ſodann 

4) die Juſtizhoheit als ein weiteres Zeichen der Landeshoheit betrifft, 
ſo ſtand ſie ebenfalls auf Seiten der Primogeniturlinie, wenn gleich die Erb⸗ 
herren als Patrimonialherren die niedere Gerichtsbarkeit halten, und bei 
Beſegung des Hofgerichts mitwirkten. 

Im Teſtamente von 1597 iſt dem Erſtgebornen die Abhaltung der Gau⸗ 
gerichte, welche ehemals die höchſte Gerichtsbarkeit hatten, eingeräumt; und 
wenn gleich dad Hofgericht nach dem $. 27. ded Teſtaments von den Söhnen 
nach einem Ummechfel zu präfidiren war, fo gebührte doch dem Erfigebornen 
nad) dem Vergleiche von 1614 die ganze Direction deffelben, fowie der⸗ 
felbe im Vergleiche von 1616, $. 3, ald der „‚perpetuus judex, Richter 
und Director‘ erklärt ift, und auch in den erbherrlichen Ländern die Urtheile 
nicht allein in ded Erbheren (ald Gerichtöheren) Namen, fondern zugleich 
auch in des regierenden Herrn Namen gefaßt werden mußten, 

Dieſes Rechtsverhättniß Eonnte dadurch nicht verändert werden, daB das 
Hofgericht fi bei einigen Ausfertigungen Sammthofgericht nannte, was 
baffelbe in feinem Zeugniffe vom 15. October 1834 ohnehin ats ein bioßes 
Derfehen erklärte. 

5) In Bezug auf die Kirhenhopeit it im Teftamente von 1597 
nichts gefagt, ald daß die Söhne nach $. 24. die Unterthanen bei ber evau⸗ 
gelifchen Religion ungehindert laffen und die Religion fortpflanzen, und dar⸗ 
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über einträchtigtich halten, — nach $. 25. au den Stiftungen für Kirchen 
und Schuien feflhalten, ſodann nach $. 26. das geifkliche Gericht oder Con⸗ 
fitorium halten und folenn handhaben follen. 

Damit fey aber, fagt Detmold, das dem regierenden Haufe naturgemäß 
zuſtehende Oberauffichtsrecht nicht aufgehoben, weßhalb bei dem Vollzuge des 
Teſtaments Streitigleiten hierüber entflanden feyen, welche durch die brüder- 
chen Vergleiche von 1614 und 1616 beigelegt reurden. 

Der Vergleich von 1614 wurde vom Grafen Ernft zu Holftein mit Bei: 
zug von Abgeordneten der Ritter und Städte unterhandelt. Darin ift num 
gefagt, die Nachgebornen fenen darauf beftanden, einen der drei Superinten: 
denten zur Vifltation der Pfarreien abzuorbnen, welcher ihnen eben fo, wie 
dem regierenden Herrn, darüber Bericht zu erftatten habe, auch die Pfarreien 
ſelbſt zu befeben, auch die Pfarrer neben dem regierenden Herrn zu conformiren. 
Jedoch, heißt es weiter, 

„weiten diefer Punct eigentlich an das Gonfiftorium und jus 
episcopale, fv der Superiorität anhängig, gehört, fo Haben 
Graf Ernft (der Vermittler) und die Verordneten aus der Ritter 
fchaft und von den Städten dafür gehalten, daß dieſes alles bei dem 
regierenden Herrn laut des Teſtaments verbleibe.‘ 


Ferner fagt der 8. 5. des Vergleiche von 1616: 
„Weil unmwidertreiblih wahr, daß die geifttiche Jurisdictio jegiger 
Zeit ein vornehmes Stüd der hohen Landesobrigkeit ift, 
‚ fo Fann diefeibe auh dem regierenden Herren keineswegs ent: 
zogen werden, ſonderlich, weil hiervon auch in der brüderlichen 
Vergleihung ausdrücdlich verfehen; doch daß die abgetheilten Herren 
jus praesentandi behalten, und ohne Vorwiſſen und Beliebung 
derſelben Feine reformatio augeftellt werde ꝛc.“ 
Zugleih ift im $. 3. diefed Vergleichs, ſowie in Bezug auf bas Hof: 
gericht, ebeufo auch in Bezug auf das geiftliche Conſiſtorium gefagt, 
„daß der regierende Herr perpetuus judex, Richter und Director 
bleibe, ‘' 
und die abgetheilten Herren im Umwechſel das Eonfiftorium präfidiren. 
Endlich fagt der 6. 11. des Herberhaufer Vergleichs vun 1661, wie es 
„mit dem jure episcopali beidhaffen, und daß daſſelbe dem 
regierenden Randesherrn privative refervirt und vor— 
behalten, daſſelbe führen das altväterliche Teſtament und bie 
bräderlihen Verträge mit mehreren nach, dabei und von allen Davon 
dependirenden Effecten, in ſoweit Diefeiben darin nit res 
ſtringirt und limitirt, es dann allerdings verbleibt.” 
Hiernach ift der Grundfas, daß dem Erfigebornen die Epifcopal: 
gewalt zuſtehe, durch die Berträge feftgefkellt, und die im Herberhaufer 
Vergleiche erwähnten Reſtrictionen und Limitationen, namentlih and die 
Beſtimmungen des Vergleiche von 1616, daß die Erbherren das Praͤfenta⸗ 
tionsrecht haben nnd ohue ihre Zuſtimmung keine reformatio flatt habe, 
kann jenen Grundſat nice aufheben, und den Schluß auf bie Landeshoheit 
der Primogeniturlinie nacht erfchüctern. 
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Wenn dad Mandat vom 27. März 1775 Detmold unterfagte, einfeltig 
durch ein Specialconfiftorium Kirchenverordnungen zu erlafien und den Geiſt 
lichen Befehle zu ertheilen, und wenn der Reichöhofrath unterm 8. Juli 1740 
den von einem Geifttichen ausgeftellten Revers, wodurch er ſich einfeitig gegen 
ein Detmoldifches Specialconfiftorium verpflichtete, nichtig erflärte, und wenn 
die Erbherren die neue Kirchenordnung von 1684 mit genehmigten, ſo war 
Dieß alles eine natürliche Folge der Befchränfungen, unter welchen die Epi- 
feopaigewalt der Primogeniturlinie vertraggmäßig zuftand, kann aber diefe 
in den Verträgen ausdrüdtich anerlannte Epiſcopalgewalt ſelbſt nicht vers 
nichten. 

6) Ein weiteres weſentliches Hoheitsrecht iſt die Militaͤrgewalt, ehedem 
die Landfolge, jus armandine et sequelae. 

Selchow, elem. juris publ. vol. I, $. 455. 

Sie gehört zu den, den Charakter der Landeshoheit ausmachenden Rechten. 
Cramer, observ. juris univ., tom. II, pars U, p. 118. 
Pütter, inst. juris publ. $. 243. 

Im Teftamente von 1597, 8. 7, ift „die Landesfoige‘ und die „Be 
fhreibung ber Ritterfhaft und Ritterdienfte‘ dem Erftgebornen 
als regierenden Herrn vorbehalten. 

In Bezug auf die Ritterdienfte, welche namentlich im Kriegsdienfte be⸗ 
ftanden, wattet fein Zweifel ob, und was die Landsfolge, ald den Kriegedienft 
der Unterthanen überhaupt betrifft, fo tft, wenigftens in Bezug auf die 
Haltung von Militär und Erhebung eines Soldatenſchatzes im DBradifchen, 
viel geftritten worden. 

Inzwiſchen ift die Landfolge im Allgemeinen auch im Vergleiche von 1614 
und eben fo im Vergleiche von 1616, $. 14, ald „zu. der Superiorität 
gehörig" dem regierenden Deren vorbehalten. Auch im Hameln’fchen Receſſe 
von 1685, $. 18, Rum. 2, find die „Landfolge und Mufterung‘‘ als 

„eigentliche proprietates und Appertinentien des juris superio- 
ritatis’‘ 

ertlärt, mit dem, daß fie darnach der Brackiſchen Linie ‚nicht competirem 

könnten.‘ 

Damit fteht im Einklange, daß die Primogeniturtinie auch von dem erb: 
herrlichen Aemtern das Militär zum Reichscontingent ftelfte. 

Daß Schaumburg: Lippe, wie daſſelbe durch den vorgelegten Erlaß der 
Detmolbifhen Regierung vom 141. November 1794 darthut, auf Reauifition 
des regierenden Heren die Aushebung des erbherrlichen Betreffuifled vom Con⸗ 
tingent feibft verfügte, fofort an Detmold ablieferte, ändert an der Sache 
nichts. Eine Requifition bemeift nicht, daß es von der Willkür des Requirir⸗ 
ten abhing, derfelben zu entfprechen oder nicht, und die eigene Vornahme der 
Aushebung auf Requifition der Iandesherrihen Behörde mochte wohl andy 
dem Inhaber einer untergeordneten Hoheit zuftehen. 

Der Zuftand, wie er nach dem Beitritt zum Rheinbunde proviforifch feſt⸗ 
geſtellt wurde, ift nicht maaßgebend, weil fich beibe Theile im Jahr 1807 ve: 
ſervirten, daß daraus Fein Präjudiz gezogen werden bürfe. 

Dur die angeführten Teſtaments⸗— und Bertragd: Beflimmungen und 
durch die (mit der Vertretung beim Reich überhaupt in Verbindung ftehende) 
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Gteltung des erbherrlichen Betreffnified zum Detmoldiſchen Reichecontingent iſt 
die Mititärhopeit Detmolds über die erbherrlichen Befisungen dargethan, 
und ed kommt auf die vielen Streitigfeiten und Derwahrungen in Betreff bes 
Brackiſchen Soldatenſchatzes und der Haltung einer Anzahl Soldaten in Fries 
denszeiten zur Bewachung des Schloffes zc. lediglich nicht an. 

Was nun noch 

7) das Beſteuerungsrecht betrifft, fo gebührten die Reiches und 
Kreiöfteuern nach dem $. 7. des Teſtaments dem Erfigebornen, der folche auch 
an Reich und Kreis zu entrichten hatte. 

Ueber andere Steuern ift im Teſtament nichtd verfügt, jedoch fcheint, wie 
Schaumburg:Lippe richtig bemerkt, im $. 31. die Andeutung zu liegen, daß 
eine etwa nothwendig werdende Landſteuer allen Söhnen umd nicht bloß dem 
Erfigebornen gehören folite, indem dort geſagt ift, es fol ein 

„jeder von unferen Söhnen mit feinem Antheil friedlih und be: 
gnägig fern, auch die Sachen feiner Hofhaltung dermaßen anftellen, 
daß er ohne Beſchwerung der Unterfaffen fein Auskommen 
haben möge.‘ 

Diefe Andentung wird beftätigt durch den Vergleich von 1614, mo ge: 


fagt iſt: 

„die Eontribution oder Collecten betreffend, ift verabredet und aller 
feitd gewilligt worden: wenn mit Vorwiſſen der Ritter und Lands 
(haft, auch von den Städten eine Randfteuer verwilligt, follen bie 
Nachgebornen ihren Antheil pro rata daran haben und zur Austils 
gung der alten Schulden verwenden und genießen; fonften aber Haben 
fie fih der Reichs⸗ und Kreisfteuer nichts anzumaßen, fondern bleibt 
ſolches dem regierenden Herrn allein.‘ 

Darnach gelangte Bracke, als die Landftände fpäter für den Militaͤrdienſt 
in ber Friedenszeit einen fogenannten Soldatenſchatz bemilligten, zum Bezug 
eines Antheild hiervon, worüber übrigens wieder Streit entftand. 

Nah dem Ausfterben der DBracdifchen Linie wurde Büdeburg, weichem 
burch Reichöhofrathe:Erkenntnig vom 26. Auguſt 1734 die Hälfte des 
Bradifhen Nachlaffes zuerkannt war, durch weiteres Reichshofraths⸗Erkennt⸗ 
niß vom 12. November 1739, 6. 5 

„bei dem genügſam befcheinigten Genuffe der ordinären Eontria 
bution und des Soldatenfhabes... in Possessorio sum- 
mariissimo geichüßt, . ; . jedoch daß er fih circa modum nad) den 
Landesverträgen und Herfommen . . . . richte, wogegen dad posses- 
sorium ordinarium und petitorium dem Grafen von Lippe⸗Detmold 
frei bleibe 20.” 

Diefe weiteren Rechtöverfolgungsmittel konnten bei den Reichsgerichten 
nicht mehr zur Erledigung fommen. 

Indeſſen hat Detmold ber Biteteburgifchen Linie im Stadthager Der: 
gleiche von 1748, $. 5, zugefagt, daß zwar den 

„Ständen ihre etwa habende Gerechtfame bevorbleiben, und der von 
denfelben der Contribution und der Eoliecten halber erregte Proeeß 
feinen Lauf behalten, ihzmifchen aber Schaumburg :Zippe bei dem 
bisherigen Genuffe der fogenannten ordinären Contributionen um 


» 
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des Soldatenfchabes, fo wie ed dermalen in possessione ſich be: 
finde, und per conclusa caesarea vom 12. Juli 1747 dabei ge: 
ſchützt worden, unhinderiich gelaffen werden ſoll.“ 


Weberdieß verpflichtete fih Detmold in einem Reverſe vom 12. gebruar 

1748 gegen Bückeburg, daß, wenn die Staͤnde 
„in petitorio respectu ber ordinaͤren Contribution jemals etwas 
obtiniren ſollten, alsddann Detmold und feine Succefforen die in ihren 
Hemtern fallende Raten von den zum Privatbehufe des regierenden 
Heren bewilligten exrtraordinären Steuern und Contributionen un: 
weigerlich erheben und genießen laſſen wollen.’ 
Dagegen machte ſich Schaumburg-Lippe im $. 5. des Stadthager Ver: 
gleichs von 1748 verbindlich, feine 
„guotam zu den Reichs⸗, Kreis:, Fräulein, Gräflichen Collegial⸗ 
und Hofgerichts-Steuern, auch Reichskammer-Zielern, unmweigerlich 
abzutragen, und zwar, foviel die Kreisgelder betrifft, in Friedens⸗ 
zeiten das gewöhnliche Simplum von 600 Reichsthalern jährlich, 
worunter die Rata des Amtes Schieder mitbegriffen, in Kriegszeiten 
aber und wenn das Contigent außer Land geht, dad duplum ohne 
einige Einwendung an Detmold zu entrichten, und falls die Kreis: 
ausgaben noch höher fleigen follten, auch dazu praevia commu- 
nicatione et deliberatione pro rata des Amtes Blomberg zu 
concurriren,“ 

auch behufs des Schulmonats jährlich 50 Reichsthaler und behufs des Weſer⸗ 

monats 50 Reichsthaler 
„aus dem erbherrlichen Antheil zu erheben und zu bezahlen, über⸗ 
haupt auch hiefür zu allen publiken Landes-Angelegenheiten, und 
deßfalls auf oͤffentlichen Landtagen landesverfaſſungsmäßig bewilligten 
Steuern, die auf ſeine Aemter kommende Ratam zu erheben und ad 
usum destinatum abliefern laſſen zu wollen.“ 

Durch den Blomberger Receß vom 7. März 1751 wurde, außer den im 
Stadthager Vergleich feſtgeſetzten 700 Reichsthalern, einftweilen auf 12 Jahre, 
ein weiterer Averfalbeitrag Schaumburg Tippe’s zu den öffentlichen Laften 
mit jährlichen 1,500 Neichöthalern verabredet. Darunter foliten aber alle 
ordinären und ertraorbinären gemeinen Landesbebürfniffe, die ertranrdinären 
Reichs: und Kreis: Anlagen und die Fräuleinfteuer allein ausgenommen ‚be 
griffen ſeyn. 

Diefed Averfum wurde, in fpäter gemindertem Betrage, fletd fortentrich 
tet. Außerdem wurden die Beiträge zu den Kriegspräftationen von Detmold 
auch auf die erbherrtichen Aemter ausgefchlagen. 

Aus allem dem ergibt fi num, daß 


a) Detmold die Reiche: und Kreis: Steuern auch aus den von ihm beim 
Reich und Kreis vertretenen erbherrlihen Aemtern erhoben hat, 


b) daß es eben fo Kriegskoften befonders von denſelben erhob, 


0) daß dagegen Scheumburg: Lippe bie ordinaͤre Landesftener und den 
Spidatenfchab in feinen Aemtern für. fich feibft erhob, 
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d) daß biefe Steuererhebung von Detmold genehmigt, aber von den Land: 
_ ftänden angefochten, der darüber geführte Proceß aber won den Reichsgerich⸗ 
ten in petitorio nicht mehr entfchieden wurbe; 

©) daß übrigens Schaumburg: Lippe von alten allgemeinen Landeslaſten 
das auf feine Aemter fommende Steuerbetrefiuiß abzuliefern verfprach, 

f) und fodann hiefür ein verabredetes jährliches Averſum bezahlte. 

Nun mar aber, wie Strube in feinen Nebeuftunden (IV, p. 164 und 165), 
unter Berufung auf ein Reichshofraths⸗Erkenutniß von 1729, ausführt, bie 
Erhebung einer Steuer nicht überall der Beweis der Landeshoheit, und ein 
foicher Beweis liegt darin vielmehr nur zu Gunften deßjenigen, weicher Reich s⸗ 
fteuern erhob, da nur diefe Steuern aus wirklicher oberherrliher Macht 
hervorgingen, andere Steuern aber auch im Bells von Audern, ald nom 
Landesheren, feyn konnten, indem fie entweder auf befonderen Dertragsver: 
bältniffen oder auf jeweiligen eigenen landſtaͤndiſchen Bewilligungen zu beſtimm⸗ 
ten nüßlihen Sweden beruhten. 

. Hiernach kann eine nähere Erörterung der Frage, ob Schaumburg : Lippe 
zum Bezug der orbinären Eontribution und des Soldatenfchages berechtigt 
war, und ob Detmold, feiner Zuſtimmung im Stabthager Vergleiche ungeach⸗ 
tet, die von ben Landfländen dagegen erhobene Einfprache im Namen bes 
Landes zu verfolgen befugt wäre? — füglich umgangen werden. 

Sp weit die Steuern für Laften bewilligt wurden, welche der Erbherr 
trug, war ed ohnehin billig, daß er diefelben auch für fih bezog. So weit es 
aber von allgemeinen Landesangelegenheiten herrührende Laſten betraf, leiftete 
Schaumburg:Lippe einen Averfalbeitrag, und der Bezug dieſes Averſums if 
von Seiten Detmolds einem Steuerbezug felbft gleich zu achten, 

Nach altem dem ift daher auch das in der Befteuerung liegende Ho: 
heitörecht auf der Seite Detmolds. 

Die noch übrigen minder wichtigen Hoheitsrechte — 3. B. auf Seite 
Detmolds: die Eollation der Lehenfchaften, das Münzen, die Salzwerke, die 
Bewahrung der Originalurfunden und Siegel, dad Recht ber Beſtätigung 
ſtaͤdtiſcher Privilegien 2c., oder auf Seiten Schaumburg =Fippe’s: die Erthei⸗ 
fung von Wirthſchaftsconceſſionen, Antheil am Boll ꝛc. — können, ba fie je: 
denfalls in der Sache nichts mehr entfcheiden, übergangen werden. | 

Aus der bisherigen Erdrterung ergibt fih nämlich, daß alle hier aufge: 
führten Hoheitsrechte (1 —7), fo weit fie wefentlih zur Landesho— 
heit gehören, durch dad Teſtament von 1597 und die nachgefolgten Verträge 
allein der Primogeniturlinie zugewieſen waren, daß dagegen die den Tachge: 
bornen zugewieſenen Berechtigungen weder eine (von dem Erſtgebornen unab⸗ 
hangige) wahre Landeshoheit, noch auch ein (durch Gleichheit ber Rechte be: 
dingted) Mitregiment oder Eondominat begründen. 

Wenn alfo auch der Erftgeborne nirgends ald ber regierende Herr oder 
der Laudesherr, im Gegenfab der abgetheilten oder Erbherren, erklaͤrt, 
wenn ihm nirgends das Regiment oder die Landesverwaltung im Allgeme i⸗ 
nen übertragen, — wenn fein Rechtöverhältniß nirgends in den Verträgen „Su: 
periorität“, Regierung”, „ßohe Landesobrigkeit“ und ſelbſt „Lan: 
Ddeshvh eit genaunt wäre, — wenn dabei überdieß die Primpgenitur⸗Ordnung 
von 1593 und das pactum unionis vun 1308 gar nicht beftänden, To würde 
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Detmold doch fchon nach den einzelnen Hoheitörechten, die ihm zuftan- 
den, als der Juhaber der im Jahre 1806 in Souverainetät Übergegangenen 
Landeshoheit zu betrachten ſeyn. 
Darnach Fönnen auch 
ed b. 


die auf einem entgegengefesten Befisftanb gebauten Einreden ber Verjäbs 
rung und des Verzichts nicht gegründet ſeyn. 

Was inebefondere 

1) die Verjährung betrifft, fo findet bei Hoheitsrechten, gegenüber den 
Unterthanen, nur die, hier überall nicht vorhandene, unfürbenkliche ſtatt. 

Thibaut, Pandecten⸗-Syſtem, $. 1048. A, in Verbindung mit 
$. 1023. A. 
Haͤberlin, teutfched Staatsrecht, Band IH, ©. 191. 

In fo fern nun aber auch da, mo das Hoheitsrecht nicht gegenüber den 
Unterthanen, fondern zwifchen zwei Berechtigten unter fich beſtritten ift, bie 
dreißigjährige Verjährung eintritt, fo kann Dieß denn doch nur eine erwer⸗ 
bende, und Eeine bloß erlöfchende Verjährung feyn, und ein Berechtigter 
kann ſich auf die Niytdausäbung bed Andern mit Erfolg nur in fo fern be: 
rufen, als er ſelbſt während der Werjährungszeit bad Recht ausgeübt hat. 

Zur Begründung der vorliegenden Einrede hätte daher Schaumburg: Lippe 
hinſichtlich der einzelnen Hoheitsrechte darzuchun, nicht bioß, daß Detmold 
innerhalb 30 Tahren, vom Eintritt des Rheinbunds rückwaͤrts gerechnet, die: 
feiben nicht mehr ausübte, fondern auch, daß fie während jener Zeit von 
Schaumburg-Lippe feldft sffen und unterbrochen ausgeübt wurden. 

Dieß ift aber nicht hinfichelich eines einzigen Hoheitorechtes nachge: 

wiefen. 
Was indbefondere die oben ad A. ımb 4. erwähnten Hoheitsrechte, der 
Vertretung beim Reich und Kreis und der JYuſtizhoheit betrifft, fo if hinſicht⸗ 
fich derfeiben ber Beſitzſtand gar nicht geändert worden, ımd auch bei den an: 
deren Hoheitsrechten, bei welchen da und dort Modificationen eintraten, find 
fie nicht von der Art, daß dadurch die Landeshoheit ſelbſt aufgehoben wor: 
den wäre, 

Namenttich in Bezug auf die feit 1783 nicht mehr vorgenommene Ran 
beshuldigung (A. 1.) ift zu erwägen, daß von damals an erſt im Jahr 
1782 wieder eine Perfonatveränderung in der Detmoldifchen Regierung flatt 
hatte, daß alſo die Verjaͤhrungszeit erft von 1782 Saufen Fönute uud bei Sr⸗ 
richtung des Rheinbundes noch gar nicht abgelaufen war, daß auch überbieß 
sicht nachgewieſen ift, daß in jener Beit Schauniburg: Kippe für fi ſetbſt nach 
der für den regierenden Heven (im Fahr 1750) beftimmten Formel tie 
Huldigung einnahm. 

In Betrff der Lippiſchen Geſetzgebung (A. 3) in den erbherrlichen 
Aemtern konnte, wenn fie auch von 1778 an dort nicht mehr-Eingang fand, 
bie zum Eintritt des Rheinbundes ſchon wegen Mangel des Seitabtaufd die 
Verjährung nicht vollendet werten, und überdieß wäre durch das Seugniß des 
Hofgerichts vom 15. Detober 1884 jedenfalls Das weitere Erforberniß wieder 
kegt, daß in jener Beit die Schuumburgiſchen Geſetze und Verordnungen 
ftatt der Lippifchen in ben erbherrlichen Aemtern zur Anwendung kamen. 
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In Bezug auf die Kiechenhoheit (U. 5.) wurden zwar Uebergriffe 
der Primogeniturlinie erbherrlicher Seits durch verſchiedene Maaßregeln zu⸗ 
rückgewieſen; dieß konnte aber, wie oben gezeigt iſt, die Kirchenhoheit ſelbſt 
nicht aufheben. 

Eben ſo konnte auch die Militairgewalt (A. 6.) Detmolds dadurch, 
daß Bracke und nah ihm Schaumburg:Lippe eine Anzahl Soldaten hielt 
und einen Soldatenſchatz erhob, nicht verjährt werden, da Detmold durch die 
eigentliche Landefoige im Krieg, namentlich durch Stellung der erbherrlichen 
Mannihaft zum Detmoldifchen Reihscontingent, immerhin diejenige Ge⸗ 
walt ausübte, welche allein ber mefentliche Ausfluß der Randeshoheit war. 

Dafielbe gilt von dem Defteuerungsrechte (U. 7.), weiches Detmold 
da, wo ed allein ein wefentliched Hoheitsrecht ift, nämlich in Bezug auf Reiche: 
and Kreisiaften, auch dann noch ausübte, ald Schaumburg=Kippe längft die 
ordinäre Landſtener für fih bezog, wovon daſſelbe indeffen überdieß einen 
Averfalbeiteng zu den allgemeinen Laſten der Graffchaft Lippe an Detmold 
ablieferte. 

So wie hiernach die Verjährung, eben fo ift 

2) auch die Einrede bed Verzichts nicht gegründet. 

Hätte ih Schaumburg= Kippe zur Zeit des Beitritts zum Rheinbunde, 
wenn gleich die Detmoldifchen Hoheitsrechte noch nicht verjährt geweſen, gleich: 
wohl fchon im anerkannten ruhigen Beſitz derfelben befunden, fo läge im Art. 34 
der Rheinbundsacte von Seiten Detmolds ein Verzicht anf die fernere Gel⸗ 
tendmachung feiner Rechte. 

Es wären dieß nämlich, wie der Art. 34. der Rheinbundeacte ſich ausdrückt, 

„droits actuels sur les possessions”’ 
von Schaumbung:Lippe, und diefed ald Beſitz er der Landeshoheit in den 
erbherrlichen Aemtern wäre Souverain derſelben geworden, wogegen Detmold 
feine Rechte gegen den Beſitzer durch Verzicht verloren hätte. 

Da nun aber umgekehrt Detmold zur Zeit ded Beitxitts zum Rheinbunde 
im Befipe derjenigen Hoheitsrechte war, welche dad Weſen der Landeöhoheit 
ausmachen, fo kann gegen daſſelbe der Urt. 34. der Acte keine Anwendung 
finden. 

Detmold iſt durch die Rheinbundsacte Sonverain vom Amt Blomberg 
‚gensorden, daher ift fein erſtes Kiagebegehren begründet. 

Der erbherrlichen Linie Schaumburg: Lippe bleiben übrigens auch unter 
der Sonverainetät Detmolds ihre vertragsmäßigen Patrimonialrechte oder 
untergeordneten Herrlichleiten. 

Einer Beftimmung derfelben bedarf ed hier nicht, fie wäre auch unzuläffig. 
Die Sefehgebung des Souverains verfügt über die Ausübung jener Mechte, 
und die Bundescompetenz tritt nur dann ein, wenn durch diefe Gefehgebung 
Rechte verlegt woerden, welche der Art. 14. der deutſchen Bundesacte und der 
rt. 63. der Schlußacte gewährleiften. 

. Dat 
U. Klagebegehren 
Detmolds geht auf Erſatz altes diefem Haufe durch Beeinträchtigung feiner 
Souversinetät veranlaßten Schadens, namentlich der unbefugterweiſe erhor 
benen Steuern. 
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Was insbefondere 

1) die ordinäre Eontribution oder Grundftener betrifft, fo fordert Det: 
meld den Erſatz derfelben von 1737, oder eventuell vom Beitritt zum Rhein: 
bunde 1807 an. 

Für die Periode von 1737 — 1807 wird die Forderung, da das Fürft: 
liche Haus Detmold im Stadthager Vergleih von 1748 dieſe Steuer der 
Schaumburg: LippesBüdeburgifhen Linie überließ, und nur die Rechte der 
Landſtände vorbehielt, nur im Namen der Landedcaffe geltend gemacht. 

Das fouveraine Kürftiihe Haus Detmold ift nach dem gegenmwärtigen 
Staatsrecht der deutfchen Bundesflaaten, bei welchen nach dem $. 57. der 
Schiußacte von 1820 die gefammte Staatögewalt in dem Oberhaupte des 
Staats vereinigt ift, allerdings. ermächtigt, auch die Intereſſen der Staats: 
gefammtheit, beziehungsmeife die Rechte der früher nur von den Landfländen 
vertretenen Landescaffe, zu verfolgen. 

Was nun aber die vom Standpuncte der Landſtände erhobene Rückfor⸗ 
derungsflage betrifft, fo ift zu erwägen, daß nirgends behauptet ift, daß 
Schaumburg=Lippe von den Landfländen nicht bewilligte Steuern im 
Wege der Gewalt erhoben habe. Es handelte fich vielmehr. nur darum, ob 
Schaumburg: Kippe berechtigt mar, von den burch die Landflände wirklich bes 
wiliigten Steuern den auf das Amt Blomberg. gefallenen Antheit für fich zu 
beziehen, und nur einen Theil davon zur Beſtreitung der allgemeinen Laſten 
abzuliefern? 

Dieſe Berechtigung verſtand ſich nun keineswegs von ſelbſt, denn obwohl 
auch ſolche, welche nicht wir kliche Landesherren waren, zum Bezug von 
Steuern mitunter berechtigt ſeyn konnten, ſo war ihnen dazu doch ein beſon⸗ 
derer Titel nöthig, und ſelbſt wirkliche Landesherren waren nicht ſchon im Alle 
gemeinen befugt, für andere, als für die. von Reich und Kreis herrührenden 
Laſten ohne Zuftimmung der Laudflände Steuern auf das Land zu legen, in 
fo fern fie nicht auf befonderen Reichsseſehen, oder beſonderen Rechtstiteln 
oder auf Herkommen beruhten. 

Selchow elem. juris publ.. J. 6. 447 — 463. 

Handelte es ſich daher gegenwärtig erſt um die. Frage, od Schaumburg: 
Lippe im Steuerbezug petitoriſch geſchützt werden ſolle, fo hätte daſſelbe den 
hierzu erforderlichen beſondern Titel, oder das diesfauſige rechtmaͤßige Her⸗ 
kommen nachzuweiſen. 

Da jedoch die Steuer, um deren Erſatz es ſ ch handelt, bereits bezahlt 
iſt, und die Zahlung urſprüngtich, wenn fein wahrer Rechtsgrund dazu vor: 
handen, und eben fo wenig eine freie Bewilligung beabfichtigt war, nur auf 
einem Irrthume beruhen konnte, der hierdurch entftandene Beſitzſtand aber 
fpäter in possessorio aufrecht erhalten wurde, fo hat jest der, dad ungebühr: 
Hch Bezahlte zurücdfordernde, Hagende Theil zu ermweifen, daß die Brackiſche 
oder fpäter die Schaumburg=Kippifche Linie durch Feinen. befondern Rechtes 
titel und dur Fein Herlommen zum Bezug der fraglichen Steuer berech⸗ 
tigt war. 

Dieſer Beweis iſt aber weder mit der Klagſchrift, noch fpäter angetreten, 
wie ed nach 8. 71. der Obergerichtsordnung erforderlich gemefen wäre; ja es 
find nicht einniat die thasfählien ‚Verhältniffe angegeben, 

Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2% Thl. 18 
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welche die Nichtigkeit des Grundes, aus dem die Stener ur: 
fprüngtich erhoben wurde, darftelfen, folglich die Nichtſchuldig— 
Feit des Bezahlten begründen ; daher ift die Rückforderungsklage au 
vom Standpuncte der Landſtände aus, nicht begründet. 

Für die Periode vom Beitritt der beiden flreitenden SCheile zum Rhein: 
bunde an macht Detmold noch einen weitern, vom Standpuncte der Landflänte 
unabhängigen, Klagegrund geltend. Es leitet denfelben aus den 88.28. und 34. 
der Rheinbimdsacte ab; da hiernad) das Beftenerungerecht (le droit d'impôt) 
als ein Recht der Souverainetät erklärt fey, und Schaumburg-Lippe durch 
den Art. 34. auf alle dem Sonverain gehörigen Nechte verzichtet habe, ſelbſt 
wenn ihm einzelne derfelben früher auch gebührt hätten. 

Daraus folgt jedoch nur, daß Detmold nach feinem Beitritt zum Rhein: 
bunde und nach dadurch erlangter Souverainetät die fragliche ordinäre Con⸗ 
tridution aus dem Amt Blomberg (vorbehaltlich der aus den Verträgen von 
1748 und 1789 etwa fchuldigen Gemwährteiftung) ſtaatsrechtlich hätte an 
fi ziehen konnen. 

Es folgt aber daraus keineswegs, daß von jenem Beitpuncte an Schaum: 
burg⸗Lippe als ipso Jure aus dem rechtlichen Beſitze gefebt zu betrachten, 
dder daß es ipso jure in böfen Glauben verfebt war. 

In der Meinung, daß nah der Rheinbundsacte ihm felbft die Son: 
verainetät über Blomberg zufomme, hielt ſich daffelbe in gutem Glauben für 
berechtigt, die fraglihe Steuer ald eine Nutzung der Souverainetät fortzu⸗ 
beziehen. Daß es dabei in gutem Glauben war, ift um fo weniger durch 
einen Beweis des Gegentheild widerlegt, ald Detmold dafſelbe ſtets ungeflört 
im Beftbe der Steuer ließ, und felbft bei dem Interimiſticum vom 5. Juli 
1812 in diefer Beziehung keine Aenderung bewirkte, und nicht einmal dar: 
thut, eine ſolche verlangt zu haben. 

Wenn aber Schaumburg= Lippe in gutem Glauben fich für den Souverain 
von Blomberg hielt, und darum in gutem Glauben die Steuern als eine der 
Souverainetät anklebende Nusung fortbezog, und wie immer vermenbete, fo 
ift daffelbe zum Erfah des bereits Bezogenen nicht verbunden, 

(L. 23. in fin. D. VIL 4. — L. 25. & 1. XXI. 1. — L. 48. 
pr: XL. 1.) 
ausgeübmmen von der Zeit an, mo ed durch Zuflellang der Detmoldiſchen 
Klage nach einer Fiction der Geſetze in böfen Glauben verfeht wurde. 
CI. 26. & 7. D. V. 3.) 

Die Zuſtellung der Klage erfolgte am 5. October 1831, an dieſem Tage 
wurden alfo von Detmom die fraglichen Steuern von Schaumburgskippe ges 
richtlich Kerausgefordert, and von diefem Tage hat das Leptere ald Beſitzer 
malae Nidei fle zu erfegen, jedoh nur nach Abzug des an die Detmoldiſche 
Landescaffe bezahtten Averfalbeitrags zu dffenklichen Laſten, und defien, was 
Schaumburg⸗Lippe davon etwa für Staatdausgaben, weldhe ſonſt der Det⸗ 
moldifchen Landescaſſe übgelegen wären, ſelbſt verwendete. 

Dabei bleibt alsdann dem Fürftlihen Haufe Schaumburg: Kippe übers 
laſſen, die Gewaͤhrleiſtuugs⸗ oder Entſchädigungs-Anſprüche, die ed wegen 
Entziehung der Stener aus den Verträgen von 1748 und 1789 begründen 
zu konnen vermeit, ooram cömpetenti zu verfolgen. 
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Was hier von ber feit dem Beitritte zum Rheinbunde erhobenen orbinären 
Steuer gefagt ift, gilt 

2) auch von den feit damals eingeführten uud von Schaumburg ⸗Lippe 
aus dem Amte Blomberg erhobenen indirecten Abgaben. 

Was dagegen 

3) das Juden⸗Schutzgeld betrifft, fo Hat darin der Beitritt zum Rhein⸗ 
bunde keine Aenderung hervorgebracht. Daſſelbe war nicht nothwendig mit 
der Landeshoheit verbunden, und die Rheinbundsacte erwähnt feiner nicht bes 
fonderd; auch ift nichts von einem diesfallfigen Detmoldifchen Landesgefebe 
gefagt. 

Der Grund, aus dem es gefordert wird, ift vielmehr der $. 4. des Stadt: 
hager Vergleichs von 1748, wornach daffelbe zur Hälfte dem regierenden 
Herrn und zur Hälfte dem Erbheren gehören foll. 

Dabei blieb es bie zum Wusfterben der Bückeburgifchen Linie im Jahr 
1777, worauf Schaumburg=Lippe, wie in der Einredefchrift anerkannt wird, 
die Entrichtung des Antheild an Detmold einftelite. 

Sm Jahre 1789 erfolgte nun die Abtheilung der Aemter Schieber und 
Blomberg, und Schaumburg=Kippe erhielt dad Amt Blomberg. 

Bis zum Jahr 1789 wurde über die von Schaumburg=Lippe gezogenen 
Nutzungen im Jahr 1793 eine Vereinbarung getroffen. Won 1789 an hatte 
aber jeder Theil die Nutzung von einem der beiden Aemter, und Schaum⸗ 
burg=Lippe erhob aus dem Amte Btomberg das Schubgeld, ohne die Hälfte 
davon an Detmold abzuliefern. 

Es behauptet, ungeachtet des Stadthager Vergleichd hierzu berechtigt zu 
feyn, weit bei der Theilung von 1789, wo ed dad Amt Blomberg erhielt, 
jedem Theil das Schusgeld unter den unftändigen Gefällen zugetheilt 
wurde, 

Allein nur das, was Büdeburg hinterließ, war hier Gegenftand der 
Theilung, die beiden Aemter Schieder und Blomberg alfo nur mit den⸗ 
jenigen Rechten, welhe Büdeburg daran hatte. Zu diefen Rechten ge= 
hörte aber nach dem Stadthager Vergleich von 1748 nur die Hälfte der 
Schutzgelder, die andere Hälfte war ein Gefälle der Primogeniturlinie, 
welches bei der Theilung ded Büdeburgifchen Nachlafies Fein Theilungs⸗ 
gegenfland war. 

Wenn daher bei der Theilung der Aemter im Jahr 1789 jedem Theil 
ein Amt ſammt den dazu gehörigen Schußgeldern zugetheilt wurde, fo 
war hierunter wohl nur der erbherrliche Antheil, dev allein Theilungs⸗ 
gegenftand war, verflanden, die Iandesherrliche Hälfte aber blieb dem 
Fürſtlichen Haufe Detmold auch im erbherrlihen Amte Blomberg, nach dem 
dadurch nicht abgeänderten Stadbthager Vergleiche von 1748, 6. 4. 

Inzwiſchen muß angenommen werden, daß Schaumburg Lippe auch diefe 
Schutzgelder bis zur Zuftellung ber Klage, den 5. October 1831, in gutem 
Glauben bezog. Es ift nämlich nicht behauptet, daß im Jahr 1789 bei der 
Theilung der Aemter Schieder und Blomberg ein befonderer Vorbehalt des 
im Stadfhager Vergleiche beftimmten Tandesherrlichen Antheild der Schub: 
gelder gemacht wurde; daher Eonnte Schaumburg=fXippe fich zum aus: 
ſchließlichen Bezug der Schubgelder in dem ihm angefpeilten Amte Blom: 

18 
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berg um fo eher für berechtigt Halten, ald Detmold auch von damals an feinen 
Antheil nie forderte, 

Auch Hinfichtlich diefer Schutzgelder ift daher Schaumburg-Lippe nur 
erft vom 5. October 1831 an zum Erfabe verpflichtet. 

Da hiernach Detmold mit dem größten Theile feiner Exrfabforderungen 
unterliegt, dagegen in der Hauptfache megen der Souverainetät obfiegt, fo hat 
ed nach einem billigen Verhätniffe Ein Viertel, Schaumburg: Lippe aber 
drei Viertel der Proceßkoften zu fragen.‘ 


Sehr. v. Stengel. 
Dei, 
Minet. 





Forderungen 


an den ehemaligen Aur- und Sberrheinifhen Areas. — 
Breisfchuldenwefen. — (Band I. S. 452 — 479.) 


(Schließt fi) unmittelbar an S. 478, des Bandes I.) 


Nach dem i. 3. 1837, Sess. 1. $. 8. erwähnten Bericht des Ober 
tribunals zu Stuttgart übergibt i. 3. 1838, Sess. I. $.8. ©. 6. Prä» 1838. 
fivium ein ihm von dem Königl. Würtembergifchen Gefandten zuges 
ftelltes Schreiben des Koͤnigl. Würtembergifchen Obertribunald zu 
Stuttgart vom 22. November v. I. — fiehe Prot. S. 7, unten Ans 
lage A. ©. 294. — womit daffelbe, ald aufgeftelltes Austrägalgericht 
in der Austrägalfache wegen des. Schulden- und Penſions⸗Weſens der 
vormaligen Rheinkreiſe, drei Urtheile — fiehe Prot. ©. 9, unten Ans 
Inge B. S. 298, ferner Prot. S. 19, unten Anlage C. S. 309, und Prot. 
©. 45, unten Anlage D. ©. 339, — mit Entfcheidungsgründen 
vom „3, und 44, und 22, November, deögleichen die bei der hohen 
B. V. und deren Vermittelungscommiffion gepflogenen Verhandluns 
gen, fowie die Akten des Koͤnigl. Obertribunals, Fascikel I— V. über- 
fendet, 

Dierauf wurde S. 55. befchloffen: 

„Nachdem die vorftehenden Urtheile von dem oberften Gerichts⸗ 
bofe im Namen und aus Auftrag des Durchlauchtigften deut⸗ 
ſchen Bundes den Parteien eröffnet worden find, fo werben 
diefelben von der Bundesverfammlung zur Kenntniß genom- 
men, und die Urfchriften fammt den Akten in das Bundesarchiv 
hinterlegt, um auf deren Befolgung halten zu koͤnnen.“ 

In derfelben Sitzung ©. 6, bemerkt die Königl, Würtembergifche 
Sefandtfchaft, daß bei der Ausfertigung der Erfenntniffe ein Formfeh⸗ 
ler unterlaufen fey, indem Oldenburg durdygängig unter den Herzogs 
thuͤmern ſich aufgeführt finde, wahrend frhon nad) der W. Congreß⸗ 
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Alte dem Herzoge von Oldenburg ber Titel eined Großherzogs zu⸗ 
fomme, und diefer auch von Hoͤchſtdemſelben durch Patent vom 18, Mai 
1829 wirklich angenommen worden fy. - 

Da jedoch die Erledigung der vorliegenden Streitfache, fowohl von 
der B. V., als von den bei der Beendigung betheiligten Privaten bes 
trieben worden fey, und die Umfchreibung jener Aktenſtuͤcke mit weiterem 
Zeitverlufte verbunden gewefen wäre, fo habe man fi) der Erwartung 
überlaffen, daß dieſe berichtigende Erklärung der Grßhrzgl. Oldenbur⸗ 
gifchen Negierung genligen werde, 

Die vernommene Erklärung einfenden zu wollen, bemerkt ber Ge⸗ 
fandte der 15. Stimme für Oldenburg. 

Auch bemerkt ebendafelbft der Grßhrzgl. Badiſche Gefandte, daß er 
bie von Seiten der Königl, Würtembergifchen Gefandtfchaft gegebene 
Aufklärung in Bezug auf die Faflung der Eingangsworte der Erfennt- 
miffe des Koͤnigl. Würtembergifchen Obertribunats, fo fan Baden 
darin benannt fey, auch für daſſelbe fi) aneignen zu follen glaube, wo⸗ 
mit fi) der Koͤnigl. Würtembergifche Gefandte einverftanden erflärt. 

Noch in demfelben Jahre 1838 erftattete der Grßhrzgl. Mecklen⸗ 
burgifche Gefandte Namens der Erecutionscommiffion einen Vortrag, 
Sess. XIV. 6. 177. ©. 470,, fowohl über dies Kreisſchulbenweſen 
überhaupt, als insbefondere über Vollziehung der ergangenen Urtheile 
und über desfallſiges Gefuch mehrerer dabei betheiligten Privat» 
Hläubiger. 

Er wiederholt zunaͤchft (S. 471.) die Punkte, über welche den 
Rechten gemäß zu erkennen das Königl. Würtembergifche Obertribu- 
nal zu Stuttgart durch Bundesbefchlüffe beauftragt worden fey, fo 
wie die Refultate (S. 473.) der gefällten austrägalgerichtlichen Ers 
Tenntniffe und die in dem Begleitungöfchreiben gegebene Auseinander- 
fegung und Erläuterung. — „Bu den wegen des hier zur Frage ftehen» 
den Schuldverhältniffes betheiligten Privatgläubigern — heißt e8 am 
Schluſſe des Vortrages — gehörten mehrere Einwohner ber freien 
Stadt Frankfurt a. M., wegen einer Forderung von 85,000 Gulden, 
welche der vormalige Kurrheinifche Kreis i. 3. 1791 wegen ber dem⸗ 
felben aufgetragenen Lütticher Erecution angeliehen habe, mit viel- 
jährigen Zinfen.” 

„Der wegen diefed Schuldenverhältniffes feit dem Jahre 1824 in 
vielfachen Vorftelungen bei hoher B. V. folicitirt habende I. 3. von 
Mettingh dahier, habe, in Gemeinfchaft mit Marg. Georg Eyfriedt, 
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in einer sub num. 19, des Eimgabenverzeichnilfes aufgeführten Vor⸗ 
fiellung, vorgetragen: 
„nachdem nunmehr eine Entſcheidung wegen der Verpflich⸗ 
tung zur Uebernahme der einen Theil der Luͤtticher Executions⸗ 
koſten bildenden 85,000 Gulden erfolgt ſey, fo werde deren 
Abtrag mit. Zinfen Fein weiteres Hinberniß im Wege ftehen 
und die Bitte begründet erfcheinen ; 
„bobe B. DB. wolle geruhen, wegen Befriedigung 
der Bittfleller und der übrigen bei dem Kapital ber 85,000 
Gulden betheiligten Greditoren, nunmehr die geeignete 
Verfügung zu erlaffen.“ 

Dos ebendafelbit S. 474 ıc. erflattete*) Gutachten ſpricht fich 
folgendermaßen hierüber aus: 

„Die nad) Borfehrift der Erecutiondorbnung vom 3, Auguft 1820, 
Art. V., der Vollziehungscommiſſion zugewiefene Vorſtellung einiger 
Gläubiger, babe die Commiffion veranlaßt, den jebigen Stand dieſer 
Sache vollfiändiger vorzutragen, als es die Vorftellung einiger nur bei 
einem einzelnen Punkte betheiligter Gläubiger, zu erfordern ſcheine; 
nach Anficht der Commiſſion komme es naͤmlich nicht auf Die Forderung 
der Reclamanten und auf deren Befriedigung. allein an, ſondern auf 
die ganzliche Beendigung diefer fehr verwidelten Angelegenheit.” 

„Das Kurs und Oberrheinifche Kreisſchulden⸗ und Penſionsweſen 
fey auf die von mehreren Gläubigern übgrgebenen Borfiellungen [chen 
i. J. 1817 bei hoher B. V. zum Vortrag gelommen; durch den in 
der 43. Sigung des gebarhten Jahres, $, 344, gefaßten Beſchluß habe 
felbige, in Folge der ihr durch den Art, 15. der B, X. übertragenen 
Garantie, ihre Verpflichtung erfannt, die durch den R. D. Spt. Schluß 
vom 25. Febr. 1803 getroffenen Verfügungen in Betreff. des Schul- 
denweſens und der Penfionen in Vollzug zu feßen; demzufolge wäre 
an die höchften Regierungen von Koͤnigrch. Bayern und Kurfürften- 
thm. Heſſen pas Erfuchen ergangen, Einleitung zur definitiven Aus⸗ 
einanderſetzung bed Penſions⸗ und Schuldenweſens der vormaligen 
Kur⸗ und Oberrheiniſchen Kreiſe unter den betheiligten Regierungen 
zu treffen. — Derſelbe Geſichtspunkt liege allen weiteren Verhand⸗ 
lungen und Beſchluͤſſen zu Grunde, namentlich druͤcke der in der 
47. Sitzung v. 20. Dechr. 1832, $. 272, erſtattete Commiſſionsvor⸗ 
trag ſich dahin aus: 

*) Da bie ferneren Verhandlungen mit dieſem Gutachten in engfter Berbins 
bung fleben, fo werden wir es beinahe ganz wörtlid) hier wiedergeben. 
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„daß die Sompetenz ber B.®. in Anfehung diefes Streites 
ſich nicht ſowohl auf den Art. 11. der B. A. oder den Art, 21. 
der Sch. A. — vermöge weldyen fie fich bei ben Streitig- 
feiten der Bundesglieber nur auf Bermittelung, und im Ent- 
fiehungsfalle nur auf die Einleitung des Austrägalverfahrens 
zu befchränten habe — als vielmehr auf ben Art. 15. der B. X. 
gründe, durch welchen der Bund die Garantie der in bem 
Reichsdeputations⸗Receſſe über das Kreisfchulden- und Pen- 
fionswefen enthaltenen Beflimmungen übernommen, und ver- 
möge welchem die B. V. nunmehr dafür zu forgen babe, daß 
dies Kreisfchulden- und Penfionswefen den befagten Beſtim⸗ 
mungen gemäß befinitio und in einer ſolchen Weiſe ausein- 
anbergefegt werbe, bamit die babei betheiligten Gläubiger und 
Denfioniften zu ihrer Befriedigung gelangen.” 
„Bei Aufrechthaltung diefes Sefichtspunfts werde hohe B. 8. 
auch jet ihr Augenmerk nicht blos auf die vorliegende Reclamation 
einiger Gläubiger, fondern im Allgemeinen auf die definitive Ausein- 
anberfegung und gänzliche Beendigung wegen des zur Frage flehenden 
Schuldverhaͤltniſſes zu richten haben.” 
„Es werde daher kuͤrzlich zu unterfuchen feyn, ob und in wie weit 
durch die publicirten austrägalgerichtlihen Erkenntniſſe der Zeitpunkt 
zur Beendigung der Sache herbei geführt fey; die einer ſolchen bisher 
entgegenſtehenden Hinderniſſe feyen nun in foweit befeitigt, als 
bie Kurheflifche Regierung fchuldig erfannt fey, zur Oberrhei⸗ 
nifchen Kreiscaffe die über dad Ordinarium von 2% Simplis 
von 1796 bis 1799 ausgefchriebenen Römermonate mit Zin⸗ 
fen zu fünf Procent nachzuzahlen, und an der Zilgung der in 
biefee Periode aufgenommenen Schulokapitalien Theil zu 
nehmen; 

als ferner 
die gegenwärtigen Beſitzer der auf bem linken Rheinufer ge 
legenen vormaligen Kreisländer von der Verpflichtung, die 
Schulden beider Rheinkreife antheilig zu übernehmen, und 
bie von den vormaligen Kreisfländen bid zum Jahre 1802 
ausgefchriebenen Römermonate nachzuzahlen, freigeſprochen 
ſeyen, 

und als endlich 
die, fuͤr jenſeits des Rheins verlorne Kreislaͤnder, dieffeits er ent⸗ 
ſchaͤdigten, oder in dem damaligen Umfange der zwei Rhein⸗ 
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Ereife nicht mehr poſſeſſionirten vormaligen Kreißftände zu den 
noch vorhandenen Kur⸗ und Öberrheinifchen Kreisfchulden . 
nur bis zum Luͤneviller Frieden beizutragen verbunden feyen 
— jedoch die Kreisfhulden mit zu tragen haben, die zwar nach 
dem Lüneviller Frieden aufgenommen, aber zur Zilgung der 
zur Zeit dieſes Friedens ſchon vorhanden gewefenen Schulden 
verwandt feyen.” 
„In wie weit aber die noch nicht erfolgte Erledigung der zur aus⸗ 
trägalgerichtlichen Entfcheidung verftellten Streitfrage: 
ob Grßhrzgthm. Heflen für die nach feiner Angabe in den Jah⸗ 
ren 1795 bis 1797 mehr geftellte Feldartillerie eine weitere 
Entfhädigung in Anſpruch nehmen Fönne? 
fo wie der Umftand, Daß die bei Entſcheidung der Frage uͤber die Ver⸗ 
pflihtung der Befiger der auf dem linken Rheinufer zu denen auf ber 
rechten Rheinfeite gelegenen Kreißlande, gleichfall8 zur Entſcheidung 
verftellten Fragen: 
wegen bed Verhältniffes der Webernahme der Schulden auf 
die Befiger der auf der rechten Rheinfeite belegenen Kreis⸗ 
ande? und ob ſaͤmmtliche Kreisfchulden auf Die Beſitzer der 
auf der rechten Nheinfeite gelegenen Kreisländer zu uͤberneh⸗ 
men feyen ? 
unentfchieden geblieben feyen — einer definitiven Ausgleichung noch 
im Wege flehen; oder ob die von dem Austrägalgerichte in dem Bes 
gleitungsfchreiben ausgedrüdte Hoffnung, 
daß durch die erfolgte Feftftellung der allgemeinen Grundfäge, 
die Uebernahme der Streisfchulden betreffend, der Weg zur 
gänzlichen Erledigung des rheinifchen Kreisfhuldenwefens ges 
bahnt — 
richtig fey? dies vermöge die Commiffion ohne naͤhere Aeußerung der 
bei der Sache annoch betheiligten hoͤchſten Regierungen — insbeſon⸗ 
dere der von Grßhrzgthm. Heſſen über die gaͤnzliche Aufgabe des An⸗ 
ſpruchs auf Entfchädigung für mehr geftellte Feldartillerie — nicht zu 
beurtheilen ; auf die Abgabe einer folchen Erklärung habe die Commiſ⸗ 
fion daher den Antrag zu richten; bis zu deren Eingang werde aud) 
die Befcheidung der fih an hohe B. V. mit der Vorftelung — Nr. 19, 
des Eingabenverzeichniffes — gewandt habenden Gläubiger auszu⸗ 
fegen ſeyn.“ 
„Nach dem Eingange ber Erklärungen werde ſich beurtheilen laffen, 
ob ein abermaliges Austrägalverfahren wegen einiger Streitfragen ein⸗ 


1839, 
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zuleiten? ober ob bie Königl, Bayeriſche und Kurfuͤrſtlich Heſſiſche 
Regierung vielleicht zu erfuchen ſeyn möchten, durch nochmalige Ernen⸗ 
aung von Gommiflarien bie definitive Auseinanberfegung zu veran= 
lafien? — oder ob endlich eine ſolche durch gütliche Verſtaͤndigung 
zwifchen den betheiligten Regierungen zu erreichen ſtehe ? 

‚Die gegenwärtigen Befiger der auf dem linfen Rheinufer bele⸗ 
genen vormaligen Kreislande feyen als ſolche bei der Sache nicht 
weiter betheiligt, wohl aber infofern fie auch auf der rechten Rheinſeite 
Kreisländer befaßen, wenn gleich fie wegen bes größeren Umfangs der 
lintörheinifchen Befigungen in dem Austrägalverfahren gegen die üb» 
rigen Befiger rechtörheinifcher Kreislander aufgetreten ſeyen.“ 

Auf Antrag der Commilfion wurde an alle bei dem Schulden⸗ und 
Penſionsweſen beider Rheinkreife betheiligten höchften und hoben Ne 
gierungen, welche nach Ausweis der Alten rechtörheinifche Länder 
beider vormaligen Rheinkreife befigen — mit alleiniger Ausnahme ber 
von Dldenburg und Sacfen= Coburg — das Erfuchen zur Abgabe 
ber Erklärung auf den Grund dieſes Wortrages gerichtet, Durch den 
©. 477, erfolgten Befchluß : 

„daß die Regierungen von Preußen, Bayern, Hannover, Würs 
temberg, Baden, Kurheflen, Grßhrzgthm. Heffen, Sachfen- 
Weimar, Naffau, Walde, Heflen- Homburg und ber freien 
Stadt Frankfurt aufgefordert werden, auf den Grund des von 
ber Bollziehungscommiflion erfiatteten Vortrages ihre Erklaͤ⸗ 
rungen abzugeben.” 

Auf diefe Aufforberung bemerkt der Königl, Preußiſche Gefandte, 
Sess. XXXIV. $. 370. ©. 1031, Namens der obengenannten betheilig« 
ten Regierungen, daß, behufs ber Vorbereitung der in Folge bes eben» 
erwähnten Bundesbefchluffes ($. 177.) von benfelben abzugebenden 
Erklärungen, bereits die geeigneten Einleitungen getroffen worden 
feyen, und daß fie daher zu einer weiteren Xeußerung bald im Stande 
zu feyn hofften, . 

Im folgendem Jahre 1839 bemerkte ferner noch der Königl, 
Preußiſche Gefanbte, Sess. XXI. 6. 285. ©. 698, unter gleichfallfiger 
Buflimmung ber hier betheiligten Gefandten, bei Gelegenheit eines Vor⸗ 
trags der Reclamationscommiſſion über erneuerte Eingabe des E. €, 
Hoffmann: 

Die in der vorläufigen Anzeige (f. oben B. Pr. $. 370.) ers 
wähnte Einleitung zur definitiven Erledigung ber fraglichen Angelegen- 
heit habe vornämlich in Dem an die Königl, Bayerifche und die Kur 





Kurs und Dberrheinifches Kreisſchuldenweſen. 288 


fürftlich Heſſiſche Regierung gerichteten Erſuchen aller übrigen, bei der 
Sache intereflirten Regierungen beftanden, Durch ſachkundige Commiſ⸗ 
farien die fir die Ausführung des Austraͤgalerkenntniſſes und für bie 
definitive Erörterung der noch unentfchieden gebliebenen Punkte erfor 
berlihen Vorarbeiten fertigen zu laſſen. Diefem Erfuchen fey mit 
derfelben Bereitwilligfeit entfprochen worden, mit welcher viefelben 
allerhöchften Regierungen ber Regulieung des Kur⸗ und Oberrheini⸗ 
ſchen Kreisſchuldenweſens ſchon früher durch Beflellung von Comif 
farien den größten Vorſchub geleiftet hätten; die Arbeit der demzufolge 
ernannten Commiſſion habe den beften Fortgang gehabt, und es werbe 
bie verlangte Erklärung nunmehr baldthunlichft abgegeben werben. 

Ueber ven Stand diefer commiffarifchen Arbeiten äußert fi i. 3, 


1841, Sess. VI. $. 92. ©, 128, der Referent der Rerlamations ı ss 1. 


commiffion in einem Vortrag über eine Zorberung bes verfiorbenen 
Landgrafen L. G. Karl von Heflen, daß deren Arbeiten foweit vor⸗ 
geruͤckt ſeyen, daß das Refultat derfelben hoher B. V. binnen wenigen 
Monaten vorlegen zu koͤnnen gehofft werde; deögleichen fpäter i. I, 


1842, Sess. IX. $. 107. ©, 148, „daß inmittelfl die Arbeit*) dieſer 1842 


Commiffion, verbumden mit Vorſchlaͤgen zur endlichen gänzlichen Er⸗ 
ledigung des erwähnten Schuldenwefens, vollendet und folche, durch 
Drud vervielfältigt, ben Gefandtfchaften der betheiligten höchften und 
hohen Regierungen zur Einfendung bereits mitgetheilt worben ſey. 
Gelegentlich eines Vortrags des Referenten der Reclamations⸗ 
commiſſion uͤber die Reclamation des W. Julius Lindt, in Soss. XXV. 
*) Unter dem Zitel „Darſtellung der gegenwärtigen Lage bes Kurs und 
Dberrheinifchen Kreisfcyulden- 2c. Wefend und Vorfchläge zu deſſen ganzlicher 
Erledigung (Frankfurt a. M., Drud von B. Krebs, 1842) verbreitet ſich die aus⸗ 
führliche Ausarbeitung auf 152 gebrudten Foliofeiten. — Der erfte Theil diefer 
Darftellung, S. 6 — 30., handelt von ber gegenwärtigen Lage des Schulden⸗ 
wefens ber Rheinkreiſe und umfaßt im erſten Abſchnitt S. 2 — 21. Eurge Ges 
f&ichte der früheren Verhandlungen; im zweiten Abfchnitt $. 22 — 53. bas 
Rechtsverhältniß der Rheinkreife, wie es dermalen als feftgeftellt zu betrachten 
if; im. dritten Abfchnitt 6. 54 — 69, bie Matrikeln ber Kreiſe. — Der 
zweite Theil derſelben S. 31 — 43, handelt von dem numeriſchen Verhättniffe, 
oder Ueberficht des Aktiv und Paſſiv⸗Zuſtandes und Bertheilung ber Pafflven 
unter die betheiligten Regierungen, und umfaßt im erften Abfchnitt ben Kurs 
rheinifchen Kreis S. 71 — 81; im zweiten Abfchnitt den Oberrheinifchen Kreis 
5.82 — 100, und im britten. Abfchnitt beide Rheinkreife und zwar bie Zufams 
menftellung ber Aktiv⸗ und Pafliv- Schuldtheile jeder Regierung und deren 
effective Schuld, $. 101. — Der legte Theil der Darftellung endlich, S. 13 — 47, 
handelt von den Vorſchlägen zu befinitiver Auseinanderfegung des rheinifchen 
Kreisſchuldenweſens S. 103 — 115. — Die Anlagen begreifen ©. 49 — 15%. 


1843, 


1844. 
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6. 277. ©. 605, wird ferner bemerkt, „daß gedachte Borfchläge von 
mehreren ber betreffenden Regierungen bereitö genehmigt worden feyen, 
mithin diefe an fich fehr weitläufige und verwidelte Sache keineswegs 
in’8 Stoden gerathen ſey.“ 

Nach diefen Erklärungen fpricht fich i. 3. 1843 das Prot., in Sess. 
x. 6. 129. ©. 244, folgendermaßen aus: 

„Die Verhandlungen hätten zu dem erwünfchten Refultate ge 
führt, und die Gefandten befänden fich zu ihrer Befriedigung jest in 
dem Falle, hoher B. V. das Einverftändniß der fammtlichen betheis 
ligten Staaten mit denjenigen Vorfchlägen für die definitive Regulis 
rung des Kur⸗ und Öberrheinifchen Kreisfchuldenwefend anzuzeigen, 
welche zu diefem Ende von zwei, Königl. Bayerifcher und Kurfürfil. 
Heffifcher Seite, nach Erfuchen der übrigen Betheiligten, mit Auftrag 
verfehenen Beamten, dem Staatsrathe von Hefner und dem Regie 
rungsdirector Lotz, aufgeftellt worden ſeyen.“ 

„Hierdurch erledigten ſich die früher unentſchieden gebliebenen 
Streitfragen, und das Concurrenzverhaͤltniß der betheiligten Bundes⸗ 
ſtaaten (unter Vertretung von Hannover und Sachſen⸗Wei⸗ 
mar durch die Krone Preußen, und von Heffen-Homburg 
durch Grßhrzgthm. Heffen) ſtelle fih völlig in’s Klare, 

„Die Ausführung der gedachten Vorfchläge nunmehr zu veran- 
laffen, fey die Königl. Preußifche Regierung von allen übrigen hierbei 
betheiligten Regierungen erfucht worden, und Allerhöchftdiefelbe habe 
ſich zur Uebernahme dieſes Auftrages bereit erklaͤrt.“ 

„Es werde demzufolge jegt mit möglichfter Befchleunigung zu der 
Befriedigung der Gläubiger gefchritten und an biefelben deßhalb das 
Geeignete erlaffen, au) von dem Abfchluffe des Gefchäfts hoher B. V. 
demnächft weitere Nachricht gegeben werben.” 

Nach flattgefundener Erörterung wurde hierauf befchloffen: 

„Die vorftehende Anzeige zur Kenntniß zu nehmen und ber zu⸗ 
geficherten weitern Mittheilung entgegen zuſehen.“ 

Diefe Mittheilung erfolgte im folgenden Jahre 1844, Sess. I. 
$. 9, ©, 5. — Die Gefandten von Preußen, Bayern, Hannover, Würs 
temberg, Baden, Kurhefien, Grßhrzgthm. Hefien, der Grährzgl. 
u. Hrzgl. Sächfifchen Häufer für Sachfen-Weimar, von Braunfchmweig 
und Naffau für Naffau, der 16ten Stimme für Waldeck und Heſſen⸗ 
Homburg, und der Gefandte der freien Stadt Frankfurt feyen jebt in 
dem Falle, hoher B. V., in Berfolg ihrer am 27. April v. 3. über die 
Regulirung des Kur» und Oberrheinifchen Kreisſchuldenweſens zum 
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Bundestagsprototolle gelangten gemeinfchaftlichen Anzeige, die dort 
vorbehaltene weitere ergebenfte Eröffnung zu machen. 

Es fey inzwifchen von der Königl. Preußifchen Regierung der in 
der Anzeige vom 27. April v. I. erwähnte Auftrag durch Veranlaffung 
der Ausarbeitung der Drudichrift*), unter folgendem Zitel: 

„Anhang zu der Darftellung bes Kur. und Öberrheinifchen 
Kreisſchuldenweſens. 
Enthaltend: 
1. die Berechnung und Vertheilung der Zinſen vom 1. Juli 
1840 bis Ende Septbr. 1843 und 
II. die Ueberweifung der Geſammtſchulden mit Zinfen bis Ende 
September 1843 auf die betheiligten Regierungen,” 
und durch Mittheilung bderfelben an die fammtlichen betheiligten Res 
gierungen vollftändig ausgeführt worden, und es habe demzufolge die 
Befriedigung der Kreisgläubiger flatt gefunden. 

Die hohe B. V. werde ohne Zweifel gern die folchergeftalt be= 
wirkte endliche Erledigung einer Angelegenheit vernehmen, welche feit 
dem Anfange diefes Jahrhunderts Gegenftand vielfacher, langwieriger, 
verwidelter und Foftfpieliger Verhandlungen gewefen fey. 

Die B. V. nahm diefe Anzeige zur Wiffenfchaft; zugleich wurde 
auf Antrag des Königl. Bayerifchen Gefandten befchloffen : 

„Der allerhöchften Königl. Preußifchen Regierung für ihre, 
der befriedigenden Erledigung des in Rede flehenden Schulden» 
weſens gemwidmeten, erfolgreichen Bemůhnngen den Dank der 
B. V. auszudruͤcken.“ 


Da beſondere Verhandlungen uͤber die Forderung mehrerer einzel⸗ 
nen Reclamanten ſtatt fanden, ſo wollen wir der Vollſtaͤndigkeit wegen 
derſelben hier noch erwaͤhnen. 

1) Muͤnzwardein⸗Adjunct Dietze. 

Sowohl in dem Schreiben des Koͤnigl. Wuͤrtembergiſchen Ober⸗ 
tribunals vom 22. Nov. 1837, Sess. I. $. 8. ©. 9, 1838, als in den 1838. 
Entfheidungdgründen zum zweiten Urtheil ©. 44. ift deffelben Er» 
wähnung gefchehen, und der Referent der Erecutionscommifflon wies 
berholt in feinem Bortrage über Vollziehung der ergangenen Urtheile 
und biesfallfige Gefuche mehrerer babei betheiligten Privatglaubiger, 
in Sess. XIV. $. 177. ©, 474, folgendermaßen den Ausſpruch des 
Wuͤrtembergiſchen Obertribunals 


*) Dieſelbe iſt, auf 71 Folioſeiten gedruckt, ber B. V. mit abergeben worden. 
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„Weber die Frage: 
wegen Vertretung der Forderung bes Muͤnzwardein⸗Adjunc⸗ 
ten Diese endlich, 
babe es an Anhaltöpunften zur Entfcheidung gefehlt, da, wie bie Ent- 
fheidungsgründe zum zweiten Urtheil weiter ausführten, vonallen bethei⸗ 
ligten Regierungen keine darauf fich beziehende Ausführung beigebracht, 
noch ein befonderer Antrag geftellt fey, und diefe Sache durch die Ent» 
ſcheidung dieſes Punktes ihre Erledigung erhalten dürfte.” 
Das Königl, Obertribunal Außere fhließlich die Hoffnung: 
„daß durch die un Erfenntniß aufgeftellten Grundfäge, der 
Weg zur Erledigung ded rheinifchen Kreisfchuldenwefens ge 
bahnt fey, ohne Daß es einer Erledigung aller fpeciellen Fragen 
bedürfen werde, — Für den Fall aber, daß dennoch ein weiteres 
Audträgalverfahren nothwendig werben follte, müffe weiterer 
fpecieller Weifung hoher B. V. entgegengefehen werden.” 
Hierauf erfolgte nun der fchon oben angezogene Beſchluß, Prot. 
&. 477, daß die betreffenden Regierungen aufgefordert werden, auf den 
Grund diefes Vortrags ihre Erklärungen abzugeben. 
Dietze reichte jeboch eine Eingabe ein (Eingab, Reg. Nr. 34. Sess. 
XXI. 6. 248. ©, 754.), worin er feinen Auftrag dahin richtet: 
„Daß ihm zur beförberlichen feparaten Erledigung feiner Pen- 
fiondanfprüiche, gegen Verzichtleiſtung auf alle Rechtöanfprüiche 
anb Nachforberungen, ein Sapital, deſſen Binfen, zu 4 Procent 
gerechnet, ihm jaͤhrlich mwenigftens 800 Gulden einbringen 
würden, als Averfum bewilligt und ausbezahlt werde, 
Er bittet am Schluffe der Eingabe: 
„Hohe B. V. wolle geruhen, fich bei den betheiligten hoͤchſten 
und hohen Regierungen bahin huldreichft zu verwenden, daß 
Döchfidiefelben, unter den obwaltenden befonderen Umftänden 
die ihn betreffende Penfionsangelegenheit nad) feinem ehr⸗ 
furchtsvoll geftellten Antrage und Erbieten vorderfamft. und 
ohne Abwartung ber definitiven Regulirung des ganzen Kur⸗ 
und GOberrheinifchen Schulden und Penfionswefend gegen 
Verzichtleiftung des Imploranten auf ale Nachforderungen, in 
Güte zu erledigen, guädigft geruhen möchten.’ 
Hieruͤber erflattet der Könige Saͤchſiſche Gefandte Namens ber 
Keclamationscommiflion, in Sess. XXVI. $. 297. S. 850, einen Vor⸗ 
tag, und beantragt, was ©, 851. zum Beſchluß erhoben ward 
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„Daß dem Reclamanten eine Abfchrift des zweiten Austraͤgal⸗ 
urtheils in der Kur⸗ und Oberrheinifchen Schulden» und Pens» 
fionsangelegenheit, ingleichen des $. 49. und 50, der dazu ges 
hoͤrigen Entſcheidungsgruͤnde, zugefertigt, auch ihm dabei er» 
Öffnet werde, Daß die Verhandlungen über die Regulirung des 
fraglichen Kreisſchuldenweſens fortgefeßt werden und es ihm 
unbenommen bleibe, wegen etwa zu erbaftender Unterflügung 
unmittelbar an die betheiligten Regierungen ſich zu wenden.’ 
Die Kaiferlich Defterreichifche Praftdial» Gefandtfchaft ſtimmt zwar 
ebendafelbft dem Commiffionsantrage bei, bringt jedoch diefe Sache 
wegen bed beilagenöwerthen Looſes des Reclamanten in befonderem 
Auftrag feines Hofes bei den betheiligten hohen Regierungen in wohl- 
wollende Erinnerung, und gibt Höchfidenfelben anheim, auch noch vor 
der definitiven Auseinanderſetzung bed Kreisfchulden« und Penfions- 
weſens ſich dahin zu vereinigen, Daß dem Reclamanten, der nun fchon 
feit beinahe 32 Jahren die von ihm angefprochene Penſion entbehrt, 
nach feinem Antrage ein billiges Averſum gewährt werbe. 

In Ruͤckſicht auf die Billigkeitsgruͤnde, welche dem bei hoher 
B. V. oft erörterten Penflonsanfpruch des vormaligen Muͤnzwardein⸗ 
Adjuncten Diebe zur. Seite ftehen, und auf die bedrängte Rage dieſes 
Mannes erfiärten die Negierungen von Preußen, Bayern, Baden, 
Kurheſſen, Grßhrzgth. Deffen und Naſſau, in Sess. VIH. S. 102, 
S. 295.3 J. 1830, daß fie jich unter dem Vorbehalte Bimfliger Aus« 1830. 
einanderfegung mit den übrigen bei Dem Huc» und Oberrheiniſchen 
Kreisſchuldenweſen betheiligten Regierwngen, vereinigt hätten, dem 
Reclamanten eine averſtonelle Abfindung auf-der Bas des In den 
Eonfrrenzprotokollen vom 19, Februar wand 17, September 1880, ſo⸗ 
wie in dem Ausſchußvortrage vom 28, Septbr. 1831 (Sess. XKXII. 
6. 209, S. 749-752) befurwordeten Vorſchlages, unter der Vorates⸗ 
fegung zu gewähren, baß derfelbe gegen deren Empfang allen wegen 
des Gehaltes oder der Penfion des Muͤnzwardein an die Kr und 
Oberrheinifche Kreiskaſſe und an die betheiligten Bundesſtaaten ges 
machten, oder noch zu erhebenden Anſpruchen formlich und gerichtlich 
entſage. 

Damit jedoch der Nachtheil vB ſaitgeſenbenen mehtſaͤhrigen Ver⸗ 
zuges einer Erledigung der Sache nicht den Neclamanten treffe, und 
an dieſem ihre Ruͤckſichtaahme auf feine Lage noch mehr zu bethätigen, 
wollen die genanmten Regierungen die fruͤher für billig erachtete Summe 
von 6,000 Gulden Bid auf den Betrag Yon 8,000 Gulden rheiniſch 
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erhöhen, deſſen Zahlung nach Eingang der Verzichtserklaͤrung in bem 
Berhältniffe erfolgen wird, daß 
Preußen „ -. . 1,777 Sulden 4634 Kr. 
Bayern . . . 177 46% u 
Baden, 0.88 „. 53% „ 
Kurhefien. -. . 133 „ 2 „ 
Grßhrzgthm. Heſſen 1,111 „ 6% „ 
und Naffau . . 1,111 64 5 
unter dem gedachten Vorbehalte vorläufig entrichtet. “ 
Dierauf wurbe ©. 296, befchloffen: 
„daß der Münzwardein« Adjunct Diege, mit Bezugnahme auf 
. den am 27, September 1838 auf die Eingabe feines Bevoll⸗ 
mächtigten, Dr. Dietze dahier, erfolgten Bunbesbefchluß, von 
dem vorftehenden Anerbieten der bei dem Schuldenwefen bed 

Kurs und Oberrheinifchen Kreifed betheiligten Regierungen 

durch deffen eben benannten Bevollmächtigten zu verftändigen 

und ihm dad Weitere zu überlaffen ſey.“ 

1840 Auf diefen Beſchluß brachte Praͤſidium i. 3. 1840, Sess. I. $. 8. 
©. 6, zur Kenntniß der B. V., daß ber Neclamant von dem wohl» 
wollenden Erbieten der allerhöchften und höchften Regierungen von 
Preußen, Bayern, Baden, Kurheflen, Grßhrzgthm. Heften und Naſſau, 
für fih und in Vertretung der übrigen bei dem Kur⸗ und Oberrheini« 
ſchen Kreisfchuldenwefen betheiligten Regierungen, und unter dem 
Vorbehalte Fünftiger Abrechnung mit diefen, ihm aus Billigkeitsrüd« 
fichten eine averfionelle Abfindung von 8,000 Gulden rhein. zu bewil⸗ 
ligen, burch die Bundestanzleis Direction unterrichtet worben fey. 

Der Reclamant habe jenes. Erbieten unter Aeußerungen der leb⸗ 
hafteften Dankbarkeit für die ihm geſchenkte Theilnahme und. für bie 
auf eine Vereinbarung über dieſen Gegenflond gerichteten Bemuͤhun⸗ 
gen gern angenommen, nach gehöriger Auöftellung der erforberten 
Quittungs⸗ und Verzichtö-Urkunde, die gedachte Summe, zum Theil 
unmittelbar von den betreffenden Gefandten, zum Theil durch Ver⸗ 
mittelung der Bundescaffe-Verwaltung, baar empfangen und die frag« 
liche Angelegenheit hierdurch ihre vollftändige Erledigung erhalten, 

.. Die B. V. nahm. ebendafelbft diefe Mittheilung zur Wiſſenſchaft. 
2) Ernf Emil Hoffmann - 

1839. Einen weiteren Vortrag erfiattete im Sabre 1839 ber Königl. 
Saͤchſiſche Gefandte Namens der Reclamationscommiflion, Sess. XXL 
$. 284. ©, 697, über. ein Geſuch des E. E. Hoffmann zu Darm⸗ 
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ftabt wegen Berichtigung einer Forderung von 2,374 Gulden nebft 
Zinfen an den Oberrheinifihen Kreis, welche ihm — ungeachtet ber 
erlaffenen öffentlichen Austrägalurtheile — noch nicht angewiefen 
worden feyen.. 

Referent fpricht ſich — nachdem das auch auf diefe Reclamation 
Bezügliche reaſſumirt — im Wefentlichen dahin aus: 

„Schon in dem Vortrage der Vollziehungscommilfion (Prot. v. 
1838, $. 177.) werde, mit Beziehung auf den Urfprung der von dem 
Kur= und Oberrheinifchen Schulden» und Penfionswefen herrührenden 
Anfprüche, weil folche Durch den Art. 15. der B. A. vom Bunde garan- 
tirt feyen, umftändlich ausgeführt, daß die B. V. ihr Augenmerk nicht 
blos auf die Reclamationen einzelner Gläubiger, fondern im Allgemeinen 
auf definitive Auseinanderfegung und gänzliche Beendigung wegen bed 
in Frage ſtehenden Schulöverhältniffes zu richten habe, Daher fey 
zu wünfchen, daß bie betheiligten höchften Regierungen von der Er» 
nennung einer Commiffion und von dem Fortgange und Ergebnifle 
der commiffarifchen Arbeiten der B. V. Nachricht geben, auch über: 
haupt deren Befchleunigung anordnen, damit diefe, feit .länger als 
zwanzig Sahren bei dem Bunde anhängigen Rechtsanfprüche endlich 
erledigt werden. Allein inmittelft könne die B. V. in den Gang ber 
Sache nicht einwirken, am menigften, wie der Reclamant gebeten habe, 
die Bahlungsanweifung anordnen.” 

Hierauf bemerkte der Königl. Preußifche Gefandte S. 698. unter 
Zuſtimmung ber übrigen hierbei betheiligten Gefandten und insbeſon⸗ 
dere der Gefandten von Bayern und Kurhefien: 

„Die in der vorläufigen Anzeige vom 29. Novbr, 1838 (f. Prot. 
F. 370.) erwähnte Einleitung zur definitiven Erledigung der frage 
lichen Angelegenheit habe vornämlich in Dem an die Königl, Bayerifche 
und die Kurfürftlich. Heflifche Regierung gerichteten Erfuchen aller 
übrigen, bei der Sache interefjirten Regierungen beftanden, Durch face 
kuͤndige Commiſſarien die für die Ausführung des Austrägalerfennt- 
niffes und für die definitive Erörterung der noch unentfchieden geblie- 
benen Punkte erforderlichen Vorarbeiten fertigen zu laffen. Diefem 
Erfuchen ſey mit derfelben Bereitwilligfeit entfprochen worden, mit . 
welcher diefelben allerhöchften Regierungen der Regulirung des Kur- 
und Oberrheinifchen Kreisfchuldenwefens fchon früher. durch Beftellung 
von Commiffarien den größten Vorſchub geleiftet hätten; die Arbeit 
der demzufolge ernannten Commiſſion habe den beften Fortgang ge- 


habt und es werde die Durch den Bundesbefchhiß vom 5, Juli v. J 
Leonharbi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 19 
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(f. Prot. v. 3. 1838, 6. 177.) verlangte Erklärung nunmehr bald- 
tbunlich zum Protokoll der hohen B. B. abgegeben werden.” 

In Folge diefer Erklärung wurde auf Präfibialantrag unter alls 
gemeiner Buftimmung ©. 698. befchloffen : 

„Den Reclamanten E. Emil Hoffmann in Darmfladt durch 
die Grßhrzgl. Heffifche Regierung im Sinne ber von dem 
Königl. Preußifhen Geſandten abgegebenen Erklärung be 
fcheiden zu laſſen.“ 

3) Lynker. 

040. Der Sefanbte ver 15ten Stimme erftattete i. 3. 1840, Sess, L 
$. 32, ©, 31., Namens der Rechnmationscommiffion Vortrag über 
eine Eingabe (No. 53. v. 3. 1839) der Wittwe des zu Gedern ver- 
fiorbenen Juſtizamtmannes Raths Lynker. 

Derſelbe habe ſich bereits i. 3. 1817 an hohe B. V. gewandt in 
einem Geſuche wegen Gehalts⸗ und Penſionsnachzahlung der von ihm 
bekleideten Stelle als Regimentsquartiermeiſter des Oberrheiniſchen 
Regiments Prinz Karl Theodor von Bayern. Er ſey jedoch durch 
Beſchluß vom 3. Juli abgewieſen worden, weil er ſchon i. J. 
1801, bei Aufloͤſung des Kreisregiments, ohne Penſion entlaſſen wor⸗ 
den, auch weder die Kreisverſammlung, noch. die damalige Reichs⸗ 
Erecutiond-Subdelegationscommiffion feinem Geſuche willfahrt hät 
ten, der B. V. aber nicht zuftehen Fönne, eine abaͤndernde Entſchließung 
zu faſſen. — Eine weitere von dem Bittfteller in höchft unangemeſſe⸗ 
nem Tone abgefaßte Vorftellung i. 3. 18318 fen nach erftattetem Com⸗ 
mifjionsvortrag als beruhend lediglich ad acta. genommen morben. 
In der vorliegenden Vorftellung brachte Reclamantin den. vermeint- 
lichen Anfpruch ihres verftorbenen Gatten auf. Nachzahlung einer Pens 
fion. für. die Zeit, wo er ohne Anftellung geweſen, aufs Neue zur 
Sprache, und führe unter Bezugnahme auf die von ihrem Ehemanne 
eingereichten früheren Vorſtellungen an: 

„Es fey beiden Wiener Minifterial-Conferenzen die Reguli⸗ 
rung des Kreisfchulden und Penſionsweſens der B. V. Über- 
wieſen, um eine Vereinigung der Bundesglieder ex aequo et 
bono zu erwirfen; hiezu fen auch eine Commiſſion ernannt 
und durch einen. neuerlid publicirten Bundesbefchluß den 
Gläubigern der Reichs-Operationskaſſe Befriedigung zuge: 
fihert worden. — Da num die von der Kreiöverfammlung und. 
der Reichsexecutions⸗Subdelegationscommiſſion erfolgte. frü- 
here Abweifung des Ehemanned der Reclamantin mit dem 
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Recht und ber Billigkeit nicht uͤbereinſtimme, möge die B. V., 
mit Rüdficht auf die Dürftigen Vermoͤgensverhaͤltniſſe ver Bitt- 
ftellerin, durch einen abändernden Beſcheid die Auszahlung 
einer verhältnißmäßigen Penfion für den Zeitraum von mwei 
Jahren und drei Monaten verfuͤgen.“ 

Auf Antrag: der Commiſſion wurde hierauf, da ſowohl aus der 
frühern als der jekigen Vorſtellung fich ſchon zur Genüge ergebe, daß 
died abermals an die B. V. gerichtete Penflonsgefuch zur Berücfich- 
tigung überall nicht geeignet fey, befchloffen : 

„Die Bittftellerin, unter Bezugnahme auf den Beſchluß vom 
3. Juli 1817, abzumeifen.” 

4) Landgraf Ludwig Georg Karl von Helfen. 

Ueber eine erneuerte Reclamation des Guratord der Verlaſſen⸗ 
fchaftsmaffe weiland Sr. Durchlaucht ded Herrn Landgrafen Ludwig 
Georg Karl von Heflen, worin er die zu Gunften diefer Maffe ſchon 
fruͤher von ihm geftellte Bitte wiederholt, daß diefelbe zum Empfang 
der dem Herrn Landgrafen als Feldmarfchall des ehemaligen oberrheis 
nifchen Kreiſes gebührenden Gagenrüdflände gelangen möge, erftattet 
ber Königl. Bayerifche Gefandte Namens der Keclamationscommiflion 
i. J. 1841, Sess. VI. $. 92. ©. 127. Vortrag. 1841. 


„Der bei der früheren Liquidationscommiffion angemeldete Gagen- 
ruͤckſtand weiland Sr. Durchlaucht des Herrn Landgrafen ſey mit 
jaͤhrlich 3,000 Gulden für den Zeitraum vom 1; April 1804 bis zu 
deffen Todestag, dem 26. Oktober 1823, fohin für 19 Jahre 6 Mo— 
nate 26 Tage mit einem Sefammtbetrage von 58,716 Gulden 40 Kr. 
als liquid erfannt und in den Schuldenftatus des oberrheinifchen Krei- 
ſes aufgenommen,” 

„an vorfchußweifen Zahlungen hierauf feyen in drei verfchiedenen 
Poſten mittelfi 45 cedirten Quittungen zu 9,750 Gulden, 200 Gul« 
den und 800 Gulden, im Ganzen 10,750 Gulden liquidirt worden, 
nad) deren Abzug von obiger Gefammtforderung fuͤr die Landgräfliche 
Bermögensmafle noch eruͤbrigen 47,966 Gulden 40 Kr., deren Ueber⸗ 
weifung und Berichtigung von vollendefer Antelnanberfegung bed. 
Kreisfchuldenwefens abhänge.” 

„Die Commiſſion, mit welcher fich der vortragenbe Ausſchuß vor 
kurzer Hand benommen habe, ſey in ihren Arbeiten fo weit vorgerüdt, 
daß ſie das Reſultat derſelben hoher B. V. binnen wenigen Monaten 
vorlegen zu koͤnnen hoffe,” 

19* 
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Auf Antrag der Reclamationscommiffion wurbe hierauf ebendafelbft, 

Prot. S. 128, befchloffen : 
daß dem Gurator der Verlaſſenſchaftsmaſſe weilend Er. 
Durchlaucht des Heren Landgrafen Georg Karl von Heflen, 
in Erwieberung auf beflen Eingabe, von dem Stande der 
Sache zu feiner Beruhigung durd) Vermittlung der Grßhrzgl. 
Heſſiſchen Gefandtfchaft Nachricht zu geben fey. . 

Bon der, zufolge diefes Befchluffes, dem Curator der betreffenden 
Berlaffenfchaftsmaffe ertheilten Kenntniß von dem Stande der Sache, 
macht der Grßhrzgl. Heflifche Gefandte in Sess. VII. $. 106. ©. 197. 
Anzeige. 

Im folgenden Jahre 1842 erfolgte eine neue Eingabe von derfelben 
Seite (Nro. 10. des Eingabenregifters), über welche der Kurheſſiſche 
Geſandte Namens der Reclamationscommiffion in Sess. IX. $. 107. 
S. 146. Vortrag erflattete. — Reclamant danfe für die ihm durch 
obigen Beſchluß verfchaffte Kenntniß von der damaligen Sachlage, 
und bitte, ihm den neueften Stand der fraglichen Angelegenheit eben- 
falls befannt machen zu wollen, wo möglich unter Angabe der Zeit, 
wann die Berichtigung des fraglichen Gagenrüdftandes wahrfcheinlich 
werde geleiftet werden, bamit er, wenn die desfallſige Auskunft günftig 
fey, im Intereſſe der Verlaſſenſchaftsmaſſe darnach zu handeln ver- 
möge. — Ferner fuchte er darzuthun, weshalb er ſich zu der zweiten 
Bitte veranlagt fehe: hohe B. B. wolle gleichzeitig wiederholen: 

„daß die Anhaber der Forderungen von 9,750 Gulden, 200 
Gulden und 800 Gulden an Grßhrzgl. Ob.⸗App.⸗Ger. zu 
Darmſtadt gewiefen worden feyen, und folgeweife fie ſich ihres 
angefprochenen Guthabens wegen an diefe Behörde zu wenden 
gehabt hätten, von welcher auch und resp. von der unter ihrer 
obern Aufficht befindlichen Landgräflihen Vermoͤgensmaſſe die 
fraglichen Forderungen demnaͤchſt auszuzahlen feyen.” 

In dem hierüber erftatteten Gutachten ift ausgefprochen, daß, wenn 
auch hohe B. V. nicht nur die beruhigende Ueberzeugung erlangt habe, 
daß das fragliche, unter ihrer Garantie flehende Schuldenwefen ber Er- 
ledigung fich bedeutend genähert habe, fondern auch zu der Hoffnung bes 
rechtigt werde, ohne daß es ihrer Dazmifchenkunft gegenwärtig bebürfe, 
einer baldigen gütlichen Auseinanderſetzung vertrauensvollentgegen fehen 
zu können, fo werde Doch Hochdiefelbe Anftand nehmen, von dem gedach⸗ 
ten neueften Stande der Sache ber, vorerft nur noch in Verhandlungen 
unter den betheiligten Regierungen, nicht aber ſchon in endlichen Re- 
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fultaten beftehe, und wobei fich eine Zeit der erfolgenden Zahlung von 
hieraus noch nicht beftimmen laſſe, den Bittfteler genauer zu unter 
richten. | 

Noch bevdenklicher erfcheine, der zweiten Bitte zu entfprechen. 
Die Verweiſung der betreffenden Gläubiger an das Grßhrzgl. Ob.» 
App.» Gericht zu Darmftadt fey zwar von der vormaligen Liquidas 
tionscommiflion gefchehen, Feineswegs aber von der B. V. bereits aus⸗ 
drüdlich beftätiget worden; und diefe Beftätigung lediglich auf einfeis 
tiges Anrufen des Maffecurators jeßt auszufprechen, — zu einer Zeit, wo 
über das Kreisfchuldenwefen in Folge Bundesbeſchluſſes nicht bei hoher 
B. V., fondern zum Imede einer gütlichen Verftändigung vorerft nur 
noch zwifchen ven betheiligten höchften und hohen Regierungen ver: 
handelt werde — halte die Reclamationscommiffion um fo weniger für 
geeignet, ald der Betrag der ganzen Gage-Rüdftandsforderung mit 
58,716 Gulden 40 Kreuzern der Landgräflihen Debitmaffe zu gute 
komme, und die Entfcheidung der Unterfragen, ob und welche Glaͤubi⸗ 
ger des Herrn Landgrafen Ludwig von Heffen Durchlaucht einen recht» 
lichen Anfpruch an diefes Aktivum jener Maffe haben, fchon nach der 
Natur der Sache, mithin ohne befondere Verfügung der B. V. vor 
das competente Landedgericht gehöre, 

Nach) dem Antrage der Commiffion wurde hierauf S. 149. bes 

ſchloſſen: | 
| „dem Bittiteleer — — — zu eröffnen, daß feinem vorliegenden 
Geſuche von hieraus nicht zu entfprechen flehe, indem die Aus⸗ 
einanderfeßung des Kur⸗ und Öberrheinifchen Sreisfchulden- 
weſens dermalen noch lediglich zwifchen ven betheiligten hoͤch⸗ 
fien und hohen Regierungen verhandelt werde; da aber zu 
denfelben auch die Grßhrzgl. Heflifche gehöre, es ihm über- 

laffen bleibe, an Höchftdiefelbe fich zu wenden,” 

5) W. 3. Lindt. 

‚Ueber eine (No, 33. ded Eingabenregifterd) Eingabe des Handels» 
mannd Wolfgang Julius Lindt zu Frankfurt a. M. in eigenem Namen 
und im Auftrag feiner uͤbrigen Miterben des Jakob Lindt dafelbft, weil 
deffen Nachlaß nicht eher auseinandergefeßt werben koͤnne, bis man 
wiffe, woran man mit den dazu gehörigen Kapital und Binfenfor- 
derungen an ben vormaligen oberrheinifchen Reichskreis fey, und er 
daher bitte, hohe B. V. wolle geruhen, zu Erledigung des Schulden- 
weſens dieſes Rheinkreiſes geeignete Maßregeln anzuordnen, erſtat⸗ 


1842. 


294 Abth. II. Abfchn. 3. 6. XL. — A. Erldgte Fälle. 


tet der Kurfuͤrſtl. Heffifche Gefanhte Namens der Reclamationscommiſ⸗ 
fion 1842, in Sess. XXV. 6. 277. ©. 604, Bortrag. 

In dem Haupt» Schuldenetat des ehemaligen Oberrheinifchen Kreis 
ſes fänben fi) unter bem Namen von Jakob Eindt zwei Forderungen 
als liquid aufgenommen, im Kapitalbetrage von 3,500 und 2000 
Gulden 3. W.; dad Intereffe der Erben deſſelben an dem fraglichen 
Schuldweſen ſtehe fomit außer Zweifel. — Referent reaffumirt fobann die 
in den legteren Jahren über diefes Schuldenwefen im Allgemeinen ges 
pfiogenen Verhandlungen (f. oben) und fucht hieraus darzuthun, daß 
unter biefen Umftänben die erbetene Anorbnung von Maßregeln zur 
Erledigung der in Rede befindlichen Angelegenheiten bermalen noch _ 
nicht als erforderlich erfcheine. 

Auf Antrag der Commiſſion wurde hierguf ebendafelbft, ©. 605. 
befchlofjen : 

„dem Bittfleller zu feiner Beruhigung von dem bermaligen 
Stand der Sache, welcher zur Hoffnung halpiger Erledigung 
bererhtige, durch Wermittelung des Gefandten ber freien Stat 
Frankfurt Narhricht geben zu laſſen.“ 


A. Schreiben vom 22. November 183". 


(Siehe Prot. v. 3.1838, Seas. 1. 5.8.8.7. Band I. &. 478. Band U. ©. 7T1.) 


An die hohe PVeutſche Bundesverfaumlung! 


„Durch die Befchlüffe Einer hohen Deutfhen Bundesverfamms- 
lung vom 12. Suli 1832 und 12. Mai 1834 ift und die austraͤgal⸗ 
gerichtliche Entfcheidung von vier verfchiedenen Hauptfragen, welche 
fi) bei der Auseinanderfegung des Schulden- und Penfiondmefens 
der vormaligen heiden Rheinkreiſe als flreitig herausgeſtellt hatten, 
unter Bezeichnung ber bei jeber diefer vier Fragen betheiligten und ſich 
gegenüberfiehenden Regierungen aufgetragen worden.“ 

„Wie haben über jede diefer vier. Sragen procefjualifche Verhand⸗ 
lungen eingeleitet, e&. bat aber nur über die erite, Britte und vierte 
Hauptfrage ein bis zum Schluß geführtes. gerichtliched Verfahren flatt 
gefunden; dagegen hat in Betreff der zweiten Hauptfrage bie Groß⸗ 
berzoglich= Heflifche Regierung durch ihren Anwalt erflären laflen, daß 
fie ipren Anfpruch auf Entfchädigung für mehr geftellte Feld- Artillerie, 
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we nigſtens vor der Hand und bis zur Entſcheidung der erften Haupt⸗ 
frage, nicht verfolgen wolle. Da nun auf die Benachrichtigung der An» 
wälte der hiebei betheiligten Regierungen mehrere berfelben in die einft- 
weilige Suspenfion der gerichtlichen Erörterung biefer Frage ausdruͤck⸗ 
lich eingewilligt haben und Feine berfelben ſich dem Antrag der Groß 
herzoglich Heffifchen Regierung auf eine beflimmte Weife widerſetzt 
hat, fo war dad Austrägalgericht nicht ih der Luge, weitere Verhand⸗ 
lungen über diefe Frage zu veranlafien, fondern hat fich auf das gerichte 
liche Verfahren über die drei arideren Fragen beſchraͤnken müffen.” 

„Barum nicht innerhalb Jahresfrift von der Zeit der Einreichung 
der Klagefihriften an, die Erledigung durch Erkenntniſſe habe erfolgen 
können, haben wir in einem ehrerbietigen Bericht vom 10, Novbr. 
1830 angögeiät.“ 

Auf den Grund der gefehloffenen Verhandlungen haben wir nun, 
ſobald und ſolches möglich geworben, in Betreff der erfien Hauptfrage 
den „%. Novbr., über die dritte Hauptfrage den 43. Novbr., und Über 
die vierte Hauptfrage den 22. Novbr. d. 3. Urtheile gefällt, und bie 
Einleitung getroffen, daß deren Ausfertigungen theild den von ben 
betheiligten Regierungen bevollmädhtigten, and beziehungsweife für 
fie von Amtöwegen aufgeftellten Anwälten, theild ben Regierungen 
ſelbſt durch Die betreffenden Bundestagsgeſandtſchaften zugefertigf 
werben.” 

„Unter Wieberanfchluß der von der hohen deutſchen Bundesver⸗ 
fammlung und mitgetheilten Alten und mit den von und gefammelten 
Alten uͤber die zur Sprache gekommenen verfchiebenen Fragen, in fuͤnf 
Specialfascikeln beftehend, legen wir nım der hoben beutfchen Bun⸗ 
desverſammlung unfere Erkenntniſſe nebft Entſcheidungsgruͤnden, mit 
folgenden Bemerkungen ehrerbietig vor.’ 

„I Bon den neun verfchiebenen Fragen, welche in Betreff des 
Schulden: und Penfionswefens an die hohe deutſche Bundesverſamm⸗ 
Iung, als einer verfaffungsmäßigen Erledigung bedürfend, gebracht 
worden find, iſt zwar die erfle nicht zur austrägalgerichtlicher Entſchei⸗ 
dung verwiefen, jedoch den betheiligten Regierungen bei der fimften — 
für uns dritten — Frage überlaffen worden, über die erfte Frage zum 
Zwecke ebenmäßiger richterlicher Entfcheivung das Geeignete auszu⸗ 
füheen. Da nun der Gegenftand ber erften Frage wirklich bei der fünf: 
ten Stage mit beftimmten Anträgen zur Erörterung gebracht worden 
it, fo haben wir und auch Der Entſcheidung diefer Frage unterzogen, 
übrigens diefelbe wegen de3 genauen Zufammenhangs der erften mit 
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ver fünften Frage an bie Entfcheibung für die fünfte — für uns dritte 
— Hanptfrage geknüpft.” 

„2) In Betreff ver ald dritten, und vorgelegten fünften Frage ift 

neben dem, daß wir und im Allgemeinen darüber ausfprechen follten: 
Ob die gegenwärtigen Befiger der auf dem linfen Rheinufer 
gelegenen Kreidlande die Schulden beider Rheinkreiſe antheis 
lig zu übernehmen verbunden ſeyen? 

weiter von und gefordert worden, zu beftimmen: 
Ob und in welchem Berhältniffe fammtliche Kreisfchulden auf 
die Befiger der auf dem rechten Rheinufer gelegenen Kreis⸗ 
lande zu übertragen feyen ?” 

‚Bir haben über die Loͤſung dieſer weiteren Frage eine forgfältige 
Berathung angeftellt, aber, wie wir ſchon in unferen Entſcheidungs⸗ 
gründen ausgeführt haben, und überzeugt, daß eine dermalige gericht 
liche Feſtſtellung des in Frage ſtehenden Verbältniffes, befon- 
ders in fofern fie jet fehon an die Aufftellung eines die Vorfrage ent⸗ 
fcheidenden Princips gelnüpft werben ‚follte, nicht in der Intention 
der im Streit befangenen Regierungen felbft liege. — Namentlid 
würde eine Verhandlung und Entfcheidung darum hier nicht ausfuͤhr⸗ 
bar gemwefen ſeyn, weil das in Frage ftehende Verhaͤltniß nur die auf 
klagender Seite flehenden, nicht aber die beflagten Regierungen bes 
rührt, unter den erfieren aber noch Feine Verhandlung eingeleitet 
werben fonnte, Eine Entfcheivung über das bezeichnete Berhältniß er⸗ 
fcheint überhaupt noch nicht als hinreichend vorbereitet, infofern naͤm⸗ 
lich bei Vertheilung der fraglichen Schulden unter die Befiger der 
rechtörheinfeitigen Kreis⸗ und Entſchaͤdigungs⸗Lande wieder die vers 
fehiedenartigften Verhältniffe zur Sprache kommen koͤnnen, bei deren 
jedem andere Regierungen fi gegenüber fliehen, zur Zeit aber uns 
noch nicht befannt geworden ift, welches der möglicher Weiſe in An⸗ 
wendung kommenden Berhältniffe unter den rechtsrheinfeitigen Res 
gierungen und welche hierauf fich beziehende befondere Trage beftritten 
fen, auch welche Regierungen ed feyen, die in Abficht auf die zu ent« 
ſcheidende befondere Frage betheiligt find,“ 

„Auch über die Frage: 

Ob fämmtliche Kreisfchulden auf die Beſitzer der auf der 
rechten Rheinfeite gelegenen Kreisländer zu übertragen ſeyen? 
waren wir ein Erfenntniß zu fallen zur Zeit verhindert, weil uns der⸗ 
malen noch nicht befannt ift, zwifchen welchen Betheiligten und wor⸗ 
über, nach Entfcheidung der Vorfrage, dießfalls ein Streit obwaltet, 
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und die beſtimmte Bezeichnung ber Parteien in diefer Beziehung, na« 
mentlich bei der Beſtimmung des $. 84. des Reichsdeputations⸗Haupt⸗ 
ſchluſſes von 1803, von größtem SIntereffe iſt.“ 

„Wir glauben hoffen zu dürfen, daß durch die uns zunächft aufge 
gebene Seftftellung der allgemeinen Grundfäge, die Uebernahme der 
Kreisſchulden betreffend, der Weg zu gänzlicher Erledigung bes rheini⸗ 
fhen Kreisichuldenwefend gebahnt werde, ohne daß ed einer gericht- 
lichen Erledigung aller fpeciellen, auf die Anwendung ſich beziehenden 
Fragen, welche noch nicht möglich war, bedürfen werde. — Sollte in 
deffen gleichwohl nicht auf Dem Wege der Uebereinfunft der betheiligten 
Regierungen jene Erledigung zu erreichen ftehen, fondern ein weiteres 
austrägalgerichtliches Werfahren erfordert werden, fo haben wir über 
deflen Anoronung den weitern Weiſungen ber hohen deutfchen Bun⸗ 
deöverfammlung entgegen zu fehen, um hiernach ein folches Verfahren 
über diejenigen Punkte und zwifchen denjenigen Parteien, welche uns 
als diejenigen werden bezeichnet werden, woruͤber und zwifchen welchen 
Berhandlungen ftatt finden, und eine Entfcheidung gegeben werben 
ſollte, einleiten zu können.” 

„3) Die fechfte und fiebente Frage, worüber ohnehin Feine abgefon- 
derte Entfcheidung von uns gefordert worden ift, find von den bethei« 
ligten Regierungen nicht einmal fo weit zur Erörterung gebracht wor« 
den, daß wir veränlaßt worden wären, hierhber uns auf eine Weife zu 
außern, welche für die Erledigung diefer Fragen normgebend werden 
koͤnnte.“ 

„Eben ſo wenig iſt uns 

4) ein Anhaltspunkt gegeben worden, über die Frage, wer die For⸗ 
derung des Muͤnzwardein⸗Adjuncten Diese zu vertreten habe, und 
über das BVertretungsverhaltniß und befonders auszufprechen, obgleich 
bie erftere Frage in der Entfcheivung der dritten Hauptfrage ihre Bes 
antwortung findet. — Hierüber haben wir in den Entſcheidungs⸗ 
gründen, die dritte Hauptfrage betreffend, unfere Anficht umftändlicher 
ausgeführt.‘ 

Stuttgart den 22, November 1837. 

Die zum Königlih Würtembergifchen Obertribunal 
verorbnete Präfident, Director, Räthe und 
Affefforen.. 

(unterz.) Gaisberg. 
vdt. Heyd. 
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B. Urtheit 
über die erſte Hauptfrage. 


(Siehe Prot. v. 3. 1838, Bess. I, 5.8. S. 9. Band I. S. 478, Band I. S. 2777.) 


— — 


„In der Austraͤgalſache zwiſchen den Kronen Preußen, Bayern, 
Hannover und Wuͤrtemberg, den Großherzogthuͤmern Baden, Heſſen⸗ 
Darmſtadt und Sachfen-Weimar- Eifenach, den Herzogthuͤmern Sache 
fen» Eoburg- Gotha, Naffau und Oldenburg, dem Fuͤrſtenthum Waldeck, 
der Sandgraffchaft Heſſen⸗ Homburg, und der freien Stadt Frankfurt 
einer — und dem Kurfürftenthum Heflen anderer Seits, betreffend 
das Schulden= und Penfiond-Wefen der vormaligen beiven Rhein⸗ 
kreiſe, hier insbeſondere die auf austrägalgerichtliche Entfeheidung aus« 
geſetzte Erſte Bauptfrage, erfennt dad Koͤniglich Wuͤrtembergiſche 
Obertribunal aus Auftrag und im Namen der hohen Deutſchen Bun⸗ 
desverſammlung fuͤr Recht: 

daß die Kurheſſiſche Regierung wegen des von Heſſen⸗ 
Caſſel im Jahr 1795 abgeſchloſſenen Separatfriedens ſich ber 
Verbindlichkeit nicht entziehen koͤnne, die von dem Oberrheini⸗ 
ſchen Kreiſe uͤber das Ordinarium von 2% Simplis von 1796 
bis 1799 ausgeſchriebenen Roͤmermonate zu bezahlen, und an 
der Tilgung ber in dieſer Periode aufgenommenen Schuldcapi⸗ 
talien Theil zu nehmen, vielmehr zur Nachzahlung jener rüd- 
ftändigen Römermonate fammt Binfen zu fünf vom Hundert, 
je von der Verfallzeit an, und zur Theilnahme an den gedach⸗ 
ten Kreibſchulden verbunden ſey.“ 

„Auch bat die Kutheflifhe Regierung ihren Gegnern die 
Koſten des audträgalgerichtlichen Verfahrens zu erftatten.” 

„So beichloffen in der Plenarfigung des Königlich Wuͤrtembergi⸗ 
ſchen Oberteibunals zu Stuttgart, ven „5. Rovember 1837.” 

(unterz.) Gaisberg. 
vdt. Heyd. 


Entſcheidungsgründe. 
——— — 
§. 1. 
„Der Kurſtaat Heſſen wird wegen Verpflichtungen in Anſpruch genom⸗ 
men, welche aus ſeiner unbeſtrittenen Eigenſchaft des Herrn Landgrafen von 
Heſſen-Caſſel als Reichsſtandes und Mitgliedes des Oberrheiniſchen Kreiſes 
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für die nun zu dem Kurheffifhen Staate gehörigen Heffen: Eaffel’fchen und 
Hanau: Münzenbergifchen Lande abgeleitet werden, und in Nömermonaten, 
bie in. den Jahren 1796 bis 1799 von der Oberrheinifchen Kreisverſamm⸗ 
Inng ausgefchrieben wurden, und in einem Antheil au denjenigen Schuldcapi⸗ 
talien beftehen, welche in demfelben Zeitraum von dem Oberrheinifchen Kreife 
aufgennmmen worden find. 

§. 2. | 

Die Kurheffifche Regierung hat die Anerkennung diefer Verbindlichkeiten 
unter Berufung auf denjenigen Separatfrieden verweigert, weichen der Herr 
Landgraf von Heffen= Eaffel den 28. Auguſt 1795 mit der frangdfifchen Re⸗ 
publik abgefchloffen hat. 

Da aber die hiebei betheiligten übrigen Regierungen den hierauf von dem 
Kurftaate Heffen gebauten Befreiungsgrund widerfpradhen, fo ift Die Entfchei: 
dung ded hierüber entftandenen Streits, nach mißlungenem Vermittlungsver⸗ 
fuch, von der hohen deutſchen Bundesverſammlung durch Befchluß vom 12. 
Juli 1832 dem Königlich: Würtembergifchen Obertribuna! als Austraͤgalge⸗ 
richt aufgetragen worden. 

§. 3. 


Nach diefem Hohen Beſchluß hat das Austrägalgericht fih allein darüber 
auszufprechen: Ob Heffen= Eaffel, nunmehr Kurheffen, wegen des im 
Fahr 1795 abgefchloffenen Separatfriedend fih der Verbindrichkeit, 
die über das Ordinarium von 214 Simplis von 1796 bis 1799 
ausgefchriebenen Römermonate zu bezahlen, und an Tilgung der in 
diefer Periode aufgenommenen Schuldcapitalien Theil zu nehmen, 
entziehen Fünne? 

Don allen auf das Schuidverhäftuiß des Kurſtaats Heffen wegen der be 
zeichneten Gegenftände fich beziehenden Fragen ift ed dieſemnach nur eine ein: 
zige fpeciele Einrede des Kurſtaats Heffen gegen den von den betheiligten 
Regierungen gemachten Anſpruch auf die Erfüllung der gedachten Verpflich⸗ 
fungen, worüber die austrägalgerichtliche Entfcheidung gefordert wird, naͤm⸗ 
lich die Einrede, daß der Kurſtaat Heffen wegen ded erwähnten Friedens: 
fchluffes jene Verpflichtungen nicht zn erfüllen Habe, über melde in ber 
Hauptſache zu erfennen ift. 

$. 4. 

Hiernach bedarf es Feiner nähern Unserfuchung der Richtigkeit und Erheb: 
lichfeit derjenigen weiteren Gründe, welche von Seiten der. betheiligten und 
jest Elagenden Regierungen für ihren Anſpruch, fo weit fich diefelben nicht 
auf die Entkräftung der fraglichen Einrede beziehen, vorgebracht worden find, 
und wohin namentlid) die Ausführung zu zählen ift, daß der Herr Landgraf 
von Heſſen-Caſſel, welcher fich von dem Oberrheinifchen Kreife getrennt hafte, 
bei feinem im Sahr 1764 erfolgten Wiedereintritt die ausdrückliche Ver: 
fiherung ertheilt habe, in Zukunft alle feine Verpflichtungen. gegen den Kreis 
genay erfüllen zu wollen, 

& 5. 

Was num vorerft die factifche Grundlage der Kurheffifchen Einrede be: 

teifft, fo ift von Seiten der Flagenden Regierungen bie Thatſache des von dem 
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Herrn Landgrafen von Heffen : Eaffel den 28. Auguft 1795 zu Baſel abge: 
fehloffenen Separatfriedend mit Frankreich nicht in Abrede gezogen, und andy 
der Inhalt deffefben von beiden Parteien gleichföürmig angegeben worden. Nur 
die rechtliche Wirkung diefed Seyaratfriedend auf das Derhättniß des Herrn 
Landgrafen von Heilen :Eaffel zu dem Oberrheinifchen Kreife ift ed, worüber 
geftritten wird, indem die Hagenden Regierungen widerfprechen, daß die Kurs 
heffifche Regierung aus jenem Separatfrieden eine Befreiung von den aus 
dem gedachten Verhältniſſe fließenden Verbindlichkeiten für fich ableiten künne. 
Ueberdied behaupten diefelben, daß diefer Befreiungsgrund für die Kurheffifche 
Regierung jedenfalls in der Kolge wieder erloſchen fey. 


§. 6. 


Der von der Kurheffifhen Regierung vorgefhüste Separatfriede kaun 
nun derfeiben fchon nach gemeinrechtlichen Grundſätzen feine Befreiung ge: 
währen, nach welchen niemand ſich einer gegen einen Andern obhabenden vecht= 
lichen Verbindlichkeit Dadurch entheben kann, daß er mit einem Dritten einen 
Vertrag eingeht, deffen Bellimmungen mit jener Verbindlichkeit in Wider 
ſpruch ftehen, 

L. 74. L. 75. D. de div. reg. jur. 

L. 27. $. 4. D. de pactis. 

Ante omnia enim advertendum est, ne conventio in alia re faota, 

aut cum alia persons, in alia re, aliave persona noceat. 

Es würde daher, wenn auch der von dem Herrn Landgrafen von Heſſen⸗Caſſel 
mit Frankreich abgefchlofiene Separatfeiede an fich erlaubt, und nicht verboten 
gewefen wäre, damit doch die Verbindlichkeit zu Erfüllung früher gehabter 
Verpflihtungen keineswegs von felbft weggefallen, und daher die Behauptung 
der Kurheffiihen Regierung, daß der Herr Landgraf von Heffen: Caffel zu 
dem Ubfchluß des Friedens befugt gemwefen fey, für die vorliegende Frage nur 
dann von rechtlihem Werthe ſeyn Fünnen, wenn zugleich dargethan wäre, 
entweder, 

1) daß die damals eingetretenen DVerhältniffe denfelben der obgehabten 
Verpflichtungen gegen den Oberrheinifchen Kreis wirklich enthoben hätten, oder 

2) daß dur) fpätered Anerkenntniß der Betheiligten ihm die Erfüllung 
diefer Verpflichtungen nachgelaffen worden fey. 


. 7. 


Eine Enthebung dieſer Verpflichtungen, als Folge eines mit dem Abſchluß 
des Separatfriedens etwa geſchehenen Austritts des Herrn Landgrafen von 
Heſſen-Caſſel aus feiner Verbindung mit dem Oberrheiniſchen Kreiſe, wird 
nun aber, abgefehen für jest von der mweitern Frage, ob ein folcher Austritt 
aus dem Kreisverbande verfaffungsmäßig zuläffig geweſen wäre, von der Kur: 
heſſiſchen Regierung fo wenig behauptet, daß fie vielmehr ſowohl die fort 
dauernde Verbindung des Herrn Landgrafen von Heffen :Eaffel, und dann des 
Herrn Kurfürften, mit dem Deutſchen Reiche und mit dem OÖberrheinifchen 
Kreife, unummunden anerkannt hat. Dem ganzen Syſtem der Rechtöverthei- 
digung der beffagten hohen Regierung kann demnach nur die Geltendmachung 


des Rechtsſatzes unterflellt werden, daß zwilchen dem Dentfchen Reiche und 
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deffen Kreifen einer — und den Reiche: und Kreisftänden anderer Seite 
Pfliichten und Rechte gegenfeitig, und eines durch dad andere in der Urt be- 
Dinge gewefen ſey, daß, wenn der eine ‘Theil, fey ed durch weiche Umſtände es 
wolle, in die Lage verfeßt worden, feine Verpflichtungen gegen den andern 
nicht mehr erfüllen zu können, diefer andere Theil auch nicht mehr angehalten 
werden könne, feiner Seits dad Entfprechende zu leiften. Es ift nämlich außer 
Zweifel, daß nach der dentichen Reichöverfaffung, von welcher die Kreis: 
verfaffung nur ein Ausfluß war, Kaiſer und Reich verbunden geweſen feyen, 
den einzelnen Reichsftänden Schug gegen andwärtige Feinde zu gewähren. 
Don diefem Gefihtspuncte aus fünnte es fcheinen, daß das Vorbringen ber 
Kurheffifhen Regierung, womit diefelbe den von dem Herrn Landgrafen von 
Heffen Caffel mit Frankreich abgefchloffenen Separatfrieben aus den damals 
vorgelegenen Umfländen zu rechtfertigen bemüht ift, nicht fo ganz unerheblich 
fey. Denn der bisherige Erfolg des Krieges mit Frankreich, weicher befonders 
den auf der linken Seite des Rheins gelegenen Theil Deutfchlande Verhee⸗ 
rung und feindliche Befesung gebracht hatte, konnte einen Reichsfürften, deffen 
dem Kriegsſchauplatz nahe gelegenen Lande von dem gleichen Schiclfal fo fehr 
bedroht waren, zur fernern Theilnahme an dem Kriege gegen Frankreich nicht 
ermuthigen, befonderd nachdem felbft der Preußiſche Staat zu einem Separat- 
frieden mit Frankreich ſich bewogen gefunden hatte, und dadurch die Kräfte 
der deutfchen Vertheidigungsmittel geſchwächt worden waren, fo daß der Herr 
Landgraf von Hefien : Eaffel in dem Anfchluß an Preußen und dann in einem 
Separatfrieden mit Frankreich dad einzige Mittel dev Rettung feiner ange: 
ſtammten Lande und Unterthanen finden mochte, 


g. 8. 


Diefe an ſich untabelhafte Sorge für die eigene Erhaltung vermag jedoch 
die Anwendung des der Nechtövertheidigung der Kurhefiifhen Regierung zu 
Grunde liegenden, unter dem Namen der clausula rebus sic stantibus 
befannten Rechtögrundfages auf einen Fall, wie der vorliegende, nicht zu recht» 
fertigen; denn gerade für die Zeiten der gemeinfamen Gefahr hatten der 
Reiche: und Kreis: Verband, fo wie die davon abhängende Militärverfaffung 
die Beftimmung, dem Einzelnen, wie dem Ganzen Schup und die Mittel zu 
Erhaltung des Ganzen, und mit diefem ded Einzelnen zu gewähren; ed würde 
daher einen innern Widerfpruc mit dem Zweck des Reichöverbandes enthalten 
haben, wenn unter dem Vorwande der eigenen Gefahr der Einzelne ſich von 
dem Mitwirken zu Erreihung jened Zwecks, und von der Erfüllung feiner 
Pflicht hätte Iosfagen Eönnen. Daher durfte auch der Herr Landgraf von 
Heften: Eaffel fich feinen reichögefeslichen Verpflichtungen nicht entziehen, viel⸗ 
mehr mußte der damals ungünftige Erfolg des Kriegs eine um fo flärfere 
Aufforderung für ihn feyn, im ernften Zuſammenhalten aller Kräfte fämmt- 
licher Reichsſtände fich des gemeinfamen Feindes zu erwehren, und einen dag 
Ganze erhaltenen Frieden zu erfämpfen, — ein Zweck, deffen Erreihung das 
mals noch nicht unmöglich und noch nicht aufgegeben war, und der ſo Tange 
fortbeftand, als das Reich, mithin das Nechtsfubject, gegen welches die ein: 
zelnen Glieder deffeiben ihre Werpflichtungen zu erfüllen hatten, noch 
exiſtirte. 
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6. 9. 

Abgeſehen von diefen allgemeinen Grumdfäsen fällt der bellagter Seits 
vorgeſchutzte Separatfriede, wenn man benfelben insbefondere aus dem Ge: 
ſichtspunete der Reichsgeſetzgebung beurtheitt, unter den Begriff einer nicht zu 
Hecht beftehenden Handlung, fo weit derfeibe Beſtimmungen enthält, weiche 
die Heichdgefebe geradezu für unerlaubt erflärt haben. 

Es ift nämlich durch die Meichegefebe jedes Bundniß eines einzelnen 
Reichsſtandes mit einer fremden Macht, dad dem Reiche zum Rachtheil ges 
reichen Fünnte, und fogar die bloße Neutralität im Falle eined Reichskriegs, 
auf dad Beftimmtefte verboten worden. 

Schon der Reichsſchluß vom 7. October 1495 befagt: 

V. Auch folen Wir (Marimilian) und Unfer lieber Sohn Erzherzog 
Philipps, auch Unfer Kurfürften, Fuͤrſten und Ständ des Reiche ohne 
Wiſſen und Willen jährlicher Verſammlung, feinen Krieg oder Vaͤhd 
anfahen, noch einig Bündniß oder Einigung mit fremden 
Nationen oder Gewalten maden, die dem Reich zu Schaden, 
Nachtheil, oder zumider feyn möchten. 

In dem Reichsabſchied zu Regensburg vom 10. October 1641 ift $. 86. 
und 87. verordnet: 

Und demnach die von etlichen Ständen vor fih angemaßten Neu: 
tratitäten dem Römifchen Reich fehr fchädtih, den Feinden des⸗ 
felben aber zu Gontinwirung ded Kriege über die Maffen behülffs 
und vorträglich, zumalen ein jeder Kurfürft und Stand, vermög des 
Landfriedens, auch deffen Handhabung, und darauf fundirten Exe⸗ 
cutionsordnung, wie auch anderer NReichsconfkitutionen des H. Romi⸗ 
fhen Reich ſowohl vor auswärtig⸗ ald inmendigen Feinden mit und 
beneben Und, alfee Mögkichfeit nad befchirsen und defendiren zu 
helfen, auch die dazu nothwendigen Mittel pro quota beizutragen 
ſchuldig und verbunden ift, und um desmillen Kurfürffen und Ständ, 
anch der abmefenden Math, Botfchafften und Geſandten vor hochnoth⸗ 
wendig ermeffen, daß dergleichen angemafte Neutrakitäten expresse 
caffirt, abgeſchafft und Fräftigtichen verbatten würden, und ſolches um 
fo viel mehrere, alfbieweiten in den: Reichöverfaffungen nichts zu fin- 
den, daß einigem Stand, aus mas für Urfachen, Ehehafften und 
Noth daſſelb auch: ſeyn möchte, zugelaſſen worden, in allgemeiner 
Noch und Gefahr des Vaterlands, von dem andern ſich abzu- 
fondern. . 

Alſo fegen, ordnen und wollen Wir, daß nicht alfein die von 
etlichen Ständen angemaßte und unzuläffige hochſchädliche Neutra⸗ 
lität, darımter die von Und etlichen Kur- und Fürftlichen Wittiben 
befchehene Verwilligung nicht gemeint ganb und zumahlen auffgehebt 
feyn folle, allermaſſen Wir folche hiemit und in Krafft dieſes gänz- 
lich aufheben, fondern daß auch hinfüro einiger Stand des Neiche, 
wer der auch feye, ohne Unfer Vorwiſſen und Genehmhaltung fi 
in dergleichen hochſchaͤdliche Neutralitäten nicht einlaffen folle. 

Auf gleiche Weife ift auch in dem MWeftphätifchen Frieden das Bündniß⸗ 
recht der Reicheftände befchränft worden; denn ed heißt in dem Osnabrücki⸗ 
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fchen Friedensinftrumente, Art. VIII, 8.2, und in der Münfterer Friedens⸗ 

ustunde, $. 63: 
Jus. faciendi inter se: ot cum exteris Foedera pro sua cujus- 
que conservatione et seocuritate singulis statibus perpetuo 
liberum esto, ita tamen, ne ejusmodi Foedera sint contra 
Imperatorem et Imperium pacemque publieam, vel hane in- 
primis transactionem, flantgue salvo per omnis juramento, 
quo quisque Imperatori et. Imperio obstrietus est. 

An diefen Reichdgrundgefeblichen Beftimmungen ift in der Folgezeit nichte 
abgeändert, vielmehr find dieſelben in ben Kaiſerlichen Wahlcapitulation von 
1711, Urt. VI, & 4, und noch in derjenigen des Kaiferd Franz II. vom: 
Sahr 1792 mit den Worten erneuert worden: 

So viel. die Stände. des Reihe belanget, foll denfelben allen und 
jeden, dad Recht, Bündniſſe unter fich und mit Auswärtigen zu 
ihrer Sicherheit und: Wohl au machen, der geſtalt frei: bleiben, daß 
ſolche Buͤndniſſe nicht: wider Uns, ben regierenden. Römifchen 
Kaifer und das Reich und wider den allgemeinen Bandfrieden, 
auch Münfter: und Ognabrüdifchen Friedensſchluß ſey, und daß dieß 
altes nach Laut defien, und unverletzt des Eydes gefchehe, wo: 
mit ein jeder Stand dem regierenden Römifshen Kaifer 
und dem heil. Römifhen Reich verwandt ift. 

Auch die angefehenften Lehrer des deutfchen Staatsrechts haben das 
Bündnißrecht der deutfchen Reichsſtände auf die angegebene Weife befchräntt. 

Pütter, Institut. juris puhl. Germ., $. 378. 379. 

Häberlin, Handbuc des deutfchen Staatsrechts, III, Thl. $. 379. 

Sdnner, deutſches Staatsrecht, $,.361. 

Schmid,. Lehrbuch. des gemeinen. deutſchen Staatsrechts, I. Abthl. 
$. 154. und die in Not. t angeführten Schriftfteller, 

& 10. 

Nach den angeführten Geſetzen erſcheinen gerade die: von der Kurheſſiſchen 
Regierung für.den Abſchluß des Separatfriedens angeführten Hauptrechtfer: 
tigungs : Gründe, wonach der Herr Landgraf von Heſſen-Caſſel; zu dieſem 
Abſchluß durch. die Noth, zur eigenen Erhaltung und Sicherheit gedrungem 
worden, ald ganz unftatthaft; denn fon der Reichdabfchied von 1641 Hat 
im $. 86. mit den Worten: 
| „aus was für Urfachen, Ehehafften und Noth 2.” 
den Fall der eigenen. Noth für eine unzuläffige Entfchuldigung erklärt. 

Wenn fodaun in dem Meftphätifchen Frieden das Recht. der Reicheflände: 
zu Abfchließung. von. Bündniffen 

„Pro sua cujusque conservatione ac. securitate‘* 
anerkannt wurde; fo iſt died nur mit der hieher gehörigen ausdrücklichen Be⸗ 
fhränfung und Bedingung gefchehen, daß ſolche Bündniffe nicht 

contra Imperatorem et Imperium paecemgue publidam 
gehen, ſondern pen.omnia. mit dem Eide vereinbar ſeyn würden: 

que. quisque. Imperatori et Imperio obstrietus est; 
Befchräntungen, welche noch in der neueften Wahlcapitulation wiederholt 
worden find. 
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6. 11. 


Wenn nun fchon die bloße Neutralität des Herren Landgrafen von Heſſen⸗ 
Caſſel mit den angezogenen Reichögefeben ganz unvereinbar war; fo müflen 
die weiteren in dem Separatfrieden vom 28. Auguft 1795 enthaltenen Be⸗ 
ſtimmungen noch viel mehr als eine offenbare Verlegung der Reichögefebe be: 
trachtet werden, in fo fern diefelben dem Reich zum pofltiven Nachtheil und 
auf gleiche Weife dem Reichefeinde zum wirklichen Vortheil gereichen mußten. 
Dapin gehört nicht nur die im Art. 1. im Allgemeinen dem Reichöfeinde zu⸗ 
geficherte 

amitie et bonne intelligence, 
fondern hauptfächlih die übernommene Verbindlichkeit, dad bereits geftelfte 
Eontingent von der Reihsarmee zurückzuziehen, und dem Reich alle und jede 
Hülfe, in was irgend diefelbe beftehen möchte, zu verweigern, deögleichen der 
Anſchluß an die Beftimmungen der zwifchen Preußen und Frankreich verab: 
rebeten bewaffneten Neutralität, innerhalb der bekannten Demarcationslinie, 
wodurch ſich auch der Herr Landgraf von Heſſen-Caſſel anheifchig machte, in 
fo weit, ald ed die Erhaltung der Neutralität innerhalb jener Linie erforderte, 
den Operationen der deutfchen Reichdarmee Hinderniffe in den Weg zu legen, 
und denfelben nöthigen Falls fogar offenen Widerftand zu feiften. Ueberdies 
ift durch den angezogenen Separatfrieden dem Reichsfeinde der factifche Beſitz 
von Reichsbeſtandtheilen, namentlich der Feſtung Rheinfeld, vertragemäßig 
zugeftanden worden. 
8. 12. 


Der von dem Herrn Landgrafen von Heſſen-Caſſel abgefchloffene Separat: 
frieden ift nach Vorftehendem nicht dazu geeignet, den Kurſtaat Heffen von 
den in Frage ftehenden Anfprüchen zu befreien, und es Tann hiebei nicht in 
Betracht kommen, daß der Herr Landgraf von HeffensEaffel durch Erfüllung 
feiner Verpflichtungen gegen dad Reich und den Oberrheinifchen Kreis fih in 
MWiderfpruch mit feinen gegen die franzöfifche Republik übernommenen Ver⸗ 
pflihtungen geſetzt haben würde; dem in den gleichen Widerfpruch iſt Höchſt⸗ 
derfelbe mit feinen Verpflichtungen gegen Kaifer und Reich und gegen den 
Oberrheinifhen Kreis gerathen, deren Erfüllung ald feiner Älteren und fort: 
beftandenen Verbindfichkeit in Abficht auf feinen neuen Paciscenten nur die 
Wirkung hätte haben fünnen, diefem das id quod interest dafür leiſten zu 
möüffen, wenn Höchftderfelbe feine neu übernommene Verbindlichkeit zu erfüllen 
durch die ihm mohlbefannt gemwefene ältere Verpflichtung ſich hätte verhindern 
laſſen. Ueberhaupt ift fchon oben $. 6. der allgemeine Grund angegeben wor⸗ 
den, warum der im Jahr 1795 von dem Herrn Landgrafen von Heffen : Eaffel 
abgefchloffene Separatfriede benfelben von feinen früheren Verpflichtungen 
gegen Kaifer und Reich nicht hätte befreien fünnen. 

$. 13. 

Eine folhe Wirkung der Befreiung ift aber auch in der Folge diefem 
Friedendgefchäfte durch Anerkennung von Seiten der hiebei betheiligten Re: 
gierungen nicht beigemeifen worden; denn möchte ed immerhin fenn, daß der 
Herr Landgraf von Heffen=Eaffel der Oberrheinifchen Kreisverfammiung den 
von ihm mit Frankreich abgefchloffenen Frieden förmlich befannt gemacht habe, 


% 
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fo würde biefer Umſtand nur in dem Falle einige Erheblichleis erhalten, wenn 
die Kreisverfammiung ſich dadurch bewogen gefunden hätte, von nun an den 
Herrn Landgrafen von allen Leiftungen zu den außerordentlihen Bedürfniffen 
des Kreifes freizufprechen. 

Es iſt jedoch, dieſes von der Kurheffiihen Regierung ſelbſt nicht behauptet 
worden, vielmehr ift hievon das gerade Gegentheil darin zu finden, daß der 
Herr Landgraf mit feinen Leiſtungen an außerordentlihen Römermonaten als 
in Rüdftand befindlih in den Kreisrechnungen nachgeführt worden ift. Auch hat 
die Kreisverfammlung den Proteflationenund Verwahrungen des Laudgräflichen 
Kreistagsgefandten gegen die Capitalaufnahmen überall feine Folge gegeben, 
und am wenigſten eine Freifprehung des Herrn Landgrafen von der Theil: 
nahme an den nach feinem Separatfrieden für den gefammten Kreid aufge: 
nommenen Schulden ausdrädtich befchloffen. Eine ſtillſchweigende Freifprechung 
aber kann nicht darein gelegt werden, daß der Landgräflihe Geſandte fort: 
während zu den Verhandlungen der Kreisverfammlung zugelaffen wurde; viels 
mehr ift die fortwährende Befchirfung der Kreistage von Seiten des Herrn 
Landgrafen ald die unzweideutigfte Erklärung zu betrachten, Daß derfelbe Durch 
feinen Separatfrieden von feinem reichöverfaffungsmäßigen Verhältniß zu dem 
Kreisverband keineswegs fi habe Iosfagen wollen, und diefem Verhältniß 
gemäß auch — felbft für den Fall, wenn feine Proteftationen und Verwahrun⸗ 
. gen, wie ed wirklich der Fall war, feinen Eingang finden follten — ſich den 
aus der Stimmenmehrheit hervorgehenden Befchlüffen der Kreisverfammlung 
unterworfen habe. Sonach bedarf ed Feiner nähern Unterfuchung, ob und zu 
weichen Capitalaufnahmen der Landgräfliche Kreisgefandte wirklich feine Zu: 
ſtimmung gegeben habe, oder nicht, und ob letzteres ſich nur auf ſolche Capita⸗ 
lien bezogen habe, welche die Tilgung älterer vor dem Jahre 1796 entflandes 
ner Kreisſchulden zum Zweck gehabt, auch ob der Landgräflihe Kreisgefandte 
bei feiner Theilnahme an den Kreistagsverhandlungen bloß auf die ihm nicht 
zugeflandene Rolle eines Rathgebers fich habe befchränfen wollen. 

.14. 

Auf gleiche Weife kann ſich die Kurheffifche Regierung nicht mit Beſtand 
Rechtens auf die nach dem mehr erwähnten Separatfrieden fortgefeßte und 
zugelaffene Verbindung des Herrn Landgrafen von Heffen= Eaffel mit dem Deut: 
fhen Reiche berufen ; denn zu einer Ausfchließung deſſelben mäte ein ganz an: 
dered Verfahren erfordertich, hiezu aber bei den damaligen Kriegszeiten nicht 
einmal der geeignete Zeitpunct vorhanden- gemefen. 

Eine Anerkennung derjenigen Wirkungen, welche die Kurheffifche Regie: 
rung an den gedachten Separatfrieden knüpfen will, läßt fich aber aus jener 
Zulaffung um fo weniger folgern, ald die Abfchließung des Separatfriedeng. 
von dem Reichdoberhaupt durch dad Hofdecret vom 18. September 1795 auf 
das Lautefte mißbilligt worden ift, und die Reichsverſammlung dem Inhalt 
dieſes Hofdecretd jedenfalls nicht widerfprochen, und noch vielmeniger eine 
Billigung und Genehmigung jenes Separatfriedens erklärt hat, von deren 
näherer Befchaffenheit vermitteift eines formlichen Reichsſchluſſes es alsdann 
erft abgehangen haben würde, ob dem Heren Landgrafen die auf ihn gefallenen 
Römermonate auf feine Eorreatität in Anfehung der KRreisfchulden wirklich 
habe erlafien werden wollen, 
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$. 16. 


Ehen fo wenig tft eine Genehmigung des Heffen: Eaffel’ichen Separat: 
friedend, und zwar mit den vor der Sinrheflifhen Regierung darein gelegten 
Wirkungen, durch den Reichöbepufations- Hauptfchluß vom 25. Februar 1803 
erfolgt. Denn wenn auch durch den $. 38. deffelben, Beſtimmungen, welche 
in den zwifchen dem franzöfifchen Gouvernement und einzelnen Reichsſtaͤnden 
abgefchtoffenen befonderen Verträgen enthaften find, Anerkennung gefunden 
haben; fo bezieht fich diefed jedoch bloß anf eine Modification des allgemeinen 
Sapes, weichem jener $. 38. gewidmet ift, daß nämlich die für ihre Beſitzun⸗ 
gen jenfeitd des Rheins entfchädigten Reichsſtände ihre ſowohl perfdnlichen, 
als die von erwähnten Befisungen herrührenden Schulden auf ihre zur ht: 
ſchaͤdigung erhaftenen Domänen und Renten zu übernehmen, und folche von 
denfeiben zn tilgen haben follen. Diefer Sat handelt alſo bloß von der Frage, 
wer die befondern Schulden einzelner an Frankreich abgetretener Ränder, wo: 
für deren vorige Beſitzer entfchädigt morden, zu übernehmen habe, um dag 
Merhättniß zmifchen Frankreich und den für ihren Verluſt entfchädigten Reiche: 
ftänden in Anſehung der befondern Schulden der abgetretenen Ränder zu re: 
guliren, worüber natürlich nur der mit Frankreich abgefchloffene allgemeine 
Lüneviller Friede, und die zwifchen Frankreich und einzelnen Reichsſtänden 
getroffenen befondern Uebereinkommniſſe die Norm an die Hand geben konnten, 
daher diefer 8. unter denjenigen 47 86. begriffen ift, weiche von den vermit: 
teinden Mächten zu Vollziehung des vorangegangenen allgemeinen Luneviller 
Friedensfchluffes an die Hand gegeben worden find; wo hingegen biejenigen 
Beftimmungen, welche die Verbindiichkeitsverhäftniffe der Reichs- und Kreis- 
ftände unter fih berührten, in dem bloß diefer Gattung von Berhältniffen 
gewidmeten Abfchnitt des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes fich befinden, ohne 
dag auch hier auf die Separat:Friedensfchlüffe hingewieſen wurden wäre, 
was ausdrücklich Hätte gefchehen müffen, wenn man hier denfelben einen Ein: 
fluß auf die Verhättniffe der Reihe: und Kreisftände unter fi hätte ein: 
räumen wollen. 

Es 1äßt fich demnach nicht ‘mit Grund behaupten, daß durch den Art. 38. 
des Neichödeputationd: Hauptfchinffes etwas Weitered habe anerkannt werden 
wolfen, ald die von einzelnen Reichsſtaͤnden mit Frankreich eingegangenen 
gegenſeitigen Verbindlichkeiten. 

Dagegen iſt eine Rückwirkung der Separat⸗ Friedensſchluiſſe einzelner 
Reichsſtände auf die nach denſelben für ſte erwachſenen Verbindlichkeiten an 
Kreis-Römer:-Monaten und Kreisſchulden, in der Art, daß dieſe Verbind: 
lichfeiten hätten aufgehoben werden mollen, überall nicht ausgeſprochen 
morden, 

§. 16. 


Kanu uun, nad dem Vorſtehenden, weder der Separatfriede von 17B5 
ſelbſt, noch dasjenige, was demſelben nachgefolgt iſt, die Kurheffiiche Regie: 
rang don denjenigen Anfprüchen befreien, welche von den klagenden Regierungen 
an fie gemacht worden find; fo Fann es nicht mehr darauf anlommen, mas 
von den klagenden Regierungen dafür, Daß der von der Kurheſſiſchen Regierung 
vorgefchüste Befreiungsgrund jedenfalld in der Folgezeit wieder für dieſelbe 
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verloren gegangen fen, Eheild antioipande ſchon im ber Klage, theils in der 
Replik wit Mehrerem angeführt worden iſt. 
Dahin gehört 


1) 


2) 


3) 


der bereits oben gewürdigte Umſtand, daß der Herr Landgraf von 
Heſſen⸗CEaffel auch nach Abſchluß des Separatfriedend an den Wer: 
Handlungen der Oberrheinifhen Kreisverfammiung dur feinen 
Kreistagsgeſandten thätigen Untheil genommen, unb zu den Bez 
ſchlüfſen derfeiben, die Einforderumgen außerorbentlicher Römer: 
mmate und die Aufnahme verzindlicher Capitalien betreffend, mit- 
gewirkt habe; 

baß der Herr Kurfurſt von Heſſen die Höchſtihm neben Kurmainz 
committirte Execution des Reichsdeputationd-Schlurffed vom 26. Febr. 
1803 und deffen Beflimmungen in den 6. 83 und 84, wonach die 
erigibein Ausftände ſowohl bei der General: als bei der Specialcaffe 
des Oberrheinifchen Kreifes beigetrieben, und die Capital: und Zins: 
ſchulden dieſes Kreifed, ohne zwiſchen den verfhiedenen Elaffen der: 
ſelben zu unterfcheiden, zur Ablöfung gebracht werden follten, an: 
genommen, und, mit Beifeitefegung feines jetzt erſt hervorgehobenen, 
dem feiner Kreismitftände entgegengefesten Intereſſe, nicht einmal 
einen Obmann fich erbeten habe; 

daß der Herr Kurfürft, in Volziehung der mit Kurmainz übernom: 
menen Reichd : Erecutionscommiffion,, die Kreisftände, unter Hin: 
meifung auf die von dem Kreis:Obereinnehmer Belli gefertigten 
Ausflandetabellen, zu Entrichtung ihrer Rückſtaͤnde oder zu Zor- 
bringung rechtlicher Entfchnidigungsgründe innerhalb zweier Monate 
durch feinen hiezu abgeordneten Suabdelegationscommiſſarius auffor: 
dern laffen, aber innerhalb diefed Termins weder gegen die Richtigkeit 
jener Ausftandstabellen, in welchen der Herr Kurfürft felbft mit den 
hier in Frage flehenden Rücftänden an Kreis: Römermonaten auf: 
geführt gewefen, einige Einwendung, noch gegen feine Verbindlichkeit 
die jet erſt geltend gemachte rechtliche Entſchuldigung vorgebracht 
habe; 


4) daß Hochſtderſelbe die Handlungen bes vormaligen Königs von Wert: 


phaten, welcher als Inhaber der Heſſen-Caſſelſchen Lande deren An: 
fheit an den Oberrheinifhen Kreisfhulden anerfannt, und neue 
Obligationen dafür ausgeſtellt Hatte, durch Einloſung der Älteren 
Obligationen und Ausftellung anderer Verſchreibungen fortgefebt habe. 


Was es auch für eine Befchaffenheit mit den diefen Behauptungen zum 
Grunde gelegten Thatfachen haben möchte, und weiche rechttiche Bedeutung 
man auch denfelben beizulegen verfucht ſeyn könnte, fo fan nach dem Ergeb: 
niß der vorangeftellten Unterfuchung eine befondere Würdigung diefer Magender 
Seits weiter zu Begründung des Klaganfpruchs vorgebrachten Behaupfungen 
hier unterbleiben. 


$. 17. 


Wenn hiernach die von der Kurheſſiſchen Regierung aus dem Separat: 
fetedben vom Jahr 1795 entnommene Einrede gegen die Erfüllung der für den 
Herrn Landgrafen von Heflen= Eaffel erwachſenen Verbindlichkeiten gegen bie 


20 * 
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Oberrheiniſche Kreiscaffe nicht ald begründet angenommen werden kann; fo 
folgt hieraus, daß diefelbe insbefondere für fchuldig zu erklären ſey, auch die: 
jenigen dreißig Kreid-Römermonate, deren Erhebung von der Oberrheinifchen 
Kreisverſammlung in-den Jahren 1796 bis 1799 neben dem gewöhnlichen 


jährlihen Duantum von 214 Simptis zu Beſtreitung außerordentlicher Aus: 


gaben der Generalcaffe befchloffen worden war, und zwar ſammt Verzugs⸗ 
zinfen zu fünf vom Hundert je von der Verfallzeit an, nachzuzahlen, ohne daß 
bier zu unterfuchen wäre, ob diefe Ausgaben fi auf die Führung und Forts 
fesung des Kriegs gegen Frankreich bezogen haben oder nicht, weil nach dem 
bereitö Angefühzgten die von dem Herrn Landgrafen von Heſſen⸗Caſſel gegen 
die franzoͤſiſche Republik übernommenen Verpflichtungen hier in keine Betrach: 
tung fommen fünnen. 
$. 18, 


Aber auch zur Theilnahme an den von dem Oberrheinifchen Kreife in der 
bezeichneten Beitperiode aufgenommenen Schuldcapitalien muß die Kurheſſiſche 
Regierung verurtheilt werden, wenn gleich die Schlußbitte in der Klage eines 
hierauf gerichteten Anſpruchs der Elagenden Regierungen nicht namentlich er: 
wähnt; denn die Verbindlichkeit des Kurſtaats Heſſen zur verhältnißmäßigen 
. Mittragung jener Kreisfhulden geht fchon aus demjenigen hervor, mas über: 
Haupt und im Allgemeinen von den Verpflichtungen des Herren Sandgrafen von 
Heſſen-Caſſel gegen den Oberrheinifchen Kreisverband gefagt worden; dieſe 
Verpflichtungen haben fih nämlich auf alle verfaffungsmäßig anerlannten De: 
bürfniffe des Kreiſes und auf die Herbeifchaffung der zu Beſtreitung derfelben 
erforderlichen Mittel bezogen, und dazu haben die Aufnahmen verzinslicher 
Gapitalfchulden eben fo gut gehört, als die Ausfchreiben von Römermonaten, 
befonders fo weit das letztere Mittel wegen ber Säumigkeit mehrerer Kreis: 
ftände ſich ald unzureichend herausftellte. 

Sodann ift das Austrägalgericht durch den hohen Bundestagsbeſchluß 
vom 12. Juli 1832 ausdrüdtich angewiefen worden, auch darüber zu erfen- 
nen, ob Heffen: Eaffet fih der Theilnahme an Tilgung der in dem Zeitraume 
von 1796 bis 1799 aufgenommenen Schuldcapitalien entziehen Fünne. Ueber: 
dieß find die klagenden Regierungen von der Abficht, den Kurftaat Heffen von 
der Theilnahme an den Kreisfchulden freizulaffen, fo weit entfernt gemefen, 
daß fie vielmehr deffen Verbindlichkeit zur Concurrenz S. 95 und 123. der 
Klagefchrift ausdrüdtich zur Sprache gebracht haben; daher hat die Kur: 
Heffifche Regierung in ihrer Antwort auf die Kiagefchrift, und zwar in ber 
Schlußbitte, wörtlich darauf angetragen, zu erkennen: 

daß Heſſen-Caſſel, nunmehr Kurheffen, nicht verbunden ſey, an Til⸗ 
gung der in der Periode von 1796 bie 1799 aufgenommenen Schuld: 
capitalien Theil zu nehmen. 

Das Austrägaigericht hat daher an der Abficht beider Theile, daß hier: 
über entfchieden werde, nicht zweifeln dürfen. 


$. 19. 


Aus allen vorftehenden Gründen hat dad ermählte Austrägalgericht in der 
Hauptfache zu erkennen beſchloſſen: 
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daß die Kurheffifche Regierung wegen des von Heſſen-Caſſel im 
Jahr 1796 abgefchloffenen Separatfriedens fh der Verbindlichkeit 
nicht entziehen Fünne, die von dem Oberrheinifchen Kreife über das 
Ordinarium von 21, Simplis von 1796 bie 1799 ausgefchriebenen 
NRömermonate fammt Binfen zu fünf vom Hundert, je von der Der: 
falfgeit an, zu bezahlen, und an der Tilgung der in diefer Periode 
aufgenommenen Schuldeapitalien Theil zu nehmen. 


$. 20, 


Was endlich den Koftenpunct anbelangt, fo hat man den von der Kur: 
heffifihen Regierung angeführten Gründen Feine ſolche Erheblichkeit beimeffen 
Eönnen, daß ſolches nach deu beftehenden Rechtsgrundſätzen eine Eompenfation 
der Koften hätte zur Folge haben müffen. 


Zur Beglaubigung 
Heyd, Kanzleivorftand.‘ 


C. u et heil 
über die dritte Hauptfrage. 


(Siehe Prot. v. I. 1838, Sess. 1.8.8. ©. 19; — Band I. S. 478; Band IL S. 777.) 





„In der Austrägalfache zwifchen den Seronen Hannover und Wuͤr⸗ 
temberg, dem Kurfürftenthbum Heffen, ven Großherzogthümern Baden 
und Sachfen-Weimar, dem Herzogthum Naflau, dem Fürftenthum 
Walde und der freien Stadt Frankfurt an einem — und den Kronen 
Preußen und Bayern, dem Großherzogtbum Heſſen, den Herzog.’ 
thümern Sacfen-Coburg- Gotha und Oldenburg, und der Landgraf⸗ 
ſchaft Heffen- Homburg am andern Theil, betreffend das Schulden» 
und Penfionswefen ber vormaligen beiden Rheinkreiſe, hier insbeſon⸗ 
dere die durch die hohen Bundestagsbeſchluͤſſe vom 12. Juli 1832 und. 
12. Mai 1834 zur.auöträgalgerichtlichen Entſcheidung auögefegte dritte 
Hauptfrage, erkennt dad Königlich Würtembergifche Obertribunal aus 
Auftrag und im Namen der hohen deutſchen Bundesverſammlung: 

daß die gegenwaͤrtigen Beſitzer der auf dem linken Rheine. 

ufer gelegenen vormaligen Kreiöländer.. bie Schulden beiber: 
Rheinkreife antheilig zu übernehmen, und die von den vorma= 
ligen Kreisſtaͤnden bis zum Jahre 1802 ausgefchriebenen: Roͤ⸗ 
mermonate und Partitiengelber nachzuzahlen nicht ſchuldig ſeyen. 
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Die von den betheiligten Megierungen anf bad ansträgal« 
gerichtliche Werfahren aufgewendeten Koſten haben biefelben 
ohne Erfag ſelbſt zu tragen. 

So befchloffen im Plenum des Königlid) Würtembergifchen Ober: 
teibunals, Stuttgart, den +4. November 1837. 
(unterz.) Gaisberg. 
vdt. Bolley.“ 


— — — .. 


Entſcheidungsgründe. 


§. 1. 

Nah den Beſchlüſſen der hohen deutſchen Bundeöverfammlung vom 
12. Juli 1832 und 12. Mai 1834 Hat das zum Austrägalgericht beftelite 
Königlich: Würtembergifche Obertribunat zu entfcheiden: 

ob die Schuiden beider Rheinkreife von den gegenwärtigen 
Beſitzern der auf dem linken Rheimufer gelegenen Kreislande an: 
theilig zu übernehmen feyen? ‚ 
oder 

ob ſaͤmmtliche Kreisfchulden auf die Befiger der auf der rechten 
Rheinfeite gelegenen Kreislande zu übertragen ſeyen? 
Im letzteren Kalle: 
in welchem Verhältniſſe ſämmtliche Kreisſchulden auf die Be⸗ 
fltzer der auf der rechten Rheinſeite gelegenen Kreislande zu über: 
tragen ſeyen? 

. u: wie fern bei dieſer Uebertragung aud bie Sacſchaͤbigungolande in 
Concyrrenz zu ziehen fenem, Denüher wird weiter unten das Näthige geſagt 
werben. 

' 8. 2. 


Nach ber Faffung obiger Fragen ftehen fih, mit Ausnahme von Defter- 
reich, Frankreich und der Schweiz, welche Meine Parzellen der vormaligen 
beiden Rheinkreiſe inne haben, tmd an dem vorfiegenden Streite Feinen Theit 
nehmen, bie zum Deutſchen Bunde gehörigen vormaligen Kur- and: Oder 
rheinischen Kreis⸗ und: beziehungsweiſe Entſchaͤdigungslande, it. fd niit Red 
auf der vechten und auf der Linken Rheinfeite gelegen find, und deren gegens, 
wärtige Beſitzer in Abſicht auf die Frage gegenüber, ob die vechte Rheinfeite- 
die Schulden beider Kreife allein zu übernehmen, oder ob die linke Kheinfeite, 
als wenn der Kreisverband noch beftünde, ihren verhäftnißmäßigen Theil, wie 

ſraher vor dem Kriege mis Frankreich, OLB zu tragen abe, I 
VE EEE 

Num fino: vom mehrere ber bei dieſem Streite bethemnen CEhaatsredie— 

rungen zugleich ins Beſitze von Kreislanden auf; der Ken und anf: ber rechten 
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Rheinfeite, daher bei dieſen ein Conflict entgegenſteheuder Intereſſen eingetreten 
ift. Aber auch bei Biefen dt eine Enticheidung ber vorgenannten Fragen wegen 
der verſchiedenen Groͤße des Intereffe für die eine oder die andere Beantwor⸗ 
tang obiger Fragen wöthig, und ed has ſich aus der Verſchiedenheit dieſes 
Intereſſe nud aus den hierauf gebauten Erklärungen der einzelnen Regierungen 
ergeben, welche derfeiben einander gegenüber flehen. 

Hiernach iſt auch die Stellung ver beteiligten Regierungen vom der hoben 
deutihen Bundesverſammlung dem Wadträgaigerichte bezeichnet werben, un: 
beichadet des Rechts da einzelnen Regierimgen, anf die entgegengeſetzte Seite 
au treten. 

Es hat jedoch keine derfelben von diefem Nechte Gebrauch gemacht. 


q. 4. 


Durch die Beſitzveränderungen, welche die auf der linken Rheinſeite ge⸗ 
legenen Kreislande betroffen haben, iſt jedenfalis ein factiſcher Zuſtand ber 
Befreiung derſelben von der Theilnahme an den Kreisſchulden eingetreten. 

Sofern nun die dermaligen Beſitzer derſelben einen Theil der ſämmtlichen 
Kreisſchulden zu übernehmen rechtlich gendthigt werden ſollen, find fie ed, 
von welchen etwas gefordert wird; und die Beſitzer der vechtöcheinifchen Kreis- 
Iande und Entfchädigungsobjecte, welche ohne diefe Theilnahme des linken 
Rheinufers anerfanntermaßen die gefammten Kreisfchulden allein zu tragen 
hätten, find ed dagegen, welche an die Inhaber der linksrheinſeitigen ehe⸗ 
maligen Kreislande die Theilnahme an diefen Kreisfchulden fordern. Daher 
hat das Austrägalgericht, welchem die Austheilung der Parteirollien überlaſſen 
worden ift, den Beſitzern der rechtörbeinfeitigen ehemaligen Kreislande die 
Stellung der Kläger anmweifen müffen. 

$. 5. 

Der Anfpruch der Flagenden Staatsregierungen wird darauf gebaut, daß 
die in Frage ſtehenden Kreisſchulden auf den linksrheinſeitigen Kreisgebieten 
eben ſo gehaftet hätten, wie auf den zur rechten Rheinſeite gehörigen Kreis⸗ 
landen, und als wahre Landesſchulden mit dieſen Landen auf deren nachfol⸗ 
gende Beſitzer übergegangen ſeyen, ohne daß die Beſttzveränderung aw dem 
Schuldverhaͤltniſſe etwas geändert hätte, mithin dieſe Schulden auch von den 
dermaligen Regierungen diefen Lande, den Beklagten, mit vertreten werden 

müßten. 
S 6. 

Es laͤßt ſich nun allerdings nicht in Abrede ziehen, baß, nad allgemeinen 
Grundſatzen des Staats- und Volkerrechts, in der Regel die Schulden eines 
Landes auf demſelben bis zu deren Tilgung fortwährend haften, welche Ver: 
änderungen auch in der Perfon des Regenten diefed Landes vorgehen mögen; 
daß demnach Schuldverhäftniffe diefed Landes, wenn Ile einmal rechtlich be: 
gründet find, durch einen Wechfel des Regenten nicht vernichtet werden Fön: 
nen, fondern von jedem Regierungsnachfoiger anerlannt werden müffen.. 


7: 
7 kann ferner einem gegründeten Zweifel: nicht unterworfen werden, daß 
Schalden, weiche von bes derfaſſungs maßigen Behdrde einer einzelnen Probinz 
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eined ganzen Staats, fen ed nun für Zwecke des ganzen Staats, oder diefer 
einzelnen Provinz, contrahirt worden, als mahre, diefe Provinz wirklich af: 
cirende, auf dem ganzen Compier derfeiben haftende Schulden betrachtet wer: 
den müffen, und daß diefer Grundſatz auch auf die Schulden der vormaligen 
Reichskreiſe anzumenden fey, indem die Kreisverfaffungen zu dem Organismus 
der deutichen Reichsverfafiung gehörten, zu Erreihung der Staatszwecke des 
ganzen Reiches ſowohl, ald der einzelnen Kreife dienten, ber hiezu erforder: 
liche Aufwand Daher von den betreffenden Kreisangehärigen aufgebracht wer: 
den mußte, mithin auch die Megenten der einzelnen Kreislande berechtigt 
waren, zu aldbaldiger Herbeifchaffung der erforderlihen Mittel ihre Unter: 
thanen mit Steuern zn belegen, oder, fofern auf Diefem Wege der Zweck nicht 
fogleich erreicht werden fonnte, entweder auf ihre einzelnen Länder Gelder zu 
entiehnen, womit die Einzahlung der matrikularmäßigen Schuldigkeit in die 
Kreiscaſſen bemerfftelligt werden konnte, oder aber in Gemeinfchaft mit ihren 
Kreismitftänden Capitalien Namens der ganzen Kreiskorperſchaft aufzuneh: 
men und dieſe einftweilen zur Schuldnerin zu machen, bis diefelbe durch die 
Einziehung der Betreffniffe von den Unterthanen der einzelnen Lande und des 
ren Sinzahlung in die Kreiscaffe zur Heimzahlung in den Stand gefeht würde. 
immerhin hatten alfo die Kreisfchuiden die Eigenfchaft foiher Schulden, welche 
zwar unmittelbar auf der ganzen Kreiscorporation, mittelbar aber auf den 
einzelnen Beftandtheilen derfeiben, den befonderen Befisungen der verfchiede: 
nen Kreisftände, ald wahre öffentliche Schulden ruhten, welche demnach dazu 
geeignet waren, auf jeden Nachfolger im Beſitze der einzelnen Kreisgebiete 
überzugehen. 
§. 8. 

Weber das Verhältniß, dad zmifchen einem einzeinen Beftandtheile eines 
Staats zu dem Ganzen befteht, überhaupt, noch deſſen Ausflüffe, namentlich 
in Abficht auf die Theilnahme an den Staats: und Provinzialſchulden, fie 
mögen bereits contrahirt worden feyn, oder erft im ntereffe des ganzen Staats, 
oder der Provinz, oder Corporation, contrahirt werden, Eönnen durch bie 
bloße Thatfache feindlicher Beſitznahme eines einzelnen Beſtandtheils eine Vers 
änderung erleiden, wenn gleich durch diefen unmillführlichen Suftand die Wirke 
famfeit des Verhältniffes in Abficht auf diefen Beftandtheil geſtoͤrt und un⸗ 
terbrochen wird; daher fonnte die während des franzöfifchen Revolutionskriegs 
gefchehene Occupation des Linken Rheinuferd wohl die Verbindlichkeitsverhält⸗ 
niffe der Iinfsrheinfeitigen Kreigsgebiete zu der betreffenden Kreiscorporation 
auf fo lange fufpendiren, aber eine gänzliche Befreiung von ihren Verpflich⸗ 
tungen für die Dauer des bloß factifchen Zuftandes der Occupation konnte durch 
diefe rechtlich nicht bewirkt werben. 


6. 9. 


Aber auch die wirkliche Abtretung bed linken Rheinufers an Frankreich 
durch den Lüneviller Frieden vom 9. Februar 1801 hätte, nach allgemeinen 
Grundfägen, eine Vernichtung der bis dahin für ſaͤmmtliche Kreislande con: 
trahirten Schulden in Beziehung auf die jenfeitd des Rheins gelegenen Ge: 
biete nicht zur Folge haben können, felbft wenn ſich diefe Schutden gerade auf 
den gegen Frankreich geführten Krieg bezogen hätten; deun diefem fpätern Ex: 








Kur: und Oberrheinifches Kreisjchuldenwefn. 813 


eigniffe laͤßt fich ein ruckwirkender Einkuß auf Verpflichtungen, die einmal 

rechtlich begründet worden waren, nicht ald nothwendige Folge beimeflen. Siez. 

bei kann es auch nichts entfcheiden, wenn etwa die ben confrahirten Schulden 

gegebene Beftimmung mit dem Intereſſe des occupirenden Feindes im Wider⸗ 

fpruche ftand, indem. das einfeitige Interefie eines Gebietsinhabers, fo lauge 

fein Beſitz noch nicht: rechtlich anerkannt ift, in feine Betrachtung kommen kann. 
$. 10. 


Anders verhält ſich aber die Sache, wenn durch Stipulationen der be- 
theiligten Regierungen über die Schulden eined Landes etwas von den allge: 
meinen ſtaats⸗ und völkerrechtlichen Grundſätzen Abweichendes verabredet 
worden iſt. 

Und dieſes iſt in dem vorliegenden Falle bei Abtretung des linken Rhein⸗ 
ufers an Frankreich durch den Lüneviller Friedensſchluß vom 9. Februar 1801 
eingefreten, indem Frankreich mit den Iinförheinfeitigen Kreisgebieten nur ge: 
wiffe Gattungen von Schulden mit übernommen, und die Tilgung aller an: 
dern dem übrigen Deutfchen Reihe und beniehungeweiſe d den übrigen Beſtand⸗ 
theilen der betreffenden Kreiſe überlaſſen hat. 


8. 11. 
Es beſtimmt nämlich der Artikel VIII. des aedathten Fricrenſlnſes mit 
klaren Worten: 
„la Röpubligue frengaise ne prend a sa charge; ‚que Ios 
dettes resultantes d’emprunts formellement consentis par lea 
. etats des pays cedes, ou de döpensen faites pour Tedminin- 
tration effective des dits pays.” - 

Es ift dieſes, wie die vorangegangenen Verhandlungen zu Raſtatt beweiſen, 
eine weſentliche, von Frankreich geſtellte Friedensbedingung geweſen, welcher 
ſich nicht nur ſchon die Reichsdeputation zu Raſtatt, ſondern auch das gefammte 
Reich durch die am J. März 1801 erfolgte Senepmigung d des Friedeneſchuuſ 
ſes unterworfen haben. 

g. 12. 

Nun werben zwar in dieſem Friedensſchluſſe diejenigen Schulden der au 
Frankreich abgetretenen linksrheinſeitigen Kreislande, welche von Frankreich 
theils wirklich übernommen, theils zurückgewieſen worden, nicht namentlich 
aufgezaͤhlt, ſondern es ſind bloß beſtimmte Merkmale gegeben, nach welchen 
die Uebernahme und beziehungsweiſe Zurückweiſung beurtheilt werden ſolle. 
Es iſt daher eine Hauptaufgabe, dieſe Merkmale und den wahren Sinn der⸗ 
ſelben zu ermitteln, um hieran zu erkennen, ob bie in Frage ſtehenden Schul⸗ 
den mit den an Frantreich abgetretenen Ländern wirtlich übergegangen ſind, 
oder nicht. 

In dieſer Beziehung wird kiagender Seits ein Hauptgewicht auf die in dem 
Breiter VIU. des Lüneviller Friedens vorfommenden Worte gelegt: 

„Dans tous les pays cédés, acquis ou dchanges par le pre- 
sent traite,, il est convenu, ainsi qu’il avoit &te& fait par les 
artieles IV. et X. du trait6 de Campo-Förmie, que ceux, aux: 
quels ils appartiendront, se chärgeront des dettes h ype 
thöqyuees sur le sol.des dits paya.” 
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§. 17. 


Wie fehr die franzöfifchen Bevollmächtigten darauf bedacht geweſen, die 
Summe der von Frankreich zu übernehmenden Schulden zn befchränfen, davon 
ift ein unverfennbarer Beweis darin zu finden, daß der Artikel VIIL des Lü⸗ 
neviller Friedens fich ausdrücklich auf den frühern, den 17. October 1797 zu 
Campo: Formio abgefchloffenen Frieden und deffen Artikel IV. bezieht, in mel: 
chem unter anderem ald Bedingung der Schuldenübernahme durch die franz: 
zöfische Republik aufgeſtellt ift, daß die Schulden 

avant la guerre 
entftanden feyn müßten. Hätte fich auch, was jedoch nicht anzunehmen ift, 
diefe Bedingung bloß auf die damals an Frankreich überlaffenen Defterreichi: 
(hen Niederlande bezogen; fo haben die franzdfifchen Bevollmächtigten den 
gteihen Grundfag bei den Raftatter Friedensunterhandiungen aufgeftellt, in⸗ 
dem fie in ihrer Note vom 14. September 1798 erklären, die Reichsdepu⸗ 
tation koͤnne nicht gemeint fenn: 
& faire peser sur un territoire devenu frangais les charges 
de la guerre personnelles a l’Empire 
und 
On consentira & ce, que les dettes provinciales et communa- 
les, a l’exception neanmeins de celles, qui auroient 
6t& contractees à l’oecasion et pour les frais de la 
guorre, soient et demeurent a la charge des pays eedes. 
Protokolle über die Raftatter Verhandlungen, Band V, S. 149. 
daffelbe auch in ihren Noten vom 3. October 
Ebendaſ. S. 191. 192, 
und vom 11. November 
Ebendaſ. ©. 258. 
wieberholen, und in ihrem Ultimatum vom 23. November 1798 hierauf als 
einer conditio sine qua non et resolutiva beftehen. 
Ebendaſ. Bd. V1,S.9. ° 

“Hierdurch hatte alfo Sranfreich bereitd einen nicht unbedentenden Theil 
derjenigen Schulden von fich abgelehnt, welche von dem Oberrheinifchen Kreife 
während des Kriegs gegen Frankreich contrahirt, und von welchen mohl auch 
Hypotheken auf linkörheinfeitige Lande conſtituirt worden waren. Es wird ſich 
indeffen aus dem Folgenden ergeben, daß eine nähere Unterfuhung der Der 
anlaffung und Eutſtehungsweiſe diefer Schuiden, ob fie nämtich wirftich mit⸗ 
teilbar oder unmittelbar aus der feindlichen Stellung gegen Frankreich hervor: 
gegangen feyen, fehr überflüfiig feyn würde. 

& 18. 
Es hat naͤmlich Frankreich ausdrücklich nur folhe Schulden übernommen, 
weiche fi auf das befondere gemeine Beſte der abgetretenen Lande ſelbſt 
- & l’avantage particulier de la partie de ces pays devenue 
' -franeaise 
— mie fih die. franzöfifchen Bevollmaͤchtigten in ihrer Note. vom 3. Octpei 
ber 1788 bei den Raſtatter Friedensunterhandlungen ausbrädten — bezogen’ 
haben, umd zugleich die Kennzeichen feſtgeſteile, nach weichen dieſe Beſchafſen⸗ 
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beit der Landesſchulden beurtheilt werden follte, indem beftimmt wurde, es 
müffe entweder ein förmlich ertheilter Landftändifcher Conſens in die Capitals 
aufnahme, oder wenigſtens die Verwendung ded Geldes zur Verwaltung des 
Landes nachgewiefen fern. Damit wurden alle diejenigen Schulden auge: 
fchloffen, welche fich auf die Erreichung ſolcher Zwecke bezogen, die. dem befon: 
deren Intereffe der abgetretenen Lande fremd waren; dahin gehörten audy dies 
jenigen, welche and dem durch die Abtretung aufgelöften Verbande diefer Lande 
zu Kaifer und Reich, und zu den Kreiscorporationen hervorgegangen waren, 
welche alfo für den neuen Befiger, für Frankreich, Teinen fortdauernden Vor: 
theil begründet hatten. 
$. 19. 


Ob dagegen Frankreich, theils urfprünglich nach allgemeinen Grundfägen, 
theils in Gemäßheit der Friedensfchlüffe, verbunden geweſen wäre, noch wei: 
tere Schulden zu übernehmen, als wirklich von ihm übernommen worden find, 
ift eine Frage, welche von den Parteien ausführlich abgehandelt worden ift, 
jedoch der Unterfuhung und Entfcheidung des Austrägalgerichts nicht unter: 
liegen kann, weil es fich hier nicht von einer Anforderung an Frankreich, fon: 
dern von Anfprüchen handelt, die an die nunmehrigen Beſitzer von Randen ge: 
macht werden, welhe Frankreich einmal ohne diefe Schulden feinen Staaten 
einverleibt hatte. Ä 

$. 20. 


Durch den $. 84. des Reichsdeputations-Hauptſchlußes, weichen alle be: 
theiligten Regierungen, fo weit, als derfeibe die Verhättniffe der Reichsftände 
unter fih, und nicht Frankreich gegenüber feftftellt, als ein jetzt noch für dem 
vorliegenden Streit maaßgebendes Geſetz anerkennen‘, iſt feſtgeſetzt worden, 
daß derjenige Antheil der Kreisfchuiden, melcher die linke Rheinſeite betroffen 
hätte, von der rechten Rheinſeite zu übernehmen ſey, 

in fo fern der matrikularmäßige Antheil der jenfeits Rheins gelege: 
nen Kreisiande an diefen Schulden von der franzöfifchen Republik nicht 
unter die Categorie der von derfelben zu übernehmenden Schulden 
gerechnet wird. 

Don den hier gegebenen zweierlei Fällen der Uebernahme der fraglichen 
Kreisſchulden durch die franzöflfche Republik, und der Nichtübernahme, für 
welchen eine Berpflihtung zur Bezahlung durch die rechte Rheinſeite ande 
geſprochen wurde, iſt der letzte Fall wirklich eingetreten; denn Fraukreich hat 
die in Frage iichenden Kreisſchulden niemalen zu irgend einem Theile über⸗ 
nommen. 

Hierdurch iſt alſo für die Beſitzer der Ränder der rechten Rheinſeite bie 
Verpflichtung, auch den außer dem die linke Mheinfeite betreffenden Antheil 
derfelben zu übernehmen, reichsgeſetzmaͤßig außer Zweifel geist m worden. 


$. 21. 
Diefe Verpflichtung ift aber in fo fern nicht erft durch den Reichsdeputa⸗ 
tions⸗Hauptſchluß begründet worden, fondern fchon in den Stipufationen des 


Lüneviller Friedend gegründet, ald der gedachte Reichsſchluß aus Verhandlun⸗ 
gen hervorgegangen iſt, welche nicht den Zweck gehabt haben, neue Rechte: 
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verhättniffe zu begründen, fondern vielmehr dazu dienen follten, die Beſtim⸗ 
mungen des Käneviller Friedens in Abficht auf die Entſchädigung der in Ver⸗ 
luſt gefommenen Neicheftände, und auf die Bedingungen, unter weichen dies 
ſelbe ihre Entfchädigung erhalten folften, zur Ausführung zu bringen, dahin 
gehörte die Ausfcheidung und Ueberweiſung eines Theild der Schulden der ab⸗ 
getretenen Kreislande, und bie Beflimmung, wer die von Franfreih nit 
übernommenen Schulden zu tragen habe, wobei die Frage, weiche Schuiden 
Frankreich übernehme oder nicht übernehme, als bereits durch den Rünevilier 
Frieden beantwortet, Feiner nenen Unterhaudlung und Stipulation unterlag. 
Hierüber wird meiter unten dad Nähere zur Erläuterımg bed 6. 84. des 
Reichedeputationd: Hauptfchluffes angeführt werden. 


8. 22. 


Vorerſt ift Folgendes insbefondere zu bemerken: Diejenigen Schulden, 
zu deren Uebernahme ſich endlich die franzöfffhe Republik verſtand, mußten 
die fchon oben 8. 11. bemerklich gemachte, als mwefentlich bezeichnete Eigen: 
(haft der Beziehung auf das befondere Wohl der an Kranfreich abgetrete: 
nen Kreisgebiete haben, und wenn die franzöfifche Republik hier als ſolche 
Schulden . 

emprunts formellement consentis par les etats des pays cedes — 

aufführt, fo hatte fie bei Bezeichnung diefer Formalität, ald eined mefentlichen 
Erforderniffed der Anerkennung und Uebernahme von ihrer Seite, das im 
Auge, daß fie diefeibe als ein Merkmal gelten laſſen wollte, daß die Eapital: 
asfnahme a l’avantage particulier de la partie de ce pays devenue 
frangaise geſchehen fey, und in ſolchem Falle den anderiveitigen Beweis der 
Verwendung pour Y’administration effective des dits pays erließ, den 
fie, im Zalte der Ermangelung jener Formalität, ald Bedingimg der Schul⸗ 
denübernahme forderte. In beiden Fällen waren aber nichts deko weniger die⸗ 
jenigen Schulden ausgefchloffen, welche & l’occasion et pour les frais de 
la guerre contrahirt worden waren, felbft wenn auf dem linkorhrinſeitigen 
Koeidlande eine Specialhypothek dafür conflitniet merden wäre. 


. 23. 


Man iſt ſodann nicht berechtigt, dieſe Stipniation der franzöſiſchen Res 
pubtif, daß bie Schulden durch bie laudſtändiſche Zuſtimmung hätten ſanctio⸗ 
nirt werden muͤſſen, damit zu befeitigen, daß etwa die betreffenden Lande Feine 
Volksvertretung durch Landftände gehabt, oder daf die befondere Beichaffen- 
heit der Schuld einer Sandftändifchen fürmlichen Verabfchiedung zur Gründung: 
einer Verbindlichkeit gegen den Gläubiger nicht bedurft haben follte. 

Denn da die Worte des Friedendfchiuffed in Betreff der Bebingungen, 
unter weichen die franzöfifche Republik die Schulden der abgetretenen Länder” 
übernehmen wollte, Har find, nach welchen fchlechterdings die fürmliche land: 
fkändifche Verwilligung oder die Verwendung pour l’administration effec- 
tive des pays als Bedingung der Uebernahme hingeftellt wurde; fo fhlägt 
eine ausdehnende Erflärnng diefer Worte, welche immer eine Dunkelheit der 
Werte vorausfent, nicht an, vielmehr hat man bei denfelben flehen zu 
bleiben. 
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$. 24, 

Was Dagegen diejenigen Schulden betrifft, welche die ſwanzbſiſche Re⸗ 
publit ſeibſt in Ermangelung einer landſtaͤndiſchen Verwilligung in dem 
Falle übernommen hat, wenn nur ihre Verwendung pour l'administra- 
tion effective nachgewieſen werden kann; fo läßt ſich allerdings die Trage 
aufwerfen, mas unter den depenses faites pour l’administretion zu 
verftchen fen, nud ob nicht dieſe ziemlich allgemeine Faſſung auch diejenigen 
Schaden unter fich begreife, welche für Zwecke des ganzen Reichs oder der 
befondern Kreiscorporation entflanden find, indem ſich nicht Dagegen anführen 
läßt, das Verhältniß der einzelnen Kreislande zu Kaiſer und Reich habe Frank: 
reich nicht berührt, und die auf ſolche Weiſe entflandenen Schulden hätten 
nichts zum Wohle der einzelnen KRreistande beigetragen; denn jedenfalis find 
die fraglichen Schulden vor Aboeretung des linken Aheinuferd an die franzöfifche 
Republik entftanden, alfo zu einer Zeit, mo das Verhaͤltniß der abgetretenen 
Kreitiande zu Kaifer und Reich und zu den Kreiscorporationen vechtlich noch 
beftanden hatte. Daß aber auch fehon ein bloß im Intereffe von Kater und: 
Reich oder der befondern Kreiscorporation gemachter Anfwand, ald auch me: 
nigftene gur mistelbaren Wohlfahrt der einzelnen Kreislaude gemacht, betrachtet 
werben müſſe, tft bereitö oben 6. 7. bemerkt worden. 

$ 26. 

Indeſſen beantwortet fich obige Frage von felbft aus demjenigen, was die 
dem Luneviller Frieden vorangegangenen Verhandiungen enthalten. 

Schon in ihrer Note vom 14. September 1798 wieſen die zu dem Ra⸗ 
ftatter Eongreffe abgeordneten franzdfifchen Bevollmächtigten 
les charges de la guerre, — 
als 

personnællos & l'Empiro, 
von ſich; fie. verweigerten alſo die Anerkennung ſolcher Schulden, weiche ſich 
auf das Verhältniß der abzutvetenden Lande zu Kaiſer und Reich bezogen, 
und indem fie fobann den allgemeinen Grundſatz voranflelften: 
Les dettes des pays c&des seront transportaes sur les paye 
de ia droite donwes en dedommagement, 
geben fie nur fo viel zu: 
mais on eonsentira & oe que les dettes provineiales et com- 
munales soient ot demeurent & la charge des pays oödes. 
Prost. Bd. V, S. 149. 

Die Reichöfriedend:Deputation flellte nun zwar den franzoſtſchen Ge⸗i 
ſandten vor, daß die dettes communales eigentlich bloße Privatſchulden ein⸗ 
zelner Körperfchaften ſeyen, welche das Staatsvermoͤgen nicht afficirten, daher 
es ſich von ſeibſt verſtehe, Daß dieſe nicht anf Das rechte Rheinufer üͤbertragen 
werben -fünnten. Was aber die dettes provinoialos, Landesſchuſden, betveſſe, 
fo fey zum Kennzeichen einer wahren Landesſchuld nur Ein-Eriterium denkbar, 
naͤmlich daß die Schuld zum Berürfniffe und zum Beſten des Bandes aufge: 
nommen morden ſey; da aber viele Lande fich zugleich auf beide Rheinfeiten 
erſtreckten, fo werde deßhalb eine nähere Beſtimmung eintreten müffen. 

Prot. Br. U, ©. 439 f. 

Die franzdfifchen Bevollmächtigten erwiederten hierauf in einer. Mote vom 

3. October: 
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„que la Republique frangaise oonsentiroit a ce que les dettes 
provinciales, o’est-A-dire d’un pays entier, et les dettes 
communales, co’est-A-dire partioulieres & une Commune 
ou Partie d’un pays, demeurassent a la charge des pays 
cedes ete. 

„Le gouvernement frangais veut decharger l’Empire de 
toutes les dettes veritablement et l&galement contractees 
pour le besoin et l’utilit& publique des pays ou parties des 
pays oedes a la Republique.“ 

Sie fchloffen ihre Note mit den Worten: 

„Quant aux pays situes à la fois sur les deux rives, on se 
chargera des dettes, qui auront tourne & l’avantage parti- 
culier de la partie de ces pays devenue frangaise.” 

Prot. Bd. V, ©. 191. 192. 

In gleihem Sinne Iauteten auch die Noten vom 11. und 20. Novem⸗ 
ber 1798. 

Ebendaſ. S. 258. und Bd. VI, S. 9. 

Damit hat alfo Frankreich auf das Unzweideutigſte erklaͤrt, nur ſolche Schul: 
den übernehmen zu wollen, welche das unmittelbare Beſte der abgetretenen 
Länder und Landestheile bezwedt hatten, womit von felbft alle ſolche Schul: 
den ausgefchloffen wurden, melde ihr Daſeyn bloß der Verbindung diefer 
Lande mit Kaifer und Reich, und beziehungsweiſe mit der befondern Kreiscor= 
peration zu verdanken hatten, der fie angehörten. 


8. 26. 


Auf der andern Seite haben die Beſitzer der rechtörheinfeitigen Kreislande 
durch eine Handlung, welche dem Abfchluffe des Lünevilier Friedens fehr bald 
nachfelgte, auf eine unzweideutige Weife zu erkennen gegeben, daß in Ge⸗ 
mäßheit deffeiben nur ihnen die Vertretung der Kreisſchulden obliege; denn 
fie haben im Jahre 1802 für den Oberrheinifchen Kreis ein Capital von 
150,000 Gulden, und zwar, wie bie klagenden Regierungen ausdrücklich be: 
haupten, mit der Beſtimmung, daß daffelbe theild zu Bezahlung früherer, 
während des Kriegs contrahirter Schumen, theild zu Entrichtung der rück⸗ 
flöndigen Zinfen aus folhen Schulden, aufgenommen, ohne Frankreich zur 
Mitleidenheit an diefen. Schulden ziehen zu wollen, was doch wohl gefchehen 
wäre, wenn man, ded Lüneviller Friedens ungeachtet, Frankreich in Betreff 
ber abgetretenen Iinkörheinfeitigen Kreislande als Mitſchuldner betrachtet hätte, 


$. 77. 


In eben diefem Sinne, und mit feiner zu Gunften der rechten Rheinfeite: 
gemachten Ausdehnung, ift der Lünevilier Frieden durch den Reichsdeputations⸗ 
Hauptſchluß vom 25. Februar 1803 vollzogen worden; denn diefed Gefchäft 
hatte, wie bereitö bemerkt wurde, überhaupt nicht den Zweck, neue, von dem 
Lüneviller Frieden abweichende Grundfäge über diefen Gegenſtand aufzuftellen, 
fondern vielmehr bloß den, um die ald Kolge der Abtretung des linken Rhein⸗ 
uferd höthig gewordene Entfehädigung der in Verluſt gerathenen Reichsftände 
auszumitteln. | 
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Bei diefem befchränften Zwecke war mithin der franzöfifche Abgeordnete 
nicht einmal in der Lage, neue Zugefländniffe zu machen. 

Das Schuldenweſen konnte demnach bloß in fo weit zur Sprache kommen, 
als es ſich davon handelte, auf welche Weife in Folge der Befibveränderungen 
die von Frankreich nicht übernommenen Schulden der linken Rheinfeite nun 
von der rechten NRheinfeite und deren nunmehrigen Beſitzern zu filgen feyen? 
in welcher Beziehung die Gefandten der vermittelnden Mächte sub num. 4. 
als leitendes Princip aufftellten:: 

„Que les terres et proprietes assignees aux Etats d’Empire 
en remplacement de leurs possessions & la rive gauche du 
Rhin, demeureront specialement affectees au payement de 
dettes des Princes tant personnelles, que de celles pro- 
venantes de leurs anciennes possessions.“ 
Verhandlungen der Reichödeputation zu Regensburg, Beil. 
Br. 1, ©. 29. 
auch, unter Wiederholung dev Worte des Lüneviller Friedens, in ihren Noten 
vom 8. und 19. October 1802 fefthielten. 
Verhandlungen, Beil. Bd. II, S,22, bef, S, 40 und 41, dann 
S. 135—138, 


$. 28. 


Es konnte nicht fehlen, daß auch die Frage hier wieder zur Sprache fam, 
welhe Schutden Frankreich nach dem Lünevilfer Frieden zu übernehmen habe; 
aber fie wurde hauptfächlich nur durch die Beforgniß herbeigeführt, die franz 
zöfifhe Republik fey gemeint, nicht einmal das dort Iugeftandene zu gewähren. 
Nachdem aber die Gefandten der vermittelnden Mächte in ihrer Note vom 
19. October 1802 den buchftäblichen Inhalt des Lüneviller Friedens erneuert 
‚hatten, fo beruhigte man ſich vollfommen hierbei, und man dachte gar nicht 
daran, unter die von Frankreich zu übernehmenden Landeöfchulden auch folche 
aufzunehmen, welche fich nicht unmittelbar auf die Wohlfahrt der abgetre: 
tenen Lande bezogen, fondern. aus dem Verhältniſſe derfeiben zu Kaifer und 
Reich und zu den Kreiscorporationen eutfprungen waren. 

Ein fprechendes Beifpiet find die Aeußerungen der verfchiedenen Geſandten 
über die Reclamation des Nittercantond Ereichgau wegen des bei diefem von 
dem Kurrheinifchen Kreife aus DVeranlaffung der Lütticher Execution vor dem 
Kriege mit Frankreich aufgenommenen Capitals von 115,000 Gulden. 

Dad Directorium nahm nämlich aus diefer Reclamation die Deranlaf- 
fung, der Reichödeputation die allgemeine Trage vorzulegen, was wegen der 
Kreisfchulden (im Gegenfate von den befonderen Schulden der einzelnen 
Lande) zu befchließen fey? Es legte ein Gewicht daranf, daß die Nationak 
ehre eine eigene Rüdfichtnahme auf bie Befriedigung der Kreisgläubiger er 
fordere. WB 
Regensburger Verhandlungen, Prot. Bd. J, S. 163 f. 

Dem hierauf an das Directorinm ergangenen Anſuchen, die auf das Schul⸗ 

denweſen ſich beziehenden verſchiedenen Faͤlle auseinanderzuſetzen, entſprach 

daſſelbe in der Sitzung vom 28. September 1802 durch Bezeichnung fünf 

verſchiedener Fragen, morauf es ankomme, und worüber abzuſtimmen ſeyn 
Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 21 
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werde? Die drei erfteren betrafen die befondern Landesſchulden, die beiden letz⸗ 
teren die Kreisfchuiden. Aber alte dieſe Fragen befchäftigten ſich lediglich mit 
der Tilgung der bezeichneten Schulden durch die rechtörKeinfeitigen Kreislande 
und deren Beſitzer, und berührten die Nothmendigfeit einer voran zu gehen 
habenden Ausfcheidung eines Theild der Schulden an Frankreich nicht, festen 
alfo deren volftändige Berichtigung durch die rechte Nheinfeite voraus. Unter 
diefen Schulden wurde bei der fünften Frage namentlich die Forderung des 
Rittercantond Creichgau an den Kurrheinifchen Kreis aufgeführt. 


Diefes fand bei der Reichsdeputation nicht nur feinen Widerſpruch, ſon⸗ 
dern in mehreren Abftimmungen wurde fogar die volfftändige Abtragung dieſes 
Schuldcapitals durch die rechte Rheinfeite ald unzweifelhaft angenommen. 
Zwar fprach Kurfachfen in der (16.) Sitzung vom 16. October 1802 da: 
von, daß nach dem Sinne des Lüneviller Friedens unter ben, der Landesad⸗ 
miniftration halber, contrahirten Schulden auch diejenigen für Reiche: und 
Kreis: Präftationen zu verftehen, und ebenfo wie die Landesſchulden von ben 
dieffeitigen Weberreften der rheiniſchen Kreisiande nur pro rata nad) dem 
Verhaͤltniß des bdieffeitigen gegen das jenfeits abgetretene Kreisgebiet zu 
tragen feyen. 

Regensburger Verhandlungen, Pros. Bd. I, ©. 305 f. 

Gleichwohl ift auch hier nicht davon die Rede, daß ein iCheil der Kreis: 
ſchulden als folcher vorerft von Frankreich übernommen werden müſſe. 

Auch in den übrigen Abſtimmungen ift nicht von ber Forderung bes Rit: 
tercantond Creichgau, fondern bioß von Schuiden, weiche pro Tata auf Frank⸗ 
reich nach dem Limeviller Frieden fiefen, im Allgemeinen die Rebe. 

Pur Würtenberg äußerte fih ganz beſtimmt dahin: die Schulden ber 
rheinifchen Kreife, mohin die Forderung des Rittercantons Creich⸗ 
gan gehöre, ſeyen anf die dbieffeitigen Ueberreſte der Kreiblande zu 
legen und nach dem Maaßſtabe ded Matrikularfußes zu repartireh. 

Verhandlungen zu Regensburg, Prot. Bd. I, ©. 399. 

Ars in der (21.) Sihung vom.30. October 180% Kurmainz in Abſſcht 
auf die fünfte Frage, die Schulden der rheinifchen Kreiſe betreffend, den all⸗ 
gemeinen Grundſaßt aufſtellte, bie Herren der bieffeite rheiniſchen Kreislande 
mäßten ſich die AWhführung der Capitalien der rheiniſchen Kreislande Ange 
legen ſeyn laſſen; ſo Außerte Würtemberg interloquendo: dieſe Beſfimmung 
betreffe die Schulden der auf beiden Rheinſeiten gelegenen Kreislanbe, und 
von denen atfo auf dem bieffeitigen Rheinufer noch Reſte vorhanden ſeyen; 
die Grundſaͤtze vun der Sorrealverbindlichleit der diefeitigen Hefte jener Kreis⸗ 
ande ſchienen nämlich zwar in Abſicht auf dad Verhältniß ber Kreisereditoren 
der rechtlichen Theorie nach Teinem Zweifel unterworfen zu ſeyn. 

In fo fern Hingegen der matrifularmäßige Antheit der jenfeits Rheins ge: 
legenen Kreislande an diefen Schulden von der franzdfifchen Republik nicht 
unter die Cathegorie der von derfeiben zu übernehmenden Schulden gerechnet 
merde, fo follte der Antheil der jenfeits Rheins gelegenen weltlich en Kreis: 
Tande an den Kreisfchuiden denjenigen Landesſchulden beigezähtt werden, weldye 
von den entfhädigten Reichsſtaͤnden zu übernehmen fegen, ımd nur der 
Antheil der geiſtlichen Kreislande an den Kreisfchufden würde ohne Ueber⸗ 
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teagung hinwegfallen und die Schuldenmaſſe der dieſſeits des Rheins noch 
übrigen Kreislande vermehren, 

Diefem Untrage traten die ſämmtlichen übrigen Subbdelegirten bei; denn 
der Bayeriſche Gefandte, der fih auf feine Abftimmung bezog, hatte dort 
ebenfalls zwiſchen Schulden unterfchieden, welche nach dera Lüneviller Frieden 
und nach der Note der Sefandten der vermittelnden Mächte vom 19, October 
1802 unter die beiderfeitigen Kreisgebiete zu vertheilen feyen, oder auf den 
. dieffeitigen Kreislanden hafteten. Das Directorinm zog hiernach das Eon 
clufum nah der Würtembergifchen Abftimmung, und fo entftand der $. 84, 
des Reichödeputationd: Hauptfchluffes vom 25. Februar 1803 mit den von 
der Würtembergifchen Sefandtfchaft gebrauchten Worten. 


6. 29. 


Es iſt nun bei dieſer Entſtehung des fo eben angezogenen 5. 84. zu bes 

merken: 

1) daß Würtemberg bei feiner Abſtimmung die Verhättniffe der Kreis: 
gläubiger zu den Kreislanden, und diejenigen der Kreis: und Reichs⸗ 
ftände unter fich wohl unterfchieden und durch das Verbindangswort 
„hingegen“ letztere den erfleren entgegengefept hatte; 

2) daß der Grundfab, die rechtörheinfeitigen Kreis- und Entſchädigungs⸗ 
Gebiete hätten den Schuldantheil der Iinförheinfeitigen Kreislande 
genau nach dem Lüneviller Frieden zu übernehmen, nämlich den An⸗ 
theit derjenigen Kreisſchulden, welche nach den in der hievor ange: 
führten Note vom 19. October 1802 wiederholten Worten des 
VIII. Artikels des Lüneviller Friedens nicht von Franfreih übernom: 
men morden waren, fondern ber rechten Rheinfeite zur Laſt falten 
follten, ats etwas Entſchiedenes betrachtet wurde, das nicht erft 
näherer Beſtimmungen zroifchen Deutſchland und Frankreich bedürfe, 
und in der Ausführung noch die Moͤglichkeit verfchiedener Kälte übrig 
tieße; dab demmach 

3) die Uebergangsworte bed $. B4. von dem 6. 88: 

„In fo fern hingegen‘ 
mit nichten etwas Ungewiffes, erft noch Auszumachendes begeichnen 
ſollten, fondern vielmehr feinen andern als den Sinn haben: 
Weiil der matriknlarmaͤßige Anfchlag c. 
and daher der Ausdruck: „In fo fern“ keineswegs eine bloße Be⸗ 
dingung eines etwa erſt Einftig möglicher Weiſe verſchieden eintre⸗ 
tenden Falles, ſondern vielmehr einen bereits unbedingt eingetretenen 
und Feiner Abänderung mehr fähigen Fall als Beſtimmungsgrund 
für de an dieſen Fall gelnäpfsen Folgen bezeichnet. Dieß beftätigt 
Ad duuch die Warte: 
‚mpevechnet wird“; 


flatt welcher, wenn die Worte: „in fo fern“ ⁊c. eine bioße Bedingung 

und Möglichkeit anzeigen follten, geingt worden wäre: „gerechnet 

werden follte oder würde“; damit flimmen die folgenden Worte: „ſo 

iſt der Autheil beiquzählen‘‘, Abevein, indem diefe Worte vielmehr 

zu dem, durch ‚die Worte: „in fo fern“ augedeuteten Beſtimmungé— 
21* 
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grund: weil ꝛc. paflen, und indem auch in den fo eben angeführten 
Worten eine cathegorifche Erklärung Tiegt, wogegen im Falle einer 
bioßen Bedingung es geheißen hätte: fo würde der Antheil — bei⸗ 
zuzaͤhlen feyn. 
Der Reichsdeputationd: Hauptfchluß bietet hiernach einen klaren Bemeis 
dar, in welchem Umfang Deutfchland den Schufdantheil der Iinköcheinfeitigen 
Kreidlande auf die rechte Rheinſeite übernommen habe. 


$. 30. 


Einen wichtigen Beitrag zur Erläuterung des Lüneviller Friedens und 
ded Neichödeputationd: Hauptfchluffes von 1803 gibt die Öffentliche Bekannt⸗ 
machung an die Hand, weiche der von Frankreich aufgeftellte Generalliquidator 
der Staatsſchulden des Iinkörheinfeitigen Departements, Staatsrath Jolivet, 
hat ergehen laffen, — ein Act, welcher zwar von dem Anwalt der Elägerifchen 
Regierungen, bloß ale ihm unbelannt, in Abrede gezogen wird, 

51. ©. 365. 

der aber, ald allgemein bekannt, der Notorietät angehörte, wie denn bei dem 
Frankfurter Congreß in den Jahren 1805 und 1806 ausdrücklich auf die 
Erklärung des franzöfifchen Gouvernements hingewieſen wurde, unter welcher 
man nad 
Winkopp, der rheinifhe Bund, Band XVII, S. 380, Note * 
ſich nichts anderes dachte, al& die Instruction sur la liquidation &tablie 
a Mayence, welche der Staaterath Tolivet am 19. Februar 1805 hatte 
gedruckt austheilen laſſen. 

Diefe öffentliche Erklärung meift von der damals franzöfifcher Seits ver: 
anftalteten Liquidation alle Schulden zurück, melche nicht von Frankreich durch 
den Lüneviller Frieden ausdrücklich übernommen worden; und wenn auch aller: 
dinge durch eine folche einfeitige Erklärung den deutfchen Reichsftänden Feine 
Laſt hätte aufgebürdet werden können, welche nicht friedensfchtußmäßig über: 
nommen mworden war, fo ift es doch Har, daß damals, wenn bei der von 
frangöfifcher Seite veranftalteten Liquidation foiche Kreisfchuiden zurüdgemie- 
fen werden wollten, welche nach der Anficht der deutfchen Reichsftände der Ca⸗ 
thegorie derjenigen Schulden angehörten, welche von Frankreich dur den 
Lüneviller Frieden übernommen worden, die betheiligten Reichsſtände die ge: 
eigneten Reclamationen erhoben haben würden, deren Erhebung aber von dem 
Anwalt der Eägerifchen Regierungen felbft nicht behauptet worden iſt. 


$. 31. 


Nun wurde zwar in dem Gircularfchreiben, welches die Reichsexecutions⸗ 
Subdelegationscommiſſion den 1. September 1805 an die bei dem Rheini⸗ 
fhen Schuidenwefen betheitigten Kreisftände erließ, allerdings die Frage auf⸗ 
geroorfen: ob Frankreich den matrifularmäßigen Antheil der jenfeitse Rheins 
gelegenen Kreislande an den Kreisfchulden zu übernehmen fchuldig ſey? 

Allein, ungeachtet der für die Bejahung aufgeführten Gründe murde Die 
Frage als fehr zweifelhaft, und die Abneigung Frankreichs, jenen Schuldan⸗ 
theil zu übernehmen, als entfchieden anerkannt, und daher der Antrag dahin 








e Kur: und Oberrheinifches Kreisichuldenwefen. 325 


geftelit, deshalb nicht einmal ein Anfinnen an Frankreich zu maden; und 
es ift auch wirklich hierauf von den betheiligten Ständen nicht? gefchehen, um 
den fraglihen Schuldantheil von fih abzumälzen, während die franzöfifche 
Schuldenliquidation nach dem dort aufgeftellten Prinzip ihren Fortgang nahm. 
Die betheiligten Staatsregierungen haben alfo auch diefe Veranlaſſung 
nicht ergriffen, um eine Befreiung von der Verpflichtung zur Uebernahme des 
jenfeitd Rheinifhen Schuldantheils geltend zu machen und ed bedarf hiernach 
feiner nähern Unterfuchung, welche vechtlihe Wirkung dem Verſäumniß des 
von der Neichderecutiond: Subbdelegationscommiffion anberaumten Präjudizial: 
termins beizulegen fey, deren Befchaffenheit, nachdem diefem Verfäumniß von 
der gedachten Commiſſion keine Folge mehr gegeben werden Fonnte, ohnehin 
als fehr problematifch erfcheinen müßte, wenn man in Betrachtung zieht, daß 
die Art und Zeit der Infinuation des Erlaffes nicht einmal erfichtlich ift, in: 
dem einige der betbeiligten Negierungen den Congreß gar nicht durch Bevoll⸗ 
maͤchtigte befchicht hatten, mithin erft Schreiben an diefe Regierungen erlaffen 
werden foliten ; und daß fodann den bei dem Oberrheiniſchen Kreiſe betheiligten 
Regierungen nicht einmal ein Präjudizialtermin anberaumt worden iſt. 
Winkopp, Bd. XVII, S. 400 f. 


§. 32. 


Wenn es ferner mit Grund nicht bezweifelt werden kann, daß die ſpaͤter 
von dem Fürſten Primas zu Frankfurt veranſtalteten Verhandlungen, welche 
zu keinem entſcheidenden Ergebniß geführt haben, und eben ſo wenig dasjenige 
Verfahren, weiches von dem König von Weſtphalen und von dem Großherzog 
von Frankfurt in Anfehung des Nheinifhen Schuidenmefens eingefchlagen 
wurde, eine neue Verbindlichkeit für diejenigen Negierungen, welche dem Lüne: 
vilfer Frieden eine abweichende Deutung beizulegen gemeint find, nicht haben 
begründen können; fo ändert jedoch foIches in Abficht auf die Beantwortung 
der hier zu Köfenden Frage nichtd, ſobald, wie ſchon gezeigt worden, deren Be: 
antmwortung fchon in dem Lünevilfer Frieden feibft, und was demfelben un- 
mittelbar nachgefolgt ift, gefunden werden Fann. Indeffen Fann in dem Der: " 
fahren einzelner Regierungen, deren Intereffe ed erfordert hätte, den Schuld: 
antheil des linken Rheinuferd von ſich abzumeifen und welche gleichwohl fich 
zu der Uebernahme diefes Schuldantheild, wie von den Flagenden Regierungen 
nicht in Abrede gezogen wurde, von felbft verftanden haben, eine Beſtaͤtigung 
der Richtigkeit der AUnficht, Daß Frankreich friedensſchlußmäßig den fraglichen 
Schuldantheil auf das rechte Rheinufer übergemälzt habe, gefunden werden. 


$. 33. 


Wenn man nun nach Vorftehendem annehmen muß, daß Frankreich durch 
den Lünevilfer Friedensfhluß den in Frage flehenden Antheil an den Schulden 
der rheinifchen Kreife nicht mit übernommen, fondern vielmehr die Regierun⸗ 
gen der auf der rechten Nheinfeite gelegenen Kreis: und Entfhädigungs- Lande 
fih der Uebertragung dieſes Schuldantheild unterworfen haben; fo folgt da⸗ 
raus von felbft, daß das linke Rheinufer durch Staatsvertrag gänzlich, d. h. 
nicht bloß vorübergehend, oder auf eine dad Schufdverhältniß bloß fuspendis 
rende und daffelbe in einen einftweiligen Zuſtand der Unwirkſamkeit verfebende 
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Weife, fondern für immer, und mit gänzlicher Aufſoſung alles obligatoriſchen 
Verbands frei von den in Frage flehenden Schulden an Frankreich überge: 
sangen ſey. j 

Diefe volrftändige Befreiung des dem franzöfifhen Staatögebiet einver⸗ 
leibten Tinfen Rheinufers muß nad allgemeinen Rechtsgrundfäsen fo lange 
als beftehend und fortdauernd betrachtet werden, ald wicht auf rechtlichen 
Wege eine Wiederherſtellung des Frähern Schuldenverhältniffes eingetreten iſt. 

Eine ſolche Wiederherſtellung Hätte nicht fchon dadurch gefchehen können, 
wenn auch die damit behafteten Kreistande wieder in den vorigen Stand ver: 
feut worden wären, fondern ed wäre zu einer folchen Wiederherſtellung ent: 
weder eine befondere geſetzliche Beſtimmung, welche ſich hier nicht nachweiſen 
äßt, oder eine ausdruͤckliche Verabredung der Betheiligten erforderlich geweſen, 
in welchem Iebtern Falle aber die Widerherſtellung Doch nicht ale Product des 
früheren Rechtsverhaltniſſes, fondern vielmehr nur ale ein Ausſſuß des neuen 
negotiums zu betrachten wäre, der zwar im pecuniären Intereſſe mit ber 
Wirkung des frühern anfgeläften Rechtsverhaͤltniſſes zufammentreffen kann, 
ohne daß jedoch in dieſem der obligaterifche Grund des neuen Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffes zu finden wäre. 

6, 34. 


Diefem zufolge Bann nun der Wieberabtretung des linken Rheinufers von 
Frankreich an die damaligen allürten Mächte durch den Parifer Frieden vom 
30. Mai 1814 nicht die Wirkung beigemeflen werden, daß dadurch alle die⸗ 
jenigen NRechtöverhättniffe von feibft wieder aufgemacht wären, in welchen ſich 
die auf dem linken Rheinufer gelegenen ehemaligen Kreislande vor dem Luͤne⸗ 
vilfee Frieden befunden hatten. Denn abgefehen davon, daß das Deutſche 
Reich es geweſen war, welches im Lüneniller Frieden das linfe Rheinufer ab⸗ 
getreten hatte, und diejenigen alliirten Mächte, welche ſich durch den genann⸗ 
ten Parifer Frieden die ehemaligen linförheinfeitigen Kreislande abtreten ließen, 
ein von dem aufgelöften Deutfchen Reich ganz verfchiebenes Rechtsſubject dar⸗ 
fteliten, und daß es keineswegs überall diejenigen vormaligen deutfchen Reichs⸗ 
ftände waren, welche wieder in den gleichen Befig ihrer durch ben Lüneviller 
Frieden veriornen Kreislande gelangten; fo erwarben diejenigen Fürften, welche 
diefe Kreistande in Folge der beiden Parifer Friedensfchlüffe, und der deufels 

‚ben nachgefolgten weiteren Staatöverträge erhielten, diefelbe ex novo jure, 
und ohne daß das frühere vor dem Lünenilter Frieden beftandene Rechtöver: 
hältniß unter fo weſentlich veränderten Umfländen wieder hätte hergeftelit 
werden Fönnen und wollen. 

§. 35. 


Ein Anſpruch an die dermaligen Inhaber der ehemaligen linksrheinſeitigen 
Kreidlande wegen Anerkennung der Kreisſchulden würde fi demnach nur dann 
denken Tafien, wenn aus den Parifer Friedensfchlüffen oder weiteren Staats⸗ 
verträgen nachgewieſen werden Fünnte, daß die gegenwärtigen Beſitzer der 
rechtscheinfeitigen Kreis: und Entſchaͤdigungs⸗-Lande von ber einmal auf ſte 
gelegten Laft des Schuldantheils der vormaligen Iinkscheinfeitigen Kreislande 
entledigt, und diefe Laft auf Die nunmehrigen Inhaber der ehemaligen links⸗ 
dheinfeitigen Kreislande übertragen worden wäre. Eine folche arofe Umän- 
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derung in Abfiht auf die Schuibverhältniffe ber vormaligen Iinförheinfeitigen 
Kreistande ift jedoch nirgends ausgefprochen, denn der Art. XXI. des erften 
Pariſer Friedens fpricht mit den Worten: 

„resteront a la charge de ces mömes pays“ 
vielmehr dad Fortbeftehen der bisherigen Schuldverhältniffe aus, _ 

de Martens, Recueil suppl. Tom. VI. pag. 10. 
Die deutfche Bundesacte vom 8. Suni 1815 und die Wiener Schlußacte aber 
haben gar nicht die Beftimmung, über diefen Specialgegenſtand etwas feſtzu⸗ 
fepen; auch enthält der zweite Pariſer Friede vom 20. November 1815 in 
den Artikeln VIII. und XI. nur Hinmeifungen auf den erflen Parifer Frieden. 

de Martens l. c. p. 689. 690. 


6. 36. 


Aus vorftehenden Gründen find die beklagten Kegierungen ale Befiger 
der auf dem rechten Rheinufer gelegenen pormaligen Kur: und Oberrheinifchen 
Kreistande von der klagender Seits begehrten Theilnahme an den Schulden 
der vormaligen beiden Rheinkreiſe freizufprechen, fomit die Elagenden Regieruns 
gen mif der erhobenen Klage abzuweiſen. 


$. 87. 


In fo fern der Anſpruch der Fagenden Regierungen an die Beſitzer her 
vormaligen Iinförheinfeitigen Kreislande noch weiter, nämlich darauf gegangen 
ift, daß diefelben auch die vor dem Lüneviller Frieden auf diefe Beftandtheile 
der vormaligen beiden Rheinkreife ausgefchriebenen Kreis: Römermonate uach: 
zahlen follen; fo entftand hiebei zunächft der Zweifel, ob dad Austrägalgericht 
auch für die erfte der neun Kragen, welche die Subdelegationscommiſſion als 
beftritten bezeichnet hatte, nämlich für die Frage: 

ob die derinaligen Befiber der am linken Rheinufer gelegenen Kreis: 
lande fchuldig find, die von den vormaligen Kreisftänden bie zum 
Jahr 1802 ausgefchriebenen Römermonate nachzuzahlen? 
competent ſey? weil diefelbe einen abgefonderten Gegenftand der Beſchlüſſe der 
hoben Bundesverfammlung ausgemacht hatte, und von KHochderfelben ange: 
nommen worden war, daß diefer Gegenftand bereits feine Erledigung erhal: 
ten habe, daher die hierauf fich beziehende Frage nicht auf die austrägalges 
richtlihe Entfcheidung audgefegt wurde. 

Allein, obiger Zweifel hob ſich durch nachfolgende Betrachtungen: 

As nämlih in der 32. Sitzung ber hohen Bundedverfammlung vom 
Fahr 1831 die Anficht der Bundestags: Commiffion zur Sprache kam, daß 
fänmtlihe Regierungen, welche die Kur= und Oberrheinifchen Kreife zu ver: 
freten hätten, damit, daß die fraglihen Rüdflände an Kreis: Römermonaten 
in Wegfall zu fchreiben fenen, fich einverftanden erktärt hätten, fo äußerte ſich 
bei den darauf erfolgten Abftimmungen der Gefandte der freien Stadt Frank: 
furt dahin: 

Betrachtet man die erfte Frage ꝛc., fo findet man die engfte Verbin: 
dung mit der fünften Frage, weßhalb die Subdelegationscommiſſion 
in ihrem Vortrage eine Diftinction zu Hülfe nehmen mußte, welche 
ſchwerlich die Probe halten dürfte. Auch rechtörheinifche Kreisgebiete, 
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wie 3. B. Frankfurt und Naffau, find notorifchermaßen durch Con⸗ 
teibutionen und Requifitionen ebenfo heimgefucht worden, ald wenn 
fie feindtich oecupirt gewefen wären. Wenn man daher in Erwartung 
einer gänzlichen Erledigung der Sache über die erfte Frage dem An⸗ 
trag der Subdelegationscommiffion beitrat, fo waltet doch Fein Grund 
vor, warum im Gegenfall jener Vorausſetzung, oder wenn die fünfte 
Frage zu einem austrägalgerichtlihen Erkenntniß ausgefept wird, 
einer Regierung verargt werden Fönnte, auch jene erfte Frage mit zu 
berühren, fey diefes, in welcher Beziehung es wolle, oder auch nur, 
um nachtheilige Folgerungen zu vermeiden. 

In Folge diefer Abſtimmung wurde dann ausdrüdtich bemerkt, daß die 
erfte Frage von Seiten Frankfurts nicht als erledigt angenommen werden Eünne. 

Der Großherzoglich = Heffifche Gefandte fagte in feiner Abftimmung, daß die 
Verweiſung der erften Frage an das Austrägalgericht, wenn auch Großher⸗ 
zoglich = Heffifcher Seits nichts im Wege ſtehe, fie als erledigt zu betrachten, 
wegen des von Seiten der freien Stadt Frankfurt erfolgten Einſpruchs nicht 
zu umgehen fenn werde. 

Walde trat in feiner Abftimmung der freien Stadt Frankfurt bei, und 
verlangte austrägalgerichkliche Entfcheidung. 

Unter Hinweifung auf das Protokoll der 32. Eitung vom Jahr 1831, 
hat num die hohe deutſche Bundesverfammiung den 12. Juli 1832 zwar bie 
erfte Frage, wie bereits bemerkt worden, nicht auf eine abgefonderte audträ- 
galgerichtliche Entfcheidung ausgefeht, dagegen aber dem Austrägalgerichte 
nicht nur die allgemeine Befugniß eingeräumt, über Vorbehalte zu erkennen, 
fondern der frühern erftern Frage ausdrücklich mit den Worten ermähnt: 

und bei welcher 5. Frage den Regierungen unbenommen bleibt, das: 
jenige mit auszuführen, was fle über die erfte Frage bei dem Vor: 
trage der Bundestags: und dem darin angezogenen Berichte der Sub: 
delegations-Commiſſion zu erinnern, oder demfelben zum Zwecke 
ebenmäßiger rihterliher Entfcheidung entgegenfeben zu Fön: 
nen glauben. 


$. 38. 


Die erfte Frage, welche auf diefe Weife von der hohen deutfchen Bundes: 
verfammiung keineswegs der austrägalgerichtlihen Entſcheidung, auch wenn 
die betheiligten Regierungen deshalb anrufen würden, entzogen, fondern nyr 
nicht zum ©egenftand eined abgefonderten Verfahrens und Urtheild gemacht 
“ werden wollte, ift nun auch wirklich von den Parteien in ihren Schriftfägen 
verhandelt worden. 

Es haben nämlich die klagenden Regierungen an ihre Schlußbitte in der 
hier vorliegenden Klage die weitere befondere Bitte gefnüpft, zu erkennen: 

daß die dermaligen Beſitzer der am linken Rheinufer gelegenen Kreis⸗ 
Iande fchuldig feyen, nach Derhältniß ihrer Beſitzungen die von den 
vormaligen Kreisftänden ausgefchriebenen Nömermonate, fo wie die 
Pactitiengelder fammt 5%, Zinfen nachzuzahlen. 

Diejenigen der beklagten Regierungen, welche thätigen Antheil an den 
procefinatifchen Verhandlungen genommen, haben hierauf Feinesmegs eine Ein- 
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laffung auf diefen befondern Anfpruch, ald wäre derfelbe gar nicht hieher ge: 
hörig, abgelehnt, vielmehr hat die Krone Preußen in ihrer Vernehmlaſſung 
fih dahin geäußert: die erfte Frage fey bei den nachträglichen Verhandlungen 
am Bundestag nicht zur Sprache gefommen, wie fie denn auch für erledigt zu 
betrachten fen; man werde aber bei den gegenwärtigen Verhandiungen in fo 
fern darauf zurückkommen müffen, ald die klagenden Regierungen von der ihnen 
durch den Bundestagsbefchluß vom 12. Juli 1832 eingeräumten Befugniß 
Gebrauch machten. 

| 23. Bl. 9 fi. | 

Auch der Anwalt der Krone Bayern beftritt den hier befragten Anfpruch 
nur von feiner materiellen Seite, indem er nachzumeifen fuchte, daß eine Ver: 
bindlichfeit der Beſitzer der linförheinfeitigen Kreislande nicht vorhanden ſey; 

34. Bl. 20° f. | 
und auf gleiche Weife begegnete auch der Anwalt der Großherzoglich-Heſſt⸗ 
fchen Regierung der Flägerifchen Forderung. 
28.8. 20. Bl. 109. 


§. 39. 


So wenig in formeller Beziehung die Erledigung der nun erſten Frage, 
aus Gelegenheit und in Verbindung mit der fünften dem Austrägalgericht 
als dritte Hauptfrage unterſtellten Frage, einigem Bedenken unterliegen kann, 
ſo wenig bietet die materielle Beurtheilung derſelben erhebliche Schwierig⸗ 
keiten dar. 

Es haben nämlich nach dem Bundestags-Commilflond: Öutachten 

Bundestagsacten II. ©. 747. 
fämmtlihe Regierungen fih damit einverftanden erklärt, daß die von den por- 
maligen SKreisftänden bis zum Jahr 1802 ausgefchriebenen Römermonate, 
weil die linförheinfeitigen Lande vom Feinde occupirt und verheert gemwefen, 
die rückſtändigen Kreis-Römermonate als inerigibel zu betrachten und aus 
dem Etat der Kreisactiven zu flreichen feyen. 

Wenn dagegen in der Folge die freie Stadt Frankfurt geltend zu machen 
gefucht hat, daß auch rechtsrheinifche Gebiete durch feindliche Eontributionen 
und Requifitionen heimgefucht worden feyen ; fo würde daraus noch nicht fol: 
gen, daß fie darum ihre frühere Zuflimmung in die gemeinfchaftliche Ueberein: 
Funft aller betheiligten Regierungen, die auf linksrheiniſche Kreisgebiete ge: 
fallenen Römermonate nachzulaffen, zurücnehmen Fünne, fondern nur fo viel, 
daß nach ihrer Anficht der gleiche Billigkeitsgrund auf die eine oder andere 
Weiſe auch auf fie angewendet werden müffe. 

Allein, abgefehen hievon, fo handelt es fich hier nicht von einer Befreiung 
der linfd= und rechtörheinfeitigen Kreislande von den ausgefchriebenen Kreis: 
Römermonaten, aud dem allgemeinen Billigfeitögrunde der feindlichen Der: 
heerung und Beſetzung, was zu ganz andern Unterfuchungen führen müßte; 
fondern vielmehr bloß davon, ob die auf der linken Rheinfeite ausgeſchriebenen 
NRömermonate von den nunmehrigen Beſitzern diefer Lande nachzuzahlen feyen, 
und diefem Unfpruch tritt der entfcheidende Umſtand entgegen, daß, wie folches 
fhon bei den Kreisſchulden ausgeführt worden ift, die franzöfifhe Republik 
die linksrheinſeitigen Kreisgebiete vollfommen frei von allen Schulden, welche 
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sicht Die dert bezeichneten Eigenſchaften au ſich fragen würden, ſich hat abtre⸗ 
fen laſſen, und daß daher pon Schulden, mit welchen bie Linförheinfeitigen 
Kreisgebiete deswegen belaftet geweſen, weil fie mit den auf fie ausgefchriebe: 
sen Kreis: Rämermonaten im Rückſtand geblieben, Feine Rede feyn könne, in: 
dem diefe Art von Schulden von der franzöfifchen Republik fo wenig übernom⸗ 
men worden find, ald die durch Capitalanfnahmen pder andere Weiſe entſtan⸗ 
denen. Hiernach würden bie in Frage flebenden Kreis:Römermonate, wenn fie 
nicht für niedergefchlagen erklärt worden wären, als Schulden der linksrhein⸗ 
feitigen Kreiögebiete eben deswegen, weit fie nicht von Frankreich übernommen 
worden find, non ben Kreis: und Entſchädigungs-Landen der rechten Rheinfeite 
übernommen werben müſſen. Der an die Beſitzer der vormaligen linksrhein⸗ 
feitigen Kreislande gerichtete Anfpruch auf Nachzahlung der auf diefe Kreis: 
lande ausgefchriebenen Romermonate kaun dieſemnach nicht für begründet er» 
achtet werben. 
8. 40, 


Eine weitere Frage, welche fih auf die Hebertragung der Schuldantheile 
der linken Rheinfeite auf die rechte Rheinfeite bezieht, kann in der Beziehung 
aufgeworfen merden, ald in deu hohen Bundestagsbefchlüffen vom 12. Juli 
1832 und 12. Mai 1834 bloß von der Uebertragung der fraglichen Schulden 
auf die Beſitzer der auf der rechten Rheinfeite gelegenen Kreislande die Rebe 
it, und der Entfhädigungslande Feine Erwähnung gefchieht, wogegen 
fhon in dem Reichsdeputations-Hauptſchluß 8. 38. und an andern Stellen 
von der Uebertragung der fraglihen Schulden auf die Entfchädigungslande, _ 
und von den Verpflichtungen der entfchädigten Reichsfürſten gefprochen wird. 
Allein, gerade nur fo weit der Reichsdeputations-Hauptſchluß eine Uebertra: 
gung der Iinkörheinfeitigen Schuldantheile auf die rechterheinifhen Kreis: und 
Entfhädigungs:Lande beabfichtigte, konnte es feinem Bedenken unterliegen, 
bier, wo es fich nur im Allgemeinen von der Freifprechung der ehemaligen links⸗ 
rheinfeitigen Kreislande von den Kreisfchulden, und von der Wirkung diefer Freie 
ſprechung auf die rechte Rheinfeite handelte, die rechtsrheiniſchen Kreis- und Ent: 
fhädigungs Rande als diejenigen zu bezeichnen, welche für jenen Schuldantheil 
der Iinförheinfeitigen Kreislande einzuftehen hätten. Daß aber eine nähere Feſt⸗ 
fesung des DVerhältniffes, in welchem diefed gefchehen müſſe, zur Zeit noch 
gar nicht vorbereitet fey, und daher auch nicht in der Abſicht des Austrägal: 
gerichts Liegen Eönne, wird fih nun aus dem Nachftehenden ergeben, 


8. 41. 


Es ift nun zwar allerdings durch den Befchluß der haben deutſchen Bun⸗ 
besverfammiung vom 12. Juli 1832, unter der Vorausſetzung, daß die 
Hauptfrage zu Gunſten der Befiser der vormaligeu Iinkörheinfeitigen Kreis: 
lande entfchieden werden würde, auch die weitere Frage zur austrägalrichter: 
lichen Entſcheidung geftellt worden: 

Ob und in welchem Verhaͤltniſſe fämmtlihe Kreisfchulden auf Die 
Befiger der auf dem rechten Rheinufer gelegenen Kreislande zu über: 
tragen feyen ? " 

Hiernach ſcheint es, ald ob die hohe deutfche Bundesverfammlung 
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A) fon bie allgemeine Frage für beftritten erachtet habe, ob über: 
haupt die Kreisſchulden auf bie rechte Rheinſeite zu übernehmen feyen? Eine 
Frage, die offenbar fehr verfchieden von der ift, ob die linke Rheinfeite die 
Kreisfchuiden antheilig zu übernehmen habe; indem auch im Falle der Ver⸗ 
neinung derſeiben an fich daraus noch nicht mit Nothwendigkeit folgen würde, 
daß die rechte Rheinſeite es fen, welche für dieſen Schuldantheil einzuftehen 
babe? Nichte minder die meitere Frage: 

B) ob fämmtliche Kreisfchulden von den Beſitzern des rechten Rheinufers 
zu tragen feyen? 

Da indeffen der Wirkungskreis bed Austrägalgerichts darauf befchränkt 
ift, zwifchen denjenigen Parteien Recht zu fprechen, welche demſelben als fireis 
tende Theile bezeichnet worden find, und zwiſchen weichen wirktich ein die 
richterlihe Entfcheidung bedürfender und gehörig gerichtlich verhandelter Streit 
vorwaltet, auch Streitigkeiten zwischen Privatperfonen einer — und Bundes: 
flaaten anderer Seits durch den Art. 30. der Wiener Schlußacte vom 
15. Mai 1820 von der Competenz der Austrägalgerichte ausgefchloffen find, 
fo wird wohl eine befondere austrägalgerichtiiche Entfcheidung der unter den 
Buchftaben A und B ansgehobenen Fragen nicht erwartet werden, in Er: 
mägung 

1) daß, nachdem einmal die DBefiger der linksrheinſeitigen ehemaligen 
Kreisiande von der Theilnahme an den Kreisfchulden freigefprochen 
worden, es fih nur noch davon Handeln kann, ob die Kreisgläubiger 
wegen des außerdem auf die linke Aheinfeite fallenden Schumantheile 
fih an die Beſitzer der rechtsrheinfeitigen Kreislande zu halten bes 
rechtigt fenen, oder ob fie in fo weit bei fämmtlichen, oder bei etlichen, 
und in diefem Falle bei welchen Kreisfchulden das leere Nachſehen 
haben follen, — eine Frage, welche offenbar dad dem audträgalges 
richtlihen Erfenntniß nicht unterliegende DVerhältniß zwifchen den 
Kreisgläubigern, ald Privatperfonen einer — und den im Beſizz der 
rechtörheinfeitigen Kreid: und Entſchaͤdigungs-Lande befindlichen 
Bundesftaaten anderer Seits berührt, 

2) daß fämmtliche Regierungen, auf klagender wie auf beflagter Seite, 
hier das gleiche Interefie haben, von fämmtlichen Kreisfehulden fo 
wenig als möglich zu fragen, und daher 

3) in diefer Beziehung, abgefehen von dem Vertheilungsmaaßſtab, unter 
den beiderfeitigen Regierungen nichts flreitig, und auch Hierliber noch 
gar nichtd verhandelt worden iſt, mas 

4) um fo unerläßlicher geweſen wäre, als zur Zeit gar nicht abaufehen 
tft, in wie fern die eine oder die andere der flreitenden Regierungen 
ein dem der übrigen entgegenftehendes Intereſſe dabei ha: 
ben könnte, daß, der Entfcheidung der Hauptfrage ungeachtet, von der 
rechten Mheinfeite gar nichts, oder wenigſtens melche von den ver: 
fhiedenartigen Kreisfchuiden nicht übernommen werde. 


$. 42. 


Wenn aber das Austrägalgericht nun auch 
C) über Sie Frage rechtlich entfcheiden folle: 
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In weichem Derhättniffe fämmtliche Kreisfchuiden auf die Beſitzer 

der auf der rechten Rheinfeite gelegenen Kreislande zu übertragen 
feyen ? 
fo kommt ed, bei den mancherlei Tragen, weiche fih bei der Repartition der 
linksrheinſeitigen Schuldantheile auf die rechte Nheinfeite denken laſſen, vor 
allem darauf an, weiches befondere Verhättniß die hohe deutfche Bundesver- 
fammiung bei der Anordnung der austrägalgerichtlichen Entfcheidung im Auge 
gehabt habe, und welches bei der gerichtlichen Verhandlung zwifchen den be: 
theiligten Regierungen als beftritten und eine austrägalgerichtliche Entſchei⸗ 
dung hervorrufend ſich herandgeftellt habe, wenn dad Austrägalgericht ſich 
innerhalb der Schranken des ihm angewieſenen Wirkungskreiſes halten folle. 


$. 43. 


Es ift nun zu bemerken, daß die im Jahr 1817 niedergefente Commif: 
flon zu Auseinanderfeßung des Rheiniſchen Schuldenmwefens die Frage: 
in welhem Verhältniffe der linförheinfeitige Schuldantheil auf 
die rechtörheinfeitigen Kreisiande zu übertragen fey ? 
nicht unter den Fragen, welche zwifchen den bei jener Auseinanderfeßung be= 
theiligten Regierungen beftritten feyen, aufgezählt und daher als beftritten 
aur das bezeichnet hatte: 
Ob die gegenwärtigen Beſitzer der Iinfsrheinfeitigen K Kreislande einen 
matrifularmäßigen Antheil an den Kreisfchulden und Taften zu über: 
nehmen fhuldig, oder ob die fämmtlichen Schulden von beiden Ahein: 
kreiſen auf die Lande der rechten Rheinfeite zu übernehmen und fonach 
die jenfeitigen Antheile der geiftlichen Kreistande auf die vechtörhein- 
feitigen Kreisgebiete und die der weltlichen auf die Refte diefer letztern 
und die Entfhädigungsobjecte zu übertragen fenen? 
Die gedachte Commiſſion hatte für die beiden möglichen Fälle bereits die 
matrifularmäßige Repartition nur mit dem Worbehalt der etwa nöthigen 
weiteren Communicatiovnen und Verbefferungen entworfen. 


Die zur Begufachtung des Commiffionsberichts aufgeftellte Bundestags: 
Commiſſion hat die zu Iöfende Frage etwas anders, nämlich fo gefaßt: 

Ob die Schulden beider Rheinfreife von den gegenwärtigen Beſitzern 
der auf dem linken Rheinufer gelegenen Kreislande antheilig zu über: 
nehmen, oder ob fämmtliche Kreisfhulden auf die Beſitzer der auf 
der rechten Rheinſeite gelegenen Kreislande überzutragen jind ? 

Auch hier ift alfo die Frage von einem bei diefer Uebertragung zu beob⸗ 
achtenden Verhältniß noch nicht berührt, 

Nur darin war jedesmal eine Zmeifelhaftigfeit gefunden worden: ob die 
Schulden der Iinkörheinfeitigen geiftlichen Kreisiande die Schuldenmaffe der 
rechtörheinfeitigen Leberrefte Diefer Kreisiande im Ganzen vermehren, oder 
ob die Refte jedes einzelnen Kreisiandes die Schuidantheile des linksrhein⸗ 
feitigen Landesantheild zu übernehmen habe? eine Frage, welcher aber unter 
den von der Commiffion aufgezählten neun Fragen eine befondere Stelle, näm⸗ 
lich die fechfte, angemwiefen wurde. 

Eine veränderte Geſtalt hat fodann die Frage durch den Beſchluß der 
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hohen deutſchen Bundedverfammlung vom 12. Juli 1832 in fo fern erhalten, 
ald in die frühere Frage erft die Worte aufgenommen find: 
Ob und in welchem Derhältniffe ſämmtliche Kreisfchulden auf die 
Befiter der auf der rechten Rheinſeite gelegenen Kreistande zu übertra= 
gen find? 
ohne daß näher bezeichnet wäre, welcher Streit denn über die Art des 
Verhältniſſes zwifchen den betheiligten Regierungen der rechten Rhein: 
feite vorwalte und der austrägalgerichtliche Entfcheidung bedürfe? 

Auf diefer Faffıng der Frage hat die hohe deutfche Bundesverſammlung 

durch ihren Beichluß vom 12. Mai 1834 beharrt. 
| $. 44. 
Nun ift zwar allerdings in Betreff des Verhältniffes der Uebertragung 
a) die befondere Frage entftanden: ob die Schuldantheile der linksrhein⸗ 
feitigen geiftlichen Lande die Schufdenmaffe der vechtsrheinfeitigen 
Ueberrefte diefer Lande im Ganzen vermehren, oder ob die Reſte 
jedes einzelnen Landes jene Schuldantheile übernehmen folten ? 

Allein gerade die Entfheidung diefer Frage ift durch den hohen Bundes: 
tagebefchluß vom 12. Inli 1832 dem Austrägalgerichte nicht aufgetragen 
worden; diefelbe nahm unter den von der Subbdelegationscommiffion der hohen 
dentfchen Bundesverfammlung vorgelegten neun Fragen die fechite Stelle ein; 
Dagegen wurde bloß die fünfte ald dritte Hauptfrage zur austrägalgerichtlichen 
Entfcheidung vermiefen, und in Unfehung diefer fechften Trage, fo wie in An: 
fehung einer fiebenten, das von dem Kurrheinifchen Kreife aufgenommene Ca⸗ 
pital von 200,000 Gulden betreffend, wurde bloß feftgefeut, daß die Ent: 
fheidung der dritten Haupt (fünften) Frage diefen zwei weiteren zur Norm 
dienen folle. Wenn fodann gleich durch den hohen Bundestagsbefchluß vom 
12. Mai 1834 dem Austrägalgerichte überlaffen wurde, jene zwei letzteren 
Fragen zur weitern Discuffion zu bringen; fo wurde nichts defto weniger durch 
Hinweiſung auf die Wiener Schlußacte und den Bundestagsbefchluß vom 
3. Auguft 1820, fo wie durch die ausdrüdlich beigeſetzte Clauſel: 

ohne Beeinträchtigung der Beſtimmungen des Bundestagsbefchluffes 
vom 12. Juli 1832, 
die Grenzbeſtimmung für die austrägalrichterliche Eompetenz des Obertribunals 
erneuert. 

Auch haben die Vorträge der betheiligten Parteien Feine Materialien zur 
nähern Würdigung jener fechften Frage geliefert, vielmehr haben diefe Regie 
rungen die Abſicht zu erkennen gegeben, daß fie wenigſtens in Folge des gegen⸗ 
märtigen Verfahrens keine austrägalgerichtlihe Löfung. diefer Frage beabſich⸗ 
tigten; denn in der — Namens der Regierungen ded Herzogthums Naffau, 
des Fürftenthums Walde und der freien Stadt Frankfurt eingelommenen 
Klage, welcher auch der Kurſtaat Heffen beigetreten ift, heißt es: Diefe, fo wie 
die fiebente Frage, könnten nicht wohl Gegenftand der Verhandlung in gegen⸗ 
wärtigem Verfahren feyn, da in diefem nur die dritte Haupt=' (fünfte) Frage 
zu erörtern fen; auch Fünnten file erft dann zur Sprache kommen, wenn ent: 
fchieden werden follte, daß die Befiber der linken Rheinuferſtaaten von der 
Concurrenzpflicht frei feyen, in welhem Kalle die Parteienrolfen fich anders 
ſtellen würden. 


“ 
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Fasc. spec. III, 4, . 1, ©. 13 f. 

Daher enthält auch die Schlukbitte einen Antrag auf gerichtliche Be: 
ſtimmung eines Verhaͤltniſſes Aberhaupt, und in Abſicht auf Die fechfte und 
ftebente Frage insbefondere. 

Ehendaf. $. 23, S. 153 f. 

Der Anwalt der Krone Preußen bemerkte hierauf in feiner Einredefchrift: 
über die fechfte und ſiebente Frage fey, wenn deßhalb unter den betheiligten 
Regierungen ein Streit obwalte, eine befondere Entſcheidung nicht erforderlich; 
damit (aber) das Austrägalgeriht nicht zu dem Mißverfläudniß verleitet 
werde, ed habe auch über die zwei befondern Fragen eine Enticheibung zu 
treffen, feyen am 12. Mai 1834 in ben Bundesbefchluß die Worte: „‚ohne 
Beeinträchtigung’ ıc. eingefchalter worden. Auf die an den Hagenden Anwalt 
den 26. Auguft 1834 ergangene Aufforderung habe derfeibe ſich nicht veran⸗ 
iaßt gefunden, die in Betreff der fechften und fiebenten Krage obwaltenden 
Berhäftniffe mit zur Erörterung zu bringen. Auch Königlich: Preußifcher 
Geits finde man nicht ndchig, den desfallſigen Verhandlungen etwas hinzu⸗ 


zufuͤgen. 
Ebendaſ. 23, $. 1. BI. 2 ff. 

Bon Seite der Krone Bayern wurde fich zwar näher auf die ſechſte und 
fiebente Frage mit einer eventuellen Bitte eingelaffen, jedoch, wie beigefept 
murde, bloß um am erfahren, ob hierüber zwifchen den betheiligten Regie: 
rungen eine Uebereinkunft zu Stande zu bringen fey, oder ob es einer Ent: 
fheidung bebürfe. 

Ebendaſ. 34, Bi. 4 und 24. 

Dagegen hat der Anwalt der Großherzoglich= Heffiichen Regierung in Abe 
ficht auf den Umfang des austrägalgerichtiihen Wirkungskreiſes, die fechfte 
und die fiebente Trage betreffend, fi) eben fo geäußert, wie von Seite der 
Krone Preußen geichehen, und nur gelegenheittich bemerkt, dad Capital vom 
200,000 Gulden berühre die linke Rheinfeite nicht, übrigens in Abfiht auf 
die fechite und ficbente Frage fein auf eine Entfcheidung gerichtetes Petitum 


geſtellt. 
28. §. 1. Bl. 4 ff. F. 11. Bl. 710 f. 5. 26. Bl. 38°. 

In den weiteren Verhaudlungen zwiſchen den klagenden Staatsregierungen 
und der Krone Preußen iſt nichts Weiteres von Einfluß vorgebracht worden; 
Dagegen iſt in der gegen die Krone Bayern gerichteten Replik der klagenden 
Hegierungen gefagt: die Frage, wie die der linken Rheinſeite abzunehmenden 
Kreisſchulden gu vepartiren ſeyen? könne Hier nicht abgehandelt werden, weil 
Hier ganz andere Parteienverhältniffe einträten. Nur eventuell wurde ſe⸗ 
dann Verſchiedenes über die Gegenkände der fechften und fiebensen Frage 
vorgebradit, 

47. S. 4. fi. 


worauf der Anwalt der Krone Bayern duplicirte, man ſey mit dem Gegen⸗ 
theil einderſtanden, das gegenwaͤrtige Verfahren ſolle lediglich zur vorläufigen 
richterlichen Entſcheidung der Hauptfrage: 
Ob und in wie fern die jenſeits des Rheins gelegenen Lande der 
zwei Rheinkreiſe zur Mitvertretung der Schulden derſelben verbun⸗ 
ben feyen?, 
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feiten. Die weiteren Streitpuncte, ſoweit fie nicht ſchon hierdurch erledigt 
mürden, müßten, getrennt von gegenwärtigem Proceßverfahren, feiner Zeit 
inſtruirt und richterlich abgemacht werden. Die Bayeriſche Aeußerung über 
dieſen Gegenſtand konne nicht als Litis contestatio, noch als Exceptio ge: 
achtet werden. Reconveniendo «ufzutreten, habe man nicht die Abficht ge: 
Habt, noch wäre diefed zulaͤſſig geweſen, weil der Streit auf andere Parteien 
ich bezogen hätte. 
64. Bl. 4 ff. 

In der Replik der klagenden Regierungen gegen das Großherzogthum 
Heſſen erklaͤrte ſich deren Anwalt abermals auf das Beſtimmteſte gegen eine 
Verhandlung der ſechſten und ſiebenten Frage in Verbindung mit der fünften, 

51. 6. 1. S. 3f. 
wogegen der Anwalt der Großherzoglich-Heſſiſchen Regierung in der Duplik 
ed dem Ermeffen des Obertribunald anheim gegeben Hat, ob und wie weit 
das Austrägalgericht berechtigt fey, auch die Fragen ſechs und ſieben zu erledigen. 
65, 8.1, Bl. 2. 


$. 45. 


db) Was in Betreff der fiebenten Frage verhandelt worden, erhellet aus 
dem fo eben $. 44. Ungeführten. Indeffen bezieht fich der Gegen: 
ftand derfeiben: wer nämlich die von dem Kurrheiniſchen Kreiſe and 
Veranlaſſung der Lütticher Erecution aufgenommenen 200,000 
Gaulden zu bezahten habe, eigentlich nicht anf bad Vertheilemgs⸗ 
verhättniß der Schutben der Linksrheinfeitigen Kreidfande unter die 
Beſitzer der vechten Rheinfeite. 


&. 46. 
Dagegen ift 
c) die dad Schuldenvertheitungs : Verhättniß fehr nahe berührende Frage 
erhoben worden, ob die linksrheinſeitigen Schuldantheile der welt: 
lichen Kreistande bloß auf die rechtsrheinfeitigen Kreis gebiete, oder 
auch auf die außerhalb der Gebiete der beiden Rheinkreife 
gelegenen Entfhädigungslande übergehen follten ? 

Ansbefondere haben die Elagenden Regierungen diefe Frage in ihrer gegen 

das Großherzogthum Heſſen gerichteten Replik abgehandelt. 
51.8.1.©.19 ff. 

Die Krone Preußen, welche von dieſem Schriftfab Kenntniß erhielt, 
äußerte hierüber duplicando bioß, fie habe in Betreff diefes Zweifels, nad 
ihrer Stetung, nicht auf diefe Repartition einzugehen. 

61.3. ff. 

Die Königlich: Bapyerifche Regierung gedachte zwar in ihrer Duplik diefer 
Frage, mandte aber auch auf diefe ihre Anſicht un, daß derkei Neitere Fragen, 
To weit fle wicht mit der Hauptfrage, das Verhaͤltniß der rechten Rheinfeite 
zur Tinten betreffend, eriedigt würden, erft in der Folge, und getrennt verhan: 
delt werden müßten. 
64, loc. cit. 
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Die Großherzoglich : Heffifche Regierung aber überging diefe Nebenfrage 
ganz mit Stillſchweigen. 

Alſo auch in Beziehung auf diefe Frage erfcheint zur Zeit nichts ftreitig 
unter den betheiligten Parteien; es ift alfo auch von diefer Seite dem Aus⸗ 
trägalgerichte Fein Anhaltspunct gegeben worden, über das Verhältniß, in 
welchem die Beſitzer der rechtörheinfeitigen Kreis: und Entfchädigungs: Rande 
die Schuldantheile der vormaligen linförheinfeitigen Kreislande zu tragen 
hätten, ſich auszuſprechen. 

Sehr gegründet iſt auch die hin und wieder von denjenigen Regierungen, 
welche thätigen Antheil an dem gerichtlichen Verfahren genommen haben, ge⸗ 
machte Bemerkung, daß diefe Frage eine der Hauptparteien, nämlich diejenigen 
Regierungen, welche die Befreiung der linken Rheinfeite von den Kreiöfchulden 
fordern, eigentlich gar nichts angehe, fondern daß vielmehr die für die rechte 
Rheinfeite fich intereffivenden Regierungen hierüber unter fi zu flreiten 
hätten, x ' 

Sollte aber auch je neben der Entſcheidung ded Streitd zwifchen den 
beiden Hauptparteien noch ein befonderer Streit zwifchen den Beſitzern der 
rechtsrheinfeitigen Kreis: und Entfhädigungs-Lande über dad Schulden: 
Repartitionsverhältniß entichieden werden; fo hätte diefem ein beſtimmter 
Klaganfpruch einzelner diefer Regierungen gegen die übrigen, unter Bezeich⸗ 
nung der befondern Art des im Streit befangenen Repartitionsverhäftniffes, 
porangehen müffen, ohne welchen ed dem Gerichte unmöglich war, georbnetes 
Verfahren einzuleiten, welchem fofort erft, um eine Entfcheidung vorzubereiten, 
die weiteren wefentlihen Handlungen des Proceffed, nämlich die Einlaffung 
auf die Klage, die Vorbringung etwaiger Einreden, die DVernehmung des 
Hagenden Theild hierüber, fofort das etwa nöthige Beweisverfahren über 
beftrittene Thatſachen hätte folgen müffen, an welchem allem es zur Zeit 
gänzlich mangelte. 

Diefe, einer Beſtimmung ded Verhättniffes entgegenftehenden Hinderniffe 
treten um fo ftärfer hervor, fobald man erwägt, daß fih der Verhältniſſe fo 
verfchiedene denken laſſen, bei deren jedem möglichermeife wieder verfchieden- 
artige Intereffen einander entgegen treten Fönnten, daher bei jedem derfelben 
wieder andere Parteienverhättniffe fich herausftelfen können, bei melchen es 
zur Zeit unbefannt wäre, welche Regierungen fi gegenüber ftehen, mithin 
eine Derurtheilung oder Freifprehung beftimmter Rechtöfubjecte in Abſicht 
auf eben fo beftimmte Rechtsanſprüche gar nicht denkbar feyn würde. 


$. 47. 


d) Einen unverkennbaren Einfluß auf die Beflimmung des Verhäaͤlt⸗ 
niffes, nach welchem die Kreisſchulden vertheilt werden folfen, würde 
ed haben, wenn man auf das beiondere Vorbringen ber Regierung 
der freien Stadt Frankfurt eingehen wollte, es müffe bei diefer Ver⸗ 
theilung darauf Rüdficht genommen werden, daß die Stadt Frank: 
furt, fo wie einige andere Kreisſtände ihre Kreispräffanden immer 
volftändig abgeführt hätten, und fie daher feinen Theil an denjenigen 
Kreisfhuiden zu Übernehmen haben, welche dadurch entitanden, daß 
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andere Kreidftände mit ihren Praͤſtanden zurücgeblieben feyen, und 
zur Dedung diefed Ausfalls in den Kreiscaſſen Hätten Capitalien aufs 
genommen werden müffen. Abgefehen jedoch davon, daß dieſes Vor⸗ 
bringen ebenfalls fich auf ein Verhältniß der Beſitzer der ehemaligen 
vechtsrheinfeitigen Lande unter fich bezieht, und die Beſitzer der links⸗ 
vheinfeitigen Kreislande als foiche nicht berührt, und daß dagegen 
bei der dritten (fünften) Hauptfrage dem Obertribunal nur die aus⸗ 
trägalgerichtlihe Schlichtung eines Streitd zwifchen dieſen beiderlei 
Kreislandes Befisern, in fo fern fie fich als ſolche gegenüber ftehen, 
aufgetragen worden ift; fo würde dad Austrägalgericht auch hier 
nicht einmal in der Lage fenn, einen beftimmten richterfichen Aus: 
ſpruch zu thun, weiche Regierungen dasjenige zu übernehmen ver⸗ 
bunden feyen, von mas die Regierung der freien Stadt Frankfurt 
befreit zu werden begehrt, vielmehr müßten — wenn je die freie 
Stadt Frankfurt und mit ihr andere Regierungen wirklich gemeint 
feyn follten, eine gänzlihe oder wenigftend theilmeife Webernahme von 
den auf die vechtsrheinfeitigen Kreis: und Entfchädigungs s Lande 
fallenden Schuldantheilen der linken Rheinfeite von fich abzuwenden, 
und den außerdem anf fie fallenden Schuldantheil auf andere Res 
gierungen überzumälzen — vorerft zwifchen ihr und den Tebteren, 
nach genauer Bezeichnung derfelben, über diefed aufgeſtellte befondere 
Repartitiongverhättniß, ſowohl nach dem Princip, ald nach feiner 
Anwendung, genügende Erdrterungen gepflogen merden, was aber 
bis jetzt noch nicht gefchehen ift, und noch nicht eingeleitet werden 
konnte. 

Es war daher in dem hier auszuſprechenden Erkenntniß dieſem beſondern 

Vorbringen der freien Stadt Frankfurt keine Folge zu geben. 


$. 48, 


Das Verhältniß, in welchem die Befiger der vechtörheinfeitigen ehe⸗ 
maligen Kreisiande die Kreisfchurden zu übernehmen haben, ift endlich 
e) auch durch den Maaßſtab der Unlage für die einzelnen Kreiölande bes 
dingt, je nachdem man nämlich hiebei entweder 
1) den urfprünglichen Matrikularanſchlag, oder 
2) den Revenüenertrag, oder 
3) den Flächengehalt, oder endlich 
4) die Seelenzaht der betreffenden Kreis⸗ und Entfchäbigungss 
Lande 
zum Grund legt. 


Da jedoch auch hierüber zwiſchen den betheiligten Regierungen kein eigent⸗ 
licher Streit vorwaltet, und bereits in dem Reichsdeputations⸗Hauptabſchluß 
vom 25. Mai (Februar) 1803, 86. 82 und 84, der Maaßſtab des Ma: 
trifularanfchlage ausdrücklich genannt, und 6. 83. feftgefebt worden ift, daß 
dad, waß über den Ertrag des Einzugs der Kreidactiven noch weiter zur 
Schuldenzahlung erforderlich fey, durch gewöhnliche Römermonate beigebracht 
merden möüfle, welche Erhebungsweiſe ebenfalls auf den Matrikularanſchlag 

Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 23 
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bafirt ift; fo bedarf es auch in dieſer Beziehung Feiner angträgaigerichtlichen 
Feſtſetzung des Schuldenaustheilungs: Verhältniffee. 

Durch alles diefed wird es fich rechtfertigen, wenn das Dbertribunat, we: 
nigftens bei feiner auf die vorliegenden Acten gebauten Entfheidung über das 
Verhältniß, in welchem fämmtliche Kreisfhulden auf die Beſitzer der auf der 
rechten Rheinfeite gelegenen Kreislande zu übertragen ſeyen, fih noch nicht 
ausgefprochen hat. 


$. 49. 


Noch ift durch den Beſchluß der hohen deutfhen Bundesverfammlung 
vom 12. Juli 1832 des fpeciellen Anfpruchs eines Kreisdienerd an die beiden 
ehemaligen Kreiscaffen gedacht worden, wenn ed dort heißt: 

Ob und in welhem Verhältniffe die von dem Munzwardein-Ad⸗ 
juneten Diese gegen die in Anfpruch genommenen. Regierungen 
angebrachte Penfionsforderungen zu befriedigen feg, woird zum aus: 
trägalgerichtlihen Erkenntniß verftellt. 

Durch den weitern hohen Bundestagsbefchluß vom 12. Mai 1834 ift 
das Obertribunat auf den ihm den 12. Juli 1832 ertheilten Auftrag, fo wie 
auf den in der 33. Sisung vom 6. September 1832 erftatteten. Commiſ⸗ 
fioneyortrag und gefaßten Bundesbefchluß, weichem zufolge die gedachte Vor: 
frage der austrägalgerichtlichen Entfcheidung allerdings dergeftait beſonders 
unterworfen worden, daß dabei die Hauptfrage wegen Richtigkeit der For: 
derung felbft — welche eventuell zur Eognition der betreffenden Landesgerichte 
gehöre — ganz zu umgehen und von deren Erörterung zu abflrahiren fen, 
hingewieſen worden. 

Obgleich das Obertribunal in feiner allgemeinen Aufforderung an die 
betheiligten Regierungen vom 26. Auguft 1834 aud die. beſondere aufge: 
nommen hat, dasjenige, was fie rüdfichtlih der Vertheilung der Forderung 
des Münzmwardein : Adjiuncten Diebe vorzubringen gemeint, zugleich bei Gele: 
genheit der gegenwärtigen (dritten resp. fünften) Hauptfrage vorzutragen, 
indem das Obertribunal ber Anfiht war und fortwährend ift, daß durch 
Beantwortung der dritten Hauptfrage auch diefe befondere Nebenfrage zur 
Erledigung gelange; ſo iſt jedoch von ſämmtlichen betheiligten Regierungen 
keine hierauf ſich beziehende Ausführung den eingekommenen Schriftſätzen 
einverleibt, noch ein eigener beſonderer Antrag geſtellt worden. 

Da nun hierüber kein Streit zwiſchen den betheiligten Regierungen 
obwaltet, indem von Seiten des Großherzogthums Baden nur die Vorfrage 
beſtritten worden iſt, ob Dietze überhaupt etwas zu fordern. habe, mas ber 
austrägalgerichtlihen Entfheidung nicht unterliegt, fondern vor die betreffen- 
den Landesgerichte gehört; mithin es fich bloß davon handelt, ob. Diebe von 
den Beſitzern der links-und vechtörheinfeitigen Kreislande, ober ‚von den 
letztern allein zu befriedigen fey, die alfo geftellte Frage: ob die non Diebe, 
angebrachte Penfionsforderung zu befriedigen ſey? mithin: nach dem klaren 
Inhalte des Bundestagsbefchluffes vom 12. Mai 1834 nur in dieſem 
beſchränkten Sinne genommen werden kann; da fodann die Acten Feine befons-, 
dern Momente für eine von der Beurtheilung der Anfprücde der Kreisdiener 
überhaupt abweichende Behandlung der Forderung des Dietze barbieten.: fo 
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tft Fein Grund vorhanden, über die Forderung ded Diebe eine befondere Be: 
flimmung aufzunehmen, indem bdiefelbe in Abficht auf das Verhältniß der 
einander gegenüberftehenden Beſitzer der links- und vechtörheinfeitigen Kreis: 
und Entfhädigungs- Lande unter fich nichts Eigenthümliches darbietet, das, 
abweichend von den Anfprühen anderer Kreisgläubiger und Kreisdiener, 
einen befondern Ausfpruch erforderte. 


$. 50. 


Was Dagegen weiter dad Verhaͤltniß betrifft, in welchem bie Beſitzer der 
rechtsrheinfeitigen Kreislande die Diebifche Forderung übernehmen follen ; 
fo liegen auch in diefer Beziehung keine Anhaltspunkte vor, etwad Näheres 
zu beftimmen, als bei den Verbindlichleiten der beiden Rheinkreiſe und befon- 
ders gegen die Kreisdiener gefchehen kann. 

Derjenige Unterfchied aber, den man zwifchen den verfchiedenen Claſſen 
von Kreisfchulden hin und wieder gemacht hat, ob fie nämlich vor oder wäh: 
rend, oder nach dem Kriege gemacht worden, und ob fie in Gapitalaufnahmen, 
oder in Anfprücen der Kreisdiener, oder in Commiſſionskoſten beftehen, würde 
jedenfalls keinen Grund darbieten, eine Verminderung der Verbindlichkeit 
der. betheitigten Regierungen überhaupt, oder einzelner Regierungen von den 
übrigen, befonderd ohne vorgängige genugfame Verhandlung zwifchen denfelben 
hierüber auszufprechen; daher auch in diefer Beziehung nichts in dad Urtheil 
hatte aufgenommen werden Fönnen, 


8. 51. 


Was endlich die auf dad gegenmwärfige ausfrägalgerichtliche Verfahren 
alterfeitd aufgewendeten Koften anbelangt, fo haben folche, in Anbetracht der 
den Hagenden Regierungen zur Seite ftehenden, nicht unerheblichen Gründe, 
bilfigermaßen verglichen werden müſſen.“ 


Zur Beglaubigung: 
Bolley, Canzlei⸗-Aſſiſtent. 


D. urtheil 
uͤber die vierte Hauptftage. 


Giehe Prot. v. J. 1838. Sess. I. $.8. S. 45; — Band I. S. 478; — Band II. S. 277.) 


„In der Austrägalfäche zwifchen den Krotien Hannover und Wuͤr⸗ 
temberg, dem Kurfuͤrſtenthum Helfen, ven Großherzogthümern Baden, 
Heflen und Sachfen- Weimar, den Herzogthlimern Sachfen» Coburg» 
Gotha, Oldenburg und Naffau, der Landgrafichaft Heffen- Homburg, 
dem Fürftenthbum Walde und ber freien Stadt Frankfurt, Klägern 

22* 
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am einen, und den Kronen Preußen und Bayern, Beklagten am an⸗ 
bern heil, dad Schulden» und Penfionswefen der vormaligen beiden 
Rheinkreiſe, hier die auf das audträgalgerichtliche Erkenntniß aus⸗ 
gefeßte vierte Haupffrage betreffend, ertennt aus Auftrag und im Na- 
men ber hohen deutfchen Bundeöverfammlung das Koͤniglich Wuͤr⸗ 
tembergifche Obertribunal: daß 


1) 


die fir ihre jenfeits des Rheins verlornen Kreisländer dieſeits 
entſchaͤdigten, oder in dem damaligen Umfange der zwei Rhein⸗ 
kreiſe nicht mehr poſſeſſionirten vormaligen Kreisſtaͤnde zu den 
noch vorhandenen Kur⸗ und Oberrheiniſchen Kreisſchulden bis 


zum Luͤneviller Frieden vom z Mär, 1801 und nicht weiter 


2) 


3) 


4) 


beizutragen verbunden feyen; 

die wegen ber linförheinfeitigen Kreisländer betheiligten Res 
gierungen auch diejenigen Kreißfchulden mitzutragen haben, 
welche in Sapitalien beftehen, die zwar nach Abfchluß des Luͤne⸗ 
viller Friedens aufgenommen, aber, und fo weit diefes ges 
fchehen, zu Tilgung ſolcher Schulden verwendet worden find, 
die zur Zeit des Lüneviller Friedens bereits beſtanden haben, 
wohin namentlid) unter eben diefer Vorausfegung das von dem 
Oberrheinifchen Kreife aufgenommene Capital von Einmal 
hundert und fünfzig taufend Gulden gehört; die damit getilg- 
ten Schulden mögen nun in Altern Capitalfchulden und deren 


rüdftändigen Binfen beflanden, ober von anderen Kreisbebürf- 


niffen bergerührt haben; 

die zur Zeit des Abſchluſſes des Luͤneviller Friedens vorhanden 
geweſenen Kur» und Oberrheiniſchen Kreisſchulden, in dem 
Falle, wenn hieruͤber, nach Einſicht der betreffenden Rechnun⸗ 
gen, zwiſchen den betheiligten Regierungen noch etwas ſtreitig 
bleiben ſollte, durch ein beſonderes Verfahren auszumitteln 
ſeyen; 

die betheiligten Regierungen die auf das austraͤgalgerichtliche 
Verfahren aufgewendeten Koſten ohne Erſatz ſelbſt zu tragen 
haben. 


So beſchloſſen in der Plenarſitzung des Koͤniglich Wuͤrtembergiſchen 
Obertribunals, Stuttgart, den 22. November 1837. 


(unterz.) Gaisberg. 
vdt. Heyd.“ 
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Entfheidungsgründe, 


. 1. 


In Gemäaßheit des Beſchluſſes der hohen deutſchen Bundesverſammlung 
vom 12. Juli 1832 hat das Königlich : Würtembergifche Obertribunal als 
verordneted Austrägalgericht die Frage zu entfcheiden: 

Ob die für ihre jenfeits des Rheins verlornen Kreisiänder dieffeite 
entfchädigten, oder in dem damaligen Umfange der zwei Rheinkreife 
nicht mehr poffefiionirten vormaligen SKreisftände zu den noch vor: 
handenen Kur: und Oberrheinifchen Kreisfchuiden bis zum Lüneviller 
Frieden 1801, oder bid zu dem im Reichsdeputations-Schluß 
beftimmten Normaltermin den 1. December 1802, oder fortwäh: 
rend beizutragen verbunden find ? 

Diefe Frage unterftellt die Beitragsverbindlichkeit ber genannten Kreis⸗ 
ftände als beftehend; die Beantwortung derfelben kann daher nicht auch die 
Pflicht zur Schuidentragung felbft zum Gegenftand haben, fondern lediglich 
fih mit der Feſtſetzung des Zeitpuncts befchäftigen, mit welchem diefe Ver: 
pflichtung aufgehört habe, und nach welchem alfo die Tragung der Kreisfchulden 
auszufcheiden ſey. 


g. 2. 


Der gedachte hohe Bundestagsbefchluß Hat bereits diejenigen Regierungen 
bezeichnet, welche in Abſicht auf diefe Frage einander gegenüberffehen. Das 
Dbertribunat hatte nur zu beftimmen, welche derfelben die Rollen der Kläger 
zu übernehmen haben follen. 

In Erwägung, daß die Kronen Preußen und Bayern es find, welchen 
von den übrigen Regierungen die Webernahme eined größern Maaßes von 
Kreisſchulden angefonnen wird, um in der eigenen Schuldentragung erleichtert 
zu werden, hat man biefen übrigen Regierungen, welche eine Forderung an 
jene zwei Regierungen ſtellen, die Rolle des Klägers angewiefen, übrigens 
jeder derſelben offen gelaffen, auf die Seite der beklagten Königlich: Preußifchen 
und Bapyerifchen Regierung zn freten. 


§. 3. 


Es hat jedoch Feine der ald Kläger bezeichneten Regierungen eine entges 
gengefehte Stellung angenommen. Denn wenn gleich die Krone Hannover durch 
ihre Bundestags : Oefandtfchaft Hat erklären laffen, daß der Untheil an den 
Schulden ded Kurrheinifchen Kreifed, welcher auf den Hannoverifchen Theil 
des Eichsfeldes falle, in Gemäßheit ded Art. 23. eined mit der Krone Preußen 
den 23. März 1830 abgefchloffenen Staatövertrags von der Krone Preußen 
vertreten werden müffe, in Betreff der auf die Königlich- Hanndverifchen 
Belisungen im ehemaligen Oberrheinifchen Kreife und des auf diefelben fallen: 
den Antheild an den Schulden dieſes Kreifes aber die Vertretung durch die 
Krane Preußen gelten laſſen wolle, fo ift jedoch in derfeiben Erklärung auf 
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die Verfchiedenheit der Interreffen, weiche zwifchen ben beiderfeitigen Regie: 
rungen in Anfehung der Theiinahme an den Schufden des Oberrheinifchen 
Kreifes vormwalten, hingewiefen worden. Auch hat der Anmalt der Krone 
Preußen in einer Eingabe vom +3. September 1833 

Fasc. gen. II. 57. 


bemerkt, daß eine eigentliche Vertretung der Krone Hannover durch die König- 
lich⸗ Preußifche Regierung nicht ftatt finden dürfe. Da fonach nicht gefagt 
werden Kann, daß die Krone Hannover fih den Beklagten beigezählt wiſſen 
wolle, fo war in diefer Beziehung Fein Grund vorhanden, in Abficht auf die 
Krone Hannover ein verändertes Parteienverhältniß anzunehmen. 


8. 4. 


Wenn fodann die Herzoglich: Naffauifche Regierung nach einer Eingabe 
ihres Anwalts vom 4. November 1834 


Fasc. spec. IV. 6. 


zuerft im Zweifel geftanden ift, welche Stellung unter den verfchiedenen im 
Streite befangenen Regierungen ihrem Intereſſe angemeflen fey; fo enthält 
jedoch die fpätere Eingabe des Herzoglichen Anwalts vom 38. December 1835, 
Ehend. 30, 


Feine beſtimmte Erklärung, auf die Seite der beklagten Regierungen übertreten 
zu wollen, und der von ihm angeführte Grund, aus welchem die Herzogliche 
Regierung die Theilnahme an den nach dem Lünevilfer Frieden entflandenen 
Schulden des Oberrheinifchen Kreifed abzumenden fucht, und welcher darein 
gelegt wird, daß die Regierungsporfahrer Seiner Durchlaucht des Herzogs 
von Naffau wegen ihrer Naffau = Weilburg: und Naffau = Ufingen’fchen 
Defisungen auf der rechten Rheinfeite bed Oberrheinifhen Kreiſes an den 
Verhandlungen dieſes Kreiſes fortmährend Theil genommen hätten, ift nicht 
darauf berechnet, den Anfpruch der Flagenden Regierungen von den beklagten 
abzuwenden, fondern fol vielmehr bloß zur befondern Vertheidigung der 
Herzoglihen Regierung gegen einen gleichartigen Anfpruch dienen. 

Da nun die Herzoglich: Naffauifche Regierung jedenfalls, welche Stellung 
fie au unter den Parteien einnehmen möchte, das Princip für und gegen fi 
gelten laſſen muß, welches austrägaigerichtlich für die Auseinanderfepung bed 
Rheinifchen Kreisſchulden-Weſens feftgeftellt werden folle, fo war Fein über: 
wiegender Grund vorhanden, dad Herzogthum Naffau, ald aus der Reihe 
der Kläger austretend, und ſich diefen unter den Beklagten entgegenftellend, 
zu betrachten. Es konnte daher auch hier ohne Rechtönachtheil für die eine 
oder die andere Partei bei der einmal gefhehenen Einweifung der Herzoglich- 
Naſſauiſchen Regierung in die Reihe der Kläger belaffen werden. 


§. 5. 


Soviel nun aber die Hauptfache betrifft, nämlich die Feftflelung des Zeit 
puncts, nach welchem die Schuldenlaſt der beiden Rheinkreife unter die bethei⸗ 
listen Regierungen ausgefchieden werden fol, fo kommt hierbei folgendes in 
Betracht: 
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1) Duch die Abtretung des linken Rheinufers an die franzöfifche Ne: 
publik, weiche durch den am 9. Februar 1801 zu Lüneville abgefchloffenen 
und den zZ. März beffeiben Jahrs von Kaifer und Reich ratificirten Frieden 
aefchehen ift, find alle diejenigen jenfeits des Rheins gelegenen, zu den beiden 
Rheinkreifen gehörig gemefenen Kreislande gänzlich aus dem bisherigen Ver: 
bande zu dem Deutfchen Reich und den beiden Rheinkreifen getreten, und von 
Kaifer und Reich von nun an aller Verbindlichleiten enfhoben, und ganz un: 
abhängig von dem Reiche: und Kreisverband dem franzöfifchen Staatögebiete 
unwiderruflich einverleibt worden. Denn der Art. VI. des Lüneviller Friedens 
befagt: 

„Ss. M. l’Empereur et Roi, tant en son nom, qu’en celui de 
l’Empire Germanique, consent à ce, que la Republique fran- 
gaise possede desormais, en toute souverainet6 et propriete, 
les pays et domaines situes a la rive gauche du Rhin, et qui 
faisoient partie de l’Empire Germanique ete.“ 


6. 6. 


2) Eine unmittelbare und nothwendige Folge dieſer Staatdveränderung, 
welche Die vormaligen Iinförheinfeitigen Kreislande betroffen hat, ift es, daß 
von dem Augenblicke an, wo die Abtretung ihren flaatd: und völferrechtlichen 
Rechtsbeſtand erhalten hat, das Deutſche Reich für die abgetretenen Provinzen 
weder etwas erwerben, noch irgend eine Verbindlichkeit auf dieſelbe legen 
fonnte, deren fie fonft vor der Aufloͤſung des frühern Verhältniſſes theilhaftig 
geworden feyn würden; denn mit dem Reiche: und Kreisverbande, ald dem 
Grunde des activen und paffiven Rechtöverhättniffes der einzelnen Reiches 
beftandtheile zu dem ganzen Staat, haben auch die Ausflüffe und Wirkungen 
deſſelben für diefe abgetretenen Beſtandtheile des Staats von felbft aufhören 
mäflen. 

Hieraus folgt num 

3) daß die dermaligen Beflger derjenigen vormaligen Kreidlande, welche 
durch den Lünevilfer Frieden an Frankreich abgetreten worden find, nicht 
wegen foicher Schulden der beiden Rheinkreife in Anfpruch genommen merden 
können, welche erft nach der Abtretung ihre Entftehung erhalten haben. 


7. 


Nun find zwar allerdings 
4) diejenigen Kreisftände, welche durch die Ubtretung des linken Rhein: 
uferd einen Verluſt erlitten haben, durch andere Reichsgebiete dieſſeits des 
Rheins entſchädigt, und es ift duch den Reichödeputationd: Schluß vom 
25. Februar 1803 der 1. December 1802 als der Normiältermin für den 
Befis und Genuß der Entfchädigungslande feſtgeſetzt worden. Es iſt jedoch 
a) hier vor allem zu bemerken, daß die Entſchaͤdigungslande ald Be⸗ 
flandtheile des Deutfchen Reichs in ihrem bisherigen Kreisverbande 
geblieben, und nicht von jest an mit den auf der vechten Rheinfeite 
übrig gebliebenen Theilen der rheinifchen Kreife in eine neue Kreis⸗ 
verbindung getreten find, daher die Verbindlichkeiten der vheinifchen 
Kreife die Entſchädigungslande an und für fih gar nicht, fondern 
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nur in fo fern berührten, als fie von den verlornen Kreislanden anf 
diefeibe übergegangen waren. Auf die Entfhädigungsiande konnten 
aber fhon nach allgemeinen Grundfägen nur diejenigen Verbindlich: 
keiten übergehen, welche zur Zeit der Abtretung der linken Rheinfeite 
fchon beftanden hatten. 

Es ift ferner 

b) nirgends eine Beflimmung getroffen worden, wonach die Eutſchaͤdi⸗ 
gungslande nach allen rechtlichen Beziehungen als Surrogate der 
Iinferheinfeitigen Kreislande ganz an deren Stelle treten follen. 
Nicht nur hätte ed hiezu befonderer und ausdrücklicher Stipylationen 
bedurft, fondern es enthalten fogar die &. 83 und 84. des Reiche: 
deputationd= Hauptfchluffes das Gegentheil, indem fie nur von einer 
antheiligen Webertragung derjenigen Kreisfchulden auf die Entfchä- 
digungslande, welche Hinfichtlich des Kurrheinifchen Kreifed vor dem 
Kriege, hinfichtlich des Oberrheinifchen aber während und wegen bed 
Kriegs entftanden find, dagegen überall nicht von der Uebernahme 
von Verpflichtungen auf die Entfchädigungstande wegen der Kreis: 
beamten ſprechen. 

Wollte man aber auch 

c) die Entfhädigungslande rein aus dem Gefichtöpunct einer Subſti⸗ 
tuirung für die jenfeitd des Rheins verlornen Kreisiande betrachten, 
fo würde darand noch lange nicht folgen, daß bei der Schuldenaus⸗ 
fheidung der Termin der Beflpergreifung zum Grund gelegt werden 
müßte, denn, da die verfornen Kreislande nur bis zum J. März 
1801 von Kreisfchulden afficirt werden konnten, und dad Surrogat 
nur die Natur deffen annimmt, an deffen Stelle ed tritt, fo Fönnte 
ebendeßwegen Feine größere Schuldentaft auf die Entfchädigungslande 
übergehen, ald auf den abgetretenen Kreislanden bis zur Zeit der 
Abtretung gehaftet haben möchte. 

Es ift auch 

d) gar nicht abzuſehen, aus welchem Grande bie entſchädigten 8 Kreis⸗ 
ſtaͤnde mit ihren Entſchädigungslanden eine größere Schuldenlaſt 
übernehmen foliten, ald auf ihren verlornen Kreislanden gehaftet 
hatte, befonders da fie fchon dadurch befhädigt worden find, daß ihr 
Befis und Genuß der Entfchädigungsiande fi nicht unmittelbar an 
die Zeit ihres Verluſtes geknüpft hat; auch würden fie 

e). wenn fich der Bells und Genuß der Entſchaͤdigungslande unmittelbar 
an den Verluſt angereiht haͤtte, ſelbſt in dieſem vortheilhaftern Falle 
feinen größern Schuldantheil wegen ihrer verlornen Kreislande zu 
übernehmen gehabt haben. 

Zu allem diefem kommt noch 

) in Betracht, daß die außerhalb der beiden Rheinkreiögebiete gelegenen 
Entfhädigungsiande gar nicht für die ihnen ganz fremden Beduͤrf⸗ 
niffe der beiden Rheinkreiſe, fo wie fie nach Abtretung des linken 
Rheinkreiſes beftanden, belaftet werden konnten, indem für eine ſolche 
KHerbeisiehung“ anderer Reichsgebiete zu den Laften einzelner Kreife 
überalt Fein vechtlicher Grund denkbar ift, und diefe auswärts ges 
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legenen Kreisgebiete, welche ſchon für die Beduͤrfniſſe ihres eigenen 
Kreisvperbandes in Anfpruch genommen waren, fonft boppelt belaſtet 


worden wären. 
6.8. 
And allem diefem ergibt ſich 
5) daf für die außerhalb der beiden Rheinkreiſe gelegenen Entſchaͤdigungs⸗ 
lande die Dauer der Verbindlichkeit zur Theilnahme an den Kreisfchniden, in 
Abſicht auf die Entftehung derfelben, nicht bis zum 1. December 1802, ſon⸗ 
bern, mie bereit gezeigt worden, nur bie zum 3 März 1801, als dem Schluß: 
punft des Kreisperbandes der veriornen Kreisiande, berechnet werden künne; 
wogegen ed fich aber von ſelbſt verfteht, daß die auf der rechten Seite des 
Rheins gelegenen übrigen Kreisgebiete für alle vor dem Lüneviller Frieden 
eontrahirten Schulden nach Verhättniß und für alle nach demfelben contrahir- 
ten ganz haften mülfen; und daß daher deren dermalige Inhaber, fey ed nun, 
daß fie — wie vor dem Lünevilfer Frieden, und biöher, in deren Beſitze ge: 
blieben, oder daß fie diefelben zur Entfhädigung erhalten — dieſe Kreisſchul⸗ 
den nach Verhältniß zu bezahlen haben. 


$. 9. _ 

Noch viel weniger läßt ſich 
6) ein rechtlicher Grund nachmweifen, warum die Beſitzer der, außerhalb 
der Rheinkreiögebiete für linksrheinſeitige Kreislande entfchädigten, ehemaligen 
Kreisftände fortwährend, dad heißt, für alle feit dem Lüneviller Frieden 
bis zu Auflöfung des Deutfchen Reihe überhaupt contrahirten Kreisſchulden 
haften follen, da ausgeführtermaßen ihre Haftung für die jenfeits des Rheins 
gelegenen Kreislande durch die Zeit der Entftehung der fraglichen Kreisfchuiden 
bedingt iſt. 


. 10. 


In einem andern Sinne haben 

T) allerdings die dieſſeits Rheins entichädigten Reichsſtaͤnde die fie tref⸗ 
fenden Kreisfchulden fortwährend zu vertreten. Sie haben nämlich nicht 
nur den Betrag ihres Schuldantheils, der fich heransftellt, wenn die Ansſchei⸗ 
dung der Schulden der beiderfeitd des Rheins gelegenen Kreislande unter Zu: 
grundlegung des 9. März 1801, ald Normalzeitpuncts, erfolgt feyn wird, ans 
zuerfennen, fondern fie haben ihren Schuldantheil von jenem Zeitpunct an in 
fo weit und fo lange zu verzinfen, ald die Kreisfchuiden verzinstich find, und 
bis fie bezahit feyn werden. 

$. 11. 

Wenn 

8) auf der andern Seite nicht einmal der Lüneviller Frieden als der Zeit⸗ 
punkt betrachtet werden will, bis zu welchen die jenfeitd des Rheins gelegenen 
Kreisiande von Kreisfhuiden haben afficirt werden fünmen, weit biefe Lande 
fhon früher vom Feinde befeut oder verheert morden, fo bietet jedoch auch die: 
ſes Vorbringen kein rechtliche Moment für die Aufftelung eines andern Seit: 
puncts für die Schuldenausfcheidung dar, welcher den für die verlornen Kreis⸗ 
lande entfchädigten Reichsſtaͤnden vortheilhafter wäre, ald ber Abſchluß bed 
Lüneviller Friedens; denn abgefehen von den. Schwierigkeiten, weiche die Uns 
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wendung finden müßte, wenn man die Pflicht der Haftung für die Kreisfchul: 
den nach der Seit der oecupatio bellica und der DVerheerung oder Kriege: 
belaftung bemeflen wollte, beſonders da fämmtliche deutfche Kreisländer dieffeite 
und jenfeitd des Rheins zu verfchiedenen Zeiten theild vom Feinde befebt ge: 
weſen find, theild unter den feindlihen Waffen Noch gelitten haben; fo ift 
denn doch mohl der bloß factifche Zuftand eines Landes, wie einer Perfon, 
nicht dazu geeignet, an deren rechtlichen Verhaͤltniſſen an ſich etwas zu ändern, 
wenn gleich die Wirkungen der letzteren durch jenen eine Unterbrechung erleiden 
können, ohne daß übrigens die aus den DVerhättniffen fließenden Verbindlich⸗ 
keiten auch nur für die Zeit der Unterbrechung durch Diefelbe gänzlich auf: 
gehoben werden könnten. 
$, 12. 


Zwar berufen fich hier diejenigen Regierungen, welche in der feindlichen 
Deeupation ihrer Länder einen Befreiungsgrund für ihre Verpflichtungen gegen 
Kaifer und Reich, fo wie gegen die Kreiscorporationen gefunden wiffen wollen, 
auf ein Reihögutachten vom 28. März 1795. Sollte aber diefed Reiche: 
gutachten denjenigen Reiche: und Kreisftänden, deren Länder den feindlichen 
Waffen ausgeſetzt gewefen, einen wirklichen Schuß gegen Anforderungen ge: 
währen, deren Entftehung in die Zeit des feindlichen Ueberzugs Fällt, fo müßte 
zugleich Zweierlei dargethan ſeyn, nämlich, daß die in dem Reichsgutachten 
beantragten Beftimmungen die Kaiferlihe Genehmigung erhalten haben, ohne 
welche ein Reichsgeſetz nicht in Wirkung treten konnte, da nebft den Eomitien 
des Reichs der Kaifer einen mwefentlichen Factor der Reichsgeſetzgebung bildete; 

Pütter, institat. juris publ. Germ. $. 222. 

Gönner, teutfches Staatsrecht, $. 287. 

Leift, Lehrbuch des deutfchen Staatsrechts, $. 91 
fodann, daß durch ein alfo ind Leben getretened Reichsgeſetz die Verbindlichkeit 
zu Reiche: und Kreispräftanden für den angegebenen Fall auf immer für er: 
loſchen erklärt, oder, was im Zweifel ald das Mindere angenommen werden 
muß, nur ein Aufſchub bewilligt worden fey, ohne die Verbindlichkeit ſelbſt 
aufzuheben. 

Allein, weder das eine noch das andere Eonnte nachgewiefen werden, viel 
mehr hat namentlich der Anwalt der Großherzoglich: Heffifchen Regierung in 
der aus Selegenheit der Erörterung der dritten Hauptfrage eingereichten fo 
befitelten Erceptionsfchrift | 

Fasc. spec. III. 28. $. 21. 


felbft unter Anführung eines den Mangel nicht befeitigenden Grundes zu- 
gegeben, daß ein Kaiferliches Ratificationsdecret nicht erfolgt fey. Aus dem 
Reichsgutachten felbft aber geht hervor, daß der Borfchlag nur auf. eine ‘Be: 
freiung für die gegenwärtige Zeit gerichtet geweſen ſey. 
rear Staatömagazin, herausgegeben von Prof. v. Berg I. Heft, 
.15. 

Alfo auch von diefer Seite bietet fich Fein entfcheidender Grund dar, einen 
andern auf fämmtliche bei der Sache betheiligten Regierungen paffenden Zeit 
punct, ald den Lünevilier Krieden ald Ausfcheibungstermin für die das linle 
Rheinufer betreffenden Rheiniſchen Kreisſchulden feſtzuſtellen. 


—_ 
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9) Einen befondern Grund, warum die klagenden Regierungen ſich be 
glaubigen, daß die ihnen gegenüberfiehenden Regierungen, namentlih die 
Krone Bayern, wenn auch diefelbe nicht mehr in dem Umfange der beiden vor- 
maligen RhHeinkreife pofleffionirt war, fondern andermwärts entfchädigt wurde, 
auch für die nach dem Lünevilfer Frieden entflandenen Schuideu haften folfen, 
legen diefelbe davein, daß die Krone Bayern als Kurpfalz zu Entftehung die: 
fer Gattung von Kreisſchulden mitgewirkt habe, und daß nämlich der Kur: 
pfälzifhe Gefandte für Peg: Simmern bei dem Oberrheinifhen Kreife das 
Kreis: Mitdirectorium neben Worms geführt, und an dem Beſchluß der Ober- 
rheinifchen Kreisverfammiung vom 23, Juni 1802, daß 7 Y, Römermonate 
anf alle Kreislande, mit Einfhluß der jenfeitd des Rheins gelegenen, ausge⸗ 
fchrieben werden follen, fo wie ſchon an der für den Oberrheinifchen Kreis den 
1. Januar 1802 gefhehenen Eapitalaufnahme von 150,000 Gulden thätis 
gen Antheil genommen, und die Dafür andgeftellten Obligationen als fämmt: 
liche Kreislande verbindend zuerft mit unterfchrieben habe. 

Aber auch hieraus laͤßt fich eine wirkliche Verbindiichfeitsübernahme jener 
Regierungen für erft nach dem Lüneviller Frieden entflandene Kreisfchuiden 
nicht ableiten, fo lange die Handlungen jener Regierungen auf eine andere 
Weiſe fich erflären laſſen, wie dieß hier der Fall ift. 

So fange nämlich 

1) nah dem Lünevilier Frieden nicht alle Verhältniffe der Aheinifchen 

Kreife für die Vergangenheit auseinandergefebt waren, was doc, 
befonderd unter den damaligen Umfländen, nicht möglich war, wie 
ed dem auch bis auf die heutige Stunde noch nicht gefchehen ift, 
hatten auch diejenigen Regierungen, welche nach Abtretung des linken 
Rheinufers Feine Rhein= Kreidgebiete mehr befaflen, eine natürliche 
Beranlaffung und fogar eine dringende Aufforderung, forthin an dem 
Kreisverhandiungen Theil zu nehmen, um bei denjenigen Fragen, 
welche auf ihre verlornen Kreislande und ihre von dieſen herigeleiteten 
Berbindlichkeiten gegen die Kreiscorporationen fich bezogen, ihr In: 
tereffe zu wahren, welches durch einen die einzelnen Kreisftände bin⸗ 
deoſnden Beſchluß der Mehrheit gefährdet werden Fünnte. 

So viel aber 

2) insbefondere die Aufnahme des Capitals von 150,000 Gulden für 
den Oberrheinifchen Kreis betrifft, fo handelte es fich hiebei von dem 
Schuldenwefen diefed Kreifes überhaupt, wie ed fehon früher und 
nicht erft feit dem kaum 10 Monate zuvor abgefchloffenen Lüneviller 
Srieden fich geflaltet hatte, und hierbei waren auch diejenigen Kreis⸗ 
flände, welche ihre Kreisiande verloren hatten, unverkennbar betheis 
ligt, insbefondere wird ſich 

3) aus dem Folgenden ergeben, daB, foweit mit dem fraglichen Anichen 

ältere Kreisſchulden getilgt, mithin die Beſitzer der ehemaligen linkes 
rheinfeitigen Kreislande davon liberirt wurden, biefe bei ber frag⸗ 
lichen Capitalaufnahme wirktich betheiligt geweſen ſeyen, und baher 
die dafür ausgeſtellten Obligationen als Mitſchuldner mit unter 
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zeichnen Fonnten, ohne daß daraus der Schluß gezogen werben müßte, 
fie Hätten fih auch für neuere Schulden verbindlich machen wollen. 
Soltte fodann 

4) die Theilnahme diefer vormaligen Kreisftände an dem Beſchluß vom 
23. Juni 1802 als ein Merkmal der Uebernahme neuerer Schuiden 
betrachtet werden künnen, fo müßte erft erwieſen ſeyn, daß das da⸗ 
mals befchloffene Ausfchreiben von Kreis: Römermonaten nicht bloß 
die Herbeifhaffung ausfchließlich von Mitteln zur Schuldentilgung 
überhaupt, fondern die Abtragung erft neu entſtandener Schulden be: 
zweckt, und die bloß in Anfehung der verlornen Kreislande betheifig: 
ten Kreisftände auch für diefe ehemaligen Beſitzungen fih zu Ent: 
richtung der ausgefchriebenen Römermonate für verbindlich erklärt 
hätten, was jedoch weder zugeftanden, noch bewieſen worden iſt. 

Es ift dieſem allem nach das Eägerifcher Seits Vorgebrachte nicht ges 
nügend, um Diejenigen Kreisftände, welche in Folge des Lüneviller Friedens 
ihre Kreiötande verloren, auch für die nach demfelben contrahirten Schulden 
in Abficht auf diefe veriornen Kreistande für verbindlich zu achten. 


$. 14. 


Hierans folgt jedoch noch keineswegs, daß die beklagten Regierungen von 
denjenigen Gapitalaufnahmen frei gefprochen werden müßten, welche etwa nad) 
dem Lüneviller Frieden erft von dem einen oder von dem andern Kreife auf: 
genommen worden find, und daß diefelben namentlich die Cheilnahme an dem 
ganzen Betrage des den 1. Januar 1802 für den Oberrheinifchen Kreis auf: 
genommenen Capitals von 150,000 fl. von ſich abzulehnen berechtigt wären; 
denn wenn auch gleich diefe Kreisfchud im DVerhättniß des Oberrheinifchen 
Kreifed zu den Darleihern allerdings ald eine erft nach dem Lünevilfer Frieden 
eontrahirte Schuld zu betrachten ift, fo kann jedoch hier, wo es ſich von den 
Verhaͤltniſſen der Kreisftände unter fich handelt, das davon ganz verfchiedene 
Verhaͤltniß des Kreifes zu den Darleihern nicht entfcheiden. Sind nämlich die 
ehemaligen Kreisftände wirklich verbunden, diejenigen Kreisfhulden nach Ver⸗ 
haͤltniß ihrer verlornen Kreislande mitzuzahlen, welche zur Zeit der Abtretung 
des linken Rheinufers bereits contrahirt umd noch nicht wieder bezahlt waren; 
fo find fie, falls anch inzwifchen noch Feine Bezahlung erfolgt ift, für diefelbe 
noch verhaftet. Sind nun aber diefe Schulden mit der Hülfe von Anlehen ge: 
filgt worden, welche erſt nach dem Lünevilfer Frieden contrahirt wurden, ſo 
find offenbar in fo weit auch ihre eigenen Schufdantheile damit bezahlt wor: 
den, ihre negotia find es, welche auf dieſe Weife die Kreiscorporationen, bes 
ziehmgsweiſe die übrigen Kreisftände, aus welchen dieſe Corporation zufam: 
mengefest ift, zugleich gerirt haben, und ihre utilitasift es, in welche das Anlehen 
gefloffen ift; und fie würden cum damno alterius locupletiores werden, 
wenn nun die dermaligen Beilger der noch übrigen vormaligen Kreisiande das 
anf ſolche Weiſe contrahirte und verwendete Capital allein bezahlen müßten. 
Hätten nun die beftagten Regierungen an der Eapitalaufnahme wirklich Feinen 
Theil genommen, wie doch von der Krone Bayern in Vertretung ihrer Pfalz: 
Simmern’fchen Kreislande gefchehen ift, fo würden fie ex negotiorum gestione, 
und fogar ex versione in rem utiliter mit vechtlicher Wirkung in Anſpruch 
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genommen werben koͤnnen. Somit bedarf ed Feiner Unterfuchung, ob der Kur: 
pfälzifche Kreistagdgefandte wirklich eine allgemeine oder befondere Vollmacht 
und Inftenction in Beziehung auf diefen Gegenftand gehabt, auch ob und wie 
weit er derſelben getren geblieben fen, oder entgegengehanbelt habe, indem 
unter allen Umfländen die ganze oder theilmeife Verwendung des aufgenom⸗ 
menen Capitals zu Tilgung früherer Kreisfchulden eine Verbindlichkeit der 
beflagten Regierungen zur Mitvertretung des Capitals hervorgebracht hat. 
In diefem Sinne hat num auch wirklich die Königlich: Preußifche Regierung 
durch ihren Anwalt erklären laſſen: 
Sollte die fpäter vorzunehmende Prüfung ergeben, daß dad Anlehen 
ganz oder zum Theil dazu gedient habe, und verwendet worden fey, 
Verpflichtungen zu erfüllen, welche fchon vor dem Lünenilfer Frieden 
für die betreffenden linksrheiniſchen Ränder in Folge ded damals noch 
nicht aufgeldften Kreisverbandes hergebracht gewefen, auch inzwifchen 
nicht anderweitig erledigt worden ſeyen; fo würde ed wenig Bedenken 
haben, daffelbe oder vielmehr die Concurrenz zu Tilgung im ent: 
fprechenden Maaß als eine von den entfchädigten ehemaligen Rhein⸗ 
treid: Ständen in Vertretung des linken Rheinufers antheilig zu über: 
nehmende Schuld gelten zu laffen. 
act. fasc. spec. IV. 38. Bl. 10. 


$ 15. 


Nun Fönnte noch die Frage aufgemorfen werden, ob nicht vor allem ben 
klagenden Regierungen Gelegenheit zur Bemweisführung, fen ed vor Ausfpres 
hung eined Erfenntniffes durch bloßes AInterlocut, oder durch einen dem Er: 
kenntniſſe beizufügenden vefolutiven Beweisnachlaß, zu geben fey, daß die 
Krone Bayern nach dem Lüneviller Frieden für die nach diefem Friedensfchluß 
contrahirten Kreisfchulden ſich verbindlich gemacht habe? 

Da jedoch die Krone Bayern an fich nicht verbunden war, Kreisſchulden 
für ihre verlornen Kreislande zu übernehmen, welche erft nach dem friedens⸗ 
(hlußmäßigen Verluſt derfeiben entflanden waren, fo hätte eine folche Ver⸗ 
bindtichkeit nur ex novo, durch Erklärungen, oder durch Handlungen, welche, 
jede andere Abficht auefchließend, eine ſolche Erklärung mit Nothwendigkeit 
in fi faßten, und worauf eine Annahme diefer wörtlichen oder factifchen Ver⸗ 
bindlichfeitserflärung von Seiten der betheiligten Regierungen erfolgte, ihr 
Dafenn erhalten Finnen. Nun ift aber in allem, was die klagenden Regie: 
rungen in diefer Beziehung vorgebracht haben, die Behauptung einer ausdrück⸗ 
lichen Erklärung des Kurpfälzifchen Staats, nachmals der Krone Bayern, oder 
ſolcher gleichbedeutender Handlungen nicht zu finden, indem, wie bereitd ange: 
führt worden, alled, was in ihrem Namen ſowohl bei den Kreistagen, als bei 
den fpätern Eongreffen zu Frankfurt, die ohne alles Ergebniß fi wieder aufs 
gelöft Haben, verhafldelt worden ift, fey ed nun in Gemäßheit der dazu ers 
theilten Vollmacht oder gegen diefelbe gefchehen, eine ſolche Deutung zutäßt, 
daß aus diefen Verhandlungen eine fo unbedingte und umfaflende Schulden: 
übernahme, wie ed zu Begründung des Klaganſpruchs erforderlich wäre, nicht 
gefoigert werden kann; weil die Kurpfälzifche Cheilnahme an jenen Verhand⸗ 
lungen ihre natürliche Erklärung durch die Betheiligung des Kurpfälzifchen 
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Staats wegen feiner früheren DBerhättniffe zum Oberrheinifchen Kreife 
findet. 

Da es fomit an folchen beftimmten und erheblichen Thatfachen fehtt, wor 
über die Hagenden Regierungen mit einem denkbaren Erfolg zum Beweis auf: 
gefordert werden koͤnnten, fo war auch fein Grund vorhanden, eine ſolche Auf⸗ 
forderung zu erlaflen und hiervon die Erledigung des vorliegenden Streits abs 
hängig zu machen. 

$. 16. 


Wenn num diefem zufolge, ohne daß zwifchen einzelnen betheiligten Ne: 
gierungen ein Unterfchied gemacht werden dürfte, das aufgeftelite Princip, daß 
die Befiger der für die verlornen Kreislande gegebenen Entſchädigungslande 
nur für diejenigen Kreisfchulden einzuftehen verbunden feyen, welche vor dem 
Züneviller Frieden contrahirt worden, unverrückt ftehen bleiben muß; fo ift es 
dagegen unumgänglich nöthig, zum Behuf der Anwendung diefed Principe 
einige nähere Beſtimmungen aufzuftellen. Es ift nämlich zu Vollziehung def: 
ſelben erforderlich, daß vor allen Dingen der Schuldenzuftand der Rheinkreife 
ausgemittelt werde, wie fich derfelbe bie zum Abſchluß und zur Natification 
des Lünevilfer Friedens geſtaltet hatte, und hiernach find die Schulden, mögen 
diefelben nah dem Lünevilfer Frieden vermittelft aufgenommener Capitalien 
getilgt worden ſeyn oder nicht, zwifchen den verfchiedenen Megierungen, welche 
das linke Rheinufer zu vertreten haben, mögen fie dafür innerhatb der Rhein⸗ 
Ereife, oder außerhalb derfelben entfchädigt worden feyn, auszufcheiden, ohne 
daß, wie bereitd ausgeführt worden, die erft nach dem Lünevilfer Frieden aufe 
genommenen Capitalien, in fo fern diefeiben zu Tilgung älterer Schulden ver: 
wendet worden, davon zu Gunften der beklagten Regierungen ausgenommen 
werden dürften. 

§. 17. 


Fun ift zwar von der Bundes-Subdelegationscommiſſion der Schulden⸗ 
ſtand beider Rheinkreiſe bereits unterfucht und von derfeiben das Ergebniß 
in ihrem Berichte vom 28. Februar 1827, 5. 17, 23 und 134 zuſammen⸗ 
gefellt worden; auch haben die factifhen Grundlagen diefed Ergebniffes keinen 
Widerſpruch gefunden. Es ift jedoch zu bemerken, daß hiebei nicht der Schul: 
denzuftand bis zum 9. März 1801 zu Grund gelegt wurde, was im Augen 
blicke auch für die Subdelegationscommiffton Fein Intereffe hatte, fondern viel: 
mehr theild die Kreisrechnung von 1806 berückfichtigt, theild die Zinſen bis 
Ende December 1825 berechnet wurden. 

Sodann ift aber aus diefem Berichte, &. 23, weiter erfichtlich, daß von 
der Generatcaffe des Oberrheinifchen Kreifes zur Reluition der ſchweren Ar- 
tilferie den 1. November 1793 ein Eapital von 24,000 Gulden aufgenom⸗ 
men, von einem fpätern Anlchen aber wieder abgelöft worden fey. So fern 
num diefe Abloſung mit Hülfe eines nach dem Lüneviller Frieden aufgenom: 
menen Capitals, nämlich der 150,000 Gulden bewerfftelligt, und fo fern 
überhaupt ältere, d. h. zur Zeit des Lünevilier Friedens noch beftandene Kreis: 
pafliven, aus weicher Veranlaſſung fie hervorgegangen feyn mögen, mit fpäteren 
Geidaufnahmen oder andern Mitteln der noch übrigen Kreisgebiete bezahlt 
worden find, fo gehören, wie bereits bemerkt worden, auch bie fpäteren Capital: 
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aufnahmen, befonders der 150,000 Gulden, flatt der damit bezahften Kreis⸗ 
fhuiden, fo wie überhaupt die aus folchen oder ähnlichen Mitteln indeflen ges 
tilgten, unter diejenigen Kreisfchulden, welche die beftagten Regierungen nad) 
dem Verhältniß ihrer vormals linksrheiniſchen Kreisbefigungen mitzuvertreten 
haben. Weit aber der Betrag deffen, was von diefem Darlehen theild zu Des 
jahlung Älterer Kreisſchulden, theild zu Befriedigung neuerer Kreisbebürfmiffe 
verwendet worden, noch nicht ausgemittelt ift, fo bedarf diefes, um die Ans 
theile der verfchiedenen Regierungen genau kennen zu lernen, erft einer nähern 
Unterfuchung. 

Zu diefem Ende Hatte der Anwalt der Elagenden Regierungen in einer 
Eingabe vom 42%. December 1834 den Antrag geftellt, die Kreiscaſſen-Rech⸗ 
nungen vom Fr 2° einzufordern, um damit den Beweis der Verwendung 


a0. Behruas 1806 


des Anlehens von 150,000 Gulden zu Tilgung älterer Kreisſchulden zu 
führen. | 
Fasc. spec. IV. 31. 

Da jedoch der von dem Obertribunal für dieſen Zweck bei der hohen 
deutſchen Bundesverfammiung gemachte Schritt nicht zum Biele führte, viel: 
mehr daffelbe die Belehrung erhielt, daß die fraglichen Rechnungen zunächft 
von derjenigen Regierung einzufordern feyen, welche diefelbe in Verwahrung 
habe, 

Ebend. 60 und 61. 
fo hat der Anwalt der klagenden Regierungen auf die ihm hierüber gemachte 
Eröffnung zuerft die Bitte geftelit, die Alten noch in Beziehung auf die Nach: 
forfhung nach den erwähnten Rechnungsakten offen zu halten, 
Ebend. 63. 


jedoch in einer fpätern Eingabe vom 4%. September 1836 vorerft auf eine 
weitere Erklärung verzichtet. 
Fasc. spec. III. 72. 


Da nun ohnehin auch die Krone Preußen in der oben erwähnten Erftä: 
rung diefen Gegenftand auf eine fpäter vorzunehmende Prüfung ausgeſetzt 
hatte, und es zur Zeit nicht die Aufgabe des Austrägalgerichts ift, fich über 
die Einzelheiten der Vertheilung der vheinifchen Kreisfchulden auszufprechen, 
vielmehr daffelbe zunächft bloß allgemeine Principien an Hand zu geben hat, 
nach deren Feftftellung es fodann noch darauf ankommen wird, ob in Bes 
ziehung auf die Einzelheiten noch weiter die austrägalgerichtliche Thaͤtigkeit 
werde in Anfpruch genommen werden; fo hat das Obertribunal fih darauf 
zu beichränten gehabt, vorerft bloß über das Princip ſich auszuſprechen. 

Was dagegen die Anwendung diefes Princips auf die einzelnen Kreis: 
ſchulden überhaupt, und auf das Anlehen von 150,000 Gulden inöbefondere 
betrifft, fo laͤßt fich erwarten, daß hierüber zwifchen den betheiligten Regierun: 
gen Feine neuen Streitigkeiten entftehen werden, indem fih aus der Einficht 
der Rechnungen mit Gewißheit entnehmen laſſen muß, welche der jest noch 
vorhandenen Kreisfhulden aus den fhon am 9. März 1801 vorhanden ges 
wefenen Schulden hervorgegangen, und welche erft nach diefem Zeitpunkte ent: 
ftanden feyen. 
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Sollte gegen Erwarten gleichwohl hierin nach etwas ſtreitig bleiben, ſo 
iſt hierüber ein beſonderes Liquidationsverfahren einzuleiten. 
$. 18. 


Dei dem Zufammenhange, in welchem bie gegenwärtige vierte Haupt⸗ 
frage mit der dritten fleht, und bei den Dermwicelungen, weiche in Anfehung 
beider obwalten, war die Vergleichung der Koften für billig zu achten.” 


Zur Beglaubigung: 
Heyd, Kanzleirorftand. 
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Veſchwerde 


Aurheſſens gegen das Asnigreich Bayern und Großherzogthum Sachſen- 
Weimar-Eiſenach, geiſtliche und weltliche Stiftungen in Fulda be- 
| treffend. (Band I. S. 479 — 501.) 


7. (Schließe fid unmittelbar an den legten Abſag Band I. ©, 501.) 


Im Jahr 1835 brachte Präfivium in Sess. I. 6.4. ©. 3. des Pro- 
tofolls einen Austrägalbefcheid des Ob.-App.-Gerichts zu Celle vom 
27. Nov. 1834 der B. V. zur Kenntniß, und zwar in der Streitfache 
Kurheſſens wider die Krone Bayern. — Im Jahr 1843, Sess. XX.ı843. 
$. 206. S. 453, übergiebt Präfidium ferner einen ihm von dem Koͤnigl. 
Hanndverifchen Gefandten zugeftelten Bericht deffelben Gerichtöhofes 
vom 14. Juni 1843, worin dasfelbe die beiden unter dem 8; Juni ers 
folgten Erfenntniffe nebft Entfcheidungsgrünben vorlegt, aber wegen 
ber annoch zu 'erwartenden Koftenliguidation die Acten nachzufenden 
ſich vorbehält, wodurch diefe Streitfache ihre definitive Erledigung 
erhielt. | 

Siehe unten A. &, 354. und B. ©, 368, 


Der hierauf Protokoll S. 475. gefaßte Befchluß lautet: 
„Nachdem die vorftehenden Urtheile von Dem Austrägalgerichtd« 
hofe im Namen und aus Auftrag des Durchlauchtigften deut- 
ſchen Bundes den Parteien eröffnet worden, fo werden bie 
Urfchriften verfelben im Bundesarchive hinterlegt, um auf deren 

- Befolgung halten zu können.” 


Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2 Thl. 23 
% 
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AuUrtheil 


vom 8. Juni 1843 in der Sache zwifchen Kurhefien und der 
Krone Bayern. 


(Prot. v. 3. 1843. Sess. XX. 8. 206. ©. 454; — &. Band L ©. 501.) 





„In Austrägalfachen Anwalts Kurheffens, Imploranten, wider 
den Anwalt der Krone Bayern, Imploraten, wegen Befchlagnahme 
und Borenthaltung mehrerer, den milden Stiftungen und öffentlichen 
Anftalten zu Fulda im Bayerifchen Gebiete zuftehenden Bapitalien und 
Gefälle, wird von Uns Ernft Auguft, von Gottes Gnaden König 
von Hannover, Königlichem Prinzen von Großbritannien und Irland, 
Herzog von Cumberland, Herzog zu Braunfhweig und Lüneburg ıc. 
im Namen und Auftrag der hohen deutfchen Bundesverfammlung für 
Hecht erkannt: 

baß der Implorant mit Dem auf Zahlung ber bisher vorenthal⸗ 
tenen Zinfen von den ben milden Stiftungen und Auftalten zu 
Sulda fhuldigen Gapitalien und auf Schadenserfag gerichteten 
Anträgen zwar abzuweiſen, dagegen bie Koͤniglich⸗Bayeriſche 
Staatöregierung fhuldig und verbunden zu erachten, die hin⸗ 
fichtlich des unter Bayerifcher Hoheit befindlichen Vermögens 
der in der Stabt Zulda ihren Sig habenden milden Stiftungen 
und Anflalten erlafjenen, ven jenfeitigen Befig des Oberaufs 
ſichtsrechts flörenden Regiminalverfügungen wieder zurüds 
zunehmen, fich jeder fernern Störung ſolchen Beſitzſtandes gu 
enthalten und die fammtlichen Koften — auch diejenigen mit 
eingefchloffen, welche vor der hohen Bundesverfammlung er⸗ 
wachfen find — in fo fern, was insbefondere die Proceßkoſten 
betrifft, nicht bereit rechtöfräftig daruͤbet erkannt ifl, deren Li⸗ 
quidation und Feſtſetzung vorbehaltlich, su erfiatten. 
Bon Rechtswegen. 
Publicat. im Ober» Appellationsgerichte Selle den 8. Juni 1843. 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 
(L. S.) A. E. v. d. Öften. 
Strampe.“ 





— — 


Stiftungen, geiftliche und weltliche, zu Fulda. 855 


Entfheidungsgründe. 





„Don dem darch den Reichsdeputations⸗-Hauptſchluß vom 25. Februar 
1803, $. 12, fäentarifieten und dem Fürften von Naffau zur Entfhädigung 
für die Stätthalterfchaft und feine Domänen in Holland und Belgien über: 
wiefenen, im Jahre 1810 als Departement Fulda dem nen errichteten Groß⸗ 
herzogthum Frankfurt einverleibten ehemaligen Bisthum Fulda wurde fchon 
im Sahre 1813 durch einen am 9. April zwifchen den Großherzogthümern 
Frankfurt und Heffen gefchloffenen Vertrag die Stade Herbftein mit dem 
Großherzogthum Heſſen vereinigt. Die weitere Zerſtücklung diefed Landes 
erfolgte, nachdeni daffelde 1813 von den allerhöchſten verbündeten Mächten 
militärifch befebt und proviforifch einem von Oefterreich verwalteten gemein: 
ſchaftlichen Gmeralgouvernement untergeordnet war, in den Sahren 1815 
und 1816. Es wurde nah den näheren Beflimmungen der Artikel 40. und 
51. der Wiener Eongreßacte vom 9. Juni 1815 zwiſchen Oefterreich und 
Preußen vertheilt. Won dem der Krone Preußen zugefallenen Antheile wurden 
durch die Verträge vom 1, Juni und 22. September 1815 die Bezirke 
Dermbach und Geifa an das Großherzogthum Sachfen- Weimar, die 
übrigen Bezirke aber nebft der Stade Fulda durch eine am 16. October 
zwiſchen der Krone Preußen und dem Kurfürſtenthum Heffen zu Caſſel unter: 
jeichneten Taufch = und Ceſſions⸗ Vertiag an Kurheffen abgetreten. Die Krone 
Bayern aecquirirte Dagegen mit einigen — hier nicht weiter in Betracht kom⸗ 
menden — Ausnahmen auf den Grund eined am 14. April 1816 zu Mün- 
chen gefchloffenen Vertrags und des Artikels 2. des Frankfurter Territorial: 
receffed vom 20. Juli 1819 den von dem vormaligen Departement Fulda 
an Defterreich gefallenen Antheil. Nach jenem Vertrag follten die dem König: 
reich Bayern abgetretenen Fuldaiſchen Diftricte dergeſtalt übertragen feyn, 
wie Seine Kaiſerlich⸗ Königlide Majeſtäͤt dieſelben befeffen Hätten, und auch 
He Krone Preußen hatte im Artikel 1. des unterm 16. October 1815 mit 
Kurheſſen abgeſchloſſenen Ceſſionsvertrags nur diejenigen Rechte an Heſſen 
abgetreten, welche ihr hinſichtlich der Fuldaiſchen Landestheile in der Wiener 
Eongreßaete übertragen waren. | 

Die Uebergabe Fulda's an Helfen erfolgte auf den rund jenes Staats: 
vertrags am 5. Februar 1816, und war im $. 1. des über Biefen - Act 
aufgenommenen Protokolls am Schluß ausdrücklich bemerkt: 

daß für feine Konigliche Hoheit den Kurfürſten und Allerhöchſtdeſſen 
Nachkommen die vollen Rechte des Beſitzes ſofort erlangt 
wurden. 

Auf dieſe Weiſe gelangte die Stadt Fulda, in welcher ſich viele zu geiſt⸗ 
lichen und weltlichen Zwecken beſtimmte Inſtitute und öffentlihe Anſtalten, 
mit einem bedeutenden Capitalvermögen befanden, unter die Landeshoheit 
Kurhefſens. Die Verwaltungen diefer Inſtitute und öffentlichen Anſtalten, 
welche im Beſitz der Stiftungsurkunden, Schuldverſchreibungen und Rechnungen 
waren, hatten hier ihren Sitz. Die bei der Verwaltung der Stiftungscaſſen 


23* 


356 Abth. II. Abfchn. 3. F. XI. — A. Erldgte Fälle. 


fungivenden Beamten waren durch die Abtretung der Stadt Zuida in den 
Kurheffifchen Dienftverband übergetreten und führten unter Auffiht und 
Controle des Kurheffifchen Gouvernements die Adminiftration derſelben. 

Weiche diefer Stiftungen etwa für Localanftalten der Stadt Fulda oder. 
des Kurheffifchen Antheild an dem vormaligen Bisthum, und weiche dagegen 
für Eentralinftitute zum Beften des ganzen Landes zu halten find, ergeben 
die verhandelten Acten nicht. Indeſſen läßt fich dieſe letztere Eigenfchaft bei 
mehreren derfelben, wie 3. E. dem Departemental: Schulfond, dem Land: 
Krankenhauſe, dem Zuchthaufe, der Invalidencaſſe 2c. kaum verfennen. 

Ueber die hinfichtlich der Stiftungen und Inſtitute zu befoigenden Theil: 
nahmeverhältniffe der verfchiedenen Landestheile, weiche bei der ZSerſtücklung 
des Landes anderen Staaten einverleibt waren, finden ſich in den desfallſigen 
Ceſſions⸗und ZTaufch : Verträgen Feine DBeftimmuugen. Nur Defterreih und 
Preußen hatten darüber im Artikel 13. in einer unterm 27. Juli 1815 
gefchloffenen Uebereinkunft folgende Beſtimmung getroffen: 

„Die Didcefenverhättniffe bleiben einſtweilen und bis zu einer 
Zünftigen, der Organifation der gefammten Zatholifchen Kirche in 
Deutfchland fi anfchließenden Aenderung in ihrem bisherigen Bes 
ſtande.“ 

„Den Bewohnern der getrennten Landestheile wird die fernere 
ungehinderte Benutzung gemeinſchaftlicher, zum Beſten des ganzen 
Landes errichteter frommer Stiftungen und gelehrter Inſtitute, als 
des Seminars, der höheren Schulanſtalten, des Land-Krankenhauſes, 
ver Landes: Armenanftalten 2c. in demfelben Maaße, als bisher 
flattgefunden hat, bis auf weitere Uebereinkunft zwifchen ben gegen⸗ 
feitigen Regierungen oder fürforgliche anderweite Verfügung der jene 
Landestheile übernehmenden Regierungen zugeſichert.“ 

Theile geftüst auf dieſe Uebereinkunft der allerhöchſten Gedenten, theild 
auf den Grund der bei Ländervertheilungen geltenden Principien des dffent: 
lichen Rechts glaubten die Staatsregierungen ſowohl von Bayern ald von 
Sahfen: Weimar : Eifenach bezüglich der ihnen von dem vormaligen Depars 
tement Fulda zugefalienen Parcellen zum Beſten ihrer vormals Zuidaifchen 
Uuterthanen an die mehrften jener Inſtitute und Anftaiten Anſprüche machen 
und begründen zu Fünnen. Es wurden auch diefe Prätenfionen bei einer zur 
Regulierung der Activ: und Paffiv = Verhättniffe des ehemaligen Departements 
Fulda niedergefeuten Commiſſion, an welcher Bevollmächtigte der gegennoärtigen 
Beſitzer der mehreren Landestheile und deren Eedenten Antheil nahmen, zwar 
zur Sprache gebracht, eine Uebereinkunft über die Theilung der Juſtitute iſt 
aber bis jest nicht zu Stande gelommen. Dennoch glaubt die Königlich 
Baperifhe Staatsregierung, zum Beten ihrer vormals Fuidaifchen Einge⸗ 
feffenen im Sinne der zwifchen Defterreich und Preußen unterm 27. Juli 1815 
geſchloſſenen Webereinkunft nur eine „‚vorforgliche Verfügung‘ zu treffen, 
wenn fie nicht nur den in Bayern anfäffigen Capitalfchuldnern der Fuldaer 
Stiftungen die Surädzahlung der Capitalien bei Strafe ded Erfabes im 
Fahre 1817 unterfagen, fondern auch die Binszahlung einiger Privatfchuldner 
jener Inſtitute ſiſtiren und die bei der Special: Schulbentilgungscafle zu 
Würzburg fällig werbenden Zinfen vetiniren ließ, 
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Wiewoht fih der Umfang dieſer arreftatorifhen Maaßrgel nach den vor: 
tiegenden Acten noch nicht genau feftftellen laͤßt, fo flimmen doch die beider: 
feitigen Angaben darin überein, daß auch, ganz abgefehen von den etwa 
. arreftirten Gefälten, die bei der Special : Schuldentilgungscaffe zu Würzburg 
mit Beichlag belegten Gapitalien fchon allein die bedeutende Summe von 
65,486 Gulden ausmachen. Die ebenfalld arreflirten Binfen dieſer Capitalien 
betragen nach der eigenen Angabe Bayerns 15,452 Gulden 23 Kreuzer. 

In Anfehung der übrigen von dem Arreft getroffenen Capitalien ſtimmen 
die Angaben der flreitenden Theile nicht genau überein. Nach den von dem 
Imploraten eingereichten Liften beträgt die Totalfumme 87,615 Gulden 
32 Kreuzer 1 Pf., dagegen nach den vom Imploranten aufgeftellten Berech⸗ 
nungen 91,094 Gulden 34 Kreuzer. Die ganze Differenz diefer Capitalien 
beſteht daher nur in der verhättnißmäßig nicht bedeutenden Summe von 
3,479 Gulden 2 Kreuzern, und die flreitenden Theile find auch darüber ein- 
verftanden, daß die arreftirten Zinſen von einigen bei Privatperfonen in Bayern 
beiegten Sapitalien eine relativ nur geringe Summe ausmachen. Es ift daher 
bier nur noch zu erwähnen, daß die in Rede ftehende arreftatorifhe Maaß⸗ 
vegel nah einer unterm 22. October 1840 von dem Imploranten gemachten 
Anzeige im Laufe diefes Proceffes hinfichtlich mehrerer, in den beiderfeitigen 
Berechnungen aufgenommenen Gapitalien zu dem Geſammtbetrage von 
30,802 Gulden 2 Krenzern 1 Pf. Bayerifcher Seits wieder zurückgenommen ift. 

Webrigens ift die genaue Conſtatirung des Betrags der arreflirten Sum: 
men nicht Zweck des gegenwärtigen austrägalgerichtlihen Verfahrens. Nach 
ber Tendenz der angeftellten Klage genügt es hier vielmehr, aus dem Obigen 
das shatfächliche Refultat dahin feſtzuſtellen: 

daß die Königlich:Bayerifhe Staatsregierung im Jahre 18184, 
Regiminalverfügungen erlaften hat, wodurch die geiftlichen und welt: 
lichen milden Stiftungen und öffentlichen Anftalten zu Fulda der 
Verwaltung und des Genuſſes eined beträchtlichen Theild ihrer Ca⸗ 
pitalien und Zinſen berandt worden find. 

Kurheffen, weiches in jenen Verfügungen eine rechtswidrige Verletzung 
des factifchen Zuftandes feiner Souverainetätörechte, fo weit diefe die milden 
Stiftungen und dffentlihen Anftalten zu Fulda umfaffen, erblickt, fand fich 
veranlaßt, unter Vorlegung eines aus amtlichen Berichten gefertigten tabel- 
larifchen Berzeichniffes, von denjenigen Eapitalien und Sinfen, die man Kö⸗ 
niglih=Bayerifcher Seitd den Fuldaer Inftituten durch Arreſtverfügung ent: 
zogen und feit mehreren Jahren vorenthalten hatte, bei hoher Bundesverſamm⸗ 
lung auf den Grund des Artikel 19. der Wiener Schlußarte unterm 
3. September 1829 den Antrag zn ftellen: 

daß die Koniglich⸗Bayeriſche Staatsregierung veranlaßt werben 
möge, diejenigen DBerfügungen, wodurch fie die in dem ebengedachten 
Derzeichniffe genannten Inftitute iu dem Beſitze der aus ihrem Ge: 
biete zu beziehenden Eapitalien, Binfen und Gefälle durch Verab⸗ 
folgungsverbote habe ftören Laffen, umgefäumt wieder aufzuheben, 
nicht weniger den Verwaltungen der vorgedachten Stiftungen und 
dffentlichen Anftalten den ihnen durch die Befchlagnahme verurfachten 
Verluſt und Schaden zu erfeben. 
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Als indeſſen von dem Geſandten der Krone Bayern neben anderen Ent: 
gegnungen die Stattnehmigleit der Anwendung ded Artikels 19. ber Wiener 
Schlußacte beftritten wurde, ftellte der Kurfurſtlich⸗Heſſiſche Gefandte den 
eventuellen Antrag: 

daß zur DBefeitigung der beftehenden Differenz von hoher ‘Bundes: 
verfammlung die Einleitung zum austraͤgalgerichtlichen Verfahren 
möge gegeben werben. 

Dieſem lestern Untrage wurde von hoher Bundesverfammiung flatt ge: 
geben. Die eingeleiteten commiffarifchen DBermittiungsverfuche blieben ohne 
Erfolg, und fo ift nach mehreren über die Quatificatien der Sache zum aus: 
trägalgerichtlichen Verfahren gemachten Ausſtellungen, in Folge einer gemein: 
fchaftlihen Ernennung, dem Ober: Appeltationdgerichte zu Gele die Cognition 
und Eutfcheidung übertragen. Bei diefem ift am 15. November 1833 vom 
Anmwalte des Kurfürftenthumsd Heffen die Klage erhoben und in der dem⸗ 
nächfligen Reptif als Principalklaggrund die Thatfache bezeichnet: 

daß fich Kurheffen feit der Uebermeifung und Beſihnahme des betref⸗ 
fenden Zuldaifchen Gebiets (5. Februar 1816) bis zur Koniglich⸗ 
Bayeriſchen Beichlagnahmeverfügung (12. Mai 1817) in dem 
ruhigen und unangefochtenen Quafibefib der Verwaltung und Beauf⸗ 
fihtigung ded Complerus der Fuldaifchen frommen Stiftungen, ge 
lehrter Inftitute und anderer Anftalten, von denen ed ſich hier hau⸗ 
dele, befunden habe. 

Sodann werden die oben erwähnten arreftatorifchen Berfügungen ald eine 
rechtöwidrige Selbfthülfe dargeſtellt; es wird die erhobene Klage ausdrücklich 
als eine poffefforifche bezeichnet, und, anf den Grund der in lege A. C. unde 
vi und 6. 2. Tit. 32. der Kammergerichtd: Ordnung von 1521, auf Wieder: 
herſtellung des Status quo, auf Unterfagung fernerer Beeinträchtigungen und 
auf Schadenderfaß, praevia specificatione et liquidatione, angefragen. 

Bon Seiten des imploratifchen Gouvernements ift diefen Anſprüchen 
durchaus widerfprochen worden. | 

Die dilatorifchen Einreden der fehlenden Activlegitimation zur Sache, ber 
unzuläffigen Kingenhäufung und des inepten und dunkeln Libells find durch 
den Vorbefheid vom 27. November 1834, und die exceptio spohi if por 
Decretum vom 10. October 1836 vechtöfräftig eriebigt worden. 

Im Uebrigen hat freilich der Implorat dad Sachverhaͤltniß, fo wie es 
oben vorgelegt worden, nicht zu läugnen vermochte. Er beftreitet aber: 

daß Kurheffen vor der Bayerifher Seits erfolgten Beſchlagnahme 
der erwähnten Vermägenstheile in Bezug auf folche irgend einen 
Het der Souverainetät wirktiih mit Erfolg vollzogen habe. 

Er beftreitet ferner, daß in ben Bayerifcher Seite verfügten arreftatorifchen 
Maaßregeln eine Dejection, wie folche zur Begründung eines interdicti re- 
cuperandae possessionis erfordert werde, gefunden werden fünne, indem 
er zu Gunſten des von ihm vertheidigten Gouvernements gektend macht: 

1) mit den Parcelfen des vormaligen Departements Zulda, welche der 
Somverainetät Bayerns durch Staatsverträge unterworfen worden, 
feyen auch die in ſolchen liegenden Vermögenstheile auswärtiger Pris 
daten unter ihre Territorigihoheit gelommen; wenn die Bayeriſche 
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Gtantöregierung Über dergleichen Dermögenstheile eine, die Dispoſi⸗ 
tion deren Eigenthümer befchränfende Verfügung getroffen, fo habe 
fie nur inrerhalb ber ihr zuſtehenden Souverninesätöhefugniffe ge: 
handelt, dadurch Feine fremde Sonverainetättrechte gefränkt, wenn 
fun etwa Die Rechte auswärtiger Privaten beſchränkt; 

2) es fen die Maaßregel nur zu dem Zweck genommen, um ben Status 
quo zu conſerviren, wach weichen bie Stiftungscapitalien wicht 
bloß in dem Landestheile, den Kurheſſen beſihe, fondern auch in dem 
an Bapern gekommenen Lanbeötheile darlehnsweiſe angelegt geweſen; 

3) die Maaßnahme rechtfertige fich durch den Artikel 13. der unterm 
27T. Juli 1815 zwiſchen Oeſterreich und Preußen getroffenen Ueber⸗ 

einkurft als „„vorforglihe Verfügung‘; 

4) de ſich Kucheffen der rechtlichen Forderung Bayerns hinfichtlich Der 
gätiichen Teilung der Fonds widerſetzt babe, fo hätten die Ca⸗ 
pitalien uad Binfen jure retentionis zurüdbehatten werben 
Eännen; 

5) men habe. bie arzeflicten DBermögenstheile ihren urfbränglichen 
Sweden zuwider Bayerifcher Seite keineswegs verwendet; man wolle 
diefelben vielmehr confervirt wiften, — aber auch für die Bayerifchen, 
ehemals Suldaifhen Unterthanen, welche gleichen Anfpruch auf bie 
Nutzungen machen könnten, wie die Heffifchen; 

6) auch durch ein im Jahr 1817 mit dem Papfte geſchloſſenes Concor⸗ 
bat, wodurch bie Bapyerifch-Fulbaifchen Unterthanen von ber Didcefe 
Fulda Insgetrennt und mit Würzburg vereinigt worden, fen bie 
arreftatorifche Maaßregel als ,‚vorforgliche Verfügung‘! binlänglie 
motivirt geweſen; 

7) wenn der Bayerifche Fiscus, fo weit er felbft ald Schuldner von 
Stiftungscapitalien erfcheine, die Auszahlung von Sinfen nach Fulda 
‚zum Theil verfage, fo könne ex höchſtens, wie ein anderer Schuldner 
mit der Schuldflage, aber nicht mit dem remedio unde vi belangt 
werden; 

8) die Baperiſche Staasöregierung habe nur auf Antrag ihrer Ful⸗ 
daifchen Unterthanen gehandelt ; fie retinire nur Behufs Vollziehung 
der Stiftungszwecke und verwende die Binfen auch theilweife dazu; 

9) Bayern habe keinen Act einer unzuläffigen Selbſthülfe beabſichtigt, 
welches fchon aus dem Umſtande foige, daß man die Zinfen von ben 
bei Prinatperfonen angelegten Capitalien freigelafien habe, und mit: 
hin die Bwede der milden Stiftungen an ihrer Erfüllung nicht ger 
hemmt habe. 

Demnach reducirt fih ber Status controversise im Weſentlichen auf 

drei Fragen: 

1) Wie verhält es ſich mit dem von Kurheſſen behaupteten Beſitzſtande? 

3) Enthalten die arreſtatoriſchen Maaßregeln Bayerns eine Störung 
des Quafibefiped Kurheſſens, oder doch eine unter beutfchen Bundes 
flaaten unguläffige Selbfthülfe? - 

2) Sind befondere Gründe vorhanden, die Bayern zu den fraglichen 
Verfügungen bezechtigten? 
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Da Bayern — mas bie Beantwortung der erſten Frage betrifft — bie 
CThatſache, 
daß ſich Kurheſſen in dem behaupteten Quaſibeſitze befunden habe, 

beharrlich geläugnet hat, fo würde freilich eine Beweisauflage erfolgen müffen, 
wenn fi die Wahrheit diefes factifchen Klaggrundes nicht ſchon aus dem Ins 
halte der Acten mit genügender Sicherheit entnehmen ließe. Nach Lage der 
Sache ift aber eine Beweisführung über den hier in Rede ftehenden Kurheſſi⸗ 
ſchen Beſitzſtand nicht erforderlich. 

Es ift — wenn gleich hier bemerkt werden muß — überall nicht die 
Rede von Anfprühen an dad Vermögen aufgehobener Stiftungen oder Au: 
falten, dad die refpectiven Territorialherren nach einem noch zu ermittelnden 
Fuße theilen wollen. Kurhefien hat nicht alfein beſtimmt erklärt und verfichert, 
daß die hier fraglichen milden Stiftungen noch fortwährend beftehen, fondern 
ed hat auch feine Verpflichtung anerkannt und feine Abſicht ausgefprochen, 
daß fie auch Fünftig als folche fortbeftehen follten und müßten, und daß gerade 
hier feine Intention nur dahin gerichtet fey, für die Erhaltung jener Stif 
tungen und flatutenmäßige Verwendung ihrer Einnahmen Sorge tragen zu 
konuen. 

Ehen daſſelbe hat auch Bahern ausgeſprochen, und ſich beſtimmt dagegen 
verwahrt, als ob es feine Abſicht ſeyn könnte, die Fonds zu anderen, als zu 
flatutenmäßigen Zwecken zu verwenden oder zu dem Staatövermögen zu 
Schlagen. Es hat auch Bayern erklärt, daß ed nur verlange, dab die für das 
ganze ehemalige Bisthum Fulda beftimmten Fonde auch den jebt Bayeriſchen 
Unterthanen aus dem an Bayern gefommenen Theile ded ehemaligen Zul: 
daifchen Gebiets nach einem zu ermittelnden Maapftabe mit zu Gute kommen 
ſollten. 

Es iſt alſo gewiß, daß die hier fraglichen Stiftungen als juriſtiſche Per⸗ 
ſonen noch jetzt beſtehen. 

Juriſtiſche Perſonen unterſcheiden ſich von phyſiſchen, ſo weit es auf 
Rechtsfähigkeit an ſich ankommt, im Weſentlichen nicht; ſie ſind Subjecte von 
Rechten und Verbindlichkeiten wie jene, und es leidet keinen Zweifel, daß ſie 
auch, wie phyſiſche Perſonen, an irgend einem Orte als anweſend gedacht 
werden müflen, daß fie nothwendig einen beftimmten Sis haben, wie der 
Einzelne ein Domicil, einen Ort, deifen Geſetze für fie Geltung haben, und 
00 fie paffiv zu Recht ftehen müflen. Daß diefer Ort für die fraglichen Stif: 
tungen die Stadt Fulda ift, behauptet Kurheffen und mird auch von Bayern 
nicht beftritten, Käßt fih auch um fo weniger bezweifeln, da die Stiftungs⸗ 
urfunden, die Statuten, Schuldverfchreibungen und Rechnungen der Stif: 
tungen und Anflalten fi in der Stadt Fulda befinden, die Verwalter diefer 
Anſtalten ſich dort aufhalten. 

Die milden Stiftungen ftehen unter der Aufficht und Fürforge des Staats 
und, wie dieſes Recht ein Ausflug der Landeshoheit ift, fo kann, wie von ſelbſt 
folgt, au nur demjenigen Staate diefe Befugniß zuſtehen, der da die Landes⸗ 
hoheit ausübt, wo die Stiftung juriftifch ihren Sit hat. Kurhefien hat aber 
unbeftritten feit dem 5. Februar 1815 die Souverainetät über die Stadt 
Fulda ausgeübt, und ift Daher nicht bloß im Beſitze der aus der Landeshoheit 
ruͤckſichtlich der im Heſſiſchen Territorio ihren Sip habenden Stiftungen ab⸗ 
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ſffießenden Befugniſſe, fondern fie ftehen ihm eigenfhümlich zu, da bie Stadt 
Fulda in Folge der gefchloffenen Staatsverträge definitiv an Kurheſſen gefalten 
ift, und dieß fo lange, Bid Kurheffen, auf den Grund etwaiger, in feinen 
Verträgen gegründeter Verpflichtungen, Bayern an diefem Hoheitsrechte eine 
Theilnahme einräumt, oder die Stiftungen, fofern eine Theilung möglich, 
pro parte ihren Sitz im Bayeriſchen Territorio angewieſen erhalten. Es be: 
darf fomit. auch nicht des Beweiſes, daß Kurheffen fperiell in Beziehung auf 
alle Bermögenstheile der fraglichen Stiftungen befondere Acte feines oberften 
Beauffichtigimgsrechts vorgenommen habe, um feinen Befisftand für erwieſen 
zu halten, fondern ed gelangte durch jede Verfügung an die ordentlichen Ver⸗ 
treter der juriſtiſchen Perfon in den Beſitz — und daß ed daran nicht gefehlt, 
muß Bayern ferbft einräumen. 

Kurheffen ift demnach für jebt ausfchließlich befugt, die dem Staate über 
milde Stiftungen zuftehende Oberaufficht und Fürforge auszuüben. 

Fragt man: Beſitzt Kurheffen dad Vermögen der hier fraglihen Stife 
tungen und Anſtalten im privatrechtlichen Sinne? fo wird man dies, bes oben 
Bemerkten unerachtet, verneinen müflen. Stiftungen, als juriftifche Perfonen, 
find ferbftftändige Subjecte von Rechten und Verbindlichkeiten; fie ſelbſt be⸗ 
ſitzen das die Stiftung conflituivende Vermögen, nicht aber der Staat. Es ift 
ein im Staatörechte unbeftrittener Grundſatz, daß Weränderungen in ber 
Landeshoheit auf die Privatrechte der Unterthanen ‚gegen einander überall 
feinen Einfluß üben; die Theilung des ehemaligen Großherzoglich⸗Frankfurti⸗ 
then Departements Fulda zwifhen Kurheſſen und Bayern berührte alfo Überall 
nicht direct die Nechtöverhättniffe der in der Stadt Fulda ihren Sit habenden 
milden Stiftungen und Anftalten. Sie verblieben ungefchmälert nach wie vor 
in dem Befibe ihres gefammten Vermögens, ohne Rückſicht, ob ed in dem, 
Heffen oder Bayern zugefallenen Landestheile belegen ſeyn mochte, und fie 
Können auch hinfichtlich des im Bapyerifchen Antheile beiegenen Vermögens 
fih ohne Zweifel mit poſſeſſoriſchen Rechtsmitteln vertheidigen, ſobald ein 
Gegenſtand in Frage ift, wobei überall rechtlich ein Beſitz gedacht werden 
Fan. 

Wie num die Verfügung Bayerns allerdings einen Eingriff im die Ver⸗ 
mögendrechte der fraglichen Stiftungen enthält, fo läßt es fich denken, daß 
Kurheffen nicht für fi, fondern in Vertretung der feiner Fürforge auvertrauten 
Stiftungen die hier zur Beurtheilung vorliegende poffefforifche Klage angefteltt 
hat. Eine foiche Klage würde aber zurüchzumeifen feyn, Wenn Heſſen in jener 
Eigenſchaft auftritt, fo verfolgt ed augenfcheinlich das Recht einer Privat: 
perfon ; Streitigkeiten über Anfprüce von Privatperfonen an einen deutfchen 
Bundesſtaat gehören aber nad) der Bundesverfaffung nicht zu den durch ein 
Austrägalgericht zu entfcheidenden Sachen. Die Competenz dieſes Gerichts⸗ 
hofed würde alfo nicht begründet ſeyn. Es ſteht indeſſen bereits vechtöfräftig 
feft, daß Kurheſſen hier fein eigenes Necht und nicht das der Stiftungen ver 
folgt, und zmar durch den in Beziehung auf die exceptio deflcientis legi- 
timationis ad causam unter dem 27. November 1834 abgegebenen Bes 
fheid, indem darin ausgefprochen ift, daß Kurheffen nicht als Repräfentant 
der bei dem Ausgange diefed Rechtsſtreits etwa mit intereſſirten milden Stif⸗ 
tungen und fonfligen Öffentlichen Anſtalten zu Zulda auftrete, fondern in ber 
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@igenfchaft ats hochſte Stantöbehörbe vermöne des Souverainetätorechts, unb 
daß die angeflelite Kiage lediglich die Tendenz habe, die von Kurheſſen dur 
Gtaatöperträge erworbenen Souverainetätszenhte, in fo weit He bie zu feinem 
Staatögebiete gehörenden milden Stiftungen und öffentlichen Anftelten um- 
faßen, in ihrem factifchen Zuſtande, fo wie derfelbe vor der von der Bayeri⸗ 
fchen Regierung verhängten, angeblich eine Verleßung deffeiben involpivenden 
Beichlagnahme verfchiedener Intraden und Bermögeusgegenfländen befanden, 
aufrecht zu erhalten und wieder herguftellen. 

Wollte man Kurheſſen hier als Nepräfentanten jener Stiftungen und als 
in deren Namen klagend betrachten, fo würde, auch abgefehen von der Incom⸗ 
petenz diefed Gerichtöhofes, die Klage, in fo weit dieſe auf Schup im Befib 
gerichtet ift, fchon deßhalb als hinfällig erfcheinen, weil an den bier in Trage 
befangenen, mit Beichlag belegten &egenftänden, vaͤmlich Forderungen der 
Stiftungen an Privatperfonen in Bayern und respective an bie Landesecafſe, 
ein Beſitz im eiviirechtlichen Sinne gar nicht denkbar if; ed. würde alſo auch 
von einem Interdicte zum Schube bes Beſigſtandes nicht die Rede ſeyn künuen, 
und möchte foiches nur etwa hinſichtlich der mit Befchlag beiesten Geräte, 
in fo fern dieſe als jura in re zu betrachten, die allerdings im jmeiflifchen 
inne befeffen werden koͤnnen, ftettnehmig ſeyn. Daher — und mit Rück⸗ 
fiht auf den in der Mitte fiegenden vechtsfräftigen Beicheid nam 27. Novem⸗ 
ber 1834 — muß hier ald entichieden angenommen werden, daß Kurheſſen 
in eigenem Namen klagt und in den fraglihen Draafiregelu Bayerns eine 
Verletzung feiner, durch Gtaatöverteäge erlangten Souverainetätsrechte und 
in Folge der Befisnahme ded ihm zugefallenen Gebiets des Bisthums Fulba 
erworbenen Beſitzſtandes erblickt. Da nun oben bereitd nachgemwiefen if, Daß 
die Stiftungen und Anftalten qu. ihren Sis in der Stade Fulda haben, da 
ed vollkommen gewiß ift, daß Kurheflen die Souverainetät über die Stadt 
Fulda erworben, und feit der Beflbergreifung fein Oberauffihtörecht durch 
feine Stantöbehörden hat ausüben laſſen, fo kann es auch nicht mit Gruud 
bezweifelt werden, daß fich Kuchefien vückfichtlich jener Stiftungen und An: 
ftaiten im Beſitze alfer derjenigen echte befindet, die aus der ihm gebüheene 
den Landeshoheit abfließen. Es laͤßt ſich auch hierbei ein Mitbeſißz Bayerns 
gar nicht denken, denn die Ausübung dev Rechte ded Staats in Beziehung 
auf juriſtiſche Perfonen, ift nur durch Anordnung ihrer Vertreter und Beauf⸗ 
ſichtigung deren Dienftführung möglich; es find aber eben dieſe Vertreter jeder 
Einmwirfung von Seiten Bayerns entzogen geweſen und factifche Dispoſitionen 
über einzelne Theile des Vermögens jener Stiftungen find wahre Eingriffe in 
Privatrechte; darin kann aber ein legaler Act des landesherrlichen Boaufſich⸗ 
tigungsrechts niemals liegen, weil, wie Kucheffen mit vollem Rechte geltend 
macht, nicht der Staat, fondern der orbnungsmäßige Vertreter die Stiftung 
verwaltet, und das Iandesherrliche Recht daher nur durch Verfügungen an ihn 
andgeübt wird, 

Das canonifche und das beutfche Recht haben den nach römifchen Rechten auf 
Eigenthum und jure in re befhränften Begriff des Beſitzes weiter und u6s 
mentlich auf die Landeshoheit ausgedehnt. Es kann daher dieſes Recht gleich 
dem Eigenthum befefien und durch Interdiete, namentlich durch Die Spolieu⸗ 
Hage geſchuͤzt merden, wie denn diefer Sas auch vom beilagteu Theile Being 
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Anfechtung gefunden hat. Den eigentlichen und Kauptfächtichften Sereitpumet 
beziehlt vielmehr die oben ad 2) aufgeworfene Frage: 
Enthalten die arreftatorifchen Maaßregeln Bayerns eine Scarung 
des Quaſibeſitzes Kurheſſens, oder doch eine unter deutſchen Bundes 
ſtaaten unzulaͤſſige Setbfthülfe? 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß Bayern hinſichtlich derjenigen Güter, die 
in Bayern belegen find, ale diejenigen. Hoheitsrechte auszuüben hat, die dem 
Landesherrn als folchem binfichklich ber innerhath der Grenzen feines territorin 
'belegenen Güter zuſtehen; allein davon find die Hoheitsrechte weſentlich ver⸗ 
fehieden, Die der Landesherr hinfichtlich der Beanffichtigung der milden Sf 
kungen auszuüben bat. Es ift auch etwas ſehr Gewoͤhnliches, daß juriflifche 
Perſonen ded einen Staats Befisungen innerhalb der Grenzen ded andern 
" Staats haben; in einem foichen Falle übt der eine Staat fein jus supremae 
inspeotionis, der andere die aus ber Belegenheit der Güter abfliehenden 
Hoheitörechte. aus, und eine Eoliifion kann nicht wohl eintueten. - 

Kurheſſen verkennt nicht, daß Bayern, weil die fraglichen Stiftungen und 
Anflalten, wenigftend zum großen Theile, Centralanftalten waren, in Räd: 
fiht auf die ihm zugefallenen Landestheile vermöge der befiehenden Staatde 
verteäge an der Ausübung der Senverninetätdrechte einen Antheil fordern 
lann; aber es will dieſen erfl dann einräumen, wenn in bem deßhalb einzulei⸗ 
tenden Berfahren die Anſprüche Bayerns vollſtändig eruirt ſeyn werden. Bis 
dahin will es feinen Beſitzſtand geſchützt wiſſen. 

Bayern Fouute aus den beſtehenden Stantsnerträgen mitteiſt einer petito⸗ 
riſchen Klage ſeinen Anſpruch auf Einraͤumung einer Theilnahme an den Sou⸗ 
verainetätsrechten geltend machen. Es hat aber vorgezogen, diejenigen Maaß⸗ 
regeln eintreten zu laſſen, die jest in Frage find, und es erklärt unummunden, 
daß ed dabei Die Abſicht gehabt habe, zu verhindern, Daß Kurhefien oder feine 
Behörden den Duafibefip des Rechts einer Adminiſtration der Fonds nad 
md nach fich aneignen könnten, weßhalb es denn auch jene Maaßregeln bereits 
im erſten Sahre der Befibantretung der Fuldaer Landestheile-als Coadmiuiſtra⸗ 
tiondacte über jene Fonds habe eintreten laffen. Dadurch ift ed denn auch bes 
wirkt, daß Kurheſſen verhindert morden ift, in Beziehung auf den mit Be 
ſchlag belegten Theil des Vermögens der fraglichen Stiftungen fein Obernuf 
fihtsreht wirkſam zu machen. Eine Störung des Heffifchen Befisftandes liegt 
alfo Mar vor, da Abſicht und Wirkung darunter zuſammentreffen. 

Bayern vermeint zwar, indem ed über die unter feine Territorialhoheit ges 
kommenen Privatgüter Verfügungen getwoffen, habe ed wohl Rechte auswärtigen - 
Privaten beſchraͤnkt, aber nicht fremde Sonverainetätsrechte gekraͤnkt, ed liege 
alſo niemals eine Eigenmächtigkeit — dem Heffifhen Gouvernement gegen: 
über — vor; allein dies ift unrichtig, denn Bayern überficht dabei, daß Hef 
fen binfichtlich der Beſitzer diefer Güter der Stiftungen Spuverainetätsrechte 
zuſtehen, an deren vollfländiger Ausübung Heffen durch die fraglichen Maafs 
regeln verhindert ift, daß alfo neben der Befchränkung von Privatrechten alters 
dings auch fremde Souverainetätsrechte verliebt find. 

Das Verfahren Bayerns involvirt aber auch eine erlaubte Serbfthülfe, 
indem ber orbentlihe Weg einer petitorifchen Klage gegen Heſſen verlaffen, 
und der Verſuth gemacht wurde, Durch eigenmächtige Verfügungen fick bastes 
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nige zu verſchaffen, mas Kurheffen nicht freiwillig einräumen wollte. Unter 
den deutfchen Bundesſtaaten ift aber durch die Bundesacte, Art. 11, jede 
Seibfthütfe verboten, da fih ſaͤmmtliche Bundesglieder verpflichtet haben, 
ihre Streitigkeiten unter einander nicht mit Gewalt zu verfolgen, fondern fie 
bei der Bundesverfammiung anzubringen, und wenn der Verſuch einer Ver⸗ 
mittelung fehl fchlägt, die Entfcheidung einer Austrägalinſtanz zu erwarten. 
Ob und wo Selbſthuͤffe erlaube fen, muß nach gemeinen Rechten beurtheilt 
werben, da bie Bundesgeſetzgebung darüber feine Beſtimmung enthält. Hier⸗ 
nach ift Serbfthälfe als Neger durchaus verboten, und nur als Ausnahme, 3. D. 
zum Schuß eined Befisftanbes, erlaubt. Aus diefem letztern Geſichtspuncte 
ſucht auh Bayern fein Verfahren zu rechtfertigen, indem ed die Maaßregeln 
ald Ausübung eines Mitbefiged darſtellt; jedoch ohne Erfolg. Mit dem Augen⸗ 
blick der Befisnahme der Stadt Fulda, wo fämmtliche Stiftungen und Ans 
falten ihren Sitz haben, erlangte Kurheſſen die Souperainetätsrechte über die 
Stiftungen und Anftalten. Die Ausübung diefer Hoheitsrechte erfolgte ſeitdem 
duch die Heſſiſchen Behörden, und Bayerns Maaßregeln erfcheinen nur als 
Beiisftörungen, nicht aber als Coadminiftrationsacte, weil das Oberaufſichts⸗ 
recht des Staats nicht durch unmittelbare eigenmächtige Diepofitionen über 
das Vermögen der milden Stiftungen, fondern nur durch Beanffichtigung ber 
ordentlichen Vertreter der juriftifchen Perfonen ausgeübt werden kann, und 
daß letzteres niemals Seitens Bayerns gefchehen, ift aus den eigenen Anfühs 
rungen Far; daher ift es auch ein ganz gleichgültiger Umftand, wie Bayern 
über die zurückbehaltenen Sinfen der bei ber Bayerifchen Staatsſchulden⸗-Til⸗ 
gungsanftait angelegten Gapitalien der fraglichen Stiffungen disponirt hat, 
und ob fie, wie behaupset wird, zur Berichtigung flatutenmäßiger Penflonen 
der in Bayern wohnenden Penflonäre jener Anſtalten verwendet find. 

Bayern fagt endlich, ed habe den Status quo aufrecht erhalten wollen, 
In Beziehung auf das hier allein in Frage befangene Souverainetätsredht war 
ber Status quo aber der, daß die Oberauffiht von Heſſen ausgeübt ward. 
Ob dad Vermögen ber Stiftungen hier oder bort belegen, ob darunter ‘Ber: 
änderungen gemacht wurden, war für den Status quo in Beziehung auf die 
Souverainetätsrechte völlig gleichgültig. Indem Bayern mit Gewalt verhin« 
derte, daß der eine oder andere Schuldner das Eapital auf etwa erfolgende 
Kündigung zurüͤckzahle, that es nichts zur Erhaltung des Status quo in der 
hier fraglichen Rüdjicht, fondern es verfügte willkürlich und rechtswidrig 
über dad Vermögen jener Stiftungen und Anftalten, und erlaubte fih Ein: 
griffe in den Status quo, ftatt ihn zu fchüben. 

Laßt fih demnach nicht verkennen, daß das von Seiten Bayerns beobach⸗ 
tete Verfahren nicht nur eine Störung des Kurheſſiſchen Befisftandes, fondern 
auch eine unter deutfchen Bundesftaaten unzuläffige Serbfthälfe involvire — 
folgeweife, daß ſich bie angeftelite Klage in allee Maaße als mwohlbegrändet 
darftelfe, fo bleibt Hier nur noch die oben aufgeworfene dritte Frage zu be: 
antworten: 

Sind befondere Gründe vorhanden, die Bayern zu den fraglichen 
Verfügungen berechtigten? 

Es Handelt fi hier lediglich und allein um den Befit des Souveraine⸗ 

taͤtsrechts der Dberauflicht über die fraglichen Stiftungen und Anflaiten, zu 
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deren Dermögen die oft erwähnten Capitalien, Gefälle und Binfen gehören. 
Bayern kann daher mit petitorifhen Anfprüchen an jene Sonverainetätsrechte 
und daher entnommenen Einreden hier nicht gehört werben. Es hat aber 
Bayern Verſchiedenes vorgebracht, woraus es den Schluß zieht, daß es zu 
feinen Maaßregeln ein Recht gehabt, und mit allen diefen Einwendungen muß 
es unbedenklich Gehör finden; denn, wenn es vermöge wohlbegründeten Rechte 
die Capitalien und Gefälfe mit Beſchlag belegt und die Binfen der eigenen Schuld 
in der Caſſe affervirt hat, fo enchalten die vermöge Rechts vorgenommenen Acte 
Feine unerlaubte Beeinträchtigung des gegenfeitigen Befisftandes der Soupes 
rainetät und die erhobene Kiage muß ald unbegründet zurüdgemiefen werden. 

Bayern behauptet: 

a) nad) den Orundfägen des Öffentlichen Rechts fenen die Fonds der hier 
in Frage ftehenden Fuldaer Landesinftitute nach dem Maaße der Landestheile, 
worin fie angelegt fenen, ohne Weiteres als getheilt zu achten, fo, daß die aus 
gefochtenen Verfügungen über die im Baperifhen Gebiete beiegenen Fonds 
jener Inſtitute fchon von Rechtswegen als unbeſtreitbar erfchienen. 

Wäre der hier aufgeftellte Rechtsſatz vichtig, fo würde der Einwand alfers 
Dinge durchſchlagend erfcheinen; denn ed würde dann in der Diepofition Bayerns 
niemals eine Beichränfung des Heffifchen Befisftandes enthalten feyn können. 
Allein jene Behauptung ift augenfaͤllig durchaus unrichtig ; er wiberflreitet Dem 
anerkannten Principe, dab eine Veränderung in der Landeshoheit das Privat: 
eigenthum nicht aufbebt. 

Juriſtiſche Perfonen haben diefelbe Nechtsfähigkeit wie die phyſiſchen; fie 
bleiben alfo im Beſitze ihres gefammeten Vermögens, ohne Rücklicht, ob es in 
dem Heſſen verbliebenen, oder an Bayern gefallenen Landestheile belegen feyn 
mochte; und daß der Neichödeputationd: Hanptfchluß in der von Bayern au: 
gezogenen Stelle hier keine Anwendung findet, bedarf wohl kaum der Be: 
merkung; denn, von allen anderen Gründen abgefehen, ift dort die Rede von 
aufgehobenen Stiftungen, deren Güter den refpectiven Landesherren ald Dos 
mänengefälfe, hier von fortbeitehenden, deren Güter denen anderer Privat: 
perfonen ganz gleich flehen. Bayern geräth auch offenbar mit füch ſelbſt im 
Widerſpruch; denn ed verlangt von Heften, Daß es ſich zur Theilung verftehen ſoll, 
räumt alfo ein, daß diefe Theilnng noch nicht erfolge fen; ed hat auch die jest 
in Frage befangenen Maaßregeln nicht eintveten laffen, um dadurch den Beſitz 
ihm zugefallener Güter zu ergreifen, fondern um Heſſen zu nöthigen, zu ber 
verlangten Theilung zu fchreiten, und ed hat von den mit Beſchlag belegten 
Eapitatien die Zinfen den Stiftungen zufommen laſſen, und alfo auch damit 
anerkannt, daß ed die in Bayern befindlichen Güter Feinedwegs als feinen 
Antheil an dem Vermögen der Stiftungen betrachtet, wie denn auch ein fols 
her Theilungsfuß ein höchft mwillfürlicher fenn würde, den Bayern ſchwerlich 
genehmigt hätte, wenn zufällig wenig oder gar feine Eapitalien in den Bayern 
zugefallenen Landestheilen belegt geweſen waͤren, worüber ja lediglich Zufällig⸗ 
keiten entichieden haben. 

Bayern behauptet num 

. b) es fey kraft flaatövertragsmäßiger Rechte befugt geweſen, die frag⸗ 
lichen Verfügungen zu treffen, da fich Kurheſſen zu einer Uebereinkunft der 
Fondstheilnng nicht verflanden. 
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Bayern hat wicht näher audgeführt, vond es hier eigenttich Bat fagen 
wollen. Man kann darin die Behauptung finden, daß Bayern, Inhalte der 
Staatöverträge, berechtigt fey, für den Fall, daß Kurheſſen fich zn einer Theis 
Img der Bonds nicht verftche, das unter Bayerifcher Hoheit fi findende Ber: 
mögen der Stiftungen an fi zu nehmen. Schwerlich hat dieſes behauptet 
werden follen; wenn aber, wärde hier Seine Rüdficht darauf zu nehmen ſeyn, 
weil dem petitorio entnommene Einreden in dem vorliegenden Possessorio 
nicht beachtet werden koͤnnen. Die aus den gefchloffenen Staatöverträgen 
Bayern zuftehenden Rechte müffen mit einer in separato anzuftellenden Klage 
verfolgt werden. Hat Bayern nur fagen wollen, daß es, weil Kurheſſen ſich 
nicht dazu verflehen wollen, feine contractlichen Verpflichtungen zu erfüllen, 
nach aligemeinen Rechtöprincipien befugt geweſen, die hier frantichen Verfügun⸗ 
gen zu treffen, fo iſt das umrichtig, da dad Verfahren Bayerns eine unerlaubte 
Selbſthülfe involvirt. 

Bayern fagt 

o) die fraglichen Verfügungen müßten, fofern fie nicht anderd zu recht⸗ 
fertigen feyen, als befugte Coadminiſtrationsacte angefehen werden. 

Es vermeint, in den Staatöverträgen fen nicht feftgefest, daß Heffen bie 
gemeinfamen Stiftungen und Anftaiten ausfchließfich adminiſtriren ſolle, ſon⸗ 
dern daß den Untertbanen der getrennten Randestheile die fernere Benutzung 
diefer gemeinfamen Stiftungen und Unflalten in derfeiben Maaße, wie vor: 
mals verbleiben follten, bis zu einer andermweiten Verfügung ber die Landes- 
theile übernehmenden Regierungen. Da nun das Intereffe zur Eonfervirung 
ein gemeinfchaftliches fey, fo fen auch jeder Staat bis zur Erzielung einer 
Uebereinkunft befugt, Hinfichtlih der in feinem Gebietöcheite liegenden Fonds 
eine fuͤrſorgliche Verfügung zu tveffen, und dieſe Fürſorge habe denn aud in 
den getroffenen Maaßregeln beftanben, 

Auch Hier muß man erwiedern: mag ed immerhin mit den contracktichen 
Beſtimmungen feine volle Richtigkeit haben, mag Bayern daraus einen Ans 
fen auf Mitadminifiration ableiten können, fo gehört Doch der daraus ent⸗ 
nommene Einwand offenbar dem Petitorio an, und es kann ſich Bayern damit 
gegen das hier eingeleitete Poſſeſſorium nicht vertheibigen. 

Bayern behauptet 

d) mindeftens erſcheine die Surärfbehaltung der Sapitalien und Sinfen 
als ein Art des Retentionsrechts, weit fich Kucheffen der rechtlichen Forderung 
hinſichtlich der gütlichen Theilung der Fonds widerfebe. 

ine nähere juriflifhe Deduction, aus welchem Geſichtspuncte hier ein 
Retentionsrecht Platz greifen koͤnnte, vermiße man gänzlich. 

Wiewohl man die Sonnerität der in Rede ſtehenden beiberfeitigen An: 
fprüche eben fo wenig vermiffen, als in dem Umſtande, daß hier nicht von der 
Zurädbehaftung einer Sache die Rebe ift, einen hinlaͤnglichen Grund gegen 
die Anwendung des Retentionsrechts finden würde, fo fehlt es doch jedenfalls 
an den übrigen gefeslichen Exrforderniffen und Vorausſetzungen der Befugniß 
zu refiniren. 

Es ift hier die Rede weder vom Zurückhalten einer Sache, noch einer 
Leiſtung, die der Gegner verlangt, ſondern bloß von einem Geflatten oder. 
Leiden von Handlungen eines Andern, nämlich Heffens, zu deren Verhinderung‘ 
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es an jedem Rechtstitel gebrichtz denn, fo lange fih Bayern durch birecte 
Berfügungen gegen Heflen nicht einmiſcht, verlangt letzteres überall Nichte von 
Bayern. Die Rechte, die Bayern wegen der Belegenheit des fraglichen Vers 
mögensd der Stiftungen unter feiner Hoheit zuftehen, coltibiren überall nicht 
mit den echten Kurheſſens. Lebteres kann durch die ordentlichen Vertreter 
der Stiftungen über das Dermögen Verfügungen treffen, ohne daß Bayern 
aus ſeiner Landeshoheit ein Recht entnehmen könnte, darin einzugreifen; Hefe 
fen war alfo überall nicht in der Lage, von Bayern irgend einen Gegenfland, 
möge er in Surücgabe einer Sache, einer Leiftung oder einer Handlung bes 
ſtehen, zu verlangen. Dieß gehört aber zum Weſen des Retentionsrechts, ins 
dem es in dem Rechte der Zurückbehaltung einer an ſich ſchuldigen, pofltiven 
Leiftung befteht. Es konnte alfo bis zu dem Augenblicke, mo Bayern den Bes 
flag anlegte, von einer Retention wegen Mangeld eined zu retinirenden Obs 
jectö Feine Rede ſeyn. Mit diefem Augenblick war allerdings ein Gegenſtand 
zur Retention gefunden, denn, von da an hatte Heften einen Anfpruch gegen 
Bayern auf eine beſtimmte pofltive Leiftung, nämlich Beſeitigung des ange: 
kegten Beſchlags, aber in Beziehung hierauf fehlt ed der Ausübung des Mes 
tentionsrechts an einer justa causa. Die Anfegung des Arrefted auf das 
Dermdgen der Stiftungen und Anſtalten enthält eine wahre DBeflsftörung 
Helene, ein Spotium. Ein vitidfer Bells kann aber überalt Feine Sinredeit 
verleihen, insbeſondere auch micht den Einwand der Retentivn. | 

Bayern behauptet endlich 

e) mehrere der fraglichen Stiftungen und Anſtalten, wie z. B. Penſions⸗ 
inftitute 2c., ſeyen Durch Abſterben der Penflonäre vbllig erloſchen, fo daß jeber 
Landesfiscus die in feinem Territorio belegenen Vermögenstheile folcher aus: 
geſtorbenen Körperfchaften von Rechtswegen als heimgefalfene Guter Eraft der 
Territorialherrfchaft zu behandeln befugt fey. 

Diefer Einwand ift zuvörderſt genügend fubftantürt; denn Bayern mußte 
die Inſtitute felbft, und die Vermögenstheile, die durch Erlöfchen der Inſtitute 
dem Baperifchen Fiscus zugefalfen feyn follen, näher angeben. Abgeſehen da⸗ 
von, ift aber auch der Rechtsſatz, worauf Bayern fich bezieht, unrichtig, denn 
dad Vermögen erlofchener Körperfchaften fällt, der vichtigern Theorie zufolge, 
zunächft dem Fiscus des Staats zu, wo die Körperfchaft juriſtiſch ihren Sig 
hatte. Der zufällige Umſtand, daß bie Verwalter der mehrerwähnten Auſtal⸗ 
ten einen einzelnen Vermögenstheil hier oder dort belegt haben, verleiht dem 
Territorialheren kein Recht, das Vermögen an fich zu ziehen. Erft dann, wenn 
man daffelbe als herrenlos zu betrachten hätte, würde nach der richtigern An⸗ 
fiht der Fiscus des Staats, wo das Vermögen zufällig belegen ift, deren 
Beſitz ergreifen können. 

Fehlt ed demnach an befonderen Gründen, die Bayern zu den fraglichen 
Berfügungen berechtigten, und laͤßt fich dem Obigen nach nicht verkennen, daß 
Bayern fich durch die arreftatorifchen Maaßregeln eine Störung des Heſſiſchen 
Befipftaudes und jedenfalls eine unter deutſchen Bundesflanten unzuläffige 
Selbſthülfe erlaubt hat, fo muß die von Kurheffen erhobene Klage für wohl⸗ 
begründet gehalten werden. 

Weunn es fich indeffen hier ganz allein um die Kurheſſiſchen Souveraine⸗ 
tatsrechte über die zu Julda befindlichen Stifemugen und Anſtalten handelt, 
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wenn folgeweife Kurheſſen nichts für die Stiftungen feibft fordern kann, theils 
weil ed dazu nicht als legitimirt erfcheint, theild weil ein Anfpruch von Pri⸗ 
vatperfonen nicht in einem Austrägalverfahren geltend gemacht werden kann, 
fo dürfte zwar allerdings eine Verurtheilung Bayerns zur Zurücdnahme ber 
ergangenen arreftatorifchen Maaßregeln erfolgen, allein nur in der Beziehung, 
als Dadurch die Souverainetätsrechte Heſſens beeinträchtigt worden find, nicht 
aber in fo fern, als die Stiftungen felbft durch ie Schaden erlitten haben. 

Der Impiorant hat daher mit den auf Sahlung der rückſtaͤndigen Zinfen 
und auf Erftattung des den Inftituten zu Fulda ermachfenen Schadens ges 
richteten Anträgen zurüdgewiefen werben müflen. Auch hätten die Anträge 
wegen Zurücknahme der bereitd ergangenen und wegen Dermeidung Fünftiger 
arreftatorifcher Maaßregeln nicht ſowohl in Beziehnng auf die Beeinträch- 
tigung der Anſtalten und milden Stiftungen, ald vielmehr unter Hiu⸗ 
weifung auf die dadurch gefränkten, resp. künftig zu verlebenden Souvera i⸗ 
netätsrechte über die Stiftungen und Auſtalten geftellt werden müſſen. 
Daher hat den Anträgen Kurheffend nur unter diefen Modificationen über⸗ 
haupt Statt gegeben werden können. Diefe geringe Modiflcation ded Klag⸗ 
antrags und die Zurückweiſung eines velativ unmichtigen Theild bes fehler: 
haften Petiti konnte jedoch, weil hierdurch der Krone Bayern Feine befonderen 
Koften ermachfen find, auf die Entfcheidung des Koftenpuncts feinen Einfluß 
äußern; ed mußten daher fämmelihe Proceßloften, welchen die Behufs Eins 
leitung des austrägalgerichtlichen Verfahrens bei der hohen Bundesverfamm: 
Inng erwachſene Koften gleichzuftelfen find, fo weit bereits vechtöfräftig über 
erftere erkannt ift, in Gemäßheit der 

Ob.-App.⸗Ger.⸗Ordng. II, Tit. 13, 8. 2, 

dem Imploraten, als fuccumbirendem Theile, zur Laſt gelegt werden. 


(L. S.) 4. E. v. d. Often. 
Strampe.“ 


B. Urtheil 


vom 8. Juni 1843 wider das Großherzogthum Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach. 


(Prot. v. 3.1843. Soes. XX. 5.206. &. 497; — Band I. S. 6015 — Band II. S. 858.) 





„Im Austrugalfachen Anwalts Kurheſſens, Imploranten, wider 
den Anwalt des Großherzogthums Sachfen-Weimar- Eifenach, Im⸗ 
ploraten, wegen Belchlagnahme und Vorenthaltung mehrerer, den 
milden Stiftungen und öffentlichen Anftalten in Fulda gehörenden 
Sapitalien, Zinfen und Gefälle, wird von Uns Ernft Auguft, von 
Gottes Gnaden Könige von Hannover, Königlihem Prinzen von 
Großbritannien und Irland, Herzoge von Cumberland, Herzoge zu 
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Braunfchweig und Lüneburg ıc, im Namen und Auftrag der hohen 
deutfchen Bundesverfammlung für Necht erkannt: 

Daß der Implorant mit den auf Zahlung ber bisher vorenthaltenen 
Zinfen von den den milden Stiftungen und Anftalten zu Fulda gehö« 
renden Gapitalien, auf Erftattung der zu ven Großherzoglichen Caſſen 
eingezogenen Revenuͤen und auf Schadenerſatz gerichteten Anträgen 
zwar zurüd'zumeifen, Dagegen aber die Großherzogliche Staatöregierung 
von Sachfen- Weimar» Eifenach fchuldig und verbunden zu erachten: 

den auf einzelne, unter Weimar'ſcher Landeshoheit befindliche 
. Bermögenätheile der in der Stadt Fulda ihren Sitz habenden 
milden Stiftungen und Anftalten gelegten Arreſt wieder auf: 
zuheben, und ſich kuͤnftig jedweder Störung des jenfeitigen 
Befisftandes zu enthalten, nicht minder, fämmtliche, dem Ges 
gentheile durch die Befchwerdeführung vor ber hohen Bundes« 
verfammlung und durch dieſes Verfahren veranlaßten Koften, 
fofeen über letztere nicht bereits rechtöfräftig erfannt worden — 
die Liquidation und Feſtſetzung derfelben vorbehaltlich — zu 
erfiatten. . 
Bon Rehtswegen 

Publicat. im Ober-AXppellationsgerichte Gele ven 8. Juni 1843, 

Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 

(L.S) A. E. v. d. Oſten. 


Strampe.“ 


Entſcheidangsgründe. 





„Von dem durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß vom 25. Februar 
1803, $. 12, fäcularifirten und dem Fürften von Naſſau zur Entſchädigung 
für die Statthalterfchaft und feine Domänen in Holland und Belgien über- 
wiefenen, im Jahre 1810 als Departement Fulda dem neu errichteten Groß: 
herzogthum Frankfurt einverleibten ehemaligen Bisthum Fulda, wurde fehon 
im Jahre 1813 durch einen am 9. April zwifchen den Großherzogthümern 
Frankfurt und Heffen gefchloffenen Vertrag die Stadt Herbftein mit dem 
Großherzogthum Heffen vereinigt. 

Die weitere Zerſtücklung diefed Landes erfolgte, nachdem daſſelbe 1813 
von den alferhöchften verbündeten Mächten militärifch beſetzt und proviforifch 
einem von Defterreich verwalteten gemeinfchaftlichen Generalgouvernement 
untergeordnet war, in den Jahren 1815 und 1816. Es wurde nach den 

Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 24 
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näheren Beftimmungen ber Artikel AO, und 51. der Wiener Congreßacte 
vom 9. Juni 1815 zwiſchen Defterreich und Preußen vertheilt. 

Don dem der Krone Preußen zugefallenen Antheile wurden durch die 
Berträge vom 1. Juni und 22. September 1818 die Bezirke Dermbach und 
Geiſa an dad Großherzogthum Sachfen: Weimar, die übrigen Bezirke aber 
nebft der Stadt Fulda dur einen am 16. October zwiſchen der Krone 
Preußen und dem Kurfürftenthume Heſſen zu Caſſel unterzeichneten Tauſch⸗ 
und Eeffionsvertrag an Kurheffen abgetreten. 

Die Krone Bayern acquirirte dagegen mit einigen, hier nicht weiter in 
Betracht Fommenden Ausnahmen, auf den Grund eined am 14. April 1816 
zu München gefchloffenen Vertrags und des Artikels 2. bed Frankfurter Ter- 
ritorialreceffed vora 20. Juli 1819, deu. von. dem vormaligen Departement 
Fulda an Defterreich gefallenen Antpeit. 

Nah jenem Vertrage follten die des Königreich Bayern abgetretenen 
Fuldaiſchen Diftricte dergeſtalt übertragen feyn, wie Se. Kaiferlich: Königliche 
Majeftät diefetben befeffen hätten, und auch die Krone Preußen hatte im Ar- 
tikel 1. bed unterm 16. Dctober 1815 mit Kurheffen abgefchioffenen Gef: 
ſionsvertrags nur diejenigen Rechte an Heſſen abgetreten, welche ihr hinficht- 
lich der Fuldaiſchen Laubeötheile in der Wiener Eongreßacte ührrtzagen waren. 

Die Uebergabe Fulda's an Heffen erfolgte auf den Grund jenes Staats: 
vertragd am 5. Februar 1816 und war im 6. 1. des über diefen Act auf: 
genommenen Protokolls am Schluß ausdrädiich bemerkt: 

„daß für Se. Königliche Hoheit den Kurfürften und Allerhöchſtdeſſen 
Nachkommen, die vollen Rechte det Beſitzes ſofort exlangt 
wurden.“ 

Auf dieſe Weiſe gelangte die Stadt Fulda, in welcher ſich viele zu geiſt⸗ 
lichen und. weltlichen Zwecken beſtimmte Juſtitute und öffentliche Anſtalten 
mit einem bedeutenden Capitalvermögen befanden, unter die Landeshoheit 
Kurheffeng. 

Die Verwaltungen diefer Inftitute und dffentlihen Anſtalten, weiche im 
Befis der Stiftungsurkunden, Schuldverfchreibungen und Rechnungen waren, 
hatten hier ihren Sitz. Die bei der Verwaltung der Stiftungscaffen fungiren: 
den Beamten waren durch die Abtretung der Stadt Fulda in den Kurheffifchen 
Dienftverband übergetreten und führten unter Auffiht und Eontrole des Kur: 
heffifchen Gouvernements die Adminiftration derfelben. 

Weiche diefer Stiftungen etwa für Localanftalten der. Stabt Fulda oder 
des Kucheffifchen Antheils an dem vormaligen Bisthum, und welche dagegen. 
für Gentralinftitute zum Beten des ganzen Landes zu halten find, ergeben bie 
verhandeiten Acten nicht. Indeſſen laͤßt ſich diefe letztere Eigenſchaft bei meh: 
reren derſelben, wie z. E. den Departemental-Schulfonds, dem Krankenhauſe, 
dem Zuchthauſe, der Invalidencaſſe, kaum verkennen. 
| Ueber die hinfichtlih der Stiftungen und Inftitute zu befolgenden Theil⸗ 

nahmeverhältnifie der verfchiedenen Landestheile, welche bei der Zerſtücklung 
des Landes auderen Staaten einperleibt maren, finden fich in deu desfallſigen 
Ceſſions⸗ und Taufh: Verträgen Feine Beftimmungen. Nur Oeflerreih und 
Preußen hatten darüber im Artifet 13. in einer unterm 27. Juli 1815 ge 
fchloffenen Webereinkunft folgende Beſtimmungen getroffen: 
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‚Die Didcefenverhättniffe bleiben einftmeiten und bis zu einen Fünftigen, 
der Organifation.der geſammten katholiſchen Kirche in Deutſchland ih an⸗ 
fchließenden Aenderung in ihrem. bisherigen Beſtande.“ 

„Den Bewohnern der getrennten Landeötheile wird die fernerr ungehin⸗ 
derte Benutzung gemweinfchaftlicher, zum Beſten des ganzen Eandes evrichteter, 
frommer Stiftungen und gelehrter Inſtitute, als des Seminars, der höheren 
Schulanſtalten, ed Landkrankenhanſes, der Landesarmen = Anfkalten ꝛc. in 
demſelben Manke, ats: fie bisher ſtatt gefunden but, bis auf weitere Ueber: 


einkunft zwifchen den gegenfeitigen Regierungen oder fürſorgliche anderweite 


Berfügung deu jene Landestheile uͤbernehmenden Regierungen, zugeſichert.“ 
Theils geffüst auf dieſe Webereinkunft der: allerhochſten Cedenten, theild 
anf den: Grund ber bei Ländervertheilungen geltenden Prinripien bes öffent⸗ 
lichen Rechts glaubten die Staatsregierungen, fowohl von Bayern ats von 
Sachfen: Weimar: Eifmadh, bezüglich der ihnen-von dem vormaligen Departız 
ment Fulda zugefallenen Theile zum Bellen ihrer vormals Fuldaifchen Unter: 
thawen an die mehrften jener Inſtitute und Anſtalten Anfprüche machen. und 
begründen zu Fönnen, Es wurden auch biefe Prätenfionen bei einer zur Res 


gufirung der Activ- und Paſſtv⸗Verhaältniſſe des ehemaligen Departements 


Fulda niebergefesten Commiſſion, an welcher Bevollmächtigte dev gegenwär⸗ 
tigen Befiger der mehreren Landestheile und deren Eedenten Antheil nahmen, 
zwar zur Sprache gebracht, eine Uebereinkunft über-bie Theilung der Inſtitute 
it aber bis jetzt nicht zu Stande gekommen. 

Inzwiſchen glanbte die. Regierung. von Sachſen-Weimar-Eiſenach ihre 
Anſprüche ficherfiellen zu müffen, und erließ unter dem 25. Auguſt 1818 
„zur Wahrung ihres Intereſſe im Anfehung des Anfpruche auf verhältniß⸗ 
mäßigen Antheil an dem Activbeſtande der im Fuldaiſchen Lande beftehenden 
öffentlichen Eentralanftalten, namentlich der Anstalten des geifttichen Ver⸗ 
bandesd , des Unterrichts, der Sicherheit und: deu Wohlthätigkeit, die Ver⸗ 
fügung, daB Die dazu: gehbrigen, in den Aomkern Seife mb Dermbach 
ausſtehenden Gapitalien einftweilen in gerichtlichen Beſchlag genommen, und 
did otwa. fäffig: werdonden proviſdrifch al'depositum-gezugen: werben ſollten.“ 

Durch dieſe Maaßregel wurden von Seiten Kurheſſens Reprefſalien her: 
vorgrvufent 

Im Juhre 1819 wurden auf‘ Befehl der Kurhefſtſchen Regierung nicht 
nur die in den Heſſiſchen Aemtern Eit erfeld und: Hein feld ausſtehenden 
Eapitalien der katholiſchen Pfarre Derm bach und andere Pfarre und Schul⸗ 
Strllen zum Betrage vow 3,675: und 1,430 Gulden: mit Beſchlag belegt, 
ſondern auch die Abſicht ausgedrückt, jene Manfreget auf Capitalien diefer 


Art im’ ganzen Oroßherzogthum auszudehnen, und biefe Abſicht auch nament=. 


lich auf Capitalien des Stadt-Hoſpitals zu Geiſſa zum: Betrage von 4,380 
Gulden 50 Krenzern in Ausübung: gebracht. 

Diefe Verfügung: Kunheffend veranlaßte die Staatsregierung von Sachfen: 
Weimar⸗Eiſenach, auf dem nun einmal betvefenen Wege noch weiter vorzu: 
fchreiten, indem fie nunmehr die obige Maaßregel auch auf Me Zinfen, Geld⸗ 
und Frucht: Gefälle, die jenen Centralanſtalten zuftanden, extendirte. 

In den Jahren 1827: und 1829 verfichte der Kurheſſiſche · Geſandte am 
Bunbedtage durch einige an den Geſandten von“ Garen: Weimar⸗· Eiſenach 


24* 
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gerichtete Noten eine güttiche Uebereinkunft zu Stande zu bringen, und grün: 

dete fodann, ald auch diefer Verſuch fehlgefchlagen war, bei der hohen Bun⸗ 

desverfammlung auf den Artikel 19. der Wiener Schiußacte den Antrag: 
daß die Großherzoglich⸗ Sachſen⸗Weimariſche Staatöregierung ver: 
anlaßt werden möge, alle und jede Verfügungen, wodurch fie ſeit 
mehreren Jahren den Beſitzſtand der fraglichen Fuldaer Local: und 
Eentral:, geiftlihen und meltlihen milden Stiftungen, auch öffent: 
lichen Anftalten, dur Befchlagnahme habe flören laſſen, ohne Vers 
zug zurüdzunehmen und wieder aufzuheben, auch die Stiftungs: und 
Snftituts: Verwaltungen für die mehrjährigen Entbehrungen der mit 
Beſchlag belegten Gegenftände zu entfchädigen. 

Der Großherzoglich -Sachfen : Weimarifche Gefandte erwiederte im We: 
fentlichen : 

Don Seiten Kurheffend werde ferbft die Verbindiichkeit nicht in Abrede 
gefteltt, fich in Anfehung der Gentralinftitute und allgemeinen Randesanftaiten 
und Stiftungen des ehemaligen Fuldaer Landes mit der Krone Bayern und 
dem Großherzogthum Sachfen: Weimar wegen der überfommenen Parcellen 
auseinanderzufesen. Es feyen auch desfalls Unterhandiungen bei der megen 
Audeinanderfegung der Fuldaer Angelegenheiten ernannten Commiſſion ge: 
pflogen worden. 

Allen zur Prüfung der Natur diefer Anftalten und ihres Vermögens: 
zuftandes fen die genaue Einficht von Urkunden, Actenftüden und Rechnungen 
erforderlich, die man von Kurheffen vergeblich verlangt habe. Bei der hiedurch 
eingetretenen Zögerung und der bereits factifch erfolgten Trennung der Säch⸗ 
ſiſchen Landestheile von den Eentralinftituten und allgemeinen Stiftungen — 
woran die Sächfifchen Unterthanen Eeinen Antheil mehr genommen — habe 
die Sächſiſche Regierung für nothwendig gehalten, für das Intereſſe ihrer 

Unterthbanen zu forgen, fo wie die endlihe Auseinanderſetzung zu betreiben, 
indem fie auf die von diefen Eentralanftalten auöftepenben Eapitalien Beſchlag 
gelegt habe. 

In dieſer Art glaubte die Regierung von Sadfen: Weimar: Eifenady 
nachgewiefen zu haben: 

daß es fich Hier nur um eine Iandeöherrliche Verfügung zur Sicher: 
ftelung von Anfprüchen ihrer Unterthbanen und Anflalten an das als 

theilbar in Anfpruch genommene Vermögen der vormals Fuldaifchen 
allgemeinen Randesanftaiten und Stiftungen handle; daß diefe Maaß⸗ 
regel fih nur allein auf die im Sächfifchen Gebiete gelegenen Capi⸗ 
talien und Gefälle diefer Centralſtiftungen erſtrecke, und daß hiebei 
Feine Art von Gewalthaͤtigkeit, Feine Art der Entziehung des Eigen: 
thums, fondern nur eine Sicherftellung ſtatt gefunden habe, wobei 
fie noch bemerfen müffe, daß von den in Rede flehenden jnriftifchen 
Derfonen der Rechtöweg noch gar nicht verfucht fen. 

Nachdem Kurheffifcher Seits hierauf bemerkt war, daß, auf den Fall, 
wenn bie hohe Bundesverfammlung den Artikel 19. der Wiener Schlußacte 
auf den Gegenftand der erhobenen Beſchwerde nicht anwendbar finden follte, 
dem Anrufen und Antrage auch dadurch entfprochen werden würde, ment, 
nach abgegebenem Eommiffiunsgutachten — dem Artikel 21. der Wiener 
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Schlußacte gemäß — jedoch ohne weitern Verſuch der Güte, diefer beftehenden 
Differenz von hoher Bundesverfammlung die Einleitung zum austrägalgericht- 
lichen Verfahren gegeben werde, diefe Erklärung auch an eine zur Begut: 
achtung niedergefebte Commiffion abgegeben war, fo wurde von lehferer der 
Status causae in folgenden 5 Puncten feftgeftellt: 

1) daß eine Theilung ded Vermögens der. Gentralftiftungen und Anſtal⸗ 
ten des vormaligen Departements Fulda von den betheitigten Re⸗ 
gierungen noch nicht zu Stande gebracht fen; 

2) daß das Großherzogthum Sachfen- Weimar: Eifenach auf Diejenigen 
Eapitalien und Gefälle jener Stiftungen und Anſtalten, weiche in 
ihren Gebieten belegen oder aus denfelben zu beziehen feyen, Be⸗ 
ſchlag gelegt hätte; 

3) daß über die Ausdehnung dieſer Maaßregeln die Angaben abweichend 
feyen; 

4) daß: Kurheffen als Retorſion diefeiben Maaßregeln habe eintreten 
haften, und in dem Benehmen der Gegnerin eine befisftörende Selbſt⸗ 
hülfe erblicle, wogegen ed nach Artikel 19. der Wiener Schlußacte 
den Schub ber Bundesverfammlung anrufe, und eventuell auf ein 
Verfahren nach Artifel 21. anfrage; 

5) daß Weimar dem widerfpräche, und es nur a nofpgebrungene 
Maaßregel darftelte. 


Das Gutachten der Commiſſion fiel dahin aus, der Artikel 21. der Wie: . 


ner Schlußacte ſetze eben fo wie der Artikel 19. derfelben dad Verhältniß 
von Bundesgliedern zu Bundesgliedern, eine Streitigfeit derfelben unter 
einander als foichen voraus, meshalb fie beantrage: 
hohe Bundesverfammlung möge erflären, daß eine Einſchreitung hin⸗ 
ſichtlich der vorliegenden Beſchwerden Kurheſſens gegen Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach weder im Artikel 19, noch in dem Artikel 21. der 
Wiener Schlußacte begründet ſey. 

Nachdem ſich indeſſen die Mehrheit der Stimmen am Bundestage für 
die Einleitung eines Austrägalverfahrens erklaͤrt, und, nach fruchtlos verſuch⸗ 
ter Güte, das Ober-Appellationsgericht zu Celle verfaſſungsmäßig zum Aus: 
trägalgericht ausgewählt und von diefer Wahl in Kenntniß gefebt worden 
war, wurden am 14. November 1833 von dem Anwalte Kurheffens die 
Klage gegen die Großherzoglih-Sachfen- Weimarifche Stantöregierung all: 
hier übergeben. 

Es wurde darin angeführt, daß man Kurheſſiſcher Seits den Anſpruͤchen, 
welche Sachſen⸗Weimar an die Fonds der in der Stadt Fulda beſtehenden 
geiſtlichen nnd weltlichen Stiftungen, auch an öffentliche Anſtalten zu haben 
glaube, hinfichtlich der meiften diefer Inſtitute Habe widerfprechen müffen; 
daß demnach Sachfen- Weimar nur den gefeblichen Weg der ihm nach dem 
&. 4, des 11. Artifeld der Bundes- und dem 21. Artikel der Wiener Schluß: 
Acte erlaubt gewefen, habe einfchlagen Eünnen, ftatt deffen aber durch die 
mehrerwähnte Verfügung vom 25. Auguft 1818 gegen alle Stiftungen und 
Inſtitute in der Stadt Fulda ohne Unterfchied gewaltthätig eingefchritten und 
zu einer nach Römifhem Rechte und durch deutfche Reichsgeſetze verpönten 
Selbſthülfe übergegangen fey, wodurch ſie den ſämmtlichen Adminiſtrationen 
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der milden Stiftungs: und Juſtituten⸗Caſſen die freie Diepofition über einen 
großen Theil ihres Vermögens, das in ben Aemtern Geiſa und Dermbach 
auf Zinfen ausgeliehen geweien fen, oder die Großherzogliche Staatscaffe 
ihnen verſchuldet Habe, gänzlich entzugen, gegen Kurheſſen aber, ald Bundes⸗ 
flaat, den Bundesgeſetzen zuwider, mittelft ihrer Territorialgewalt Chättich- 
Ieiten ausgeübt habe, durch weiche dieſe Staatöregierung indirect habe ge⸗ 
udthigs werben follen, die ermeldeten Eorporationen beu Prätenfionen Sachfen- 
Waimars fügfam zu maden. Geflübt auf 1. 4. C. unde vi nm &. 2. T. 32 
der Rammergerichtsorbunng von 1521 wurde von Kurheſſen ber Antrag for: 
mirt, Sachfen- Weimar möge angewieſen werben und zwar ref. expensis: 

1) alle und jede feit dem 35. Auguft 1818 zum Nachtheil der geift: 
lichen und weltlichen milden Stiftungen und dffewttichen Auſtalten zu 
Fulda von ihr erlaſſenen Negintinatverfügungen zurüdzuzichen, den 
Großherzoglichen Staatgraffen die Zahlung der bisher vorenthaltenen 
Zinſen von den jenen ſchuldigen Capitalien aufzugeben, die bereits 
zu ihren eigenen Caſſen eingezogenen und verwendeten, jenen aber ge: 
hörigen Revenuüen zu erftatten, und dadurch ben States quo, wie 
fi felbiger vor gedachtem Zeitpunete befunden habe, überali wieder 
herzuſtellen; 

2) den Verwaltungen ſaͤmmtlicher Eaffen dieſer Juſtitute allen durch 
jene Maaßregeln verurſachten Schaden, praevia speeificatione et 
liquidatione, mit Binfen, in fo weit und in fo Iange fie den Betrag 
deffeiben feit der Beſchlagnahme oder durch Vorenthaltung entbehrt 
haben, zu erfeben; 

3) ſich aller Beeinträchtigungen der milben Stiftungen und Juſtitute hin⸗ 
ſichtlich der freien Dispofition Aber dad ihnen in dem Kucheffifchen 
Gebiete zuftehende Vermögen in der Iukunft gänglich zu enthalten. 

Die Megierung von Sachfen: Weimar: Eifenach ſuchte ſich gegen dieſe 
Anfprüche Kurheffend dadurch zu vertheibigen, daß fle in ihrer exceptivifchen 
Dernehmiaffung aus der bereitd oben mitgetheitten Geſchiches erzaͤhtung hinficht: 
ich der in Rede ftehenden Stiftungen und bffentlichen Anſtalten ein gemein: 
fchaftliches Eigentkums: und Diepofitiond: Recht zu bebuciven und ihr, Hefs 
ſiſcher Seite als gewaltfame Gelbfthütfe dargeftellted Verfahren als eine ihr 
von der implorantiſchen Regierung abgebrungene Sicherheitsmaaßregel zu 
ſchildern ſich bemühte, indem fie zugleich pofitin behauptete: 

Kurheffen Habe nicht nur die Verwaltung und Rechnungefthrung 
diefer gemeinſchaftlichen Inſtitute der Mitaufſtche Sachſen⸗ Weimars 
entzogen und ihr die Ginſicht der betreffenden Urkunden vorenthalten, 
fondern auch Altheſſiſche Landestheile bergeftait an dem Genuſſe jener 
öffentlichen Anſtalten Theil nehmen laffen, daß der zur Zeit der an: 
deötheilung befondere Befitzſtand dadurch verſchwunden ſey. 

Daneben motivirte Sachen: Weimar: Eiſenach durch die von Kurheſſen 
geſtaändlich verüͤbten Repreffalien die exoepfio spolil, welche jedoch in einem 
Vorbeſcheide vom 14. März 1837 ihre vecheslräftige Erledigung dadurch 
fand, daß Kurheſſen in bie bisherigen Koften verurtheilt und dem Implora⸗ 
ten aufgegeben wurde, ſich auf die Klage anderweit ordnungsmäßig vernehmen 
iu laſſen. Diefer wollte nun zwar in der Weigerung der Kurheffiihen Regie: 
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rung zur Erflattung derjenigen Geldvorfchülfe, welche die Sachſen⸗Weimar⸗ 
Eifenachifche Regierung dem Stadtpfarrer in Geiſa für die von der Pfarrei 
Geiſa theild aus dem Lyceumsfond in Fulda, theils von beftimmten Genfiten 
im Kurheſſiſchen Gebiete zu beziehenden, Kurfürſtlich⸗Heſſiſcher Seitd aber 
mit Beſchlag belegten Gefälle entfchädigungsmweife zu gewähren veranlaßt ge: 
funden- hatte, abermals ein Spotium erblicken. Es ift jedoch die hierauf an⸗ 
derweit gebaute Einrede per decretum vom 14. Mai 1840 rechtöfräftig 
verworfen und dem Imploraten, unter Berurtheifung in die Koften des ver: 
zoͤgerten Proceffed, aufgegeben, fich nunmehr unfehlbar anf die Klage ordnumgs⸗ 
mäßig vernehmen zu Taflen. 

Eine zu diefem Ende von dem Impforaten erbetene Frift wurde pro omni 
bewilligt, er dann aber, nach Ablauf berfelben, mit feiner weitern Vernehm⸗ 
laſſung anf die Klage unter Verurtheilung in die Koſten des verzdgerten Pro: 
ceffes präctubirt nnd ein nbermaliges Friſtgeſuch abgefchlagen. _ 

Demitiih dreht fh der Status controversiae um die Beantwortung 
folgender Fragen: 

4) Iſt Sachſen⸗-Weimar aid contumax zus betrachten, und was iſt da⸗ 

. don die verhtlihe Folge? 

2) Iſt die Ringe für begründek zu halten, und iſt diefelbe bereits be 

wiefen? 

Die Beantwortäng ber erftern Frage kann einigen Bedenken überati nicht 
unterliegen. 

Mittelit Beſcheides vom 14. März 1840 wurde von neuem Frift zur 
Vernehmlaffung präftgirt. 

Allererſt unter dem 10. September ejusd. wurde um eine anderweite 
Friſt gebeten, und diefe pro omni unter dem 22. September ejusd. vertvil- 
list. Der Gegner contumacirte unter dem 23. October und dann andermweit 
unter dem 22. December und wurde nım alfererft unter dem 22. Juni 1841 
die Praͤcluſton ausgeſprochen, fo daß die Contumacia und deren angedrohte 
Folge, der Ausſchluß mit der ungehotſam unterlaſſenen Handlung, in Gemäß: 
heit der Vorſchrift der Kammergerichtsordnung, Th. II, Tit. 10, ausgeſpro⸗ 
chen werden mußte. 

Die Oberappellationsgerichts⸗ Ordnung beſtimmt für den Fall des Ungehor⸗ 
ſams, wenn die Sache genugſam und alſo inſtruirt iſt, daß man in der Haupt⸗ 
ſache zum Urtheil wohl kommen konne, fo ſolle die Inſtruction in contamaciam 
für beſchloſſen angenommen und die Sache ad referendum ausgeſtellt werden, 

Dies ift hier gefchehen. 

Ueber die weiteren Folgen ded Ungehorfams, je mach dem verfchiedenen 
Stadien des Proceffeg und der Parteirolfe, die der Contumar hat, enthält die 
Ordnung Feine Beſtimmungen, man muß alfo hier auf den gemeinen Procek 
recurriven, und nach diefem ift im Fal des Umgehorfams eine verneinende 
Einlaffung ded Bekingten zu fingiren, und derfelde mit allen Einreden auszu⸗ 
fchließen; der Richter hat fobann zu prüfen, ob die Klage begründet ift, und 
wenn dies, die rechtlichen Thatfachen, fo weit nach Lage der Sache beren Be: 
weis annodh erforderlich ift, zum Beweife zu verftelten. Diefe Rechtsnachtheile 
müffen Sachſen⸗Weimar treffen, und muß daher jebt die aufgeworfene zweite 
Frage beantwortet werden: 
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Iſt die Klage für begründet zu halten, und ift fie und in wie weit 
bereits ermwiefen? 

Sieht man zunächft auf die factifche Grundlage der Kiage, fo iſt diefe 
gegenfeitig in dem zu Anfang des Verfahrens verhandelten Schriftfage voll: 
fländig eingeräumt. 

Es ſteht feit, daß Kurbeffen von dem Fuldaiſchen Gebiete die Stadt 
Fulda erhalten hat; daß fi hier die in Frage befangenen Stiftungen und 
Anſtalten befinden, folgeweife im juriftifchen Einne ihren Sig haben, denn es 
ift eingeräumt, daß fich hier die Öffentlichen Gebäude, die Caſſen, die Urkunden 
und fchriftiihen Nachrichten befinden; daß die verfchiedenen verwaltenden und 
rechnungsführenden Behörden und Perfonen, die rechtlich die Stiftungen und 
Anſtalten vertreten, dort ihren Wohnfis haben; daß dieſe von Kurheffen con⸗ 
trolivt werben und folches die Mitauffiht von Seiten Sachfen: Weimars 
nicht geftattet hat. Eben fo ift das befisftörende Factum, die Befchlagnahme 
verfchiedener Vermögenstheile jener Stiftungen und Anflalten, unumwunden 
eingeräumt. 

Ob aber aus biefen Factis der von Kurheflen behauptete Befisftand zu 
folgern ift, und ob in den Maaßregeln Weimard eine vechtöwidrige Störung 
diefed Beſitzes zu befinden, dies find Rechtöfragen, von deren Beantwertung 
ed abhängt, ob die Klage zuzulaffen oder zu verwerfen ift. Einer Beweisauf: 
lage konnte es hiernach nicht weiter bedürfen, fondern ed mußte befinitiv er: 
kannt, Kurheffen fogleich abgewiefen, oder Weimar condemnirt werden. 

Was die Beantwortung jener Nechtöfrage betrifft, fo muß zunaͤchſt feſtge⸗ 
flelit werden, in welcher Eigenfchaft Kurheffen klagend auftritt; allerdings 
haben die Stiftungen quaest. bei dem Ausgange dieſes Rechtsſtreits ein In: 
tevefie; allein ſolches ift nur ein mittelbares, zufaͤlliges. 

Wenn Kurhefien Namens der Stiftungen Klagen wollte, fo würde bie 
Sache nie vor ein Austrägalgericht gelangen Fünnen, da ein Streit von Pris 
vaten gegen einen Bundesſtaat nicht dahin gehört. Kurheffen behauptet, im 
Beſitze des dem Staate, ald ſolchem, zuftändigen Rechts der Oberaufficht über 
die milden Stiftungen und Anftalten zu feyn und will in biefem Befisflande 
gefhüßt werden; es verfolgt alfo offenbar ein eigenes Recht, den Defib des 
Juris aupremae inspectionis über die in der Stadt Fulda befindlichen Etif: 
tungen und Anftalten, deren Vermögen Sachfen: Weimar, fo weit es in def: 
fen Territorio fih befunden, mit Befchlag belegt hat. 

Daß diefed Recht befeffen werden Fönne, ift weder in der Theorie noch in 
der Praris jemals bezweifelt worden, und in diefem Beſitze befindet ſich Kur: 
heffen. Die Theilung des Landes hat hinfichtlich der Privatrechtsverhältniffe der 
juriftifchen Perfonen nichts geändert; fie find im Beſitz und der Verwaltung 
ihres gefammten Vermögens verblieben, ohne Unterfchieb, ob es unter diefe 
pder jene Landeshoheit Fam. 

Der Staat kann das Oberauffichtsrecht nur dadurch ausüben, daß er über 
die ordentlichen Vertreter der moralifchen Perfon die Controle führt. Wie 
aber diefe Vertreter das gefammte Vermögen verwalten, fo umfaßte eben fo 
die Controle alled Vermögen der Stiftungen. Diefe Eontrote ift factifch von 
Kurheffen ausgeübt, wie gegenfeitig eingeräumt worden, Heffen ift alfo im 
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nahme bewirkt, daß die Verwaltungen jener Anftalten den ihnen von Seiten 
der Heffifchen Staatsregierung zugehenden Weifungen Feine Folge leiſten kön⸗ 
nen; ift Diefes gerade von Weimar beabfichtigt worden; fo ift. eine Störung 
des Heſſiſchen Beſitzſtandes nicht zu verfennen. 

Dies Eingreifen in den Belisfkand ift der Regel nach unerlaubt, und mit 
den Einreden, durch die ſich Weimar etwa hätte vertheidigen können, ift es 
prächudirt. Es find zwar in der fo rubricirten „Exceptiviſchen Bernehmiaffung‘‘ 
verfchiedene Einreden angedeutet, indem es dort heißt: 

„Ohne nun für jest die Competenz des Austrägalgerichts und die 
Legitimation der flreitenden Theile in Frage zu flellen, ohne die großen 
Dunkelheiten, Unrichtigkeiten und Widerfprüche des factifchen Vor⸗ 
trags zu rügen, ohne fi auf das Nichtvorhandenfeyn eined Beſitzes 
von Seiten der Kurheffifhen Regierung und auf die von ihr ſelbſt ge= 
fhehene Anerkennung der von dieffeitiger Regierung getroffenen Ver⸗ 
fügung zu berufen, und ohne endlich die Rechtmäßigkeit diefer Ver: 
fügung felbft zu deduciren, als in welcher Hinfiht man fich für die 
Folge alte Rechtszufländigfeiten ausdrücklich refervirt, darf Anwalt zc. 

Allein jene blos angedeuteten Einreden find nach der eben dargelegten 
Erklärung keineswegs vorgebracht, fondern es ift nur ein Vorbehalt gemacht, 
fie Fünftig geltend zu machen, und fo kann man, da letzteres nicht gefchehen 
ift, Feine Rückſicht darauf nehmen. 

Anlangend das Petitum der Klage, fo kann Kurheffen das Intereſſe der 
Stiftungen und Anftalten durchaus nicht vertreten, ed Eonnte daher auch Sach: 
fen Weimar nicht verurtheilt werden, den Adminiftrationen jener Anftalten 
oder Heflen Namens derfelben Sahlungen zu leiften, wenn gleich die abgegebene 
Entfcheidung mittelbar zu diefem Refultate führen wird. Die Verurtheilung 
mußte jich darauf befchränfen, daß Weimar feine arreftatorifchen Verfügun⸗ 
gen wieder zurücknimmt; Entfchädigung Namens der Anftalten und Stiftungen 
kann Kurheffen nicht prätendiren. Hätte es felbft einen eigenen Schaden zu 
liquidiren, 3. E. einen Aufwand in Verfolgung feines Rechts, fo würde 
ſolcher zuzuerkennen feyn. 

Den Schaden, den die Anſtalten erlitten, müſſen dieſe ſelbſt gegen Wei⸗ 
mar liquidiren, und nöthigenfalls vor den Weimariſchen Gerichten, fo weit es 
bie Verfaffung des Landes geftattet, einklagen. 

Der Implorant hat daher mit den auf Sahlung der rückfländigen Zinfen, 
auf Erftattung der zu den Großherzoglichen Eaffen eingezogenen Revenüen und 
auf Schadenerfaß gerichteten Anträgen ganz zurückgewieſen werden müffen. 

Auch das Petitum wegen Zurücknahme der bereitd ergangenen und wegen 
Vermeidung Fünftiger arreftatorifcher Maaßregeln hätte nicht ſowohl in Be⸗ 
ziehung auf die Beeinträchtigung der Anſtalten und milden Stiftungen, als 
vielmehr unter Hinmeifung auf die dadurch verlegten, resp. Fünftig zu krän⸗ 
enden Souverainetätsrechte über die Stiftungen und Anſtalten geftelit werden 
müffen. Daher hat den Anträgen Kurheffens nur unter diefen Modiflcationen 
überhaupt ftatt gegeben werden Fönnen. Diefe geringe Modification ded Klag- 
antrags und die Zurücweifung eines unbedeutenden Theils des fehlerhaften 
Metiti Eonnte jedoch, weil hierdurch dem Imploraten Feine hefondern Koſten 
erwachfen find und weil Sachfen- Weimar wegen feines Ungehorfams, nach 
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Morfchrift der Oberappellationsgerichts⸗Orbnung II, Tit. X, 8. 2, mindeſtens 
nie Unfpruch auf Koftenerfag machen kann, auf die Entfheibung des Koften- 
puncts feinen Einfluß äußern. Es waren vielmehr die fämmetlichen Proceß- 
foften, welchen die, Behufs Einleitung des ansträgalgerichtiihen Verfahrens 
- bei der hohen Bundesverfammiung, erwachfenen Koften gleichzuftellen find, 
fo weit nicht bereits rechtskraͤftig Aber erftere erkannt worden, in Gemäßheit 


‘der Vorſchrift der 
O.A.G.O. Th. II, Tit. 13, 5. 2, 
‚dem Imploraten, ald fuccumbirenden Theile, zur Laft zu legen. 


(L. S.) E. A. v. d. Often. 
Strampe.“ 
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Hene Bertheilung 
der Staatsſchulden nnd Lafen des sormaligen Kurſtaats Mainz*). 
(Band I. ©. 751. und fgbe.) 


Die Forderungen der Kurmainzifchen Staatsgläubiger wurben 
ſchon i. 3. 1816 bei hoher B, V. in Anregung gebracht, wie aus einem 


Bortrag in Sess. XIV. $. 67. Prot. S. 241. des Gefandten der 15ten 


Stimme zu erfehen iſt. — Nach vielfachen durch zehn Jahre hindurch 
gehenden Verhandlungen diefer fo verwidelten Streitfache (f. Bb. 1. 
S. 729744.) wurde biefelbe i. 3. 1826 dur Bundesbefchluß, 
Sess. XVH. 6. 73. S. 412, an das als Außträgalgericht erwählte 
König. Saͤchſiſche Ob.-App.» Gericht zu Dresden verwiefen. 
Diefem Befchluß entfprach dieſes Bericht durch das Urtheil vom 
6. März 1830 (Prot. v. 3. 1830, ©. 144. ꝛc.; Bb.1. ©, 756—782.) 
infofern als e8 zu Recht erkannte: 
„daß fowohl die Befiger der auf der linken Nheinfeite gelegenen 
Theile des ehemaligen Kurſtaats Mainz, als auch die Beſitzer 
rechtörheinifcher Mainziſchen Landestheile, die auf den Zoll 
Vilzbach und auf die Rente Lohneck radicirten Schulden des 
gedachten Kurftaats — mit Einfchluß der anf den Zoll Vilz⸗ 
bach verficherten Forderung des Mainzer Pfanbhaufes von 
232,000 Gulden — zu vertreten und zu übernehmen ſchuldig.“ 


*) Die Verhandlungen hierüber, find — ba biefelben bid Ende 1837 noch an 
kein befonderes Austrägalgericht verwieſen — in Bd. I. S. 751 — 756. unter 
„Mainzer Staatögläubiger in spec. Forderungen auf Zoll Vilzbach und Rente 
Lohneck“ gleichſam ats deren Kortfegung aufgeführt. — Da nun aber feit dem 
ein befonberes Austrägalgericht hiefür ernannt, der frühere Fall nad) Art. XXX. 
ber W. Schl. A., dieſer nach Art. XI. der B. A. und XXI. der W. Sch, X. abe 
geurtheilt wurde, fo halten wir es ber Deutlichleit gemäß, unter allgemeiner Bes 
zugnahme ber Verhandlungen welche vor dem Dresdener Urtheil i. 3. 1830 ftatt 
hatten, von dba an wo biefe Streitfache ſich zu einem felbftftändigen Austräs 
galfall qualificivte fie im Zuſammenhange zu geben. 
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‚Der Antheil jeder Rheinfeite fen ruͤckſichtlich der Kam⸗ 
merfchulden nad) dem Betrage der Kammerrevenüen, und ruͤck⸗ 
fichtlich der Steuerfchulden nach dem Betrage der Steuerein«- 
Fünfte zu beftimmen, wie folcher auf berfelben beim Abfchluffe 
des Lüneviller Friedens beftanden.” 

„Die auf diefen Rechtöftreit verwendeten Koften würden 
gegen einander aufgehoben.” 

Ueber die Vollziehung diefes Erkenntniffes entflanden nun neue 
Verwicklungen und vielfache Verhandlungen, fowohl auf commiſſari⸗ 
fhem Wege zwifchen den betreffenden hohen Regierungen als bei hoher 
B. V. (Bd. J. ©. 745-—751.), welche die neue Streitfrage nicht zu 
befeitigen vermochten. Ja es fpricht ſich der Referent der Erecutiond- 
commilfion, dem biefe Verhandlungen zugewiefen worden, bahin aus, 
gelegentlich eines Vortrags hierüber i. 3. 1831, Prot. F. 103., daß 
das Dresdener Erkenntniß die neuen erhobenen Prätentionen nicht 
entfchieden babe und baß diefe ad separatum zu verweifen feyen, 
ferner i. 3. 1832, Prot. $. 224., daß mit Ausmittlung des Thei⸗ 
lungsmaßftabes für beide Rheinfeiten Die Aufgabe der Commiſſion als 
gelößt zu betrachten, obgleich nicht zu Iäugnen daß wegen Subrepar- 
tition der fraglichen Schulden unter den einzelnen Betheiligten wieder 
neue Streitigkeiten entftehen koͤnnten. 

Dieſes Dresdener Urtheil ift nur die Weranlaffung zu bem er 
neuerten Streit, indem (zulest allein) das Hrzgthm. Naffau die Grunde 
fäge, auf welchen das Urtheil beruhte, auch auf jene Schulden aus⸗ 
gebehnt wiſſen wollte, welche nach einer anderen Auslegung bed Art. 
VIO. des Lüneviller Friedens ihm bei dem Ausgleichungscongreffe zu 
Frankfurt i. 3. 1804 zugewiefen worden. 

1033. Die erfte directe Anregung hiezu gefchah i. 3. 1832 von Naſſau, 
welches in Sess. XL. $. 468. ©. 1423. eine Erklärung abgab, deren 
wefentlicher Inhalt folgender ift*). Auf dem i. 3. 1804 zu Frankfurt 
a M. zwifchen mehreren Reichöftänden zu bem Endzmede ftattgehabten 
Congreſſe, um eine Abtheilung der auf der rechten Rheinfeite belegenen 
Eandestheile des Kurſtaats Mainz haftenden Steuer- und Kammer 
fhulden auch Laften vorzunehmen, wäre man von ber Unterftellung 
ausgegangen, Daß Frankreich nur Schulden, wofür eine Hypothek auf 
ber linken Rheinfeite conftituirt fey, übernehmen würde, weshalb dann 
die Befiger rechtörheinifcher Theile von Kurmainz alle übrigen Schul 


) Siehe den Eommilfionsvortrag v. 3. 1834, Prot. G. 338, 
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den, ohne Concurrenz der linken Rheinfelte, unter fich vertheilt, die jens 
feit8 des Rheins hypothecirten aber Frankreich uͤberlaſſen hätten. 
Diefem Grundfag gemäß wären die auf die linksrheiniſchen Hypo⸗ 
thefen des Zolles Bilzbach und der Rente Lohneck radicirten Forderun⸗ 
gen vom Gongrefle an Frankreich verwiefen, jedoch nicht befriedigt wor⸗ 
den. Nach Rüdgabe des linken Rheinufers an Deutfchland und 
nachdem die Regierungen von Preußen und Grßhrzgthm. Heſſen die 
Iintörheinifchen Beftandtheile des Kurſtaats Mainz erhalten hätten, fey 
auch von ihnen die Bezahlung diefer Schuldforderungen verweigert 
worben, weil angeblich unter den verpfändeten Gefällen des Zolles 
Bilzbach und der Rente Lohneck auch Intraden ber rechten Rheinfeite 
begriffen feyen, was indefien Naffau nie zugegeben habe, Auf bie 
von den Inhabern der mit den gedachten Hypotheken verfehenen For⸗ 
derungen an hohe B. V. übergebenen Anträge, wäre nach Maafgabe 
des Art. 30. der SchL A. ein Austrägalverfahren zwifchen ben bei der 
Sache betheiligten Regierungen über die Frage eingeleitet worden : obden 
Befigern jenfeitörheinifcher, oderden Befigern dieſſeits rheinifcher Theile 
des vormaligen Kurſtaats Mainz die Pflicht zur Vertretung der auf dem 
Zoll Vilzbach und der Rente Lohneck verficherten Schulden obliege. 
Das zum Austrägalgericht erwählte Koͤnigl. Saͤchſiſche Appellas 
tionsgericht zu Dresden fen von dem Grundfage ausgegangen, daß bei 
Entfcheidung der Streitfrage auf die Lage und Beſchaffenheit ver bes 
ftellten Hypothek nichts anfomme, daß vielmehr die Schulbenabtheilung 
zwifchen den durch den Thalweg des Rheins getzennten Parcellen des 
Kurſtaats Mainz fi) nad) dem Verhältniffe, in welchem die Revenuͤen 
der rechtärheinifchen Theile zu denen der linksrheiniſchen fländen, rich⸗ 
ten, und daß die Vertheilung der Kammerlaften nach dem Verhältnifle 
der Kammerrevenuͤen, die Bertheilung ver Steuerlaften aber nach dem 
der Steuerreventien erfolgen müffe. Nach diefen Grunpfäßen fey — 
abweichend von dem beim Sranffurter Congreſſe angenommenen — bie 
Abtheilung der fraglichen Schulden wirklid vollzogen worden. Die 
Regierungen von Preußen und Grfhrzthm. Heffen wären die Rechts⸗ 
nachfolger Frankreichs in Beziehung auf die linksrheiniſchen Theile des 
Kurflants Mainz, und ihnen läge, in Folge jened Erkenntniſſes, noch 
jest die Verbindlichkeit ob, an allen Schulden und Laften des gedachten 
Staats nach Manfgabe des Revenüenverhaltniffes Theil zu nehmen; 
das Hrzgl. Nafjauifche Gouvernement müffe die Erfüllung diefer Ver⸗ 
bindlichkeit um fo mehr in Auſpruch nehmen, ald von dem Grunbfaße, 
daß die jenfeitigen Regierungen die mit einer Specialhypothel auf ber 
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linken Rheinfeite verfehenen Schulben ganz zu bezahlen ſchuldig wären, 
bei den Schulden wit Specialhypotheken auf ven Zoll Bilzbach und Die 
Rente Lohneck abgegangen fen, within, gegen ben in dem Ustheil auf⸗ 
geftellten Grunbfag, zum Rachtheil von Wirrtemberg, Kurheffen und 
Naffau, die Schuldenabtheilung nicht reichöfchlußmäßig nach dem Re⸗ 
ventenverhältniffe veilzogen werben würde, wenn nicht audh ber jenſeits 
Rheins gelegene Theil bed Kurſtaats Mainz eines ratirlihen Antheil 
an ben übrigen Mainziſchen Steuer⸗ und Kammerfchulben übernehmen 
wiürbe. 

Der den Regierungen von Bürtembeug, Kurheſſen und Raffau in 
diefer Hinſicht zuftehenbe Anſpruch habe ſchon bei Vertheilung der auf 
den Zoll Vilzbach und bie Rente Lohne verficherten Schalten gel- 
tenb gemacht werben follen, wäre aber burch den Bundesbeſchluß vom 
21. April 1831 zum fepanaten Verfahren verwieſen worden; der Zweck 
des gegenwärtigen Vortrags fen nun, die Concurrenz des Greßhrzgthms 
Heffen und ber Keone Preußen zu allen Schulden und Laften zu be 
wirken, welche bei dem Kurmainziſchen Ausgleihungscongreffe unter 
die Beflger ber rechtörheinifchen heile des Kurſtaats Mainz, mit Aus⸗ 
ſchluß dee linken Rheinfeite, vertheilt worden, fomeit nämlich Raflau 
Dabei betheiligt wäre. Dagegen fey nicht anguführen, daß Naſſau bie. ihm 
zugetheilten. Schulden definitiv uͤbernommen, denn felbiges babe bei 
dem Eongveffe nur mit rechtöcheinifchen Megierungen contrahirt; was 
dert verhanbelt worden, fey für bie Regierungen. ber linken Rheinſeite 
res inter alios acta, und nach nunmehro gang veraͤnderten Umfänben 
ohnehin nicht weiter verbindenb. Man ftelle daher den Antrag, bie Re 
gierungen von Preußen und Grßhrzgthm. Helen zu einse Erklaͤrung 
barkıben:aufsufonbern, ob fie dermalen geneigt. wären, auf eine Schul⸗ 
denabtheilung zwiſchen ber rechten und linken Rheinfeite. nach dem Res 
verütenverhältniffe, wie biefes das erfolgte. Urtheil nothwenbig unter 
fielle, eingugehen? Wenn. aber jene.Regierungen bie Uebernahme irgend 
einer meitenen Schulbenlaft fortwaͤhrend verweigern fellten, fp: wuͤrde, 
nach dem Mißlingen eine& Vermittelungsverſuchs; das gerichtliche Ber 
fahren einzuleiten ſeyn. 

Auf biefe Erklaͤrung behielten fich Die Gefanbtichaften von Preußen 
und. Grfhrzgthm, Heſſen Erwieberung vor, worauf ebenbafelbft Brot. 
S. 1425.auf Praͤſedialantrag beſchloſſen wurde: 

„die Regierungen von Preußen. und Gryßhrzgthmm. Heſſen wer⸗ 
ben aufgefordert, ſich über die Hrygl. Naſſauiſche Erklaͤrung zu 
aͤußern.“ 
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Auf die von Naſſan i. I. 1833, Seas. XXVIH. 6. 282. ©, 613, 1533 
beßhalb gemachte Erinnerung, murden bie beiveffenden Regierungen 
ebendafelbft durch Beſchluß zur baldmoͤglichſten Aeußerung aufgefor- 
dert, während auf eine ſpaͤtere Erinnerung von Naſſau, Sess. XLI. 
$. 427. ©. 887, von den.betreffenden Regierungen bie baldige Abgabe 
ber diesfallſigen Erktärungen zugefichert wurde. 

Die Erklärung ſelbſt erfolgte von Grßhrzgthm. Heflen, der fü 
Preußen anfchloß, in Seas. XLIIL $. 451. ©. 946, dem Wefentlichen 
nach in Folgendem*):. Der. i. 3. 1804 zu Frankfurt a. M. verſam⸗ 
melte Congreß habe einen feiner Zwecke dadurch erfüllt, Daß er das Ges. 
[haft der reichsſchlußmaͤßigen Schuldenvertheilung des Kurſtaats Mainz 
nad) Sinn und, Anweiſung des Reichſs⸗Dep.⸗Hauptſchluſſes beendigt, 
und alle Schulden ausgeſchieden habe, hinſichtlich deren Uebernahme 
Zweifel uͤchrig geblieben wären; zu dieſen letzteren hätten die auf die 
Rente Lohneck und den Zoll Vilzbach rabicirten Forderungen gehört, 
binfichtlich, desen von mehreren Staaten anesfannt- wäre, daß auch fie 
den Kurmainzifchen Sandeötheilen der rechten RhHeinfeite zur Laft fallen. 
müßten; wahrend Naſſau und andere Staaten behaupteten, daß felbige 
ausſchließlich zu den Laften des; linhen Rheinufers gehörten, 

Diefe, in neuefler Zeit der Gegenflanb austraͤgalgerichtlicher Ver⸗ 
handlung geworbene Differenz, fey bamit beendigt, Daß das Gericht 
hinſichtlich der auf die Rente, Lohneck und den Zoll Bilzbach radi⸗ 
cirten Schulden ganz andere, ſeither von. Beinen ber verſchiedenen Re⸗ 
gierungen. aufgeſtellte Principien und. Interpretationen angenom⸗ 
men und angewandt haͤtte. Die Grßhrzgl. Regierung habe ſich dem 
auatraͤgalgerichtlichen Spruche, unterworfen, ahne die Ueberzeugung 
von der Unrichtigkeit der demſelben zum Grunde gelegten Principien 
aufzugeben, um. fo weniger vermoͤge fie dem, Spruche. eine ausgedehnte 
Rechtswirkung auf: andere, ber. Entſcheidung bes Gerichtähofes nicht 
unterworfen geweſene Schulden zuzugeſtehen; am wenigften. koͤnne fie 
einräumen, daß bad Grßhrzgthm. Heſſen verbunden fey, einen heil 
ber Stantsfhulden zu übernehmen, welche burch. einen definitiv und 
ohne Borhehalt. gefchloffenen Vertrag an Raffau. überwiefen. und beffen 
privative Schulden geworden wären. 

Die Hrzgl. Naffauifche Erklärung enthalte Feine Rechtsgruͤnde, 
welche geeignet wären, ben-Befland ber i. J. 1804 wegen Bertheilung. 
ber Mainzer Stagtsſchulden gefchloffenen. und laͤngſt vollzogenen 


*) Siehe ben Eommiflisusnortrag v. 18854 9. 340. 
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Uebereinkunft, und ſomit das durch biefelbe ben übrigen betheiligten 
Regierungen erworbene Recht zu vernichten, Jene Schuldenabtheilung 
fey nicht an Die Bedingung geknuͤpft geweien, daß Frankreich mit Spe⸗ 
cialhypothek auf die linke Rheinfeite verfehene Schulden übernehmen 
müffe, oder daß die Mainzer Schulden der linken Rheinfeite nach glei⸗ 
chem Maaßſtabe, wie die der rechten Seite, vertheilt werden würben. 
Das Austrägalgericht habe fein Bertheilungdprincip ausdruͤcklich auf 
die Mainzer Staatsfchulden der Rente Lohneck und des Zolles Vilz⸗ 
bach befchräntt; hätte daffelbe deffen Anwendung weiter erſtrecken wol⸗ 
len, fo würde ſolches dadurch feine Competenz überfchritten haben. 
In diefem Sinne äußere die Erecutionscommiffion fi in ihrem, 
in der Sigung vom 21. April 1831 erflatteten Wortrage, und bie 
B. V. mache fich in dem darauf gefaßten Befchluffe dieſelbe Anficht zu 
eigen. Da ed auch nicht von der Herzoglich Nafjauifchen Regierung ab- 
gehangen habe, fich dem Erfenntniffe bloß in der Unterftellung zu un« 
terwerfen, daß Frankreich und deſſen Succefforen an allen Schulden des 
Kurfiaats Mainz nach Maaßgabe des Reventenverbältniffes Theil zu 
nehmen hätten, fo ermangele es an allen Gründen, wodurch die Grßhrzgl. 
Heffifche Regierung beflimmt werben Eönnte, fi), dem in der Naſſaui⸗ 
fchen Erflärung geftellten Anfinnen gemäß, zur Uebernahme eines Theils 
vormals Kurmainzifcher, nunmehr Hrzgl. Naſſauiſcher Schulden für 
verpflichtet zu halten, oder auch nur einen Rechtsſtreit darüber zu 
beginnen; weßhalb denn bie beantragte Einleitung eines gerichtli⸗ 
chen Verfahrens als bundesgeſetzmaͤßig unzuläffig abgelehnt werben 
muͤſſe *). Ä 
Auf Präfidialantrag wurbe hierauf eine befondere Commiſſſon er⸗ 
wählt und befchloflen: Prot. S. 948, 
„Die aus ben Gefanbten von Baden, ben Grfhrzgl. und Hrzgl. 
Saͤchſiſchen Häufern, dann von Medienburg Schwerin und 
Strelitz beftehende Commiſſion wird erfucht, über Die zwifchen 
Preußen, dem Grßhrzgthm. Heflen und dem Hrzgthm. Naffau 
obwaltende Streitigfeit, die Vertheilung der Schulden und 
Laften des Mainzer Kurſtaats betreffend, ein Gutachten zu ers 
ſtatten.“ 


) Siehe auch über bie Grßhrzgl. Heſſiſche Anſicht die Druckſchrift: „Rechts 
liche Ausführung der Grundloſigkeit der von dem Hrzgthm. Naſſau gegen bie 
Krone Preußen und das Grßhrzgthm. Heſſen erhobenen Anſprüche wegen einer 
neuen Vertheilung der Steuerſchulden des vormaligen Kurſtaats Mainz.” Darm: 
ftadt, 1841. Gedrudt in der &. C. Wittich’fchen Hofbuchbructerei. 
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Noch bevor diefem Befchluffe Folge geleiftet war, erklärte Kurheſſen 


im folgenden Jahre 1834, Sess. V. $. 60. S. 106: die Kurfürftl, Regie ıss« 


rung habe wegen Befriedigung ihrer, die Vertheilung der Schulden und 
Laften des Kurftantes Mainz betreffenden, in der obgebachten Hrzgl. Nafe 
fauifchen Erklärung angeführten Anfprüche, mit ber Königl, Preußifchen 
und Grßhrzgl. Heffifchen Regierung Noten gewechfelt. Die Verhand⸗ 
Iungen hätten indeffen feinen Erfolg gehabt, und ihr Ende durch eine, 
auf die obige Grßhrzgl. Heflifche Erklärung Bezug nehmende, ſchrift⸗ 


liche Eröffnung des Grßhrzgl. Heflifchen Miniſters der auswärtigen 


Angelegenheiten erreicht. 

Der Gefandte fey deshalb angewiefen, die Anfprüche Kurheſſens, 
unter Bezug auf die Hrzgl. Naffauifche Erklärung, zur Einleitung befs 
felben durch legtere veranlaßten Verfahrens, hoher B. B. zu empfehlen, 


. und darauf anzutragen, daß — da ein an bie Regierungen von Preußen 


und. Grßhrzgthm. Heflen zu richtenbes Erfuchen wegen Abgabe einer 
Erklärung über die Kurheflifchen Anträge als überflüffig erfcheine — 
die erwählte Commiſſion beauftragt werben möge, auch über die zwis 
fhen Preußen, dem Grßhrzgthm. Heffen und dem Kurfuͤrſtenthum Hef- 
fen obwaltende Streitigkeit, vie Vertheilung der Schulden des Kurſtaats 
Mainz betreffend, ein Gutachten zu erftatten. 

Grßhrzgthim. Heflen — dem fich Preußen anfchließt — nimmt 
hierauf Bezug auf feine wider die Hrzgl. Naſſauiſchen Anträge abgeges 
bene Erklärung. 

Ferner zeigt noch die Würtembergiiche Gefanbtfchaft in Sess. VII. 
6. 81. ©, 128, an, unter Bezugnahme auf die Hrzgl. Naffauifche und 
Kurfuͤrſtl. Heffiiche Erklärung, daß die Krone Würtemberg bei diefer 
Sache zwar nicht unmittelbar betheiligt fen, da felbige an dem Frank⸗ 
furter Ausgleichungscongreffe feinen Antheil genommen habe, baß 
felbige fich jedoch in Vertretung des feiner Souverainetät untermittel- 
ten Fürftlihen Haufes Hohenlohes Dehringen für Ingelfingen und 
Neuenſtein dem Hrzgl. Naffauifchen Antrage anfchließen wolle, 

Saͤmmtliche Erklärungen werden an die betreffende Commiſſion 
abgegeben, die durch ihren Referenten, den Grßhrzgl. Mecklenburgiſchen 
Gefandten in Sess. XI. $. 154. ©. 338, in ihrem Vortrage die 
darüber ftatt gehabten Verhandlungen renfumirt und im Gutachten — 
nad) einem Rüdblid auf den Zufammenhang diefer Streitfache mit ven 
auf den Zoll Vilzbach und die Rente Lohneck radicirten Schuldfor« 
derungen — fich folgendermaßen audfpricht : | 


Die Anträge von Naffau, denen Würtemberg und Kurheſſen beis 
Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 25 
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getreten fenen, bezweckten bie Geltendmachung ber durch einen friiheren 
Vortrag ber Execuktionscommiſſion (1. 3. 1831, 6. 108.) ad separa- 
tum verwiefenen Anfprüche gegen die Regierungen von Preußen und 
Grßhrzgthm. Heffen. 
Die —— der Frage: 
ob hier ein Streit verſchiedener Bundedglieder im Sinne der 
Beflimmung bed Art. X. der B. A. und ded Art. XII. der 
W. Scht. X. vorhanden, 
und ' 
„ob die Competenz hoher B. V. zur Einleitung eines Werfah- 
rend nad) Anleitung der gedachten bunbesgefegfichen Beſtim⸗ 
mungen begründet fey 
fen nidht zweifelhaft; die Commiſſion theile volffommen die in dem 
Bortrage der Erecutionscommiffion v. 3. 1931 in diefee Hinficht ans⸗ 
gebrüdte Anficht. | 

Die Regierungen von Raffau, Kurheffen und Würtemberg rich- 
teten an die Regierungen von Grßhrzgthm. Heften und Prenfßen das 
Berlangen einer vorzunehmenden neuen Schuldenabtheilung, ruͤckſicht 
lich aller bei dem Frankfurter Ausgleihungscongreffe durch eine form 
liche Uebereintunft vertheilten und uͤbernommenen Schulden, mit bem 
Antrage, einen Theil verfelben ihnen ab» und felbft zur übernehmen; 
die Regierungen von Grßhrzgthm. Heflen und Preußen nähmen alle 
Berpflichtung, diefem Verlangen nachzukommen, in Abrebe. Bier 
feyen alfo Streitigkeiten zwiſchen Bundesgliedern tm eigenklichen ober 
engern Sinne vorhanden, zu beren Erledigung ber bundesgefehliche 
Weg betreten fen. 

Die Grßhrzgl. Heffifche Geſandſchaft wolle zwar eine Verpflichtung 
zur Einlaſſung auf einen Rechtsſtreit nicht anerkennen, halte vielmehr 
die Einleitung eines ſolchen für bundesgefegmäßig unzulaͤſſig; inbeffen 
bezwediten bie vorgetragenen Gründe nicht ſowohl die Rechtfertigung 
biefer Anſicht, als vielmehr die Darlegung der Unſtatthaftigkeit ver ver- 
folgten Anfprüche und Forderungen felbft. 

Da hohe B. 8. feine richterlicyen Funktionen auszuũben babe, fo 
ftehe verfelben auch Feine Cognitivn über ben Grund ober Ungrund der 
don den Regierungen von Naffau, Kurheifen und Wuͤrtemberg be 
haupteten Rechtsanfprlche zu; fie habe ſich auf die Entfcheidbiuig ber 
"Eompetenzfrage wegen eventueller Einleitung eines austraͤgalgericht⸗ 
lichen Verfahrens zu befchränten, und die Würdigung der vom Gruß 
herzogthum Heffen, unter Beitritt von Preußen, gegen den Beſtand 
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der obigen Anfprüce gelienn gemachten Rechtägründe, dem, für den 
Fall verfehlter Güte, zu erwählsnden Austraͤgalgerichte zu uͤberlaſſen. 

Die Commiſſion richte baher ihren Antrag dahin: 

„daß zunaͤchſt eine Bundestags⸗Commiſfion zum verfaffungs« 
mäßigen Wermittelungsverfuche ermahlt, bei dem Mißlingen 
deffelben aber biefe Angelegenheit zur ansträgelgerichtlichen 
Entſcheidung eingeleitet werben möge." 

Hierauf erflärte die Grßhrzgl. Heſſiſche Geſandtſchaft ebendafelbft, 
Prot. ©, 343, daß e8 den betreffenden Regierungen zwar nieht nerwehrt 
werden koͤnne, auch noch wegen anderer, ald der auf der Rente Lohne 
und den Zell Wilgbach radicirt geweſenen, vormals Kurmainziſchen 
Staatöfchulden, vermeintlich begründete Anſpruͤche gegen das Groß 
herzogthum Heflen ir Rechtswege auzubringen; ein folcher Anſpruch 
wäre aber unftatthaft, infofern ihn der Grundſatz entgegenfiehe, daß 
die Wirkung eines auströgalgerichtlichen Erkenntniſſes ſich nicht weiter 
als auf den ber Enticheidung des Gerichts unkermorfenen Gegenftand 
erſtrecke; nun fey dem Koͤnigl. Saͤchſiſchen oberſten Gerichtshofe zu 
Dresden nur die Entſcheidung der damals ſtreitigen Vorfrage uͤber⸗ 
tragen worden, ob die Staaten der rechten oder linken Rheinſeite, und 
in welchem Verhaͤltniſſe ſie die auf den Zoll Vilzbach und die Rente 
Lohneck verſicherten Schuldforderungen zu ‚vertreten und zu uͤberneh⸗ 
men haͤtten? 

Die Hrzol, Naſſauiſche Regierung gründe iebt auf das erlaſſene 
Urtheil den Antrag auf eine neue Schuldenabtheilung zwifchen ber 
xechten und linken Rheinſeite nach dem Meneniienverhältniffe, wie Dies 
das Urtheil über bie Theilnahme an den jenfeits hypothecirten Schul 
den nothwendig unterfielle, — Mit dieſem Antrage werbe bezweckt, 
eine durch Vertrag i, 3. 1804 feſtgeſetzte, laͤngſt vollzogene Vertheilung 
anderer, als der oben bezeichneten Schulden umzuftoßen, und den fir 
Vertheilung der auf die Rente Lohne und. den Zoll Vilzbach radicirten 
Schulden in bem Dresdener Erkenntniffe angenommenen Manfiftab 
au auf andere Laften bes Kurſtaats Mainz in Anwendung zu bringen, 
melche Gegenſtand des Vertrages von 1804 geweſen waren, und zwar 
bloß aus dem Grunde, weil dad gedachte Urtheil jenen Manfkab in 
Bezug aufdie Schulden vorfchrieb, über welche dadurch erfannt wurde. — 
Wenn nun der Einleitung des im Art. XI. der B. A. porgefchriebenen 
Verfahrens unbedingt flatt gegeben würbe, fo wiirde dadurch hie Be⸗ 
fugniß des Gerichts ausgefprochen, das Dresdener Urtheil als entichei- 
dend für den untergebengn Gegenſtand zu erkennen, mithin bemfelben 
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eine, die bundeögefeglihe Wirkſamkeit austrägalgerihtliher Erfennt- 
niffe überfchreitende Anwendung zu geben; hierin würde eine Ver⸗ 
legung des oben bemerkten Grundfages liegen, und deshalb glaube 
man Örßhragl. Heffifcher Seits, mit Recht darauf beftehen zu koͤnnen, 
daß, wenn hier von einem Vermittelungs- und resp. Austrägalver- 
fahren die Rede feyn folle, der Grundfag, wornad die Wirkſamkeit 
eined austrägalgerichtlichen Erfenntniffes fi) auf den der Entfcheibung 
des Gerichts unterworfenen Gegenfland zu befchränten habe, vor allem 
gewahrt und wegen ber fonfligen Gonfequenzen für den beginnenden 
Mechtöftreit außer allem Zweifel geſetzt werbe. 
Diefer Erklärung ſchloß fih die Königl. Preußifhe Geſandtſchaft 
im Allgemeinen an, behielt fidy jedoch, mit den Gefanbtichaften ber 
übrigen betheiligten Staaten, etwaige weitere Erklärungen vor unb 
trägt auf Inftruktionseinholung an. 
Der hierauf gefaßte Bundesbefchluß Iautete jedoch: 
„Borderfamft noch die Erklärungen der übrigen betheiligten 
Regierungen von Preußen, Bürtemberg, Kurheſſen und Raflau 


abzuwarten.” 
Die von Naffau erfolgte im folgenden Jahre 1835, in Sess. VI. 


6. 73. ©. 117, dahin: 

„Da die Regierungen von Preußen und Grßhrzgthm. Heften er- 
klaͤrt hätten, für die von Allerhöchfidenfelben befeffenen, jenfeitörhei= 
nifhen Theile des Kurfürftentbums Mainz, zu den KRurmainzifchen 
Staatöfchulden, welche bei dem Kurmainzifchen Ausgleichungscon- 
greffe dem Hragl.» Naflauifchen Gouvernement zugetheilt worden 
feyen, nicht beitragen zu wollen, fo ergebe fich von felbft, daß in dem 
Zulle, wenn eine Vereinigung nicht zu Stande gebracht werben 
könne, die Entſcheidung der Streitfrage durch ein Austrägalgericht 
erfolgen muͤſſe.“ 

„Der in dem Protokolle der 12, vorjährigen Bundestagsſitzung 
enthaltene Sommiffionsantrag, daß zumädhfi eine B. T. Commiſſion 
zum verfaffungsmäßigen Vermittelungsverſuche ermählt, bei dem Miß 
lingen beffelben aber diefe Angelegenheit zur austrägalgerictlichen 
Entfcheidung eingeleitet werden möge, entfpreche demnach der Lage 
der Sache vollkommen.“ 

„In demfelben B. X. Protofolle finde fich aber auch noch eine, 
Namens des Grfhrzgl. Heffifchen Gouvernementd abgegebene Er⸗ 
klaͤrung, welcher auch die Königl. Preußifche B. T. Geſandtſchaft bei⸗ 
getreten fey, und die von der Frage handele, welche Wirkungen das 
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Erfenntniß des Königl. Saͤchſiſchen App.» Gerichts zu Dresden in ber 
Austrägalproceßfache wegen der auf den Zoll Vilzbach und die Rente 
Lohne hypothecirten Schuldforderungen für den bevorftehenben Rechts⸗ 
fireit haben werde. — Hrzgl. Naffauifcher Seits werde zugeftanden, 
daß fich dad Erfenntniß des Königl. Sächfifchen App.-Gerichts, wonach 
die Schuldenabtheilung zwifchen den beiden Rheinufern nach dem Re⸗ 
venuͤenverhaͤltniſſe vorzunehmen fey, bloß auf die Schulden, für welche 
der Zoll Vilzbach und die Nente Lohne? verpfändet waren, bezogen 
babe, und daß eine richterliche Entfcheidung darlber, daß auch andere 


Kurmainzifche Staatöfchulden auf diefe Weiſe abzutheilen feyen, bid 


jest nicht vorhanden fen. — Hierdurch fey aber nicht ausgefchloffen, daß 
das Hrzgl. Nafjauifche Gouvernement fich in dem bevorftehenden Rechts⸗ 
flreite neben Anführung der übrigen demfelben zur Seite flehenden 
Gründe zugleich auch auf die Thatfache, daß die Schulden mit Hypo⸗ 
thefen auf den Zoll Vilzbach und die Rente Lohne zwifchen beiden 
Rheinufern nach dem Reventienverhältniffe abgetheilt worden feyen, 
berufe, um die Rechtmäßigkeit des Verlangens darzuthun, daß die uͤb⸗ 
sigen Kurmainzifchen Staatöfchulden, foweit das Hrzgthm. Naffau 
babei betheiligt fey, auf diefelbe Weife abgetheilt werden, und in der 
That fen nichts den Forderungen des Rechts mehr angemelfen, als 
daß die linke Rheinſeite nunmehr zu allen Schulden beitrage, zu denen 
fie bisher nur in der Unterftelung nicht beigezogen wurde, daß fie da- 
gegen die Schulden mit Hypotheken auf den Zoll Vilzbach und die 
Rente Lohneck allein übernehmen werde: denn diefe Unterftellung fey 
nicht eingetroffen. — Das Hrzgl. Naffauifche Gouvernement behalte 
fih vor, demnächft die Gründe in ihrer vollen Ausdehnung geltend zu 
machen, welche daffelbe von der Thatſache, daß daffelbe an den Schul 
den mit Hypotheken auf den Zoll Vilzbach und die Rente Lohned habe 
heil nehmen müifen, abzuleiten vermöge, was keineswegs mit dem 
Umftande im Wivderfpruche ftehe, daß fich das auöträgalgerichtliche Er⸗ 
Eenntniß, wodurch die Verbindlichkeit zu dieſer Theilnahme aus⸗ 
gefprochen worden fey, nur auf die Schulden mit den gedachten Hy⸗ 
potheken bezogen haben.“ 

„Dem Antrage der beiden allerhoͤchſten Regierungen von Preußen 
und Grßhrzgthm. Heſſen: daß der Grundſatz, wonach die Wirkſamkeit 
eines austraͤgalgerichtlichen Erkenntniſſes ſich auf den der Entſcheidung 
des Gerichts unterworfenen Gegenſtand zu beſchraͤnken habe, vor allem 
gewaͤhrt, und wegen der ſonſtigen Conſequenzen fuͤr den beginnenden 
Rechtsſtreit außer allem Zweifel geſetzt werden moͤge, werde, da Hrzgl. 
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Naſſauiſcher Seits eine unzuläffige Ausdehnung ber Wirkſamkeit eines 
austrägalgerichtlichen Erfenntnifjes nicht beabfichtigt werde, feine wei⸗ 
tere Folge zu geben feyn. — Wollte diefem Antrage ftatt gegeben 
werden, fo müßte in dem B. Befchluffe, wodurch die Sache demnaͤchſt 
zur andträgalgerichtlichen Entfcheivung verftellt werden werde, in 
irgend einer Form für das Gericht die Vorfchrift aufgenommen werben, 
bei der zu ertheilenden Entfcheidung dad bereits vorhandene Erkennt 
niß über die Schulden mit Hypotheken auf den Soll Wilzbach und die 
Rente Lohneck nicht zu beruͤckſichtigen, was ſchon Darum nicht yuläffig 
fey, weil eine ſolche Vorſchrift mit den Rechten der Parteien, die in 
der Wahl ihrer Angriffd- und Vertheidigungsmittel wicht beſchraͤnkt 
werben bärften, und mit der dem Richter gebuͤhrenden Freiheit in ber 
Bildung der Entſcheidung gänzlich unvereinbar ſeyn würde. — Die 
Prüfung der Gruͤnde, anf weiche das Hrzgl. Naſſauiſche Souvernement 
feine Rechtsanſpruͤche zu ſtuͤtzen gebende, Fey in jeber Bezichung eine 
Aufgabe für den Xichter, und die hohe B. V. werde fin zu einem Be 
ſchluſſe nicht bewogen ſinden, woburch der richterkichen Entftheibung 
vorgegriffen werden wuͤrde.“ 

„Was den Gegenftand bed Rechtsſtreites anlange, fo muͤſſe noch 
angeführt werben, daß das Hrzgl. Naflauifche Gouvernement durch 
einen am 14, Iuni d. I. abgefchloffenen Vergleich auf die Klage gegen 
die Grßhrzgl. Heflifche Regierung wegen der Kurmainziſchen Runmer 
ſchulden verzichtet habe, und bie Abficyt hege, diefe Mage auch gegen 
die Krone Preußen vor der Hand noch beruhen zu Laſſen. — Die An⸗ 
fprüche, welche Hrzgl. NRaffanifcher Seits gegen die Regierungen von 
Preußen und Grßhrzgthm. Heffen bermalen verfolgt werden, beträfen 
daher nur noch Kurmainziſche Steuerſchulden, welche ven Hrzgthm. 
Naſſau bei dem Kurmainziſchen Ausgleichungdcongveile zugekheilt wor⸗ 
ben feyen. — Das Hrzat. Naſſauiſche Gouvernement Babe bie Tilgung 
viefer Schulden größtentheils Tchon bewerkſtelligt, und deabſichtige, Hei 
dem zu erwählenden Austrägalgerühtähofe darauf anzubruggen, DAB die 
Regierungen von Preußen und Brßhrzgtehm. Helfen in ihrer Eigen 
Schaft als Befiger der jenfeitörheinifchen Theile des Khemaligen Kurs 
ſtaats Mainz zur Uebernahme eines nah dem Steuerrevenken⸗ Ver⸗ 
hältniffe zu regulirenden Antheils an allen vor dem Luͤneviller Frieden 
entſtandenen Kurzmainziſchen Steuerſchulden, welche won dem Run 
mainziſchen Ausgleichungscongreſſe unter die Surceſſoren in bie rechts⸗ 
rheiniſchen Theile von Kurmainz vertheilt worden ſeyen, dergeſtalt 
ſchuldig erkannt werben, daß die beiden gedachten allerhoͤchſten Regie⸗ 
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rungen bem Hrzgthin. Naſſau dasjenige, mas zur Tilgung bed Kapir 
tald und her Zinfen bei jedem einzelnen Schuldpoſten aus Hrigl. 
Naſſauiſchen Koften fir Die linfe Rheinfeite aufgewendet worden fey, 
ſammt Binfen zu 5 Procent von der ganzen Vorlage zu erſetzen haben, 
und daß biefelben gehalten ſeyen, non ber dem Hrzgthm. Naſſau bei 
dem Ausgleichungscongreſſe zugetpeilten Echulden, fo weit dieſe noch 
ungetilgt ſeyen, ihren ratirlichen Antheil zur unmittelbaren Bezahlung 
an bie Creditoren zu uͤbernehmen. 

„Hiernach duͤrfte der demnaͤchſt dem Austzrägalgerichte zu erthei⸗ 
lende Auftrag näher zu beftimmen ſeyn.“ 

„Wenn übrigens dass Hrzgl. Naflauifche Sounernement noch jegt 
mit der Berzinfung und fucceffiven Tilgung der demfelben bei dem 
Kurmainziſchen Ansgleihungscongrefle zugetheilten Steuerfchulden 
fortfahne, ſo geichehe dieſes keineswegs in ber Anerkennung einer hiezu 
beftehenden Verbindlichkeit, und nur in der Abficht, für Die dergeftalt 
gemachte Vorlage von hen gegentheiligen Regierungen demnaͤchſt Er- 
ſatz zu erhalten.” 

„Der Sefandte ſey ſchließlich beauftragt, den Wunſch auszubrüden, 
baß diefe Angelegenheit, beren Erledigung fuͤr Die betheiligten Hrzgl. 
Naffauifchen Gemeinden dringendes Beduͤrfniß fey, möglichft befördert 
werben möge.’ 

Kurheſſen ſchließt ſich ebendafelbfi, Prot. S. 119, diefer Rechts⸗ 
ausfuͤhrung mit dem Bemerken an, daß es beabſichtige, feine Anſpruͤche, 
von benen ber H. 60. des Prot. der ſten Sitzung v. J. handle, (ſ. eben) 
in dem durch dieſen ß. bezeichneten Umfang, bei dem zu erwaͤhlenden 
Austrägalgerichte geltend zu machen, wahrend Grßhrzgthm. Heflen 
fich etwaige Erklärungen vorbehält. Hierauf wurde befchipffen, dieſe Er⸗ 
klaͤrungen — wie bie ſpaͤter eingelaufenen von Würtemberg, Preußen 
und Grfhrzgthm. Helfen — an.die betreffende Commiffion abzugeben 
und ben noch ruͤckſtaͤndigen Erklärungen bianen 4 Wpchen entgagen- 
zuſehen. 

Auf dieſe Aufforderung erklaͤrt zunaͤchſt Wärtemberg, Soss. IX. 
$. 103. ©. 219, daß «8 ſich lediglich auf bie in Sess. VIL $. 81. 
v. 3. 1834 abgegebene Erklärung beziehe und derſelhen nichts zuzu⸗ 
ſetzen habe, waͤhrend Prenßen in Sess. XII. 9. 156. G. 281. ſich 
folgendermaßen ausſpricht: 

„Der von her B. T. Eommiffinp ‚wegen Verteilung, der Staates 
uhn den und Laſten des Kurſtaats Mainz in der 12. porjaͤhrigen 
Fisung ( (f. oben. $- 134. des Prot) getnachte Antrage hab zunächft 
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eine B. T. Eommiffion zum verfaffungsmäßigen Bermittelungäverfudye 
erwählt, bei dem Mißlingen deſſelben aber diefe Angelegenheit zur 
austrägaigerichtlichen Entfcheiduhg eingeleitet werden möchte, wurbe 
anf die Behauptung geftüst, daß über die Fragen : — ob hier ein Streit 
verfchiedener Bundesglieder im Sinne der Beflimmung ded Art. XI. 
ber B. A. und Art. XXL. der W. Schl. Akte vorhanden, und ob die Com⸗ 
petenz hoher B. 8. zur Einleitung eines erfahrene nach Anleitung 
der gebachten bundesgefeslichen Beftimmungen begründet ſey? — kein 
Zweifel obwalten koͤnne, vielmehr beide nur bejahet werben bürften, 
indem, wenn auch Grßhrzgl. Heffiicher Seit dieſes beftritten wuͤrde, 
die angeführten Gründe nicht fowohl die Rechtfertigung biefer Anficht, 
als vielmehr die Darlegung ber Unftatthaftigkeit der verfolgten An⸗ 
fporüche und Zorberungen felbft bezweckten. Nichts deſto weniger 
fiheinen ber unbebingten Annahme diefes Commiſſionsantrages erheb- 
liche Bedenken entgegenzuftehen.” 

„Slaubten nämlidy Die betreffenden, bei dem Kurmainzer Schulben- 
weſen betheiligten, rechtörheinifchen Regierungen in Abficht derjenigen 
Kurmainzer Schulden, welche bereits Gegenftand der Verhandlung 
und Bertheilung bei bem Frankfurter Auseinanderfegungscongrefle in 
den Iahren 180% gewefen feyen, noch Anfprüche an Preußen und 
das Grßhrzgthm. Heffen vielleicht um deshalb zu haben, weil fie die da⸗ 
mals getroffenen Abkommen nicht für bindend und ben babei zum 
Stunde gelegten Xheilungsmaßftab nicht für richtig hielten, fo bliebe 
denfelben allerdingd unbenommen, dergleichen Anfprüche in bundes⸗ 
verfaffungsmäßigem Wege zu verfolgen. — In fo fern abet bie erho⸗ 
benen Anfprüche förmlich auf das wegen eines anderen Streitobjects, 
zum Theil auch unter anderen Parteien ergangene Erkenntniß des 
Dresdener App.» Gerichts vom 6. März 1830 geftügt werben, bürfe 
vor allem bie Frage in Erwägung zu ziehen ſeyn, 

1) ob die Entfcheidung biefes Gerichtshofes auf Objecte, welche 
ihm bei dem ihm von Bundeswegen gemachten Auftrage als 
Gegenftände des Streited gar nicht vorgelegen, mit dem da⸗ 
durch aufgeftellten Princip ober Rechtsſatze ebenfalls zu er⸗ 
firedden oder in Anwendung zu bringen fey, und 

2) ob bie über bie Zuläffigkeit ober Unzuläffigkeit einer folchen 
Erſtreckung und Anwendung entflehende Differenz zwifchen- 
ben betheiligten Staaten von einer Art ſey, daß fie im Wege 
eines befonderen Austrägalverfahrens entfchieden, oder nicht 
vielmehr direct von ber B. V. in Ausübung der ihr wegen 
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Vollziehung des Dresdener Erfenntniffes zuftebenden Wirk - 
famteit, erledigt werden müffe.” . 

„Diele Gefichtspunkte fchienen um fo mehr eine nähere Erwägung 
zu verdienen, ald aus den bisherigen Verhandlungen conflire, daß bie 
betreffenden rechtörheinifchen Regierungen ausfchließlih auf Grund 
des mehrgedachten Erkenntniffes des Dresdener App.» Gerichts ihre 
Anfprüche gegen Preußen und das Grßhrzgthm. Heſſen geltend machen 
wollten, dergeftalt, daß diefen in Entflehung jenes Erkenntnifies an 
alles Fundament abgeben würde.” 

„Namentlich werde in der Hrzgl. Naſſauiſcher Seits in der 6. Diebe 
jährigen Sigung (f. oben $. 73. des Prot.) abgegebenen Erklärung 
wiederholt behauptet, daß die verlangte neue Vertheilung der übrigen 
Mainzer Staatöfchulden eine rechtliche Folge des Dresdener Austrägals- 
ertenntnifles fey, und daß bie dadurch angeordnete Bertheilung der auf 
bie Kente Lohne und den Zoll Vilzbach radicirten Schulden eine 
nothwendige Rüdwirkung auf bie Vertragsbeſtimmungen bed Frank 
furter Songrefles wegen Ausgleihung der Mainzer Staatsſchulden 
ausüben müffe.” 

„In gleihem Maaße, wie diefe Folgerupg überall ungegrünbet 
erfcheine,, fey auch die Hrzgl. Naffauifche Behauptung unflatthaft. 
Diefed fey zur Genüge von der Grßhrzgl. Heflifchen Regierung in 
der von der Grßhrzgl. B. T. Sefandtichaft am 10, Oktbr. 1833 und 
26. März 1834 (f. oben diefe Erklärungen) abgegebenen Erklärungen 
dargethan worden, und es könne dieſſeits nur auf die barin entwidelten 
Anfichten und geflellten Anträge Bezug genommen werben. Im⸗ 
merhin bleibe es aber, auch ganz abgefehen von bem vorliegenden be 
ſondern Falle, im Allgemeinen wünfchenswerth, daß die B. V. förmlich 
den Grundſatz ausfpreche, daß Austrägalerkenntniffe ihre rechtlichen 
Folgen durchaus auf keinen anderen Gegenftand ausdehnen koͤnnten, 
als den, für welchen fie unmittelbar gefällt wurben, Einer folchen 
Beitimmung ftehe nichts im Wege, da jener Grundfag von Niemandem 
beftritten und felbft Hrzgl. Naffauifcher Seite die Richtigkeit deſſelben 
nicht in Abrede geftellt werde.” 

„Wenn übrigens die behufs der Ausführung des Dresdener Aus⸗ 
trägalertenntniffes von ber B. V. erwählte Erecutionscommiffion in 
dem von ihr in der 14. B. T. Sigung vom 21. April 1831 erflate 
teten gutachtlichen Berichte binfichtlich der fraglichen, damals fchon von 
Naſſau und Kurhefien zur Sprache gebrachten Anfprüche bemerkt habe, 
daß die Behauptung dieſer Regierungen, — als koͤnne eine Bertheilung 
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der auf die Rente Lohneck und den Zoll Vilzbach rabicirten Schulden 
nur alsdann ftatt finden, wenn gleichzeitig das geſammte Mainzer 
Schuldenweſen, mit Aufhebung ber in der Mitte liegenden Werträge, 
einer Reviften unterworfen und befien Definitine Theilung Ianch gleichen 
Grundfägen vorgenommen waͤrde, — abgefehen von dem Grunde ober 
Ungrunde berfetben, augenfcheinlich einen neuen Streit büde, deſſen 
Verfolgung als nicht zue Gompetenz des fraglichen Austraͤgalgerichts 
gehörig, ad separatum zu verweiſen fen; fo habe Die Commiſſion Das 
mit nur die Anficht ausgefprochen, daß eine neue Vertheilung der laͤngſt 
erledigten übrigen Mainzer Schulden auf Grund des Dresdener Er⸗ 
kenntniſſes nicht verlangt werden könne, ober, mit anberen Worten, 
daß ein deöfallfiger Anſpruch der beiveffenden Regierungen bei ber 
Ausführung dieſes Erkenntniſſes, am weiche es fid) yanachft nur bembie, 
nicht beruͤckſichtigt werben dürfe, ſondern wenn felches uͤberheupt ber 
gründet ſeyn folk, jedenfalls nur beſonders, d. h. ohne alle Verbiudung 
mit dem vorliegenden Executions geſchuͤfie, zn verbanbrkı uud ga ver⸗ 
folgen fen. Eben fo wenig «ber, ald es in ihren Abſichten Iag, über 
den Grund oder Ungrund einer foldyen Reclamation gu entieheiben, 
eben fo wenig wolle fie über bie Art und Weiſe, wie die B. V. felbft 
dieſelbe, wenn fie von den betreffenden Regierungen bei ihr zur Sprache 
gebracht würde, zu behandeln und zu erlebigen habe, eine — Ent» 
ſcheidung oder Norm abgebende — Anficht aufflellen.” 

„In der Suche felbft fen hinſichtlich Der in ber mehrgebachten Hrzgl. 
Naſſauiſchen Erklaͤrung enthaltenen Angabe, als fey die linfe Rhein« 
feite zu den vertheilten Mainzer Stastöfchulben bisher nur in der Unter 
flellung nicht beigezegen worden, baß fie Dagegen die Schulden mit 
Hypotheken auf ven Zoll Vilzbach und Die Rente Lohneck allein über 
nehme, fehließlich noch zu bemerken, daß diefe Angabe durchaus un⸗ 
begründet fey, weshalb derfelben Dieffeitd auf das beftimmtefle wider⸗ 
fprochen werde. Ebenfo wenig koͤnne eingeraͤumt werben, baß bie 
Hrzgl. Naflauifche Regierung bisher für die linke Rheinſeite Aufwen- 
bungen gemacht babe, wegen beren Erfinttung fie irgend einen An⸗ 
ſpruch an die Königl. Preußifche Regierung erheben koͤmrte.“ 

Grßhrzgthm. Heften ſchloß fich ebendaſelbſt, Prot. ©. 283, diefer 
Erklaͤrung an.- 

Nachdem fe fammtlihe Erklaͤrungen der betreffenden Regierungen 
eingelanfen waren, erflattste ber Grͤhrzgl. Mecklenburgiſche Geſandte, 
als Referent Ber hierzu beionders ermählten Commiſſion, in Seas. 
xVII. 8.279. S. 567, Bortrag, renfumirt in derfelben kurz fammieliche 
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bereits ftatt gehabten Verhandlungen, und fpricht fi) in dem Gut⸗ 
achten folgendermaßen auß: 

„Die Hrzgl. Naffauifche Regierung habe den urſpruͤnglich wegen 
einer neuen Bertheilung aller bei dem Ausgleichungscongrefte zu Frank⸗ 
furt i. J. 1804 vertheilten Kammer⸗ "und Steuerfchulden des vor 
maligen Kurſtaats Mainz gemachten Antrag in ber neueften Erflärung 
auf die Kurmainzifchen Steuerfchulden beſchraͤnkt, während die Regie 
rungen von Würtemberg und Kurheffen fich lediglich auf die früher 
abgegebenen Erklärungen bezogen hätten, Kurhefſen mit der ausdruͤck⸗ 
- lichen Bemerkung, wie e8 bie Abficht fey, die Anfprüche in dem früher 
bezeichneten Umfange geltend zu machen.” 

„Die. Commiffion, von hoher B. V. zur weiteren Berichtserftattung 
aufgefordert, beziehe fich im Allgemeinen auf das frühere Gutachten, 
in welchem die Anſicht ausgefprochen fen, daß hier Streitigkeiten 
zwifchen Bundeögliedern vorhanden feyen, deren Erledigung, in Grund⸗ 
lage bundesgefeglicher Vorfchriften, durch Einleitung eines Vermitte⸗ 
Iungsverfahrend und eventualiter durch ein Andträgelverfahren zu 
erfolgen habe.” 

„Die Regierungen von Preußen und Grhrzthm. Heffen fenen mit 
biefer Anficht im Allgemeinen einverftanden, nur ber von den klagenden 
Regierungen genommene Bezug auf dad wegen eined anderen Streits 
gegenftandes erfolgte Erfenntniß des Königl. Saͤchſiſchen App.= Ges 
richtö zu Dresden vom 6. März 1830, habe bei denfelben Anſtand und 
Bedenken erregt.” 

Schon die Erecutionscommiflton habe in dem in der Streitfache 
wegen Bertheilung und Uebernahme ber auf die Rente Lohneck und 
den Zoll Vilzbach (f. in Bd. I. das Nähere) radicirten Schulden des 
Kurſtaats Mainz, in dem in der 14. Sitzung F. 108. v. 3. 1831 
erftatteten Vortrage geäußert, Daß das am 6. März 1830 ‘von 'bemi 
Koͤnigl. Saͤchſiſchen App.-Serichte zu Dresden erlaffene Srkenntniß die 
jetzt erhobene Prätention nicht entſchieden habe, und daß Teutere ad ne- 
paratum zu verweifen fey ; der hierauf von hoher B. B. gefaßte Entſchluß 
wäre dem Wutathten völlig 'entfprechend gewefen. Die Commiſſion 
koͤnnte daher in ber, in den neueren Anträgen enthattenen, wiederhol⸗ 
ten Bezugnahme auf dad obgedachte Erfenntniß des Koͤnigl. Saͤchſiſchen 
App.⸗Gerichts zu Dresden nur das Motiv und die Veranlaſſung zu 
den Antraͤgen, nicht aber die Behauptung einer bereits exiſtirenden Ent⸗ 
ſcheidung uͤber die neuerdings entſtandenen Streitigkeiten finden, und 
fie hielte es bei Erſtattung des früheren Gutachtens fuͤr uͤberfluͤſſig, 
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auf einen jenem Befchluffe entfprechenden Vorbehalt anzutragen; bei 
den neuerdings von den Regierungen von Preußen und Grßhrzthm. 
Heſſen geäußerten Bedenken, und ben bagegen von Kurbeflen und 
Raffau abgegebenen Erklärungen ftellte die Commiſſion den nachträge 
Lich zum Befchluß erhobenen Antrag, nachdem zuvor zur Wahl einer 
aus drei Mitgliedern beftehenden Vermittelungscommiſſion gefchritten 
worden war. Der Beſchluß felbft lautet: 

1) Nachdem bie in der B. V. fich in der 14. Sigung vom 21. April 
1831 (6. 103. des Prot., f. oben) bereits dahin ausgeſpro⸗ 
chen bat, daß das inder Streitfache wegen Bertheilung und Ueber» 
nahme der auf die Rente Lohneck und den Zoll Vilzbach radicirten 
Schulden des vormaligen Kurſtaats Mainz am 6. März 1830 
vom dem Königl. Saͤchſiſchen App.-Gerichte zu Dresden er⸗ 
laſſene Erkenntniß nur diefe Streitfache entfchieden habe, nicht 
auch die vorliegende Differenz zwifchen Preußen, Würtemberg 
Kurheffen, Grßhrzgthm. Heſſen und Naffau, fo wird bie aus 
den Gefandten von Baden *), Grfhrzgl. und Hrzgl. Sächfis 
fhen Häufern, dann von Medlenburg- Schwerin und Medlen- 
burg» Strelig beftehende Commiſſion beauftragt, in diefer letz⸗ 
teren Differenz unter den flreitenden Regierungen eine Ver⸗ 
mittelung zu verfuchen. 

2) Im Zulle des Mißlingens der Vermittelung ift dad Austraͤgal⸗ 
verfahren einzuleiten. 

Noch vor Erftattung des Vortrags diefer Commiffion erflärt Wuͤr⸗ 
temberg,inSess. XXV1.6.419.©.876, daß es in Vertretung des Fürftl. 
Hauſes HohenlohesDehringen auf die fernere Theilnahme an der durch 
Wahl einer Bermittelungscommilfion zum weiteren Verfahren einge 
leiteten Streitfache wegen abermaliger Bertheilung derjenigen Staats⸗ 
fhulden und Laften des vormaligen Kurſtaats Mainz, welche bei dem 
Ausgleihungscongrefle zu Frankfurt von den Befigern ber rechtörheini« 
fihen Theile des gedachten Kurfiaats, mit Ausfchluß des linken Rhein- 
uferd übernommen worden feyen, verzichte; während Kurheſſen erſt 

ı0sai. I. 1838, Sess. XIV. 6. 171. ©. 461, nachdem es durch Beſchluß 
zur Auswahl eines ber drei zum Austrägalgerichte vorgefchlagenen 
oberften Gerichtshoͤfe aufgefordert worden war, feinen Verzicht auf die 
Theilnahme an dem austrägalgerichtlichen Verfahren wegen neuer Ber» 


*) Rach Prot. v. 3. 1836, Sess. IX. F. 159. ©. 415, wurde für ben Geſandten 
von Baben ber ber 18ten Stimme erwählt. 
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theilung der Schulden und Laften des vormaligen Kurſtaats Mainz 
ausſprach. 

Der i. J. 1838, Sess. III. F. 56. ©. 164, von dem Grfhrzgl. 
Medienburgifhen Gefandten erflattete Vortrag der erwählten Ver⸗ 
mittelungscommiffion verbreitet fich über die flatt gehabten Vermit⸗ 
telungöverfuche, über welche — da fie ohne Erfolg geblieben — ſich das 
Gutachten dahin äußert: 

Die Commiffion müffe, nach den Erklärungen der hoͤchſten Regie 
zungen von Preußen und Grßhrzgthm. Heflen, dad Vergleichöverfahren 
für erfchöpft halten, und glaube, Daß von deſſen Fortfegung durchaus 
fein Erfolg zu erwarten fey. Der fchon früher gefaßte Beſchluß (i. 3. 
1835, $. 279., f. oben) beflimme ſchon für den Fall des Mißlingens ber 
Vermittelung die Einleitung bed Austrägalverfahrens; daß dies nad) 
Anleitung der Art. XI. ver B. A. und Art. XXI. der W. Schl. A. ſtatt 
haben muͤſſe, fönne ebenfo wenig zweifelhaft fern, als daß babei bie 
Regierungen von Kurheffen und Nafjau die Stelle des Klägers zu 
übernehmen hätten; daß ben betheiligten Regierungen unbenommen 
bleibe, fi) über ein Compromiß zu vereinigen, verftehe fich von felbft. 

Dagegen müffe auf eine Beftimmung des gedachten Befchluffes 
aufmerkſam gemacht werben, welche dahin laute: 

„nachdem die B. V. fich in der 14. Situng v. 3. 1831 bes 
reitd dahin auögefprochen habe, Daß das in der Streitfache wes 
gen Vertheilung und Uebernahme ber auf die Rente Lohned 
und den Zoll Vilzbach radicirten Schulden des vormaligen 
Kurftaats Mainz am 6. März 1830 von dem Koͤnigl. Sächfl- 
ſchen Ob.⸗App.⸗Gerichte zu Dresden erlaflene Erfenntniß nur 
diefe Streitfache entfchieden habe, nicht auch die vorliegende Dife 
ferenz zwifchen Preußen, Würtemberg, Kurbeflen, Gröhrzth. 
Heſſen und Naflau, fo werbe die Vermittelungscommiffion bes 
auftragt, in dieſer letztern Differenz unter den flreitenden Re 
gierungen eine Vermittelung zu verſuchen.“ 

Diefe Beftimmung werde bei demnächftiger Ertheilung eines Aufs 
trages zur austrägalgerichtlichen Entfcheidung diefer Sache, nicht außer 
Acht zu laffen feyn. 

Der unter Zuſtimmung fämmtlicher Geſandtſchaften zum Beſchluſſe 
erhobene Commiſſionsantrag lautet alſo: 

„Da eine guͤtliche Vereinigung der Streitſache der Regierungen 
von Kurheſſen und Naſſau wider die Regierungen von Preußen 
und Grßhrzgthm. Heſſen, wegen abermaliger Vertheilung der 
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- Staatöfhulden des vormaligen Kurflaats Mainz, nicht zu er» 
reichen ift, fo haben die beflagten Regierungen von Preußen 
und Grfhrzgthm. Hefien, in Gemäßheit des Bundesbefchluffes 
vom 16. Juni 1817, binnen ſechs Wochen brei unparteiifche 
Bundesglieder vorzufchlagen, aus welchen bie klagenden Re 
gierungen von Kurheſſen und Naffau demnaͤchſt binnen gleicher 
fehswöchiger Frift eines auszuwählen und bei der B. V. zur 
Anzeige zu bringen haben, bamit die erſte oberfle Juſtizſtelle 
ded erwählten Bundesſtaates beauftragt werde, die Sache als 
Austrägalgericht im Namen und anflatt ber B. V. auf den 
Grund bes Art. XL. der B. A. und Art. XXL. dee W. Sch. A. 
rechtlich zu enticheiden.” 

An Folge dieſes Beſchluſſes bringt Grßhrzgthm. Heflen, in Sess. VIII. 
6. 110. ©. 302, mit Zuſtimmung der Krone Preußen, deren Vers 
tretung erſteres auf den von Königl. Preußifcher Seite eröffneten 
Wunſch übernommen hatte, bie oberften Landeögerichte von Bayern, 
Württemberg und Baden in Vorfchlag. 

Man verbinde damit fchon jest die vorläufige weitere Aeußerung, 
daß die beiden genannten allerhöchften Regierungen in dem auf den 
Beſchluß vom 21. Suli 1835 (Prot. 279, f. oben) und hiermit zu⸗ 
glei auf ben früheren vom 21, April 1831 (Prot. $. 103, f. oben) 
ſich beziehenden Vorbehalt, die Beruͤckſichtigung ihrer in vorliegender 
Angelegenheit zum Protokoll gegebenen Erklärungen gefunden haben, 
und nur in diefem Sinne fich in ben neu erregten Mechtöftzeit, welcher 
mit ber durch das Austrägnlerfenntniß vom 6. März 1880 entſchiede⸗ 
beuen Streitſache bundesgefebgemaß durchaus nichts gemein haben 
Tonne, einzulaſſen vermögen. 

Auf Präfivialantrag folgte hierauf der Beſchluß: 

„Die Regierungen von Kurheſſen und Naſſau aufzufordern, 
aus ben behufs der zu bildenden Austrägalinflany vorgefchla- 
genen brei Bundeögliebern binnen 4 bis 6 Wochen eined aus⸗ 
zumählen.” 

Kurheſſen verzichtete — wie ſchon oben gezeigt — in Sess. XIV. 
6. 171. ©. 461. auf Theilnahme an dem austrägalgerightlichen Ver⸗ 
fahren, wogegen der Hrzgl. Naffauifche Gefandte ebendafelbft erklärt, 
daß feine höchfte Regierung aus den, als Austraͤgalinſtanz vorgefchla- 
‚genen, drei oberſten Landesgerichten, bad Grßhrzgl. Badiſche Oberhof⸗ 
gericht zu Mannheim erwählt habe. 

Auf Prafivialantrag wurde hiernach befchloffen: 
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„Nachdem in der Streitfache der Regierungen von Kurheffen 
und Naffau wider die Negierungen von Preußen und Grfhrzg- 
thum Heffen, wegen abermaliger Vertheilung der Staatsſchul⸗ 
ben und Laften des vormaligen Kurſtaats Mainz eine Aus- 
gleichung nicht zu erreichen geweſen, daher nunmehr bie rechtliche 
Entfcheidung nach Anleitung des Art, XI. der B. A. und XXI. 
der W. Schl. X. durch ein Austrägalgericht zu veranlaffen fen, 
und nachdem ferner bie Grßhrzgl, Heffliche Regierung hierbei 
die Vertretung der Königl. Preußiichen auf deren Wunfch über- 
nommen, die Regierung von Kurheflen aber auf <heilnahme 
an dem austrägalgerichtlichen Verfahren verzichtet, endlich die 
Hrzgl. Naſſauiſche Regierung dad Grßhrzgl. Badifche Oberhof» 
gericht zu Mannheim als Austrägalgericht gewählt hat; fo 
wurde 

1) der Grßhrzgl. Badiſche Gefanbte erfucht, feinem höchften 
Hofe hiervon die Anzeige zu machen, Damit der gedachte 
oberfte Gerichtöhof, als Austragalinftanz aus Auftrag und 
im Namen der B. V., in Gemäßheit der Bundes- und 
W. Sch. A., dann der Bundesbefchtirffe vom 16. Juni 
1817 und 3. Auguft 1820, in diefer Sache den Rechten 
gemäß erkenne. 

2) Demfelben Gefandten werden zu dieſem Ende bie bisher bei 
ver B. V. und der Vermittelungscommiffion gepflogenen 
Verhandiungen unter Anfuͤgung fämmtlicher, die Aus⸗ 
trägalordnung betreffenden Befchlüffe zur weiteren Bes 
förderung an das Austrägalgericht, welches hiermit auf 
ven Bundesbeſchluß vom 21. Juli 1835 (Prot. 379.) 
verwiefen wurde, mitgetheilt. - 

Im Jahre 1843 legte Prafivium in Sess. TU. $. 48. ©. 74. einen 1545, 
Bericht des Oberhofgerichts m Mannheim vor vom 19. December 1842, 
dem daB nachfolgenne Ustheil fammt Entſcheidungsgruͤnden beigefügt 
war, worauf S. 85. folgender Beſchluß gefaßt wurde: 

„Nachdem das vorftehende Urtheil von 19. December v. 3. 
von dem oberften Gerichtähofe im Namen und aus Auftrag bed 
Durchlauchtigſten Deutichen Bundes den Parteien bereitd er⸗ 
Minet worben, fo wurde daffelbe von der B. V. zur Kenntniß 
genommen, und bie Urfchrift des Urtheils ſammt den Akten im 
Bundesarchive hinterlegt, um auf deſſen Befolgung halten zu 
Tonnen.” 
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EProt.v. 3. 1843, Sees. IIL 5. 40. ©. 14. — ©, Band I. ©. 151758.) 





„In Sachen des Herzogthums Naſſau, Klägers, gegen bie 
Krone Preußen und dad Großherzogthum Heffen, Beklagte, 
die Vertheilung der Schulden und Laſten des vormaligen Kurs 
flaats Mainz, inspecie die Steuerfchulden deſſelben betreffend, 
erkennt das Großherzoglich⸗Badiſche Oberhofgericht, ald erwählter Aus⸗ 
trägal-Gerichtshof, im Namen und aus Auftrag ber hohen Deutichen 
Bundesverfammlung, nad) gepflogenen Verhandlungen, zu Recht: 
„daß die klagende Regierung mit der erhobenen Klage abzu⸗ 
weifen und zur Tragung ber durch den gegenwärtigen Aus⸗ 
trägalproceß entflandenen Koften, mit Ausnahme jener, über 
welche bereit8 durch das diefleitige Zwifchenurtheil vom 2. No⸗ 
vember 1840 erkannt wurde, zu verurtheilen fey. 


V. R. W. 
Mannheim den 19. Dezember 1842. 
v. Stengel. Bekk. v. Woellwarth.“ 


Entſcheidungsgründe. 





„Im dem vorliegenden Austrägalproceſſe, welcher durch Beſchluß der 
hohen deutfchen Bundesverſammlung vom 5. Juli 1838 der Entfcheidung 
des dieffeitigen Gerichtöhofes zugewiefen wurde, ftehen fich die Regierung von 
Naffau, ats Beſitzer von rechtörheinifchen Landestheilen des ehemaligen Kur: 
ſtaats Mainz, und jene des Königreiche Preußen und des Großherzogthums 
Heſſen, als Befiber der Iinkörheinifchen Gebietötheile dieſes Staats, gegen- 
über. - 

Gegenftand des Streites bilden die Steuerſchulden diefed Kurſtaats, weiche, 
nach Auftöfung deffelben, durch den Lüneviller Frieden vom 9. Februar 1801 
und den Reichödeputationd: Hauptfchluß vom 25. Februar 1803 auf einem 
von den Regierungen der rechten Rheinfeite, die durch den Iebtern in ben 
Befig der rechtörheinifhen Mainzer Randestheile gelangt waren, in den Jah: 
ren 1804 und 1805 zu Frankfurt abgehaltenen Schulbenausgleichunge: 
Congreſſe unter diefe Regierungen vertheilt worden waren. 

Bei den Verhandlungen diefed Congreffes, an welchem Frankreich keinen 
Antheil nahm, wohl aber Heflens Darmftadt, als Beſitzer der durch den 


y 
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Reichsdeputativns⸗Hauptſchluß erhaltenen rechtsrheiniſchen Mainzer Lande, 
mitwirkte, ging man von der Unficht aus, daß nach Art. VIII. des Lünevitier 
Friedens die Lage der Hypotheken, welche für die einzelnen Schuldpoſten be- 
ſtellt waren, für die Verbindlichkeit Frankreichs äu deren Uebernahme maaß: 
gebend fey, und daß ed nur ſolche zu übernehmen habe, für melde fih Spe⸗ 
eialhypotheken auf der abgetretenen linken Rheinfeite befanden. Man fchied 
daher diefe aus, und. vertheilte alle übrigen mit und ohne Hypotheken ver: 
fehenen Stener: und Kammerfchulden unter die Befiger der rechten Rheins 
feite. 

Dem Herzogthum Naſſau, beziehungsweiſe dem damaligen Fürftenthum 
Naſſau⸗Uſingen, weiches jetzt einen Theil deſſelben bildet, fielen an den 
Steuerſchulden, weiche im Kurftaate Mainz, im Gegenfaße zu den Hofkam⸗ 
mer⸗Zahlamtsſchulden, Kriegszahlamts⸗Schulden genannt wurden, im Der: 
haͤltniſſe der erhaltenen Steuereinfünfte von 61,756 Gulden 50 Kreuzen 
zu den Gefammteuer Einkünften der rechten Rheinfeite von 255,070 Gut: 
den 38 Kreuzern an dem zur Vertheilung gekommenen Betrage von i ‚790,422 
Gutden 13 Kreuzern, die Summe von 433, 488 Gulden A Kreigern zur 
Bezahlung zu. 

Die für Frankreich ausgeſchiedenen Steuerſchulden betrugen 357,593 
Gulden 11. Kreuzer und waren hauptfächlich ſolche, die auf den Zoll viig⸗ 
bach und die Rente Lohneck zu Mainz radicirt waren, von denen man an⸗ 
nahm, daß es Localgefälle der linken Rheinſeite geweſen ſeyen, und deshalb, 
nach dem unterſtellten Grundſatze, Frankreich zur Uebernahme der darauf 
hypotheeirten Schulden für verpflichtet erachtete. Die Franzoſiſche Regierung 
erfaımte aber dieſe Verpflichtung nicht an, theils, weit fie beſtritt, daß der 
Zou Vilzbach und Die Rente Lohneck reine linksrheiniſche Gefälle geweſen 
ſeyen, theits, weil fie, nach den Beſtimmungen des zweiten Abſchnitts des 
Art. VIII. des Fünevilter Friedens, and noch die Nachweiſung des Confenfes 
der Landftände oder der Verwendung zur mirklichen Verwaltung der abge⸗ 
tretenen Landestheite verlangte. Der größere Theil der deutſchen Regierungen, 
welche Succefforen in rechtörheitifhe Mainzer Tandestheile geworden waren, 
verſtand fich fpäter in befonderen mit Srankreich abgeſchloſſenen Staats⸗ 
verträgen auch zur uebernahme jener Schutden, ſo weit es ihre Antheile 
betraf. 

Das Herzogthum Naſſau und die Regierung von Würtemberg fraten 
aber dieſen Verträgen nicht bei, und es fand fich daher ein nicht unbedeutender 
Theil jener auf den Bolt Vilzbach und die Rente Lohneck hypothecirten Schuld⸗ 
forderungen, da auch die Weſtphaͤliſche Negierung die Frankreich gegenüber 
übernommene Verbindlichkeit zur Zahlung ihres Antheild bei Unfldfung diefes 
Königreichs nicht erfüllt hatte, noch unberichtigt, ald durch die beiden Parifer 
Friedensſchlüſſe vom 30. Mai 1814 und 20. November 1815 die durch 
ben Züneviller Frieden an Frankreich abgetretene  kinfe Rheinfeite wieder an 
Deutſchland zurhckfiet. | 

Die Glaͤnbiger diefer Schuidforderurigen wendeten fid nunmehr im Jahre 
1816 an die hohe deutſche Bundeöverfamminng, um ihre Befriedigung ent: 
weder von den Rechtsnachſolgern Frankreichs in den Bells der Iinferheinifchen 
Mainzer Gebietötheile, oder von den Befibern der vechtsrheinifchen Gebiete: 

Loenhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 26 
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iheife, welche biöher noch wicht gezahlt hatten, zu erwirkon, nah ihre Rerla⸗ 
mationen führten, bei dem Streite unter ben betreffenden Regierungen von 
Naffan, Kurhefien ud Würtemberg, als Beſihern der xechten Rheinſeite, 
einer Seits und Preuen und Heſſen⸗Darmſtaht, als Beſitern der linken 
Rheinſeite, anderer Seigs, wer. dieſe Schulden zu vertreten habe, za einem 
Austraͤgalverſahren bei. dem Koniglich⸗Sachſiſchen Appaltetiantgrrichte in 

Dresden, welches am 6, Min; 1830 erkanute: 
daß ſowohl die Beſitzer dee anf der linken Rheinſeite geiogewen 
Theile des ehemaligen Kurſtaats Mainz, als auch die Beſitzer rechter 
theinifcher Landestheife Die auf dem Zoll Vilzbach und auf ber Rente 
Lohne vadicivien Schulden ded gedachten Kurfkaaks — mit Cine 
ſchluß der auf den Zoll Witzbach verfigerten Forderung bed Muinger 
Pfandhauſes von 232,000 Gulden — zu vertreten und zu über 
nehmen ſchuldig feyen, und dee Antheil jeder Rheinſeite xückſichtlich 
‚ der Kammerfchulden nach dem Betrage der Kamamerpevenüen, und 
ruͤckſichtlich der Steuerfchulden wach dem Betrage ber Stouereinfünfte 
zu beftimmen fep, wie fotchen auf derſelben beim Abſchluſſe des Lister 

viller Sriedens beſtand.“ 

Diefed Urtheil verantafite den jeginen Streit, iubem das Herzgogthum 
Naffau die Grundfäge, auf welchen daffelbe beruht, auch auf jene "Schuiben 
ausgedehnt willen will, welche nad) einer andern Auslegung des Art. VIII. 
des Lüneviller Friedens ihm bei dem Ausgleichungscongreſſe zu grantien im 
Jahre 1804 zugewieſen wurden. 

Es hat jedoch in deu gegenwaͤrtigen Verhaudlungen feine Anfpeäche auf 
die Steuerſchulden beſchränkt, da es ſich hinfichtlich der. Kaumerſchulden mit 
dem Großherzosthum Heflen verglichen, eine Klage wegen der leßtenen aber 
auch gegen die Krane Preußen vor der Hand nicht erheben zu wolles erklaͤrt 
hat, uud deshalb in des dahier angebrachten Kiage nur Die Bitte ;gefleit: 

„die befiagten Regierungen in ihrer Eigenſchaft als Wieiper der 
jenfeitörheinifchen Theile des Kurſtaats Mainz zur Uebernahme eines 
nah dem Steuerrevenũen⸗ Derhäktniffe zu regulirenden Aacheilß au 
allen vor dem Lüneviller Frieden entſtandenen Kurmainziſchan eier 
ſchulden, weiche von dem Kurmainzifchen Yusgksichunginaugurffe unter 
die Succefforen- in die rechtörheinifchen Theile von Kurmainz nes 
theilt worden find, mit Andnahme aller Schulden au dieſſeits⸗ 
xheinifhe Spitäler, Fabriken, Univerſitaͤten, Kollegien und andeve 
fromme Stiftungen, fo wie au Gemeinden dergeftalt ſchuldig zu 
erklaͤren, daß die beklagten Regierungen dem Herzogthum Neffen 
basienige, was bei jedem einzelnen Schuldpoſten mus Kenzenkir 
Naſſauiſchen Caſſen für die linfe Rheinſeite an Capital und Zinfen 
bereits gezahlt worden iſt, ſammt Binfen. zu 6WMrocent vom der 
ganzen Vorlage, zu erſeen haben, und daß dieſelben gehalten ſeyen 
von den dem Herzogthum Naſſau bei den SYhrögleichungsrangeelit 
zugetheilten Schulden, fo weit Diele Schulden noch anbazahlt Teyen, 
ihren ratirlichen Antheil -zur unmittelbaren Bezahlang an die se 
ditoven zu übernehmen, bie beflagten Regierungen auch in bie rer 
vehkoßen zu pexrurtheilen.“ 
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Einrede des dunkeln und unvollftändigen Vortrages iſt durch das dieffeitige 


Swiſchenurtheil vom 2. November 1840 als unbegründet verworfen worden, 
und es ſteht hiernach fefl, daß es Ach darmalen nur um die Frage überhaupt 
handelt: 
„ob die beklagten Segiepungen ſchuldig fenen, an den auf dem Aus⸗ 
‚gleichungscpngveffe- gu Frankfurt unter Die Succeſſoren dar rechts⸗ 
xheiniſchen Mainzer Landestheile verfheilten Stewerfihulden, bee 
ziehimg⸗aweiſe dem hiebei anf Naſſau gefallenen Autheile überhaupt 
und ach demſelben Maaßſtabe ‚beizutragen, wie biefes in dem Ar 
theite bes Khuiglich⸗Sächſiſchen Appellationsgerichtes pom 6. März 
1830. hinſichtlich ber auf dem Kolle Vilzbach und ber Mente Lohne 
radicirten Schulden anpariprogen if, und ferner, in wie weit fie au 
Naſſau die von ihm im bejahenden Falle gu viel bezahlten Raten mit 

‚Binfen für feine Borlage zu enfeben hätten." 

Ms. notorifch und ambafristen srfheinen ‚bie Thatſachen, daß Gh die 
Hagenpe Regierung im Beſitze derjenigen rechterheiniſchen Kurmainzer Ge⸗ 
bietſtheile pefindet, welche dem damaligen Fürſten von Maffau = Wingen im 
5. 42. des Reichsdeputations⸗ Hauptſchluſſes vom Jahre 1803 nie Ent 
ſchaͤdigung zugewieſen wurden, und daß die heklagten Regierungen, in Folgt 
der Wiederabtretung des linken Rheinufers, Dun die beiden Pariſer Friedens⸗ 
ſchlüſſe vom 30. Mai 1814 und 20. Nopember 1815 m den Befth der 
lintörheinifchen Theile dieſes Kurſtaats gefommen find, weßhalb über bie 
a und paſſive Legitimation der ſtreitenden Regierungen, fo weit fie ſich 

als Peſitzer ehemaliger Kurmainzer Sandeötheike gegenũ berſtehen, kein Zweifel 
und kein Anſtand obwaltet. 

Mas nun zunachſt die Begründung des in der Klage helſt vderfolgten 
Anſpruches anmnot ‚fo fol 

1) das Begehren der Hagenden Regierung — ſo weit. ed darauf gerichtet 
io Die beffgateu Regierungen einen verhältnißimäßigen Antheil an jenen 
Steuerfchulden zu übernehmen fchuldig erklärt werden ſollen, weiche, weil fie 
mit Leiner Specialhynothek anf der Iimfen Rheinſeite verſehen waren, im 
Jahre 1804 var den Regierungen der, rechten Rheinſeite übernommen wur: 
den — ſchon dadurch allein ‚begründes ſeyn, dab dieſe Regierzngen ſich im 


Mefige her Ankächginigchen Bebiatärheite Des ‚anfgeien Kurſtaates Mainz 
befinden. 


Dee bioße Beſitz dieſer Mainzar Kandegtheile penägt "aber keineswegs zur. 


abeinigen Begründung der Verbindlichleit einer theilweiſen Uebernahme ‚alter 
ehemaligen Landesſchulden des gedachten Kurſtaats. 

Man kann zugeben, daß Staatsſchalden ader Landesſchawden, dad heilt 
ſoiche, welche der Staat als mippafighe Derfon sonteahivt, md Die aus ben 
Bintünften des Staatsgebietes gefilgt werden müjſſen, bei denen mithin au 
der Staat als folgen, ohne Ruͤcthicht auf die zeitige Darin des Staotbnber 
bauptes, ber Schuldner iſt, nach anerkaunten ſtaatéeͤrechtlichen Grundſaͤten 
anf den Regierungsnachfolger überachen, and ba auch hei Theilung eines 
ganzen Staatsgebietes unter derſchiedene Nachfolger eine Verbindlichkeit zur 
Nebernahme der. Schulden. dieſes Gtaates pro raha; ſo lange beſteht, als nicht 
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durch bie bei der Theilung flattgehabten Verträge andere Beſtimmungen 
hierüber getroffen worden find. 

Hieraus folgt aber keineswegs, daß der bloße Beſit eines Theiles eines 
zerftüdelten Staatögebietes für ſich allein eine ſolche Verbindlichkeit begründet, 
weil aus dem Beſitze allein nicht gefolgert werden kann, daß der Beſitzer den 
von ihm befeffenen Antheil ats Univerfalfucceffor erhalten hat. 

So wenig nah allgemeinen privatrechtlihen Grundſaͤtzen berienige, welcher 
im Beſitze eines Theiled einer Erbſchaft ſich befindet, deshalb allein pro rata 
dieſes Theiles von den Erbfchaftsgläubigern belangt merden kann, eben fo 
menig kann aus dem bloßen Befige eines Theiles eines zerftücelten Staats: 
gebietes allein die Verbindlichkeit abgeleitet werden, an alfen Schulden def: 
ſelben einen verhättnißmäßigen Antheil zu übernehmen, weil es hier wie dort 
lediglich darauf ankommt, ob der Beſitzer titulo universali oder nur titulo 
singulari in den Beſitz gefommen iſt. 

Wenn nämlich ein Staat einen Theil feined Gebietes abtritt, ohne daß 
dabei bedungen wird, daß der neue Erwerber in alle von dem abtretenden 
Staate eingegangenen Verbindlichfeiten pro rata einzutreten habe, fo folgt 
gerade daraud, daß der Staat als moralifche Perfon, fo lange er als folche 
beſteht, der perſoͤnliche Schuldner für biefe bleibt, daß er die Uebernahme 
diefer Verbindlichkeiten duch den neuen Ermwerber ſich ausbedingen muß, um 
dieferbe von fich abs und auf ihn übermälzen zu Fünnen. 

Durch den Lüneviller Frieden, welcher den rechtlichen Uebergangstitel des 
Befibes der vor demfelben auf der linken Rheinfeite befindlich gemefenen Ter: 
ritorien des deutſchen Reichs für Frankreich bildete, wurde der Kurflaat Mainz 
keineswegs zwiſchen ihm und den rechtörheinifchen deutfchen Ständen, welche 
deffen rechförheinifche Landestheile erft durch den Reichedeputationd: Haupt: 
ſchluß von 1803 ald Entfchädigung erhielten, getheilt, fondern ed wurden 
ihm die bdeutfchen Länder der linken Nheinfeite und mit ihnen die links⸗ 
theinifhen Mainzer Gebietötheile im Namen des deutſchen Reiches als 
Theile deffelben abgetreten. Dieſes ergibt fich aus dem Art. VI. des gedachten 
Briebenöfehtuffes, in dem es heißt: 

48. M. l’Empereur et Roi, tant en Son nom qu’en celai de 
PEmpire Germanique, consent à ce que la Republique fran- 
gaise possede desormais en toute souverainete et propriete, 
les pays et domaines situes & la rive gauche du Rhin, et qui 
faisaient partie de l’Empire Germanique etc.” 

Der Kurflaat Mainz verlor durch diefe Abtretung nur einen Theil feines 
Staatsgebietes und hörte erft durch die nachmalige Vertheitung feiner größeren 
rechtörheinifchen Gebiefötheile durch ben Reichddeputationd= Hauptfchluß vom 
25. Sebruar 1803 ald Staat zu erifliren auf. 

Frankreich ift hiernach keineswegs univerfeller Rechtsnachfolger des Kur: 
flaats Mainz geworden, mit bem es fpeciel gar nicht contrahirt hat, indem 
es lediglich dad deutſche Reich, als Vertreter feiner unter der Reichshoheit 
derſelben ftehenden Länder, mit dem Kaifer, als Reichsoberhaupt, ald Gegner 
betrachtete, und dba die jesigen Beſitzer, nämlich die beklagten Regierungen, 
wenn man auch annehmen will, daß fie unbedingt an die Stelfe Frankreichs 
getreten feyen, aus dieſem Grunde doch eben fo wenig, wie dieſes, univerfelfer 
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Rechtsenachfolger des Kurſtaats Mainz geworden wären, fo kann der Anſpruch, 
welcher aus dem bloßen Beſitze der ehemals linksrheiniſchen Mainzer Ger 
bietötheife gegen fie abgeleitet werden will, nicht für begründet erachtet 
werden, 

Es ift indeffen in der Klage ſelbſt angeführt, was durch die der Geſchichte 
und dem pofitiven Staatörechte angehörigen Staatöverträge als notorifch 
keines weitern Beweiſes bedarf, Daß die Friedensverträge von Campo: Kormip 
und Lüneville befondere Beflimmungen darüber enthalten, welche Schulden 
bei Abtretung der von Frankreich durch diefeiben erworbenen Länder auf dieſes 
übergehen foliten, 

Wo aber anerkannte Verträge vorliegen, welche bie Berbindlichkeiten der 
contrahirenden Staaten feftfeben, da Fann es nicht mehr auf allgemeine Rechts⸗ 
arundfäße. ankommen, fondern ed bilden alsdann die in jenen Verträgen ent 
hattenen Bedingungen das Geſetz, welches zum Maaßſtab ihrer Rechte und 
Derbinblichkeiten dienen muß. 

Diefer nicht zu beflreitende Rechtsgrundſatz führt daher zur Beantwortung 

2) der weitern Frage: ob der Art VIII. des Lüneviller Friedens, welcher 
von den Schulden der abgetretenen Länder handelt, die Verbindtichkeit Frank 
reiche in der Art begründet, wie diefes jebt von der klagenden Regierung be⸗ 
hauptet wird? 

Diefer Artikel fagt: 

„Dans tous les pays cedes, aoquis ou &changes par le present 
traite, il est convenu, ainsi qu’il avoit &t6 fait par les articleg 
4. et 10. du trait& de Campo-Formio, que ceux auxquels ilg 
appartiendront, se chargeront des dettes hypothequees- surf 
le sol des dits pays; mais attendu les difficultes qui sont auzr 
venues & cet egard, sur l’interpretation des dits articles day 
trait6 de Campo-Formio, il est expressement entendu, que la 
Republigne frangaise ne prend a sa charge que les dettes re 
auitantes d’emprunts formellement consentis par les Etata des 
. pays o&des, ou des döpenses faites pour l’administration effeo- 
tive des dits pays.” . 

In dem Frieden von Campo: Formio vom 17. Oetober 1797 heißt Bi in 
dem erwähnten Artikel 4., nahbem im Art. 3. die Ceſſion der Defterreichifchen 
Niederlande mit allen davon abhängenden Territorialgütern „avec tous les 
biens territoriaux qui en dependent“ an die franzöfifche Repubiit ar 
geſagt war: 

- „Toutes les deites hypothögndes avant la guerre sur le sel 
des pays enences dans l’artiole préoédent, et dont les. Kon 
trats seront revetus des formalites d’usage, seronk alnchntge 
de la Republigue Frangsise.” oo 

Im Art. 10.: 

Les pays c&des, aoquis on &changes par le present: traite 

porteront à ceyx auxquelg ils demeureront, les dettes hypa; 

thequees sur leur sol.” J 
Die verſchiedenartige Auslegung dieſer Artikel, und namentlich; jene der orte 
„Aettes hypothöqyses.syr le aol des pays oddes,”” hat deu gegenwärr 
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digen Streit hauptſachlich veranlaßt, und es HE nice zu vereinten, daß fie 
verfchieben ausgelegt werben konnen. 

Bon Seiten der klagenden Regierung wird naͤmlich behauptet, vaß dieſe 
Worte nicht in ihrem grammatikaliſchen franzöſiſchen Sprachgebrauche, nach 
welchem dieſelben allerdings Schulden mit Hypotheken auf dem Grund und 
Boden der abgekrekenen Länder, im Gegenſatze von ſolchen, die leine Hypo⸗ 
theken auf diefem Grund und Boden Bätten, bebeuten Pünnten, zu verſtehen 
ſehen, fondern daß, nach bern ber Natur der Verhaͤltuiſſe entſprechenden Sinne, 
die auf ben Kandern haftenden, nämkich die Landeöfihufien Aberhaͤupt bamit 
hätten bezeichnet werden wollen. 

Die beffagten Regterungen Hatten fich dagegen an den wörftfihen gram⸗ 
matikaliſchen Siem, and vertheidigen hiernach die Audiegung, daß mir Schul⸗ 
den, weiche anf dem Grund und Boden der abgetretenen Finder hypotheeirt 
geweſen fenen, oder mit anderen Worten, nar foldye, für welche Die Gläubiger 
ein in den abgetretenen Ländern befindliches Unterpfand beftellt gehabt Hätten, 
zum Hebergange auf die neuen Erwerber haben geeignet erffärt werben wollen. 

Daß hinfichtlich der Juterpretation von Staatsberträgen, wo ihr Sinn 
Berritten wirb, dieſelben Medhkögrundfäpe Anwendung fürber, welche das Pri⸗ 
datrecht für peidatrechtliche Verträge aufflellt, kann wohl nicht beanſtandet 
werden, da der Zweck hier wie dort der gleiche iſt, dasjenige vollzogen zu ſehen, 
was die contrahirenden Theile gewollt haben. 

Es ift atfo bei ber Andlegung von Staatsvertraͤgen ebenfalls zunaͤchſt anf 
ven Wortlaut, wie fich derfelbe nach dem unzweifelhaften Sprachgebrauche 
ergibt, zu fehen, und es darf erit dann von dieſem Mdrtiant Abgewichen 
werben, wenn nachgewiefen ift, daß Yie Contrahenten einen anbern Sinn da⸗ 
wit verbinden wollten, daß ffe eine audere Abſiche, alt Ye wärttieh Ausgefpro: 
Were, im Ange Hatten. E - 

Geht man won Biefen Grimdftthen hirr aus, fo muß snnädhfe zugegeben 
Werben, daß dad Work „hypothoque“ nad ftanzbfiſchem SpVadigebrauce 
vinen Pfandnerus bedrater, Inden es, wie man aus dehr Dfskiormaire de 
FPAsadeinte Prntikhise, 7° Edit. *. 2, 3. kOZ, etſttht, ald: „‚Dieit acquis 
par un cr&ancier sur les biens que son debitkur Mil a aflebies pour 
la sureit de sa deite” deſinirt It, wie es denn Adethanpt, nach feinem 
griechiſchen Urſprunge, Unterlage, Unterpfand bedenket, mıd mid dieſer Be⸗ 
veutung ach in die lateiniſche and von dieſer In bie frauzoſiſche Sprache Aber- 
King. Ss Hk ferner unzweifelhaft, baß daB Zeikwort iypothquerurich 
dem franzoſiſchen Sprachgebrauche „verpfaͤnden, zum Unterpfand gebiet’ Heißt 
and Hleichbedenreud iſt mit „zöuiheitre ypothèquo; ohner pour 
Aypothqus,“ und daR man ehbikh" ‚unter pothequs aur the terre, 
sar les biemd” Unterpfand duf ein Grunbſtluck, auf Gürtet verſteht. Hiernach 
bedeutet alfo der Ausdrud „dette hypötkäguese war wa chöke” nad ge: 
wöhnlichem franzdfifchen Sprachgehrauche eine mit einem Unterpfanb verfehene 
Sond, im Gtgenſabe von Bloßeh EMrögtuhhärs und Hutrbkheiid Schulden, 
vogteilh der Herähntiähe Ausdruck fiir blefriden in bieten Gehenſtha „detten 
hypothecairea” feyn dürfte. ae Aalen 
"868 begeichneht alfo dem Wortlante nach, ſo weit er dem Aernöfttlichen 
frangdſtſchen Sprachgebrauche entfhrtäht, bie in den Art. A und 40: des Frie⸗ 
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dad yon Gainpos Boris: und im Art. VIII. des Binenikter Friebens gebrauchten 
Worte „Gottes hypothägueessurle'soldes pays e&des” Schulden mit einem 
au dent. Qruud ad Poden ber. abgetretenen Lähder befindlichen Unterpfande. 

Nichts defto wenigen follen dieſe: Horte nad) der: von klagender Seite ver⸗ 
theibigsen Auſicht bieienige Bedentung haben, welche bereits oben als von ihr 
geltend gelacht erwuͤhnt wurde, weßhatbees man. darauf ankymmt, zu prüfen, 
ob ſwiche wichtige Grude vortiegen, wriche berechtiten, anzunehmen, daß die⸗ 
jerägen, weirhe deu: Friedensvervehg wir Bimeolik nerhtuffen, einen dem Wort: 
taute zuwiserlunfenden Sinn paminverbanbin, : : 

Daß ed au Gründen nicht mangelt, weiche für die: aageriſche Anſicht 
ficechen, daß man:unter:doties hypothöqusessurle sol des⸗ puys codosꝰ 
die auf den Ländern haftenden eigentlichen Staatsſchulden überhaupf habe ver: 
ſtehen woyllen, läßt. ſich nicht. verkennen, und es Keferit das angeführte Urtheil des 
Mnigtich Suchſiſchen Appellationsgerichts zu Dvesden vom 6. März 1830, 
wolches den gegenwärtigen Austraͤgalſtreit veranlaßte, fo wie das ſpaͤter er⸗ 
zoſſene ‚undträgaigerihttihe Erkenntnuiß des Koniglich⸗ Hanndveriſchen Ober: 
Aupelatisnsgerichts zu Gelle, die Auseinanderſehung des Kurtrieriſchen Schul⸗ 

dentweſens betreffend, hierfkridie ſicherſten Belege. 

Wemnn: man naͤmlich auch einen Beweis dafur nicht: als hergeſtellt erachten 
Hann, daß na einem diplomatiſchen Sprachgebrauche, welcher zur Zeit des 
Möfchiumes der Friedensvertraͤge von Campo⸗Formio und Limeville befkanden 
haben müßte, des Auodrut: dettas hypothsquses sur le sol d’un pays 
oder ‚sur: Te pays? ‚nad einer conſtanten Webundg in einem don dem gram⸗ 
matikaliſchen Wortlaute abweichenden Bitte gebraucht wordett ſey, ſo! dutften 
doch folgende Gründe als ſehr . erſcheinen, die Aaderiche Ausle gunß 
zu nuterſtaͤßen · ⸗. J 

.. 2) der Ausdruit „dettes. hysothögnds- sr je so} den pays peaoen 
(deint; wonn man tänfich:die in dem Avrt. V. Bes: Länehilfer- Friebens enthal⸗ 
tene Beſtimmung über. die bernmbtretung des Großſherzogthums Toscana AR 
deu Herzog yon Parma von dieſem zu übernehmenden Schulden, welche als 
„dettes duement hypothéquées sur ce pays’ bezeichnet find, damit ver⸗ 
‚gbeitht,. als gleichbedeutend nit ottes hypothögeden sur les paye” ge: 
buancht worden zu feyn.- Ä 

M Dinfes: aber der Fall, fü duvfte man hierans Pr einen Bil baſar 
ableiten koͤnnen, daß die Verfäſſer des Friedensbertrags won Lüneville ſich nicht 
anideiv ſtrengen Wortlaue hatten wollten, Ind unter den, deites hy pothoᷣquoss 
zur 18 sel. des pays::cödest. «den: nun: foiche Schuldenwerſtehen mochten/ 
welche, im Gagenſatze von bioß rfeuuchen Sun der Aberetenben Degen 
den, auf ven Ländern ſelbſt hafteten. 1-2: 22. BULL U ee 

2) Wenn man zugebt, daßidurch Doide bie Achelegung wer grocilautes Aus 
feihaft widd / fo-Düufte kerner dus ſrnige, was Bei Von Dẽerhanbrunten ves Raſtacice 
Eonneſſes, der dem Frieden von Tampo⸗ Formib forte md: jonem von küne⸗ 
witze voranging/ honlrhtuich der Schuldoniarm ahmo · zweſchen dev Nichsprichendd 
depatation undiden Frunzoſtſchen · Gofaubter vVerhandelt warde, : ehegi' für a) 
Br eat dae klageriſche Auſicht goltend gemacht werben. *1 

1: Denn u wurdr von vonꝰ deutſchena Geſandteni ber Wociag geinacht! d 
Schulden der abzutretenden Lander AH Vor Lage La Hyporhebeau RE theilen, Hays: 
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rauf jedoch die Franzdfifchen Befanbten nicht eingingen, weit fie allerdings als Gier 
ger, welche die Friedenebedinguugen dictirten, möglichft wenige Schuien übers 
nehmen und bie Abtretung des linken Rheinufers unter ben vortheilhafteſten 
Beſtimmungen für Fraukreich zu erlangen beabfichtigten. 

Dagegen gaben fie doch in der Note vom 12. Vend. — 3.Octob. 1798 zu: 
„que le gouvernement frangais veut döcharger l’Empire de 
toutes les dettes vöritablement et legalement contraotdes 
pour les besoins et l’utilit& publique des pays ou parties des 
pays cedes & la Republique et qu’il exoepte seulement colles 
qui ont 6t& eontraotees pour l'arantage etleservice du Prince 
ou Seigneur territorial ou a }’ocoasion et pour los frais de la 
guerre que l’Empire & fait a la Republique.” 

Diefe Erklärung dürfte, wenn man erwägt, daß Frankreich hierdurch ers 
läuterte, welche Schulden es zu übernehmen geneigt fen, und hieruuter alle 
für den wirklichen Bedarf und Mugen der abgetretenen Länder contrahirten 
zählte, indem ed nur die eigenen Schulden der Landeöherren und die zur Füßs 
rung des Reichskriegs gegen Frankreich erroachfenen ausſchloß, ebenfalls dafür 
fprehen, daß ed, nachdem es die Uebernahme der Schulden nach der Lage 
der Hypotheken bei den Raftatter Eongreßverhandlungen für unvertbeifhafter 
gehalten hatte, ald den letztern Vorſchlag, bei Abſchluß des fpätern Lünenikier 
Friedens, bei welchem ed fih durch den Erfolg feiner Waffen in einer noch 
günftigern Stellung, ald zu jener Zeit dem deutfchen Reiche gegenüber befand, 
und wobei es aud noch mehr ald durch den Frieden von Campo: Formio ers 
langte, nicht den früher zurüdgewiefenen, für minder vortheilhaft eradhteten 
Theilungsmaaßſtab anzunehmen beabfichtigte, 

3) Als ein weiterer Grund für eine von dem Wortlaute abweichende 
Abfihe der Eontrahenten könuse ferner in Betracht Eommten, daß die Theilung 
der Schulden, weiche ven der Lage der Unterpfänder abhängig gemacht werden 
falte, eine Hödit finguläre war, welche dad Unterpfand, das nur ein zufaͤlliges 
Acceſſorium der Hauptfache ift, zum Maaßſtabe der Verpflichtung, die Haupt: 
forderung zu tilgen, feſtgeſetzt häste, Endlich ſpricht 

4) gegen die Annahme der Auslegung der fireitigen Worte nad dem 
grammatilatifhen Sprachgebrauche und juriftifhen Sinne der Umſtand, daß, 
wenn in den Friedensvertraͤgen von Campo: Formio und Lüneville nur von 
der Uebernahme wirklicher Pfandſchulden die Rede geweſen, feine Vorſorge 
Bafür getroffen worden wäre, wer die nicht mit Unterpfändern verichenen 
Landesſchulden zu übernehmen hätte, eine Lücke, die um fo fühlhares-erfchiene, 
als 3. B, das Fürſtbisthum Lüttich ganz auf Frankreich überging und and ben 
Reihe der Staaten verſchwaud, ohne daß ein Nachfolger diefes Staates anf 
der ‚vechten Rheinſeite mit der Erfüllung ber ihm obliegenden, ohne Unter: 
pfandsrecht conflituirten Schuidyerbindlichkeiten gefchaffen worden wäre. 

Alte diefe Gründe reichen indeffen nicht hin, um eine Gewißheit Darüber 
herbei zu führen, daß dem an und für fih dem grammatikaliſchen Sprachge⸗ 
brauche nach klaren Wortlaute des Ausdrucks, dettos hypothequses sur 
le sol des pays cedes” in deu Artikeln 4. und 10. des Friedens von Campo⸗ 
Formio und im Artikel VIII. des Friedens von Luneville ein vie Wortlaute 
night entiprechender Sinn gegeben werden wollte, 
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Es ſprechen vielmehr Aberwiegende Gruͤnde für die gegentheilige Anficht, 
und dieſe müſſen im Zweifel den Ausſchlag für bie Annahme geben, daß von 
dem Wortlaute nicht abgewichen werden wollte. 

Wie ſchon oben bemerkt wurde, laͤßt ſich ein diplomatiſcher Epracgchraud 
des Ausdrucks „dettes hypothequees sur le sol d’un pays” in dem vos 
Aageriſcher Seite behaupteten Sinne nicht mit Beſtimmtheit nachweiſen, und 
ed kann mehr nicht zugegeben werden, ald baß er. in manıhen Staatönertnägen 
als gleichlautend mit ben auf einem Lande haftenden Landesſchulden überhaupt 
gebraucht feyn mochte, weil man fi ſolche Schuiden ohne Hypotheken ‚nicht 
dachte, während man in anderen ben wörtlichen Begriff der Derpfänhung Mus 
gweifelhaft darunter verftand. 

Unter diefen Verhältniffen laͤßt fih nım nicht annehmen, daß bie Frau⸗ 
zoͤſiſchen Bevollmaͤchtigten, beziehungsweiſe die damaligen Machthaber in 
Frankreich, benen doch jedenfalls befaunt war, weiche Bedeutung‘ das Wort 
„bypotheque” in ihrer Sprache hatte, fich deffeiben bei den Friedensſchluͤſſen 
von Campo⸗Formio und Lünenilie in einem abweichenden Sinne bedient hatten, 
ohne für eine Erläuterung dieſes Sinnes zu ſorgen. F 

Es kann dieſes bei Abſchluß des letztgedachten Friedenavertrags um 6 
weniger unterſtellt werden, als die Raſtatter Congreßverhandlungen fie darauf 
aufmerkſam gemacht haben mußten, daß man von deutſcher Seite ebenſallſ 
den wörtlichen umd juriflifchen. Sinn des Ausdruds „hypotheque” im Auge 
hatte, und gerade nur bie Uebernahme von eigentlichen. Pfandſchulden von 
Seiten Frankreichs begehrte, was nur durch ndeties hypothéquoaꝰ ont au⸗ 
gedrückt werden konnte. 

Daß Franfreih damals jenes Begehren abiehnte, fpäter aber. in dem 
Srieben von Lüneville fi dennoch dazu verftand, findet darin eine genügende 
Crflärung, daß es ſich durch den Beifab im Art. VIII, wonach ed une ſolche 
„dettes hyputhequees” zu übernehmen ſich verpflichtete, welche von ſormlich 
von ben Ständen der abgetretenen Länder conſentirten Darleifen oder nun 
Auslagen für die wirkliche Verwaltung diefer Länder herrührten, gegen jedes 
Uebermaaß in der Schulbenäbernahme hinreichend ficherfteltte. 

Was die Lücke anbelangt, welche bei der wörtlichen Auslegung der firdi 
tigen: Ausdräde it den Friedensverträgen von Campo: Formie: und Lünemifr 
- gefariden. werben fünnte, indem in der That nicht ausdrücklich geſagt iſt, auf 
wen bie nicht mit Hypotheken verfehenen Schulden übergehen follten, fn: lag 
ed nicht im Intereſſe Frankreichs, für die Uebernahme dieſer Guben Sara 
zu tragen. 

Wie ſchon oben ad J. angeführt ic, contrahirte dieſe Macht nur wit Dem 
Yentfchen Kaiſer für. fih und das deutfche Reich, und lieh fi die auf dem 
linken Rheinufer befindlichen Reichöterritorien nicht.von dem. einzelnen. Territo⸗ 
riafregierungen . derfeiben, fondern von bem beutfchen Reiche. als Geſammt⸗ 
macht abtreten. Rad) demſelben Grundſatze, ben bie franzoſiſche Republik im 
Art. VII. des Vimneviller Friedens aufſtellte, 

„gme c’est a lEmpire Germanique colleetive ment & Pe 
porter: les pertes eöwaltauten des stipulations. du prösens 
.. traite, „ ‚ 
konnte fie auch die Vezahimng. kennt von ihr gu übernefmenben Sau 
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Bent deutſchen Roiche überläffen, und daß von: Stiten bei .feptetn jenen Be: 
kimmung.äber bie: Schuidenäbernahme auch keine andere. Nudiegung geheben 
wurde, dieſes beweift die Vorſerge, weiche die außenordenttiche Nieichäbepusas 
Hun:yı Regeriöburg ‚im dem Receſſe vom 24. hetrua⸗ #888 im. Bar . 78. 
e fi getroffen bat... 

: Ben Wichtigfeit für Ne Audiegung Des mehegebadten Kat. vii. Yea 2» 
8* Friedens it hierbei namentlich ber 6.:.80, weicher: beweiſt; daß auch 
die Reichs derutation der: Anſicht war, daß die mit Spetielhypecheben auf der 
linben Rheinſeite verſehenen Landeeſchniden ven Franufreich zu übernehmen 
fogen, und daß auch: fie unter Deu „‚dettes kypoihequses des ſragliches 
Artikels nicht die Landesfchuiden überhaupt, im Gegenfabe zu den eigenen 
Schulden der: Regenten Der abgetzeterien Länder, verſtaud. 

Es Bann hienach bei der wörtlichen Auslegung, wie (fe use beit beilanten 
Degierimgen vertheidigt wird, jene behauptetr roefentiiche Lücke nicht gefunden 
werben, unb ed Ihe Ach vielmehr, wenn man annchuen mollte, Fraufreich 
zabe fi zw einer lchamahme alter Laudeſchulben ber ihm abgetretenen 
Länder, weiche die im zweiten Abſchnitte des Wirt. VIII. erwaähnten Eigen 
Hatten gehabt Hätten, verpflichten wollen, sine Lücke darin finben, dad nir: 
yrude ein Manbftab den Theilung jener Schuiden saugegeben if, vis :auf 
Bandern hafteten, weiche getzennt wurden, und die dicht gan auf: Graulcih 
Abergingen/ mas des dena meiſten geiftlichen Staaten ber Fall war. 

Eſ aD Rs rämlich hier wohl mit Recht behaupten, daß, wenn man die 
—2 einer Theitang ber auf Luͤndern beider Mheinfriten haftenden 
Schulden im Auge gehabt hätte, nicht unterlaffen worden wäre, zu⸗bedingen, 
ob. die Große des Flacheniahalto Der abgetretenen Raudestheite, oder die 
Serolenzahl der Bewölferuug, oder endlich bie hitherigen Kammer: und Sceuer⸗ 
Gnfiinpee die Morm der Theilung bitden folften, da dieße Lnderiaffung. fünf 
ſeicht zu Streitigkeiten führen teuute, je nachdem einer der Betheiligten xen 
winner: oder nudern Manßſtab ber Zdeilnug als den. sinisern Wine in in Um 
ſpprach genemme hätte 

Dad wichtige Argument, mas aber eudiich wc. gegen "bie: ——** 
Audlegung ſpricht, iſt die Art, wie ſaͤmmtliche Regierungen der rechten Rhein: 
ſeite, welcht durch. ben Reichsdeputations: Hauptſchluft vom 26. Subeuar 1803 
in den Boſißz der rechtorheiniſchen Mainzer Londeäthrile kamen, bie Uebern⸗ 
nahme der Schulden ieſes Avaſtaats water fc and. Kent gesenäben 
weltzonen halben. 

Indem fie hierbei von der Anſi cht ausgingen, daß Lethtteres in Gemasheit 
der: Friedensſchtuſſe nur die auf der linken Nheinſeite hopothecirten Mainzer 
Renivenfcyuiden zu üͤbernehmen hätte, und ſoſort alle jene. weſche nach: ihrre 
Meinung mit Seinen liukbrheiniſchen Hypotheken werfehen waren, defmitin 
uarer Achvassheitten. and hernahmen, gaben fie am. drutlichſten zu verſtehen, 
wie Hemd ihrer Geise: den Art. WER. des Lumevilles Fricdens auslogeuugu 
müſſen glaubten, daß nämlich Frankreich nun: Sppütkelärfchutiven;; und / zur 
man ſoiche/ fünı weiche Siupochelup: aus dem Tinlen Rheine: bafiplit maren, 
Ju Abernehmen verpflichtet (cu. Daß Fraukreich aber feibfisbammmten guter den 
„dettes hypothequees“ Schulden in einem ausgedehnteren' Diane verftan: 
doa: hãtte ik ut: altein: nirgenda boßaupses, ſcadran Sichhchunzugegchem) 
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Daß ed’ Mi weigerte, auch dirſenigrn Sirene Renee; welche 
ihm von dem Frankfurter Ausgkeichungð ongrefſe ser: Nahe: 1808 zugrwieſen 
werden wollten, zu Adernehnten, ohre jevoch gegen das Meinen: ben Suweiſutig 
ſelbſt, ſoweit es auf Die Verhypothecivung dev zugewieſenen Schulben auf der 
linken Rheinſeite gebaut war, Einſprache zu erhrbew, ia es nur die Thatßache 
der Fxiſtenz linkarheiniſcher Hypotheken für djgfelben beanſtandete und weitern 
Widerſpruch aus dem zweiten Abſchnitt des Art. VIII. wegen Nachweiſung 
der landſtändiſchen Conſenſe obder Verwendung für die wirkliche Verwaltung 
der abgetretenen Landestheife, ableitete. 

Hieraus ergibt fih, daß damals ſowohl die rechtörheinifchen Regierungen, 
unter welchen fich auch die Rechtövorgängerin des Eagenden Herzogthums 
Naffau, jene des Fürſtenthums Naffau-Ufingen, befand, ald auch Frankreich 
über die Auslegung der Worte „dettes hypothequees sur le sol des 
pays cedes“ nicht im Imeifel und auch nicht im Streite waren, und daß 
Feine von diefen Regierungen an die Auslegung dachte, welche aufzuftellen die 
jet klagende Regierung erſt durch die Entfheidung ded Dresdner Urtheils 
vom 6. Maͤrz 1830 veranlaßt wurde. ? 

Hat man aber in jener Zeit, in welcher man fich über dasjenige, was durch 
die Friedengfchlüffe von Campo: Formio und Lünevilfe beabſichtigt werden folite, 
wo irgend ein Zweifel bei der Auslegung obwaltete, Teichter Aufklärung ver: 
fchaffen konnte ald jebt, weil jener Beitpunct dem des Abfchluffes derſelben 
nicht ferne war, und daher mit Grund angenommen werden kann, daß bie 
handelnden Perfonen über den Sinn derfelben beffer unterrichtet feyn mochten, 
als diefed dermalen nach Umfluß einer fo langen Zeit von den jebt zur Ent- 
fheidung Berufenen zu erwarten ift, eine Auslegung adoptivt, welche mit dem 
Wortlaute der Verträge übereinftimmt, fo muß hierdurch jeder Zweifel da⸗ 
rüber als befeitigt erfcheinen, ob man in jenen Verträgen etwas diefem Wort: 
laute nicht Entfprechendes bedingen wollte. 

Auf dasjenige, mas in den Parifer Friedensfchlüffen vom 30. Mai 1814 
und 20. November 1815 hinfichtlich der Schuiden der durch den Lüneviller 
Srieden an Frankreich abgetretenen und durch die gedachten Friedendverträge 
wieder an Deutfchland zurücgefalfenen Länder feftgefeut wurde, kann ed 
unter diefen DVerhältniffen nicht weiter ankommen, da fie auch mehr nicht 
enthalten, ald daß man Frankreich bei der Wiederabtretung der Iehteren die 
fpeciel in ihrem Urfprung auf den abgetretenen Ländern hypothecirt geweſe⸗ 
nen, oder für die innere Verwaltung derfelben contrahirten Schulden ver: 
güten wollte. 

Mit der Verwerfung der Auslegung, welche von Elagender Seite dem 
Art. VIII. des Lünevilfer Friedend gegeben werden will, zerfällt nun auch ber 
Anfpruch, den die Flagende Regierung gegen die beflagten Regierungen da⸗ 
raus ableitet, indem nicht behauptet ift, daß diejenigen Steuerfchulden, welche 
bei dem Frankfurter Ausgleichungsceongreffe vom Sahre 1805 unter die in der 
Klage angeführten achtzehn deutfchen Regierungen vertheilt wurden, mit links⸗ 
rheinifchen Hypotheken verfehen waren, wie denn auch das Gegentheil aus 
den vorgelegten Schuldenverzeichniffen hervorgeht. 

Aus allen diefen Gründen wurde in ber Hauptfache, mie gefchehen, 
erkannt, | 
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Die Sntfcheibung über den Koſtenpunet rechtfertigt fich dadurch, baß deren 
Erftattung nach gemeinrechtlichen Grundfäsen, welche in Gemäßheit des 
Bundesbeſchluſſes vom 3. Auguft 1820 hier zur Anwendung kommen follen, 
als eine Urt Schadenerſaß zu betrachten ift, weichen der unterliegeube Theil 
dem obflegenden zu leiten bat. " 

9. Stengel. Bert. v. Woellwarth. 


Zur Beglaubigung: 
Heddaens. 
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B. 


Fälle, Die dermalen noch nicht erledigt find. 


Befhwenre 


des Sürflen von Waldech gegen die Großherzoslich Heſſiſche 
Negierung, wegen einſeitiger Aufhebung vertragsmäßiger Verhält- 
niſſe, ſowie wegen Befisfiörung. — (Band I. ©. 511 — 518.) 


(Schließt ſich unmittelbar an S. 517. des Bandes L.) 





In Zolge des i. 3. 1837, in Sess. XXIV. $. 276, gefaßten Bes 
ſchlußes macht der Königl. Preufifche Gefandte im Jahre 1838, inıssa 
Sess. 1. $. 12. ©. 59. die Anzeige, daß ber genannte Gerichtshof an⸗ 
gewiefen worden, fich der austrägalgerichtlichen Erörterung und Ent⸗ 
Scheidung biefer Sache, im Namen und aus Auftrag der B. V. in vor 
ſchriftsmaͤßiger Art zu unterziehen und es feyen demnach auch von dies 
fem die erforderlichen Einleitungen bereits getroffen worden. 

Im folgenden Jahre 1839, Sess. V. $. 67. S. 169, übergab Praͤ 1530. 
fidium einen Bericht des Königl. Preußifchen geheimen Obertribunals 
zu Berlin vom 24. December 1838, worin daſſelbe anzeigt, auf feine 
Aufforderung unter dem 11. December 1837 an die Fürftl. Waldedifche 
Regierung durch einen zu beftellenden Bevollmächtigten eine nach Vor⸗ 
fchrift der zufolge hohen Bundesbefchluffes vom 16. Suni 1817, 6. 6. 
bier zur Anwendung fommenden Preußifchen Prozeßordnung einges 
richtete vollftändige Klage, binnen achtwöchentlicher Frift, bei ihm eins 
reichen zu laffen — Feine Erwieberung erhalten zu haben. 
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Hierauf wurde ©. 170. beſchloſſen: 

„diefen Bericht zunaͤchſt zum Kenntniß der Grßhrzgl. Heffi ſchen 
und Fuͤrſtlich Waldeckiſchen Regierung zu bringen.“ 

In Sess. IX. $. 114. ©. 314. übergab Praͤſidium einen weiteren 
Bericht des Obertribunald d. d. 29. April d. J., in welchem es anzeigt, 
baß dad am 3. Febr. a. c. von der Fürftl, Waldedifchen Regierung 
vollzogene documentum insinuationis feiner wegen Einreichung einer 
fubftantürten Klage binnen acht Wochen am 11. December a. pr. er⸗ 
laſſenen Verfügung gemäß, ihm am 27. Febr. a. c. zugegangen fey. 
Diefe Friß ſey zwer gegenwärtig abgelaufen, 8 habe ſich jedoch in- 
zwifchen ein Manbatar der Fürftl. Regierung legitimirt und mittelft 
Borftellend vom 13, April a. c. um eine fechömonatliche Frift zur Ein» 
reichung der vollfländigen Klage gebeten, was a dato bewilligt worden 
fen. Diefen Bericht nahm die B. V. zur Wiſſenſchaft. 

Einen weiteren Bericht des Königl, Preußifchen Obertribunals zu 

1842. Berlin vom 27. Juni 1842legt Praͤſtdium in Sess. XX. $. 224. 
S. 346. 900, In diefem Bericht iſt bargethan, warum es unmöglich 
geweſen, biefe Sache innerhalb der in ber Austrägalordnung vom 
16. Juni 1817, Art. HL ad 8, beftimmten einjährigen Friſt zur defi⸗ 
nitiven Entfcheidung zu bringen. Die Hinderniffe lägen in der Weit 
läufigfeit des Prozefles une ben. mehrmaligen Prorogadionsgeſuchen 
der Mandatarien der Partheien, denen nach den Borfchriften Der Kö» 
nigl. Preußifchen Prozeßordnung flatt gegeben werben müßte. 

. Diefen Bericht nahm die B. V. gleichfalls zur Wiſſenſchaft, deß⸗ 

1843 gleichen ben Bericht beffelben Tribunals vom 24. April 1843, welchen 
Präfivium in Sess. XVI. $. 164. ©. 355. der B. V. vorlegt. 

In hemfelben iſt angezeigt, daß nunmehr protokollariſche Verhand⸗ 
lungen ſtatt gehabt haͤtten. Die vollſtaͤndige Auslaſſung der verklagten 
Regierung auf die in der Inſtructionsverhandlung vom 16. März 1842 
enthaltene Replik der klagenden Regierung, ſey, nach Anleitung einer 
von erſterer eingereichten Duplik erfolgt. Es beduͤrfe nun wiederum 
ber Erklaͤrung der klagenden Regierung uͤber dieſe Verhandlungen und 
Propucta, zu welchem Ende, nach dem Antrage des ‚Eläggrifchen Mans 
ra ein Termin mit viermonatlicher Friſt anberaumt worden ſey. 

Es ſtahe zu erwarten, daß i in dieſem Termine die Inſtruktion dieſer an 
ſich weitläufigen Sache, die durch unabwendbare Hinderniffe in Erthei⸗ 
Lung.ber nöthigen Information für Die Stellvertreter der Partheien eini⸗ 
gey, nicht zu vermeibanden Aufenthalt erlitten habe, bis zur Regulirung 
des Status causae ei controversiae gelangen werde, und daß, da 


Befchwerde von Walde gegen Grßhrzgthm. Heffen. 415 


anfcheinend eine zeitraubenbe Beweisaufnahme nicht erforderlich feyn 
dürfte, mit baldigem völligen Abfchluß der Inftruftion und, nach abge= 
baltenen Debuctionsverfahren, mit Abfaffung des Definitiverfenntniffes 
werde vorangegangen werben fünnen *). 


*) Zur Bollftändigkeit erwähnen wir bier noch, daß die Kurfürftt, Heffifche 
Geſandtſchaft in vorläufiger Erwieberung auf eine Beſchwerde der freien Stadt 
Srankfurt gegen die Kurfürftt. Hefffge Regierung — bie einfeitige Aufhebung 
vertragsmäßiger Rechte, insbefondere der Steuerfreiheit mehrerer Güter im 
Bornheimer Berge betreffend — auf diefe bereits rechtsanhaͤngige Streitfache 
Bezug genommen hat, indem fie in ihrer Grfärung (Sess. XV11. $. 182.) fi 
unter anderem bahin ausfpricht:: 

Der bei dem hohen Bundestage i. 3. 1837 verhandelte Fall zwifchen dem 
Grßhrzgthm. Heſſen und bem Fürſtenthum Waldeck, worauf in der Beſchwerde⸗ 
ſchrift Bezuͤg genominen worben, ſeh weſentlich verſchkeden; denn dieſe velden 
Staccen hätten bei Auen "früheren Srertvertrage die Beftkeinung geeröffen, 
daß die nach der Grenzregulirung auf das Gebiet des anderen Staates fallende 
Grundftüde ferner von dem Staate zu befteuern feyen, bem ohne deſſen Unter: 
thanen fie eigenthümlich zuftanden. — Dadurdy wäre mithin eine Staatsſervi⸗ 
tut, ein Befteuerungsreht auf fremdem Zerritorium begründet worben, nicht 
aber eine bloße Steuerfreiheit, und daß jene Servitut aufrecht erhalten werben 
müßte, fo lange in dem vertragsmaͤßigen Verhältniſſe seine Aenderung ein: 
getreten, Fönnte wohl nicht beftritten werben. 

Diefe Aeußerung veranlaßte die Grßhrzgl. Heffiiche Gefandtihaft in Sess. 
xviII. $. 190. S. 400, zu der Bemerkung, baß eben darüber, ob das in 
gedachter Austrägalfache ftreitige Rechtsverhältniß aufrecht zu erhalten, und 
in den früheren vertragsmäßigen Wathlätmilfn keine rechtliche Aenderung eins 
getreten ſey, demnaͤchſt erft nach gefchloflener Verhandlung richterlichem Er⸗ 
kennenkß entgegengefehen werde, und /daß die einfſtweikige String Her Steuer 
erhobung fuͤr die Dauer des Rechtseſtreiter aus der ei genen⸗ ſcoitu cutſchtleßauig 
per Grragl. Regiexung hergegangen ſey, wechalb der Meſardte aa ‚füge Er⸗ 
klärung $. 46% des Prot, von 1837 erinnese, . 
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II. 


Fälle, welche in Folge Des Art. XXX. Der 
33. Schl. Acte anbängig gemacht wurden. 


A. 
Fälle, die nunmehr erledigt find. 


tg 


Vorſtellung 
Ber Generaldirection der Asnigl, Preußiſchen Seehaudlungs-Societät, 
sine Darlehnsforderung sen 231,260 Uthlen. nebſt Binſen zu 414 Pro- 
sent an die ehemals Fürſtlich -Graniſchen Entſchädigungslande, jeht 
Deren allerhöchſte und höchſte Beſttzer betreffend. (B.1.5.783— 794.) 


(Schließt fi) unmittelbar an S. 794. bes Bandes I.) 





Seitdem i. 3. 1832 das Ob.-App.= Gericht zu Celle, in Sess. IH. 

6. 15, durch Bericht Auskunft ertheilt, wie weit bie Verhandlungen 

über diefe Streitfache bei ihm gediehen feyen, findet fich biefelbe 
ıs41.in den Protofollen der B. V. nicht mehr erwähnt bis i. I. 1841, 
in Sess. XXV. 6. 292. ©. 539, Präfivium einen weiteren Bericht 
deſſelben Ob.- App.» Gerichtd vom 4. Oktober vorlegt, womit bafs 
felbe das erfolgte Austrägal= Erfenntniß nebft Entſcheidungsgruͤn⸗ 

den — fiehe unten S. 417. — einfendete, mit der Bemerkung, 
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daß es wegen ber etwa: erforderlich werdenden Feftflellung der Koften, 
die Acten noch bedürfen koͤnne und daher noch nicht beilege. 
_ Hierauf wurde ©. 548, befchlofien : 
„Nachdem das vorflehende Urtheil von dem oberften Gerichts- 
hofe im Namen und aus Auftrag des durchlauchtigften deutſchen 
Bundes den Parteien eröffnet worden ift, fo ift daſſelbe 
1) zur. Kenntniß der B. V. zu nehmen und die Urfchrift, 
um auf deſſen Befolgung halten zu koͤnnen, in dad Bun⸗ 
desarchiv zu hinterlegen, auch 
2) den Bevollmächtigten der Königl. Preußifchen Sechand- 
lungs⸗Societaͤt hiervon Mittheilung zu machen.‘ 


Urtheil 
vom 28. September 1841. 


(Prot. v. 3. 1841, Sess. XXV. $. 29%. S. 540, Band I. S.794.) 





„In Austrägalfachen Anwalts der Krone Preußen wider die aller« 
höchften und höchften nachherigen und gegenwärtigen Befiger der ches 
mals Fürftlih - Oranifhen Entfchäadigungslande, namentlich 
die Krone Oefterreih, die Krone Bayern, die Krone Würtemberg, dad 
Großherzogthum Weimar, dad Großherzogthum Heflen- Darmfladt, 
das Großherzogthbum Baden und das Herzogthum Naflau, wegen 
Uebernahme einer Forderung der Königlich» Preußifhen Seehand- 
lungs⸗Societaͤt zu Berlin von 231,250 Rthlrn. nebft rüdfländigen 
Zinfen, erfennen Bir Ernſt Auguft, von Gotted Gnaden König 
von Hannover, Königlicher Prinz von Großbritannien und Irland, 
Herzog von Cumberland, Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg ıc., 
im Namen und Auftrage der hohen deutſchen Bundesverfammlung 
für Recht: 

daß der Anwalt der Krone Preußen mit der erhobenen Klage 

ab» und zur Ruhe zu verweilen, die Krone Preußen auch) 

fhuldig fey, die Forderung der Seehandlungss Sorietät allein 

zu vertreten, und ben übrigen gedachten Bunbesregierungen 

die Koften des gegenwärtigen Verfahrens zu erflatten. 
Zeonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 27 
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Wie Wir denn folchergeftalt erkennen, abweifen umd ver 
urtheilen. 
Bon Rechtswegen. _ 
Publicat. Celle im Königliche Hannöverifchen Ober» Appellations« 
gerichte den 28, September 1841, 


Ad Mandatum Sarrao Rogiae Majestatis 


preprium. 
(L. 8.) (unterz.) 3. E. v. d. Often. 
Strampe.” 
Entfcheidungsgrände. 





J. 
Die Competenz 


des beſtellten Austrägalgerichts kann von der Großherzoglich-Weimariſchen 
und der Herzoglich-Naſſauiſchen Regierung ſchon wegen der rechtskräftigen 
Entſcheidung vom 19. Januar 1835 nicht mehr in Frage geſtellt werden, iſt 
aber au nach dem Art. 30. der Wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820 
und dem Auftrage der haben deutſchen Bundesverſammlung vom 15. Juli 
1830 feinem irgend begruͤndeten Zweifel unterworfen, 


nd. 
Gegenſtand der Entfheidbung 


tft nach dem Art. 30. der Wiener Schlußaete und dem Auſcrage der hohen 
deutſchen Bundesverſammlung lediglich die Vorfrage: ob eine oder mehrere 
der ſtreitenden Regierungen, der Seehandlungs-Societät gegenüber, in An⸗ 
ſehung der Darlehnsforderung von 231,250 Rthlrn. aus der Schuldverſchrei⸗ 
bung ded Erbprinzen von Oranien vom 26. Januar 1805, paffiv zur Sache 
legitimiet, mithin jur Vertretung und eventuell zur Berichtigung diefer Fors 
derung verpflichtet fey ? Diefe Verbindtichleit würde nur auf einem perfbns 
lichen Schuldverhältuiffe der betreffenden Bundesregierungen gegen die See 
handlungs:Sorietät, in Beziehung auf bie erwähnte Darlehnsforderung, 
beruhen Eönnen; die Hypotheken, melde in der Schuldverfchreibung zur 
Sicherheit der Glaͤubigerin conſtituirt find, Fönnen Hingegen nichts entfcheiben, 
weil der Beſitzer einer für eine Forderung verpfändeten Sache, als folcher, 
nicht Schuldner ift. Hieraus folgt, daß der Geſichtspunct einer erhobenen 


Forderungen ber. Kgl; Preuß. Sechandlungs-Borietät. 419 


Actio hypothecaria völlig unzutreffend ſeyn würde, and daß daher auch das 
von den Parteien verfchiedentich erwähnte Benekciaih excussionis bei 
Entſcheidung der Sache unerheblich ift. 

Keine der Rreitenden Regievangen Sat ſelbſt die Anteihe bei der Sees 
handiungs⸗Sorietaͤt dontrahirt; fe alle würden mögkiherweife nur vermöge 
ihres Eintrittd in das durch den Darlehnscontract des damaligen Erbprinzen 
von Oranien begründete Obligationdverhäftuie Schuddnerinnen der Seehand⸗ 
lungs⸗Societäͤt geworden ſeyn koͤnnen. In des Erbprinzen eigene perſoͤnliche 
Verbindlichkeiten iſt keine derſelben eingetreten; ed kann bier nur die Succeſ⸗ 
ſion in eine ſoiche Verbindlichkeit in Betracht kommen, welche der Erbprinz 
in feiner Eigruſchaft als Regent und Repräfentant der im $. 12. des Reichs⸗ 
deputationd: Suuptfchtuffes vom 25. Februar 1803 bezeichneten Oranifchen 
Entſchaͤdigungslande contrahire hat, alfo in eine Skaats⸗ oder Lanbesfurb 
diefer Entſchädigungslande. 

Da in ein nicht eriffivendes Schuldverhaͤltniß der Eintritt eines andern 
Subjects, als Schuldners, nicht ſtatt finden. kann, fo muß vor allen Dingen 
unterſncht und entſchieden werden, ob 

A. durch das in der Schuidverſchreibung vom 26. Januar 1805 vers 

briefte Dariehn eine Staats: oder Landesſchuld der Oraniſchen Ent: 

ſchaͤdigungsſlande begründet worden fey. Muß diefe Frage bejahet 
werden, fo ift es ‚für die Entſcheidung ber vorliegenden Streieſciche, 
bei weicher es nur anf die Feſtſtellung der paſſiven Sachtegitimativn 
ankommt, gleichguatig, ob dus Fotderungsretht der Seehandlungs⸗ 
Societät durch ſpaͤterr Thatſachen, z. B. durch deſſen angebliche 
Nichtanmeld ung in Folge der präckuſtdviſchen Aufforderungen ber 'che: 
marigen Weſtphaͤſchen und der Großherzoglich⸗ Feankfartiſchen Re 
gierung, wieder aufgehoben ſey. Dieſe, fo rote ale aubkren peremto⸗ 
riſchen Einteden, welthe der Forderung der Sechandiaugs⸗Sdeietät 
etwa eutgegengeſetzt wetden Edtiten, find nicht Gegenſtund der aus⸗ 
traͤgalgetichtlichen Entſcheidung. 
Sodann wird zu unterſuchen ſehn, vb 

B. die ſtreltenden Bundesſtaaten in die perſontitche Verbindiichteit der 

Oraniſchen Eutſchadigungblande eingerretee ſind. 


| Ad A. 
Die erfte dieſer Kragen zerfuͤllt In zwei andere, Ali: 
1) weiches find die rechtlichen Exforbertiiffe einer Staatsſchuld? 
ꝑ) find. dieſe bei der Serhandlungs⸗Anteihe anzatverfen ? Ä 


Ai. 


Der Staat, ald meralifhe Perfon, wird in feinen äußeren Bezichungen, 
namentlich in feinen rechtlichen Werhätthifien gegen andere möraliſche ober 
phyſiſche Perfonen, durch den Rezenten reptäſentirt. Der Granbfaß, nach 
weichem der Regent, als Repräfentait des Staats, dieſem efite rechtliche Ver⸗ 
bindlichkeit auferlegen Fam, iſt von dem Princip, welthes bon der Verpflich⸗ 
tung durch Stellvertreter im Privatrechte gilt, nicht verſchieden; Hanblungen, 
welche der Repräfentant innerhalb der Grenzen feiner Befugniſſe Natnens 
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deffen vornimmt, welchen er repräfentirt, find für diefen verbiudih. Die 
Repraͤſeutationsbefugniſſe des Regenten werden durch die Verfaſſung des 
Staats beftimmt, welchen er repräfentirt. Verbindlichleiten alfo, welche der 
Regent innerhalb der verfaffungsmäßigen Grenzen feiner Befugniſſe für den 
Staat eingeht, find für dieſen verpflichtend. Der Regent muß gehandelt 
haben, 

a) nicht für fih, ald Individunm, fondern für den Staat, d. h. nicht 
in der Abſicht, feine eigene Perfon, fondern den Staat zu verpfliche 
ten; denn fonft will ee nicht als deſſen Repräfentant handein; 

b) innerhalb der verfaffungsmäßigen Orenzen feiner Befugniſſe; deun 
außerhatb diefer Grenzen kaun er den Staat nicht repräfentiren. 

Die monarchiſchen Staaten Deutfchlande aber repräfentirt allein der 
Landeöherr ; dDiefer und nur dieſer ift berechtigt, für den Staat Verträge zu 
fließen und dadurch Rechte und Derbindlichfeiten zu begründen. Anders war 
eö auch zur Beit der deutſchen Reichöverfaffung nicht, denn der Reichsverband be⸗ 
wirkte nur die Nichtigkeit ſolcher Verträge, durch weiche die Verpflichtungen 
gegen Kaifer und Reich verlebt wurden, weil ſolche Vertraͤge nicht ohne 
Ueberfchreitung der verfaffungsmäßigen Grenzen feiner Befugniffe von dem 
Landesherrn gefchloffen werden konnten. Allerdings mar ed Rechtsgrundſatz, 
daß der Landesherr nicht ohne Noch oder Nupen fein Land mit Schulden be: 
fchweren folle. Wer aber eine Schuld contrahirt, iſt und bleibt Schuldner, 
die übernommene Verbindlichkeit mag ihm nüplich oder fchädlich ſeyn. Hatte 
daher der Landesherr (mit Einftimmung der Stände oder Domcapitel, mo 
eö deren bedurfte) "eine Schuld für Landes: oder Staatsſchuld erklärt; fo 
mar fle Randesfchuid, und niemals konnte dem verpflichteten Lande rechtlich 
geftattet feyn, dem Gläubiger unter dem Vorwande die Befriedigung zu 
verweigern, daß der Landesherr (und Stände) die Nothwendigkeit oder 
Nüglichleit der übernommenen Verpflichtung nicht gehörig erwogen habe; 
wenn gleich dem ohne Noch oder genügenden Grund mit einer Schuld be: 
ſchwerten Lande eine Klage bei den Meichögerichten gegen den Landes: 
herrn zuſtand. Daher ift ed auch für das Verhaͤltniß zu dem Gläubiger 
gleichgültig, ob angeliehenes Geld für die Bebürfniffe oder zum Nutzen des 
Staats verwendet, oder non dem Randesheren oder den Behörden, welchen ed 
anvertraut wurde, vergeudet wird, Aus der Mealqualität des Darlehen: 
contracts folge nur, daß der Herleiher, um gegen den Staat ein Rückfor⸗ 
derungsrecht zu erwerben, derjenigen Behörde zu zahlen Hat, weiche verfaf: 
fungsmäßig zum Empfange berechtigt ift; was aber mit dem Gelde weiter 
gefchieht, ift auf die Rechte des Glaͤubigers, welcher die Verwendung zu über: 
wachen fo wenig berechtigt, wie im Stande ift, ohne Einfluß. 

Daber kann auch eine Schuid, welche der Regent für fich feibft als In: 
dividuum contrahirt, durch den Nusen, welcher Dadurch dem Staate etwa 
zugewendet werden mag, nicht Staats⸗ oder Landesfchuld werden. Die Ac- 
tio adjectitiae qualitatis de in rem verso fept aufer dem Mechtögefchäfte 
feipft einen befondern Rechtsgrund voraus, vermöge defien der Nupen, welcher 
aus dem Gefchäfte für einen Dritten hervorgegangen ift, dem Gläubiger auch 
gegen diefen ein Klagrecht gewährt. Diefer Rechtögrund befteht in einem Ge: 
ſchäftsführungs-Verhältniſſe zwiſchen dem Schuldner und dem begünfligten 
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Dritten, ift alfo nicht vorhanden, wenn der Schuldner für ſich contrahirt, 
und feine Abficht, zum Mugen eined andern zu handeln, dem andern Con: 
trahenten nicht zu erkennen gibt. In einem foihen Falle kann der letztere nicht 
die Abficht haben, durch das Gefchäft Rechte gegen einen Dritten zu erwer- 
ben, und aus fpäferen einfeitigen Handlungen feines Schuldners kann er ders 
gleichen nicht ableiten. Versio in rem publicam ift daher zur Begründung 
einer Staatsſchuld nicht erforderlich, wenn der. Regent ald Repräſentant des 
Staats contrahirte, und nicht Dazu geeignet, wenn er für fich felbft eine Ver: 
bindlichkeit eingegangen ift. Nur dann kann ihr rechtlicher Werth beigelegt 
werden, wenn ed zweifelhaft ift, ob der Regent eine Verbindlichkeit für ſich 
fetbft, oder als Repräfentant des Staats übernommen habe. Dann mag bie 
Art der Verwendung aygeliehener Gelder ald Beweisgrund für die eine oder 
die andere Abficht, und die Schuld für eine Staatsfchuld gelten, fomeit die 
Verwendung zum Beſten des Landes nachgewiefen werden kann, — voraus: 
geſetzt, daß auch die Art ihrer Contrahirung den verfaffungsmäßigen Erfor⸗ 
derniffen einer Staatsſchuld entfpricht. Nur dann alfo, wenn die Schuld, 
vermöge der Art ihrer Contrahirung, Privatfchuld des Regenten oder Landes: 
ſchuld feyn Fönnte, ed aber zweifelhaft ift, ob fie das eine oder dad andere 
feyn follte, kann der durch diefelbe beförderte Nuben des Landes von Erheb- 
lichkeit feyn. 

Als Beweisgrund der gehegten Abficht kann die Versio in rem nicht 
weniger dann in Betracht fommen, wenn der contrahirende Megent mehrere 
Staaten oder Länder repräfentirt, und ed, bei ermwiefener Abficht, eine Staats: 
ſchuld zu conftitwiren, zweifelhaft bleibt, ob alle dem contrahirenden Regenten 
unterworfenen Länder, oder nur eines oder einige derſelben Schuldner werben 
foliten. 

Daß der Eonfend ber landesherrlichen Agnaten nicht allgemeines Erfor: 
derniß einer rechtögäftigen Staatsſchuld fen, ergibt fih ſchon daraus, daß bei 
Ländern mit republilanifcher Verfaffung von diefem Requifite nicht die Rede 
feun kann. Die Nothwendigkeit agnatifchen Eonfenfes zur Eontrahirung einer 
perfünlihen Verbindlichkeit für den Staat würde, abgefehen von einer damit 
vielleicht verbundenen Verpfändung ded Kammerguts, in jedem Falle nur auf 
ſpecieller Randesverfaffung beruhen können, 

Eine Staats: oder Landeöfchuld ſetzt demnach voraus: 

a) eine an fi vechtsbeftändige Schutbverbindlichkeit ; 

8) die verfaffungsmäßige Erklärung des Megenten, daß diefelbe für den 

Staat oder das Land contrahirt werde, 
Es ift daher 
| 32. | 
weiter zu: unterfuchen, ob die Seehandlungs-Anleihe diefe Exforderniffe an 
fi trage. - u 


. 


8 
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ift an und für ſich nicht. zweifelhaft, wird auch von keiner Seite beſtritten. 
Außer einem gültigen Vertrage gehört aber zu einem Darlehn 
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b. 


bie Auszahlung der angeliehenen Summe von dem Herleiher an den 
Schuldner. 

Die Seehandlungs-Societaät würde alſo eine Capitalforderung von 
231,250 Rthirn. erworben haben, wenn die Behauptung der Krone Preußen, 
daß ein gleicher Betrag dem Bevollmaͤchtigten des Erbprinzen gezahlt worden 
fep, erwiefen oder noch zu beweiſen feyn ſollte. 

Was aber die verfaffungemäßige Erklärung ber Anleihe für eine Staats: 
oder Landesſchuld betrifft, fo ift dazu erforberiich, daß 


1. 


der Erbprinz von Dranien zur Zeit der Contrahirung ded Anlehens Inhaber 
ter Staatögewalt in den Dranifhen Entfhädigungslauden geweſen fey. Da 
der Reichsdeputations-Hauptſchluß aber nicht den Erbprinzen, fondern deffen 
Vater für den PFünftigen Beherrfcher der Entfchädigungsiande erklärt, und 
diefer zur Zeit der ausgeftellten Schufdverfchreibung noch am Leben war, folg= 
lich der Erbprinz durch Erbfolge noch nicht an deffen Stelle getreten war; fo 
wuͤrde die behauptete vertragsmaͤßige Abtretung der Souverainetät von der 
Krone Preußen gegen diejenigen der flreitenden Regierungen, weiche den in 
beglanbigter Abfchrift producirten Vertrag vom 29. Auguft 1802 nicht an: 
erkannt haben, noch bewiefen werden möüflen. Sodann würde fich ferner 
fragen, ob 
2. 


dee Erburinz von Dranien das Anishen der Sechandlung auf verfaflungt 
mäßige Weiſe für eine Staatsſchuld erfiärt habe, alfo ob er daffelbe 
a) überhaupt für Staats: oder Laudesſchuld erllärt, und ob er 
rn) fie bei Kiefer Exftärung in den verfaſſungemaßigen Grengen feiner 
Befagniſſe gehalten: habe. 


Ada 


Die wefle Kater Fragen. heineffend, fo ift, unch den Aufhrungen aller 
Parteien, der gefchloffene Darichnscontrack in der Schuldverſchreibung nem 
26. Januar 1805 nelßäubig enthalten; nicht darim aufgenemmens Beben: 
verabredungen werden nicht behauptet, folglich. iſt Die aufgefellte: Frage amächfl 
as dam Inhalte dieſer Imlunbe zu beautmorsen. 

In diefer Hinfiht find die Risch. deren ber Enbpeinz: ch im dem Docu⸗ 
mente bedient, ohne Gewicht, denn Fürft zu Zulda und Corvey, Graf zu 
Dortmund, Herr zu Weingarten würde der Erbprinz geblieben feyn, wenn er 
auch für Feind diefer Länder von der Seehandlungs-Societät Geld gelichen 
hätte, Eben fo wenig kann aus der Erftärung dad Erbpriugen gefchloffen wer: 
den, daß er dad Anlehen auch für feine Erben und Nachfolger contrabine, dem 
beide Ausdrücke Fönnen mit gleichem Rechte auf die Succefforen in feinen eiges 
nen privatrechtlihen Verhättniffen und in feiner Souverninetät über die Ents 
Ghärigungtiande bezogen werden. — Nicht erheblichen: find bie in der Schuld⸗ 
rerſchreibhung beftellten Hppothelen; dein. eines. Theils macht die Verpfaͤndung 
einer Sache bie Schuld, zu. deren Sicherheit fie erſalgt, wicht: zu einer Schulb 
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bes Sigentiehmwerd: uber Befiberd ber verpfänbete Sache, und andern Theits 
würde, wenn aud bes ceuſtituirten Hypotheken auf die Perfon des Schuld: 
nerd gefchloffen werden Nunte, die Seehandlungs-Anteihe mit gleich gutem 
Geunde fün eins yerfinliche Schub des Erbprinzen, wie für eine Staatsſchuld 
feiner Lande erftärt werden können, weis zur Sicherheit. besfelben nicht nur 
des Erbprinzen geſammte Habe, folglich auch fein Privatvermögen, fondern 
auch feine Entſchaͤdigungslande, d. h. das in demſetben beſtnbliche und dazn 
gehörige Stantänernögen verpfaͤndet iſt. 

Micht endtſcheidend iſt ferner ber angegebene Zweck ber Anleihe, naͤmlich 
die Aufhelfung der Entſchaͤdigungsiande und Beſtreitung der Bandesbehiirf 
niſſe; denn ed würde nichts Widerſprechendes haben, wenn der Erbprinz zum 
Nuthen und zur Verbeſſerung der Einkünfte feiner Lande, welche auch ihm 
vortheithaft werben mußte, für feine Perfon eine Schu contrahirt hätse, und 
die verſprochene Rückzahlung aus ben Bataviſchen Eutſchadigungsgeldern ſcheint 
eine ſoiche Abſtcht anzubeuten. 

Aber der Erbprinz hat ſeinen Willen, nicht eine nur ihn, perfäntich an: 
gehende, fordern eine Staats: oder Landesſchuld zu contrahiren, bentiich aus⸗ 
geſprochen, denn in dem Schtußfape der Schuldverſchreibung agnoscirt er das 
Darlehn ald eine wahre abfolute und nothwendige Landesfhuib. Er mar 
aber Regent und Repräfentant mehreven Länder, welche, ehe er fie acquirirte, 
nicht zn einem Staate vereinigt, fondern theils ſelbſtſtaͤndige Neichslande, 
theils Beſtandtheile geößerer Territorien geweſen waren. Es entfteht daher 
die Frage, weiches oder melche vom feinen verfchiebenen Landen, oder ob ſie 
alle Schuidner der Sechandlung werden foliten. 

Das Lestere würde anf verfchtedene Weife möglich geweſen fen. Es 
konnten alle unter der Herrſchaft des Erbprinzen vereinigte Länder ald eine 
moraliſche Perfon, mithin ald ein einziges Subject der Seehandlungs⸗Socie⸗ 
tät verpflichtet werben, oder man könnte jedes einzelne Entſchaͤdigungsland, 
mit dem Regenten au feiner Spitze, als einen befondern Staat, und die über- 
nommene Schuld ats eine allen. diefen einzelnen moralifchen Perfonew gemein: 
ſchafttiche, nach gewiſſen Raten unter ihnen getheilte betrachten. 

Die erftere Auffaffungsweife aber würde durch den Inhalt der Acten nicht 
gerechtfertigt werden; denn fo fehr auch die von ber Krone Preußen in Bezug 
genommenen Organifationseinrichtungen des Erbprinzen und feiner oberen 
Behörden das Beſtreben darthun, in bie Bermattung der einzelnen, von der Ems 
bie zum Bodenfee zerftreuten Emsfchädigungslande, eine übereinftimmende 
und gleichformige Ordnung einzuführen; fo eugibt fich aus denſelben doch kei⸗ 
neswegs, daß: alle diefe Länber zur Zeit bes contrahirten Uhrdeihe in finanzieller 
Hinficht, in Beziehung auf das in denſelben befindliche Staatseigenthum, die 
Beftenerung, bie Struerverwaltung und das Schulbenweſen, fchon zn einem 
Ganzen, zu eiwes moratifchen Perfon vereinigt gewefen wäuen: Vielmehr 
erhellet dad Gegentheil aus ber Fürſtlichen Verordnung vom, Sannar 1803, 
dem Reſcripte vom 26. April 1803, der Eaffeninfiruetion vom 20. Mai,1805 
ww dem Diepofitions-@affen-Etat für das Jahr 180%, denn nach dieſen Docu⸗ 
menten bildete eim jedes der verſchiedenen Entfchäbigungslaude, in Beziehung 
anf ſein Vermogen und fein Schuldenmefen, ein getrennt für ſiche beſtehendes 
Ganges, obgbeich, wie ed wit dieſem Verhärmigfe feho wohl vereinbar war, 
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die Weberfchäffe der verfdhiebenen, für ſich befichenden Laudescaſſen in eine 
zu Fulda errichtete und der ausfchließlihen Verfügung ded Regenten aller Eut⸗ 
(hädigungsländer unterworfene Dispofitionscaffe zufammenfloffen. 

Es würde demnad nur die Vorausſetzung übrig bleiben, daß eine allen 
Entihädigungsianden, als eben fo vielen moralifchen Perfonen, gemeinfchaft- 
liche Schuld Habe confituirt werden folien. Für diefe Abſicht fcheint ed zu 
ſprechen, daß der Erbprinz von Dranien Beherrſcher und Repräfentant alter 
diefer einzelnen Staaten war, und die contrahirte Schuld alfgemein für eine 
Landesſchuld erklärte. Es fcheint hieraus gefchioffen werden zu mäflen, daß er 
diefe Erkiärung für das eine feiner Länder nicht weniger wie für das andere 
son fich geftellt habe, daß er mithin fie alle habe verpflichten wollen, und bie 
fee Schuß fcheint in dem ausgefprochenen Zwecke, durch die angelichene 
Summe allen Entfhäbigungsländern aufzuhelfen, und in der Behauptung der 
Krone Preußen, daß die Gelder in die, auch für gemeinfchaftliche Bebürfniffe 
alter Entfchädigungstande beftimme gemefene Dispoſitionscaſſe gefloffen feyen 
(dafeen diefe Behauptung zu erweifen ſeyn ſollte), feine Beſtaͤtigung zu finden. 

Die Gemeinſchaftlichkeit der Schuld für alle Entſchädigungslande würbe 
jedoch nur angenommen werben Fünnen, wenn diefeibe ohne nähere Beſtim⸗ 
mung ganz allgemein als eine Landesſchuld anerkannt wäre. Es folgen aber 
in der Obligation vom 26. Januar 1805 auf die Agnition des Darichns ale 
einer Landesſchuld, die Worte: 

und wollen folche (die Landesfchutd) bei Unferer dortigen (Cor⸗ 
veyiſchen) Regierung auf das Tableau der Kammerfchulden bringen 
laffen, auch, daß ſolches gefchehen, binnen zwei Monaten nachmeifen. 

Aus dem Inhalte der Urkunde, fo weit er der Anerkennung des Darlehns 
als einer Landesſchuld vorangeht, war nicht zu erkennen, daß eine Landes: 
oder Staates Schuld contrahirt werden ſollte; man könnte dieſelbe nach dieſem 
Theile des Documents mit gieichem Rechte für eine bloß perföntiche Schulb 
des Erbprinzen von Oranien erklären. Jetzt erſt wurde ausgefprochen, daß fie 
Beine folche, fondern eine Staatsſchuld feyn folle. Die Glaͤubigerin aber fonnte 
mit Recht eine genauere Beflimmung darüber verlangen, ob die fämmtlichen 
Entfhädigungsiande, ein jedes pro rata, oder ob einige oder eines berfelben 
als Schuidner ihr gegenüber ftehen, und, im Falle fäumiger Zahlung, von 
ihr in Anſpruch genommen werden folle. Und es wurde ihr dad Fürſten⸗ 
thum Corvey ald diejenige moralifche Perfon bezeichnet, an welche, ald bie 
Schuidnerin, fie ſich zu hatten habe. Nur diefer Sinn kann dem Verſpre⸗ 
hen des Erbpringen, die contrahirte Staatsſchuld auf das Corveyiſche Kam⸗ 
merſchulden⸗Tableau bringen zu laffen, und der Seehandlungs-Societät 
nachzumweifen, daß dieß gefchehen fey, untergelegt werden. Ob das Fürftenthum 
Eorvey zu den übrigen Oranifchen Entfhädigungsländern in einem rechtlichen 
Verhältniffe ftehe, vermöge defien es, wegen ber der Sechanblungs-Societät 
zu leiftenden Ruckzahlungen an Capital und Sinfen, einen verhältnißmäßigen 
Regreßanſpruch zu begründen im Stande geweſen fepn würde, war für bie 
Herleiherin gleichgüͤltig; fie ſollte fi mit ihrer perfünlichen SchutbHage, auf 
welche es hier allein ankommt, lediglich an das Fürftenehum Eorven halten, 
und zur Begründung ihrer Klage gegen diefes, ſollte ihr gerade die Iuferip: 
tion der Anleihe auf das Corveyiſche Kammerfchulden : Berzeichuiß bienen. 
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Wenn die Schutd, wie von der Krone Preußen behauptet wird, für das 
Fürſtenthum Corvey allein eine zu große Laſt gemefen feyn würde; fo konnte 
bieß bei der Herleiherin für ihre Sicherheit Feine Beforgniß erregen, da ihr, 
außer der fpeciellen Hypothek an dem Staatdeigenthum und Einkommen des 
Fürſtenthums Corvey, auch eine allgemeine Hypothek an ſaͤmmtlicher übrigen 
Habe ded Erbprinzen von Oranien, und allen feinen Landen und Einkünften 
beftelit war, fle daher, im Kalte einer Inſolvenz oder des Zahlungsverzugs auf 
Seiten des Fürftenthums Corvey, vermittelt der Pfandklage ſich immer ihre 
Befriedigung verfchaffen konnte. Ob es aber von Seiten des Regenten zweck⸗ 
mäßig, ob es gerecht war, zum Tuben der fämmtlihen Entfchädigungslande, 
dem Fürftenthum Corvey allein eine perfünliche Verbindlichkeit von ſolchem 
Umfange aufzuerlegen, ob die Mittel zu einer Ausgleihung dem Megenten zu 
Gebote fanden, und von ihm angewendet werden würden, Eonnte die See: 
handiungs:Societät nicht intereſſiren; ; ihr perſonlicher Schuldner war das 
Fürftenehum Corvey. 

Ad b. 


Die Berfaffungsmäßigkeit der Iandesherrlichen Erklärung ift feinem Zweifel 
unterworfen, da Befchränfungen der Befugniß ded Erbprinzen, ald Repräfen: 
tant des Fürftenthums Corvey für daffelbe zu pacisciren, aus der Verfaffung 
diefed Landes nicht angeführt worden find. 

Da nach den vorftehenden Ausführungen die Seehandlungs-Anleihe als 
Staatöfhuld eines einzelnen Entfchädigungslandes aus der Schulbverfchreibung 
mit Beftimmtheit erkennbar ift; fo bedarf es Feiner weitern Unterfuchung über 
die Verwendung der angeliehenen Gelder, denn durch diefe Eonnte die Perfon 
des Schuldners, der Seehandlung gegenüber, niemals verändert werden. 


AdB. 


Daß die Krone Preußen gegenwärtig Inhaberin der Staatögewalt im 
Fürſtenthum Eorvey, und Repräfentantin diefed Landes in feinen rechtlichen 
Verhältnifien zu dritten Perfonen fey, ift nicht zweifelhaft. Ihr liegt daher 
die Vertretung deffelben gegen. die Forderung der Seehandlungs: Sorietät an 
Capital und rücftändigen Zinfen, und eventuell die Befriedigung der Gläubi⸗ 
gerin ob. 

Da auch die Krone Preußen ſelbſt einräumt, daß der Erbprinz von Oras 
nien, in Folge des Vertrags vom 29. Auguft 1802, zur Seit der Contra: 
hirung des Seehandlungs-Anlehens rechtmäßiger Inhaber der Staatögewalt 
im Fürftenthum Eorvey gewefen, und daß dad Anlehen zu dem Belaufe von 
231,250 Rthien. durch einen Bevollmächtigten ded Erbpringen realifirt worden 
fen ; fo bedarf es über beide Puncte keines weitern Beweiſes. 

Die Verpflihtung ber Krone Preußen zur Erftattung der Proceßkoften ift 
nothmendige Folge ihres Unterliegend in der Hauptfache. 


(L. S.) (unterz.) F. W. v. Oſten. 
Strampe.“ 
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Forderungen 


son Bernhard Strass, Johann Gottfried Arnsidi und Comp. in 
Gotha, wegen der im Srühjahr 1814 gemachten Armeslieferungen. 
Später reclamirten Johann Gottfried Arnoldi und Sohn zu Gotha 
und Iulius nnd Alerender Elhan zu Weimar. — 
(Baud I. Seite 838 — 850.) 


(Schließt fid) unmittelbar an S. 849, des Bandes I.) 





Im Sabre 1837 hatte Präfivium in Sess. X. $. 120. einen Bes 
richt des Ob.» App.» Gerichtö zu Celle vorgelegt. 

Ueber eine weitere Eingabe der Reclamanten Arnoldi zu Gotha und 

10358. Elfan zu Weimar (No. 30. des Eingaberegifters von 1838, ©. 596) 
erftattete i. I. 1838. der Kurfürftl. Heffifche Gefandte, Namens der 
Reclnmationscommilfion, in Sess. XX. $. 238. ©. 734. Vortrag. 

Reclamanten bäten um bie geeignete Verfügung zur Fürberung 
der Entſcheidung des Audträgalftreits, welcher wegen ihrer Kapi⸗ 
tal» und Zinfenforderung an den Laͤndern des i. I. 1814 beſtandenen 
Thüringer Rayonverbanded zwifchen beren höchflen Regierungen ob⸗ 
ſchwebe. 

Durch Beſchluß vom 22. December 1831, $. 321. des Protokolls 
der 44ten Sigung (f. Bd. I. ©. 848) fey nämlich das Königl. Han⸗ 
növerifche Ob.» App.» Gericht in Celle beauftragt worden, die Vorfrage 
zu enticheiden, ob und welche der erwähnten hoͤchſten Regierungen, 
auch in welchem Berhältnifie diefelben die in Rede befindliche For⸗ 
derung zu vertreten hätten, und nad) fünfjährigem Stillſchweigen, auf 
gefordert durch Beſchluß vom 2. März 1837,$. 61. des Protokolls der 
5ten Situng (f. Bd. I. ©. 849), habe gedachted Gericht am 6. April 
befielben Iahres, $. 120, des Protokolls der 10ten Sigung berichtet, 
daß der Aktenfchluß allein noch aufgehalten werde durch eine zurüd 
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ſtehende Erklärung, zu deren Einreihung nunmehr eine letzte Friſt ber 
ſtummt worben fey, unter Androhung des Praͤjudizes, daß Die Nichtber 
folgung al& Anerkenntniß der gegentheiligen factifchen. Angaben werbe 
angefehen werben, unb daß man fich vie möglichfle Befchleunigung bed 
abzugebenhen Austrägalerfenntnifles auf jede, mit Erfüllung der uͤbri⸗ 
gen Dienfiobliegenheiten und der nothwendigen Beförderung anderer, 
in großer Maſſe vorliegender, bringender Arbeiten, irgen& vereinbarliche 
Weiſe pflichtfehulpigft angelegen feyn laſſen werde. 
Seitdem ſeyen aber wieder ſechszehn Monate werfirichen, ohne daß 
das Erfenntniß, oder ein die Gruͤnde des Verzugs anzeigender Bericht 
eingegangen fey. | 

Ob nun zwar erſt vor Kurzem das hetreffende Ob.» App.- Gericht 
. ein fehr ausführliches Erkenntniß in dem verwidelten Rurtrierifchen 
Schuldenweſen ertheilt, und dadurch einen abermaligen Beweis feiner 
Gruͤndlichkeit bei Bearbeitung der ihm übertragenen Austraͤgalſachen 
gegeben. habe, fo fehe fich die Reclamationgcommiffion dennoch durch die 
Beſtimmungen im Art. 8. der Auöträgalorbnung vom 16. Juni 1817, 
fo wie durch die vorliegende Sollicitation zu dem Antrag auf Beſchleu⸗ 
nigung veranlaßt, worauf demgemaͤß beſchloſſen murbe: 

„Die Königl. Hanndverifche höchfte Regierung zu erfuchen, in 
der fraglichen Angelegenheit das Ob.» App.» Gericht zu Celle um 
Befchleunigung der Erfenntnißertheilung und, falls folche einem 
Anftande unterliegen follte, an Erftattung bes vorſchriftsmaͤßi⸗ 
gen deßfällfigen Berichts erinnern zu wollen.” 

In Folge diefes Beſchluſſes erklaͤrte der Koͤnigl. Hannoͤveriſche Se 
fandte, in Sess. XXVIIL.$. 313. ©, 866, wie aus von dem fraglichen 
Gerichte über die vorliegende Sache eingegangenen, Berichte bervargehe, 
daß die Alten zur Relation ausgeſtellt feyen; daß ber Referent mit Be 
arbeitung der Sache hefchäftigt ſey; daß, foweit die Gelchäfte des Go 
richts es irgend verfintteten, auf Befchleunigung der Entſcheidung Be 
Bacht genommen: werden falle; — welche Erklärung bie B. V. zur Wie 
ſenſchaft nahm *). 

Noch bevor jedoch won Seiten. des Gerichts die Entſcheidung er⸗ 
folgt war, wurde won Seiten ber Reclamanten von neuem um Be 
ſchleunigung gebeten, woruͤber i. J. 1849 der Kurfürfil. Heffiihe Ge 1840. 


*) Zur Vollftändigkeit bemerken. wir, baß in einem Berichte des Ob.⸗App.⸗ 
Gerichts zu Celle vom 26. Novbr. 1838 über den Thüringer Rayonverband wegen 
Surüdbehaltung ber Xeten biefes Falle Erwähnung geſchieht (f Prot. v. I. 
1889, 8.10.98.) 


1841. 
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fandte, Namens der Reclamationscommiffion,inSess. VI.6.93. S. 138, 
Vortrag erflattete, und darin bemerkt, daß wiederum fiebenzchn Mo» 
note verflrichen, ohne daß das fragliche Erkenntniß, ober, wie body bie 
Austraͤgalordnung vom 16. Juni 1817 unter Ziffer 8. vorfchreibe, ein 
Bericht über die Gründe des Verzugs an bie B. V. gelangt fey. Nach 
Anleitung ber Beftimmungen im Artifel 2. des Bundesbefchlufles vom 
3. Augufi 1820 trage die Reclamationscommiffion darauf an, — was 
ebendafelbft zum Befchluß erhoben wurbe: 
„daß die König. Hanndverifche hoͤchſte Regierung um Erloffung 
ber nöthigen Verfügungen zur Beförderung ber in Rebe bes 
findlichen Entfcheidung wiederholt und dringend zu erfuchen, 
auch davon, daß dieſes gefchehen, der Anmalt der Reclamanten 
in Kenntniß zu fegen ſey.“ 
Auf diefe Aufforderung erflärte der Koͤnigl. Hannöverifche Gefandte, 
in Sess. X. $. 135. ©. 227, wie aus dem von dem fraglichen Gerichte 
über die vorliegende Sache eingegangenen Berichte hervorgehe: daß bie 


Acten fich, behufs Abgabe des Erfenntniffes, in den Händen des Cor 


referenten befänden, und daß, fo weit die anderweiten Gefchäfte des Ges 
richts es irgend verftatten, auf Befchleunigung ber Entfcheivung Bedacht 
genommen werben folle, von welcher Erklärung dem Bevollmächtigten 
der Reclamanten gleichfalls Kenntniß zu geben befchloffen wurde. 

Im folgenden Jahre 1841 übergiebt hierauf Präjivium, in Sess. 
XXI. 6. 228. ©. 458, einen ihm von dem betreffenden Ob.» App.» Ge- 
richt zugefommenen Bericht vom 28. Juni, womit daffelbe das Aus- 
trägalerfenntniß, nebſt den Entſcheidungsgruͤnden, f. unten ©. 429, 
überreicht. 

An dem Schluffe des Berichtes ift bemerkt, daß, wenn es die Acten 
noch nicht entbehren koͤnnte, weil eine Erklärung der Regierungen von 
Sachen» Eoburg- Gotha und Sachfen- Meiningen Hildburghaufen an⸗ 
noch angebracht werden müffe, und es auch bei etwa erforderlich 
werbender Feftftellung der Koften derfelben bedürfen mwerbe; fo be 
ſchraͤnke es fich vor jegt darauf, das abgegebene Erfenntniß mit deffen 


Entfcheidungsgründen hierüber zu überreichen und ftelle e8 dem Er⸗ 


meſſen der B. V. anheim: ob und in welcher Art die bei der Sache 
intereffirten Reclamanten von dem Inhalte des Erkenntniffes zu bes 
nachrichtigen feyn würden, 
Der hierauf ©, 483. gezogene Beſchluß lautet: 
1) „Nachdem dad vorfiehende Urtheil von dem Austrägalgerichtö« 
hofe im Namen und aus Auftrag des Durchlauchtigflen deutſchen 
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Bundes den Parteien eröffnet worden, fo werde die Urfchrift 
beffelben, um auf deifen Befolgung halten zu koͤnnen, im 
Bundesarchiv niedergelegt. 

2) Dem Berollmächtigten der Reclamanten Joh. Sottfr. Arnoldi 

und Sohn, fowie ded Julius und Alerander Elkan fey von 
dieſem Befchluffe mit dem Beilage Nachricht zu geben, daß 
ihm geflattet fey, von dem erfolgten Urtheil in der Bundes 
canzlei Einficht zu nehmen.” 

In Betreff der vom Austrägalgericht zuruͤckbehaltenen Acten übers 
giebt Präfivium im folgenden Jahre 1842, in Sess. XV. 6. 173. 1042 
S. 273, einen Bericht defielden vom 8. Juni, worin bemerkt, daß 
nun in Folge des in bem Urtheile enthaltenen Präjudized die Regier 
rungen der Herzogthuͤmer Sachfen» Coburg» Gotha und Sachfen- 
Meiningen» Hildburghaufen zu der folidarifchen Vertretungspflicht für 
die befragten Forderungen unterm 21. Dechr. 1841 verurtheilt und 
auch nachmals die Koften fefigefegt feyen; fo verfehle es nicht, die 
betreffenden Acten zu überfenden. 

Ueber nachträglich eingefendete hierbei vergeffene Acten giebt Pr 
ſidium Kenntniß im Jahr 1843, Sess. VI. $. 75. ©, 167. 1848, 

Die überfendeten Acten wurden im Bundeßarchive zu hinterlegen 


befchloffen. 


Urtheil 
vom 24, Mai 1841. 


(Prot. v. 3. 1841, Sess. XXI. 6. 228. ©. 459. Band I. ©. 849.) 





„In Austrägalfachen ver Anwälte des Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar - Eifenach, der Herzogthuͤmer Sachlen-Coburg- Gotha, Sache 
fen- MeiningensHildburghaufen, Sachfen- Altenburg, der Fuͤrſtenthuͤmer 
Schwarzburg-Sonderöhaufen und Schwarzburg-Rudolftadt, ingleichen 
Neuß älterer und Reuß jüngerer Linie, wegen Forderung ber Kaufe 
leute Johann Gottfried Arnoldi und Sohn zu Gotha, und Julius 
und Alerander Elkan zu Weimar von 13,077 Thalern 17 Gr. 2 Pf, 
wird von Uns Ernjt Auguft, von Gottes Gnaden König von Hans 
nover, Königlihem Prinzen von Großbritannien und Irland, Herzoge 
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von Gumberland, Herzoge zu Braunfchweig und Lüneburg ıc. im 
Namen und Auftrag der hohen beutfchen Bunbeöverfammlung für 
Recht erkannt: 

Daß die Regierungen von Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha nad Sachſen⸗ 
Meiningen» Hilddurghaufen die Forderungen der Kaufleute Johann 
Bottfried Arnoldi und Sohn zu Gotha, fo wie Julius und Aleranber 
Elkan zu Weimar im Betrage von 13,077 Thalern 17 Gr. 2 Pf., fo 
wie diefelben in Gemäßheit des Arnfläbter Peraͤquationsſyſtems auf 
bie zu dem fo genannten Thüringer Rayon gehörigen Staaten: Sach⸗ 
ſen⸗Coburg⸗ Saalfeld zu dem Antheil von 5,626 Thalern, Sachſen⸗ 
Meiningen zu dem Antheil von 3,087 Thalern und Sachfen- Hilbburg« 
haufen zu dem Antheile von 4,364 Thalern 17 Sr. 2 PM. am 
24. September 1814 überwielen und aflignirt morben find, an Gapital 
und Zinſen zu vertreten fhuldig ; daß ferner die übrigen in Streit bes 
fangenen Regierungen, das Großherzogthum Sachfen-Weimar- Eifes 
nach, das Herzogthum Sachfen-Altenburg, die Fürftenthümer Schwarze 
burg» Sonderöhaufen, Schwarzburg- Rudolſtadt, Reuß dlterer und 
Reuß jüngerer Linie von der Vertretungspflicht hinfichts obiger For⸗ 
derungen freizufprechen; unb daß endlich die Koften bed gegenwärtigen 
Austrägalverfahrens den Regierungen von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und 
Sachfen- Meiningen» Hildburghaufen einer jeden nach Maaßgabe ihres 
Antheilverhältniffes im Hauptwerke zur Laſt zu legen feyen. 

Gleichwie übrigens über das Berhältniß, wonach beide alfo vers 
urtheilten Regierungen zu der befragten Schuld zu concurriren haben, 
noch zur Zeit feine Verhandlungen zugelegt worden find; fo wirb den 
befagten Regierungen aufgegeben, binnen vier Wochen über dies Con« 
currenzverhältniß, und eine etwa darüber unter ihnen flatt gefundene 
Uebereintunft fo gewiß die behufige Anzeige und Erklärung zu den 
Acten zu bringen, als im Entftehungsfall jede ber beiden Regie 
rungen folidarifch zu der obgedachten Bertretungspflicht verurtheilt 
werben Toll, 

Von Rechtswegen. 

Publicat. im Königlich» Sanndverifchen Ober» Appellativnsgerichte 

Gelle den 24. Mai 1841. 


Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis proprium. 
(L. 8.) J. E. v. d. Oſten. 
Strampe.“ 
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Entifheidungsgründe. 


Das vorliegende Streitverhältniß beruht im Wefentlihen auf derfeiben 
factifchen Grundlage, wie das in den rechtskräftig entfchiedenen Sachen des 
Großherzogthums Sacfen:Weimar:Eifenach wider das Herzogthum Sad: 
fen: Hildburghaufen (nachmals die Herzogthümer Sachfen: Meiningen und 
Sachſen⸗Coburg⸗ Gotha), forwie deffelben Großherzogthums wider dad Her: 
zogthum Sachfen: Coburg: Saasfeld (nachmals Sachen: Eoburg-Gotha und 
Sachen: Meiningen :Hildburghaufen) megen Forderungen aus dem Thürin⸗ 
ger Rayonverbande. 

Dur) die am 21. October 1813 zwiſchen den Mächten Defterreih, Ruß⸗ 
land, Preußen, England und Schweden nah der Schlacht von Leipzig ge: 
fchloffene Eonvention find bie Gruntfäge feftgeftelft, wonach bei dem Ein: 
marfch der alliirten Truppen in das Innere Deutfchlandbs die necupirten 
Länder zum Nutzen der gemeinfchafttichen Sache verwaltet werben follten. 

Demzufolge wurde ein oberfled Verwaltungd:-Departemeut ex; 
nannte, und diefem alle Gewalt der alliirten Mächte (Art. 1.) bei⸗ 
gelegt. Unter Autorität diefed Departements wurden bie ſonverainloſen oder 
der Alliance nicht beigetretenen Staaten geſtellt, während rückſichts der ihr 
beitretenden Staaten ber Standpunkt und Wirkungskreis defielben in Bezug 
auf die neue Verwaltung durch eigene Verträge fefigefteltt, und daun bei den 
in das Bändniß gezogenen Fürften ein vom Gentraidepartement abhängiger 
Agent (Art. 3— 4.) angeflellt werden follte. Die Dirertion bes Departes 
ments wer dem Minifter von Stein übertuagen, boch fo, daß jenes im 


Subordinationsverhästniß der hohen Alttirten verbtieb, und des Endes den‘ 


von jenen eigends angeflellten Pienipotentiarien zu berichten hatte. Raments 
lich war (Art. 12.) dem Departement auch obige Ernennung der Agenten 
überlaffen. 

In Bezug hierauf kamen unter andern unser den Sächfifchen Fürften: 


hauſern Erneſtiniſcher Linie am 24. November 1813 völlig gleichlautende 


Heceffionsverträge zu Stande, worin diefelben, mit Aufgebung der and 
dem Rheinbumde hervorgehenden DVerhältwille, fich verpflichteten, die Unab⸗ 
hängigleit Dentſchlauds durch alte ihnen zu Gebote ftehenden Mittel zu un: 


texftägen ($. 2.), and ſich, unbefchadet ihrer ihnen garantierten Souneraine: 


tätsrechte, allen zur Erreichung jenes Zweckes erforderlichen Vorkehrungen 
zu unterwerfen ($. 4.). Diefem fchloffen (ich noch Nebenverträge an, von 
denen der vom 24. November 1813 die Stellung des Contingents, der 
vom 43 Nevember aber die Naturalverpflegung der verbündeten Heere 
betraf, in weichem lebtern die Mächte Rußland, Oefterreih und Preußen 
zwar (Art. 1.) die Nahfchiebung eines ſechswoöchigen Verpflegungsbedarfs 
übernommen, . die mit verbändeten Regierungen aber fich vmeläuflg ver: 
pichtet hatten, jenen Bedarf nach den jedeömnligen Forderungen ded Generals 
intendanten angenblicklich in au deſignirende Magazine zu liefern. 

Ein dritter Nebennertrag verpflichtet fie noch, ats Bebingumg ber Alliance 
and mit ihrem Eredite zur Herbeiſchaffung der Kriegsbedürfniſſe mitzu: 
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wirken, und diefen Credit bie zu einem einjährigen Bruttvertrag ihrer Lan⸗ 
der auszudehnen. 

Dom Departement wurden die betreffenden Staaten nach geographi⸗ 
fher Lage in Diftricte (Rayons) verbunden, Der Zweck war dahin ausge: 


ſprochen: 

„Daß das Zuſammentreffen verſchiedener Inſtiſutionen für die 
Verpflegung, die Sorge für eine übereinſtimmende vollſtändige 
und ſchleunige Ausrüſtung und Completirung der Truppencontingente 
es nothwendig machte, daß für die Diſtriete, welche zwar ver⸗ 
ſchiedenen Herren gehörten, ihrer natürlichen Beſchaf⸗ 
fenheit und Lage nach aber ein Ganzes bildeten, die 
Function des O. V. Departements in eine Unterbehörde centraliſirt 
würden.‘ 

($. 1. der von Riedefel’fchen Inſtr. vom 10. December 1813.) 

Zu diefen Diftricten gehörte auch der Thüringer Rayon, wozu Anfangs 
neben Sacfens Weimar :Eifenah, Gotha, Meiningen, Coburg : Saaifeld 
und Hitdburghaufen, auch einige Theile des Königreihs Sachſen gefchlagen 
waren. 

Die Wahrnehmung des Intereſſes der hohen Verbündeten war dem Fürs 
fen Repnin, und zwar rückſichts der Königlich: Sächfifchen Landestheile aid 
Generalgouperneur, rüdfichts der übrigen, ald Agenten und Bevollmäch⸗ 
tigten des Gouvernements, dergeftatt übertragen, daß erfteres abminiftrirend, 
letzteres aber fürfehend feyn folle, damit die eingegangenen Verbindlichkeiten 
von den Regierungen genau erfüllt würden. Alle diefe Beſtimmungen enthielt 
die dem SFreiheren von Riedefel, der dem Zürften Rayon (?) als General: 
commiflär zus und untergeordnet war, am 10. December 1813 ertheilte Ins 
firuction. Bald aber wurde, nach Trennung der Königlih: Sächfifchen Landes⸗ 
theile vom Rayon, und Hinzufügung der Schwarzburgifchen und Reußiſchen 
Lande, died Verhältniß geändert, und die Qualität des Freiheren von Ried: 
efel in die eined unmittelbaren Agenten des D. DB. Departements ver: 
wandelt. Hierauf beziehen fi die wenigen Abrechnungen der fpäter am 4. 
December 1813 ihm ertHeilten Infteuction. Namentlich war im $. 3. der letz⸗ 
tern beftimmt: 

„Die Verpflegung der verbündeten Heere gefchieht a) in den 
Etappenorten an die durchmarfchirenden Truppen, b) in den Ber: 
pflegungsranons an diejenigen Truppen, welche von der Generalins 
tendantur darauf angewiefen feyn werden;“ 

mogegen ed vorher hieß: 
„welche nach Umftänden für nahe ftehende Armeekorps von ber Ges 
neralintendantın bed Staats, zu welchem die Armee gehört, ausge⸗ 
fhieden werden ;'' 
ferner: 
„bei Stappenverpfleguugen forgt der Generalcommiffär dafür, daß, 
nah Anleitung ded Etappenregulativs, an den Etappenorten kleine 
oder größere Magazine von Lebensmitteln und-Fourage 2c. bewirkt 
werden, und nimmt über das Bedärfniß 2. Rüdfprache mit den 
Etappeninfpectoren. Die Aufbringung diefer Lebensmittel wc. 
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wird von ihm, unter Rückſprache mit den Landesbehörden, 
auf den ganzen Diſtrict verhältnißmäßig vertheilt.“ 

Der Agent hat dieſe Inſtruction deu betreffenden Regierungen mitgetheilt, 
und um Beſtellung von Depufirten gebeten, „um‘', wie ed wörtlich heißt, 
„in Rücfiht auf die ihm ermangelnde Local: und übrige fpecielle Kenntniß, 
in der Erreichung des Wunfches (Erleichterung der NRayonländer) unterſtützt 
zu werden.’ Zugleich hat er Mittheilung der Acceffionsverträge, ſtatiſtiſche 
Veberfichten und Aufftelung der Ertittenheiten bis zum 10. Januar 1814 
beantragt, lebtere mit der Bemerkung: „wenn es für den Augenblid 
nicht möglich feyn werde, auf die Größe derfeiben genaue Rückſicht zu neh: 
men, fo werde ed ihm doch für die Folge die gehörigen Mittel an die 
Hand geben, um die bezweckte Ausgleihung nach Möglichkeit bewerkſtel⸗ 
ligen zu können.“ 

Die Conferenzen ſelbſt nahmen nach Eingang entſprechender Antworten 
und Benennung der Deputirten zu Arnſtadt ihren Anfang. 

In der erſten vom 25. Februar 1814 war der Hauptzweck der Arbeit 
dahin feſtgeſtellt: 

„ Ausmittiung der Leiſtungsmoͤglichkeit jedes der 
einzelnen Länder des Rayons und ſeines Beitragsver— 
hältniſſes zu den allgemeinen Bedürfniſſen der alliirten 
Heere;“ 

wozu eine Erörterung a) des natürlichen Zuſtandes und des gewohnlichen 
ungeflörten Verhältniſſes dieſer Länder, b) des gegenwärtigen Zuſtandes 
nah den mancherlei „gebrachten Opfern und Erlittenheiten ꝛc. ꝛc. für nothig 
erachtet wurde, letzteres jedoch nicht ald Liguidirung in Beziehung auf die 
pon den hohen verbündeten Mächten zugeficherten Vergütungen, fondern gegen: 
mwärtig nur zur. Ausmittlung der fernern billigen und verhältnißmäßigen 
Herbeiziehung der einzelnen Länder zu den allgemeinen Erforderniffen.” 

Dabei Fam man ferner überein, daß behuf Ausmittlung des natürlichen 
Zuſtandes mehrere Verhältniffe (nach bekannten und zu gebenden Notizen) bei 
Deftimmung des Leiftungsverhältniffes als Diviſoren angenommen werden 
ſollten; als ſolche benennen die Protofolle vom 25. Februar und 4. März, 
acht: 

1) Arealgehalt, 2) Einwohnerzahl, 3) Staͤdte⸗, Doͤrfer⸗ und Haͤuſer⸗ 
zahl, 4) Spannviehzahl, 5) Contingentſtaärke, 6) einjährige Brutto⸗Landes⸗ 
einnahme, 7) Culturfaͤhigkeit und 8) induftrielle Production; von denen gleich 
‚wohl nur die fieben erflen beibehalten find (ef. die Anlagen 6, 10 und 13 
der Weimarifhen Deduction). Hiermit follten dann noch die Angaben dreier 
Statiſtiker in.ein fernered Durchſchnittsverhältniß geftellt, und fo ein General: 
divifor ermittelt werden. (Uni. 15 ibid.) 

Ju der Eonferenz vom 2. April eröffnete der Agent die hiernach erforſchten 
Verhaͤltnißzahlen, folgenden Beitragsfuß ergebend: 


I. für Sachſen-Weimaer 00. 13,087 | 
1. „Einhorn 6,18 
il. „ Hidburghaufen .... S5S , 0060 
V „Gotha. . 14, 1310 
V. „Altenbunnggg. 18, 6762 


Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 28 


J 


VI. für Coburg⸗ Safe . . . . en. 9 
VII ‚„ Meninn . . .. eo 000 0. 8,38% 
VII. ,„ Schwarzburg: Sonderöhanfen . 200. 886 
IX. „Schwarzburg⸗ Rudolſtadt .. ee Tan 
X. „Ruß. . . . 10, 8188 
von Hundert. Hiernach foliten die feit dem 1. März 1814 geleifteten ordent: 
lichen Kriegspräftationen (mit einigen namhaften Ausnahmen) mechfelfeitig 
„ausgeglichen und repartirt werden.‘ 

In derferben Eonferenz war bemerkt, daß zwar bei künftigen Leiftungen 
auch bereitd getragene Laſten zu berüctfichtigen, darüber ſich aber vor Berich⸗ 
tigung der Riquidationen nichts feftfeben laſſe, daher 

„dem Agenten ꝛc. von fämmtlichen Deputirten vertrauensvoll über: 
laſſen werde, nach Beendigung der Riquidationen zu beftimmen, in wel: 
cher Maaße bei künftigen Kriegepräftstionen einige Ausgleichung 
der vorhergegangenen mittelft billigmäßiger größerer Heranziehung 
derjenigen Länder, welche weniger geleiftet, mit der fernern Beitrags: 
fähigkeit zu vereinigen ſey.“ 

Diefe Mitberüdfichtigung früherer Erlittenheiten war fchon in einer frü⸗ 
bern Gonferenz vom 1. März (Ant. 11. ibid.) zur Sprache gebracht, und 
per majora befchloffen, daß die Berechnungen vom 1. September 1813 an⸗ 
fangen, nach früheren Ertittenheiten hiftorifch dargeftellt werden, nicht noth⸗ 
wendige und der fernern Reiftungsfähigkeit nicht unmittelbar nachrheilige Er: 
littenheiten 2c. ausgefchloffen und (meil ed dermalen lediglich auf Ermittlung 
ded Leiftungsvermögens anfomme) zwifchen den durch Feind oder Freund 
veranlaßten Erlittenheiten nicht unterfchieden werden folte. 

Dabei wurde eine approrimative, den Angaben der Behörden zu über: 
taffende Berechnung für hinreichend erklärt. Der terminus ad quem wurde 
in der Sigung vom 3. März auf Ende Februar 1814 feſtgeſetzt (Anl. 12. 
ibid.) und die Erlittenheiten felbft find in fieben Elaſſen getheilt, wornach 
denn die Beitragsquoten felbft namhafte Abaͤnderungen erlitten (ef. Uni. 
57. ibid.). Seitens des Agenten find die betreffenden Tableaur in der Eon: 
ferenz vom 14. September (Beil. 55. ibid.) vorgelegt, und verfiherten am 
Schluſſe die Deputirten, daß fie die Billigleit des aufgeftellten Ausgleichungs⸗ 
foftems, fo weit fie dermalen das Tableau zu überfhauen im Stande, nicht 
verfennten; jedoch werde, wurde hinzugefügt, der Herr Generalcommiffär er⸗ 
lauben, daß wenn der Eine oder Andere Bedenklichkeiten habe, er ſolche mit: 
theite. Daß ſolche Mittheilungen geihehen, darüber ergeben die folgenden 
Protokolle nichte. 

Tach alfo ermitteltem Concurrenzfuß kam ed jest auf den modum 
der Ausgleichung felbft an. 

Hierüber wurde zuerft nach dem Schluß des Protokolle vom 2. Aprit 
(Beil. 15.) verabredet, daß, zu Umgehung der mit einer gemeinfhaftlihen 
Adminiftsation verbundenen Beſchwerden, die Beitraͤge, die ein Land dem 
andern zu leiſten, vom 1. März an in Gelde nach den gemeinfchaftlich be⸗ 
flimmten Preifen gefchehen, beide Länder jedoch verbunden feyen, Nationen 
und Porsionen nach vieszehntägiger Kündigung in natura zu liefern und an⸗ 
zunehmen. Ende jened Monats follten über die zur Ausgleichung geeig- 
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neten Leiftungen die Rechnungen gefchloffen, nnd vor Ablauf der erften Hälfte 

des folgenden an den Agenten gefchickt, und darnach vom Agenten die Repar⸗ 

Kition und Unsgleichungen bewirkt werden, welchem letztern jedoch überlaffen 

btieb, bei ſtarken Durchmärfchen die Unterſtützung des betreffenden Landes 

durch die Nachbarländer mittel Naturalliefesungen zu verfügen. 

Dies Geldausgleichungs-Syſtem erlitt aber ebenfalls, im Mai bei dem 
Rückmarſche der zuffifhen Truppen, mehrfache Modifieationen, 

Laut Schluffes des Protokolls vom 11. Mai 1814 (Anl. 28. ibid.) hat- 
ten fich indeß Die Deputirten von Altenburg, Gotha, Coburg, Sondershaufen 
und Hildburghaufen bereit erklärt, „nach Einreihung der monatlichen Nach⸗ 
weifungen auch die bevorſtehenden ruſſiſchen Durchmärfche und die deßfallſigen 
Kriegstaften nach dem vorhin angenoinmenen Maapftabe auszugleichen.’‘ 

Es wurde in der Conferenz vom 15. Mai verabredet: jedes Diſtricts⸗ 
land ſolle feine Duote in Bereitſchaft halten; diejenigen, die nach den Die: 
‚pofitionsplänen nicht fo viel Verpflegung, ald ihre Quote betrüge, leiften wür⸗ 
ben, lieferten entweder das Uebrige an die benachbarten Länder, welche Un: 
terflügung zu fordern hätten, oder vergüteten ed auf folgende Art: es ſtehe 
"nämlich dem Unterffügung verlangenden Lande frei, folhe in natura zu vers 
langen, oder für die Verpflegung zu forgen, und dafür Vergütung in Geld an: 
zunehmen. Im erften Falle trete, wenn das Land, welches ſchuldig fey, die 
Naturallieferung nicht feibft bewirke, auf deffen Koften, jedoch unter ſoli⸗ 
darifher Garantie der ſämmtlichen Diftrickölande, unter Leitung 
des Agenten, die Admodiation ein, und die Zahlung gefchehe nach den den 
Lieferanten zugeftandenen Preifen. Im zweiten Falle, wenn Geldvergütun: 
gen angenommen, würden für den dermaligen Durchmarfch andere (benannte) 
Preife feſtgeſetzt (cf. Ant. 29. 30. ibid.). 

In Folge diefer Derabredungen find von dem Agenten mit mehreren Kauf: 
leuten, namentlich den jeßigen Reclamanten, Lieferungsverträge abgefchloffen. 
In denfelben verpflichten fich die Lieferanten, geriffe Naturalien zu beflimmten 
Preiſen an die näher benannten Orte abzuliefern, oder zur Bispoſition des 
Agenten bereit zu halten. Die Reclamanten behanpten Contractserfuͤllung 
ihrer Seits, und berechnen ſich daraus die jetzt das Streitobject bildende 
Summe. Was in jenen Verträgen wegen der Art der Zahlung verabredet 
‚worden, beruht in einem beſondern Gonferenzbeſchluſſe vom 16. Mai 1814 
(Anl. 30. ibid.). 

A (In Beziehung auf dieſen dem jetzigen Rechtsſtreite eigenthuͤm⸗ 
lichen Gegenſtand, ift, hier noch zu: bemerken; daß die Reviſion der 
Rechnung über die „auf den Eredit des ganzen Diftrictd‘. erlauften, 
und Ende September :1844 zahlbaren Naturalien durch zwei aus 
der. Mitte der Deputisten gewählte Mitglieder in Gegenwart des 
Dr. Ebers, ;welcher die Bilance. Darüber: unter Leitung des Agenten 
geführt Hatte, vorgenommen find. Laut Conferenzprotokolls vom 18. 
September 1814 (Aunl. 4, ihid.) ergab das dayüher aufgenom⸗ 
mene Tableau einen Geſammtbetrog von. 24,200 Thlr. 9 Gr. 44 
Pf., und von dem gedachten Dr. E;ber& waren ſofort aus den Aeten 
fämmtliche Uccorde und deren Uebereinſtimmung in: Hinſicht der 

- Dualisäten und Preiſe nachgewieſen; eben ſo richtig ffauden ſich au) 
28* 
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die Nachweiſungen der verfhiedenen Eandesbehdrden aus den darüber 
geführten Acten und ertrahirten Quittungen, über die Ablieferung 
der erfauften Vorraͤthe au die verfchiedenen Länder. Obige Depntirte 
bezeugten dabei die hohe Sorgſamkeit und Accurateſſe, wodurch fie 
dem Agenten zu dem vorzäglichtten Danke verpflichtet fenen.) 

Nah Aufbringung der verfchiedenen Verpflegungsbedürfniſſe find dem 
Mgenten die Berechnungen darüber zugefandt; es ift mit deren Monirung und 
Regutirung der einzelnen Liquidationen verfahren, morüber fih dad Nähere 
aus den Conferenzprotokollen vom 17. Mai und 18. Sept. (Beil. 31, 53, 
54. ibid.) ergibt. 

Unter obigen Grundlagen find die Ausgleichungsberechnungen durch den 
Agenten aufgeftellt. Das Refultat der erfteren (morig nad) dem natürlichen 
Divifor für die Monate März und April quotifiet wörden) Bat der Agent 
den Deputirten in einem Memoire vom 24. Mai 1814 erdfinet (Ant. 31 — 
33 und 36 ibid.). Da inzwifchen. feine Realiflrung erfolgte, hat der Agent 
‚in der Schlußrechnung über den ganzen fehsmonatlichen Zeitraum vom März 
"His incl. Auguſt die Beträge der erften Monate mit aufgenommen. (Mn. 67. 
68.). Der Gefammtaufwand befteht darnach in 1,481,304 hir. 19 Or. 
6 Pf. Bei der Beſtimmung bed bonificandi oder restituendi jedes einzelnen 
Staats ift denn auch denen Regierungen, welche aus den Hülfsmagazinen 
Vorſchüſſe erhalten, der betreffende Geldbetrag ind debet gefeht, und ift fo- 
nach der den Rieferanten accorbmäßig gebührende Betrag in die Berechnung 
mit aufgenommen. Unter dem Rubrum einer amtlichen Ausgleichungsſumme 
hat der Agent den Betrag berfelben für jede Regierung mit der nähern De: 
flimmung feftgeftelft, wie viel jeder Herauszahlungspflichtige von dem 
ganzen ermittelten restituendo entweder a) den guthabenden Regierun⸗ 
gen, oder b) den Lieferanten auszuzahlen habe. Hiernach film von der 
Kieferantenforberung 

1) auf Sahfen- Coburg: Saalfeld. 5,626 Thir. — Sr. — Pf. 
2) „ Sahfen:Meininden . . 3,0897 „ — u — 
3) „Sachſen⸗Hildburghauſen. 4,364 „ I! u 2 u 
4) ,, Schwarzburg:Sondershaufen 4,734 „ — u —n 
| überhaupt 17,811 Thlr. 17 Gr. 2 PM. 


welchem gemäß der Agent auch den Lieferanten unterm 29. September 1814 
Affignationen (of. Bundesacten, Rum. XXIV, Hit. D. Rum. 8 — 11.) 
anf die betreffenden Regierungen ausgeſtellt hat, Hiernach ergibt ſich denn als 
unbeſtritten: 
daß die Anweiſungen unmittelbar aus der von Riedefel’fhen Peräs 
- quation hervorgegangen find, und deren Richtigkeit und verbindliche 
Kraft lediglich durch Die verbindliche Kraft der leztern bes - 
Dinge wird. 
‚Rädfichtlich der letztern eonſtirt für die Periode‘ vom Anfang⸗ ve Gonferenzen 
bis mm Ablaufe des die Schiußherechnung umfaſſenden Zeitraums von irgend 
einem Widerfpruche gegen den gewählten Peraͤquationsmodus (Debatten über 
unweſentliche Nebenpankte abgerechnet) Seitens der bethelligten Staaten gar 
‚nichts. Allererſt bei der anderweiten Zaſammenbernfung im September legte 
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der Hilburghauſiſche Depntiete eine Reſolntion feiner Regierung vom 7. Seps - 
tember 184.4 (Beil. 50. der Weim. Ded.) ded Inhaltd vor: daß zwar wegen 
der von dem Deputirten auf Iandesherrlihe Genehmigung gefteliten 
Verhandlungen, noch Feine höchfte Mefoiution eingegangen fey, er aber gleich 
wohl der fernern-Eonferenz beizuwohuen, die monatlichen Liquidationen vorzu⸗ 
legen, über. foihe ohne gleichwohl ein Ausgleichungsſyſtem für den 
Rayon nerbindlich anzuerkennen, bie nöthigen Nachweiſungen zu geben, und 
.... zu berichten habe (ibid.). Faſt gleichzeitig hatte auch der Eoburgifche 
Depntirte. am 12. September (Beil, 51. ibid.) bemerkt: wie er gleich im 
YAnfauge der Eonferenzen erftärt, daß er alle unter den Deputirten zu Stande 
gefommenen Derhandiungen nur bid auf höchſte Genehmigung feines 
Durchl. Eomittenten abfchließen koͤnne, auch denfelben nur unter dieſer 
Bedingung beizutreten vermöge, daß auch Alles, was bei ben jebigen Confes 
renzen verabredet werden möchte, von ihm nur ad referendum genommen, 
und für Coburg nicht eher für verbindlich erachtet merden Eönne, ald ed von 
feinem gnadigſten Herrn genehmigt ſeyn würde. Dieſem Memoire (worauf 
vom Agenten eine zurechtweiſende Gegenerklaͤrung Beil. 52. ibid.] erfolgte) 
trat (Beil. 53.) auch der Hildburghaͤuſtſche Deputirte bei, worauf gleichwohl 
der Agent erwiederte: daß er ſich an, jene Erklaͤrung nicht weiter kehren Füngıe. 
Die Verhandinngen (Reviſton Ber Nachmeifungen über die Laften vom Mai 
bis inel. Auguft 1814) hatten dann ihren Fortgang, und wurde in der Con: 
ferenz vom 13. September (Aut. 53. ibid.), ald der Agent die mechfelfeitige 
Borlegung der Belege zu den monatlichen Zuſammenſtellungen beantragte, 
von fämmtlihen Deputirten erflärt: wie fie, auf den Grund. der fruͤ 
beren Verhandlungen unb-in vollem Vertrauen auf die Rechtlichleit der 
fiquidirenden Behörden, von der fpeciellen Nahmeifung um, fp tachr ab⸗ 

sehen zu müſſen glaubten, ald die meilten Behörden ihre Quittargen nach 
Frankfurt eingeſandt hätten ıc. 


In der Eonfeven; vom 18. September 1814 (Beil. 63. ibid.) ſchlug 
der Agent eine Horabfegung der Sorderungen der guthabenden Länder (nach 
dem Reſultat des neuen / Diviſors) um ein Viertel vor; zugleich beantragte er, 
daß das erſte Viertel nach Michaelis zur Zahlung der Lieferanten, das zweite 
naͤchſte Weihnachten ꝛc. gezahlt werde. Die Deputirten erklaͤrten: ‚daß fie für 
ihre Perfon diefen Vorſchlag der Rage der Sache ganz angemefien fänden, ſich 
aber in Ermanglung einer ‚Befimmten Suftruction zu einer definitiven Erftä- 
rang nicht verftehren -Fonnten. X’ "Dabei erptomittirten fie zwar nad) erftatteten 
Vorträgen weitere Erklaͤrungen, letztere erfolgten gleichwohl nicht, Es Nach: 
dem vielmehr der Agent am 5. October 1814 die Refultate der Gleichſtel⸗ 
lungsberechnung zur Kenntniß der herauszahlungspflichtigen Staaten gebracht 
hatte (Beil. 71. ibid.), wurde von letztern die Herauszahlung geradezu 
verweigert (of. die Beil. 73 — 76, 78, 87, 93. ibid.).“ 


Diefe Weigerung hatte denn auch die Nichtbefriedigung der Kieferanten 
zur Folge, und erhielten diefelben anf Präfentation der Aſſignationen abſchlaͤ⸗ 
‚gige Beſcheide. 

(ef. Bundesacten Gase. XXIV. it. D, Rum 12, 32, Ant. ber 
Weim. Ded. 81—84, 87, 93.). 
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Bloß von Schwarzburg: Sondershaufen ift die Zahlung deſſen Rate mit 
4,730 Thin. erfolgt (Bundesacten, Fade. XXIV, Hauptanlags ad. lit. D.) 
Zwar hatte eine bei der Gelegenheit der Wiener Eongreßverhandlungen 
gefchehene Verwendung des Miniſters von Stein zur Folge, daß Sachen: 
Coburg und Hildburghauſen (wiewohl ohne die Verbindfichkeit, das betreffende 
Veräquationsfoftem anzuerfennen) die auf fie verwiefenen Autheile an die 
Lazaretheaſſe den Lieferanten affignirten; die Uffignationen blieben aber, weil 
jene Forderungen nicht geltend zu machen ftauden, ohne Erfolg. Eben fo war 
von der damaligen Frau Herzogin von Sachfen-Meiningen am 27. März 
1815 zwar erklärt, daß Hochdieſelbe, unter Nichtgenehmigung der Arnſtadter 
Verhandlungen, gleichwohl die Auszahlung ihrer Rate ohne Gonfequenz ges 
Ratten wolle (Bundesacten Fade. XXIV, lit. D, Rum. 248), aber auch biefe 
Erklaͤrung blieb wirkungelos, weil bie Bedingung, woran fie gelwäpft war 
(nämtich Beibringung der Quittungen über die abgetieferten Verpflegungsbe⸗ 
bürfniffe), von den Lieferanten (die nicht unmittelbar an die Truppen, fons 
bern auf Affignation an die Behörden, denen die Verpflegung oblag, geliefert 
Hatten) nicht erfüllt werben konnte (Bundesacten ibid., Uni. zu kit. A, Num. 
9). Nachdem ſowohl auf diplomatifhen Wege (f. das Detail darüber in den 
Bundebacten 1. o. Anl. zu lit. A, Num. 5), als im Wege Rechtens durch 
eine mitteift mehrerer Erkenntniffe zurückgewieſene Anfpruchnahme des Agens 
ten alle Mittel zur Reakifirung der Anmeifungen erfchöpft waren, veranlaßten 
die bei ber hohen Deutſchen Bundesverſammlung gemachten Anträge den De: 
ſchluß derſelben vom 28. Dezember 1831, wodurch nach eingeleitetem, aber 
ohne Erfolg gebliebenem Vermittlungsverfahren dad Ober⸗Appellationsgericht 
in Celle beauftragt ift, in rubricirter Sache na) Urt. 30 der Wiener Schluß⸗ 
acte über die Vorfrage: 
ob und welche der bei dem vormaligen Thüringer Ranon betheifigt 
gewefenen Regierungen, und zu weichen Antheilen dieſelben die 
Forderungen der Reclamanten an Capital und Zinfen zu vertreten 
baden; 
im Namen der hohen Bundesverfammlung zu erfennen. 
Dei dem hierauf eingeleiteten Deductionsverfahren kommt zunächft 
D das Hauptftreitverhältuiß unter denjenigen Regierungen, die fich 
über die Gültigkeit und Verbindlichkeit des obigen Peräguationsfpftems 
geflrittten, und fodaun 
II) abgefondert hiervon, die befonderen, auf das eigeuthümliche Verhält: 
niß einzelner Regierungen, die an jenem Streite keinen Theil genommen, be: 
züglihen Verhandlungen zur Sprache. 
Don den ad I. gedachten Parteien ftehen ſich 
A) Sadhfens Weimar-Eifenah, Sachfen: Altenburg, Schwarzburg: Rus 
dolſtadt und Reuß einer Seits, und 
B) Sacfen: Eoburg: Gotha und Sachfen: Meiningen : Hilburghaufen 
anderer Seits 2 
als Litiganten gegenüber. 
Die ad A. gedachten Staaten haben in ihrer erften Deduction, unter 
Cinräumung der betreffenden Kieferungsverträge, ber Ermächtigung des Agen⸗ 
ten zu deren Abſchluß, der Lieferungen feibft, und der darnach reſultirenden 
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Forderungen, unbedingt ihre Verbindlichkeit zue Concurrenz bei der Befriedi⸗ 
gung der letzteren befkritten, weil, unter Grundlage des befragten Perägua: 
tionsſyſtems, fie nach der darauf bafirten Repartition überall nichts heraus: 
zuzahlen, fondern vielmehr Vergütungen zu erwarten hätten; wogegen fie die 
Dertretungspflicht auf die vormaligen Staaten Sachfen- Coburg Saalfeld, 
Sahfen Meiningen, und Sachfen= Hildburghaufen, und resp. die jebigen Ber 
figer dieſer Länder, die obbefagten Gouvernements von Sachen Coburg: 
Gotha und Sachfen: Meiningen: Hildburghaufen, wälzen. Die dafür geltend 
gemachten Momente beruhen 1) in der gefeglichen Conftityirung des Rayon⸗ 
verbandes, 2) in deſſen, auf eine temporelle Gemeinſchaft der Kriegslaſten 
gerichteten Zweck, 3) in dem Anerkenntniſſe deſſelben Seitens der darunter 
begriffenen Regierungen, 4) in den dem Agenten des Gentraldepartements 
inſtructionsmäßig beigelegten Befugniffen, und 5) in der den Depufirten bei: 
gewohnten, fowohl in ihrer Sendung als Bevollmächtigung begründeten fa- 
eultas oontrahendi. 

SHieran fchliehen fie die Behaupfung, 

a) daß die über ein allerfeitiges Beitragsverhältniß ſowohl, als 

über eine gegenfeitige Naturalvorfhuß-Leiftung und Geld: 
ausgleichung gefchloffenen Verträge von einer Seite durch vor: 
fchußweife Leiftung der Erforderniffe, Berechnung derfelben bei dem 
Agenten, Prüfung, Revifion und Suftification der beglaubigten Rec: 
nungen, und Errichtung und zweckgemäße Verwendung der Hiülfs: 
magazine erfüllt feyen, 

b) daß die von dem Agenten aufgefteliten Schlußberehnungen fh auf 
die dem Agenten theild zugeflandenen, theild ex post vertragsmäßig 
eingeräumten DBefugniffe, und auf die vertragsmäßig ohne weitere 
Nachweiſe aufgefteliten Ligquidationen begründeten, und daß endlich 

e) die fämmtlihen Verhandlungen ſowohl durch Anerkennung der erften 
pro März und April nach dem fogenannten natürlichen Concurrenz⸗ 
maaßſtabe aufgeftelten Ausgleichungsberechnungen, ald durch die 
ausdrücklich und durch concludente Handlungen erfolgte Anerkennung 
für die fpätere Periode ratificive, auch durch den oberſten Verwal: 
tungsrath felbft fanctionirt worden feyen. 

Die ad I. gedachten Regierungen haben, außer mehreren (fchon durch 
einen frühern Befcheid vom 17. Juni 1833 erledigten) formellen Eins 
reden und den zur Competenz des Austrägalgerichtd nicht gehörigen Ausſtel⸗ 
kungen, in Bezug auf Grund, Größe und Befchaffenheit der befr. Forderungen, 
ihre Verbindlichkeit zur Vertretung der letzteren pure beftritten. 

Unter Anerlennung, daß, in Folge der von Riedeſel'ſchen Ausgleichung 
und der darauf bafirten Schtußrechnung, bie befr. Forderungen zu den an⸗ 
gegebenen Beträgen auf fie überwiefen worden, und mit Geltendmachung der 
Behauptung, daß die Reclamanten felbft fih an ſämmtliche Rayonſtaaten 
halten zu wollen erklärt hätten, fo wie mit der fernern Behauptung, daß die 
Dertretungspficht zunächft denjenigen Staaten, welche die Lieferungsgegen: 
fände überfommen hätten, obliege, leugnen fie 

a) die Verbindlichkeit, jenes Peräquationsſyſtem anzuerkennen über 
haupt und 
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b) namentlich in Rüdficht auf die von dem Agenten vorgenommene Ad⸗ 
modiation und die daraus refultivenden Forderimgsbeträge. 

Ad a) reduciren fi ihre Ausführungen größtentheild anf bie in ben 
eingangsgedachten entfchiedenen Austraͤgalſachen entwidelten Grundſaͤtze. 
Unter Entkennung eines Genoſſenſchaftsverbandes zwiſchen den Rayonſtaaten 
(zum Zwecke einer temporären verhältnißmäßigen Gemeinſchaft der Kriegs⸗ 
laften) wird auch hier die Befugniß des Agenten daranf, daß er in Rückſicht 
auf die Befchaffung der Armeebedbürfniffe nur fürfehend zu wirken gehabt, 
befchränkt, und eben fo die Legitimation der Deputirten in Abrede geſtellt, 
fomit aber die Gültigkeit der Arnftädter Conferenzbefchlüffe in allen ihren 
Verzweigungen (fo wie fie in obgedachten Sachen vorgefommen find) umd 
deren Anerkenntniß Seitens der betreffenden Regierungen beftritten, auch 
werden namentlich wieder die Einreden ded dolus, der Eoncnffion, des 
Irrthums, der bald nachher eingetretenen Veränderung der Umſtände, and 
der Verletzung über die Hälfte entgegengefebt. Gleichermaßen wird auch hier 
den Behauptungen inhärirt, daß die nur per majora gefaßten Befchlüffe nicht 
bindend feyen, daß insbeſondere die Schlußrechnung des Agenten auf Eigen⸗ 
macht und Willfür beruht habe und nicht juftificirt fen, indem namentlich bei 
der lebten vom 14. September 1814 der Beweis der darin aufgenommenen 
Rriegserlittenheiten aus der Periode vom Mai bie incl. Auguſt 1814 er: 
mangele. 

Ad b) wird in näherer Beziehung auf die hier befragten Lieferanten: 
forderungen behauptet, daß der Agent von ihnen zum Abſchluß der Accorde 
Fein Mandat erhalten (in specie nicht in den Verhandlungen nom 14. und 
16. Mai 1814), daß die Errichtung der Hülfsmagazine feine unentgeldliche 
Ueberlaffung der Vorräthe, fondern nur die Möglichkeit einer momentanen 
Unterffüsung mit Vorbehalt des Erſatzes Seitend der Unterſtützten bezweckt, 
und daß vor Anfhaffung der Verpflegungsbedürfniſſe durch Admodiationen 
nach der Eonferenz vom 14. Mai 1814 erft Entfchließungen über die Trup⸗ 
pendislocation und die Unterſtützungen eined Landes and dem andern gefaßt 
und angezeigt werden follen, was der Agent nicht abgewartet, folglich zu vor⸗ 
eilig verfahren habe. 

In der gegnerifhen Schlußfchrift von Sachfen:Weimar und den auf deifen 
Seite ftehenden Staaten, wiederhoten fi über die verbindende Kraft des 
Peraͤquationsſyſtems ebenfalls fämmtliche in den entfchiedenen Austrägalfachen 
vorgefommenen Srundfäbe, unter allgemeiner Bezugnahme auf die adjungir⸗ 
ten Derhandiungen. In befonderer Rückſicht auf die oben (ad b) herror- 
gehobenen, dem jegigen Streite eigenthümlihen Momente aber erklären fie 
fih über die Details der betreffenden Lieferungscontracte zwar anfange 
nesciendo, erkennen ex post aber (Rum. 79, act. p. 18.) die Eontracte 
feibft wenigflene indirect an, und räumen auch die Angaben über den Betrag 
der befr. Naturalien und ded Guthabens der Lieferanten, fo wie ded Preis 
betrags desjenigen ein, was an Sachſen-Weimar-Eiſenach, Altenburg und 
Neuß von den Naturalien verabfolgt ift. Dagegen beftreiten- fie die Hieraus 
abgeleitete Verpflichtung zur Befriedigung der Lieferanten, und berufen ſich 
für die Behauptung, daß der Agent als Mandatar im Namen und für Rech⸗ 
nung des ganzen Rayons contrahirt, anf das Conferenzprotofoll vom 15. Mai 
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1814. Daneben wird die dem Agenten gemachte Befchuibigung: daß gwfolge 
der Abrede vom 14. März, die Admodiation nicht vor einem über die Die: 
location der Truppen getroffenen Uebereinkymmen ſtatt finden dürfen, nach den 
eigenen gegenfeitigen Angaben, nach den. eigenen gegenfeitigen Erklärungen in 
der Conferenz vom 14. Mai und bei der Unanffchiebtichfeit jener Maaßregel 
für unbegründet, und (weil die durch Admodiation überfommenen Vor⸗ 
räthe wirklich angenommen und verwendet feyen) für unerheblich erklärt. 

Was endiich (ad II.) das eigenthämtiche Verhältniß von Schwarzs 
burg: Sondershanfen betrifft, fo hatte diefe Regierung zwar auch die 
Rechtögüttigfeit des ganzen Peräquationsſyſtems ganz im Sinne der Sachfens 
Hildburghauſiſchen ꝛc. Ausführungen beftritten, nichts deſtoweniger aber die 
aus dieſem Syſteme refulficende, ihr für die Lieferanten zugetheilte und übers 
wiefene Summe an diefeiben mit Binfen. (übrigens salvo regressu: an Pie 
übrigen Rayonlande) abgeführt. Iu der Hiefigen Deduction beruft fie ſich auf 
diefe Berichtigung, mit der Behauptung: die Reclamanten hätten fich ſelbſt 
(laut Rum. 61. der DB. U.) ruͤckſichtlich ihrer für befriedigt erklärt; den 
Streit, ob es in Folge der Ansgleihung an Sachſen-Coburg-Gotha und 
Meiningen: Hildburghaufen fey, die Lieferanten zu befriedigen, erllärt fie für 
fh als gleichgültig; und hebt für ihre Nichtverbindlichleit zur Vertretung 
noch die beſonderen Momente hervor, daß fie von den in Folge der befr. 
Verträge gelieferten Naturalien nicht® erhalten hätte, daß der Agent von ihr 
zum Abſchluß von jenen nicht beauftragt geweſen, daß keine folidarifche Der: 
bindiichfeit aus denfelben eingetreten, auch derfeiben Seitens der Kieferanten 
durch Annahme des auf fie gefallenen Antheild entfagt fey, jedenfalls aber ihr 
darnach die bei allen correis begründete Einrede der Theilung zuſtehe. 

Das hierauf Entgegnete veducirt ſich auf Folgendes: 

1) Sahfen:Weimar:-Eifenach umd die auf deffen Seite ftehenden 
Regierungen übergehen die den Neclamanten feibft entgegengefleliten Einreden, 
erkennen es aber an, daß, wenn die Entfcheidung ihren 

Prineipien gemäß gefällt werde, Sachfen:Sondershanfen*) zur Be⸗ 
friedigung der Reclamanten nichts meiter beizutragen, wogegen im 
umgelehrten Falle diefe Regierung noch nicht aus dem Streite ent: 
laſſen werden fünne. 

2) Sachſen-Coburg⸗Gotha und Hildburghauſen habe dieſe letztere An⸗ 
ſicht getheilt, und ſich hierunter dem obigen Vertrage (Num. 72, S. 4.) 
simpliciter angeſchloſſen. 

Mit einer ſchließlichen Erklaͤrung iſt Schwarzburg: Sondershaufen am 
23. Juni 1837 prächudirt worden. 

Aus der Iufammenftellung diefer Verträge ergibt ſich, daß für fämmtliche 
betheiligte Staaten fich die Streitfrage über die Gültigfeit und Rechts⸗ 
verbindlichFfeit des von dem Agenten von Miedefel ansgegangenen und in 
den Arnſtädter Verhandlungen begründeten Peräquationsſ vſtems als 
praͤjudiciell herausſtellt, und wird daher 

I) die Rechtsverbindlichkeit dieſes Syſtems zuerſt 

a) im Allgemeinen, und ſodann 


*) Schwarzburg⸗ Sonberöhaufen ? 
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b) in befonderer Beziehung auf die aus den verfchiedenen Kruotifa= 
tionsnormen und der verabrebetn Geldperägnation ermittel: 
ten Refaltate, namenttich die den rinzelnen darnach herauszahlungé⸗ 
pllichtigen Gouvernements behufs Befriedigung der Recla= 
manten zugetheilten Peften, 

zu prüfen ſeyn. 

Dei der Erdrterung ad a) mirft fich zuerft die Vorfrage über den Ein⸗ 
fluß auf, der den in den eingangsgebachten bereits entfchiedenen Austrägal⸗ 
fachen adoptirten Grundfägen auch auf die verfiegenden einzuräumen ſeyn 
dürfte. Die Regierungen von Coburg: Gotha und Meiningen : Hildburghanfen 
gehen zwar zu weit, wenn ſie jenen Trüheren Verhandlungen einen folchen 
Einfluß unbedingt abſprechen, und trifft der Begriff von rebus plane inter 
alios aotis hier um fo weniger zu, als fich einer Seits eine Identität der- 
ſelben Rechtsfubjecte in Bezug auf die zu entfcheidende Vorfrage nicht ver: 
kennen läßt, anderntheild aber auch in objectiver Rückſicht der genaue Zu⸗ 
fammenhbang, worin beide Sachen mit einander fliehen, ſich eben fo Har 
herausſtellt, wie foiches auch von der hohen Bunbesverfammiung (in der 
51. Sisung vom 12. October 1818 lit. C. act. commias.) bereits an: 
erfannt ift. Aber auderer Seits würde man ebenfalls zu weit geben, wenn 
man aus den ergangenen Judicaten fchon eo ipso ein formelles Recht für 
das jebige Streitverhaͤltniß ableiten wollte. Hierin würde ein Verſtoß gegen 
die unbeftreifbaren proceffualifchen Principien, über die Wirkungen und bie 
MRechtskraft rechtlicher Entfcheidungen liegen, ald welche nie über die dispoſi⸗ 
tiven Worte hinausgehen, und wonach bloße Eutſcheidungsgrunde feibft bei 
ganz Mar darans zu ziehenden Folgerungen niemals den Charakter bindender 
Entfheidungen annehmen, in welhem Sinne fih auch das Commiſſions⸗ 
gutachten vom 14. Auguft 18283 ausgefprohen, und die Frage: ob die 
Entfcheidung der damals anhängigen Austrägalſachen für die der unter- 
gebenen Reclamationsſache als präjndiciell zu betrachten, verueinend beant: 
wortet hat. 

Faßt man nun, dies vorausgefegt, die Arnflädter Berhandiungen int All⸗ 
gemeinen und zwar zuerſt 

1) die urſprüngliche Conftituirung des Thüringer Rayons, 
und das dadurch in Ubficht auf Tragung der Kriegsiaften ausgebildete So: 
ciatverhäftniß ind Auge, fo zeige ſich, daß das nachmals eingetretene Der: 
haältniß nicht unmittelbar aus jener Bereinigung hervorgegangen, fondern 
erft in Folge der weiteren Berhandiungen ausgebildet ift; gleichwohl führt 
jened primitive DVerhältniß zu der Ueberzeugung von einer abfoluten Noth- 
wendigkeit eines wirklichen Socialverbandes. Die Eonvention vom 21. Oc: 
tober 1813 Art. 2. und 3. ftatuirt bei Organifirung des Departements 
einen Unterfchieb zwifchen fouverainiod gewordenen oder dem Bündniß gegen 
Frankreich nicht beigetretenen, und den beigetretenen Staaten, indem der 
oberfte Verwaltungsrath nur für jene mie ſelbſtſtaändiger Adminifration 
beauftragt, während bei letzteren die Einmifchung in die innere Landesverwal⸗ 
fung durch eigene Verwaltung modifichrt worden ift. In dieſem ift deun auch 
der Wirkungskreis des Agenten in den Inſtructionen bezeichnet. Unrichtig 
wird aber hieraus gefolgert, als fey dadurch den beigefretenen Zürften über 
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die Art ber Aufbringung der Kriegsbeduͤrfniſſe freie Hand gelaſſen, und die 
Eoncurvenz der Gentraibehörde ausgefchloffen. 
Dem widerfpricht fhon das Sugeftändniß: 
„daß das Departement ald Repräfentant der allüirten Houptmachte 
befugt geweſen, zu Aufbringung des nöthigen Bedarfs für die Ar⸗ 
meen die Rayonſtaaten heranzuziehen, und unter fie die Laften 
zu repartiren, und Daß. man die Desfallfigen Anord⸗ 
sungen de8 O. V. D. zu beachten gebabt babe,‘ 
und die in den Ücceflionsverträgen vom November 1813 unbedingt übers 
nommene Verpflichtung zur Uuterflüsung „par tous les moyensen 
leurs pouveir,‘* fo wie die jener Eentralbehörde und den Agenten beis 
gelegten Attribute mit den Worten: 
„Leurs Altesses s’engagent à oet ögard en general aux 
arrangemens qu’exigera l’ordre des choses.“ 

Hieraus ergibt fih der Standpunct ded Agenten von felbft. Den hohen 
Alliirten lag alled an einer unaufhaltfamen Truppenbewegung. In größeren, 
hinreichende Berpflegungsmittel darbietenden Ländern, kam es bloß auf 
prompte Erledigung von Reguifitionen anz anders verhielt es fih in 
einen aneinandergrenzenden Staaten, deren einzelne Productiondkraft dem 
augenblicklichen Bedürfniß nicht genügte, und wo zur Vermeidung einer 
Stodung in den Kriegsoperationen auf Heranziehung des Nachbarſtaats 
Bedacht zu nehmen war. Hier Iag es im eigenen Jutereſſe der Alliirten, durch 
Regulative Ueberläftungen zu verhindern, und mehrere Heine Staaten in ein 
Ganzes zu vereinen. Hierüber fpricht fih der Eingang der Inftruction deut: 
lich aus. Unbefchadet alfo aller Souverainetätsrechte führte die Conſtituirung 
des Rayons ein wirkliches Socialverband zwiſchen den Regierungen ber: 
bei, wobei reciproke Concurrenzpfliht und die (unter Leitung des Agenten) 
zu berechnende Laftenvertheilung den Zweck und das leitende KHauptprincip 
bildete. 

Unter Feſthaltung dieſes Geſichtspuncts fragt es ſich (noch abgeſehen von 
der ſpaͤten Geldausgleichung 

2) weiter, ob die betreffenden Regierungen die unter Leitung des Agenten 
aufgeſtellten Repartitionsprincipe als verbindend unter ſich gelten laſſen 
müſſen. 

Dieſe Frage laͤßt ſich nur nach dem Inhalte der Arnflädter Verhand⸗ 
lungen felbft beantworten. Der Zwed der gemeinfamen Arbeit wird deutlich 
in dem erften Conferenzprotofoll angegeben: Ausmittlung des Leiftungsver: 
mögen jedes einzelnen Rayonlandes und feined Beitragsverhältniffes 
zu den Armecbedürfniffen. Schon bei diefer Einleitung wird die Nothmendig: 
Beit der Ermittlung des natürlichen Werhättniffes der Länder, und des 
damaligen, durch frühere Erfittenheiten herbeigeführten Zuflandes anerkannt. 
Die Feſtſtellung des ſogenannten natürlichen Diviſors beruht, wie vorgekom⸗ 
men, in den unanimen Beſchlüſſen vom 25. Februar und 5. März; die 
Reſultate zeigt das Protokoll vom 2. April 1814 in den mitgetheilten Ver⸗ 
haͤltnißzahlen. 

Sachſen-Coburg⸗Gotha und Sachſen⸗-Meiningen⸗Hildburghauſen berufen 
ſich zur Beftreitung der Rechtmäßigkeit diefer Repartitionsnorm 


% 


444 Abth. II. Abſcha. 3, 6, XII. — A. Erlögte Bälle. - 


a) anf den Standpunct bed Agenten gegen die Staaten, und legen ihm 

eine uUeberſchreitung der Inſtruction zur Laſt, 

b) auf den Mangel einer Legitimation der Deputirten, und 

c) anf die Illegalität der Art und Weife ſelbſt, wie die Beſchlüſſe ge 

faßt und realiſirt find. 

Unlangend nun (dd a.) die Stekung des Agenten feibft, fo kommt es 
zwar bei der Fefthattung der Hypotheſe einer freiwilligen Vebereinfanft unter 
den Staaten auf die jenem beigelegten Attribute in fo fern nicht am, als bie 
Guttigkeit von jenen durch febtere nicht bedinge wird; indeſſen diene eine 
Kenntniß diefer Steiung, um das ganze Vertragsvderhaͤltniß in feinem all⸗ 
mähligen Fortfchreiten aufzuklären, und die ad ce, gegen die gewählte Repar⸗ 
titiondmethode gemachten Ausftellungen zu befeitigen. 

Sollte die Rayonsverbindung eme Erleichterung herbeiführen, fo lag 
ed in der Natur der Sache, daß beim Mangel eines vorhin angenommenen 
Maaßſtabs die Ausmittiung des Beitrags für jeden einzeinen Beduͤrfnißfall 
nicht den Beſtimmungen der von einander unabhängigen Regierungen, deren 
Intereſſe fich allenthalben durchkreuzte, überlaffen werden durfte. Es blichen 
nur zwei Wege. Entweder blieb die Requiſition der jedesmaligen Bedürfniß⸗ 
antheile den Hohen Mächten ſelbſt überlaffen, oder es mußte eine ver: 
tragdmäßige Norm eintreten. Im erften Falle würde alles in die Hände 
bed Agenten gelegt, von Vergütungen keine Rede, und gegen Prägrapationen, 
eben wegen Mangels eined bindenden Vertheilungsmaaßſtabs, keine Abhilfe 
zu erreichen gewefen feyn. Alſo blieb nur der zmeite Weg; und eben auf 
diefen deutet die DVorfchrift der Inftruction vom 10. December 1813 im 
dritten $. 

„bei der Ctappenverpflegung forget der Generalcommillär Dafür .. 
daf an den Etarpenorten . . Magazine von Lebensmitteln und Fou⸗ 
rage bereitet werden. Die Aufbringung Diefer Lebensmittel :c. 
wird vonihm, unter Rückſprache mit den Landesbehörden, 
auf den ganzen Diftriet verhältuißmäßig vertheilt;“ 
gleichwie denn die Befugniß des Agenten in allen Zällen, wo es auf bie 
Beflimmung von Beitragsverhältniffen zu irgend einer Verpflegung ꝛc. 
ankommt, in Mangel einer Vereinigung nad Anhörung der von allen Seiten 
vorgefommenen Gründe, zu entfcheiden, im 13. $. mit dürren Worten auss 
geſprochen ift. Will man diefe Inſtruction ale ſolche auch an fich nicht zur 
Bildung von Rechtöverhättniffen an dritte Perfonen geeignet anfehen, fo mn 
ihr Inhalt doch entfcheiden, fobald man die vorhergesangenen obfigaterifchen 
Handlungen, wodurch fie in's Leben getreten, gehörig würdigt, und fie mit 
denjenigen Vorgängen zufammenflellt, die, der Mittheilung unmittelbar 
folgend, ald concludente Handlungen für deren Anerkenntniß gelten müffen. 
Unrichtig ift die Voransfesung, daß die Nepartitionsbefugniß ſich nur auf 
dringende Fälle befchränft, und die in den 66. 5 — 7: berührte Mitwir- 


ung der Regierungen zur interimiftichen Dedung des Verpflegungsbedarfs 


in den zu deſignirenden Magazinen nur den Fall berühre, wo die Eile bes 
Marſches ꝛc. die Nothmendigkeit einer Herbeiziehung aus den Magazinen 


‚geboten habe. Denn war auch in den Ücceffionsverträgen eine Nachſchiſe⸗ 


bung der Bedürfniffe gedacht, fu lag doch die abſolute Nothweudigkeit vor, 
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augenblickliche Bebärfuiffe durch Requiſitionen zu decken, wenn jene Nachſchie⸗ 
bungen unterblieben, und die bloße Ausſicht auf letztere machte ſolche Re⸗ 
quiſitionen nicht überflüſſig. Zwar gedenkt weder die Inftruckion, noch das 
von Stein’fche Schreiben vom 4. Mai 1814 ausdrücklich fortdauernder 
Repartitionsnormen. Allein erſtreckte fi die Macht des Agenten fo weit, im 
Fall der Nichtvereinigung felbft zu vepartiren, fo Iag darin boch wenigſtens 
auch die Befugniß, fich dabei ein leitendes Princip ſelbſt zu bilden. Gerade” 
die Bildung eines folchen würde den Vorwurf eines rein wilfführlichen Ver: 
fahrens von ihm entfernt haben; er that daher nur ein Mehrere, wenn er, 
wie gefchehen, durch Deliberation mit den Abgeordneten dasjenige zum Reſul⸗ 
tat einer freiwilligen Convention der Debenten erhob, was ohne Vereinigung, 
vermöge feines Anſpruchs ohnehin hätten gefchehen müflen. 
Diefes. leitet (ad b.) auch auf eine richtige Wuͤrdigung der Stellung 
der Deputirten. 
Hierbei wiederholt ſich in der jetzigen Dednction (Num. 40. ©. 83.) 
die frühere Behauptung Sacfen: Coburge und Meiningens in Bezug auf 
den Mangel der Legitimation derfelben. Zupörderft mußte fich hier jeder 
Zweifel über den Zweck und Gegenſtand der Verhandlung auf Seiten der 
Eommittenten dur das Schreiben des Agenten vom 8. Jannar 1814 und 
durch die Inftruction befeitigen. In jenem weifet der Agent auf die Iebtexe, 
als fein Grebitiv, hin, worin ihm fein Wirkungskreis deutlich vorgezeichnet 
war, und fomit konnte, nachdem durch die Acceſſionsvortraͤge der Wille der 
hohen Mächte über feine Repartitionebefugniß ausgefprochen war, auch der 
Standpunkt der Deputirten und der Umfang ihrer Bevollmächtigung nicht 
zweifelhaft bleiben; fie lag in der Chat fchon in der Abfendung nach Aru⸗ 
ſtadt ſelbſt, um fo mehr, als in ſaͤmmtlichen Antmwortfchreiben (Uni. 4— 9. 
ber Weimarifchen Deduction) auch nicht die leifefte Spur einer Beſtreitung 
des Inhalts jener Inſtruction zu befinden ift, vielmehr (mie ed unter andern 
in dem Hildburghaufifchen Schreiben vom 19. Januar 1814 heißt) „in dem 
durch die mitgetheilte Inſtruction begeichneten Wirkungskreiſe das 
Mittel erfannt wird, die Sorge, die Unterthanen gegen zu fchwere Anſtren⸗ 
‚gungen in Schub zu nehmen, mit einem deutfhen Manne zu theilen, deſſen 
Geſinnungen dieſes perfönliche Zutrauen begründeten.” Möchte alſo immerhin 
die Ertheilung beftimmter Bollmachten angemeflen geweſen fein, fo viel tft _ 
gewiß, daß der Agent die Deputirten nur als ſolche Bevollmächtigte betrach⸗ 
sen konnte, die. mit ihm im Sinne der Inſtruction operirten, das heißt, durch 
ſachgemaͤßes Webereinfommen, SHerbeifchaffung der behuf der Mepartirung 
nöshigen Notizen 2c. das Intereſſe ihrer Committenten wahruahmen, und 
Dann Hch von den Refultaten der durch Eonvention oder Ausſpruch des Agen⸗ 
ten herbeigeführten Repartition felbft in Kenntuiß fepten. In der erften Con⸗ 
ferenzyerhandlung vom 25. Februar 1814 kann ber. Borwurf ‚einer Map: 
-batdüberfchreitung am..wenigften befunden werden, Ein anderer Zwech, als 
:Auffindung richtiger Bersheitungsgrundfäge, war nicht denkbar, weil 26 fi, 
damals wenigſtens, noch gar nicht um Repartirung für einzelne Bedürf⸗ 
‚wife hanbefte:. Jedes mogliche Bedenfen,. verſchwindet aber vollends, wenn 
man eyıpägtg daß die Regierungen ſich nicht aur gleich Anfangs zur Beſchaffung 
deſſen, was die Regmlicung der Vertheiluugenormen erheiſchte, bereit erklaͤrten, 
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fondern dieſe Bereitwilligkeit auch dann noch bethätigten, ats fie von dem 
Inhalte jener erſten Conferenzverhandlung längft unterrichtet warm. Die 
Hypotheſe, daß die Abgeordneten bloß mit einem Eonfultativvotum verfehene 
Agentfchaftsräthe ohne active Mitwirkung dem Agenten zur Seite geſteilt, 
tft fehſſam, und fteht mit der fo oft wiederfehrenden Behauptung, daß die 
Raftenvertheilungen ats foihe das Gentraldepartement und deſſen Organ, den 
Agenten, überhaupt nicht tangiet habe, in keinen Einklang zu bringen. 

Ein directes pecnniaived Intereſſen hatten die hohen Alliürten nicht 
Dabei, wie die einzelnen Regierungen Laften unter fich vertheilten, fo wenig 
ihnen einen ſchnell geförderte und richtige Ausgleichung gleichgültig bleiben 
-fonnte; direct waren bei Verhandlungen über die Vertheilnngsnorm nur 
die concurrirenden Gouvernements ſelbſt interefiict, und die entfcheidende 
Stimme war auch im Intereſſe der hohen Mächte deshalb erforderiih, damit 
nicht der Mangel an alten Anhaltspunkten endlofe Reclamationen, Wider: 
fprüche und Weigerungen, und dadurch höchſt nachtheilige Zögerungen herbei: 
führte. Die eigentlihen Gontrahenten und Socii blieben, unbefchadet jener 
Leitung und Intermediation, nur die durch ihre Derutirten handelnden Regie⸗ 
rungen. Hätten lebtere da, wo für deren Bedarf immer eilig Rath gefchafft 
werben mußte, dad Wirken ihrer Deputirten auf bloße ad referendum 
Nehmen und Abwarten höherer Ratificationen befchränten wollen (mas ohne: 
hin bei der endlich entfcheidenden Stimme ded Agenten ganz nutzlos gemefen 
feyn würde), fo würde darin eine kaum begreifliche Inconfeguienz Liegen, denn 
ed ſtellten fich alsdann fchon alle in den Eonferenzen vom 21. Februar, 1. bis 
5. März gethanen Schritte als fortmährende Manbatsüberfchreitungen dar, 
and dennoch erfolgte fo menig eine Desavouirung derfeiben, Daß vielmehr das 
alfererft am 2. April vorgelegte Ergebniß aus den von den Regierungen felbft 
fuppeditirten Materialien hervorgegangen und in Wirkſamkeit gefebt ift, daher 
Utpian’s Grundſatz: Semper qui non prohibet, pro se intervenjre, 
mandare creditur 

L. 60.D. de R. j. 

hier vorzugsweiſe Anwendung findet. 

„Was endlich (ad o.) die Ausſtellungen gegen die bei Auffindungen der 
Maapftäbe befolgte Methode betrifft, fo wiederholt fich auch hier der dem 
Benehmen des Agenten in den entfchiedenen Sachen gemachte Vorwurf 
-eined ungeregelten, dunkeln, herrifchen und captiöfen. So weit fich ſolcher auf 
die Berichtigung des Legitimationspunctd beziehet, findet er chen in dem 
ad b Bemerkten feine Erledigung. Hätte der Agent (zufolge eined angeblich 
von dem Hildburghauſiſchen Deputirten geführten Geſchäftsjournals) fi, fo 
fange es (ih um bloße Regulirung der Beitragepflicht, nicht um wirkliche Aus⸗ 
gleichung handelte, auf bloße bedingte Vollmachten nicht einlaffen wollen, 
fo hatte er vollfommen Recht, weil fonft der ganze Zweck der Verhandlung 
verfehlt wäre. Gleich ungerecht ift aber auch der Vorwurf, daß er ben Gang 
des Berfahrens in beftändigem Halbdunkel erhalten. Die erften Protofolte in 
ihrer chronofogifhen Ordnung zeigen, daß das Gefchäft durch Aufſtellung all⸗ 
‚gemeiner Principe vorbereitet, über die zur Herausftellung beftinnmten Gegen- 
ftände discutirt ift, die gemachten Fimmwürfe genau regiftrirt, und dann erſt bie 
Refultate vollftändig dem fhätern Protofölle vom 2, April einverfeibt find. 
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Bon dunkler Faffung und einer übereitten Procedur findet fich Dabei fo wenig, 
wie von einem capfidfen Benehmen, wodurch eine Irrleitung über die Stel: 
fung der Committenten veranlaßt worden, irgend eine Spur. Ueberhaupt aber 
eignen fi alle vorgelommenen vagen Andeutungen über die Kunft des Agen- 
ten, fih durch Offenheit, Zudringiichkeit und Gaſtfreundſchaft die Deputirten 
perfönlich zu gewinnen, fichtlich zu feinem fernen Beweisverfahren. Dies gilt 
namentlich von der bei Auffindumg der Diviforen angewandten Methode, zu: 
mal die ganze ſcharfe Kritik derfelben dem Gebiete der richterfihen Dijudica⸗ 
tur völlig fremd iſt. Einer Eigenmächtigleit kann man den Agenten insbefon- 
dere auch nicht bei der fpätern Anwendung ded fogenannten Erlittenheitsdiniforg 
zeiben, da fchon bei Eröffnung der Verhandlungen mit allgemeiner Su: 
ſtimmung für nothwendig erfanne war, nicht nur das gemöhnliche ungeftörte 
Verhaͤltniß der Länder, fondern auch den ‚gegenwärtigen Zufland derſelben“ 
nad den mancherlei erlittenen Opfern und Verluſten zu eruiren, und in biefem 
Sinne wurde (nicht einft auf Anregung des Agenten, fondern nach einem 
Vorfchlage des Gothaifchen Deputirten) per majora beftimmt, daß die bis⸗ 
herigen Ertittenheiten vom 1. September 1813 an gerechnet, früher hiftorifch 
dargeftellt, und namhafte (der fernen Leiftungsfähigfeit nicht unmittelbar 
nachtheilige) audgefchieden und befonderd aufgeftellt werden ſollten. Ganz 
foigerecht mit der vorhergegangenen Verhandlung vom 1. März 1814 wurde 
der Unterfchied befeitigt, ob frühere Ertittenheiten duch Feind oder Freund 
herbeigeführt ſeyen, und eben fo folgerecht wurde beftimmt, daß bei der Un: 
möglichkeit einer fbemiichen Berechnung höchftend eine approximative ge: 
ſtellt merden könne, mobei bie pflichtmäßigen Unfäse den Landesbehörden zu 
überlaffen, mit wörtlih hinzugefügtem Grunde: „weil es dermalen le: 
dBiglich auf Ausmittlung des Leiſtungsvermögens ankomme.“ 
So wie man, um dad Beitragsverhältniß nach den Staatöfräften zu erfor: 
fhen, fih Quellen aus dem ganzen Gebiete der Statiſtik zu eröffnen, und 
Population, Arealgehalt zc. in Anfchlag zu bringen hatte, Iag auch naher An: 
laß vor, diefe Diviforen nach den unmittelbar vorhergegangenen. Ereigniffen 
zu ermäßigen. Alle jene flatiftifchen data gehörten einer Periode an, mo fich 
die Länder in einem Zuſtande befanden, der nachmals nicht derfelbe 
blieb; ed fam darauf au, wie die Folgen diefer Ereigniffe zu exruiren ma= - 
ren; ob aber gerade bei der Berüdtichtigung früherer Erlittenheiten der völlig 
richtige modus gewählt, ob namentlich erforderlich war, das Nationalvermö⸗ 
gen der zehn Staaten vom 1. December 1813 bis inol. Februar 1814 zu 
ermitteln, und dann noch befonderd zu unterfuchen, wie viel buch fremde 
Truppen vom Abmurf und Subſtanz ded Nationalvermögens in obigem Seit: 
raum wirklich confumirt worden, und ob überhaupt die yon Sachſen-Hild⸗ 
burghaufen (Anl. A. der frühern Erceptionsfchrift, S. 33. seq.) gemachten 
Rügen theilmeife begründet feyen, dies alles läuft wieder auf Momente hinaus, 
die der vichterlichen Reflerion nicht anheimfallen; letzterer muß ed genügen, 
daß die befolgten Grundfäse auf wirkticher Uebereinkunft beruhen. 

Es kommt ſonach 

III. jetzt noch auf eine Unterſuchung an: ob fämmtliche Rapımgaaten 
auch dasjenige, was durch ihre Deputirten über eine Geinperäguation 
pactirt, ald verbiudend anzuerkennen haben. f 
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Nothwendigkeit einer eigenstichen Unsgleichung in baarem ©elde lag zwar 
weder in dem Zwecke des Vereine, noch begründete fich folhe durch die Acceſ⸗ 
flonsvertraͤge. Allein es blieb, bei vorausgeſehter Eriftenz eines Socialverban: 
des eine Ausgleihung überhaupt felhft dann nothmendige Folge, wenn 
nach feftgefeuten Quotifationgprincipien alles zu Liefernde in natura herbei: 
geſchafft wäre, fo gewiß es die Natur jeder Societas mit fich bringt, daß am 
Schluſſe des Geſchäfts gefchichtet, und durch zugelegte Finalabrechnung eine 
voliftändige Auseinauderfegung der Socii bewirkt wird. 

$. 1— 3 Inst. de soc. 

L. 29. 30. $. 1. L. 67. D. pro Soeio. 
Gleichwie bei einer Societas quaestuaria die eingetretenen Verluſte nad) 

L. 52. &. 4. pro $ocio 
im Verhaͤltniß der Einlage vertheilt werden, eben fo mußte auch da, mo ed 
fih um Vertheilung gemeinfamer Laften handelte, der pactirte, auf die der 
Societaͤt zu Gebot ftehenden Staatöfräfte begründete Maaßſtab ent: 
ſcheiden. 

Wenn daher in der Eonferenz vom 2. April, zur Umgehung der mit einer 
gemeinfchaftlihen Magazinvermaltung verbundenen Schwierigkeiten, verab: 
redet wurde, daß die Beiträge, weiche nah dem Rechnungsſchluſſe von einem 
Staate an den andern zu leiften, nach beſtimmten Preifen gefchehen fol: 
ten, beide jedoch verbunden, nach vierzehntägiger Kündigung die ein concurrenz⸗ 
pflichtiged Land treffenden Rationen und Portionen in natura resp. zu leiften 
und anziinehmen, fo liegt darin, und in den durch den Gang der Ereigniffe 
veranlaßten fpäteren, auf die Wahl zwifchen Naturaivergütung und Geldaus⸗ 
gleihung bezäglichen Abreden, Fein erft jetzt conftituirted Socialverhaͤltniß, 
ſondern eine den Umſtaͤnden angepaßte Ampliflcation und nähere Beſtimmung 
des ſchon beftehenden Verhältniſſes, als Nebenvertrag zu einem bereits 
errichteten Hauptvertrage. 

Die in den beiden früheren Proceffen namentlich gegen die pactirte Gelb: 
peräguation opponirten übrigen Einreden des dolus, der Eoncuffion und des 
Irrthums, bedürfen hier keiner nochmaligen ausführlichen Widerlegung. Na⸗ 
mentlich gehören dahin die vorgekommenen Behauptungen, der Agent Habe 

1) den Deputirten die unrichtige Inſtruction vorgelegt, 

2) Rechte ſimuůlirt, die ihm über die fouverainen Fürften niemals beige: 

legt worden, und 

3) durch vorgefpiegelte Erleichterungen die Behörden zur Einlaſſung auf 

fein kuͤnſtliches Geſchaͤftsgewebe inducirt, dieſelben im Dunkel gehal⸗ 
ten, die Depntirten eingeſchüchtert und dann wiederholt durch Gaſte⸗ 
reien beflochen, fie unvorbereitet zur fofortigen Abgabe willfürlicher 
Erklärungen über unbekannte Thatfachen gezwungen, Geichäftebe: 
richtigungen verlangt, deren Unmoͤglichkeit er felbft herbeigeführt, und 
in Faͤllen, wo man feinem Anfinnen Widerfpruch entgegengefebt, mit 
Unannehmlichkeiten und militärifcher Ererution gedroht. 
Diefe mancherlei Einwendungen find unerheblich befanden, weit 
ad 1) der Inhalt der beiden producirten Inſtructionen, wie ſich auch 
:jebt gezeigt hat, keine weſentlichen Abweichungen enthalten; 
ad 2) durch eben dieſe Inſtructionen der Umfang der Befugniffe bes 
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Agenten vorlag, diefelben auch auf Verträge der Regierungen unter fich we⸗ 
nigſtens feinen directen Einfluß äußern konnten; 

ad 3) aber alle jene Diomente fchon ihrer Allgemeinheit wegen, und bei 
ermangelndem Canfalnerus, mit den Uebereinkünften ſelbſt, fi zur Einleitung 
eined Beweisverfahrens nicht eigneten. - 

Der exceptio erroris ſteht inöbefondere noch entgegen, daß fie nach 

L. 45. D. de eontr. e. v. L. 16. $. 2 de liberali causa eto. 
nur duch entfhuldbaren Irrthum begründet wird, welcher hier nicht an⸗ 
zunehmen; daß ein bloß über die Beweggründe obmaltender Irrthum nad 

L. 65. D. de condiect. indeb. 
und ein bloßer error concomitans, welcher die essentialia negotü nicht 
berührt, in Bezug auf ein fonft gültiges Hauptgefchäft ohne Einfluß bleibt, 
wogegen im vorliegenden Falle die Verbindlichkeit zur verhäftnißmäßigen Con⸗ 
currenz bereits feftitand. 

Bei der ſich auch hier wiederholenden Einrede der fehlenden Legitim a⸗ 
tion und der Mandatsüberſchreitung gilt das ſchon oben Bemerkte, daß ſchon 
in der Abordnung der Deputirten ſelbſt der Grund liege, ſie zu demjenigen, 
was ſie gethan, für ermächtigt zu halten. Nachdem das Princip einer ver⸗ 
haͤltnißmäßigen Laſtentragung einmal angenommen und über die Vertheilungs⸗ 
norm pactirt war, blieb den Deputirten Fein weiteres Gefchäft, als eine Be: 
rathung über die Modalitäten der Ausführung über, Es waltete eine Noth- 
wendigfeit vor, daß alle dahin einfchlagenden Maaßregeln im Auftrage der 
Deputirten liegen mußten, wie ſolches auch in der Inſtruction ſelbſt mit den 
Worten: 

„zugleich auch der Erlaß der zur Ausführung nöthigen Maafregeln, 

wozu jene Deputirten autorifirt feyn mäffen‘, 

unzmweideutig ausgefprochen ift. Unter diefe Maaßregeln gehörte die befragfe 
um fo gewiffer, ald das beliebte Syſtem nur die Vereinfachung der Meparti: 
tion bezweckt. Alled über Geldausgleichung Vereinbarte erfcheint um fo mehr 
als einfache Verwaltungsmaaßregel, als vermöge der flipulirten Kündigung ss 
befugniß keine Negierung über zwei Wochen an den ‚gewählten Modus ges 
bunden war; aber außerdem fteht der Cinrede auch die nachmald durch ſchue— 
ßende Handlungen erfolgte Ratification entgegen. 

Nach den Geſetzen 

L. 68. $. 2. L. 18 mand. L. 12 de evict. L. 60 de reg. Juris 
geht ſchon aus bloßem Stillſchweigen eine nur durch den Beweis des Gegen: 
theild hinmegzuräumende Vermuthung des ertheilten Confenfed alddann her: 
vor, wenn derjenige, über deſſen Eigenfchaft als Mandatar überhaupt Fein 
Zweifel obmaltet, irgend eine dem Gefchäfte, wozu er beſtellt worden, ange⸗ 
hörige Handlung vornimmt, ohne daß derfelbe von dem Mandanten, der da= 
von zeitig in Kenntniß geſetzt werden Eonnte, fofort und re adhuc integra 
widerfprochen wird; ein auch im Völferrechte (fofern die befragte Uebereinkunft 
als Staatsvertrag beurtheilt werden fünute) unbeftritsener Grundſatz. 

v. Martens Europ. Völkerrecht, ©. 70, $. 58. 

Schmelzing, praft. Völkerrecht, Thl. 2, $. 377, ©. 304. 

Zufolge deffelben durften die Regierungen zu dev vermeintlichen Boll: 


machtsüberfchreitung, am menigften aber zu den Befchlüffen vom 2. Ayrit 1814 
Leonharbi, uber Audträgalverfahren. 2 Thl. 29 
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bracht werden dürfen, fo liegt doch nirgends, wie früher geltend gemacht, der 
Einfluß fo klar vor, den eine etwaige Ausſicht einer Rũckvergütung auf die 
Arnftädter Befchlüffe geiußert. Die im Eonferenzprotofolle vom 2. April vor: 
fommende Bemerkung: „daß es fich von feibft verftehe, daß, wenn die ge⸗ 
„meinfchaftlichen Reiftungen zu den von den höchften Alliirten zugeficherten Ver⸗ 
„uütungen geeignet, das concurrirende Land nad dem Berhältniffe feiner 
„Beiträge mit dem dadurch unterflügten gleiche Anfprüche auf jene Vergütung 
„erlange, daß debwegen.. . über alle und jede Beiträge . . Beicheinigungen zu 
„ertheiten, und daß diejenigen Länder, weiche durch ihre Beiträge Mitereditoren 
„mürden, bei der Liquidation mit den Commiffären ber hoͤchſten Verbündeten 
„concurriren, und ihren Antheil der Vergütung, fobald folche erfolge, un: 
„verkürzt erhalten ſollten“ — deutet zwar auf eine Ausficht zur Vergütung, 
berechtigt aber nicht zu dem Schluffe, daß die Raponsregietungen über feinen 
Ausgleichungsmodum pactirt haben würden, wenn fie die nachmalige Zerſchla⸗ 
gung des Frankfurter Obligationsſyſtems vorausgefehen, am mwenigften zu der 
Behauptung, daß dad Peräquationsſyſtem zu den lebten in einem bloß fubfi: 
diairen Berhättniffe geftanden ; denn es mochte das lebte Ergebniß jened Frank: 
furter Syſtems feyn, welches ed wollte, immer lag zur Zeit der Arnſtaͤdter 
Eonferenzen die unbedingte Nothmwendigfeit der zu repartirenden Leiftungen 
vor, und konnte feibft bei der Vorausſetzung bed unerfreulichen Ausgangs von 
jenen nicht umgangen werden. 

Endlich ift auch hier, wie in dem entfchiedenen Sachen die Einrebe der 
Läfion aus dem gedoppelten Grunde verworfen, einmal, weil nach völker⸗ 
rechtlichen Grundſaͤtzen f 

Vattel 1. c. L. I. C. 12, $. 158. 

Martens droit des gens p. 57. $. 45. 
überhaupt Feine Verlegung, wie im Civilrecht, die zmifchen Staaten eingegan= 
genen Derträge rüdgängig macht; dann aber, weil ſchon nach der Natur der 
bier befr. Webereinkunft, die nur nach ftatiftifchen Theorieen zu beurtheilende 
Frage über etwaige Läfionen niemals durch ein noch jetzt nach Verlauf fo vie= 
(ev Fahre einzuleitended Verfahren juriftifch zu conflatiren möglich ſeyn 
mürde. 

Es bleibt jebt (ad b) noch die Frage zu beantworten, ob die aus den 
Quotiſationsnormen und der verabredeten Geldperäquation ermittelten Reſul⸗ 
tate (hier in namentlichem Bezug auf die Lieferantenforderungen) fon 
jegt von den betheiligten Regierungen als verbindlich anzuerkennen find, oder 
ed hierüber noch einer Beweisauflage Bedarf. 

Sachen: Coburg: Gotha und Sachſen⸗ Meiningen: Hisbburghanfen inhaͤ⸗ 
ziren noch jedt ihrer Behauptung, daß auch der letzte Theil des Geſchäfts, 
weicher zum Finalabfchluß geführt, meber in der amtlichen Wirkfamfeit 
des Agenten, noch in einem ihm ertheilten Auftrage gelegen. Auch hierin 
kann ihnen nicht beigepflichtet werden. Im erften Plane lag es allerdings nicht, 
die Vergütungen erft am Schluffe des Gefchäfts feſtzuſtellen, vielmehr folten 
am Ende jeded Monats über die zur Ausgleihung geeigneten Gegenftäude 
die Rechnungen gefchloflen und vor Ablauf des folgenden dem Agenten einge 
ſchickt, fpäter eingefandte Rechnungen für die nächften Monate zurückgelegt, 
uud die ganz verfpäteten gar nicht berückfichtigt werden. „Auf dieſe,“ lautet 
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ber Beſchluß, „von der zu dieſem Gefchäfte beauftragten Behörde, und außer: 
dem noch von den Deputirten ꝛc. gehörig beglaubte Rechnungen folle ſodann 
der Agent die Repartition . . bewirken, und das, mas hiernach ein Land an 
das andere hinauszuzahlen, fey vor dem Ablauf des folgenden Monats’ ohne 
Heft abzufähren.‘ (CL. den Beſchluß vom 2. Aprit 1814.) 

Daß diefe Verabredung nicht realifirt, vielmehr auf den. Grund der ver 
teagsmäßig eingefandten Riquidationen nur zwei Abrechnungen aufgeſtellt find, 
von denen die erftere. bioß die Monate März und April umfaffende der letztern 
als Schlußrechnung einverleibt worden, ift actenmäßig; hierin liegt aber Fein 
Grund zur Anfechtung der ermittelten Refuttate. Lagen nämlich bindende 
Repartitiondnormen vor, und waren durch Die Liquidationen die Beträge ber 
Reiftungen nach vorgängigem Moniturverfahren conflatirt; fo ſtellt ſich die 
Anfgabe, aus den gegebenen Größen die dritte, den ganzen Zeitraum um: 
faffende aufzufinden, ald eine rein arithmetifhe dar, und ed ift gleichgültig, 
ob deren Loſung vom Agenten oder fonft Jemanden ausging. Wenn auch hier 
in odjertiver Hinjiht das zur Ausgleichung Geeignete auf einige namhafte 
Reiftungen befchränft werden mollen, fo erledigt ſich diefe Reftriction durch 
die Haren Worte des Beſchluſſes vom 2. April, weicher befagt: — „nah 
„tiefem Maaßſtabe follen zwifchen den fämmtlichen Diftrictölanden die von 
„denfeiben feit dem 1. März... . befcheinigten Kriegs präſtationen ... 
„oder Alles, was zum Unterhalte des Militärs... . nöthig tft, wechfelfeitig 
„nusgeglichen und vergütet werden.‘ — Dabei zeigt fi and den Verhand⸗ 
tungen vom 17. März und 13. September, daß fämmtliche bis dahin getra= 
gene Laſten nebft der Darüber gegebenen Nachmeife von den Deputirten durch⸗ 
gegangen, detailliert, geprüft und monirt, manche Anſäatze fofort geſtrichen oder 
ermäßigt, und diefe Monitionen Seitens der Liquidanten entweder nachgege: 
ben oder zum compromiffarifchen Ausfpruch ded Agenten verftelft find. Jeden⸗ 
falls fteht aber dem nachherigen Anfinnen eines noch jebt über die einzelnen 
liquidata zu führenden Beweifed die Regel: ad semel renunciata non 
datur regressus (menn gleich der Socialverband die Pfliht der Sociorum 
zur veciprofen Rechnungslegung nicht ausfchließt) entgegen, nahdem am 
13. September die Erklärung der Deputirten erfolgte: ‚wie fie auf den 
„Grund der früheren Verhandlungen und im vollen Vertrauen auf 
„die Rechtlichkeit der liquidirenden Behörde von der fpeciellen Nahmeife 
„um fo mehr abgehen zu ‚müffen glaubten, ald die meiften Behörden ihre 
„Quittungen nah Frankfurt eingefandt hätten, und deren Vorlegung daher 
„nicht möglich ſey.“ Anlangend den Einmurf, daß der Agent bei Fertigung der 
Tableaur einfeitig und willführti das Guthaben einzelner Länder 
durch Anmeifungen auf die übrigen, die nach feinem Calcul zu wenig geleiftet, 
gedeckt habe, fo tangirt er zwar das jetzige Streitverhältniß nicht Direct, ver⸗ 
dient aber Feine Berüdfichtignng, weil er fich höchftens im Munde eines der 
Ereditoren, nicht aber des Schuidnerd rechtferfigen laſſen würde, da, wenn 
man fich bei Aufftellung der Tableaur bloß auf allgemeine Auswerfung der 
zu zahlenden oder zu empfangenden Summen befchränft hätte, auch dann die 
Sahlungspflicht der Debenten nicht minder feftgeflanden haben würde. 

Einige, noch befonderd auf die Lieferantenforderung bezüglihe Ein: 
wäürfe: 
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1) daß ber Agent zum Wbfchiuffe der Admediationsvertraͤge von den 
Regierungen Coburg: Sualfeid, Meiningen und Hildburghauſen nicht beanf: 
tragt ſey; 

2) daß die Errichtung ber fr. Hülfemagazine Feine unentgeltliche Ueber: 
laffung der Vorräthe, fondern nur die Möglichkeit momentaner Unterfübung 
mit Vorbehalt ded Erſatzes bezwedt, und 

3) daß vor Anſchaffung der Berpflegungsbedürfniffe duch Admodiation 
erft Entfchließungen über die Truppendislocation gefaßt und angezeigt wer: 
ben follen; 

laͤßt fih fhon im Allgemeinen entgegenfeben, daß vie befr. Forderungen 
der Lieferanten in dad Generaltableau aufgenommen find, und bei deren ver: 
bindenden Kraft ebenfalid aid verbindend angenommen werden mäflen. 

Außerdem aber beruft ad 1, die Bevollmächtigung des Ageuten zum 
Abſchluſſe der Verträge allerdings fon in dem Conferenzbeſchluſſe vom 
15. Mai 1814, um fo mehr, als nach dem Obigen die Leitung ded Ganzen 
ohnehin fchon in deſſen Hände gelegt, und einer eigenen Beauftragung irgend 
eined andern zu dem fraglichen Gefchäft, namentlich einer der betheiligten Re⸗ 
gierungen oder deren Beamten nirgend gedacht war. Hiernächſt Eonnte (ad 2) 
von einer unentgeltlichen Ueberlaffing der Magazinverräche freilich Feine 
Rede ſeyn; daraus folgt aber nicht, daß diejenigen Regierungen, weiche fich 
einer ſolchen Aushülfe bedienten, ſolche ohne allen Entgeld genoflen, indem 
es eben die allgemeine Ausgleihung mit ſich brachte, daß, wie denn auch ge: 
ſchehen, jedem einzeinen Staate, bei Liquidirung feiner Leiflungen das aus 
dem gemeinfhafttihen Magazin Bezogene, ind debet gefchrieben, uud von 
feinem bonificando abgefebt wurde. Gleich ungerecht ift (ad 3) die Beſchul⸗ 
digung einer Voreiligkeit beim Abfchiuffe der Verträge, denn außer daß ber: 
ſelbe an nähere Bedingungen nicht gefnüpft war, blieb den Deputieten (denen 
laut Protokolls vom 15. Mai oblag, binnen acht Tagen dad Möthige über 
den modum der zum Unterhatt einer Etappe ans einem aubern Lande zu 
leitenden Beiträge vorzulegen) Zeit genug zur Erfüllung biefer Obliegenhet- 
ten, und der Agent würde fi) bei deren Nichterfüllung verantwortlich gemacht 
haben, wenn er beim Anmarſch der Truppen die nöthige Anfchaffung Jünger 
verſaͤumt hätte. Selbſt aber eine Uebereilung würde, wie Sadfen- Weimar 
ganz richtig bemerkt, höchftend die Folge haben Eönnen, daß die betheiligten 
Staaten fih auf Annahme der durch Admobiation befchafften Vorräthe nicht 
einzulaffen gebraucht. Da aber diefe Annahme wirklich erfolgte, und denjenigen 
Regierungen, welche fi der Magazinvorrätbe bedient, dad Empfangene an: 
gerechnet ift, fo erledigt fi auch dieſer legte Einwurf von ſelbſt, uud kaun 
fomie die oben aufgemorfene Frage über die Rechtöverbindfichkeit des Perä⸗ 
quationdfpftems, ſowohl im Allgemeinen, als in ſpecieller Ruckücht auf das 
jetzige Streitobject nur zum Nachtheil von Sachen: Eodımg =: Gotha und 
Sachfen: Meiningen: Hildburgbanfen beantwortet werben. Ä 


Handelt ed ich nach dem Bisherigen jeßt noch um die rechtlichen Fol: 
gen einer bejahenden Beantwortung der obigen Frage, fo konnten dieſelben 
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zu feinem andern ald dem in dem Erkenntniſſe ansgefprochenen Reſultate 
führen. Denn gleichwie actenmäßig zu den Ergebniffen der endlichen Schluß: 
rechnung auch die das jebige Streitobject bildenden Beträge gehören, fo Be: 
ruht ed in confessis der Regierungen Sachfen= Coburg : Gotha und Sachfens 
Meiningen-Hitbburghanfen (nr. 40. act., p. 24.89.), daß demgemäß, unter 
Grundlage der den betreffenden Regierungen unser bem Titel: Hebermeifung 
der Ausgleichungeſumme für die Monate März bis Auguft 1614 zugeferkig- 
ten Schlußrechnung, den Lieferanten Anweifungen an die Regierungen auf die 
vertragsmäßigen Beträge zugefertigt And. Die rechtliche Folge obiger Prämiffe 
kann alfo nur bie ſeyn: | 

daß nach Maaßgabe ſolcher Affignationen die Verbindlichkeit der bei 

dem Thüringer Rayon betheiligten Regierungen zur Vertretung 

der befr. Forderung als feftflehend angenommen werben muß. 

Das ganze Peräquationsgefchäft ſtellt fih als ein in feinen einzelnen 
Zweigen und Fächern unzertvennlihes Ganze dar, dergeftalt, daß unmöglich 
einzelne Theite deſſelben ald wicht verbindend heransgeriffen werden konnten. 

Dies Liegt ſchon in dem Begriffe einer allgemeinen Ausgleichung und 
ed kann obige Folge auch weder a) durch den Umſtand, dab andere Staaten 
(namentlich Sacfen: Weimar: Eifenach, Altenburg und Reuß) fich der Lie⸗ 
ferungsgegenflände sumächft bedient haben, noch b) dadurch, Daß von den 
Reckamanten in der Folge die Gefammtheit des Rayons auf Vertretungs⸗ 
pfliht m Anfpruch genommen tft, aufgehoben werden. Denn (ad a.) läßt ſich 
der Geſichtspunct einer in rem versio hier nur in fo fern auffaſſen, als die 
in Folge der Admodiation gefehehenen Rieferungen für den ganzen Rayon 
gefchehen find. 

Ob und in welher Maaße aber nach der Lieferung jene Naturalien bes 
nust und verwendet find, indnirt auf das. befr. Verhältniß um fo weniger, 
als alfed von einzelnen Staaten and den Magazinen Bezogene von denfelben 
virtualiter bereits in Folge obiger Schäußrechnung erflattet worden ift. No 
weniger kaͤnn aber auch (ad b.) dasjenige, was aus der Rechtsverbindlich⸗ 
Seit der Ausgleichung folgt, durch Die Behufs Rechtsverfolgung gethanen 
Schritte der Lieferanten eine Aendernng erleiden. Allerdings haben die letzte⸗ 
ven, und zwar mit vollem Rechte, ihre Anſprüche gegen alle Regierungen 
des Rayons, eben weil ihnen diefe ſaͤmmtlich contractlich verhaftet waren, 
gerichtet; allein hier, wo eine Entfcheidung der Vorfrage im Sinne des 6. 30. 
der Wiener Schlußacte verlange wird, kanmn es fchon überhaupt auf Antraͤge 
der betheiligten Gtäubiger nicht anlommen, da, wenn auch ihnen der 
ganze Rayon folidarifch verhaftet bleibt, dennoch dadurch diejenige 
Berbindtichkeit der einzelnen Rayonlande, weiche auch die Ausgleichung ſekbſt 
begründet und daher dem Verhältniſſe der Regierimgen gu dem Reclamanton 
völlig fremd ift, keineswegs ausgeſchloſſen bleibt. 


Die endlihe Frage Aber ben Umfang der abzugebenden Entſcheidung 
beantwortet ſich ſchon durch den hohen Bundesbeſchluß vom 14. Auguſt 1828, 
wodurch jene Entfcheibung, unter Hinmeifung auf den Art. 30. der Wiener 
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Schlußacte, lediglich auf Vertrerungsverbindlichfeit, mit anderen Worten anf 
Feſtſtellung des Paſſiv-Legitimationspunets beſchränkt iſt. Hieraus 
und nach dem bereits erfolgten Ausſpruche in der Ordination vom 7. Juni 
1833 folgt von felbft, daß nicht nur über die Trage, nach welchen Grund⸗ 
fäpen und nach weichem Zinsfuße eine Verzinfung der fraglichen Forderun⸗ 
gen eintreten müffe, vom Austrägalgerichte nichts entichieden werden konnte, 
fondern daß auch alle Verhandlungen, welche fih auf ben nähften Grund 
der Forderungen ſelbſt beziehen (in fo fern fie nicht mit der allgemeinen 
Vorfrage in Verbindung ftehen), fo wie alle Einreden einzelner Staaten, 
wodurch deren Verpflichtung zur Vertragserfüllung aus fpecielfen, in eigen: 
thümlichen Verhältniffen beruhenden Gründen befeitigt werden fol, gänzlich 
außer dem Dereiche der richterlihen Wirkfamleit des Austrägalgerichts 
liegen. 

Zufolge der entwickelten Grundſaͤtze ruht die Pflicht zur Vertretung der 
Geſammtforderung von 13,077 Thlr. 17 Sr. 2 Pf. urfprünglih auf den 
1814 beftandenen drei Negierungen Sachſen-Coburg⸗Saalfeld zu 5,626 Thir., 
. Sachfen- Meiningen zu 3,087 Thir, und Sachfen=Hildburghaufen zu 4,364 
Chir. 17 Gr. 2 Pf. 

Nah der mittlerweile eingetretenen ‘Terriforialveränderung, wodurch 
nach Ausgang des Sachfen: Gotha: Altenbursifhen Hauſes jene drei Län- 
der in den alleinigen Bells der jebigen Regierungen Sachen : Coburg: 
Gotha und Sachfen: Meiningen: Hildburghaufen gelangt find, ift obige Ver⸗ 
pflihtung auf Iehtere Staaten übergegangen. Es kommt alfo noch darauf 
an, wie unter diefen vertretungspflichtigen Staaten die Antheile zu beftim- 
men find. 

Hierüber würden zunächft a) die Beſtimmungen entfcheiden, welche 
etwa wegen verhältnißmäßiger Uebernahme der auf obigen Landestheiten 
haftenden Schuiden bei deren Uebergange an die jebigen Regierungen ge: 
teoften find; oder ed würde b) bei deren. Ermanglung eine nochmalige Aus: 
mittlung der Staatsfräfte der betreffenden - Randestheile erforderlich ſeyn, 
in deren actuellem Beſitz fih vorgedachte beide Regierungen befinden, um 
darnach das Comaurrenzverhältniß unter diefen beiden feftzuftelten. In beiden 
Fällen fehlt es für eine definitive Feftftelung der Quoten noch an jeder ma⸗ 
teriellen Grundlage. Denn (ad a) wird zwar in der Schtußfchrift (Mum. 58, 
©. 12.) im Allgemeinen eines Nebenvertragd vom 12. November 1826 
gedacht; über den Inhalt deffeiben aber fehlt es noch zur Zeit in den nor: 
liegenden Acten an jeder genügenden Auskunft. Eben fo wenig liegen aber 
auh (ad b.) die erforderlihen Materialien vor, um das befragte Theil: 
nahmverhältniß nad den Staatskräften und Einnahmen der einzelnen ver: 
tretungspflichtigen Tandestheile zu beſtimmen. Hierdurch sechtfertigt fih die 
am Schluffe des Erfenntniffes gemachte Auflage. 

Die übrigen Rayonftaaten (und zwar Sachfen: Weimar: Eiſenach, Sach⸗ 
ſen-Altenburg, Schwarzburg-Rudolſtadt und Reuß, weil ihnen von den 
fraglichen Lieferantenforderungen nichts uͤberwieſen, Schwarzburg = Sonders- 
haufen aber, weil die auf diefe Regierung überwiefene Antheilsfunnme be= 
richtige, und in dem Gegenſtande der Reclamation nicht mit begriffen iſt) 
mußten dagegen von jeder WVertretungspflicht freigefprochen, endlich aber 
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die Koften des Rechtsſtreits den verurtheilten Regierungen in Folge der 
Succumbenz in der Hauptfache, und zufolge der Beftimmungen der 


Ober⸗Appellations-Gerichtsordnung Ch. II, Tit. 13, $. 1. 


in Ermanglung von Compenfationdgründen allein zur Laſt gelegt werden, und 
ift Daher überall in gefchehene: Maaße zu erkennen gemwefen. 


(L. 5.) F. €. v. d. Oſten. 


Strampe.“ 


Mainzer Staatsglänbiger, 
in specio Mainzer (andy Wermfer) Stifter. (Band I. S. 850-905.) 


( Schließt ſich unmittelbar an bie lehte Zeile vor den Urtheilen in Band I. &.881.) 


Am Jahre 1837 hatte Praͤſidium in Seas. VII. 6. 89. die Ankunft 
zweier eingegangenen Urtheile des Austraͤgalgerichts mitgetheilt. 

1838 Im Jahre 1838 erflattete der Grßhrzgl. und Hrzgl. Saͤchſiſche 
Gefandte, in Sess. II. 6. 43. S. 102, Namens der Reclamationscom- 
miffion Vortrag über eine (Sess. I. $. 31. ©. 72.) an die Bundes 
canzlei gerichtete Eingabe (Nr. 35. des Eingabenregifters v. 3. 1837) 
des H. Zrautwein zu Worms. 

Referent bemerkt zunächft, nach Anziehung des Belchluffes, wo⸗ 
durch in Betreff des Schulden⸗ und Penfionsweiend mehrerer vormals 
geiftlicher Stifte zu Worms und zu Mainz, zwifchen ben betheiligten 
höchften und hohen Regierungen verfchiedene Austrägalverfahren nach 
dem Art. XIX. der W. Schl. Alte befchloffen und das Ob.» App.» Ge- 
richt zu Iena zum Austrägalgericht ermählt worden, daß dieſes Gericht 
im verfloffenen Jahre in feinem Berichte d. d. 28. März, Sess. VII. 
6. 89. S. 255, unter Anderem Zolgended angezeigt habe: 

„Gegenwärtig blieben nur noch die zwei Austrägalfachen bei ihm 
anhängig: 

1) zwifchen dem Grßhrzgthm. Heflen und bei Rhein für fih und 

im Namen der Krone Preußen, wider die Kronen Defterreich 
und Bayern, wegen Beitragspflicht zu Tilgung gewifler Schul- 
den von vier ehemaligen Stiften zu Worms und Mainz, bes 
gehrt wegen ber Veräußerung von einzelnen Stiftögut= Per- 
tinenzien, welche während der gemeinfchaftlihen Adminiftration 
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des linken Rheinufers in den Iahren 1814 bis 1816 geſchehen 
ſeyen, und 
2) was zunaͤchſt hierher gehoͤre, zwiſchen derſelben Klägerin. und 
der Krone Bayern, au dem Grßhrzgthm. Baden, wegen 
Concurrenz zu Berichtigung gewifjer von dem ehemaligen 
St. Martinsflifte m Worms contrahirten Darlehnfchulden, 
nebft deren Zinfen feit dem 1. Mai 1816. 
Auch über diefe beiden Sachen feyen Erkenntniſſe bereits beſchloſſen 
und Termin zu deren Eröffnung ſchon anberaumt; zu einer definitiven 
Entfcheidung würden diefe jedoch noch nicht reif feyn, weshalb die be- 


treffenden Aktenſtuͤcke noch zuruͤckbehalten werden muͤßten. 


Dermalen wende ſich nun — fährt Referent fort — H. Traut⸗ 
wein zu Worms, für feine Ehefrau Sophia Menzer, die bei dem Schub 
denweſen des ehemaligen St. Martinäftiftes betheiligt fey, mit einer 
Vorſtellung hierher, und führe darin an, Daß — ba in Außsträgalfnchen 
des Grßhrzgthms. Heffen und bei Rhein, Kläger an einem, wiber bie 
Krone Bayern und dad Grßhrzgthm. Baden, Bellngten am andern 
Theil, wegen ber Verbindlichkeit, zu Zilgung von Schulden bed che 
maligen Gollegiatsftiftes, das St. Martinsftift, zu Worms beizutragen, 
das Grßhrzgthm. Heflen und bei Rhein den ihm auferlegten Beweis 
nicht allein binnen der vorgefchriebenen fechzigtägigen Friſt, fondern 
auch in ber um einen gleichen Zeitraum durch Decret vom 6. Juli lau⸗ 
fenden Jahres verlängerten Frift nicht angetreten und daher Die. Bes 
Flagten von der wider fie erhobenen Klage und ſonach von der Theib 
nahme an der fraglichen Schuldentilgung durch Urtheil vom 14. Oftbr. 
laufenden Jahres entbunden worden wären — nunmehr bad Groß⸗ 
herzogthum Heſſen und bei Rhein diefe Schuldentilgung für fich allein 
vorzunehmen babe, und wohl nichts mehr im Wege fliehen möchte, die 
betreffenden Gläubiger, resp. deren Erben oder Rechtöinhaber, endlich 
zu befriedigen. 

Hieran werde die an bie Bundescanglei gerichtete Bitte geroiht: 
Hoher B. V. die Bitte vorzutragen, Hochihre Vermittlung dahin ein- 
treten zu laffen, daß die fraglichen Gläubiger des Grßhrzgthms. Heſſen 
und bei Rhein nunmehr endlich ohne längern Verſchlich fir ihre resp. 
Forderungen befriedigt würden. In dem Gutachten aͤußert ſich Refe⸗ 
rent, daß diefes Anliegen fich in jeder Hinficht als umflatthaft darſtellen 
dürfte, indem es nicht an die B. Berfammlung, fondern an Die B. Can 
lei gerichtet wurde, Reclamant ſich wegen deffelben nicht gerechtfertiget 
sub Das Erfenntniß, auf welches ſolches gegründet werde, nicht bei- 
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gebracht habe, während, auch ‚bei vorausgeſetzter Richtigkeit der Prae⸗ 
miffen, jenes ſich unfehlbar darauf befchränkt haben dürfte, die Ver⸗ 
tretungspflicht der Grßhrzgl. Heflifhen Megierung auszufprechen. 

Der hierüber S. 104. auf Antrag gefaßte Beſchluß lautet: 

„Der Reclamant H. Zrautwein zu Worms werbe mit feinen 
am 22. November 1837 eingereichten Gefuche abgewiefen, in= 
dem folches nicht an die Hohe Bundesverfammlung, fondern 
an die Bundescanzlei gerichtet wäre, auch Reclamant ſich wegen 
deffelben nicht gerechtfertiget und dad Erfenntniß, auf weiches 
ſolches gegründet werde, nicht beigebracht habe.” 

In demfelben Jahre 1838 gibt Präfivium Kenntniß, in Sess. X. 
6. 133. ©. 347, von einem durch den Grfhrzgl. und Hrzgl. Saͤch⸗ 
fifchen Geſandten erhaltenen Schreiben des Grßhrzgl. Sachſen⸗Wei⸗ 
mariſchen⸗ und Geſammt Ob.⸗App.⸗Gerichts zu Jena d. d. 10. Mai l. J. 

Unter Bezugnahme auf den letzten Bericht d. d. 28. Maͤrz 1837 
heißt es darin: 

In der That waͤren, die am 12. Januar und 22. Maͤrz v. J. von 
uns beſchloſſenen Urtheile in den erwaͤhnten beiden Austraͤgalſachen 
nur Zwiſchen⸗Erkenntniſſe auf Beweis und Gegenbeweis. — Allein 
die klagende Grßhrzl. Heſſiſche hoͤchſte Regierung habe ſich an dem ihr 
darin auferlegten Beweiſe demnaͤchſt verſaͤumt, und ſey deshalb durch 
die deſertoriſchen Erkenntniſſe vom 13. September deſſelben Jahres mit 
ihren beiden Klagen abgewieſen und in die Proceßkoſten verurtheilt 
worden. 

Hiergegen habe dieſelbe Wiedereinſetzung in den vorigen Stand bei 
uns beantragt und uns dadurch zur Anſetzung eines Suͤhnetermins — 
mit vorlaͤufiger Ausſetzung der Entſcheidung uͤber die Frage von Zu⸗ 
laͤſſigkeit eines ſolchen Geſuchs bei einem Austraͤgalgerichte — ver⸗ 
anlaßt. 

Allein bereits vor Abhaltung dieſes Termins hatten die Anwaͤlte 
ſaͤmmtlicher allerhoͤchſten und hoͤchſten Intereſſenten in der Sache: 

zwiſchen dem Grßhrzgthm. Heſſen und bei Rhein wider die 
Krone Bayern, auch das Grßhrzgthm. Baden, wegen Concur⸗ 
renz zur Berichtigung gewiſſer vom ehemaligen St. Martins⸗ 
ſtifte in Worms contrahirten Darlehnſchulden, nebſt deren 
Zinſen feit dem 1. Mai 1816 
und angezeigt, daß durch einen zwifchen ihren allerhöchften und hoͤch⸗ 
fien Gewaltgebern außergerichtlich abgefchloffenen Wergleich diefer 
Rechtsſtreit völlig beigelegt worden fen, welchem zufolge die Grßhrzgl. 





- — 
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Heflifche Staatöregierung es allein übernommen habe, die in Frage 
geftandenen Schulden des St. Martinsfliftes zu Worms zu befri—— 
digen. 

Ferner — heißt es in dem obenerwaͤhnten Schreiben — verfehlen wir 
nicht zu bemerken, daß auch in der noch bei uns rechtshaͤngigen Austraͤ⸗ 
galſache des Grßhrzgthms. Heſſen, fuͤr ſich und im Namen der Krone 
Preußen, an einem wider die Kronen Oeſterreich und Bayern, am an⸗ 
deren Theile, wegen Beitragspflicht zu Tilgung gewiſſer Schulden 
von vier ehemaligen Stiften zu Worms und Mainz, ruͤckſichtlich der 
Veraͤußerung einzelner Stiftsgutspertienzien waͤhrend der Adminiſtra⸗ 
tion des linken Rheinufers in den Jahren 1814 — 1816 ein Vergleich 
zwiſchen ven klagenden allerhoͤchſten und hoͤchſten Staatsregierungen 
mit der Krone Bayern uns bereits angezeigt, wegen Beilegung dieſer 
Sache mit dem K. K. Oeſterreichiſchen Gouvernement aber noch auf 
Befriſtung angetragen und dieſe auch unter heutigem Tage ertheilt 
worden iſt. — Dieß ſeyen die Gruͤnde, warum noch nicht ſaͤmmtliche 
hierhergehoͤrige Akten eingeſendet werden koͤnnten. 

Die B. V. beſchloß hierauf S. 348: 

„Die von dem Ob.⸗App.⸗Gerichte zu Jena mit Bericht vom 
10. Mai 1. 3. eingefendeten Austrägalacten in dem Bundes⸗ 
archiv zu hinterlegen.” 

Der ebengenannte Vergleich erfolgte noch in demfelben Jahre, 
wie in Sess. XIII. $. 162. ©. 452. zu erfehen. — Prafivium übergibt 
dafelbft einen ihm von dem Grfhrzgl. und Hrzgl. Sachfifchen Gefandten 
zugeftellten Bericht des Grßhrzgl. Sachfen- Weimar -Eifenachifchen 
und Gefammt- Ob. App.sGerichtö zu Iena vom 7. Juni 1838, in 
welchem angezeigt ift, daß auch in der obenerwähnten der letzten bei 
dem Ob.=-App.» Gerichte noch rechtöhängigen Austrägalftreitigfeit des 
Grßhrzgthms. Heffen und bei Rhein, für fi) und im Namen der Krone 
Preußen, wider die Kronen Defterreich und Bayern, die Beitragspflicht 
zu Tilgung gewiffer Schulden von vier ehemaligen Stiften zu Worms 
und Mainz, ruͤckſichtlich der Veräußerung einzelner Stiftöpertinenzien 
während der Xominiftration des linken Rheinufers in den Sahren 1814 
bis 1816 betreffend, eine gütliche Vereinigung erfolgt, und ſonach 
diefer Rechtsſtreit völlig beigelegt worden fey. — Man vers 
fehle daher nicht, die noch Bisher zuruͤckbehaltenen Acten einzufenden. 

Die B. V. befchloß hierauf ©. 453: 

- „die von dem Austrägalgericht Überfendeten Acten in bem 
Bundesarchiv zu hinterlegen.” 
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Noch muͤſſen wir nachträglich hier einer Worftelung der Erben des 
Stadtvogts Harich, wegen einer Forderung an die Bundesfeflung 
Mainz in Vertretung des ehemaligen St. Victorftiftes dafelbft ermäh- 
nen, über welche der König. Bayerifche Gefandte Namens des B. T. 

1842. Ausſchuſſes in Militärangelegenheiten i. 9. 1842, in Sess. XXI. 
8. 210. ©. 396, Vortrag erftattete. 


Referent reaffumirt zunachft Die Über diefe Reclamation im All 
gemeinen bereits ftattgehabten Verhandlungen (f. diefelben Bd. I.) 
und fährt dann folgendermaßen fort. 


Es hätten fih nun die Erben des gemwefenen Stadtvogts Harich 
(No. 12. f. Eingaben) zu Bifchofsheim, der Grßhrzgl. Badiſche Ger 
heine Referendaͤr Weber zu Karlöruhe, und der Grfhrzgl. Badiſche 
DbersBollinfpector Harich zu Wertheim, an die B. V. gewendet, und 
um Befriedigung ihrer Sorderung an den Bund, wegen ber zur Bun⸗ 
deöfeftung Mainz gezogenen Objecte des St. Victorfliftes gebeten. 

Sie bezögen ſich, was die Anerkennung des Grundfages der Beis 
tragspflicht, nach dem bei Auflöfung des Stifts jeder Regierung zu⸗ 
gefommenen VBermögenstheile- betreffe, auf dad in ganz ähnlicher 
Sache — Forderungen an das ehemalige Gollegiatftift zu St. Paul 
in Worms. — von dem Ob,-App.- Gerichte in Jena ald Austrägals 
gericht erlaffene Erkenntniß, und insbeſondere auf bie ihnen mit 
getheilten Befchlüffe der B. V. von den Jahren 1831 und i832., 

Sie nähmen die in den Acten vorliegende Berechnung der Ein- 
kuͤnfte des St. Victorſtifts und der Betheiligung der reſpectiven 
Regierungen an, und verlangten: 

den auf die Bundesfeſtung Mainz nach dem Ertrage von 915 Gul⸗ 
den 54 Kr. betreffenden Kapitalbetrag von . 422 Gulven 10 Kr, 
und an Binfen 
fir die Periode der Sentralverwaltung vom 22, 

Dechr. 1813 biß 16, Juni 1814 . 0. 10 5 Mom 
für die Periode der proviforifchen Regierungs- 
, sbminiftration vom 16. Juni 1814 bis 1. Juli 


. 1816 « . “ . « ‘ n ‚43 H t 5 # 
und vom 1. Juli 1816 bis 1. Januar 1842 — | | 
salvo ulteriori... 0. 5 


fomit an Zinſen 591 Gulden 3 Sr. 


und im’ Bann - » » 2 000. . 1013. Suben 4 Kr. 
nebft den weiters laufenden Zinfen. on Zu 
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In dem: Gutachten fpricht fich Referent dahin aus; 

Der Reichsdeputations⸗ Hauptreceß habe über die Schulen der auf 
der linken Rbeinſeite gelegenen, nicht. unmittelbaren Stifte, welche 
Befigumgen auf beiden Rheinfeiten hätten, keine Beflimmung getroffen. 
Bei der zu Frankfurt ſtatt gefundenen Auseinanderfegung habe man 
ſich über jene Schulden biefer Stifte vereinigt, melche auf Special 
hypotheken auf der. rechten Rheinſeite berubten, fo wie auch Frankreich 
jene Schulden diefer Stifte übernommen, deren Specialhypothefen auf 
der linken Seite ſich befanden. 

In Anfehung jener Schulden diefer Stifte, woflr Generalhypo⸗ 
theken conflituirt wären, ſeyen nach allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen bie 
Regierungen, welche Güter und Gefälle diefer Stifte befüßen, nach dem 
Verhaͤltniſſe diefer Objecte verpflichtet, die darauf haftenden Schulden 
zu uͤbernehmen. 

Dieſen allgemeinen Rechtsgrundſatz habe auch dad Ob⸗Appell.⸗ 
Gericht in Jena als Austraͤgalgericht in den Erkenntniſſen, resp. denen 
Entfcheidungsgründen, vom 17, November 1836 und vom 1. December 
deffelben Jahres — Schuldferberungen an dad Eodegiatftift St. Paul und 
an jenes zu Unferer lieben Frau, beide in Worms — ansgefprochen. 

Die hohe B. V. habe auch fchon bei der Einleitung des Austrägals 
verfahrens in ihrem Beſchluſſe vom 12. April 1832 Die eventuelle Bes 
theiligumg de& Bundes anerkannt, indem fie infichtlich der zur Bun⸗ 
deöfeflung Mainz gezogenen Vermögensohteete des St. Birtorftiftes 
ſich die Beſtimmung nur bis zur erfolgten gerichtlichen Entſcheidung 
der Vorſrage vorbehielt, jeboch den eventurllen Antheil als Schuld der 
Feſtung zus liquidiren beſchloß. 

Die Uebernahme des betreffenden Antheils ſey auch nuch Artikel 16. 
des Beſchluſſes vom 19. December 1835 — über Die Forderungen an 
die Bundesfeſtumgen — feinem Anftande unterworfen, nad) welchem 

Forderungen wegen Anfpräschen, vie angeblich auf einzelnen 
Seftungsobjecten beruhten, in fofern ftatt fanden, als eine wirk⸗ 
lich nach den Franzöfifchen Gefegen gehörig begründete Hypo» 
thek nachgewiefen werden koͤnnte. 

Die in vorliegendem Falle beffehende Hypothek fey fehon vor dem 
Uebergange der St. Victorftiftifchen Beſi itzungen an die Franzoͤſiſche 
Herrſchaft conſtituirt geweſen, und ſey, da die Schuld nicht getilgt, die 
Hypothek nicht geloͤſcht worden ſey, als eine auf dem Objecte ruhende, 
mit demſelben an den damaligen Beſi itzer uͤbergegangene Hypothek zu 
betrachten. 
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Der Antheil, welcher auf die Bundesfeſtung zu übernehmen fey, 
berechne fich nach dem Werhältniffe des Ertrags der zur Feflung ge: 
zogenen St. Bictorftiftifchen Objecte von 915 Gulden 52 Kreuzern zu 
dem Gefammtbetrag bes Vermoͤgens des St. Victorfliftö, zur Zeit feiner 
Auflöfung on - . - . . . 17,353 Gulden 3814 Kreuzern 
richtig auf . - » oo. 422 „ 22 n 

Was die Zinfen betreffe, fo fprächen bie Exben viefelben vom 22, 
December 1813 — ald dem Xermin des Ueberganged der Feltung 
Mainz an die Allirten — an, und fegten daher auch die Zinfen für bie 
Periode der Gentralverwaltung, fo wie der proviforifchen Regierung an 
mit einem Betrage von 10 Gulden 11 Kreuzern und 43 Gulden 
5 Kreuzern. " 

Der Ausfchuß nahme feinen Anftand, auf Die Berichtigung der ges 
fammten, vom Uebergange von Mainz an die Allürten nach dem ſtipu⸗ 
lirten Zinsfuße von 5 Procent berechneten Zinfen im Betrage von 591 
Gulden 31 Kreuzern anzutragen, da von biefen zur Feftung Mainz ge⸗ 
zogenen Objecten feine Einnahme ftaft gefunden habe, und weder 
Deiterreich und Bayern während ber Gentralverwaltung, noch fpater 
Heffen und Naffau als Befiger der ehemals Mainzifchen Gebiete von 
biefen zur Feftung gezogenen Objecten irgend einen Nugen gezogen hätten. 

Auf Antrag des Ausfchuffes wurbe hierauf befchloffen: 

1) „Die B. V. finde fi) bewogen, den Erben bes Stadtvogts 
Harich zu Bifchofsheim, dem Grßhzgl. Babifhen Geheimen 
Referendaͤr Weber zu Karlöruhe und dem Grßhzgl. Badiſchen 
Ober⸗Zollinſpektor Harich zu Wertheim, als Antheil an ber 
Kupitalforderung von 8000 Gulden, welche auf die zu ber 
Bundedfeflung Mainz gezogenen Objecte des ehemaligen St. 
Bictorflifts in Mainz treffe, 
an Kapital . -» 0. .:. 422 Sulden 10 Kreuzer 
und an Zinſen v. 22, Decemb. 1813 m 5911 „ 3 ,„ 


zufammen 2 2 020%. 1,013 Gulden 41 Kreuzer 
aus dem Mainzer Reſervefond anweifen zu laffen, wovon 

2) die genannten Erben, in Erledigung ihrer dießfälligen Ein⸗ 
gabe vom 45. May I. 3. zu verftändigen feyen, und 

3) die Bundeskaffe-Verwaltung zur Darnachachtung in Kennts 
niß zu fegen ſey.“ 








Veſchwerde 


der Inhaber Kölnifdher £ andfländ i ſcher Obligationen, wegen rüch- 
Rändiger Binfenzahlung aus den Jahren 1795 bis. 1815. 
(Band I. S. 905 — 918.) 


(Schließt fi) unmittelbar Band I. ©. 918. an die legte Zeile.) 


Seit dem vom Präfidium i. 3. 1835 in Sess. XXVI. $. 407 vors 
gelegten Bericht des Db.-Appel,-Sericht zu Celle vom 15. September 
erfchienen in den Protokollen über diefe Streitfache Feine weitern Ver⸗ 
handlungen, bis i. 3. 1841 in Sess. XXI. $. 227, ©. 439 Präfivium ısaı. 
einen weiteren Bericht defjelben Gerichtshofs vom 28. Juni vorlegt, 
dem zufolge daffelbe das unten ©, 466, folgende Erfenntniß nebft den 
Entfcheidungsgründen überreicht, fo wie die mitgetheilten Aften über- 
gibt, die zu Celle verhandelten Aften aber fo lange, bis die dem 
Herzgthm. Naſſau zuerfannten Kojten feſtgeſetzt, oder eine Entſagung 
auf die Feſtſtellung eingegangen ſeyn werde, zuruͤckbehalten zu muͤſſen 
glaubt. 

Hierauf wurde ©. 458 befchloffen:: 

„I) Nachdem das vorftehende Urtheil von dem Austrägalgerichtö« 
hofe im Namen und aus Auftrag des Durchlauchtigften 
deutfchen Bundes den Parteien eröffnet worden, fo wird Die 
Urfchrift deffelben, um auf deſſen Befolgung halten zu koͤnnen, 
im Bundesarchiv niedergelegt.” 

„2) Den Privatgläubigern, 3. J. Nilfens, ‚Samuel Baruch 
und Conforten zu —* welche ſich mit ihren diesfaͤlligen 
Forderungen in einer gemeinfchaftlichen Vorſtellung an die 
B. V. gewendet haben, iſt von dieſem Beſchluſſe mit dem 
Beiſatz Nachricht zu geben, daß es ihnen geftattet fey, von dem 
erfolgten Urtheil in der Bundeskanzlei Einſicht zu nehmen.“ 


Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. | 30 
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urtheil 
vom 24. Mai 1841. 


(Brot. v. I. 1841, Sese. XXI. 5. 237. ©. 440. G. Band I. &.918,) 





In Austrägalfachen der Krone Preußen an einem, wider das 
Herzogthum Naffau am andern Theile, betreffend die aus den Jahren 
1795 bis 1815 rüdftändigen Zinſen auf Kurkölnifche landſtaͤndiſche 
Obligationen, erkennen Wir Ernft Auguft, von Gottes Gnaden 
König von Hannover, Königlicher Prinz von Großbritannien und Ir⸗ 
land, Herzog von Cumberland, Herzog zu Braunfchweig und Luͤne⸗ 
burg ꝛc. ıc., im Namen umb Auftrage der hoben beutfchen Bundes⸗ 
verfammlung für Recht: 

Daß es zuvoͤrderſt bei der Erklärung der Krone Preußen: 
binfichtlid) der bi8 zum 1. September 1806 rüdftändigen Zin⸗ 
fen von demjenigen Antheile der Kurkölnifhen Iandftändifchen 
Schulden, welche den beiden vormals Kurkölnifhen Aemtern 
Neuerburg und Altenwieb zur Laſt gefallen, deögleichen in An⸗ 
fehung der aus dem Zeitraume vom 1. Januar 1812 bid zum 
1. Zuli 1815 rüdftändigen Zinfen von demjenigen Antheile 
der Kurkölnifchen Landesfchulden, welcher auf dem ganzen, 
bi8 zum 1. Juli 1815 zum Herzogthum Naſſau gehört has 
benden Xheile bed vormaligen Erzftifts Köln gehaftet hat, 
von ihrer früher geltend gemachten Intention einer bieferhalb 
dem Herzogthum Naffau obliegenden Bertretungsverpflich 
tung zuruͤcktreten und fothane Zinfenrüdftände/allein vertreten 
zu wollen, 

austrägalgerichtöfeitig in aller Maaße bewenden gelaffen wird. 

Anlangend fodann die hiernach allein noch flreitig verbleibenden, 
bis zum 1. Sanuar 1812, und zwar hinfichtlich der beiden vormaligen 
Kurkölnifchen Aemter Linz und Schönftein feit dem 5. Mai 1795, hin« 
fichtlich der beiden vormaligen Kurkölnifchen Aemter Neuerburg und 
Altenwied aber feit dem 1. September 1806 rüdftändigen Binfen von 
dem auf fothanen Aemtern haftenden Antheile der vormals Kurkoͤlni⸗ 
ſchen landſtaͤndiſchen Capitalien; fo wird die Krone Preußen ſchuldig 
verurtheilt, die gedachten Zinfenrudftände allein und ausfchließlich zu 
vertreten, auch dem Herzogthum Naffau fammtliche, durch dieſes Ver⸗ 
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fahren verurfachten Koften nach vorgängiger deren Verzeichnung und 
allenfallfiger gerichtlicher Ermäßigung zu erflatten. 
Wie Wir denn alfo erkennen und ſchuldig verurtheilen. 
Bon Rechts Wegen. 


Publicat. im Königlich» Hannöverifchen Ober-Appellationögerichte 
den 24. Mai 1841. 


Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis 
(L. S.) ı Proprium. 


F. E. v. d. Dften. 
Strampe.“ 


Entſcheidungsgründe. 


— 


Im Lüneviller Friedensſchluß vom 9. Februar 1801 wurde der auf dem 
Iinfen Ufer des Rheins belegene Theil des Deutſchen Reihe und fomit auch 
ein Theil der Kurkölnifchen Beſitzungen an die damalige Sranzbilfche Republik 
abgetreten; die auf dem rechten Rheinufer belegenen Weberbieibfel der Kur: 
kolniſchen Staaten wurden aber durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß vom 
25. Februar 1803 unter vier verfchiedene deutiche Fürften vertheilt, indem 
das Herzogthum Meftphalen dem Landarafen von Heffen: Darmitadt, die 
Grafſchaft Recktinghauſen dem Herzog von Aremberg und der Reſt des eigent- 
lichen Kurfürſtenthums oder Erzftifts Köin dem Fürften von Naffau: Ufingen 
und dem Fürften von Wied-Runkel in der Maaße zugetheilt wurde, daß der 
ertere die Aemter Linz, Schöuftein, Königswinter, Deus und Villich, der 
Ietere aber die Aemter Neuerburg und Altenwied erhielt. 

Durch den Art. 24. der Eonfüderationdacte des Rheinbundes vom 
12. Juli 1806 erwarben der Herzog von Naffan= Ufingen und der Fürft von 
Naſſau die Souverainetät über den Fürften von Wied: Runfel, und es ge: 
Iaugten die dem letztern durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß zugetheilt 
gewefenen beiden Kömiſchen Uemter Neuerburg und Altenwied an das Her: 
zogthum Naffau ; dagegen wurden von Naffau durch Ben Art. 16. der ges 
dachten Acte die drei vormals Kölnifchen Aemter Königswinter, Deus und 
Villich an den Großherzog von Berg abgetreten. Das Herzogthum Naſſau ifl 
in dem Beſth der vier, respeotive durch den Reichödepntationd: Hauptichluß 
und die Eonföderationsacte des Rheinbundes mit ihm vereinigten Kölniſchen 
Aemter Schönftein, Linz, Reuerburg und Altenwied bis zum Jahr 1815 
verblieben, wo es diefelben durch den am 31. Mai 1815 über verfchledene 
gegenfeitige &ebietdabtretungen zu Wien abgeichloffenen Staatsvertrag an 
die Krone Preußen abgetreten hat. 


30 * 


468 Abth. II. Abſchn. 3. $. XII. — A. Erldgte Fälle. 


Es ift unbeftritten und in facto von beiden flveitenden Regierungen an⸗ 
erkannt, daß ein verhältuißmäßiger Antheil von den auf dem vormaligen Erz 
ſtift Köln gehaftet habenden Tandfländifhen Schulden mit den vorgebachten 
vier Koͤlniſchen Aemtern auf deren ſucceſſive Inhaber und Landesherren über: 
gegangen iſt, und dieſes Verhältniß auch von der Naſſauiſchen Regierung 
während ihrer Beſitzzeit Dadurch thätlich anerkaunt, daß ſie, zufolge einer am 
14. Januar 1811 mit dem Mandatar der Kömifchen Gläubiger, General⸗ 
ſecretär Körfgen, abgefchloffenen Convention, fich verpflichtete, vom 1. Ja⸗ 
nuar 1810 an altjährfich die Taufenden Zinfen und zwei Jahrsbeträge der bis 
zum 1. Sanuar 1810 rückſtändigen Zinfen zu berichtigen, und auch, in Kolge 
Diefer übernommenen Verpflichtung, bereits eine Summe von 26,800 Gulden 
wirklich bezahlt hat. 
Die Krone Preußen verfennt es nicht, daß ſſe, ad dermalige Beſitzerin 
der fraglichen Landestheile, hinſichtlich des denfelben zugefallenen vorgedachten 
Schuldenantheils wicht nur zu deffen Vertretung in Anfehung des Eapital: 
betrags, fondern auch zur Verzinſung des letztern von dem Zeitpuncte an ver: 
pflichter ift, wo fie den Beflb jener Landestheile überfummen hat. 
Dagegen ift die Verpflichtung zur Vertretung der auf den gedachten 
Schuldenantheil aus der frühern Zeit bis zu jenem Zeitpuncte rückſtändig ge: 
bliebenen Zinfen unter den beiden Fitigirenden Regierungen flveitig geworden, 
und im Mai 1831 wurde von einigen diefer Kurkölnifhen Gläubiger bei 
der Bundesverfammiung eine Verfügung wegen Auszahlung diefer Zinfen: 
rückftände beantragt. Die Bundedverfammiung hat hierauf die beiderfeitigen 
Regierungen um die geeigneten Aufklaärungen über diefen Gegenftand erfucht, 
und nachdem ſolche eingebracht waren, eine Commiſſion zur weitern Einleitung 
des Derfahrend ernannt, hiernächft aber, da die von beiden Theilen erfolgten 
Erklärungen eine gütliche Vermittlung als erfolglos darftellten, dieſelben jedoch 
ſewohl hinfichtlih eines einzuleitenden Austraͤgalverfahrens überhaupt, ale 
auch hinfichtlich ded als Austrägalinſtanz zu ermählenden oberften Gerichte: 
hofes völlig einverflanden waren, mittelft Befchluffes vom 3. Mai 1832 bie 
flreitige Vorfrage: 
welche der betheiligten Regierungen, oder in welchem Verhaitniß 
beide die für den Zeitraum vom 5. Mai 1795 bis 1. Juli 1815 
rücftändigen Zinfen von vormald Kurkötnifchen Tandftändifchen Capi⸗ 
tatien, in fo weit fie auf dem bis zu diefem lebten Tage zu Naffau 
gehört habenden Theile des befagten Erzftiftd haften, zu vertreten 
habe? 

zu einer von bem hiefigen oberften Gerichtshofe in ihrem Namen und Aufs 

trage abzugebenden austrägalgerichtlichen Entfcheidung verftelit. 

Mittelſt Decreted vom 17. Juli 1832 ift allhier die Einreichung der 
Klage von Seiten der Krone Preußen gefordert, und hierdurch zwifchen den 
betheiligten beiden Regierungen ein Verfahren erdffnet, weiches von ihnen im 
Verhältniß eined Klägers und Beklagten verhandelt, und mit der vom Her: 
zogthum Naffan eingebrachten Duplik befchloffen worden ift, und in weichem 
‚jeder Theil die feine Intention unterftüsenden Gründe darzulegen und zu 
entwickeln, diefelben gegen die Anfechtungen des Gegentheils zu vertheidigen 
und die Gründe des letztern feiner Seits zu entkräften bemüht geweſen iſt. 
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Der in diefen DVerhandiungen angeregte proceffualifche Streitpunct, ob 
nämlich eine der beiden. Regierungen, und namentlich die Krone Preußen, in 
diefem Austrägalverfahren ald Klägerin zu behandeln fey, bedarf nad Lage 
der Sache Feiner weitern Erledigung. Da die das Ansträgalverfahren nor- 
mirenden Beftimmungen der Bundesbefchtüffe vom 16. Juni 1817 und 
3. Auguft 1820 für die im Art. 30. der Wiener Schinßacte berührten 
Streitigkeiten Feine abweichenden Vorſchriften aufftellen, fo muß auch be 
ihnen die in der Austrägalordnung vom 16. Juni 1817 enthaltene allgemeine 
Beſtimmung zur Anwendung fommen, daß der als Austrägalinflanz eintre⸗ 
tende oberfte Gerichtshof die Sache nach der ihm zur Norm dienenden Proceß: 
ordnung zu inftruiren habe. Gemeinrechtlichen Beſtimmungen zufolge wider: 
ftreitet es aber der rechtlichen Natur eines judicium duplex überall nicht, 
daß nur ein Theil den Proceß ald Kläger und der audere Theil ald Beklagter 
führt, wenn gleich in ſolchen Fällen die bloß durch die Parteirolle bedingten 
proceſſualiſchen Anfprüche und Verbindlichkeiten der Parteien hinwegfallen 
oder modificire werden müffen, und da nun die Krone Preußen in den DBer- 
handlungen bei der Bundesverfammlung zuerft auf eine ansträgalgerichtliche 
Entfheidung provocirt hat, fo erfcheint die ihr überwiefene Parteirolfe des 
Klägers ald wohl gerechtfertigt, und ed würde die von ihr dagegen erhobene 
Proteſtation nur dann von praftifhem Intereſſe feyn, wenn aus jener Ueber: 
weifung vom Gegentheil befondere yprocefinalifche Folgen geltend gemacht 
wären, welches jedoch überall nicht der Fall gemefen ift. 

Sp viel nun zuvörderſt 

I) die Feftftelltung der Grenzen der austrägalgerichflichen Competenz und 
des Umfangs der zu entfcheidenden Vorfrage anbelangt, fo bezeichnet 

1) der Bundesbeſchluß vom 3. Mai 1832 als Gegenftand der zu ent 
fcheidenden Vorfrage, nur Die für den Zeitraum vom 5. Mai 1795 bie 
1. Juli 1815 ruͤckſtändigen Zinfen von vormald Kurkölniſchen Iandfländifchen 
Gapitalien, in fo weit fie auf den bis zu dem Iettgedachten Tage zu Naffan 
gehört habenden Theilen des befagten Erzftiftd haften, daher denn hier fo 
wenig die Haftungsverbindlichfeit der fraglichen Landestheile für die Kur- 
kölniſchen Capitalſchulden, ald wenig die Ermittlung und Feftftellung des 
desfallſigen Repartitionsverhältniffes in Frage kommen kann. Dagegen würde 
zwar die abzugebende Entfcheidung die gefammten fraglichen Zinſenrück⸗ 
ftände, ohne Rückfiht auf deren Quantum, fo wie ohne Befchränfung auf die 
bei der Bundesverſammlung aufgetretenen Gläubiger zu umfaffen haben, fo 
meit fie nur aus dem vorgefchriebenen Seitraume herrühren; da indeffen die 
Krone Preußen im Laufe des Austrägalverfahrend hinfichtlich folgender Zin⸗ 
ſenrückſtände, nämlich 

a) der bis zum 1. September 1806 rückſtändigen Zinfen von dem den 

beiden Aemtern Neuerburg und Altenwied zur Laft fallenden Anz: 
theile der Kurkölnifchen Iandftändifchen Schulden, und 

b) der für den Zeitraum vom 1. Sanuar 1812 bis 1. Juli 1815 

rückftändigen Zinfen von dem, auf deu ganzen bis zum lebtgedachten 
Tage zu Naffau gehört habenden Theile des vormaligen Erzſtifts 
Edin Haftenden Antheile der fraglichen Landesfchulden, 

von ihrer früher geltend gemachten Intention einer dieferhalb den Herzogthum 
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Naſſau obliegenden DBertretungsverpflihtung ausdrücklich abftrahirt, und fo- 
thane Vertretung felber übernommen, das Herzogthum Raffau auch diefe Er- 
Härungen acceptirt hat, mithin in Anfehung fothaner Zinſenrũckſtaͤnde feine 
fireitige Borfrage weiter zur Entfcheidung vorgelegen bat, fo bat es bei diefen 
Erklaͤrungen belaffen werden, und die Vollziehumng ded dem Ansträgalgerichte 
von ber Öundesverfammiung ertheilten Auftrags hierunter eine Ach von felber 
verfiebende Beſchraͤnkung erleiden müflen. 

Don der Krone Preußen find die vorhandenen Zinſenrückſtände in ihren 
Ehriftfäpen hin und wieder bis anf bad Jahr 1793/4 hinaufbezogen werden, 
ohne daß Hiergegen von Seiten der Naflanifhen Regierung etwas erinnert 
worben iſt; in dem abgegebenen Erkeuntniffe ift jedoch der im Bundesbeſchluß 
vom 3. Mai 1832 als terminus a quo angegebene 5. Mai 1795 um fo 
mehr beibehalten worden, ald eines Theils nicht zu erſehen ſtand, ob bei dem 
betreffenden Angaben der Krone Preußen bloß eine Ungenauigfeit in der Be⸗ 
zeichnung des Anfangstermins flattgefunden hat, oder ob aus der fraglichen 
frühern Zeit wirklich noch Sinfenrüdftände vorhanden find, andern Theile aber 
im lebtern Falle eine desfaltfige Einigung unter den flreitenden Regierungen 
nah Maafigabe des abgegebenen Erkenntniffed mit Zuverläffigfeit erwartet 
werden kann. 

Hiernähft hat 

2) die hinfichttih der gedachten Zinſenrückſtände zur Entſcheidung ver: 
ſtellte Vorfrage nur auf die Entfheidung der Frage befchränkt werden Fünnen, 

welche ber betheiligten Megierungen, oder in welchem DBerhältniffe 

beide, die fraglichen Zinfenrüdftände, den betreffenden Ereditoren 

gegenüber, zu vertreten verbunden ſey; 
daher denn die Prüfung ſowohl der Richtigkeit der fraglichen Zinfenrüdflände 
an und für fih und der dieferhalb den einzeinen Ereditoren etwa entgegen- 
fiehenden Einreden, als auch aller derjenigen Differenzen von dem Umfange 
der Unterfuhung und Entfcheidung hat ausgefchloffen bleiben müflen, zu 
welchen etwa dad Vorhandenſeyn diefer Zinfenrüdtflände in fonftiger Beziehung 
unter den betheiligten Regierungen die Veranlaſſung gegeben hat. Es hat 
zwar die Krone Preußen theild aus dem in der 15. Sibung der Bundes: 
verfamminng vom 3. Mai 1832 gehaltenen Vortrage der Reclamatione: 
commiflion, theild aus dem alihier unter dem 17. Juli 1832 abgegebenen 
Decrete zu beduciren gefucht, daß die Frage auch aus dem Gefichtöpuncte der 
Beftimmungen der Art. 21. und 22. der Wiener Schiußacte als eine zwifchen 
zwei DBundesgliedern entftandene Streitigkeit aufgefaßt werden müſſe; es 
mußte jeboch diefe Intention für ungegründet gehalten werden, weil 

a) der angezogene Vortrag der Reclamationscommifften nur die Aus: 

führung enthält, daß auch in Ermanglung eined von den Ereditoren 
über die Vorfrage beantragten Austrägalverfahreng, deffen Einleitung 
fih dennoch um deswillen ald gerechtfertigt darftelle, weil die Dif⸗ 
ferenz unter den allgemeinen Begriff von Streitigkeiten zwifhen 
mehreren Bundesgliedern falle, und von benfelben bei der Bundes⸗ 
verfammlung angebracht fey; damit aber keineswegs behauptet ift, 
daß diefe Differenz etwas weiteres, als die Zeftftellung der Vorfrage 
zum Gegenſtande habe, und folches auch um fo weniger hat beabſichtigt 


= 
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ſeyn koͤnnen, als der Bundestagsgeſandte der Krone Preußen in feiner, 
in der 10. Sitzung der Bundesverſammlung vom 8. März 1832 
zu Protokoll gegebenen Erklärung nur die Vorfrage ald den Gegen- 
ftand der obmwaltenden Differenz bezeichnet, und ausdrüdlich erklaͤrt 
bat, beauftragt zu ſeyn, 
die Einleitung des Austrägalverfahrens in Gemaͤßheit des Art. 30. 
der Wiener Schlußacte in Antrag zu bringen. 

Eben fo unerheblicy erfcheint 

b) die Bezugnahme auf das alihier unter dem 17, Juli 1832 ab- 

gegebene Decret, in fo fern dadurch beide Theile davon in Kenntniß 
gefebt worden, daß diefer oberfte Gerichtshof Durch den Befchluß der 
Bundesverfammiung vom 3. Mai 1832 zwifchen ihnen 

wegen Uebernahme und Befriedigung dee bei der Bundesver- 

fanmlung angemeldeten, ans den Sahren 1795 bis 1815 rück⸗ 

ftändigen Zinfen auf Köinifche Iandftändifche Obligationen 
zur Austrägalinftanz beffimmt worden ſey; denn es entſpricht dieſe 
Bezeichnung der wörtliden Kaffung bes gedachten Beſchluſſes der 
Bundedverfammiung, und jedenfalld hat diefelbe durch die daneben 
geſchehene Beziehung auf die im Art. 30. der Wiener Schlußacte 
erwähnte Vorfrage ihre nähere Beſtimmung erhalten, fo wie es 
denn auch von felber einleuchtet, daß durch eine ſolche bloß proceß⸗ 
leitende nur die Erdffuung des Austrägalverfahrend bezweckende Der: 
fügung der Umfang der von der Bundesverſammlung vorgefchriebenen 
Competenz auf keinen Fall verändert werben Fonnte. 

3) Bei der Prüfung der foschergeftatt feftgeftellten Vorfrage hat fih die 
Beurtheilung auf diejenigen Gründe nicht befchränken dürfen, durch welche, 
(bon gemeiurechtliihen Beſtimmungen zufolge, nicht nur das urfprüngliche 
ſchuldneriſche Subject beftimmt, fondern auch eine einmal begründete Der: 
bindlichkeit auf eine den Gläubiger vinchlivende Weife von dem urfprünglichen 
Schuldner auf ein andered Subject übertragen wird; vielmehr haben auch 
diejenigen Gründe nicht für ausgefchloffen gehalten werden konnen, welche die 
Verpflichtung zur Vertretung ber betreffenden Sinfenrüdftände bloß in dem 
Verhältniß der flreitenden Regierungen unter einander befkimmen, indem 
ſolches aus der dem Verfahren beigelegten Eigenfchaft eines zwiſchen den be: 
treffenden Regierungen geführt werdenden Rechtöftreitd von felber abfließt, 
und ed auch ſchon gemeinrechslich neben dem Grundfase, daß einem Glaͤu⸗ 
biger wider feinen Willen ein anderer Schuldner aufgebrungen werden darf, 
zweifelsfrei feſtſteht, daß Verträge des Schuldners mit einem Dritten, wo⸗ 
durch letzterer die Verbindlichkeiten des erflern übernimmt, unter den Pacis⸗ 
centen felber volle rechtliche Wirkung haben. Dagegen haben alle diejenigen 
zwifchen den betheiligten Regierungen zur Sprache gebraten Verhältniſſe 
Feine Berücfichtigung finden Fünnen, welche, ruenn fie auch mit dem fraglichen 
Binfenrärftänden in einiger Beziehung ſtehen, doch Feine direct und unmittels 
bar auf deren Uebernahme oder Vertretung gerichtete Forderung oder Der: 
bindfichfeit zu begründen geeignet waren, indem: dadurch dad im Urt. 30. der 
Wiener Schlußacte vorausgeſetzte Verhältuiß, daß die Verpflichtung, den 
Forderungen von Privaten Genüge zu Ieiften, zwifchen mehreren Bundes: 
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gliedern zweifelhaft oder beftritten iſt, keineswegs herbeigeführt wird, vielmehr 
dergleichen Differenzen in den allgemeinen Umfang derjenigen Streitigkeiten 
unter mehreren Bundeögliedern falten, von denen der Art. 11. der deutfchen 
Bundesacte und der Art. 21. der Wiener Schlußacte handeln. 
In Anfehung der 

I) Hauptſache felber fommen hier zunächft diejenigen Beſtimmungen 
in Betrachtung, welche bei der von Seiten des Herzogs von Naſſau erfolgten 
Abtretung der fraglichen Landestheile an die Krone Preußen zwifchen den 
beiden ftdeitenden Regierungen vertragsmäßig feftgefebt worden find. Diefe 
Beſtimmungen find in dem die Abtretung enthaltenden Staatsvertrage vom 
31. Mai 1815 und in einem Vollziehungsreceß enthalten, welcher, Behufs 
Auseinanderfesung der einer Ausgleichung noch bedürfenden Puncte, nament⸗ 
lich der Penfionen, Schulden und Staatödienerfchafts:Verhältniffe von Com⸗ 
miffarien beider contrahirenden Gouvernements abgefchloffen und am 14. und 
19. December 1816 vollzogen worden ift. 

Der erfigedahte Staatsvertrag beftimmt im Are. VIII. 

a) daß die Particular:, Gemeinen-, Kirchfpiels=, Amts- und Lanz 
des- oder Provinzial: Schulden mit den betreffenden Gemeinen, 
Kirchfpielen, Aemtern und Rändern oder Provinzen an den künftigen 
Beſitzer übergehen und auf denfelben haften bleiben. Da, wo eine 
Theilung der Aemter und Länder oder Provinzen flattfindet, werden 
die Particular:, Amts: und Landes:Schuiden nach eben dem Fuß 
und Maafftabe auf beide Theile vertheilt, nach welchem die getrenns 
ten ‘Theile zu der DVerzinfung und Capital: Rüdzahlung, oder, wenn 
dies nicht auszumitteln ift, überhaupt zu gemeinfchaftlichen Aus⸗ 
gaben beigetragen haben. 

b) Die Herzogliih:Naffauifhen Staats: und Kammercaffen : Schulden 
ſollen nach Eonftatirung der auf den Staats⸗ und Kammercaffen am 
31. December 1814 haftenden Schuibenmaffe nah Verhältniß des 
reinen Revenüenbetrags, welcher aus den abgetretenen Territorien in 
die Central:Staatd= und Kammercaffen nach dem Durchfchnitt der 
legten fünf Jahre vor dem Jahre 1812 gefoffen ift, mit Hinzu⸗ 
fügung des reinen Revenüenbetrags des Amtes Runkel vom Jahre 
1814, zwifchen beiden Paciscenten getheilt werden. 

Der obgedahte Vollziehungsreceß enthält im Artikel I. zuvörderſt eine 
Auseinanderfebung der beiden contrahirenden Gouvernements in Anfehung der 
Herzoglich⸗-Naſſauiſchen Staatsſchulden, jedoch nur nach den auf beiden Seiten 
zu übernehmenden Beträgen und ohne nähere Bezeichnung der Qualität und 
des Urfprungd der Schulden, und wiederholt fodann im Art. III. die Beſtim⸗ 
mung bes Art. VIII, lit. a, des Wiener Staatövertrags mit dem Beifügen, daß, 

in Abfiht derjenigen Schulden der bezeichneten Kategorie, welche auf 
unvertheilt gebliebenen Kirchfpielen, Uemtern und Provinzen haften, 
eine befondere Auseinanderfesung nicht nöthig gemefen ift, indem 
foiche, nach Verficherung der Herzoglih = Naffauifchen Commiſſarien, 
bereitö unter Herzoglicher Regierung unter die Gemeinden verwieſen 
und abgetheilt, überhaupt Schulden diefer Art niemals auf die 
Staatscaſſe übernommen worden find. 
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Der Art. XI. beftimmt als Anfangspunct dev Verbindlichkeit zur Bezah⸗ 
lung ſowohl der Penfionen von den durch den gegenwärtigen Receh an Preußen 
selommenen und bei Naſſau verbliebenen Landestheilen und Revenüen, als 
auch der darauf ruhenden und unter beiden Paciscenten vertheilten Schulden, 
den 1. $uli 1815. 

Derſelbe Anfangspunck ift im Art. XXI. für die Beziehung der Taufen: 
den Randeseinkünfte und die Berichtigung der daraus zu beftreitenden Aus- 
gaben von Seiten beider Gouvernements in den gegenfeitig abgetretenen 
Landestheilen, unter Iugrundelegung der Fälligkeitstermine, feſtgeſetzt; hier: 
nachſt aber iſt beſtimmt: 

um ſodann die ſich gewöhnlich In die Länge ziehenden gegenfeitigen 

Communicatiouen und ſonſtige Weitläufigkeiten zu vermeiden, welche 

aus der Behandlung und Einziehung der Activrückſtäͤnde und aus 

der Feſtſetzung und Berichtigung der. Paſſivrückſtände in den gegen: 
feitig abgetretenen Landesbezirken nothwendig erwachſen, fo haben die 

Commiffarien fih einſtimmig darüber verglichen, daß jedem Gouver⸗ 

nement, neben den vorgefundenen Geld: und Naturals Befländen, 

die in feinem übernommenen neuen Xerritorio am 1. Juli 1815 

noch ausgeſtandenen nnd resp. aus dem Auslande dazu gehörigen 

Ackiv = oder Einnahme: Rüdflände an Staats: oder Domänen: 

Revenüen alter Art zur beliebigen Verfügung verbleiben, demfelben 

dagegen auch die Verpflichfung obliegen fol, Die ebenfalls am 1. Juli 

1815 vorhanden gemefenen Paffiv- oder Ausgabe -Rüdflände an 

gemöhntichen Verwaltungskoſten und fonftigen Forderungen, welche, 

ihrer Natur und den bisherigen Adminiffrations: Grundfägen zu: 
folge, den übernommenen Caſſen zur Laft fallen, nach Recht und 

Billigkeit zu berichtigen und abzumachen, ohne dieferhalb dad andere 

Gouvernement zur Mitleidenheit in Anfpruch zu nehmen. 

Von den diefen allgemeinen Beſtimmungen beigefügten fpeciellen Der: 
abredungen ift nur noch die nachfolgende hervorzuheben: 

Außerdem bleiben dem Herzoglich - Naffauifchen Gonvernement noch allein 
zur Laft: 

6) alle in den erften Ubtretungen an Preußen bid zum 1. Juli 1815 
noch rückſtändigen, eigentlich auf der Staatscaffe rnhenden ımd 
auf die Renteien nur delegationsmweife affignivten Penfionen und 
Zinfen von Staatöfchulden. 

Aus diefen verfchiedenen Beflimmungen folgt zuvörderſt im Allgemeinen: 

1) daß zwifhen Staats: und KRammercaffen Schulden auf der einen, 

und Particularſchulden auf der andern Seite in der Maaße unter: 

ſchieden ift, daß die erfteren nach einem beſtimmten Verhältniß unter 
beide Eontrahenten haben vertheilt werden, die letzteren aber den von 
ihnen betroffenen Bezirfen und Landestheilen unter dem neuen Lanz 
desherrn haben verbleiben und nur im Fall einer erfolgten CTheilung 
diefer Bezirke und Landestheile Haben zur Theilung gelangen follen, 
welcher letztere Fall jedoch hinſichtlich der fraglichen, ungetheilt an die 

Krone Preußen abgetretenen, vormals Kurlolniſchen Landestheile 

nicht ſtattgefunden hat; 
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23) daß, da rückſtändige Zinſenſchulden, gleich den Capitalſchulden, unter 
den allgemeinen Begriff von Schulden fallen, dasjenige, was in Au⸗ 
fehung der Schuiden überhaupt verabredet worden, auch auf Die 
rüuckſtaͤndigen Zinfenfchulden fo lange Anwendung finden muß, als 
nicht hinſichtlich derfeiben eine abweichende Beſtimmung nachgewiefen 
werden kann. 

Die Entfcheidung der flxeitigen Vorfrage erfcheint mithin von der Be⸗ 

antwortung ber beiden Fragen abhängig: 

A) ob die in Streit befangenen rückſtaͤndigen Zinſen von vormals Kurs 
Fölnifchen Iandftändifchen Schuldcapitalien eine Naflauifche Staats: 
ſchuld, oder eine Particularſchuld der mit Naffau vereinigt geweſenen, 
jest an die Krone Preußen abgetretenen, vormals Kurkölnifchen 
Landestheile geweſen find ? 

B) ob die in den vorliegenden beiden Derträgen über die Vertretung der 
Particularſchulden überhaupt aufgefteliten Grundſaͤtze hinfichtlich der 
ftreitigen Binfenfchulden dur befondere Vertragsdiepofitionen oder 
allgemeine rechtliche Beftimmungen für modificirt gehalten werden 
Fönnen? 

Beide Tragen haben zum Nachtheil der Krone Preußen beantwortet 

werden müffen. 

A) Die fraglichen, vormals Kurkölnifchen Schulden find in ihrer Qua: 
litaͤt Iandfländifcher, auf den Steuern haftender Schuiden in der Maaße 
eigentiiche Landesfchuiden geweſen, baß die moratifhe Perfon des vormaligen 
Erzſtifts Koln ale das perföntich verpflichtete ſchuldueriſche Subject anzufehen 
mar. Diefe juriftifche Perföntichleit hat in Folge der im Jahr 1803 erfolgten 
Säcularifation des gedachten Erzftiftd und defien DBertheilung unter mehrere 
Fürften aufgehört, und bei Orundiegung der ©rundfäge des allgemeinen 
Staatsrechts würden allerdings die Paſſiva ded gedachten Erzſtifts ald auf 
bie erwerbenden Staaten übergegangen anzuſehen ſeyn, weil ein ſolcher Er: 
werb aus dem Gefichtöpuncte einer nach Art der Univerfalfucceffion erfolgenden 
Succeſſion in die untergegangene juriftifche Perſonlichkeit des aufgelöften 
Staats, und fomit auch in alle und jede Paffiverhättniffe deſſelben aufgefaßt 
wird, und hiernach denn auch der Naſſauiſche Staat als foicher und in der 
Eonfiftenz, weiche er durch den Erwerb der fraglichen Colniſchen Landestheile 
erhalten, das ſchuldneriſche Subject des auf ihn überfommenen betreffenden 
Antheils der Erzſtift-Kolniſchen Schulden geworden feyn würde, Der Kurflaat 
Köln ift indeffen Eein völlig unabhängiger Staat, fondern vielmehr der Reichs⸗ 
Staatögewalt unterworfen geweſen, und auch durch einen Act der Ausabung 
derfelben aufgelöft worden, daher denn auch diefe bei fothaner Auflöfung die 
Succeſſionsverhältniſſe felbftfländig näher zu reguliren unbezweifelt befugt 
war, und fomit die desfallfigen, im Reichödeputationd: Hauptfchluffe vom 
25. Februar 1803 enthaltenen Beilimmungen als die nächfte Entſcheidungs⸗ 
quelle angeleben werden müffen. Diefem zufolge laͤßt fich aber nicht annehmen, 
daß für die erwerbenden Staaten eine Univerfalfucceffion in die untergegangene 
juriftifche Perföntichkeit der aufgelöften Staaten angeorbnet worden ift, viel: 
mehr ift die Sache nur aus dem Geſichtspuncte eines eintretenden bloßen 
Regierungsmechfeld aufgefaßt und die juriſtiſche Perfönlichkeit der aufgelöflen 
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Staaten auf die Entſchädigungsantheile ſelber übertragen worden, woraus 
denn in Anſehung der hier in Frage ſtehenden Schulden von ſelber folgt, daß 
nicht die geſammten Naſſauiſchen Lande, ſondern nur die betreffenden, vor: 
mals Kötnifhen Landestheile als Schuldner pro rata in die Stelle des vor: 
maligen Erzftifts Köln per successionem eingetreten find. Das gedachte 
Reichsgeſetz hat nämlich nicht nur ſowohl überhaupt, als auch namentlich hin⸗ 
fihtli der Vertheilung der vormaligen Kurköinifchen Staaten in den 66. 3, 
7, 12. und 21. bloß die betreffenden Fürften felber, nicht aber deren Staaten 
als die zur Entfchädigung berechtigten Subjecte aufgefaßt, fondern auch da⸗ 
neben im $. 60. die allgemeine Vorſchrift aufgeftelit, daß die bermalige poli- 
tifhe Verfaſſung der zu fäcularifirenden Lande, in fo weit ſolche auf gütlichen 
Verträgen zwifchen dem Regenten und dem Lande, auch anderen veichögefeb- 
lichen Normen ruhe, ungeftört erhalten, jedoch in demjenigen, was zur Civil⸗ 
und Mititär-Adminiftration und deren Verwaltung und Vereinfachung gehöre, 
dem neuen Landesherrn freie Hand gelaffen werden fol. 

Da diefe lebtere Dispofition, ihrer allgemeinen Faffung zufolge, die zu 
fäcularifivenden Lande überhaupt und ohne Rückſicht auf die befondere Be⸗ 
fchaffenheit der darüber getroffenen Diepofition zum Gegenftande hat, fo fteht 
eine Befchränfung derfelben auf dad Merhäftniß eined ungetheilt von einem 
geiftlichen an einen weltlichen Regenten übergehenden Staats um fo weniger. 
zu rechtfertigen, als nicht nur die zum Grunde liegenden Abflimmungen aus: 
drücklich eine entgegengefette Abficht zu erfennen geben, fondern auch die im 
8. 3. geftattete, nur auf das Münfter’fche befchränkte Ausnahme bie allgemeine 
Regel beftätint. Aus diefem aufgeftellten Principe folgt nun aber, daß die als 
Entfhädigung zugetheilten geiftlichen Rande in Anfehung der politifchen Rechts⸗ 
verhäffniffe, welche ihnen in Folge der jweiftifchen Perföntichkeit desjenigen 
Staats, von denen fie früher einen Beftandtheil ausgemacht, zugeflanden, ats 
ſelbſtſtändige Rechtsſubjecte conſtituirt find; daß fie nicht als bloße materielle 
Beftandtheile des Nachlaſſes des betreffenden aufgerdften Staats, fondern in 
der Qualität ferbftfländiger juriftifcher Perfonen, auf melche die dem auf: 
gelöften Staate zugeftandenen politifchen Rechte und deffen desfallſige juriftifche 
Perſoͤnlichkeit verhältnißmäßig übertragen worden, auf die neuen Landes⸗ 
herren übergegangen find; daß die letzteren folglich nur Nachfolger der dem 
früheren Landesherrn zugeftandenen Regierungsgewalt gemorden find, und daß 
fomit nur ein Wechfel des Staatöoberhauptes flatt gefunden hat, und ber 
Untergang des Staats nur auf eine Uebertragung feiner juriftifhen Perſon⸗ 
lichkeit auf die daraus gebildeten Entfchädigungsantheile befchränkt geblieben 
ift. Hieraus ergibt fih nun aber ferner, daß auch die dem aufgeldften Staate 
odgelegenen Verpflichtungen und Paffiva nur auf die in feine juriftifche Per: 
fünlichkeit eingetretenen einzelnen Randestheile überfommen ſeyn können; we: 
nigſtens erfcheint folches, in Anfehung der and der frühern politifchen Der: 
faffung originivenden landſtändiſchen Schulden, ald eine Seibftfolge von der 
garantirten Fortdauer der desfallfigen Rechte, und es ſtimmen auch damit die 
das Schuldenweſen betreffenden Beſtimmungen des fraglichen Reichsgeſetzes 
in allee Maaße überein. Denn der 6. 78. beſtimmt für folche geifttiche 
Lande, welche unter Mehrere vertheilt worden, daß die vorhandenen 
Schulden, mögen fie nun mit einer Specialhypothek oder mit einer Ge: 
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neralhypothek verfehen ſeyn, ober auch nur versionem in rem für id 
haben, 
ald allgemeine Landesſchulden unter fämmetlihe Theilhaber eine 
ſolchen Landes in verhäftnißmäßige Theile, und zwar die Kammer: 
fhulden nah dem Domänenertrage, die Landesſchulden aber nah 
dem Steuercapitale vertheilt werden follen; 
und der $. 80. wiederholt diefe Vorſchrift für diejenigen geifklichen Lande, 
weiche zum ‘Theil auf der linken Rheinfeite belegen geweſen, mit der Modi: 
fication, daß von der folchergeftalt zu vertheilenden Schufdenmaffe im Voraus 
Diejenigen Landesſchulden abgezogen werden follen, welche ihre Specialhypothek 
auf der Iinfen Rheinfeite haben, oder fonft nach dem Lüneriller Frieden ge 
eignet find, auf die Franzöfifche Republik überzugehen. Es Eönnen nun uber 
nach dem obgedachten, dem Uebergange der Entichädigungslande untergeitellten 
Principe eines eintretenden bloßen Regentemvechfeld die Theilhaber eines 
foihen Landes, denen ein verhältnifmäßiger Antheil der allgemeinen 
Landesfchulden überwiefen worden, nur in ihrer Eigenfchaft ats Inhaber oder 
Regenten der zugetheilten Entihädigungslande aufgefaßt werden, fo daß alfo 
Dadurch die zur Entfchädigung dienenden Landestheite felbft zum ſchuldneriſchen 
Subject des auf fie fallenden Schuldenantheild gemacht find, womit auch die 
jenige Anſicht völlig übereinftimmt, welche aus den dem gedachten $. 78. 
unterliegenden Abftimmungen zu entnehmen fleht. 

Es find daher diefem zufolge die dermalen in Frage ftehenden vormaligen 
Kurkötnifchen, durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß dem Zürften von 
Naffan:Ufingen und dem Fürften von Wied-Runkel übermiefenen Landes: 
theile perfönliche Schuldner desjenigen Antheild der allgemeinen Landesſchulden 
des vormaligen Erzflifts Köln geworden, welcher nach dem im $. 78. des ge: 
dachten Reichsgeſetzes aufgefteliten Repartitionsmaaßſtabe den gedachten beiden 
Fürſten ald Theilhabern des Eraftifts Köln oder der dem Kurfürften von Köln 
sugeftandenen Regierungsgewalt überwiefen worden ift. 

Durch die Rheinifhe Eonfüderationsacte vom 12. Juli 1806 hat in 
diefem Schufdverhältniffe nichts geändert werden Fünnen, weit im $. 2. der⸗ 
felben die den Staatsgläubigern durch den Reichöbeputationd: Hauptfchluß zu= 
geftandenen Rechte altenthatben beftätigt worden find ; ed kann fih daher nur 
fragen, ob nicht während der resp. Naffauifhen und Wied :Runkel’fhen 
Beſitzzeit Ereigniffe Statt gefunden haben, wodurch das fraglihe Schuld: 
verhältniß der gedachten Landestheile aufgehoben und auf ein anderes Sub⸗ 
ject, namentlich die geſammten Naffauifchen Lande, übertragen worden ift. 
In Anfehung der bis zum Jahre 1806 mit dem Fürftenthum Wied: Runkel 
vereinigt gewefenen beiden Aemter Nenerburg und Altenwied ift nun von der 
Krone Preußen überall feine hierzu geeignete Thatfache geltend gemacht, viel: 
mehr die Fortdauer des gedachten Schuidverhältniffes durch die Behauptung 
anerkannt, daß die fraglichen beiden Aemter, Inhaltd eines mit dem Fürften 
von Wied⸗-Runkel gefchloffenen Vergleiche, außer einer jährlichen Zahlung von 
19 Simpeln, die Berichtigung der laufenden und der feit 1793 vüdfländigen 
Zinfen von der ihnen überfommenen Rata der Kurkölnifchen Landesfchulden 
übernommen, und fich. folchergeftalt als perfönliche Schuldner des betreffenden 
Schuldenantheils bekannt haben follen, fo wie denn auch die Krone Preußen 
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gerade auf den Grund dieſer Thatfache hinfichtfich des Zeitraums bis zum 
1. September 1806 von der früher begehrten Vertretung der flreitigen Zinfens 
rückftände abfeiten des Herzogthums Naſſau abftvahirt hat. Von Seiten des 
letztern iſt zwar jene Chatfache bislang ignorando geläugnet worden; es 
konute jedoch hierauf um deswillen Fein Gewicht gelegt werden, weil die 
Raffauifche Regierung im Uebrigen die fortgedauert habende Belaftung der 
gedachten beiden Aemter mit der fraglichen Schuidenrata und deren ſolcher⸗ 
geftalt erfolgte Vereinigung mit dem Herzogthum Naffau eingeräumt hat, 
und jene Thatfache überhaupt nur die Fortdauer eines beftandenen Rechts⸗— 
verhältniffes bezielt, weiche ohnehin ſchon bis zu dem Beweiſe des Gegentheils 
rechtlich präſumirt werden muß. 

So viel nun aber die Naſſauiſche Beſitzzeit ſelber anbelangt, fo hat die 
Krone Preußen eine während derfelben in Anfehung des fraglichen Schuld⸗ 
verhältniffes felber eingetretene Aenderung direct eben fo wenig behanptet, 
fondern nur hinfichtlich der ſtreitigen Zinſenrückſtände eine desfallſige Vertre⸗ 
tungsverbindtichfeit der Naffauifhen Regierung zu begründen verfucht, und 
da auch die Iebtere bei ihrer ganzen Dertheidigung von dem Standpuncte 
einer unverändert Statt gefundenen Fortdauer jenes Schuidverhältniffes aus⸗ 
gegangen ift, fo würde die Thatfache einer ſolchen Statt gefundenen Aenderung 
nur dann als indirect geltend gemacht haben Berückfichtigung finden fünnen, 
wenn diefelbe and demjenigen, mas von beiden Theilen über die während der 
Naffauifchen Befibzeit beftandene Finanzeinrichtung und Verwaltung in facto 
angeführt worden, mit Nothmendigkeit zu entnehmen gewefen wäre. Hierzu 
konnten jedoch diefe thatfächlichen Angaben in Teinem Kalle für geeignet ge⸗ 
halten werden. 

Im Allgemeinen rechtfertigt zwar bie Thatfache, daß die Einkünfte aus 
den verfhiedenen Theilen eines Staats in eine gemeinfchaftliche Eaffe fließen 
und darin angefammelt werden, die Schlußfolgerung, daß dadurch auch die 
Zwecke, zu weichen die Ausgaben aus fothaner Caſſe verwendet werden, in dem 
Maaße als gemeinfchaftlich anerkannt werden, daß damit eine deöfallfige bes 
fondere Verpflichtung des einen oder andern Landestheild nicht wohl zu dere 
einigen ſteht; da indeffen der rechtfiche Grund diefer Schlußfolgerung nur auf 
der aus einer folchen Einrichtung factifch zu enfnehmenden Abfiht und Wil 
lenserklaͤrung der Staatsregierung beruht, fo kann diefelbe überall da nicht 
Platz greifen, wo eine entgegengefebte, auf die Fortdauer eines ſolchen vor⸗ 
handenen befondern Schuidverhäftniffes gerichtete Abficht der Staatsregierung: 
ausdrüctich zu erkennen gegeben ift. Inſonderheit kann aber in dem Falle, 
wenn ein Theil eines untergegangenen Staats in der Eigenſchaft eines per⸗ 
ſoͤnlichen Schuldners eines ratirlichen Antheils der Schulden deſſelben von 
einem andern Staate erworben wird, aus dem Umſtande allein, daß die dem⸗ 
ſelben auferlegten Steuern zu den allgemeinen Mitteln herbeigezogen, und in 
die desfallſige allgemeine Caſſe abgeliefert und daraus verwendet werden, eine 
Uebertragung jenes Schuldverhältniſſes auf dieſe allgemeine Caſſe nur dann 
gefolgert werden, wenn von Seiten der letzteren nun auch wenigſtens factiſch 
ein wirklicher Eintritt in daſſelbe erfolgt und dadurch die Vertretung der be⸗ 
treffenden Schulden als gemeinſchaftlicher Zweck anerkannt wird; weil die Abs 
ſicht der einzugehenden Communion, man mag nun dieſelbe auf die Commu⸗ 
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niondintereffeuten felber, oder auf die Staatöregierung beziehen, fo weit dies 
feibe nur ans thatfächlihen Momenten gefolgert werden fol, nie weiter gehen 
kaun, als wozu die lezteren Veranlaffung darbieten. Selbſt der Thatumſtand, 
daß einem folchen erworbenen Staatögebiete zur Vertretung feiner befonderen 
Schuldverhaͤltniſſe feine befondere Finanzeinrichtung gegeben, oder folche nicht 
gehörig entwickelt und ausgebildet ift, kann hierunter nichts ändern, weil 
hieraus nur eine Dernachläffigung der Provinzial: Schuidverhättnifie folgen 
würde, deren Behandlung zu jeder Zeit wieder aufgenommen und vegulirt 
werden kann. 
In Anfehung der hier in Frage ftehenden vormals Kurkölnifchen Landes: 
theile ift nun 
1) zuvorderſt keineswegs in facto ermittelt, daß bie ſaͤmmtlichen, wäh: 

rend der Naffauifchen Befipzeit darin erhobenen Steuern in die allgemeine 
Staatscaſſe gefloften find; vielmehr fleht foiched nur in Auſehung des, nad 
Berichtigung der Lokalausgaben, verbliebenen Ueberſchuſſes feft, und nad deu 
mangelhaften Angaben und Nachrichten über die Stellung der Localvecepturen 
laͤßt es fich keineswegs ald ausgemacht anfehen, daß jene Lokalausgaben nur 
aus folchen örtlichen Ausgaben, weiche fi ihrem Zwecke nach zu Staatsaus⸗ 
gaben geeignet und daher nur a Conto der Hauptcaffe geleiftet worden find, 
befanden haben, und darunter Feine befonderen Ausgaben der fraglichen Lan: 
destheile begriffen geweſen find ; in dieſem Iegtern Falle würden aber jene Localre⸗ 
cepturen keineswegs als bloße stationes der Eentralcaffen augefehen werden kön: 
nen, fondern Daneben gleichzeitig die Eigenſchaft wirkticher Specialcaffen der frage 
lichen Landeötheite gehabt haben. Auch muß es zu diefem Iehtern Zwecke fchon 
genügen, wenn nur die Steuern zur Beftreitung folcher befonderen Ausgaben 
der fraglihen Landestheile mie erhoben find, follte auch deren wirkliche 
Verwendung dazu unterblieben und dadurch der an die Staatscaſſe abge: 
Hieferte Ueberſchuß vergrößert worden ſeyn, indem bie den gedachten Localre⸗ 
cepturen beigelegte gleichzeitige Duatität eigentlicher Specialcaſſen daburd 
akein, daß fie in der Ieptern Eigenfchaft nur mangelhaft in Thätigleit gekom⸗ 
men find, überall nicht aufschoben werden kann. Es geht zwar aus den von 
der Krone Preußen producirten Deuper Landcaſſen⸗ und Linzer Ober :Steuers 
einuehmerei: Rechnungen hervor, daß der an die Staatscaffe abgelieferte Ueber⸗ 
ſchuß durch die Verrechnung der aus den fämmtlichen gehobenen Steuern auf: 
gekommenen Einnahme und der geſammten davon beftrittenen Localausgaben 
eonftatirt worden ift, und es wuͤrde vielleicht einer geordneten Rechnungsfüh⸗ 
rung enefprochen haben, wenn über die ben betrefienden Laudescheilen Davon 
respeotive zu Gute gelommene und zur Laft gefaltene beſondere Einnahme 
und Ausgabe ein befonderes Rechnungswefen beftanden hätte; es kann indeſſen, 
auch abgeſehen davon, daß die Rechnungen der Deuser Localvereptur aus 
drücklich als Landcaffen- Rechnungen bezeichnet find, über das für die Aem⸗ 
ter Neuerburg und Altenwied beſtandene Rechnungsweſen aber nichts zu er⸗ 
fehen fteht, Diefed nur die Form der Rechnungsführung bezielende Verhältuiß 
auf dad Weſen ber Sache felber von keinem Einfluß ſeyn, fofern es nur ſomſt 
ausgemacht ift, daß eine auf Gemeinfchaftlichleit der fämmtlichen Ausgaben, 
uad ſomit auch der geſammten, durch die Steuern aufgebrachten Einnahme 
gexichtet geweſene Abſicht nicht vorhanden geweſen ift. Diefed kann aber kaum 
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bezweifelt werden, indem aus den übereinſtimmenden Angaben beider Theile 
and den dieferhalb von der Krone Preußen producirten Urkunden hernorgeht, 
daß für die betreffenden Landestheile alljährlich ein befonderer Erigenzftatus 
anfgeftelit ımb darnach die von ihnen aufzubringende Simpelnanzahl feftgefebt 
ift, und die für die Jahre 1803 und 1804 erlafienen Stenerausichreiben Flar 
ergeben, daß diefe Feſtſetzung unter Berückfihtigung der den gedachten Landes⸗ 
theilen obliegenden befonderen Laften gefchehen iſt; infonderheit ift Daraus zu 
erfehen, daß diefen befonderen Laften unter anderen nicht nur die in den ſuc⸗ 
ceffinen Rechnungen wirklich zur Ausgabe gelangten, und in dem Urt. IX. des 
Wiener Staatsvertrags vom 31. Mai 1815 ausdruͤcklich als Particularſchulden 
behandelten Penfionen vormaliger Kurkötnifcher Landftändischer Diener, fondern 
auch die rücftändigen Sinfen von dem überfommenen Untheil an den Kurköls 
niſchen Landesfchuiden beibezaͤhlt worden find, fu wie denn auch diefe, ſotha⸗ 
nen Binfenräcftänden beigelegte Duatität einer den fraglichen Landestheifen 
obliegenden Partieularfchutd, Inhalts der producirten, in Folge einer Beichwerde 
ber legteren bei dem vormaligen Reichdfammergerichte ftattgefundenen Der: 
handiungen, ſowohl von jenen, wie auch von der Naffanifchen Regierung aus⸗ 
drüctich anerkannt worden ift. Eine in der Folgezeit in diefer Art der Stener- 
veranlagung eingetretene Aenderung ift durchaus nicht erwieſen, vielmehr er- 
hellet ſowohl aus den fpäteren Steueransfchreiben, fo weit ſolche producirt 
worden, ald auch aus den beigebrachten Rechnungen, daß die urfprüngliche 
Behandiung der Sache beibehalten und ſtets nur der, nach Berichtigung der 
Localausgaben verbfiebene Ueberfchuß an die Staatscaſſe abgeriefert worden 
iſt; infonderheit ift in dem Steuerauöfchreiben für das Fahr 1805 ausdrück⸗ 
lich anf die Steuerausſchreiben für 1803 und 1804 Bezug genommen, fo 
wie auch dad Steuerausfchreiben für das Jahr 1807 bei der Feftfteltung der . 
anfzubringenden Simpernanzahl namentlich die rückſtaͤndigen Sinfen von den 
Gemeindefchuiden berürffichtigt ; und wenn gleich Hierunter die dermalen in 
lite befangenen Sinſenrückſtaͤnde nicht zu verftehen fenn möchten, fo erhellet 
doch daraus jedenfalls, Daß die Steuerveranlagung nach mie vor unter Des 
rädfichtigung der Particutarfchulden geſchehen ift, daß mithin, neben den alt: 
jährlich ausgefchriebenen und etwa für die Staatscaffe beſtimmt gewefenen 
Steuerſimplis eine beſondere Regulirung der Particularfchulden wenigftend 
beabfichtigt worden ift, und Daß Daher auch aus dieſem Grunde die flattges 
fundene Einziehung ber ausgeſchriebenen Steuern zur Staatscaſſe Feinen 
Schluß unf eine intendirte Veränderung in dem rücdfichtlich der Particular⸗ 
ſchulden beſtandenen Verhättnifie zu begründen, für geeignet gehalten werben 
Bann. Deun wenn man auch 

2) annehmen könnte, da die gefammten, in den fraglichen Landestheilen 
erhobenen Steuern in die allgemeine Staatecaffe gefloffen, mithin die von ben 
Localrecepturen geleifteten Ausgaben nur ald a Conto der erfteren gefchehen 
anzufehen feyen, fo würde daraus dennoch eine flattgefundene Uebertragung 
ded, den gedachten Landestheiten hinſichtlich ded fraglichen Schuldenantheils 
obgelegenen Schuldverhättniffes auf die allgemeine Staatscaffe, und fomit auf 
die gefammten Nafauifchen Lande nur dann gefolgert werden Können, wenn 
bie Vertretung diefer Schulden und namentlich die Berichtigung der Zinfen 
berfelben als ein der gedachten Staatscaſſe obliegender Zweck, zu welchem aus 
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allen Theilen des Landes beigetragen worden, anerfaunt worden wäre, indem, 
in Ermangelung einer folchen Anerkennung, die aus der obigen Thatſache zu 
zieheude Folgerung zunächft nur dahin gehen kann, daß das jenen Landesthei⸗ 
ten obtiegende befondere Schuidverhäftniß unberückſichtigt geblieben und deffen 
Behandlung und Regulirung veruachläffige oder ansgefebt worden ift. An 
einer folchen Anerkennung mangelt ed nun aber in der That durchaus, indem 
die einzige in diefer Beziehung geltend gemachte Thatfache, nämlich die am 
14. Sanuar 1811 zwifchen dem Herzoglich-Naſſauiſchen Staatsminifterium 
and dem Bevollmächtigten der Kurkötnifhen Gläubiger, Generalfecretär 
Körfgen, wegen der Bezahlung der Zinfen von dem fraglichen Schuldenan⸗ 
theite gefchioffene Eonvention, und die in Folge derfeiben von der Naffauifchen 
Regierung bis zum 29. März; 1813 auf forhane Zinfen sucoessive aus 
der Staatöcaffe geleiftete Zahlung von 26,800 Gulden eine ſolche Auerken⸗ 
nung überall nicht zu Tage legt, vielmehr mehrere, entfchieden auf dad Ge: 
gentheil hindeutende Momente außer alten Zweifel gelebt find. Denn der Ab: 
fchluß diefer Convention an und für fih kann um deßwillen nichts bemeifen, 
weil dad Naffauifche Gouvernement zu diefer Handlung ſowohl für die frag⸗ 
lichen Randestheile, wie für die gefammten Naffanifchen Lande befugt gewefen 
ift; die Convention felber aber enthätt nichts, woraus eine Beziehung des 
fraglichen Schuidverhältnifies auf die gefammten Naffauifchen Lande gefoigert 
werden Fünnte, vielmehr find im Gegentheil im Art. 5 derfelben bie ſtipulir⸗ 
ten Zahlungen ausdrücklich auf die Herzoglich-Naſſauiſche Steuercaſſe zu Linz, 
als den Hauptort deran Naffau gefallenen Kurkölniſchen Lan: 
deötheile, gelegt worden, und da diefe Caſſe dem Obigen zufolge zugleich 
eine Special:andescaffe gemefen ift, fo kann die durch jene Bezeichnung be= 
abfichtigte Hervorhebung bes den gedachten Landestheilen obliegenben Schuld: 
verhaͤltniſſes um fo weniger bezweifelt werden, ald in dem gleich am folgender 
Tage, den 15. Januar 1811, von dem Naffauifhen Staatsminifter von 
Marſchall an den Franzöfifhen Praͤfeceten Ladoucette eriafienen Schrei: 
ben ausdrücklich bemerkt ift, daß die fraglihe Schuld demnächft unter die che= 
maligen Kurkötnifchen Gemeinden. werde repartirt werden. Unter diefen Um= 
ſtänden kann die hiernächſt auf einen Theil der rückſtändigen und laufenden 
Zinfen aus der Naflauifhen Staatseaffe erfolgte Zahlung von 26,800 Gul- 
den für eine in dem Schuidverhältniffe eingetretene Nenderung um fo weniger 
in Bezug genommen werden, ald die bloße Thatſache der von einem Dritten 
für den eigentlichen Schuidner geleiiteten Zahlung nicht einft hinſichtlich mes 
wirklich Gezahlten eine ſolche Schlußfolgerung rechtfertigt, diefeibe alfo noch 
vielmeniger in Anfehung des umnbezahlt gebliebenen Theild der Shuß Pas 
greifen Faun; überdieß haben aber auch beide Theile, nämlih die Naſſauĩ ſche 
Regierung fowohl, wie auch die betreffenden Gläubiger felber, jene Sahflung 
une aus dem Gefichtöpunfte eined für die fraglichen Landestheile aud Der 
Staatscaſſe geleifteten Vorſchuſſes angefehen, indem die, abfeiten dr Krone 
Preußen anerkannte, Naſſauiſche Minifleriatrefointion an die Regierung au 
Ehrenbreitſtein vom 4. März 1813 die gedachte Zahlung ausdrücklich ag 
eine vorfchußweife geleitete Abführung bezeichnet, weiche Demmächft, uch er- 
folgter Ausmittlung der zu übernehmenden Schuidenrate und deren Kepartı: 
tion unter die vier Kurkolniſchen Aemter, remboarfirt werden müſſe; inx Den 
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Schreiben des ıc. Körfgen an die Preußifche Regierung zu Coblenz vom 
25. Mai 1820 aber eben fo unummunden anerkannt ift, daß das Naſſauiſche 
Staatsminifterium den Eingang der Fonds aus der Steuercaffe zu Rinz, wos 
rauf die Bahlung durch die Convention und gemäß den Anordnungen des 
Gouvernements angemwiefen gewefen, nicht abgewartet, fondern den Vorſchuß 
separatim aus dem Herzoglihen Treſor bewilligt und faft ganz anticipando 
habe auszahlen laſſen. Mit dem folchergeftatt gewonnenen Nefultate ftimme 
nun auch die von beiden flreitenden Regierungen anerkannte Anwendbarkeit 
des Herzoglich :Naffauifchen Edictd vom 4 September 1812 auf die fragli: 
hen Kurköniifhen Landesſchulden völlig überein. ES ift zwar diefe Verord- 
nung felber nicht zu den Acten gebracht worden, indeffen find beide Theile in 
Anfehung des daraus angeführten Inhalts dahin völlig einverflanden, daß da⸗ 
durch alle in den verfchiedenen Landestheilen bie hierher beflaudenen Provincial: 
und Special: Landcaffen, deßgleichen die befonderen Amts- und Amts: Kriege- 
Eoften-Caffen vom 1. Sanuar 1812 an aufgelöft, und die darauf haftenden 
Ausgaben den "geeigneten Fonds der Iandesherrlichen oder fonfligen Caſſen 
überwiefen find, in Anfehung der Schulden aber eine Umtheilung derſelben 
nach dem Maaßſtabe des bisherigen Beitragsfußed unter die betheiligten Ge: 
meinden angeordnet worden find. Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß 
unter diefen umzutheilenden Schufden nur Particularſchulden zu verftehen find, 
und daß daher, fofern diefe Qualität für die in Frage flehenden Kurkölniſchen 
Landesfchulden nachgewiefen ift, Damit auch die Anwendbarkeit jened Edicts 
auf dieſelben von felber als gerechtfertigt erfcheint; denn wenn gleich die bie- 
lang noch nicht erfolgte gänzliche Ausmittlung der zu übernehimenden Schul: 
denrate eine wirkliche Ausführung der vorgefchriebenen Umtheilung noch nicht 
geftattet hat, fo kann dieß doch der AUnmendbarfeit des gedachten Edicts an 
und für fih nicht entgegenflehen, da diefe durch eine fofortige Ausführbarfeit 
feineswegs für bedingt gehalten werden kann. 

Wenn nun aber, dem Bisherigen zufolge, die fraglichen vier Kurkolniſchen 
Memter gleich bei ihrer Vereinigung mit dem Herzogthume Naffau perfünliche 
Schuidner des betreffenden verhältnißmäßigen Antheild der Erzftift : Kötnifchen 
Zandesfchulden gemefen find, und dieſes Verhältniß auch während der Naf- 
fauifchen Befiszeit durchaus feine Veränderung erlitten hat, fo bat auch die 
Nichtigkeit dieſes Ergebnifjes augenfcheinlich dadurch die umverfennbarfte Ans 
erfennung gefunden, daß beide betheiligten Regierungen über die Anwendbar⸗ 
keit des vorgedachten Naffauifchen Edicts vom 4 September 1812 auf die 
in Frage ftehenden Schulden völlig einverftanden find; daß ferner die Krone 
Preußen gerade in Beziehung auf diefes Edict für den Zeitraum vom 1. Ja= 
nuar 1812 bis 1. Juli 1815 von der früher begehrten Vertretung der ſtrei— 
tigen Zinſenrückſtände von Seiten des Herzogthums Naffau abſtrahirt hat, 
und daß beide Theile bei der Voltziehung der im Art. VIII, lit. b des Staate- 
vertrags vom 31. Mai 1815 verabredeten Theilung der Naffauifchen Staats: 
fhulden eine Vertheilung. diefer in Frage ſtehenden Kurkönifchen Schulden 
nicht vorgenommen haben, vielmehr diefelben in Anfehung der Capitalien, als 
unter die, die Provinzialſchulden normirende Dispofltion des Art. VIIT, lit. a 
des gedachten Staatsvertrags fallend, von der Krone Preußen unweigerlich 
übernommen worden find. 

Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 31 
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Muß nun aber foichergeflatt die Anwendbarkeit der letztgedachten Die: 
pofition auf die Gapitalien der fraglihen Schumen für ausgemacht angefehen 
werden, fo fteht auch folche in Anfehung der davon rückftändigen, dermalen ih 
lite befangenen Zinfen an und für fi eben fo wenig zu bezweifeln, nnd ed 
Fünnen die dagegen von der Krone Preußen erhobenen Einwendungen feine 
rechtliche Beachtung verdienen. Denn 

1) die unterbliebene namentlihe Erwähnung der Sinfen wärde nur dann 
von einigem Gewicht feyn, wenn deren Gegenſatz, die Capitalien, als 
Segenftand der Dispofition bezeichnet wären, welches aber nicht der Fall ift, 
indem der Vertrag nur von Particularfhurden im Allgemeinen vedet, 
und dazu nicht nur die Particularfchulden an Capitalien, fondern auch die 
Particularſchulden an davon rückſtändigen Sinfen gehören, wie auch ſolches 
die Krone Preußen durch die Uebernahme der aus der Zeit vom 1. Januar 
1812 bis 1. Juli 1815 rüdftändigen Zinfen felber anerkannt hat. 

Hiernaͤchſt fteht 

2) nicht wohl abzufehen, wa6 aus dem Thatumftande, daß die hier in 
Frage flehenden Zinſen ans einem Vertrage originiren und alfo eine von dem 
Anfpruch auf das Capital verfchiedene felbftftändige Forderung begründen, für 
den Umfang des Begriffs der Schulden entnommen werden kann ? Dehn wenn 
gleich ed fih als möglich denken läßt, daß die Verzinfungsverbindlichfeit — 
fey ed nun im Verhaͤltniß zum Gläubiger ferbft, oder auch nur im Verhält⸗ 
niß zum bisherigen Schuldner — von diefem auf einen Dritten übergeht, 
während die Verbindlichkeit für das Capital auf jenen haften bieibt, fo ift 
dies doch für die Auslegung der hier in Frage fiehenden Vertragsbeſtimmung 
fo ange ohne Einfluß, als nicht nachgewiefen werden Kann, daß in Anfehnng 
der freitigen Binfenrücftände eine ſolche Aenderung im ſchuldneriſchen Subject 
flattgefunden hat. 

Endlich ſtellt ſich auch 

3) das aus der angeblich erforderlichen Verhaͤltnißmaͤßigkeit der Leiſtungen 
und Segenleiftungen gezogene Argument von felber als unerheblich dar, indem 
die dabei untergeftelite Prämiffe einer zwiſchen beiden nothwendigen Gleichheit 
nicht einſt für Nechtsverhältniffe des Privatverfehrs begründet erfcheint, und 

es bei Staatsverträgen überdies an jedem Maafftabe mangelt, nach welchem 
dad Verhättniß einer Verlegung beurtheilt werden Fönnte, fo wie denn über: 
haupt die Seltendmahung einer ſolchen, durch etwaige unrichtige factifdye 
Vorausſetzungen über den Umfang der fraglichen Zinſenrückſtände herbei= 
geführten Verletzung überall nicht in den Umfang des gegenwärtigen Aus: 
trägalverfahrend gehören würde. 
-  &8 kommt demnach nur noch | 

B) auf die Beantwortung der zweiten Frage an, ob nicht die Anwend⸗ 
barkeit der Dispofition des Art. VIII, Hit. a, des Staatsvertrags vom 31. Mai 
1815 auf die flreitigen Sinfenrücftände entweder durch andere desfaltfige 
Vertragsbeſtimmungen, oder durch eine rückſichtlich ſothaner Zinſenrückſtände 
in dem Schuldverhaltniſſe eingetretene Aenderung ausgeſchloſſen wird? 

Dieſe Frage hat ebenfalls zum Nachtheil der Krone Preußen beantwortet 
werden müſſen. Denn 

1) hat dieſelbe aus den vorliegenden beiden Staatsverträgen ſelber keine 
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besfalffige Dispoiltion in Bezug zu nehmen vermocht, da der nebenbei berührte, 
nur die Kammerfchuiden bezielende Art. II. des Vollziehungsreceſſes vom 
44. December 1816 hier in Feine Betrachtung kommen kann. Es hat viel 
mehr nur die Naffauifche Regierung die Vertretungsverbindlichkeit der Krone 
Preußen neben dem Art. VII, lit. a, des Staatövertrags vom 31. Mai 1815 
auch noch aus dem Art. XXIL. des gedachten Vollziehungsreceſſes zu begrün- 
den gefucht, worauf es jedoch nur dann ankommen Fünnte, wenn die in Frage 
ftehenden Kurkötnifchen Landesfchulden für Naſſauiſche Staatöfhulden ans 
gefehen werden müßten, indem der gedachte Art. XXI. mır die Auseinander: 
febung zwifhen beiden Gouvernements in Anfehung der Staate: und Do- 
maniale- Cinnahmen und Ausgaben zum Gegenſtande hat, mithin auch die 
darin berührten Ausgaberüdftände, welche, fowohl der Natur der Sache als 
auch ben bisherigen Verwaltungsgrundfäsen nach, den übernommenen Caſſen 
zur Laft fallen, und mit denfelben übergehen follen, dafern darunter über: 
haupt rückſtändige Zinfen verflanden werden koͤnnen, nur auf Zinſenrückſtaͤnde 
von Staatöfchulden, nicht aber von Particularfchuiden zu beziehen ſtehen. 

Es bat daher die Krone Preußen 

2) ihre Intention hauptſaächlich auf Die Nachweifung einer hinſichtlich der 
freitigen Sinfenrüdflände in dem urfprünglichen Schuldverhältniſſe eingetre: 
tenen Aenderung zu üben gefucht, und ſich dieferhatb, außer der fchon oben 
erdrterten Convention zwischen der Naffauifchen Negierung und dem Mans 
datar der Kurkölnifchen Gläubiger, Körfgen, theild auf die von Seiten der 
Naſſauiſchen Regierung während des fraglichen Zeitraums in den betreffenden 
Landestheilen gefchehene Steuererhebung, theild auf den Rechtsſatz bezogen, 
daß derjenige, welcher die Nutzungen einer Sache bezogen habe, auch deren 
Raften übernehmen müſſe. 

Es haben jedoch diefe beiden Momente für durchaus unerheblich gehalten 
werden müſſen. Denn wenn es gleich 

a) in facto feſtſteht, daß die Naſſauiſche Regierung mährend des frag: 
lichen Zeitraums in den gedachten Randestheilen dad Beſteuerungsrecht erercirt, 
und die Steuern zum Theil unter ausdrücklicher Berückfichtigung der davon 
zu ‚berichtigenden flreitigen Zinſenrückſtände ausgefchrieben, diefe Berichtigung 
jedoch unterlaffen und die erhobenen Steuern zur allgemeinen Staatscaffe ges 
‚zogen hat, fo hat doch dadurch das Schuldverhäftniß der fraglichen Landes- 
sheite zu den betreffenden Binfengläubigern, wie von felber in die Augen fälkt, 
auf keine Weife geändert werden konnen; eben fo wenig läßt fich aber daraus 
im Verhältniß der beiderfeifigen Regierungen zu einander eine Verpflichtung 
der Naffauifchen Regierung zur Vertretung der fraglichen Zinſenrückſtände de: 
duciren. Denn da die Steuern nicht bloß zur Bezahlung und Verzinſung der 
befonderen Landes: und Steuerfchulden, fondern auch zur Beſtreitung der 
Koften der allgemeinen Landesverwaltung erhoben worden und beſtimmt ges 
weſen find, fo kann nicht die Chatfache der exercirten Beſteuerung an und für - 
Ach, fondern möglicher Weife nur der Umfang der erhobenen Stenern, ihr 
Verhaͤltniß zu den.darauf geruht habenden Ausgaben, der Gegenftand ihrer 
Verwendung und die etwa rückſichtlich der concurrirt habenden verfchiedenen 
Ausgaben zu beobachten geweſene Priorität in Frage kommen. In diefer Be: 
ziehung würde nun aber der Umſtand, daß die erhobenen Steuern vielleicht zu 
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forhen Ausgaben vermendet morden find, welche entweder damit in gar feiner 
Verbindung geftanden haben, oder in Anfehung ihrer Nothwendigkeit, Zweck⸗ 
mäßigfeit und Angemeffenheit oder auch nur in Anfehung ihrer größern oder 
geringern Dringlichkeit im Verhättniß zu den fraglichen Zinſenrückſtänden zu 
Ausſtellungen Veranlaſſung geben künnen, höchſtens nur eine, auf den aut: 
zumittelnden wirklichen Schaden befchränfte, und in den Umfang des gegen: 
wärtigen Austrägalverfahrend überali nicht gehörende Erſtattungsverbindlich⸗ 
keit zu begründen geeignet ſeyn. Es kann and hierunter dadurch, daß die. 
Steuern mit zum Zweck der Berichtigung der fraglichen Zinſen ausgefchrieben 
und unter der hierin implicite enthaltenen Zuſicherung einer desfallſigen Ver: 
wendung erhoben worden find, nichts geändert werden, weil, ganz abgefehen 
davon, daf die Steuererhebung nicht auf den Grund einer von den Steuer: 
pflichtigen felber gefchehenen und durch den vorgedachten Zweck Iimitirten Be: 
willigung, fondern in Folge einer, von der Naffauifchen Regierung einfeitig 
verfügten, und durch eine, die fraglichen Zinfen mit umfafiende Emuneration 
der zu deckenden Ausgaben motivirte Stenerausfchreibung ftattgefunden hat, 
und daß infonderheit den fraglichen Randestheilen feit den mit der Aufhebung 
der Deutfchen Reichöverfaffung eingetretenen veränderten Verhältniſſen Fein 
Recht auf die Befoigung beſtimmter Regierungs: und Verwaltungs-Grund⸗ 
fäge in der Maaße zugeftanden Kat, daß aus deren Nichtbeobachtung oder 
Verlegung ein zur gerichtlichen Cognition und Entfcheidung geeigneter Anfpruch 
hergeleitet werden könnte, felbft beim Vorhandenſeyn diefer mangelnden Vor⸗ 
ausfehungen aus der unterbliebenen Realifirung des von der Naflauifchen 
Regierung bei der Verwendung der erhobenen Steuern als Richtfchnur zu 
befolgen gewefenen Zwecks nur ein Anfpruch auf eine über diefe erhobenen 
Steuern zu ertheilende nähere Nachweifung begründet ſeyn würde, melcher 
erft durch das Ergebniß diefer Nachweifung feine nähere Beſtimmtheit würde 
erhalten, und gegen den Naffauifchen Staat nur unter der Vorausfegung einer 
gleichzeitig vorhandenen flaatsrechtlichen versio in rem würde geltend gemacht 
werden können. 
Eben fo unerheblich erfcheint 
b) das odgedachte zweite Argument, mittelft deffen die Krone Preußen 
die von der Naffauifchen Regierung gezogenen Steuern unter den Geſichts⸗ 
punct der von dem Befis der fraglichen Landestheile gezogenen Vortheile zu 
fubfumiren verfucht hat. Denn in folhen DVerhättniffen, wo eine Sache felber 
als das fehurdnerifche Subject angefehen werden muß, ift der in der Perſon 


bed Beſitzers derſelben eintretende Wechſel, nach den dieferhalb über die 
Grundſteuer in der 


L. 7. D. de public. 

L. 36. D. de jure fisei. 

L. 2. 5. C. sine censu et relig. 
aufgeſtellten Beftimmungen, auf die Befugniß des Gläubigers, fich wegen ber 
Rückſtaͤnde an die Sache feiber und fomit an deren dermaligen Inhaber halten 
zu können, ohne rechtlichen Einfluß, und der in diefem Falle dem letztern gegen 
. feinen Vorbefiter zuftehende Negreßanfpruch würde weder gegen den Naffani: 
ſchen Staat, welcher ald Vorbeſitzer der fraglichen Landestheile nicht angefehen 
werden Fann, begründet erfcheinen, noch auch in den Umfang des gegenmwär: 
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tigen Austrägalverfahrend gehören. Es ſtellt jich aber überhaupt diefer ganze 
von der Krone Preußen aufgefaßte Gefichtspunct um deswillen als völlig un⸗ 
anwendbar dar, weil die juriftifche Perföntichkeit des ſchuldneriſchen Subjects 
im vorliegenden Falle nicht auf einer Sache, fondern auf einer universitas 
personarum beruht, und beide Arten von juriftifchen Perfonen zwar darin 
übereinflimmen, daß ihre Nechtöverhäftniffe durch Repräfentanten wahrgenom: 
men merden, dagegen aber zwifchen ihnen der mefentliche Unterichied ſtatt⸗ 
findet, daß, mährend der jeweilige Beſitzer einer mit juriftifcher Perfüntichkeit 
begabten Sache nicht bIoß als Repräfentant der erflern, fondern zugleich ald 
ferbftftändiges Subject von Rechten erfcheint, deren Gegenftand die Sache 
ſelber ift, bei einer universitas personarum nie davon die Rede feyn Fann, 
daß diefelbe von ihren Repräfentanten oder Vorſtehern befeffen werde, und 
ein Object der denſelben ferbftftändig zuſtehenden Rechte fey. 

Wenn ſchließlich 

c) die Krone Preußen noch aus dem hinſichtlich der hypothekariſchen 
Schulden zwifchen dem successor singularis und feinem Auctor flattfin- 
denden Verhältniffe eine Analogie hernehmen zu Fünnen geglaubt hat, fo er: 
ſcheint diefelbe, auch ganz abgefehen davon, daß ein Kupothefarifcher Nerus 
hier gar nicht in Frage fteht, um deswillen ald völlig unerheblich, weil die 
dem Singularfucceffor Hinfichtlich der hypothekariſchen Schulden odliegende 
Verhaftung, fofern nur die Hypothek fih auf die Sinfen mit erftredt, die 
lesteren eben fowohl wie die Capitalien umfaßt, und daher ein von ihm wegen 
rückſtändiger Zinfen gegen feinen Auctor exereirter Regreß auf das nämliche 
hinaustänft, was durch die wegen ‚der Eapitalien fupponirte Abrechnung auf 
die Kaufgelder geltend gemacht wird. 
“  Yus den bisher entwickelten Gründen hat die aufgeftellte Vorfrage fo, 
wie in dem Urtheile geichehen, entfchieden werden müffen, und konnte unter 
diefen Umfländen auf die von der Naffauifchen Regierung nur eventuell geltend 
gemachte Einrede der Zahlung und Compenfation nicht hineingegangen werden. 

Wenn fchließlich die Entfcheidung nicht ſowohl auf der Feſtellung zweifel⸗ 
hafter factifcher DVerhältniffe, fondern vielmehr nur auf der vechtlihen Be⸗ 
urtheilung der Relevanz der vorgebrachten Thatfachen beruht hat, und eine 
befondere Unbeftimmtheit oder ZImeifelhaftigfeit der anzumenden gewefenen 
geſetzlichen Beftimmungen nicht anzunehmen war, fo haben die Koften dieſes 
Verfahrens der Krone Preußen zur Laſt gelegt werden müffen. 


(L. S.) 5. €. v. d. Often. 
Strampe.“ 
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Geſuch 


des Jonas Cahn, wegen Dinfenrühflendes von Aurkölniſchen 
Aammerſchulden. (Band I. ©. 919 — 924.) 


(Schließt ſich unmittelbar in Band I. ©. 924. an bie legte Zeile.) 





Am Jahre 1836 hatte die Koͤnigl. Hanndvrifche Gefandtfchaft in 
Sess. XVI. 8. 228. die Anzeige gemacht von der dem Ob.-Appell.-Ges 
richt zu Gelle als Austrägalinftanz in diefer Streitfache ertheilten Ver⸗ 
fügung, fo wie von der Mittheilung der betreffenden Alten, worauf 
in den Protofollen der B. V. eine weitere Erwähnung hierin nicht 

1841. gefchieht, bis i. 3. 1841 Präfivium in Sess. XXI. G. 226, &, 424. 
einen Bericht des Ob.⸗Appell.⸗Gerichts vom 28. Juni vorlegt, dem 
zufolge dafjelbe das hier unten folgende Erfenntniß nebft den Ent- 
fiheidungsgründen überreicht und fowohl die mitgetheilten Aften, als 
auch die zu Celle verhandelten anfchließt. 

Der hierauf S. 439. gefaßte Befchluß lautet: 

„1) Nachdem das vorftehende Urtheil vom 24. Mail. 3. von dem 
Austraͤgal⸗Gerichtshofe im Namen und aus Auftrag des Durdy 
tigften Deutfchen Bundes den Parteien eröffnet worden, fo 
wird die Urfchrift deffelben fammt den Alten, um auf deſſen 
Befolgung halten zu Fönnen, im Bundesarchive niedergelegt. 

„2) Dem Reclamanten Jonas Cahn zu Bonn,mwelcher ſich mit feiner 
biesfälligen Forderung an die B. V. gewendet, ift von diefem 
Befchluffe mit dem Beifage Nachricht zu geben, daß ihm ge= 
ftattet fey, von dem erfolgten Urtheile in ber Bundeskanzlei 
Einficht zu nehmen.” - 
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Vrtheil 
vom 24, Mai 1841. 


(Prot. v. J. 1841, Sess. XXI. $. 226. ©, 425. Band I. ©. 924.) 


„In Austrägalfachen ber Krone Preußen, an einem, wider Dad Her⸗ 
zogthum Naffau, am andern heile, wegen Uebernahme der für den 
Zeitraum von 1705 bis 1815 ruͤckſtaͤndigen Zinſen von vormaligen, 
auf den bis zum 1. Juli 1815 zum Herzogthum Naffau gehörig ges 
wefenen Theilen bed ehemaligen Erzftifts Köln gehafteten Kammer⸗ 
fchulden, erfennen Wir Ernft Auguft, von Gottes Gnaden König 
König von Hannover, Königlicher Prinz von Großbritannien und 
Irland, Herzog von Gumberland, Herzog zu Braunfchweig und Lünes 
burg ıc. ıc., im Auftrag und Namen der hohen deutſchen Bundesver⸗ 
fanymlung für Recht: 

daß die ruͤckſtaͤndigen Zinſen von denjenigen vormals Aurkolniſchen 
Kammerſchulden, welche auf den bis zum 1. Juli 1815 zum Herzog⸗ 
thum Naſſau gehoͤrig geweſenen Theilen des ehemaligen Erzſtifts Koͤln 
gehaftet, für den Zeitraum von 1795 bis zum 31. December 1814, 
in fo weit fothane Zinſenruͤckſtaͤnde am leßgedachten Tage auf den Naf 
fanifchen Kammercaſſen gehaftet haben, von den beiden betheiligten 
Höfen gemeinfchaftlich, und zwar von der Krone Preußen zu vier und 
zwanzig Procent, und von dem Herzogthum Nafjau zu fech8 und fieben» 
zig Procent, hinfichtlich der fpater erwachfenen Zinſen aus dem Zeit 
raume vom 1. Sanuar bis 1. Julius 1815 aber von ber Krone Preußen 
allein und ansfchließlich zu pertreten find. 

Wie Wir denn alfo erkennen, die von beiden Xheilen aufgewandten 
Koſten aber gegen einander vergleichen und aufheben. 

Von Rechtswegen. 
Publieat. im Königlich - Hannöverifchen Ober-Appellationsgerichte 
den 24. Mai 1841. | 
Ad Mandatum Sacrae Regiae Majestatis 
proprium. . 
(L. S.) 3 €. v. d. Oſten. 
Strampe.“ 


« 
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Entfdheidungsgründe. 


Dem gegenwärtigen Austrägalverfahren liegt dad nämliche thatfächliche 
Verhältniß zum Grunde, auf welchem der zwiſchen den beiden flreitenden 
Regierungen wegen rücftändiger Zinfen von vormaligen Kurköolniſchen land: 
ftändifchen Gapitalien verhandelte Austrägal-Rechtsſtreit beruht, 

Bei der durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß vom 25. Fchruar 1803 
erfolgten Säcularifation des vormaligen Kurfürſtenthums Köln ift der rechte: 
vheinifche Antheil des eigentlichen Erzftifts Köln dem Herzoge von Naffan: 
Ufingen und dem Fürften von Wied: Runfel in dem Maafe zugetheilt worden, 
daß der erftere die fünf Aemter Linz, Schönftein, Königswinter, Villich und 
Deus, der lestere aber die beiden AUemter Neuerburg und Altenwied erhalten 
hat, Durch den Art. 24. der Nheinifchen Eonföderationdacte wurde der Fürft 
von Wied: Runkel unter die Souverainetät des Herzogs von Naffau geftelit, 
und der demfelben zugefallene. vorgedachte Antheil des vormaligen Erzſtifts 
Köln ebenfalls mit dem Herzogthum Naffau vereinigt, wogegen das lebtere, 
Inhalts des Art. 26. derfelben Conföderationdacte, die drei vormaligen Kl: 
nifhen Aemter Königswinter, Villig und Deus an den Großherzog von Berg 
abtrat, und fomit nur noch im Beſitz der vier vormals Kurfölnifchen Aemter 
Linz, Schönftein, Nenerburg und Altenwied verbiieb, in welchem Beſitz auch 
daffelbe ununterbrochen bis zum Jahre 1815 verblieben ift, wo ed dieſelben 
durch den Staatsvertrag vom 31. Mai 1815 an die Krone Preußen ab- 
getreten hat. 

Es beruht außer Zweifel, daß ein verhältnißmäßiger Antheil der vor- 
maligen Kurkölnifhen Kammerfchulden mit den gedachten vier Aemtern auf 
die Erwerber derfelben, den Herzog von Naſſau⸗-Uſingen und den Fürften von 
Wied-Runkel, übergegangen, und ein Theil dieſer Schuidenquote bereitd 
während der Naffauifchen Befinzeit auf die Herzoglih:Naffauifhe Staats: 
caffe übernommen worden ift, in Anfehung des Reftes derfelben aber eine ſolche 
Uebernahme noch nicht ſtatt gefunden hatte, ald die gedachten vier Kölniſchen 
Aemter durch den Staatsvertrag vom 31. Mai 1815 an die Krone Prenßen 
abgetreten worden find. Die letztere verkennt ihre Verpflichtung nicht, diefe, 
von dem Erwerb der gedachten vier Aemter herrührende Quote vormaliger 
Kurkötnifcher Kammerfchuiden, fo weit felbige auf die Herzuglih:Naffauifche 
Staatscaffe noch nicht übernommen worden, in Anfehung des Gapitald ver- 
treten zu müffen, beflreitet jedoch eine ſolche DVertretungsverbindlichkeit hin 
fihtlih der darauf bie zum 1. Juli 1815 rückſtändigen Zinfen, und ver: 
meint, foihe der Naffauifchen Negierung aufbürden zu Fünnen, welche fich 
jedocd dazu eben fo wenig bereit erklärt hat. 

Ein Berfuch der Krone Preußen, die früheren zwifchen beiden Regierungen 
wegen rückfländiger Zinfen auf Kurkoölniſche Tandftändifche Obligationen ein= 
geleiteten austrägafgerichtlichen Verhandlungen auf den obgedachten Streit 
punct mit auszudehnen, ift ohne Erfolg geblieben, vielmehr diefer Streit 
gegenftand durch das Erfenntniß vom 1. October 1834 aus jenem Verfahren 
audyefchieden worden; und wie nun am 17. Februar 1836 der Banquier 
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Jonas Cahn zu Bonn als angeblicher Gtäubiger der vormaligen Kurkolniſchen 
Kammercaffe, Behuf Erlangung der Zahlung der aus dem ‚Zeitraume von 
1795 bis 1815 vüdfändigen -Zinfen auf fothane Kurkölniſche Kammer: 
fhulden, bei der hohen deutſchen Bundesverfammiung die Entfcheidung der 
Vorfrage unter den betheiligten beiden Regierungen auf den Grund: des. 
Art. 30. der Wiener Schlußacte beantragte, beide gedachte Regierungen auch 
die Nothwendigkeit einer folchen Entfcheidung anerkannten, und fi, unter 
Verzichtung auf einen vorgängigen Vermittlungsverſuch, auf den hiefigen 
oberften Gerichtshof ald Austrägalinflanz vereinigten; fo hat die hohe deutfche 
Bundesverfammlung durch einen Befchluß vom 7. Juli 1836 die nach dem 
Art. 30. der Wiener Schlußacte durch eine Audträgalinftanz zu veranlaffende 
Entfcheidung der zwifchen den betreffenden beiden Regierungen ſtreitig gewor⸗ 
denen Vorfrage: 
welche der betheiligten Regierungen, oder in weichem Verhältniß 
beide, die für den Zeitraum von 1795 bis 1815 rückſtaͤndigen Zin⸗ 
fen von vormals Kurkötnifchen Kammerfchuiden, in fo weit diefe auf 
den bis 1. Juli 1815 zu Naffau gehörig gewefenen Theilen des 
ehemaligen Erzftifts Köln haften, zu vertreten haben? 
zu einem von diefem höchften Gerichte in ihrem Namen und Auftrage abzu⸗ 
gebenden austrägalgerichtlichen Erkenntniß verſtellt. 

Nachdem nun die Krone Preußen, in Folge einer ihr durch das Decret 
vom 8. September 1836 wegen Einbringung der Klage geſchehenen Auflage, 
die Verhandlungen mittelſt Ueberreichung eines rechtsbegründeten Antrags 
eröffnet hat, fo iſt hiernächſt, nach beider Seits in den Parteirollen eines 
Klägers und eines Beklagten verhandelten Saäatzen, der Actenſchluß erkannt 
worden. 

Die auch im gegenwärtigen Verfahren von der Krone Preußen gegen die 
ihr zugetheilte Parteirolle des Klägers erhobenen Einwendungen haben nicht 
nur aus denſelben, bereits in der andern, zwiſchen beiden Theilen verhandelten 
Austraͤgalſache entwickelten Gründen für ungegründet, ſondern auch um des⸗ 
willen für nnerheblich gehalten werden müſſen, weil im vorliegenden Falle 
keine von den mit der gedachten Parteirolle geſetzlich verbundenen Folgen zur 
Sprache gebracht und geltend gemacht worden iſt. 

So viel nun zunächſt 

J. die Feſtſtellung des Streitgegenſtandes und des der rechtlichen Beur⸗ 
theilung unterzulegenden allgemeinen Geſichtspuncts anbelangt, ſo fällt | 

1) die durch den obgedachten Bundesbefchluß auf den Grund des Art, 30, 
der Wiener Schlußacte zur austrägalgerichtlichen Entfcheidung verftellte Vor⸗ 
‚frage im Allgemeinen unter den gemeinrechtlichen Begriff eined Praͤjudiciums, 
mobei ed bloß auf die Feftflelung der rechtlichen Befchaffenheit gewiffer ge⸗ 
gebener Thatſachen und einen desfalffigen gerichtlichen Ausſpruch ankommt. 
Diefe dem Audträgalrichter gegebenen fackifchen Prämiffen beftehen zufolge 
des Art. 30. der Wiener Schlußacte darin, daß von Privatperfonen For- 
derungen an ein Bundesglied gemacht werden, die Verpflichtung, denfelben 
Genüge zu leiften, aber zwifchen mehreren Bundesgliedern flreifig geworden 
ift. Die dieferhatb zu entfcheidende Vorfrage befchränft fih auf die Feſtſtellung 
der Befchaffenheit der diefen Forderungen entfprechenden Verbindlichkeit und 
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auf den fich daraus ergebenden Ausſpruch barüber, weiches der ſtreitenden 
Bundesglieder diefe Forderungen zu vertreten verpflichtet ſey. 
2) Als Gegenßand der im vorliegenden Galle von den betreffenden Pri⸗ 
vatperfonen geltend gemachten Forderungen find im Bundesbeichluß vom 
7. Juli 1836 bezeichnet: 
bie für den Zeitraum von 1795 bis 1815 rüdftändigen Zinfen von 
vormals Kurkätnifhen Kammerſchulden, in fo weit lebtere auf ben 
bis zum 1. Juli 1815 zu Nafau gehörig geweſenen Theilen des 
ehemaligen GSrzſtifts Köln haften; 

daraus ergibt ich . 

a) daß die zu enticheidende Vorfrage mit den Eapitalien der auf den 
vormaligen Kölnifchen Landestheilen haftenden Kölniſchen Kammerfchufden 
nichts zu thun hat, indem die Verpflichtung zu deren Vertretung unter bey 
betheiligten Regierungen wicht beftritten if, vielmehr von ber Krone Preußen 
als ihr obliegend anerkannt wirh. 

Deögleichen bleihen 

») von dem Umfange der Borfrage ausgefchloffen die von folchen vor: 
maligen Kurkölnifchen Landeötheilen herrührenden Kammerfchulden und des: 
falffigen Binfenrücfkände, weile zwar fräher mit dem Herzogthum Naſſau 
vereinigt geweſen, jedoch fhon vor bem 1. Juli 1815 wieder gefreunt wor: 
den find, und aus den drei Aemtern Königswinter, Villich und Deuß be⸗ 
fanden haben. 

Wenn ferner 

c) der Bundesbefchluß vom 7. Zuti 1836 die den flreitigen Zinfen- 
räcdftänden zum Grunde liegenden Kammerſchulden ald auf den betreffenden 
vormaligen Kötnifhen Randestheilen haftend bezeichnet, fo Fann darin un= 
möglich ein, den ganzen Streit von vorn herein befeitigender Ausſpruch über 
bie rechtliche Beſchaffenheit diefer Haftungsverbindlichkeit befunden, vielmehr 
jene Bezeichnung nur von einer allgemeinen, aus dem Erwerb jener Landes 
theile herrührenden Verhaftung verfkanden, fo mie darauf bezogen werden, 
daß damit derjenige Antheil der Köinifchen Kammerfchulden, weicher, nach 
der übereinftimmenden Angabe beider Kreitenden Regierungen, beveitd auf die 
Herzoglich-Naſſauiſche Staatscaffe mirkiih übernommen geweſen, von dem 
Umfange der zu entfcheidenden Vorfrage hat ausgefchloffen werden folen. 

Endlich verſteht es fih auch 

d) von felber, daß hier fo wenig der Defrag und Umfang der von den 
betreffenden vier Kölnifchen Aemtern herrührenden Kölniſchen Kammerfchulden 
und der darauf rückſtaͤndigen Sinfen, ald wenig die Richtigkeit der dieferhalb 
von den hetreffenden einzelnen Gläubigern geltend gemacht werdenden For: 
derungen in Betrachtung kommen kann, vielmehr die Doransfegung der ein= 
Sachen Thatfache genügen muß, daß überhaupt Zorderungen der bezeichneten 

Art geltend gemacht werden. 
| 3) In Anfehung des bei der Beurtheilung der Vorfrage zum Grunde zus 
legenden Geſichtspuncts müffen, zufolge der desfalffigen, in der andern, zwiſchen 
den beiden litigirenden Regierungen verhandelten Austrägalſache gegebenen 
Ausführung, neben ben, dad Berhältniß zu den Creditoren direct bezieienden 
Thatſachen und Gründen, auch diejenigen Gründe berückſichtigt werden, Fraff 


za m en mn 
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deren das eine Gouvernement in eigenem Namen und vermöge eigenen Rechts 
von dem andern die Uebernahme und Vertretung der betreffenden Sinfen: 
forderungen glaubt verlangen zu können, wogegen aber alle diejenigen Diffe 
rehzen für gänzlich ausgefchloffen anzufehen find, zu denen etwa dad Vor⸗ 
handenfeyn diefer Zinſenrückſtände in anderer Beziehung unter den betheiligten 
Regierungen Veranlaffung gegeben hat, und welche nur darauf abzielen, in 
der urfprünglichen Vertretungsverpflichtung durch Geltendmachung felbftftäne 
diger, mit den betreffenden Privatforderungen in Feiner Verbindung ftehender 
Anfprüche eine Anderung hevvorzubringen. 

Anlangend hiernächft 

II. die Hauptfache felber, und zwar zuvörderſt 

A) abgefehen von den Beftimmungen des in der Mitte liegenden Staats⸗ 
vertragd vom 31. Mai 1815 und ded Volziehungsvertrage vom 44. Des 
cember 1816, fv würde die Entfcheidung der flveitigen Vorfrage zum Wache 
theil der Krone Preußen haben ausfallen müffen. . 

Es find nämlich die in Frage flehenden Schulden als Kurkötnifche Kam⸗ 
merfchuiden bezeichnet, und eben deswegen als Köfnifche Staatsſchulden anzu- 
fehen und zu beurtheifen. Denn wenn gleich es für die ehemaligen deutſchen 
Marticularftaaten eine fehr befannte und in ihren Folgen auch für die Beur- 
theilung und Feftftellung der gegenwärtigen Verhättniffe noch bedeutungsvolle 
Eontroverfe gemefen ift, ob bie. Kammer: oder Domänen: Güter für Staats: 
güter oder für mehr oder weniger freie Privatgüter der regierenden Familien 
zu halten feyen, und menn gleich die Beantwortung diefer Frage für die den 
Kammercaffen- Schulden beizulegende Eigenfchaft vom wefentlichften Einfluß er⸗ 
ſcheint, fo hat fich doch Diefe Streitfrage nur auf die ehemaligen weltlichen 
Territorien bezogen, — wogegen ed in Anfehung ber geiſtlichen Territorien, zu 
denen das vormalige Kurfürftenthum Köln gehört hat, nie beſtritten geweſen 
ift, daß das Kammergut für Eigenthum ded Landes oder Staatsgut zu Kalten 
fey, deffen Verbrauch durch das gefellfchaftliche Bebürfniß ded ganzen Staats 
rechtmäßig bedingt erfcheine, und deſſen Einkünfte zur Beſtreitung der Staats⸗ 
Verwaltungskoſten beſtimmt feyen. Der Begriff der Kurkolniſchen Hoflame 
mer: oder Domänen: Cafe findet mithin fein Subſtrat in dem geſammtern 
Kurkötnifchen Staate in feiner Eigenfchaft als Inhaber von Vermögensrech⸗ 
ten, die ſich, fo weit fie in den Verkehr falten, fletd in Einnahmen und Auer 
gaben des Staats auflöfen, und die Passiva oder Schulden forhaner Caſſen 
erfcheinen fomit als Staats: oder Randesfchulden, denen fie auch im $. 78. des⸗ 
Keichsdeputationd:Hanptfchluffes vom 25. Februar 1803 ausbrüdtich beige: 


. zählt worden find. Wenn es fi num fragt, wer nach der durch einen Act der 


Reichs⸗Staatsgewalt erfolgten Aufldfung des Kurkötnifchen Staats und dem 
dadurch herbeigeführten Untergange der juriftifchen Perfon deſſelben und ſomit 
des fchuldnerifchen Subject der fraglichen Rammerfchuiden an deffen Stelle 
getreten ift, fo muß hier das Naͤmliche Platz greifen, was dieſerhalb in ber 
andern, zwifchen den betheiligten beiden Regierungen wegen der Binfenrüd; 
flände auf vormalige Kurkölnifche Landftändifhe Obligationen verhandeiten 
Austrägalfache ausgeführt worden ift. Darnach iſt nämiich aus der im $. 60. 
des angezogenen Reichsdeputations-Hauptſchluſſes angeordneten Aufrechter⸗ 
haltung der beſtandenen politiſchen Verfaſſung in ben Entſchädigungslanden 
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zu entnehmen, daß Leine eigentliche Incorporation berfelben in die Staaten 
derjenigen Fürften, denen dieſelben zugetheilt worden, fondern nur eine Weber: 
tragung der über den aufgelöften Staat beftandenen Regierungsgewalt, oder 
ein Regentenmwechfel, in der Maaße beabfichtigt worden ift, daß die Entſchaͤdi⸗ 
gungsantheile in der Eigenfchaft felbftftändiger, mit einer eigenen politifchen 
Verfaffung verfehener, juriftifcher Perfonen neue Regeuten haben erhalten 
folfen, und daraus ergibt fih denn ferner die Anwendung der dad Schulden: 
weſen der fäcularifirten Staaten regulirenden Beftimmungen der 68. 78 und 
80. des gedachten Reichögefehed, und namentlich der Dispofition des erſtge⸗ 
dachten Paragraphen, daß die darin näher bezeichneten allgemeinen Landes- 
fhulden in Anfehung der Kammerfchulden unter die fämmtlichen Theilhaber 
eines folhen Landes nach dem Domänenertrage vertheilt werden follen, von 
felber dahin, daß unter den gedachten Theilhabern eines folhen Lan= 
des nur die betreffenden Kürften in ihrer Eigenfchaft ald Regenten, oder 
Repräfentanten der Entfhädigungsantheile, verftanden werden Fünnen, mithin 
die letzteren felber als successores pro rata in die Paffivverhältniffe des 
aufgelöften Staats aufgefaßt werden müflen. Hiernach haben alfo auch die 
dermalen in Frage flehenden vier vormals Kölniſchen Aemter Linz, Schönftein, 
Neuerburg und Altenwied, unter Dorausfegung eined mit ihnen verbunden 
gewefenen Domänenertrags, einen demfelben entfprechenden verhältnißmäßigen 
Antheil der Kölnifchen Kammerfchuiden, ſowohl an Capital, wie an rüdftän- 
digen Binfen, als Schuldner überfommen, und dafern nun dieſes ihr Schuld: 
verhäftniß bis zu ihrer durch den Staatövertrag vom 31. Mai 1815 er⸗ 
folgten Abtretung an die Krone Preußen unverändert fortgedauert haben follte, 
fo würde ſich daraus die Verpflichtung der Krone Preußen zur Vertretung 
der in lite befangenen Zinſenrückſtände von felber ergeben. 

Nah den Angaben der Krone Preußen fol bereitd resp. am 25. Mai 
und 17. Juni 1803 zwiſchen denjenigen vier Deutfchen Kürften, weichen der 
vechtörheinifche Theil des Kurfürftenthums Köln durch den Reichsdeputations- 
Hauptſchluß zugetheilt worden, auf der einen, und den Intereſſenten eines 
durch das Wechfelhaus Lindenfampf und Olfers zu Münfter in den Sahen 1790 
und 1792 negociirten Kurkötnifchen Kammeranlehens von 200,000 Rthrn. 
auf der andern Seite, derjenige propiforifche Vergleich abgefchloffen ſeyn, 
welcher zu der andern, ziwifchen den betheiligten beiden Regierungen wegen 
der Zinſenrückſtaͤnde auf Kurkölniſche Landftändifche Obligationen verhandel- 
ten Austrägalfache producirt worden. ift, über welchen fich indefien die Naſ⸗ 
fauifche Regierung bislang noch nicht erklärt hat, fo wie ed auch noch nicht 
feftftebt,, ob die ‚gedachte Lindenkampf-Olfers'ſche Forderung zu denjenigen 
Kammerſchulden mitgehört, deren Sinfenrüctände dermaten in Frage ſtehen; 
ed ift indeffen eine nähere Ermittlung diefer beiden Puncte um deswillen nicht 
für erforderlich erachtet, weil aus der gedachten Webereinkunft eine, auf Ab⸗ 
änderung des durch den Neichödeputationd: Hauptfchluß begründeten Schuld- 
verhältnifies gerichtet gemefene Abfiht auf Feine Weife zu entnehmen ſteht. 
Denn die paciscirenden vier Fürften haben dadurch die fraglihe Schuld an 
Eapital und Sinfen ausdrüdtih nur in Gemäßheit ded 6. 78. des Reichs⸗ 
deputations-Hauptfchluffes für die ihrige erklärt, und fich, ein jeder zu Dem 
ihm durch das gedachte Reichsgeſetz angemwiefenen verhältnißmäßigen Antheit, 
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zu deren Bezahlung verbimden erkannt, mithin ihre, nur auf eine Wieder: 
Holung und Beflätigung der fraglichen reichögefehlihen Beſtimmung gerichtet 
gewefene Wilfensmeinung hinreichend deutlich zu erkennen gegeben, fo wie denn 
auch die fragliche Schuld in dem Art. 2, der Convention sub lit. d aus: 
drücflich als eine auf die betreffenden Landestheile felber fallende Schuld be: 
zeichnet worden iſt. 

Hiernächſt ift in Anfehung der beiden, durch den Reichsdeputatious⸗ 
Hauptfehluß vom 25. Februar 1803 dem Fürften von Wied-Runkel zu: 
getheilten Kölmifchen Aemter, Neuerburg und Altenmied, von Feiner der beiden 
betheiligten Regierungen eine Thatfache geltend gemacht, aus welcher eine, 
während der Wied-Runkel'ſchen Beflbzeit in jenem Schuldverhältniffe ein- 
getretene Veränderung gefolgert werden koͤnnte, und unter diefer Voraus⸗ 
ſetzung läßt fich auch nicht annehmen, daß durch die in Folge der Rheinifchen 
Eoufdderationsacte vom 12. Juli 1806 flatt gefundene Vereinigung jener 
beiden Aemter mit dem Herzogthum Naffau eine folche Veränderung herbei: 
geführt worden ift. Denn wenn gleich die Naffauifche Regierung mit jenen 
beiden Uemtern Feine Kammerrevenüen überfommen zu haben behauptet, und 
ed fich nicht erfehen läßt, ob die damit etwa verbunden gewefenen Kurkolni⸗ 
fhen Domänen von dem Fürften von Wied NRunfel in Gemäßheit des Art. 27. 
der gedachten Confdderationsacte als Patrimonial- und Privateigenthum be: 
halten worden find, ingleichen, ob und in welcher Maaße die im Art. 30. 
hinfichtlich der befonderen Schulden der unter die Souverainetät eined der 
eonfüderirten Staaten kommenden Landestheile angeordnete Theilung flatt: 
gefunden hat, fo würde Doch weder aus einer folhen Zurüchbehaltung der Do: 
mänen, noch aus der Uebernahme eines Theils der fraglichen Kammerſchulden 
von Seiten des Fürften von Wied-Runkel allein, in AUnfehung des davon an 
Naffau übergegangenen und dermalen allein in Frage flehenden Antheild der: 
feiben, eine Entlaftung der, dem Obigen zufolge, ald perfünliche Schuldner 
aufzufaffenden, betreffenden Landestheile um fo weniger gefolgert werden Fün- 
nen, ald im Art. 2. der gedachten Conföderationsacte den Staatögläubigern 
die ihnen durch den Reichödeputationd= Hauptfchluß vom 25. Februar 1803 
zugeſtandenen Rechte allenthalben beftätigt worden find. 

Anlangend fchließlich die hinfichtlich der fraglichen vier Kölnifchen Aemter 
flattgefundene, respective vom Reichsdeputations-Hauptſchluß und dem 
1. September 1806 bis zum 1. Juli 1815 fich erftrediende Naffauifche Be: 
fißzeit, fo ergeben die Verhandlungen der flreitenden Regierungen feinen nähern 
Aufſchluß über die während diefed Zeitraums flatt gefundenen DVerhältnifie 
des Domanial- oder Kammergutes und über die Verbindung oder Trennung 
defielben von den Staatöfinanzen, fo wie über die dem SHerzoglichen Haufe 
daran, und infonderheit an dem vormaligen Kurkölnifchen Kammergute zu: 
geftandenen Rechte; ed erhellet jedoh aus dem Art. II. des Vollziehungs⸗ 
vertragd vom 14. December 1816, daß dem Herzoglihen Haufe Naffau die 
Verpflichtung obgelegen hat, die Kammerfchulden auf die Naffauifche Staats⸗ 
caffe zu übernehmen und folchergeflatt in Naſſauiſche Staatöfchuiden umzu⸗ 
wandeln, und daß diefe Verpflichtung auch die vormaligen Kurköfnifchen Kam: 
merfchulden mit umfaßt hat, ergeben die am Schluß des fraglichen Artikels 
enthaltenen, die nurgedachten Schulden betreffenden Discuffionen der beider: 
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feitigen Commiffarien. Wenn gleich indeffen die Krone Preußen ed anerkennt, 
daß ein Theil der Kurkötnifhen Kammerſchulden von der Naffauifchen Re: 
gierung auch bereits wirklich auf die Naffanifche Staatscaſſe übernommen 
worden ift, fo find doch beide Regierungen in facto darin völlig einverftanden, 
Daß die den dermalen in Streit befangenen Zinfenrädftänden unterliegenden 
Kammerfchulden noch nicht auf die gedachte Staatscaffe übernommen gemwefen 
find, mithin in Anfehung ihrer eine Entlaſtung der betreffenden Landeötheile 
noch nicht ftattgefunden gehabt hat. 
Es fünnen auch die von der Krone Preußen andgeführten Rechtögründe 
in dem bisherigen Reſultate nichts ändern. Diefelbe hat namlich 
a) aus der von der Naffauifchen Regierung während des fraglichen Zeit 
raums gefchehenen Beziehung ber Kammerrevenüen aus den fraglichen vier 
Aemtern eine Verpflichtung zur Bertretung ber ftreitigen Sinfenrüdftände um 
deswillen abteiten zu konnen geglaubt, weil theils zwifchen diefer und der 
Beziehung currenter Gtaatdeinkünfte ein enger Zuſammenhang ſtatt finde, 
theitd aber der Auctor in Beziehung zu feinem Succeſſor zur Tragung ber 
den genoffenen Bortheiten entfprechenden Laften verbunden fen; ed läßt ſich 
indeſſen nicht abfehen, wie der fchuidnerifche Kammerfiscus durch die unter: 
biiebene Verwendung der aufgelommenen Kammereinkünfte zur Zinfenberich 
tigung im Verhältniß zu den betreffenden Glaͤubigern die Eigenfchaft eines 
Schuldners hat verlieren Fünnen, und im Verhältniß der beiderfeitigen Re 
Gierumgen zu einander würde daraus höchſtens nur der Aufpruch auf Erthei⸗ 
ung einer Nachweiſung über die genofienen Einkünfte und deren Verwendung 
gefolgert werden Eümen. Eben fo unftatthaft ift es aber, die Zinfen unter den 
Begriff eined onus rei zu fubfumiren, oder die von der Naflauifchen Res 
sierung über die fraglichen Landestheile ausgeübte Regierungsgewalt auf 
das Verhaͤltniß des Beſites einer Sache zurücdzuführen, da die juriſtiſche 
Perfönlichfeit des Kammerfideud auf die betreffenden Landestheile ſelber 
zurüdfält und fih mithin in den Begriff der betreffenden Staatögefell: 
haft in ihren vermoͤgensrechtlichen Beziehungen auflöft, daher ed denn 
auch anf eine Erörterung der Frage, in wierern überhaupt Rückſtände dinge 
licher Laften auf den Singulier:Succeffor mit übergehen, nicht weiter an= 
fommen fann. 
Wenn hiernächit 
b) die Krone Preußen ih darauf berufen Hat, daß der Singular-Suc: 
:ceffor, welcher ſtatt ded Kaufpreifes die auf der verlauften Sache hypothekariſch 
laſtenden Schuidcapitalien übernommen habe, im Verhältuiß zum Auctor, 
nicht zur Bezahlung rückkändiger -Binfen verbunden ſey, fo erfcheint auch Diefes 
Argument ald vdllig unzutreffend, weil eined Theils das Verhältniß Des 
Käufers sum Verkäufer ſich lediglich nach dem Inhalte ded Vertrags be: 
fimmt, und alſo auf außercontrachiche Berhättniffe Feine Schlußfolgerung 
geftättet, andern Theils aber der Geſichtspunct einer verkauften Sache auf 
die fraglichen Landestheile, weiche felber das perfünlich verpflichtete Subject 
repräfentiren, fi ald durchaus unanwendbar darftellt. 
Solchem allem nach würde fich alfo die Krone Preußen, abgefehen von 
den Beſtimmungen des in der Mitte liegenden Staatsvertvags vom 31. Mat 
1815 und des Vollziehungsreceſſes vom 44. December 1816, der Vertre⸗ 
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tung der fraglichen Zinſenruͤckſtaͤnde nicht entfchlagen Finnen. Darch den Inhalt 
der gedachten Verträge ift jeboch 
B. dieſes Ergebniß allerdings wefentlich geändert worden. 


Der Art. VIII. des Staatsvertrags vom 31. Mai 1815 enthält nämlich 
unter vier Pofltionen sub lit. a — d Beſtimmungen wegen der auf den ab: 
getretenen Zandestheilen haftenden Schulden, von denen hier nur die beiden 
eriteren sub lit. a und b in Frage kommen, welde dahin gehen: 

a) Die Particular:, Gemeinen:, Kicchfpield:, Amts: und Landes: oder 
Provinzial-Schulden gehen mit den betroffenen Gemeinden, Kirch: 
fpielen, Aemtern und Ländern oder Provinzen an den Fünftigen Bez 
figer über, und bleiben auf denfelben haften ; 

b) die Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staats: und Kammer : Eaffenfchutden 
ſollen, nach Conſtatirung der auf den Staatd: und Kammercaffen 
am 31. December 1814 haftenden Schuidenmaffe, nach Verhältniß 
des reinen Nevenüenbetrage, welcher aus den abgetretenen Territo⸗ 
rien in die Central⸗, Staate: und Kammer: Caffen nach dem Durch: 
ſchnitt der Tegten fünf Jahre von dem Jahre 1812 gefloffen ift, mit 
Hinzufügung ded reinen Revenüenbetrags des Amtes Runkel vom 
Fahre 1814, zwischen beiden Pactöcenten getheikt werden. 

Wenn gleih nun die hier in Trage flehenden Kurkötnifchen Kammer: 
ſchulden, weit fie, dem Bisherigen zufolge, zur Beit der Abtretung ber frag: 
Tihen Landestheife an die Krone Preußen eine denfelben obgefegene Schub 
‚gewefen, unter die, die Particnlarfchuiden umfaffende Dispofition sub lit. a 
zu fatten fcheinen, fo wird doch die Anwendbarkeit derfelben dadurch audge- 
ſchloſſen, daß diefelbe nur Landesſchulden zum Segenftand hat; denn ob⸗ 
iſchon Kammerſchulden der hier in Frage flehenden Urt ihrem rechtlichen Wefen 
nach den Landesſchulden im Allgemeinen beizuzählen find, fo bilden fie doch, 
in Anſehung des dad Land repräfentirenden Kammerſiscus ımd der, rückſicht⸗ 
lich deſſen Vertretung, Adminiſtration und fonfligen rechtlichen Beziehungen, 
eintretenden befonderen Verhältnifte, eine, auch im $. 78. des Reichsdeputa⸗ 
tions⸗Hauptſchluſſes vom 25, Februar 1803 anerkannte, befondere Claſſe 
vder Abtheilung der Landesfchulden, wodurch fie von diefen in der Bedeutung 
ton Landftändifhen oder Steuerſchulden unterfchieden werden, umd es kaun 
der bloße allgemeine Ausdruck „Landesſchulden“ in der Negel nur in 
dieſer Iebtern befchränftern Bedeutung aufgefaßt werden, fo lange nicht ſon⸗ 
flige Gründe die Anwendung des weitern, auch die Kammerfchulden umfaf: 
fenden Begriffs rechffertigen. Im vorliegenden Falle mangelt ed nun aber nicht 
nur an dergleichen befonderen Gründen, fondern es wird auch jeded etwaige 
Bedenken dadurch ausgefchloffen, daß fi in det folgenden Dispofition sub 
lit. b fpecielle Beftimmungen über die Kammerſchulden aufgefteltt finden. 

« Denn diefelbe bezielt nicht nur die Naffanifchen Staats -Eaffenfchulden, mit: 
hin auch den bereitd auf die Staatscaſſe übernommen geweſenen Theil der 
vormaligen Kurkölnifchen Kammerſchulden, fondern auch bie fämnitlichen 
Naffanifchen Kammer: Eaffenfchulden, unter welchen denn auch die dermalen 
in Frage ftehenden vormals Kurkötnifchen Kammerfchuiden, weliche noch nicht 
auf die Naſſauiſche Staatskaſſe übernommen waren, ſondern noch auf dem 
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domanio der fraglichen Landestheile gehaftet haben, begriffen find, wie folches 
auch von beiden flreitenden Regierungen anerlannt wird. 

So viel num aber den Inhalt diefer Diepofition felber anbelangt, fo hat 
diefelbe 

1) nur die am 31. December 1814 auf den Naffauifchen Staats: 
Kammercaffen haftenden Schulden zum Gegenftand, und wenn gleich darunter, 
in Ermanglung einer zwifchen Capital: und Zinfenfchulden gemachten Die- 
tinction, beide in gleiher Maaße verftanden werden müffen, fo findet die: 
feibe doch auf die flreitigen Zinſenrückſtaͤnde, ſo weit folche aus dem Zeit: 
raume vom 1, Januar bis 1. Juli 1815 herrühren, feine Anwendung, meil 
diefe Zinſen erfi nach dem 31. December 1814 exiftent geworden find, mit: 
hin an dem gedachten Normaltage noch nicht auf den Naffauifchen Kammer: 
caffen gehaftet haben, daher denn diefe Sinfenrücdftände, bei dem Mangel 
einer abweichenden Vertragsbeſtimmung, zufolge des oben aus der allgemeinen 
Beichaffenheit dieſer Schulden deducirten Refultates, von der Krone Preußen 
vertreten werden müffen. 

2) In Unfehung der am 31. December 1814 auf den Naffauifchen 
Staats: und Kammercaffen gehaftet habenden Schulden, ift eine Verthei⸗ 
lung derfelben unter beide Paciscenten nach dem näher angegebenen Verhaͤlt⸗ 
niß verabredet worden, und ed muß daher Diefelbe nach demjenigen, was fo 
eben über den allgemeinen Begriff der Schulden bemerkt worden, auch auf 
die bid zum 31. December 1814 vorhanden geweſenen Zinsrückſtände An⸗ 
wendung finden, zumal bie zum Augenblicke der erfolgten Gebietsabtretungen 
zwifchen Capital und Sinfen in Anfehung der Zahlungsverpflichtung fein Un- 
terfchied flattgefunden hat, und daher auch nicht anzunehmen fteht, daß ein 
foiher von den Eontrahenten bei der verabredeten Repartirung beabſichtigt 
worden ift. Eben fo wenig ift dabei die Liquidität oder Illiquidität der zu 
vertheilenden Schulden berückfichtigt worden, vielmehr bedingt der feſtgeſetzte 
Normaltag, der 31. December 1814, vermöge der Worte: „haftende 
Schulden“, nur deren damalige Eriftenz. Dagegen kann aber au aus 
diefer angeordneten Vertheilnng kein Argument gegen die den fraglichen Kam: 
merfchulden zufommende Qualität einer den betreffenden Landestheilen zur 
Laft faltenden Particnlarfhuld entnommen werden, da die beftehenden Ver— 
hältniffe den vertragsmäßigen Abänderungen und Modiflcationen der Inte⸗ 
reſſenten nicht entzogen find, und im vorliegenden Falle die der Naffauifhen 
Regierung obgelegene Verpflichtung, die gedachten Landestheile von diefen 
Schuiden durch deren Uebernahme auf die Naffauifche Staatscaffe zu ent- 
laften, für die Eontrahenten eine hinreichende Veranlaffung enthalten konnte, 
jene Schulden denjenigen Beftimmungen zu unterwerfen, welche im Falle einer 
ftattgefundenen Erfüllung jener Verpflichtung, würden haben zur Anwendung 
fommen müffen. 

Diefes aus den Beflimmungen des Art. VIIL. des Staatsrertragd vom 
31. Mai 1815 fich ergebende Refultat Hat durch den fpätern Vollzicehungs= 
vertrag vom 44. December 1816, mwenigftens in Unfehung der dermalen Im 
lite befangenen Binfenrückftände, durchaus Feine Nenderung erlirten. Denn 

1) der Art, 1. deffelben befchäftige fi zwar mit einer Ausführung Der 
im Art. VIII des Staatövertrags enthaltenen Verabredung, jedoch nur in 
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Beziehung auf die Ermittlung des dafeibft fefigefepten Repartitionsverhält⸗ 
niſſes und auf eine Vertheilung der Kquiden, am 31. December 1814 auf 
der Herzoglich⸗Naſſauiſchen Staatscaffe geruht Habenden Schulden, zu welchen 
weder die flveitigen Zinfenrücftände, noch die denfelben untertiegenden Ca⸗ 
pitalfchuiden anerfanntermaßen gehört haben. Leber diefe letzteren disponirt 


vielmehr 


2) 


ber Art. II. des gedachten Vollziehungsreceſſes fpeciell dahin: 

„Da am 31. December 1814 noch nicht alle Kammerfchulden 
„liquid und auf die Herzoglich:Naffauifche Staatscaffe übernommen. 
„geweſen find, zu deren Webernahme dad Herzoglihe Haus Naffau 
die Verpflichtung auf-fich hatte, fo wird in Hinficht dieſer Cameral: 


- „Schulden, welche nach dem 31.. December 1814 theils fchon Liquid 


„gemacht find, und theild noch liquid gemacht werden müffen, hier: 
„mit feftgefebt, Daß jedes Gouvernement folche in fo weit privative 
„und ohne Eoncurrenz des andern zu übernehmen und zu berichtigen 
„bat, als ſolche auf den, durch den mit Naſſau abaefchloffenen 
„Wiener Staatsvertrag gegenfeitig abgetretenen Landestheilen haf- 
„ten, und daß deshalb Feine weitere Abrechnung auf Capital ſtatt⸗ 
„finden fol. Ä 

„Und da Naſſau dermalen- noch ‘Theile des ehemaligen Kurftaats 
„Trier befist, fo erkennt fih der Herzoglich-Naſſauiſche Hof für ver: 
„pflichtet, an der noch nicht erfolgten Liquidirung der Kurtrierifchen 
„Schulden Antheil zu nehmen, und wird zu einer deshalbigen Com: 
„miffion, welche binnen drei Monaten zufammenrücen foll, feinen 


- „Eommiffär nah Coblenz abfenden. Diefe Commiffion hat alle an 


‚das Cameralvermögen zu macenden Forderungen zu liquidiren, 


„darüber zu entfcheiden, und das rückſtändige Rechnungsweſen zu 
„, berichtigen. 
„In Abſicht der Zinfen diefer Kurtrierifchen Capitalien fol diefe 


„Commiſſion beftimmen, von melcher Seite und in welchem Maaße 


„ſowohl die bis zum 1. Juli 1815 rückſtändigen, ald die von diefem 
„Zeitpuncte an laufenden Binfen zu bezahlen find. Da Königlich: 
„MPreußifcher Seitd darauf angetragen war, daß die befagte Com: 
„miſſion auch über die Bezahlung der bie zum 1.. Juli 1815 rüd: 
„ſtändigen Sinfen von Kurkömifchen Kammerfchulden, an welchen 
„Naſſau Eeinen Antheil behält, eine Beftimmung ertheilen folfe, man 
„dieſem Antrage aber Herzoglih-Naffauifcher Seits widerfprochen 
„hatte, fo reſervirte der Königlich: Preußifche Commiſſarius feinem 
„Hofe alle Rechte in Betreff diefer rückſtändigen Kurkölnifchen Ca⸗ 
„meralzinfen ausdrücktich, wogegen die Herzoglich- Naſſauiſchen Com: 
„miſſarien proteftirten und fih auf die zu Protokoll gegebenen 
,„ Erklärungen über diefen ganzen Artikel bezogen.‘ 


Es unterliegt nun feinem Iweifel, und wird auch von beiden flreitenden 
Regierungen anerkannt, daß durch diefe Dispofition in Anſehung derjenigen 
Kurkötnifhen Kammer :Capitalfchulden, welche am 31. December 1814 no 
nicht liquidirt und auf die Herzoglich-Naſſauiſche Staatscaſſe übernommen 
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gewefen find, mithin damals noch auf dem vormald Kurkblniſchen Kammer: 
guet gehaftet haben, von ber im Art. VIII, lit. b des Staatsvertrags ver: 
abredeten Theilung abgemihen und vielmehr das aus der urſprünglichen, 
diefen Schulden zufommenden Natur von Particularſchulden abſtießende 
Princip wieder bergeftelft worden ift, daher denn auch die Krone Preußen 
ihre Verpflichtung zur Vertretung diefer Schulden in Unfehung der Eapitatien 
nicht beftreitet. Auf die dermalen allein in lite befangenen rückſtändigen 
Zinfen von diefen Eapitalfchuiden wuͤrde indeffen dDiefe Abänderung nur dann 
mitbezogen werben können, wenn die Contrahenten bei der Beftimmung ftehen 
geblieben wären, 

daß jedes Gouvernement die fraglichen Schulden in fo weit, als ſolche 

auf den gegenfeitig abgetretenen Landestheilen hafteten, privative 

und ohne Eoncurrenz ded andern übernehmen und berichtigen folle, 
indem alsdann der ohne alle nähere Beſchränkung gebrauchte aligemeine Aus⸗ 
druck — „Schulden — die Binfenfhuiden ebenſowohl wie bie Capital: 
ſchulden mit umfaßt haben würde; es haben indefien die Contrahenten den 
nähern Umfang der verabredeten Schuibenübernahme durch den hinzugefügten 


Zufap: 
und daß deshalb Feine Abrechnung auf Capital ftattfinden ſolle, 

auf eine folde Weiſe beſtimmt, daß dieſelbe nur auf die Gapitalfchuiden be: 

zogen werden kann. Denn von Seiten des Königlih= Preußifchen Comiſſarius 

ift ausdrüdtich beantragt worden, von der wegen der Trierifhen Schulden 

niederzufegenden Commiſſion auch über die Bezahlung der jest ftreitigen Kur: 

Fölnifchen Binfenrädftände eine Beſtimmung treffen zu lafien, und wenn gleich 

nicht mit Beftimmtheit zu erfehen fteht, von welcher Anſicht ber gedachte 

Eommiffarius bei diefem Antrage geleitet worden, infonderheit, ob berfelbe, 

wie auch im gegenwärtigen Verfahren von ber Krone Preußen auszuführen 

verfucht worden, die Dispofition des Art. VIII, lit. b des Staatsvertrags 

bloß anf die Capitalſchulden befchränten zu müſſen geglaubt hat, oder ob 

bie Abficht deſſelben dahin gegangen ift, die fraglichen Zinfenrüdflände ent: 

weder ausfchtießlich oder doch in einem größern Umfange ald in dem gedachten 

Art. VIII. beftimmt worden, der Naffauifcher Regierung aufzubürden; fo er: 

hellet doch daraus jedenfalls fo viel, daß es die beſtimmte Abficht geweſen ift, 

die gedachten Zinfenrüdtände der Diepofltion des Art. II. des Vollziehungs⸗ 

vertrags zu entziehen, Es hat nun zwar jener Antrag des Preußifchen Com: 

miffarins wegen des Widerfpruchs des Naffauifchen Commiſſarius feinen Er: 

folg gehabt; indeffen iſt doch jedenfalls der Intention des erftern durch die zur 

Vertragsbeftimmung erhobene obgedachte Clauſel — daß deshalb Keine Ab= 
rechnung auf Capital ftattfinden fole — dahin nachgegeben worden, daß die 
Beſtimmung des Art. TI. des Vollziehungsvertrags bloß auf die Capital⸗ 
ſchulden beſchraͤnkt worden iſt, und die Sinfenrüdflände davon ausgeſchloſſen 
geblieben find, woraus denn von felber folgt, daß es in Anfehung der letzteren 
bei den Stipulationen des Staatsvertrags vom 31. März 1815 verblieben 
ift. Damit widerlegt ich denn auch der Einwand der Naffauifchen Regierung 
vom felber, daß aus dem Verbot einer Abrechnung auf dad Gapital allein 
noch fein Gebot einer ſolchen in Anfehung der Zinſen zu -folgern ſtehe; denn 
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wenn gleich diefer Einwand an und für ſich der befannten Auslegungsregel — 
unius positio non est alterius exelusio — völlig gemäß erfcheint, fo ſtellt 
ſich derfelbe Doch um deßwillen völlig unzutreffend dar, weil im vorliegenden 
Falle die Nochmendigfeit einer Abrechnung auf die Zinfen nicht darauf, daß 
.eine foIche wegen der Gapitalien ausgefchloffen worden ift, fondern darauf bes 
ruht, daß durch diefe letztere Ausfchließung die Abänderung des Art. VIIL 
lit. b des Staatsvertrags nur auf die Eapitalien befchränkt, mithin deffen Bes 
flimmung im Webrigen beibehalten, und darin eine Abrechnung wegen der 
Binfen verabredet worden iſt. 

Chen fo ungegründer erfcheint das fernere von der Naffauifchen Regierung 
geltend gemachte, von der accefforifhen Qualität der Zinfen entnommene Ars 
gument; denn eines Theild läßt ed fih in Anſehung bereitd verfallener und 
mit einer felbftftändigen Klage verfehener Zinfen keineswegs annehmen, daß 
dieſelben von den, rückfichtlich der Capitalforderung eintretenden Aenderungen 
in der Maaße abhängig find, daß der hinfichklich der letzteren vertragsmäßig 
erfolgende Eintritt eined neuen Schuldnerd an die Stelle des bisherigen De: 
bitord allein auch fchon einen Eintritt des erftern in das, wegen folcher Zinſen⸗ 
rückſtaͤnde beftandene Schuldverhältniß zur Folge hat; und andern Theils 
wird im vorliegenden Falle diejenige Prämiffe vermißt, durch welche die 
Naſſauiſche Regierung den Eintritt der Wirkungen diefer accefforifchen Eigen: 
ſchaft der Sinfen zu begründen fucht, daß es nämlich hinfichtlich der gedachten 
Zinfenrücftände an einer fpeciellen Vertragsbeftimmung mangele, indem aus: 
geführtermaßen die im Axt. VIII, lit. b des Staatsvertrags verabredete Ver: 
theilung in Unfehung fothaner Zinſenrückſtäͤnde durch den Art. II. des Voll⸗ 
jiehungsvertrags Feine Aenderung erlitten hat. 

Es haben ſich num zwar die beiderfeitigen Regierungen zur Begründung 
ihrer, auf eine auöfchließtiche Vertretungsverpflihtung ded Gegentheils gerich- 
teten Intention auch noch auf andere Beflimmungen des Vollziehungsvertrags 
bezogen, die indeſſen ebenfalls für völlig unzutreffend gehalten werden mußten. 
Die Krone Preußen hat nämlich den Art. IT. des gedachten Vollziehungs⸗ 
receſſes in Bezug genommen, welcher dahin lautet: 

Die Verbindlichkeit zur Bezahlung ſowohl der Penſionen von den 
durch den gegenwärtigen Receß an Preußen gekommenen und bei 
Naſſau verbliebenen Landestheilen und Revenüen, als auch der darauf 
ruhenden und unter beiden Paciscenten vertheilten Schulden fängt 
mit dem 1. Juli 1815 an. Da aber die Aemter Asbach, Burbach 
und Neuerficchen nebft den Reften von dem Furſtenthum Siegen ein 
ganzes Jahr ſpäter, alſo erſt mit dem Revenlienbezug vom 1. Juli 
1816, an die Krone Preußen übergegangen find; ſo hat dieſelbe zu 
übernehmen 
a) an Penfionen ıc. 

Be on 

- db) die Schuiden betrifft, fo hat nach Art. I. die Krone Preußen 

an Binfen zu übernehmen ꝛc. 

Die Krone Preußen beruft fih nun darauf, daß hierdurch die Zahlungs⸗ 
verbindlichkeit der auf den gegenwärtig abgetretenen Landestheilen ruhenden 
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Schulden auf den 1. Juli 1815 feftgefeßt, und alfo damit beftimmt ſey, 
welche currente Zinfen Preußen vom 1. Juli 1815 an zu übernehmen habe. 
Die davon auf die dermalen in lite befangenen Sinfenrüdflände zu machen 
verfuchte Anmendung erſcheint indeflen in jedem Betracht als ungegrün: 
det, weil 

a) die in dem gedachten Art. XI. enthaltene Berechnung der von ber 

Krone Preußen zu übernehmenden laufenden, d. h. vom Wbtre: 
tungstage der cedirten Landestheile fi datirenden Zinſen ledig: 
lich die im Art. I. des Receſſes repartirten Schulden zum Gegen: 
ftande hat, wie ſolches aus den gegenfeitigen,, in beiden Artikeln 
auf einander enthaltenen Derweifungen deutlich hervorgeht; hier: 
naͤchſt kann auch 

b) der Eingang des gedachten Artikels, fo weit er von Schulden im 

Gegenſatz der Penfionen fpricht, nur auf den Art. I., nicht aber 
auf den Art. II. bezogen werden, weil er von Schulden redet, die 
unter den Paciscenten vertheilt find, ſolches aber hinfichtlih der 
im Art. II. behandelten, noch illiquiden, und fomit zu einer Ders 
fheilung noch nicht einft geeignet gemefenen Schulden nicht der Fall 
ift, überdied aber, auch abgefehen hiervon, die Beſtimmung, daß 
die Verbindlichkeit zur Bezahlung gewiſſer übernommener Schulden 
mit einem feſtgeſetzten Termine anfangen fol, noch nicht die Schluß⸗ 
folgerung vechtfertigt,, daß die unter den Schulden mitbegriffenen 
Binfenrädftände niht gleichfalls mit zu übernehmen feyen, zumal 
wenn die Verpflichtung dazu in anderen Theilen des Vertrags fefl: 
geſetzt ift. 

Die Naffauifche Regierung hat dagegen die ausſchließliche Vertretungs⸗ 
verbindfichkeit der Krone Preußen für die fraglichen Zinſenrückſtaͤnde aus dem 
Art. XXIII. des Vollziehungsvertrags herleiten zu fünnen geglaubt. 

Diefer Artikel febt für beide Gouvernements resp. den 1. Juli 1815 
und 1816 als den Unfangetermin für die Beziehung der laufenden Landes: 
einfünfte und die Berichtigung der daraus zu beflreitenden Ausgaben feft, 
und beftimmt fodann: 

Um die fi) gewöhnlich in die Länge ziehenden gegenfeitigen Communi⸗ 
cationen und fonfligen Weitlaͤufigkeiten zu vermeiden, welche aus der 
Behandlung und Einziehung der Activrücdftände, und aus der Zeit: 
ſetzung und Berichtigung der Paffivrüdftände in den gegenfeitig ab» 
getretenen Randesbezirten nothmendig erwachſen, fo haben die Com⸗ 
miffarien fi einftimmig darüber verglichen, daß jedem Gouverne⸗ 
ment neben den vorgefundenen Geld: und Natural: Beftänden, die in 
feinem übernommenen neuen Territorio am 1. Juli 1815 noch aus= 
geftandenen und resp. aus dem Auslande dazu gehörigen Activ⸗ 
und EinnahmesRüdftände an Staats: und Domänen : Revenüen 
aller Art zur beliebigen Verfügung verbleiben, demfelben dagegen 
auch die Verpflichtung obliegen foll, die ebenfalls am 1. Juli 1815 
vorhanden gewefenen Paffiv: oder AusgabesRüdftände an gewöhn- 
lichen Verwaltungskoſten und fonftigen Forderungen, weiche, ihrer 
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Natur und den bisherigen Adminiftrationsgrundfäten zufolge, den 
übernommenen Caffen zur Laft fallen, nah Recht und Billigfeit zu 
berichtigen und abzumachen, ohne dieferhatb dad andere Gouverne: 
ment zur Mitleidenheit in Anfpruch zu nehmen. 
An diefe allgemeine Verabredung reihen fih mehrere fpecielle Beſtim⸗ 
mungen, und darunter namentlich die folgende: 
Außerdem bleiben dem Herzeglih:Naifauifhen Gouvernement noch 
allein zur Laft: 
6) alle in den erften Abtretungen an Preußen bis zum 1. Juli 
1815 noch rüdfländigen, eigentlih auf der Staatscaſſe 
ruhenden, und auf die Renteien nur delegationsweife afiig- 
nirten Penfionen und Zinfen von Staatsfchulden. 

Es fällt nun von felber in die Augen, daß die dermalen in lite befangenen 
Zinfenrüdftände den Paſſiv- oder Ausgabe-Rücdftänden an gewöhnlichen 
Verwaltungskoſten, von weichen der angeführte Artikel handelt, nicht 
beigerechnet werden können; mithin kann es fih nur fragen, ob diefelben als 
Paffiv: oder Ausgabe -Rücdftände an den dafelbft ermähnten fonftigen 
Forderungen angefehen werden Fünnen, hinfichtlich welcher der Uebergang 
auf das erwerbende Gouvernement durch die beiden Merkmale bedingt ift, 
daß fie, ſowohl ihrer Natur als auch den bisherigen Adminiſtrationsgrund⸗ 
fäben zufolge, auf den übergegangenen Gafien gelaftet haben. Wenn glei nun 
das Vorhandenfeyn des erfigedachten Merkmals, der ganzen obigen Ausfüh⸗ 
rung zufolge, rückſichtlich der flreitigen Zinfenrückftände nicht wohl bezweifelt 
werden kann, fo fteht doch folches in Anfehung des zweiten Merkmals auf 
feine Weife anzunehmen. Denn die Naffauifhe Regierung will daffelde nur 
aus dem erften Merkmale ableiten, welche Schlußfolgerung fich jedoch als 
völlig fehlfam darfteltt, da die Eontrahenten beide DVerhältnife von einander 
unterfchieden und dadurch ausdrüdtich anerkannt haben, daß daraus, daß eine 
Zahlung ihrer Natur nach den Übergegangenen Recepturen obgelegen , noch 
‚nicht folge, daß num ſolches auch nah Naffauifchen Abminiftrationsgrundfäßen 
der Fall geweien fey. Wenn man daher auch der Naſſauiſchen Regierung zu: 
geben Eann, daß es hinreicht, wenn eine gewiſſe Elaffe von Ausgaben nad 
Naffauifchen Principien irgend einer übergegangenen Caſſe obgelegen hat, und 
daß ed daher nichts fchaden kann, wenn auf einzelne wiederkehrende Poften 
zufällig gar Feine Sahlung geleiftet worden ift, fo hat doch die Naffauifche 
Regierung überali nichtd angeführt, woraus fich das allgemeine Princip er: 
kennen ließe; vielmehr laͤßt fich der beftehende Adminiftrationsgrundfug höch— 
ſtens nur dahin auffaffen, daß die Kurkönifhen SKammerfchulden, ſo bald 
ſolche liquidirt worden find, und alfo eine Zinfenzahlung thunlich gewefen ift, 
auch auf die Naffauifhe Staatscaffe übernommen worden find. Dergleihen 
bereits übernommen gewefene Schulden ftehen aber dermalen nicht in Frage, 
daher denn auch darauf, ob die Binfen davon obfervanzmäßig aus den an die 
Krone Preußen übergegangenen Tocalcaffen zu bezahlen gemefen, nichts weiter 
ankommen kann, obfchon die Naffauifche Regierung auch hierunter nicht einft 
eine beftimmte Behauptung aufgeftelit, fondern fih nur darauf befchränft hat, 
die Angabe der Krone Preußen, daß die Zinſen von jenen Schulden bie zum 
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31. December 1814 unmittelbar und allein.aus der Staatscaſſe gezahlt 
fegen, in Abrede zu ftellen, und auch hierbei nur das fortwährende Zahlen 
abfeiten der Staatecaffe, alfo nicht einſt, daß ſolches wechſelnd gefchehen fey, 
zu läugnen vermocht hat, ſchon das lettere aber hinreihen würde, um ben 
geltend gemachten angeblihen Adminiftrafionsgrundfap audzufchließen. Es 
fteht aber überhaupt der ganzen, von der Naffauifhen Regierung aus dem 
Art. XXI. entnommenen Argumentation der Umfland entgegen, daß der 
gedachte Artikel nur die Beziehung der Einkünfte aus den gegenfeitig ab: 
getretenen Landestheilen und die Beſtreitung der Ausgaben für eben diefe 
Landeötheile zum Segenftande hat, das durch befondere Vertragsbeftimmungen 
regulirte Naffauifche Staats: und Kammerfchulden: Wefen aber überalf nicht 
bezielt, und daher auch auf die Auseinanderfegung wegen der öffentlichen 
Schulden feinen Einfluß äußern kann. Nur die diefem Artikel sub num. 6. 
hinzugefügte, oben hervorgehobene fpecielle Verabredung enthält eine Beſtim⸗ 
mung darüber, unter welchen Vorausſetzungen die bislang von einer, an die 
Krone Preußen übergegangenen Rocalreceptur bezahlten rückſtäändigen Zinfen 
Naflauifcher Staatsſchulden an Preußen mit übergehen follen, wenn gleich 
fie zufolge der wegen der Schulden getroffenen Ausgleichung dem Herzogthum 
Naſſau zur Laft fallen würden; es bezieht fich jedoch diefe Verabredung nur 
auf die in dem Art. I. behandelten Schuiden, und alfo nur auf ſolche Zinfen: 
rücftände, welche, wenn fie auch auf der Naffauifhen Staatdcaffe geruht 
haben, doch nicht bloß delegationsweiſe aus einer übergegangenen Localcafle 
zu berichtigen gemwefen find, welche Merkmale jedoch bei den dermalen in lite 
befangenen Binfenrüctänden überall nicht zutreffen. 

Sorhem allem nad mußte ed alfo in Anfehung der Iehteren, fo weit 
ſolche bis zum 31. December 1814 auf dem Kurfülnifchen domanio gehaftet 
haben, bei der im Art. VIII, lit. b des Staatsvertrags vom 31. Mai 1815 
verabredeten Vertheifung verbleiben, und diefe, in Gemäßheit des im Art. I. 
bes Voltziehungsvertragd vom 44. December 1816 ermittelten Repartitions⸗ 
maaßflabes, dahin erfolgen, daß die Vertretung für die Krone Preußen zu 
24 Procent und für das Herzogthum Naffau zu 76 Procent auszufprechen 
war. Denn wenn gleich hinfichtlic der durch den gedachten Art. J. ver: 
theitten Schuidenmaffe der davon der Krone Preußen zu Laſt gefallene An: 
theit im Wege der Güte auf eine runde Summe feflgefegt worden ift, welche, 
wie beide Theile anerkennen, die für Preußen ausgemittelten 24 Procent nicht 
völlig erreicht hat, fo ift doch dadurch weder in dem flipulirten Princip ber 
Bertheilung Überhaupt, noch in dem ausgemittelten Kepartitionsmaaßftabe 
etwas geändert worden, indem zwiſchen den beiden Contrahenten nicht hier: 
über, fondern nur darüber eine Differenz entflanden war, daß die Krone 
Preußen der zugemutheten theilmeifen Uebernahme einer Big /ee 
Rente ad 12,000 Gulden mwiderfprocen, und außerdem eine Nachmeifung 
über die Entftehung der Naſſauiſchen Staatscaffen-: Schulden verlangt hatte, 
baher denn durch jenes gütliche Abkommen nur die Befeitigung diefer Diffe: 
renz beabfichtigt worden ift, und alfo die Sache fo angefehen merden muß, 
als ob die Krone Preußen die ihr zur Laſt gefallenen 24 Procent theils durch 
bie gedachte runde Summe, theild dadurch übernommen habe, daß fle auf die 
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Erörterung ihrer Weigerungsgründe gegen die theilmeife Uebernahme der 
MWittgenftein’fchen Rente und auf die begehrte Unterfuhung der Entftehung 
der Naffauifchen Staatscafien- Schulden verzichtet hat. 

Die erkannte Compenfation der Koften wird nah Maaßgabe der, zu: 
folge des Art. 5. des Bundesbefchluffede vom 3. Auguft 1820, dabei zum 
Grunde zu legenden gemeinrechtlihen Beſtimmungen durch den Inhalt des 
in der Sache felber abgegebenen Erkenntnifies von felber gerechtfertigt. 


(L. S.) F. E. v. d. DOften. 
Strampe.“ 
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Fälle, die dermalen noch nicht erledigt find. 


Separat-ansträgalgerichtliches Verfahren 
in Betreff Wafauifcher Erſahanſprüche*). (Band I. S. 833 — 837.) 


(Schließt ſich unmittelbar an ben Zert der ©. 837. in Banb I.) 


In Folge des i. J. 1834, in Sess. XLIV. $. 615. ©. 1072 ge 
zogenen Befchluffes, wornach eine Commiffion zum Verſuch einer Ver⸗ 
mittelung erwählt worden, erflattet der Grßhrzgl. Medlenburgifche 

1839. Gefandte Namens derfelben i. 3. 1839, in Sess. II. $. 44. ©. 107 
bierliber Vortrag. 

Die in der XLIV. Sigung vom 18. December 1834 in ber Anges 
legenheit, betreffend das Naſſau⸗Saarbruͤckiſche Schulden» und Pen⸗ 
ſions⸗Weſen, insbefondere die Naffauifchen Anfprüche wegen ber be= 
reits getilgten Saarbrüdifchen Schulden, und wegen Uebernahme eines 
Theild der Schulden und die Penfionen auf die für das Fürften- 
thum Saarbrüden erhaltenen Entſchaͤdigungslande, erwählte Vermitte⸗ 
lungscommiſſion, babe zuvoͤrderſt am 17. Januar 1835 die Hrzgl. 
Naflauifche Regierung erfucht, Durch deren Gefandten, um Mittheilung 


) Diefer Fall würde, wenn er an ein Austrägalgericht verwiefen wäre, 
unter diejenigen zu fubfumiren feyn, welche in Kolge der Art. XI. der B. A. und 
XXI. der W. Schl. X. anhängig geworben; ba dies jedoch noch nicht ftatt gehabt, 
fo haben wir ihn bier, wie im erften Band, als conner mit dem Geſuch ber 
RaffausSaarbrüdifchen Stantsbiener ze. aufführen zu müffen geglaubt. 
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der Qualität und des Umfangs der wider die höchften Regierungen 
von Preußen, Bayern und Sacyfen- Coburg- Gotha geltend gemachten 
Anfprüche. 
In Folge eines von ber Gommiffion neuerdings erlaſſenen Erinnes 
rungöfchreibens, habe der Hrzgl. Gefandte mittelft Schreibens vom 
17. Februar erklärt: 
„Daß die Herzogl, Regierung die fraglichen Anfprüche, ohne 
diefelben aufzugeben, mittelft gerichtlichen Verfahrens vorerft 
nicht weiter zu verfolgen beabfichtige,”’ 

dabei werde der Vermittelungscommilfion anheim gegeben : 
‚bei hoher B. V. auf einftweiliges Beruhenbleiben des Ges 
genftandes anzutragen.” 

Die Commiffion erachte ed nach der Gefchäftsordnung vom 29. April 
1819, $. 4, für ihre Pflicht, hohe B. V. bei Rüdgabe der Akten von 
diefer Lage der Sache in Kenntniß zu feßen, wobei fie fich die Bemer- 
kung erlaube, daß nach ihrer Anficht der Streit nach dem Antrage ber 
Hrzgl. Naffauifchen Regierung einflweilen auf fi beruhen bleiben 
koͤnne, fal5 die obgedachten von berfelben in Anſpruch genommenen 
höchften Regierungen nichts dabei zu erinnern fanden. Für biefen Fall 
richte die Commiſſion den Antrag dahin: 

„hohe B. V. wolle von diefer Anzeige Kenntniß nehmen.“ 

Da jedoch die Gefandten von Preußen, Bayern und Sacfen- Eo- 
burg-Gotha ſich für etwaige noch beabfichtigte Aeußerungen ihrer Res 
gierungen das Protokoll offen behielten, wurde befchloffen: 

„vorerſt den Erklärungen der eben genannten Regierungen 
entgegenzufehen.” 


Reclamation 


des Grafen von Schönborn-Wieſentheid wegen einer Kapital- 
und Dinfenforderung an den ehemaligen Kurſtaat Mains. 





1836 Im Jahre 1836 erflattete ver Grßhrzgl. Medienburgifche Gefanbte, 
Namens der Reclamationdcommiffion, in Sess. IV. $. 102. ©. 294. Bor- 
trag über diefe Reclamation des Grafen Franz Erwein von Schönborn 
Wiefentheid, der in feiner Eingabe durch feinen Bevollmächtigten 
Machfolgendes vorträgt: 

„Der Ritter Philipp Erwein von Schönborn, von welchem 
Reclamant im vierten Grade abftamme, habe in der Mitte des fieben- 
zehnten Jahrhunderts für den Kurflaat Mainz, mit Vorwiſſen des Erz⸗ 
biſchofs und Domcapitels, eine Schuld, bed Betrags von 25,000 Sul- 
den, gegen Gelfion ber Rechte bes Glaͤubigers bezahlt, und bafür unter 
andern auf den Betrag von 8,000 Gulden Kapital dadurch Erfag er⸗ 
balten, daß ihm durch ein am 17. December 1659 ausgeftelltes Schul« 
bendocument die Summe von 200 Goldgulden, welde die Stadt 
Nürnberg wegen des Stapels zu Miltenberg am Main dem 
Erzſtifte Mainz jährlich zu entrichten habe, anftatt der Zinfen pfand« 
weife verfchrieben und überlaffen wäre, bergeftalt, daß die Wiederein⸗ 
fung des Pfandobjectes, vorbehalten und Evictionsleiftung wegen des 
pfandweife eingeräumten Genuſſes der Renten verfprodyen worden 
wäre.” “ 

„Died Verhältniß fey nicht blod dem Kurmainzifchen Keller zu 
Miltenberg, fondern auch der Stadt Nürnberg angezeigt worben.” 

„Bis zum Herbſte des Jahres 1796 wäre die Zahlung ber jähr- 
lichen Rente erfolgt, zu dieſer Zeit aber durch die eingetretenen politi« 
tiſchen Verhältniffe unterbrochen worden, und feitbem gänzlich unter 
blieben; die Pfandgläubiger haben dem Erzftifte von dem Ausbleiben 
ber Zahlung Anzeige gemacht, und darauf angetragen, daß alle zu Ge⸗ 











Graf v. SchönbornsWiefentheit, Reclam. a. d. Kurft. Mainz. 507 


bote flehbenden Mittel angewandt werben möchten, damit die Reichs⸗ 
ſtadt Nürnberg zur Zahlung angehalten werde, Der Kur⸗Erzkanzler habe 
zwar die Verbindlichkeit, für die Sicherheit des Kapitald und der Zin⸗ 
fen einzuftehen, anerkannt, indefjen auch auf die Beflimmung im $. 78. 
des Reichsdeputations⸗Hauptſchluſſes Bezug genommen. Graf. Schön. 
born habe. bis zum Jahre 1806 fortgefahren, wegen Zahlung ber 
Rente beim Kurfürften Erzkanzler und bei der Stadt Nürnberg Ans 
träge zu machen, da felbige indeſſen feine Befriedigung nicht herbeige- 
führt hätten, fo fey, laut ausdrüdlicher Stipulation.und fodterer Zur 
fage, der Fall der Evictionsleiftung von Seiten des Erzſtifts Mainz 
eintreten.” 

„Die Liquidität der ganzen Forderung und die Realverbindlichkeit 
des gefammten Kurſtaats, dafür zu haften, wäre nicht zu beftreiten; 
das Stapelrecht, von welchem die Stadt Nürnberg gegen Entrichtung 
von 200 Goldgulden jährlich befreit worden, fey mit dem Territorial⸗ 
befig der Stadt Miltenberg verbunden gewefen, und Diefer im Jahre 
1803 auf den Fürften von Leiningen, fo wie die Souverenetät darüber, 
nach manchem Wechfel, in dem Jahre 1816 an die Krone Bayern ge 
kommen.“ 

„Nach Aufloͤſung des Kurſtaats Mainz waͤre denjenigen Regierun⸗ 
gen, welche rechtsrheiniſche Theile deſſelben erhalten haͤtten, durch den 
Reichsdeputations⸗Hauptſchluß die verhaͤltnißmaͤßige Uebernahme der 
Mainzer Schulden zur Pflicht geworden; den hier in Betracht kom⸗ 
menden Theil des Kurſtaats haͤtten die Regierungen von Bayern, 
Wuͤrtemberg, Baden, Kurheſſen, Grßhrzgthm. Heſſen, Naſſau und 
Frankfurt zu vertreten; dieſen insgeſammt gegenuͤber ſtehe, als Ver⸗ 
treter der rentepflichtigen Stadt Nuͤrnberg, die Krone Bayern, an 
welche die übrigen Regierungen ihren Regreß nehmen koͤnnten. Ne 
clamant fordere nun mit vollem Rechte von den gedachten hödhften Re- 
gierungen den Betrag der angeliehenen 8,000 Gulden mit den feit 
dem Jahre 1796 rüdftändigen Zinfen, auch mit allen erlittenen Schaͤ⸗ 
den und verurfachten Koften.” 

„Auf die im Jahre 1805 bei dem Mainzer Schuldenvertheilungs« 
Congreſſe zu Frankfurt am Main Üübergebenen Antrage wäre die For⸗ 
derung für eine Kurmainzifche Staatsſchuld nicht anerkannt, vielmehr 
Reclamant aus dem Grunde zur Verfolgung feiner Rechte gegen die 
Stadt Nürnberg verwiefen worden, weil der diefelben begründende Vers 
trag für einen Kauf und Verkauf, und Reclamant für Eigenthuͤmer der 
Rente angefehen, auch angenommen fey, daß die Evictionsleiftung fich 
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nur auf die Richtigkeit der Forderung beziehe. Dieſen Behauptungen 
wiberfprächen aber die klaren Worte des Vertrags, fo wie mehrfache 
Handlungen und Erklärungen des verpflichteten Schulbners, indem 
daraus erhelle, daß bie Rente Eigentum des Erzftiftes geblieben, und 
wegen der Echuld deſſelben dem Gläubiger ald antichretifches Unter- 
pfand bis auf Widerruf überlaflen fey. Graf Schönborn habe auch 
nicht unterlaffen, Die Forderung bei den Königl. Baverifchen Behörden 
zu liquibiren, fey aber von der Commiſſion zur Regulirung des Nürn- 
berger Schuldenwefend auf eine bei Erftattung des Schlußberichts zu 
erwirfende Königl. Entſchließung verwiefen, burch fpätere Refolution 
der Staatsfchulden-Sommiflion aber bedeutet worden, daß die Fordes 
rung in Folge der in Deutfchland vorgegangenen politifchen Veraͤnde⸗ 
rungen und des Gefetes vom 1. Juni 1822, Art IT. als erlofchen zu 
betrachten fey; auf eine wider den Königl. Fiskus im Jahre 1832 an- 
geftellte gerichtliche Klage auf Bezahlung der Stapelgelder fen letz⸗ 
tere nach Verhandlung der Sache angebrachtermanßen abgewielen 
worden.” 

„Nachdem nun Reclamant alle möglichen Verfuche gemacht babe, 
zur Erhebung des Geldes zu gelungen, fo flehe ihm nunmehr ver Res 
greß gegen den von feiner Verpflichtung in feiner Weiſe liberirten 
Affignanten, den vormaligen Kurſtaat Mainz, zu.” 

„Indeſſen hätte Feine von den bei der Sache betheiligten höchften 
Regierungen Neigung gezeigt, der Forderung Gerechtigkeit widerfah- 
ren zu laffen, vielmehr hätten fie auf die von dem Mainzer Schul» 
denvertheilungs-Congreß geäußerte Weigerung Bezug genommen.” 

„Nachdem hierauf Reclamant den Rechtsweg wider den Staats 
fisfus einer jeden Regierung bei den competenten Sandeögerichten 
betreten habe, hätten die höchften Regierungen von Würtemberg, Ba- 
den und Grßhrzgthm. Heflen die Anficht zu erfennen gegeben, daß bie 
Angelegenheit vor die B. B. gehöre, um nad) Art. XXX. der W. Schi. X. 
im bundeögefeglihen Wege erledigt zu werden; diefe Anficht habe 
auch das Grßhrzgl. Babifche Hofgericht zu Raſtatt durch ein eigenes 
Erkenntniß beftätigt; unter diefen Umftänden wäre es überflüffig, ven 
Rechtsweg bei den übrigen Gerichten weiter zu verfolgen.” 

„Die Sompetenz hoher B. B. fen durch den Art. XV. der B. A., 
welcher die durch den Reichsdeputations-Hauptſchluß vom 25. Fe⸗ 
bruar 1803 getroffenen Verfügungen im Betreff des Schuldenwefens 
unter die Garantie des Bundes ftelle, fowie durch die Beftimmung im 
Art, XIX. der W. Sch. X. begründet.” 
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„Auf den Grund biefer beiden Beflimmungen gehe der Schlußan« 
trag ber Reclamation dahin: 

„Hohe B. V. wolle gütliche Ausgleihung oder rechtliche Ent- 
ſcheidung in der vorgefchriebenen Art bewirken, bamit die For⸗ 
derung von 8000 Gulden und der feit der Frankfurter Herbfl« 
mefje 1796 als Zinfen rudfiändigen Jahrrente von 200 Gold» 
gulden, im reichögefegmäßigen Werth diefer Muͤnzſorte, nebft 
Schäden und Koften, dem Gläubiger bezahlt werde,” 

In dem ebendafelbfit S. 296 befindlichen Gutachten der Reclama⸗ 
tionscommiffion ift ausgefprochen, die Neclamation, bei welcher bie 
Borfchriften des Bunbdesbefchluffes vom 11. Dezember 1817 über Abe 
faffung und Einreichung der Privatreclamationen beobachtet ſeyen, 
habe eine durch beigebrachte Documente befcheinigte Forderung an den 
vormaligen Kurftaat Mainz zum Gegenftande. — Die Beſtimmung 
im Art. XV. der B. A., welche die durch den Reichödeputationd-Haupts 
ſchluß vom 25. Febr. 1803 in Betreff des Schuldenwefens der aufgelöften 
geiftlichen Staaten getroffenen Verfügungen unter Garantie des Bun⸗ 
des flelle, begründe im Allgemeinen die Competenz der B. B.; auch 
koͤnne der Umftand hierin nichts ändern, daß die Forderung des Reck 
manten bei dem Frankfurter Schuldenvertheilungs=Gongrefle ange» 
meldet und zurüdgewiefen fey. Ferner fey die Gompetenz der B. V. 
auch durch Art. XXX. der W. Schl. X. noch näher begründet, da bie 
Berpflichtung, die Sorderung des Reclamanten zu vertreten, zwifchen 
mehreren Bunbeögliebern zweifelhaft fey, und ba einige berfelben auf 
die Beftimmung des gedachten Artikels ausprüdlic Bezug genommen 
hätten. 

Auf Commiffionsantrag wurde hierauf befchloffen, S. 297: 

„Die von dem Reclamanten, Strafen von Schönborn, in 
Anfprudy genommenen hoͤchſten Regierungen von Bayern, 
Würtemberg, Baden, Kurheflen, Grßhzgthm. Heſſen, Naſſau 
und ber freien Stadt Frankfurt werden erfucht, fich binnen acht 
Wochen über den Inhalt ber Reclamation zu erklären.‘ 

In Folge diefes Befchluffes gab zuerft Würtemberg in demfelben 
Jahre 1836, in Sess. XII. $. 188. ©. 484 des Protokolls feine Er- 
klaͤrung dahin ab: *) 

„Reclamant habe in der gegen die Staatskaſſe erhobenen Klage 
‚angegeben, daß feine Forderung aus den Kammerrevenuͤen des Kur» 


*) Siehe über fämmtlidhe Erklaͤrungen ben Gommiffionsvortrag, Prot. 
v. 3. 1838. Sess. VII. 6 103. &, 288, u. flgbe, ’ 


1837. 
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ſtaats Mainz zu berichtigen gewefen und ald wahre Kammerfchuld zu 
betrachten fey; da nun die Krone Würtemberg durch den Reichs⸗ 
deputationd- Schluß Feine Mainzifchen Kammerrevenuͤen erhalten habe, 
fo würde fie zu einer Theilnahme an der in Frage flehenden Forderung 
auch dann nicht verbunden feyn, wenn der mit Zheilung der Kurmainzis 
fchen Schulden beauftragte Congreß diefelbe nicht einſtimmig als un⸗ 
gegründet zurüdigewiefen hätte, und wenn auch nicht aus dem Schuld« 
document von 1659 hervorginge, daß die Ueberlaffung der Rente von 
200 Soldgulden feine bloße Anweiſung gemefen fey, daß die Rente 
vielmehr dem Gläubiger foͤrmlich cedirt worden, und diefer wirklicher 
Eigenthuͤmer verfelben geworden wäre, dem ein Regreß an ben Ce 
denten nicht zuftehe.” 

Frankfurt bezieht fich in demfelben Jahre 1836, Sess. XVI.$.233. 
S. 586. des Prot. ganz auf die Könige. Wuͤrtembergiſche Erklärung, 
mit der Bemerkung, wie es fi) in demfelben Fall befinde, „daß ihr 
durch den Reich&beputations- Schluß Feine Kurmainzifhe Kammer- 
reventien zugefallen wären, baß es mithin zur Bezahlung von Kam⸗ 
merfchulden nicht verbunden fey.” 

An dem darauf folgenden Jahre 1837 erklärt zunaͤchſt Baden in 
Sess. I. $. 16. ©. 31. Folgendes: 

„Die Grßhzgl. Regierung vermöge die Anfprüche des Grafen von 
Schönborn al8 rechtlich begründet nicht anzuerkennen, ftelle vielmehr 
die Verpflichtung, felbige mit zu vertreten, in Abrede. Der Frankfurter 
Ausgleihungscongreß habe die Anerkennung der fraglichen 8,000 Gul- 
den als Staatsfchuld verfagt, und den Inhaber der Rente von 200 
Goldgulden angewiefen, fih an die Stadt Nürnberg zu halten. Dem 
Reclamanten ftänden übrigens fo wichtige Gründe entgegen, welche 
auch dermalen feine Abweifung nothwendig machten: denn 

1) nach dem Bertrag vom 17. Dezember 1659, der fich nach Form 
und Inhalt ald Kauftontract darftelle, follte die Ueberlaffung der Rente 
von 200 Goldgulden Feine temporäre Affignation der Zinfen auf 8,000 
Gulden Kapital, fondern eine befinitive Zahlung bes letztern felbft 
enthalten. — Die Rente fey unter den Objekten begriffen, welche für 
den Kaufſchilling non 25,000 Gulden dem Ritter von Schönborn als 
Zahlung cedirt und überlaffen worden wären ; 

2) dem Erwerber der Rente fey eine Kimdigung des Kapitals 
fo wenig vorbehalten, als dem Kurfürftien die Berechtigung zur Ruͤck⸗ 
zahlung; es mangele daher ein wefentliches Zeichen des Darlehen- 
vertrags, von dem der Pfandvertrag nur eine Folge hätte ſeyn koͤnnen;“ 
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„3) der Kurfürft hätte auf die Reduction verzichtet, umd die Er⸗ 
ftattung des Kapitald nur für den Fall flipulirt, wenn er dad Stapel 
recht zu Miltenberg felbft ausüben, und dadurch zur Erlöfchung der 
Kente Beranlaffung geben würde, Diefer Vorbehalt fey nöthig ges 
wefen, um der Stadt Nürnberg gegenüber das Recht ded Kurfürften 
zu wahren, da die Uebereinfimft von 1562, wornach jene Stabt für 
bie Stapelfreiheit 200 Goldgulden zu entrichten ſchuldig, für Kurmainz 
widerruflich gewefen fey. Hierauf beziehe fich der Schluß in ber Kur- 
firftlichen Notifitation vom 31. Januar 1660, wodurch angedeutet 
wäre, daß die Rente dem Ritter von Schönborn nichtdergeftalt definitiv 
abgetreten worden, daß auch die Auffündigung bed Vertrages von 
1562 unmöglic) ſey.“ 

„4) Evictionsleiftung fey nur für den Fall zugefichert worden, wenn 
ein Stud der ald Zahlung des Kaufgeldes hingegebenen Objekte frei 
tig gemacht, oder fonften angefochten werden würde; auch dies fpreche 
gegen eine bloß pfanbweife Ueberlaffung. Für eine ſolche habe ed ber 
Zuficherung gar nicht bedurft, um den Fortbeftand des Darlehensver⸗ 
traged und die Verbindlichfeit zur Rüdzahlung des Kapitals außer 
Zweifel zu ſetzen. Es verftehe fich von felbft, daß die Schuld fortdauere, 
wenn auch das Untetpfand epincirt werde,’ . 

„5) Hiernach koͤnne auf den Ausdruck „pfandweiſe überlaffen‘ 
kein Gewicht gelegt werden, da er mit dem dispoſitiven Hauptſatze, 
wegen erb⸗ und eigenthuͤmlicher Ueberlaſſung der Rente von 200 Gold⸗ 
gulden, in Widerſpruch ſtehe; jene Ausdruͤcke koͤnnen die charakteriſti⸗ 
ſchen Merkmale des Rechtsgeſchaͤftes nicht umſtoßen; es ſey dabei nach 
aͤlterer irrthuͤmlicher Sprachweiſe zwiſchen Darlehen⸗ und Pfandver⸗ 
traͤgen, — Verkauf auf Wiedereinloͤſung — nicht ſtrenge geſchieden.“ 

„6) Auch die Schreiben der Kurmainziſchen Regierung und des 
Kurfürften felbft, könnten das Rechtsgeſchaͤft nicht ändern, noch als 
Novation betrachtet werben, eben fo wenig, als eine dem entſcheidenden 
Termin des 24. Auguft 1802 nachgefolgte Erflärung ein neues Rechts⸗ 
verhaltniß begründen koͤnne.“ 

„Wenn defien ungeachtet die 8,000 Gulden als ein Darlehen, 
und die Ueberlaſſung der Rente von 200 Goldgulden ald antichretifche 
Verpfaͤndung angefehen werden koͤnnte, fo fey eine durch ältere Reichs⸗ 
gefeße verbotene Ueberfchreitung der Zinfen vorhanden; nur 5 Pros 
zent feyen erlaubt, welche für 8,000 Gulden jährlich 400 Gulden be⸗ 

trügen; die wirklich bezogenen 200 Goldgulden wären, nach dem 
Reichsconcluſum vom 19. April 1767, ſchon zur Zeit des Kontracts 
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mehr ald 400 Gulden, nach dem Kaiferlichen Ratificationsdecret vom 

18. September 1767 i. 3. 1738 aber 600 Gulden werth geweien; 
von diefer Zeit bis 1796, wo die Nentenzahlung unterbrochen worden 
fen, hätte die Schönborn’fche Familie uͤber die gefeglichen Zinſen 11,600 
Gulden, alfo mehr als das Kapital betrage, empfangen.” 

„Reclamant könne um fo weniger auf die Befiger ehemals Kur 
mainzifcher Landestheile zurüdgreifen, ald er nach dem Beſchluſſe des 
Mainzer Ausgleihungscongrefles vom 22. Februar 1806 die Stabt 
Nürnberg ald Schulbnerin in Anfpruch genommen, und der Congreß 
die Rente bei Aufftellung des Revenuͤenetats ganz unberudfichtigt ge 
laflen, und angenommen habe, daß diefelbe als Beflandtheil der Ein- 
fünfte des Kurſtaats nicht mehr eriftire. Eine Evictionsverbindlichkeit 
fey nicht begründet, da die Zahlung der Rente von 200 Gulden als 
ftändige Laſt auf der Concursmaſſe hafte und ihr nicht widerſprochen 
fey. Auch in Folge fpäterer Ereigniffe fey Fein Fall, für welchen das 
Erzftift Evictionsleiftung übernommen habe, vorhanden, da ein Dritter 
das Recht auf Die Nürnberger Rente nicht flreitig mache, für die Güte 
einer Forderung aber der Verkäufer nicht tenennt fey. In Folge po- 
litifcher Verhaͤltniſſe habe die Stapelfreiheit von Nürnberg gegen Be 
zahlung der Rente von 200 Gulden aufgehört; die Gefammtheit der 
Beſitzer vormald Mainzifcher Gebietötheile fey dafür zu haften nicht 
fehuldig, daß die Krone Bayern i. I. 1818 das Miltenberger Stapel- 
recht ganz aufgehoben habe.’ 

„KReclamant habe ganz folgerecht die Stadt Nürnberg, resp. den 
Königl. Bayriſchen Fiskus, als rechten Beklagten in Anfpruch ge 
nommen; wenn berfelbe durch Entfchließung der Schuldentilgungs- 
commiffion und richterliched Erkenntniß abgewiefen fey, fo fiheine er 
dies größtentheils felbft verfchuldet zu haben; allemal fey die Abwei- 
fung nicht Folge von Thatfachen, wofür die Gefammtheit der Befiger 
von Mainzer Gebietötheilen einzuftehen habe. — Die Sache fen weder 
überhaupt zur Befchwerbe noch zur Einleitung eines Austrägalpro« 
ceſſes geeignet; inöbefondere fey die Berufung auf Art. XV. der B. A. 
unftatthaft, da es ſich nicht von einer Mainzer Staatöfchuld, fondern 
von Privatanfprüchen an den Königl. Bayerifchen Fiskus handele; 
Art. XXX. der W. Schl. X. aber fey darum nicht anmwendlich, weil die 
Verpflichtung, einer Forderung Genüge zu leiften, zwifchen mehreren 
Bundeögliebern nicht flreitig wäre, da die Königl. Bayerifche Regie- 
rung durch Eröffnung des Rechtsweges e8 anerkannt, daß fie Dem 
Reclamanten zu Recht zu fliehen habe.” 
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Eine weitere Erklärung in berfelben Sess. I. $. 16. ©. 34 des 
Protokolls giebt hierin Grßhrzgthm Heffen dahin ab: 

„Die auf dem Mainzer Audgleichungscongreffe befchlofferie Ab⸗ 
lehnung der Forderung beruhe auf den triftigſten Gruͤnden, denn die 
im Vertrage vom 17. Dezember 1659 wegen der Rente von 200 Gold⸗ 
gulden getroffene Beftimmuug enthalte eine wahre Ceſſion als Aequi- 
valent für das Kapital der 8,000 Gulden, und da die Nente rechtlich 
nicht evinciet worden, fo fey ein Anfpruch auf Evictionsleiftung nicht 
ftatthaft.” 

„Denn die gemachte Forderung an und für fich begründet wäre, 
fo würde man Grßhrzgl. Heſſiſcher Seits Fein Bedenken tragen, Die 
Rate daran nach den feftgefegten Normen zu Übernehmen; nach der 
wahren Befchaffenheit der Sache könne aber nur bei dem ablehnenden 
Beſchluß des Congreſſes beharrt werden.” 

Naſſau Außert hierüber in Sess. XVII $. 216, ©. 527 des 
Protofols: * 

„Dem Reclamanten ftehe eine rechtlich begründete Forderung an 
bie Beliger von Xheilen des vormaligen Kurflantes Mainz nicht zu, 
und die abfchlägige Entfchließung des Ausgleichungscongreſſes fen da⸗ 
ber vollfommen richtig; die Grßhragl. badifche Erklärung enthalte eine 
vollftändig gründliche Darftelung des Rechtöverhältnifjes, welcher die 
Hrzgl. Naffauifche Regierung ſich anſchließe.“ 

Ferner erklaͤrt noch Kurheſſen in demſelben Jahre 1837, in Sess. 
XXX. $. 340. S. 813 des Protokolls: 

„Daß die durch den Ausgleichungscongreß befehlefiene Ablehnung 
der Uebernahme der Forderung unter die Kurmainziſchen Staatsſchul⸗ 
ben auf den triftigften Gründen beruhe, daß ejedoch dem Antrage des 
Reclamanten auf Eialeitung eines Verfahrens nach Art, XXX. der W. 
Schl-Akte zu entfprechen feyn möchte, nach dem Reelamant vergebend 
den Weg Nechtens bei mehreren Landes⸗Gerichten betreten habe, 
von welchen anerfannt fen, daß die Schuld mehrere Bundesglieber 
treffe und nicht gegen einen einzelnen Zandesheren verfolgt werben 
könne.” 


Schließlich druͤckt Bayern in dem folgenden Iahre 1838 in Sess. 1838. 


I. 8. 20, ©, 67 d. Prot. die Anſicht aus: 

„Daß, ohne in eine nähere Erörterung der der Liquidität der For- 
derung entgegenftehenden Gründe einzugehen, die Koͤnigl. Regierung 
doch die Anficht theile, daß in dem Vertrage vom 17. Dezember 1659. 


wirflich nur eine antichretifche Berpfändung ber Naten ourger Stapel⸗ 
Leonhardi, über Austraͤgalverfahren. 2, Thl. 
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gelder, und nicht, wie der Ausgleihungdcongreß zu Frankfurt ange- 
nommen habe, eine faufweife Weberlaffung derfelben zu finden fey. Die 
jegt zu entfcheidende Trage wäre baher die: ob der vormalige Kurflaat 
Mainz, zur Vertretung ber Forderung berufen fey, und welche Staa- 
ten, auch in welchem Berhältnifie fie, nunmehro daran Theil zu nehmen 
hätten. Nach Entſcheidung diefer Frage durch gemeinfames Ginver- 
ftändniß oder auf vom Bunde einzuleitenden gerichtlichen Wege, würde 
Reclamant die Liquidität des Anſpruchs eventualiter vor den Landes- 
gerichten der zur Vertretung deſſelben verpflichtet erflärten Regierun- 
gen zu machen haben.” 
Ueber fämmtliche an die Reclamationscommiffion abgegebenen Er- 
klaͤrungen erflattet der Referent derfelben, der Grßhrzgl. Meklenbur⸗ 
gifche Sefandte in Sess. VII. 6. 103. ©. 288 d. Prot. Vortrag, in 
weldyem er, nad, dem er die Eingaben, den Beſchluß der B. V. und 
die fämmtlichen Erflärungen reafumirte, fi in dem Commiffiensgut- 
achten S. 291 d. Prot. folgendermaßen ausfpricht: 
‚Die Sommiffion habe jest, nachdem fämmtlidhe Erklärungen ein- 
gegangen feyen, näher zu unterfuchen: 
ob Reclamant eine befcheinigte Forderung an den ehemaligen 
Kurſtaat Mainz befige? 

und dann 
ob die Verpflichtung, derfelben Genuͤge zu leiſten, zwiſchen 
mehreren Bundesgliedern zweifelhaft oder beftritten fey ”” 

„In beider Hinficht feyen von den betreffenden hoͤchſten Regierun- 
gen gegen die Reclamation des Grafen von Schönborn -Biefentheid 
erhebliche Einwenbungen vorgebracht worben.” 

„Bas die erfte Frage anlange, fo habe Reclamant zur Begründung 
feines Anſpruchs eine Kauf-, Schuld- und Pfandverfchreibung beige 
bracht, wornach der Ritter P. E. von Schönborn — von welchem Rec 
Iamant abzuftammen behaupte — dem Erzflifte Mainz im 17ten Jahr 
hundert eine Summe von 25,000 Gulden gezahlt habe, wofür Demfelben 
verfchiedene Vermoͤgensobjekte cedirt oder verpfändet worden feyen. 
Jetzt handle e& fi nur noch von 8,000 Gulden mit Zinfen, für welche 
diejenigen 200 Goldgulden, welche die Stadt Nürnberg wegen bed 
Stapeld zu Miltenberg am Main dem Erzftifte jaͤhrlich zu entrichten 
hatte, überlaffen feyen ; ob diefe Ueberlaffung in der Art pfandiweife ge- 
fhehen, daß ein pactum antichreticum eingetreten fey, vermöge 
defien ber Herleiher des Geldes ſich aus der Jahresrente wegen ber 
ihm gebührenden Zinfen ſchadlos zu halten habe, — ober ob teren 
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Ueberlaſſung eine wirkliche Ceſſion involvire, ſo daß der Glaͤubiger 
foͤrmlicher Eigenthuͤmer derſelben geworden und der fruͤhere Schuldner 
ex nexu gelaſſen ſey.“ 

„Dieß ſey eine Frage, die verſchiedenen Anſichten unterliege, woruͤber 
indeſſen hohe B. V. nicht zu urtheilen habe, die vielmehr ganz geeig⸗ 
net ſey, demnaͤchſt den Gegenſtand eines richterlichen Verfahrens zu 
bilden. Der Frankfurter Ausgleichungscongreß des Jahres 1804 habe 
fi) zwar für die zuletzt erwähnte Anſicht ausgeſprochen, und deshalb 
die zur Trage flehende Forderung bei der damaligen Vertheilung der 
Mainzer Staatöfchulden zuruͤckgewieſen; indeſſen koͤnne auch dieſer Be⸗ 
ſchluß der mit richterlichen Functionen nicht bekleideten Behoͤrde, einer 
die Sache rechtskraͤftig feſtſetzenden Entſcheidung, nicht gleich geachtet 
werden. Die Grßhrzgl. Badiſche Regierung habe, unter weiterer Ent⸗ 
wickelung des von dem Ausgleichungscongreſſe angenommenen Grund⸗ 
ſatzes, noch andere Gruͤnde gegen den Beſtand der Forderung geltend 
gemacht, namentlich, daß die Forderung durch die bezogene Rente ſchon 


getilgt ſey ꝛc. Von dieſen Gründen gelte jedoch auch das ſchon im 


Obigen wegen demnaͤchſtiger richterlicher Entſcheidung Geſagte.“ 

„Die Commiſſion muͤſſe ſich fuͤr die Anſicht ausſprechen, daß Re⸗ 
clamant die Exiſtenz einer Forderung an den vormaligen Kurſtaat 
Mainz nachgewiefen habe, eine Forderung, deren Unftatthaftigkeit nicht 
augenfällig fey, deren Liquidität vielmehr eventualiter vor den Lan⸗ 
deögerichten der zu ihrer Vertretung verpflichtet erachtet werdenden 
Regierungen geltend zu machen ſey.“ 


„In Bezug auf die Frage, ob die Verpflichtung, der Forderung Ges 


‚nüge zu leiften, zwifchen mehreren Bundesgliedern beftritten fey? hätten 


die höchften Regierungen von Bayern und Kurfürftenthum Heſſen — 
ohne die Forderung als liquid und richtig anzuerfennen — geäußert, 
daß dem Antrage des Reclamanten auf Einleitung eines Verfahrens 
nach Art. XXX. der W. Schl. A. zu entfprechen feyn möchte.” 


„Sntgegengefeßter Anficht feyen die uͤbrigen fünf in Anfpruch ges 


nommenen Regierungen. Die Königl, Würtembergifche Regierung 


habe, unter Beitritt der freien Stadt Frankfurt, jede Theilnahme an 

ber zur Frage flehenden Forderung aus dem Grunde abgelehnt, weil 

die Krone Würtemberg durch den Reichs⸗Deputationsſchluß Feine 

Mainzifhen Kammerreventen erhalten und Reclamant doch in der 
33* 
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gegen die Staatskaſſe erhobenen Klage feine Forderung für eine Kam- 
merfchulb auögegeben habe.” 

„Nach dem beigebrachten Schulbdocumente wäre für bie hergegebene 
Summe der 8,000 Gulden dadurch Erfak geleiftet, DaB die von ber 
Stadt Nürnberg an den Kurflant Mainz jährlich zu zahlende Rente 
— fen ed förmlich cedirt, oder als Specialunterpfand — verfchrieben 
worben fey; die Schulden folder geifllihen Länder, welche unter 
Mehreren vertheilt feyen, follen nad) der Beflimmung im 6. 78, des 
Reichsdeputations⸗ Hauptfchluffes ald allgemeine Landesfchulden un- 
ter fämmtlichen Theilhabern vormaliger geiftlicher Sande in verhält- 
nißmäßige Theile, und zwar die Kammerfchulden nad) dem Domänen 
ertrage, die Landesfchulden aber nach dem Steuercapitale, vertheilt 
werden. Ob nun bie zur Frage flehende Forderung eventualiter für 
eine Schuld der Kammer» oder der Landeskaſſe zu achten fey, dies 
Eönne nur mittelft austrägalgerichtlichen Verfahrens ermittelt werben; 
nach dem Ergebniß beffelben würde die Betheiligung der Krone Wür- 
temberg und der freien Stabt Frankfurt zu bemeflen feyn.” 

„Segen die Anwendlichkeit eined Verfahrens nad) Art. XXX. der 
W. Schi. A. fey ferner von der Grßhrzgl. Badifchen Regierung — 
unter Beitritt der des Hrzgthms Naffau — noch befonders hervorge⸗ 
hoben worden, daß Reclamant den Fiscus des Königreich Bayern 
vor den Landesgerichten in Anſpruch genommen, und die Königl. Res 
gierung durch Eröffnung des Rechtswegs anerkannt, daß fie dem Re⸗ 
clamanten zu Recht zu ftehen habe. Das von dem legteren angezeigte 
Reſultat diefes, fo wie ähnlicher gegen andere Regierungen anhangig 
gemachten Prozeffe, dem aber, nach Anficht der Commilfion, zur Be⸗ 
ftärfung der Annahme, daß in Betreff der Frage wegen Vertretung 
der Forderung wirklich ein Zweifel obwalte.“ 

„Von den Behoͤrden des Koͤnigreichs Bayern, insbeſondere von dem 
Appellationsgericht des Rezatkreiſes zu Anfpach, ſey Reclamant mit 
ſeinen Anſpruͤchen zwar abgewieſen worden, nichts deſto weniger er⸗ 
klaͤre die Königl. Regierung — welche aus dieſer Abweiſung Doch 
allein Recht erlangt habe — fich bereit, auf ein Verfahren nach Art. XXX. 
einzugehen, mithin eventualiter die Forderung — trog jener Ent⸗ 
ſcheidung — zu vertreten, d. h. dem Reclamanten abermald zu 
Hecht zu fliehen. Bei den Gerichtähöfen bes Königreichs Wuͤrtemberg, 
Grßhrzthms Baden und Grßhrzgthms Heſſen habe die Klage nach 
Anzeige des Reclamanten aus dem Grunde feinen Erfolg gehabt, weil 
bie beflagten Regierungen bei den Gerichten die Anficht zu erfennen 
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gegeben haͤtten, daß die Sache zunaͤchſt im bundesgeſetzlichen Wege 
erledigt werden muͤſſe. 

Die Commiſſion gruͤnde auf dieſe Ausfuͤhrung uͤber beide zu An⸗ 
fang des Gutachtens angedeuteten Fragen den Antrag ©. 293 des 
Prot.: 

„Hohe B. V. wolle zuvoͤrderſt zum verfaffungsmäßigen Ver⸗ 
mittlungöverfahren eine Bundestagscommiffion erwählen.” 

Diefem Antrag der Neclamationscommilfion zuflimmend, wurde 
eine aus drei Mitgliedern der B. V. beftehende Vermittlungscommilfion 
erwählt und ebendafelbft, S. 293 d. Prot., befchloifen: 

„daß zunörderft die aus dem Gefandten von Königr. Sachſen, 
Hannover und Medlenburg beftehende Commiſſion erfucht 
werde, zwifchen den Regierungen von Bayern, Würtemberg, 
Baden, Kurheſſen, Grßhrzgthm. Heffen, Naffau und Frank⸗ 
furt über die Vertretung der Kapital- und Zinfen- Forderung 
des Grafen von Schönborn: Wiefentheid an den ehema= 
ligen Kurftaat Mainz die bundesverfaffungsmäßige Vermitt⸗ 

lung zu verfuchen.” 
Ueber das Refultat der Bemühungen der Vermittlungscommilffion 
fpricht fich der Neferent derfelben, der Grßhrzgl. Meclenburgifche Ge⸗ 


fandte i. 3. 1840, Sess. V. $.76. ©. 116 d. Prot., nachdem er zuvor | 840. 


einen Rüdblid auf die bereits flattgehabten Verhandlungen geworfen, 
folgendermaßen aus: 

„Die zur Genügung des Auftrags von der Commiſſion am 20. Juli 
1838 an die Gefandten der betheiligten höchiten Regierungen erlaffene 
Note ſey nachfolgenden wefentlichen Inhalts: 

„Die Forderung des Reclamanten, von der es fi) handele, be= 
trage 8,000 Gulden mit Binfen feit der Frankfurter Herbftmeffe d. J. 
1796; die Forderung fey bei dem Mainzer Schuldenvertheilungs-Gon- 
grefie zu Frankfurt am Main in den Jahren 1804 und 1805 zwar an- 
gemeldet, jedoch für eine Kurmainzifche Staatsfchuld nicht anerkannt, 
fondern aus dem Grund zuruͤckgewieſen worden, weil der diefelbe be= 
gründende Vertrag für ein Kauf» und Verfauf- Contract, und Re 


clamant für Eigenthuͤmer der Rente von 200 Goldgulden, welche die 


Stadt Nürnberg wegen des Stapels zu Miltenberg an den Kurftaat 


Mainz jährlich) zu entrichten hatte, betrachtet worden.’ 


„Auch in den neuerdings bei hoher B. V. abgegebenen Grelärungen 


fey die Liquidität der Forderung von den höchften und hohen Regies 
rungen nicht anerkannt worden. Nichts defto weniger Eönne ein koſten⸗ 


S 
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und zeitraubendes Außdträgalverfahren vermieden werden, wenn eine 
jede der von dem Reclamanten in Anfprucd) genommenen Regierungen, 
ohne Anerkennung der Liquidität der Zorberung, bie Vertretung eines 
Theils derfelben übernähme, und dem Reclamanten bei ben betreffenden 
Landeögerichten den Weg Rechtens für den Betrag ihres Antheild er- 
öffnete.” . 

„Indem bie Commiffion nach diefem Geſichtspunkte einen Ver⸗ 
gleich&vorfchlag in Antrag bringe, habe fie nicht außer Acht gelaffen, 
daß nicht alle in Anfpruch genommenen Regierungen gleiche Gebiets: 
oder Vermoͤgenstheile des vormaligen Kurſtaats Mainz befäßen — 
ebenfo wenig auch den Umfland, daß Reclamant, nad) vielfach aufge 
ftellter Behauptung, fi) an die Stabt Nürnberg, oder an die Krone 
Bayern, wegen ber ihm überlaffenen, von jener Stadt zu entrichtenden 
Rente, zu halten habe.” 

„Einen dem Berhältniffe der Wertheilung des vormaligen Kur 
flants Mainz zwifchen ven betheiligten höchften Regierungen völlig 
entfprechenden Maaßſtab, habe die Commiſſion hier aufzuftellen nicht 
wohl möglich gehalten, jedoch im Allgemeinen bad bei Vertheilung der 
Mainzer Schulden i. 3. 1805 angenommene Berhältniß nicht un⸗ 
berudfichtigt gelaffen, die Frage aber, ob die Forderung des Reclaman- 
ten als KRammerfchuld auf ben Kammer ober als Steuerfhuld auf 
den Steuerrevenüen hafte, fen nicht beachtet worden, ba dieſe Frage 
bei den gerichtlichen Verhandlungen erörtert und entfchieden werben 
muͤſſe.“ 

„Der Vorſchlag der Commiſſion gehe hiernach dahin: 

daß die von dem Reclamanten in Anſpruch genommenen hoͤchſten 
und hohen Regierungen deſſen Forderung von 8,000 Gulden mit ruͤck⸗ 
rüdftändigen Binfen darauf, in dem nachfolgenden Werhältniffe zu 
vertreten, übernehmen mögen: 
die Krone Bayern 0... . drei Achtel, 
die Krone Wuͤrtemberg . . . . . ein Sechzehntel. 

Gröhrzthm. Baden . . . ... . ein. Achtel. 
Kurfürftenthm, Heften . . . . . ein Achtel, 
Grßhrzgth. Heffen.. . - . + + . . ein Achtel. 
Hezgthm. Naffau 20... ... ein Achtel, 
und die freie Stadt Frankfurt . . ein Sechzehntel.“ 
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„Die höchften Regierungen hätten ihre Erflärungen in nachfolgender 
Reihefolge durch, deren Gefandtfchaften bei der Commiſſion abgeben 
laſſen: 

„Die freie Stadt Frankfurt lehne ſchon mittelſt vom 26. Juli 1838 
den Vorſchlag mit der Bemerkung ab, daß ſie ſich auf keine Weiſe zur 
Theilnahme an Tilgung der Forderung fuͤr verbunden erachte.“ 

„Grßhrzgthm. Heſſen erklaͤrte unterm 25. Auguft 1838: den Com⸗ 
miſſionsvorſchlag annehmen, und darnach die Vertretung eines Acht⸗ 
theils der Schuld, ohne Anerkennung der Liquiditaͤt, uͤbernehmen, und 
dem Reclamanten bei dem betreffenden Landesgerichte der Weg Rech- 
tens deshalb eröffnen zu wollen.’ 

„Wuͤrtemberg äußerte in einer Erklärung vom 23, September 1838 
das Nachfolgenbe: 

Die Königl. Regierung vermöge, fowohl aus formellen als aus 
materiellen Gründen, auf den gedachten Vorſchlag nicht einzugehen.’ 

„In erfter Beziehung werde von dem Reclamanten felbft in der ge- 
gen die Königl. Staatskaſſe erhobenen gerichtlichen Klage angeführt, 
daß bie Verbindlichkeit, von der es ſich handle, als wahre Kammerfchuld 
zu betrachten, und daß die Forderung aus den Kammerrevenuͤen zu 
berichtigen gemefen fey. Zufolge des $. 78 des Reichsdeputationd- Haupt: 
fchluffes follten die Kammerfchulden nach dem Domänenertrag vertheilt 
werden; nun. gehöre dad Könige. Würtemberg nicht zu denjenigen 
Staaten, denen durch den Reichsdeputations⸗Hauptſchluß Mainzer 
Kammerrevenuͤen zugefallen feyen, womit auch jede Verpflichtung zu 
der Zheilnahme an einer derartigen Schuldforberung hinwegfalle.“ 

„Wäre aber Würtemberg bei Vertheilung ber fraglichen Schulden 
mitbetheiligt, fo würde man immerhin die Paffivlegitimation al& ges 
börig hergeſtellt nicht betrachten können, da nichts davon befannt fey, 
baß die bei Wertheilung der Kammerfchulden betheiligten Regierungen 
ſich über einen bleibenden Maaßſtab auf bindende Weife vereinigt hätten, 
wornach etwa fpäter zum Vorfchein kommende unvertheilte Schulden 
vertheilt werden follten; ed fey dies hinfichtlich der in Frage flehenden 
Forderung fo wenig der Fall geweſen, daß der mit ber Vertheilung der 
Kurmainzifchen Schulden beauftragte Congreß unterm 20. Januar 1806 
einftimmig die neuerbings geltend gemachte Forderung ald unbegrüns 
det zuruͤckgewieſen, und daß ſchon damals ein mit fehr erheblichen. 
Gründen unterſtuͤtztes Votum dahin gegangen, daß die Vertretung der 
in Frage flehenden Schuld jeden Falls nur derjenigen Regierung ob» 
liegen koͤnne, auf welche dad Stapelrecht zu Miltenberg uͤbergegangen.“ 
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„Die materiellen Grunde einer ablchenben Erklaͤrung betreffend, 
fo tönne man, nach der vom Reclamanten vorgelegten Urkunde vom 
17. December 1659, nicht anderd annehmen, ald daß die Rente von 
200 Goldgulden dem Gläubiger förmlich cedirt und durch die Ueber- 
laſſung dieſer Rente an der Schuld von 25,000 Gulden im Betrage 
von 8,000 Sulden getilgt werben follte, woraus von felbft folge, Daß 
der Eeffionar, ald Eigenthümer der Mente, im Fall ihrer Uneinbring- 
lichkeit, feinen Regreß nicht an bem Eedenten nehmen koͤnne, weil diefer 
nur für die Wahrheit und nicht für die Guͤte einer cedirten Forberung 
zu haften habe.” 

„Denn der Reclamant, um biefem Einwande zu begegnen, darzu- 
thun fuche, daß die Ueberlaffung der Rente von 300 Geldgulben nur 
eine einfache Anweifung ausmache, fo fey diefe Annahme mit ben kla⸗ 
ven Borten ber Urkunde unvereinbar.” 

„Als Zwed des in ber Urkunde vom 17. December 1659 begriffe- 
nen Rechtsgeſchaͤfts, ſey unumwunden ausgefprochen: „Die Gültver: 
ſchreibung wieder einzuloͤſen und ber jaͤhrlichen Rente ſich gänzlich 
zu entladen.” Die in der Urkunde fpecificirten Stüde follten Dem 
Gläubiger für die 35,000 Gulden an Zahlung übergeben und über 
laſſen werden. Mit Beziehung auf alle nachgenannten Objecte, unter 
denen die Rente der 200 Goldgulden mitbegriffen fey, werde fodann 
auc wörtlich gefagt, Daß fie dem Gläubiger, anflatt 8,000 Gulden 
Hauptgeldes hinführo wirklich zu empfangen, eingeräumt feyn 
ſolle, d. h. daß durch die Weberlaffung der Rente 8,000 Gulden Haupt- 
geldes getilgt feyn follen.” 

„Sodann werde nicht nur im Eingange der Urkunde im Allgemei- 
nen die Wienereinlöfung der an Bahlungöftatt gegebenen Objecte vor 
behnlien, fondern auch mit namentlicher Beziehung auf die Rente ber 
200 Goldgulden gefagt, daß dieſer beiden Stüde willführliche Wieder⸗ 
einlöfung vorangeregtermaßen jeder Zeit vorbehalten ſeyn folle. Mit 
allen diefen Beſtimmungen würde die Unterftellung einer einfachen An⸗ 
weifung fchlechthin unvereinbar feyn.” 

„Die Folgerungen, welcdye der Reclamant aus dem in der Urkunde 
vom 17. December 1659 einmal gebrauchten Ausdruck „pfandweiſe 
überlaffen” für die Behauptung, daß die Ueberlaffung der 200 Gold⸗ 
gulden als eine einfache Affignation anzufehen fen, abzuleiten bemüht 
fen, wären nicht weniger unbegründet. Denn die Pfanpbeftellung, felbft 
im Sinne ded römifchen Rechts genommen, und bie Affignation, fenen 
wefentlich von einander verfchieben, und wenn das Wort „„pfandweife‘‘ 
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keine andere Deutung als jene zuließe, ſo wuͤrde dieſer nur erzaͤhlungs⸗ 
weiſe und nicht conſtitutiv gebrauchte Ausdruck, immerhin als unſchaͤd⸗ 
liches Superfluum zu behandeln ſeyn.“ 

„Allein dieſer Ausdruck gewoͤnne ſeinen durchaus richtigen Sinn, 
ſobald man ſich erinnere, daß das Pfand in deutſch⸗rechtlichem Sinne 
in ſeinen Wirkungen ſich durchaus in nichts von einem Verkaufe, unter 
dem Vorbehalte, des Wiederverkaufs, unterſcheide.“ 

„Auf dieſe Weiſe falle auch jeder ſcheinbare Wiederſpruch hinweg, 


wenn in derſelben Urkunde daſſelbe Geſchaͤft als pfandweiſe Ueber⸗ 


laſſung und als Kauf bezeichnet ſey.“ 

„Hiernach werde die Einlaſſung auf den Vergleichsvorſchlag abge⸗ 
lehnt.“ 

„Naſſau ſtimmte unterm 1. Oktober 1838 den Vergleichsvorſchlaͤ⸗ 
gen der Commiſſion bei.“ 

„Bayern aͤußerte unterm 13. November 1838: daß es — ohne 


dadurch ſeine Rechte irgend vergeben zu wollen — nach der vorge⸗ 


ſchlagenen Quote zu drei Achtel die Vertretung zum Behufe der 
Liquidation, zu uͤbernehmen geneigt ſey.“ 

„Kurheſſen lehnte unterm 20. Juli 1839 den Vergleichungsvor⸗ 
ſchlag aus dem Grund ab, weil nach dem Revenuͤenverhaͤltniſſe, welches 
bei Vertheilung der Mainzer Staatsſchulden i. J. 1805 ermittelt wor- 
den fey, die Kurheflifche Rate an der vermeintlichen Forderung unge- 
fähr 14,, wenn man die Steuern, und noch nicht einmal Y,, betragen 
würden, wenn man bie Gameraleinkünfte von den rechtö=rheinifchen, 
vormals Mainzifchen Gebietötheilen zum Zheilungsmaaßftabe annahme, 
und daß dieß Verhältniß fich noch guͤnſtiger herausftelle, wenn man, 
nach den im Erfenntniffe des O,-App.-Ger. zu Dresden vom 6. März 
1830 auögefprochenen Grundfägen, auch die links⸗rheiniſchen Revenuͤen⸗ 
ontheile an Steuer» und Kammer-Gefällen bei der Berechnung mit 
zum Grunde lege,” 

„Bon der Grßhrzgl. Badifchen Regierung fey der Commiffion eine - 
Aeußerung über ven Vergleichsvorſchlag nicht zugegangen.“ 


„Ungeachtet diefee noch fehlenden Erklärung, glaube die Commiſ⸗ 
fion, den von ihre zu erflattenden Vortrag nicht länger zuruͤckhalten zu 
follen, da, nach den den Vergleich ahlehnenden Erflärungen der Re⸗ 
gierungen von Würtemberg, Kurheffen und Frankfurt, ungeachtet der 
acceptirenden Erklärungen anderer Regierungen, bie verfuchte Vermitt⸗ 
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lung ald mißlungen zu betrachten fen. — Die Commilfion habe fonach 
den Antrag auf Einleitung eined austrägalgerichtlichen Verfahrens zu 
richten, falls die in Anſpruch genommenen höchften Regierungen fich 
nicht über ein Gompromiß vereinigen follten; zwar hätten einige der⸗ 
felben in den bei hoher B. V. abgegebenen Erklärungen Zweifel gegen 
die Einleitung ded Verfahrens nach Art. XXX. der W. Schl.Akte er- 
hoben, allein die Sommiffion habe in ihrem früheren Bortrage (Sess. 
VII. $. 103. des Prot. v. 3. 1838) die Zweifel zu wiederlegen fich be⸗ 
mübt, und ſich nad) der Anficht anderer Regierungen für Einleitung 
eines Verfahrens nach Art. XXX. der W. Schl.⸗Akte auögefprochen, 
und hohe B. V. babe durch Einleitung eines VBermittlungsverfahrens 
einen diefer Anficht entfprechenden Befchluß gefaßt, welcher eventua- 
liter ein Austrägalverfahren zur Folge habe.“ 
Hierauf wurde ebendafelbft, Prot. S. 120., in Gemäßheit des An- 
trages der Commiſſion befchloffen : 
1) „Nachdem zwifchen den Regierungen vom Königreich Bayern, 
Königreich Wuͤrtemberg, Gröhrzgthm. Baden, Kurfuͤrſtenthum 
Heilen, Grßhrzgthm. Heften, Hrzgthm. Naffau und der freien 
Stadt Frankfurt über die Frage wegen Vertretung und Ueber- 
nahme einer Forderung des Grafen von Schönborn- Biefent- 
heid an den vormaligen Kurftast Mainz Zweifel entilanden 
find, und die bieferhalb eingeleiteten Bergleichöverhandlungen 
feinen Erfolg gehabt haben, fo ift nach Vorſchrift des Art. XXX. 
der W. Schl.⸗Akte ein Austrägalverfahren zur Entfcheibung 
der flreitigen Vorfrage einzuleiten; es find daher 
2) die gedachten Höchflen Regierungen zu erfuchen, binnen fechs 
Wochen zu erflären, ob fie ſich uͤber ein Compromiß vereinigt, 
ober welches oberfte Gericht eines Bundesflaates fie ald Aus- 
traͤgalinſtanz gewählt haben, damit das Weitere bundeögejek- 
lich verfügt werde; endlich ift 
3) diefer Beſchluß dem Bevollmächtigten des Reclamanten mitzu- 
theilen.“ 
In Folge dieſes Beſchluſſes bringt in Sess. XI. 6. 149. ©. 248 
d. Prot. der Königl. Bayerifche Gefandte, unter Zuflimmung der Ge⸗ 
fandten von Königreich Würtemberg, Grßhrzgthm. Baden, Kurfrſtthm. 
Hefien, Sröhrzgthm. Heflen, Hrzgthm. Naffau und der freien Stadt 
Frankfurt zur Anzeige daß die bei dieſer Reclamation betheilig« 
ten Regierungen fich vereinigt hätten, da8 Grßhrzgl. und Hrzgl.Saͤch⸗ 
fifche, auch Fuͤrſtl. Reußifche Gefammt-Ob.-App.-Gericht, in deſſen 
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Eigenfchaft als Grßhrzgl. Sachſen ⸗eimariſches, als Austraͤgalgericht 
zu waͤhlen. 

Auch wurde hierbei bemerkt, daß, inſofern kuͤnftig eine der genann⸗ 
ten hoͤchſten Regierungen die Vertretung einer anderen vor dem Aus⸗ 
trägalgerichte zu übernehmen fi) veranlaßt finden ſollte, weitere An- 
zeige gefchehen werde, 

Der auf diefe Anzeige gezogene Beichluß heißt: 

1) „Zur Entfcheidung der zwifchen ven Regierungen von Königs 
reich Bayern, Königreih Würtemberg, Grährzgthm. Baden, 
Kurfuͤrſtenthum Heffen, Grßhrzgthm. Heſſen, Hrzgthm. Naffau 
und der freien Stadt Frankfurt, uͤber die Frage wegen Ver⸗ 
tretung und Uebernahme einer Forderung des Grafen von 
Schoͤnborn⸗Wieſentheid an- den vormaligen Kurſtaat Mainz 
entſtandenen Zweifel, hat, der in Folge des Bundesſchluſſes 
vom 19. März d. J. (Prot. d. 5. Sig. $. 76.) getroffenen 
Uebereinkunft gemäß, das Grßhrzgl. und Hrzgl. Sächfifche, 
auch Frftl. Reußiſche Geſammt⸗Ob.⸗App.⸗Ger. zu Iena, und 
zwar in deffen Eigenfchaft als Grßhrzgl. Sadfen-WBeimarifches, 
als Austrägalinftanz einzutreten.” 

2) „Der Grßhrzgl. und Hrzgl. Sachfifche Gefandte wird erfucht, 
der Grßhrzgl. Sachfen-Weimarifchen Regierung hievon An- 
zeige zu machen, damit der gedachte oberfte Gerichtshof ſich 
diefem Gefchäfte in Gemäßheit der B. A. und der Befchlüffe 
vom 16, Juni 1817 und 3. Auguft 1820 unterziehe, und dem⸗ 
nächft in diefer Sache, in Auftrag und Namen der B. V. den 
Rechten gemäß erkennen, zu welchem Ende 

3) dem Gröhrzgl. und Hrzgl. Sächfifchen Gefandten die bisher 
bei der B. V. und bei der Vermittlungscommiffion in biefer 
Angelegenheit gepflogenen Verhandlungen zur weitern Befür- 
derung an dad berufene Austrägalgericht zuzuftellen find; 

4) endlich, ift der erfte Punkt des gegenwärtigen Befchluffes dem 
bevollmächtigten des Reclamanten mitzutheilen.” 

Daß die zur weiteren Berfendung übernommenen Aften in Weis 
mar eingetroffen und am 14. Juli dem Grßhrzgl. O.App. Gerichte zu 
Jena, als gewählte Austrägalinftanz, zugeftellt worden feyen, damit 
baffelbe die Sache in Gemäßheit der beftehenden bundeögefeglichen Be⸗ 
fiimmungen inftruiren und darüber ein Erfenntniß fchöpfe, zeigt der 
Grßhrzgl. und Herzgl. Sächfifche Gefandte im Auftrag der Grßhrzgl. 
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Sachſen⸗Weimariſchen hoͤchſten Regierung in Sess. XII. 6. 180. ©. 
317 d. Prot. an. 
Auch bemerkte ebendaſelbſt der Koͤnigl. Wuͤrtembergiſche Gefandte, 
Daß, zufvolge getroffener Vereinbarung, die Koͤnigl. Wuͤrtembergiſche 
Regierung durch die Grßhrzgl. Badiſche in dieſer Sache werde ver⸗ 
1841. treten werden, fowie im folgenden Jahre 1841, Soss. XX. 6, 219. 
S. 410 der Kurfrſtl. Heffifche Gefandte für die Kurfrſtl. Heſſiſche Res 
gierung und ebendafelbft der Hrzgl. Naſſauiſche Gefandte für Naffau 
gleiche Anzeige wegen Vertretung durch die Grßhrzgl. Babifche Res 
gierung machen, welche Anzeigen die B. V. zur Willenfchaft nahmen. 
1842. Im einem i. 3. 1842 vom Prafivium in Sess. VII. $.73.©. 105 
vorgelegten Berichte des Grßhrzgl. Saͤchſiſchen und Gefammt-Ob.-App.- 
Gerichts zu Jena vom 17. Februar, find die Grunde dargethan, warum 
das Verfahren bis jest noch nicht zum Schluſſe gediehen, und Daher 
bisher Fein Erfenntniß ertheilt werben konnte. 
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. Ta 
fämmtlicher biß zum Jahre 1845 bei ber Bundesverfammlung vorgelom 
(Siehe die Tabelle in Band 1. 


Zum are Ha wurden 
erwählt. 


— — — — .— 





















Das Oberapp. Gericht zu Münden 


Altheffifche Landes = u. Sameralfchulden. am 25. Dctbr. 1820. (34. Sig. $. 192.) 


Das Oberapp. Gericht zu Celle 


Rheinpfälz. Staatsobligationen Lit. D. 
V am 15. Februar 1821. (6. Sig. 1833.) 


(Vergi. Nr. 9.) 





Das Oberapp. Gericht zu Selle am 
5, December 1822. (26. Sig. S. 215.) 
am 21. März 1833. (11. Sig. $. 111.) 
am 7. Zuni 1833. (24. Sit. S. 246.) 
am 3. October 1833, (42. Sit. 5. 439.) 


Thüringer Rayonftreitigteiten. 
(Bergl. Rr. 15.) 





Kurfürft v. Trier, Teſtamentsexekuto⸗ 
ren. 


Das Oberapp. Gericht zu Darmſtadt 
am 28, Mai 1824. (14. Sig. S. 95.) 


aa und andere Rheingollpenfioni- 
en. 


Das DOberapp. Gericht zu Selle 
am 11. Mai 1826. (13. Sie. $. 62.) 


Mainzer Staatögläubiger,in spec. For⸗ 
derungen auf Zoll Vilzbach u. Rente 
Lohne. (Vergl. Rr. 24.) 


Das Oberapp. Gericht zu Dresben 


am 22. Juni 1826. (17. Gig. 5. 73,) 





Das Oberapp. Gericht zu Lübed 


einzeffin Berkeley, Witthum betrefs 
Fall 9 ’ am 21. Zuni 1827. (18. Sig. $. 68.) 


fend. 





Das Oberapp. Gericht zu Selle 


Kurtrierifches Schuldenwefen. am 16. Mai 1828, (12. Sig. S. 79.) 





Rheinpfaͤlz. Staatdobligationen Lit. b. Das Oberapp. Gericht zu Zübed 
(Vergl. Nr. 2.) am 12. März 1829, (7. Sig. S. 50.) 


Das DOberapp. Geridt zu übe 


Freifrau von Herding. am 23. Juli 1829. (21. Sit. S. 136. 


Forderungen ber Königl. Preuß. Sees Das Oberapp. Geridt zu @ 
11. handlungs = Societät. am 15. Zuli 1830. (18. Sig, Sea 








belle 
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menen Audträgalfälle, nach der Abgabe an die Austrägerichte geordnet. 


\, 


S. 926, bis ©. 927.) 


Das Austrägalgeridht wurde 
beauftragt, den Fall zu ei- Erledigt oder unerledigt. 
ledigen nad) 









Erledigt theild durch interloc. Urtheil v. 
4. Zuli 1823, theild durch einen bei der 8. 
dem Art. XI. der B. A. und I V. am 3. Zuli 1834 zur Anzeige gebrachten 
XXI. u.XXX. der W. Schl. A. Vergleicd, zwifchen dem Gßhrzth. Heffen u. 
NRaſſau (Prot. 1823, Sid. 23. $.160.5 1834, 

Sitz. 26. $. 333 und Sie. 37. $. 524.) 


Erledigt durch Urtheil vom 28. Oct. 1825, 
7. Nov, 1825 und 9. März 1826. (Prot. 
1826, Sit, 1. 6. 6. und Sig. 8. $. 41.) 


Erl. durch 2 Urth. v. 15. Nov. 1832. (Prot. 
der 46. Sie. S. 1605.) v. 23. April 1834, 
dem Art. XI. der B. A. und | (Pr. der 19. Sig. $. 239.) v. 10. Juli 1835, 

XXL ber W. Schl. A. (Pr. der 18. Sie. $. 285.) 20. Mai 1836, 
(Pr. der 8. Sitz. F. 139.) und ber gefandtfch. 
Anz. v.9. März 1837. (Pr. d. 6. Sitz. F. 71.) 


Erledigt durch Urtheil v. 19. Mai 1826 
dem ———— ber WB. | 1.28, Nov. 1826, (Prot: 1826, 15. Gik. 
— $. 695 1827, 3. Sig. $. 20.) 


dem Art. XXX. der W. Erledigt durch Urtheil v. 12. März 1832. 
Schl. A. (Prot. 1832, 11. Sitz. $. 434.) 


Erledigt durch Urtheil v. 6. März 1830. 
(Prot.1830, 7. Sitz. S. 144.) Wegen Volls 
ziehung beffelben ſiehe Befchluß 1831. Prot. 
37. Stk, $. 248; 38. Sitz. $. 8485 1832. 
Prot. 23. Sig. $. 224. (Man fehe jedoch 
auch unten Nr. 24.) 


Erledigt durch Urtheil v. 18. Mat 1830. 
(rot. 1830, 14. Sit. ©. 437.) 


Erledigt theild durch Urtheil v. 8. Juni 
1838, (Prot. 1838, 17. Sig. $. 201.) theils 
dem Art. XL. der B.A.u. XXI. Jdurch einen zwifchen den Bevollmächtigten 
u. XXxX. der W. Ed. x. | on Preußen und Raſſau am 10. Mai 
1841 abgefchloffenen Vertrag, deffen Rati⸗ 

















dem Art. XXX. der W. 
Schl. A. 















dem Art. XXX. der W. 
Schl. 


— 










dem Art. XXX. der W. 
Schl. A. 








wurden. (Prot. 1842, 10. Sig. F. 111.) 


dem Art. XXX. der W. Erledigt durch Urtheil vom 5. Juli 1832. 
Schl. A. (Prot. 1832, 28. Sig. ©. 1044.) 


Erledigt durch Vergleich i. 3. 1832, nach 
bem Art. XI. ber B. A. und | gefandtfchaftlicher Anzeige von Bayern und 


XXL der W. Sch. A. aden vom 30. Mai 1832. (Prot. 1832, 
19. Sig. ©, 184.) 
dem Art. XXX. ber W. Erledigt durch Urtheil v. 28, Sept. 1841. 
Schl. X. (Prot, 1841, 25. Sig. $. 292.) 


ficationenam 12. Maͤrz 1842 ausgewechfelt I- 


B. J. 


163 


217 


518 
561 


218 
332 


562 
589 
590 

627 


S. d. Werkes 
B. ij. | 
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u Benennung der Säle. Zum Austrägal erücht wurden 


Streitigkeiten zwifhen Schaumburg 


Lippe und Lippe, 


fung. 


5 


fen. 


den Thüringer Rayonverband. 
(Vergl. Nr. 3.) 


16. 


Mainzer Staatsgläubiger, in spec. 
Mainzer (au Wormfer) Stifter. 

| Binfenrüdftände von Kurkölnifchen 

| 17. Landftändifchen Obligationen. 


(Bergl. Ar. 22.) 


| ı8 Kurs und Oberrheinifches Kreisfchuls 
| 77° Bdenwefen. | 


Stiftungen, geiftliche und weltliche, zu 
Fulda. 


Beſchwerde gegen Kurheſſen. Zollver⸗ 
band —B* oe 


Mainzer Staätögläubiger, in spec. 
Forderungen an Kaftel und Koftheim. 


Binfenrüdftände von Kurkötnifchen 
Kammerſchulden, ih spec. Gahn. 
(Berge. Re. 17.) _ 


Befchwerbe von Walde gegen bad 
Großherzogthum Heſſen. 





und Laften des vormaligen Kurftaats 
Mainz. (Bergl, Nr. 6.) 


"T born: Wiefentheid an den vormaligen 
Kurftnat Mainz. . 


Bon Loffow, Familien: Stipenbienftifs 
Naſſau⸗Saarbrückiſches Schuldenwe⸗ 


Arnoldi und Elkan, Kordermgen an 


am 1. Juli 1833, (28. Ste. $S. 281.) 


Neue Vertheilung ber Staarsfhulden 


Reclamation bed Grafen von Schoͤn⸗ 







Das Oberhofgericht zu Mannheim 
am 5. Auguſt 1830. (21. Sig, 6. 168.) 

















Das Oberapp. Gericht zu Lübed 
am 28. Juli 1831. (23. Sie, F. 151.) 






Das Oberhofgericht zu Mannheim am 
24. November 1831.(40. Sit. $. 283.) 






Das Oberapp. Gericht zu Selle am 
22. December 1831. (44. Sig. §. 321.) 





Das Oberapp. Gericht zu Jena 
am 12, April 1832. (12, Sig. 6. 111.) 





Das Oberapp. Gericht zu Eelle 
am 3. Mai 1832. (15. Sie. $. 139.) 





Das Obertribunal zu Stuttgart 
am 12. Juli 1832, (25. Sie. S. 241.) 


Das Oberapp. Gericht zu Selle 
‚am 24, Sanuar 1833. (4. Sig. $. 32.) 


Die oberfte Juftisftele zu Wien am | 
14, Febr. und 7. Junt 1883. (7. Sie. | 
8.55; 24. Gib. $. 242.) | 

| 
Das Oberapp. Geridt zu Iena | 





Das Oberapp. Geriht zu Selle 
am 7. Zuli 1836. (12. Sigung $. 192. 


Das Obertribunal zu Berlin 


am 7. Septbr. 1837. (24. Sig. S. 276. 


Das Oberhofgeriht zu Mannheim 
am 5. Juli 1838. (14. Siß. S. 171. 





Das Dberapp. Gericht zu Jena 
am 30. Juni 1840. (11. Sig. S. 141 



















Bas Austrägalgericht wurde — 
beauftragt, den Sall zu er- 
ledigen, nad) 


Erledigt durdy Urtheile v. 20, Dec, 1838 | 383 
der Silk | und 2%, Der. 1838. (Prot, 1839, 1. Sig. | — 





+ 





bem Art. XXX. der W. 


Erledigt durch Urtheil v. 19, Sanuar 1837. 
Schl. A. 







Erledigt durch Urtheil v. 12. März 1836, 
(Brot. 1836, 6, Sit. $. 116.) 


dem Act. XI.derB. 4. u. XXI. | Ynmert i * t 
u.xRX. der WS. | Mafant, 3.188 Prok 4.141) befandere dr 










| Erledigt durch urthell vom 24. Mai 1841. 


bem Art. XXX. ber W. 
SH. c. (Prot. 1841, 21: Sit. 5.228.) 














Erledigt zum Theil durch Vergleich 1834 
und 1838, zum Zheil durch Urtheile vom | 850 | 458 
1 17. Nov. und 1, Dec, 1836, (Prot. 1834,11 — | — 
26. Sitz. 5.333; 188%, 8, Sit. 6. 895 1838, 
. 10. Sitz. $. 133 und 13. Sitz. $. 162.) 





bem Art, XXX. ber W 
Schl. A. 











Erledigt durch Urtheil v. 24. Mai. 1841. 


dem Art. XXX. der W. 
Schl. (Prot. 1841, 21. Sit. $. 227.) 


‘ 





bem Art. XI. der B. X, und | Ertedigt durch dref Urtheil v. „4, 23 und | 
XXl. ber W. Schl. A. 1 22. Nov. 1887, (Prot. 1838, 1. Sig. $. 8.) 


| Eriebi t durch ginen Befeete bes Geriöhts 
| v. 27. Nov. 1834, in der Befchwerde Kur: 
dem Irt A ger dhund heſſen gegen Bayern, (Prot, 1835, 1. Sig. 





































































\ $. 4,) und zwei Urtheilen v. 8, Zuni 1843, | 501 | 378 
N (Prot, 1843, 20, Sit, $. 206.) 
Te \ 
502 | 
- dem Art. XI. ber 8. A. und 
sh Ruder. Schr Beruht. mi 
N [0000000000000 
1 Erledigt durch Vergleich i. 3, 1834, nach | 339 | 
⸗ ee gefandtfchaftlicher Anzeige v. 3. Juli 1834, — | 
“ ' j (Brot, 1834, 26. Sig. $. 333.) 353 | 
“ — 
| dem Met, XO0X. der W. | Erledigt durch urtheil m. 24. Mai 1841. | 919 | 499 
f chl. A. (Prot. 1841, 21. Sitz. $. 226.) 924 | 503 
FI dem Art, XI. der B. A. und . 511 | 413 
| X der S. Sc. %. unerledigt. 575 
F 
Se dem Art, XI. der B. A. und | Erledigt durch Urtheil v. 19. Dec. 1842, | 751 | 379 
* XXI. der W. Schl. A. (Prot. 1843, 3. Sit. $. 48.) nn | 
M 156 | 412 
1. Ä 506 
> dem Bet, A ber W. unerledigt. BI 
cih 524 


Seonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 34 
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Bemerkungen 
zu vorfichender Zabelle Ar. 1. 


(Siehe die Bemerkungen Band I. Seite 928.) 


Aus vorftehender Zufammenftellung ergiebt ſich, daß von ben fünf und 
zwanzig Fällen, welche durch Hohe B. V. vor Außträgalgerichten anhängig 
wurden, zwei und zwanzig bis jetzt erlebigt, zwei noch unerlebigt find, und einer 
beruhet. 

Bon denſelben wurden an das Oberapp.⸗Gericht nach Celle... gewieſen 9 

an das Dberapp.sGeriht . „ Lübed... „ 4 
„ n PBberhofgeridt . . . „ Mannheim „ 3 
„ n PDberapp.:Seriht . „ Bene se 3 
„ die oberfle Juſtizſtelle. Wien... u 1 
„ das Obertribunal....,„ Berlin .. 1 
„» u Dberapp.:Beriht . „ Münden. „ 1 
»n n Dberappe Gericht . „ Dresden . „ 1 
» n Dbertribunal . . . . „ Stuttgart. „ 1 
„ n PDberapp.: Gericht . „ Darmfladt „, 1 
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I. Weberfidt 


der dritten oberften Quftizftellen der Deutfchen Bundesglieder, aus denen bie 
Austrägalinftanz zu wählen iſt. 


(B. U. Art. ZU. Beſchluß vom 16. Juni 1817, Prot. $. 231. und 19, Oktober 1838. Prot. §. 820.) 
(S. Band. I. ©. 929.) 


m — — — — 


in | | 


Zufolge gefandtfchaftlicher 
Ungeige v. 26. März 1841 | 
(vergl. Anzeige v. 11. Mai 
1839.) ift aus der oberften |} 
Suftisftelle ein befonderer | 
Austrägalfenat gebildet, be- 
ftehend aus 1 Präf., 1 Stellv. 
12 Räthen,2 Erfägmännern. 


S. Prot, un 1834, $. 459, 
Die Austrägalfachen werben | 
zufolge gefandtfchaftlicher 
Anzeige v. 20. Juni 1839 
bei beiden Gerichten in pleno 
verhandelt, 


Nach gefandtfchaftlicher An⸗ 
zeige v. 20. April 1839 be⸗ 
ſteht bei dieſem Gerichte ein 
eigner Austraͤgalſenat, mit 
1Präſ., 1 Subſtit., 12 Raͤthen 
und 4 Erſatzmaͤnnern. 


Bundesglieder. Oberſte Jußtijſtelle. 



















1 Praf., 3 Vice⸗ 


Oberſte Juſtitz⸗ 
präf., 33 Raͤthe. 


1.] Defterrei | elle in Wien. 



















Geheimes Ober> I 1 Präf., 2 Vice: 
tribunal zu Berlin] präf., 28 Räthe, 


und 
2 Preußen. | grpeinifher Res |, y.; 
viſtons a. Gaffas | | Fraf, 10Räthe, 
| 


















tionshof dafeldft. 












Oberapp. Gericht 
3 Bayern zu Munchen, zu: | 1 Präf., 83 Direc- 
’ yern, gleich Baflations- | toren, 49 Raͤthe. 
- I hof für die Pfalz. 



















Die an daſſelbe gelangenben 
Austrägaljachen werben in | 
pleno verhandelt, nad) ges | 





Königreih | Oberapp. Gericht | 1 Präf., 2 Vices 










4 Sadıfen. zu Dresden. präf., 14 Räthe, fandtfchaftlicher Anzeige v. | 
16. Rovember 1839, | 

Bei diefem Gerichte beftehen 
nach gefandtfchaftlicher An= 
5 Oberapp. Gericht | 1 Präf., 2 Bices | zeige v. 28. Febr. 1839 drei | 
alternirende Austrägalfes | 


nate, jeder aus 14 votirens | 
den Mitgliedern. 


Seit Zuni 1824 auch für 

Hohenzollern-Sigmaringen 

4 Draf ID nd jeit m N a | 
raf.; rec= | henzollera: ingen. Prot. | 

‚| Würtemberg. Dberteibune! 54 | tor, 3 Vorftände, | v. 1826, $. 12. ©. 74. Die 
gart. 11 Raͤthe. vorkommenden Austraͤgal⸗ 

fachen werben in pleno ver⸗ 

handelt, nad) ‚Anzeige des 

Sefandten v. 11. Febr, 1841. 
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.GHannover. zu Gelle, präf., 22 Räthe. 











er) 





Oberke Iufigkelke. ser der- 


















Bemerkungen. 
Sherhofgericht l Dnenbofeichter, 
zu Mannheim. 1 Ri be 






Verhandelt und entfceibet 
bie an daffelbe gelangenden 
Austrägalfachen in pleno, | 


aufolge gefanbstchaftlies 
Anzeige v. 6. Juni 1839. 









Dberapp. Gericht 


Kurheffen. gu Kaffel. 





1 Präf., 13 Raͤthe. 


Auch für Heffen«domburg. 
Von 1818—1825. auch für 
Hohenzollern. Verhandelt 

und entfcheibet die vorkom⸗ 
menben Austraͤgalſachen in 
pleno, nad) Anzeige bed Ges 
fandten v. 20. April 1839, 








DOberapp.s und 
Großherzogth. Caſſations⸗Ge⸗ 

Heſſe richt zu Darm⸗ 
ſtadt. 


Praſ., 17 Räthe. 


— — —— 
goltch und 


Dberapp. Gericht 
auenburg. 


zu Kiel. 


Sröffnet am 1. Oct. 1834, | 
Siehe ferner auch Prot. v. 
J. 1834, 6. 281. ©, 576. 





I Präf, 8 Raͤthe. 













Beftchet feit 15. April 1831. | 
Bor dem Jahre 1830 war 
ber hohe Gerichtshof in Lüt⸗ 
tich bie Rechteinftang für das 
Großherzogthum. | 


Oberſter proviſo⸗ 
riſge Büren "Fi Pröf., 6 Räthe. 
burg. 





Geöffnet am 7. San. 1817. | 
Auch für Neuß ältere und | 
jüngere Linie. ©. das Prot. 

b. J. 1817, &. 37. &, 42; | 
» 3 1821. & 698 I. m. | 


Gefammt Ober: 


app. Gericht zu | Praͤſ. 10Raͤthe. 
| Jena. 









Eröffnet am 2. Jan. 1817. | 
Auch für Schaumburg=kippe, | 
Lippe und Walde, ©. PYrot. | 
v. J. 1817,19. 8.35. | 


1 Praͤſ., 1 Vice⸗ 
| präf., 5 Raͤthe. 


Oberapp. Gericht 
zu Bofenbüttel. i Pröf., 4 Raͤthe. 






Oberapp. Gericht 
zu Wiesbaden. 












———— cht Eroͤffnet am 1. Oct, 1818. | 


Wedtenburg: | 
Schwerin, 
Medtenburg- 

| | 









Nach der Berliner Veberein- 

kunft v. 8. Inni 1825 (Prot. 

S. 313,) aud für bie Derr- 
ſchaft Kniphaufen. 


Derapp, Gericht 
zu Oldenburg. | | FrafwS Raͤthe. 





| 


Anhalt und | Oberapn. Gericht Eröffnet am 1. Det. 1817. | 


} 





| - 
| [om Gundesglicder Obrte Bun — | re | der femeiingen. | en. u 
— « 


| Hohe . 
ngollern 
Hechingen. | Obertribunal zu 
Hohenz ollern Stuttgart. 
Sigmaringen. 


K. K. Oeſter⸗ 
| 












Siche Nr, 6, 






Iſt dritte Inſtanz für Liech⸗ 
1 Präf., 11 Raͤthe. tenfein feit 1818. S. Prot. 
3. 1818, $. 142. ©. 319 


Liechtenftein. | reidifches App.⸗ 
(weg. Vaduz.) zu Ins 





16. Feus aͤltere 
| Linie, Reuß Dbexopp, Vericht 
jüngere Linie. 5 


Schaumburg: 
Lippe, 1 Oberapp, Gericht 
Lippe und zu Wolfenbüttel, 


Siehe Nr. 12. 


Siehe Nr. 13. 


Waldech 
Heſſen⸗;-Bm⸗Oberapp. Gericht 

burg. zu Darmftadt. Siehe Ne. 2. 
be — 
| y | Geöffnet am 13..Ban.. 18 
7. | Seankfurt, [Oberapp. Eyricht 1 Pröf., 6 Räthe. | Siehe Prot. v. 3. 120 
| Bremen. zu Lübe $. 201.8. 649 
| Hamburg. . 
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III. Berzeihniß 


der von ben fiebzehn Stimmen des engern Raths der Deutichen Bundes» 

verfammlung für die Jahre 1835, 1836 und 1837 ernannten Spruchmänner 
zu dem Durch Bundesbefchluß vom 30. October 1834 angeordneten 

Schiedsgerichte. 


(Prot. v. J. 1835, Sie, 10. $. 110. ©. 241.) 


weldye durch bie 
17 Stimmen im 
engern Rathe re: 
präfent. werben. 









der Spyprudmänner. 


* 
2 
2 
= 
2 
* 
* 
2 
* 
ð 
8 
* 
u 

















K. K.Geheimer Rath, Präfident | 





Frhr. v. Heß, 














des⸗ K. 8. Appellationd-Gericts Prag. 
Oeſterreich I in Böhmen. | 
K. K. Seheimer Rath, Landes⸗ 
Graf v. Ugarte, | gouverneur_in Mähren und | Brünn. | 
Schlefien. | 
Graf v. Harz Wirkl. geh. DOber-Regierungd- | 
denberg, Tath. Berlin. | 

Preußen. 

Steiger, | 







Staatsrat im ord. Dientt, 
v. Sutner, | Neiherath und Vorſtand der 
(+ i. 3. 1837.) Staatsfgulbentitgungd » Com: 

miffion. 


München. 










Appelationdgericht8- Director 
(2. Prüf. der Kammer der Abs 


Amberg. 
geordn. v. 1834.) 















Schumann, 


Königreich Noftiz u. Jäns | Director der 1. Abtheitung bed 
IV. dendor 8. Saͤchl. Fi ini s. 
Sachſen. — ätent got 236, ächf. Finanzminifterium 


octor der Rechte, Seheimer 
— d Dresden. 


Dresden. 


.216. ©. 549. Wirklicher Geheimer Rath und 
vWietersheim, ° reiöbtreckor, i 





Dresden. | 





Meyer, Landdroft ber, Eanbbroftel Lüne⸗ Lüneburg. 
V. Hannover. Gr. v. Kiel⸗Director der Iuftigcanzlei zu| Celle 
manndegge, Gele. 
| 





| 
| 
Oberlandesgerichts⸗ Präfident. Kr | 


















| Doctor der Rechte, Staatörath, 

v. Harttmann, | Porfigender, Rath beim Depart. | Stutts 
| ’ | der ausw. Angel. und Director gart, 

VI Würtember —es ẽEhnrathss· — — 
8. Doctor der Rechte, Oberfinanz- 

v. Schmidtin, | Tat} vortragender Kath un Stutt= | 
| ’ rt Zuftitiar bei bem Departement gart. 
der Finanzen. 

Ä . Doctor der Rechte, Geheimer | Heidel⸗ 
Ä vu Thibaut, Rath und Pröfeffer berg. 
" Seheimer Rath und Präfident | Carls— 
| ‘ « Ob 8⸗ 
v. Theobald, der Gropt, D berrechnung ruhe. 
Geheimer Rath und Präſident 
der Kurfürft, Megierung der | Gaſſel. 






3 v. i 
vn Fusferfentpum Hanſtein, Provinz Niederheffen. 
en. Biden, Doctor der Rechte, Oberappel⸗ Gaffer, 


Iationdgerichtörath, 














&- 
® 


manner ernannt baden, 






ern 
Dre 


Bundesglieder, 
welche durch die 
17 Stimmen im 
In Rathere: 

fent. werben. 










Stimmen im en 
Rathe, welde di € 






en 
pr 





















Würden und Dienfanfellung 


Namen 





der Spruchmänner. 































| 
— Wirkt, Seheimer Rath und Präs | Darm: 
IX Großherzogthum v. Kopp, fident en kammer, ftadt. 
veſſen. v. Linde, | Dr. der Biete, Gongierber Uni= | Gießen. 
| Gottſche v. Les | Gouverneur und Landdroft des | Ratze⸗ 
| wegau, Hergogthumd Lauenburg, au | Burg. 
Dänemarkwegen | Später f Brot. ammerherr. | 
| X. Holftein und 1836, $. 22. ©. 38, Ratze⸗ 
Lauenburg Scholz. Conferenzrath und Amtmann. burg. | 
—— — —— — — 
| Ingwer Sarften | Eonferenzrath und Director des | Glüds | 
‘ Levſen, Holſtein. Obergerichts. ftadt, I 
j Seheimer Meferendär für bie | guxem⸗ 
Niederlande Stifft, Eupemburgifgen UAngelegen- | 
wegen bes Groß: helten. . burg. | 
berzogth. Luxem⸗ j Licentiat der Rechte, Mitglied | ayyem- | 
der Regierungscommif. zu Lu⸗ | 
burg. München, er Reg rungekom f. 3 burg. 
S. Weimar, | Riedefel, Schr. | Gropt. Sagtſcher Sandmar- | Neuhefbeil 
©. CoburgsGotha,f zu Gi enb a Er Eiſenach. | 
8 Meiningen: au Eiſenbach, ſſenach 
ldburghauſen erzogl. S. Coburg⸗Gothaiſcher 
S —S 808, SIERT gen. Gonferengratg. | Coburg. | 
inte: 
v.Amsber snefbes ‚derjo I. Braunfehieig. Braun: 
. nanzcolegiti, Finanzdirector u. ” 
—e— % Sen Kegation rath. ſchweig | 
und Naſſau. rhr. v. Winz | Herz Naff. Kammerherru. Hof⸗ | 
—* gerode, Der a — dor Ufingen. | 
* FJ _ 
| Dr. der Rechte, Ob la: a 
Be v.Dergen, tlonögerichtö-Präfbent | Parhim. | 
Meckienb. Strelitz. Bouchholtz, Regierungsrath. | Schwerin. 


Oldenburg, 
Anhalt⸗Deſſau, 

„Bernburg, 

„Coͤthen, 


Schwarzburg 
Sondershauſen 
u. Schwarzburg 

Rudolſtadt. 


| Hohenzollern 
| Hechingen, Ho⸗ 
benzollern Sig- 





maringen, Liech⸗ 
tenftein, Reuß, 
ält.u.jüng. Linie, 
Schaumburg: 
Lippe, Lippe und 
Waldeck. 


XVI. 


* 


F. Stadt Lübeck, 
F.StadtFrankfurt 
Stadt Bremen, 

.Stadt Hamburg 


| XVII. 
| 











Dldens 











Suden, Großh. Oldenb. Staatsrath. 





Dr. der Rechte, Anhalt⸗Bern⸗ 
















burg. Geh. Kegierungerath 

Albert, — 185, N BE 0 Be- | 
gierungd-Präfident zu Köthen. Ä 

| 

Fürftl. Reußifche angler, Re⸗ | 

v. Straud, | gierungs- a I Roriol-Prö: | Gera, | 
Fürſtl. Sippe, Schaumburg: 

Lippe und Walbedifher Ober | Wolfen: | 

v. Strombed, appellationd eri Fl bei dem | büttel, | 
S.⸗A.⸗Gericht zu Wolfenbüttel. 

" “ Dr. der Rechte, Senator der | 
Horn, freien Stadt Bremen. Bremen. | 
er freien | Hamburg. 
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III. . Verzeichniß 


ber von den ſiebzehn Stimmen des engern Raths der Deutſchen Bundes⸗ 

verſammlung für das zweite Triennium (1838, 1830 und 1840) ernannten 

Spruhmänner zu dem durch Bundesbefchluß vom 30. Oxtober 1834 an⸗ 
geordneten Schiedsgerichte. 


(Prot. 9. 3. 1838. Sig. 8. ©. 321.) 


Bundesgliche, 
welche durch bie 


1 Stimmen im 
* Rathe re⸗ 
raͤſent. werden. 















| Wirkt. — 7 





geht. 2. de, —ãA— 



























dent des | 
' Gerihtö in B | 
| Deſterreich. Wirkl. Geheimer Tuner | 
| Grafv. Ugarte, | gouverneur in Mähren u 
| - „Säle fien. 
Wernigerode, 
s te, Legations⸗ 
Eichhorn, un Geb, — 
Eduard 
Bayern. nr 
ugu ca Kämmerer und nt des r 
v. Rechberg, a — Mündyen. | 


v.Wieterös Wirkt. Geheimer Rath und — 
gr Pin beim, Genen u Dresden. 
achſen. - Di ve Beat, > 
„ Oedn Togumann, | DEE PEREET | Orten. 
v. Dachen⸗ 




















x haufen, Landdroſt. Hannover. 
| Gr. v. Webel, — — dermal. Osnabrüũck. 
| : 
= 
. v N ’ 
v. Harttmann, er Ang Bad er | 
| ——— des Lehnraths 
| .. aha Doreen, a —— 
| v. Schmiblin, Rilar ——— Bun der | 
| Kr irecter ber | 
| Fi s. b hr u ut, Doctor der Rechte, Geheimer &tibelbe 
| —5 — Rath und Profeffor. 3 
VIi. Bess. X1.5.153.8.238.| Kenzler des Oberhofgerichts zu 
| u Baben Autenrieth. Dranheim. Be 
| en asien 
vm. —2* Wohler, Stadtörath. Gaffel. 


effen. | Bidell, Doctor — E ⏑—⏑ —— Caſſel. 


udhe h 


Bundesglieder, 

welche durch bie 

17 Stimmen im 
engern Rathe re⸗ 
pr 










Stimmen im engern 
Bathe, melde die 


der Sprudmäanner, 


fent, werden. 


' 





v.Kopp, Wirkt. Geheimer Rath, und Präs]| Darm: 











Großherzogthum fident der Oberfinanzkammer. ſtadt. 
Heſſen. Dr. der Rechte, Geh. Staatsrath Darm⸗ 
| v. Linde, u. ee Uniperhiät Sieden. ſtadt. 
Ingwer Garften | Eonferenzrath u. Director des | Gluͤck⸗ 
Dänemart wegen Levfen, olftein, Obergerichts. ſtadt. 
Holſtein und 





Lauenburg. eat | Conferenzrath und Amtmann. | Reinbeck. 


























Niederland Geh. R där für die Lurem- | Luxem⸗ 
wegen bes ro | Stifft, burgifipen Angelegenheiten. | burg. | 
herzogth. Luxem⸗ . Licentiat der Rechte, Mitgli Luxem⸗ 

burg. München. —e— vw un burg. 
Riedeſel, Frhr. Großh. Sächfifher Land: |Neuhof beit 
8 Zleeeehotha— zu Eiſenbach, marſchall. Eiſenach. | 





©. Meiningens 
Hildburghauſen, 
S. Altenburg. 


i. J. .Herzogl. S. Coburg⸗Gothaiſcher 
en, —X Geh. ale Coburg. 
In. 6.38. ©, 100, Doetor ber Re Sie Rammerberz, | 
Frh. v. 3ieg eſar, Prãſi Berihte su Sen. ions⸗ Jena. | 


Chef des Derzogl. Braunfchmeig. 2 
—— inan Fre Fi Braun: 
eh. Zegationdrath. ſchweig. 


Frhr. v. Wins erzogl. Naff. Kammerherr 
zingerode, a one ——— Ufingen. 








Braunfhweig v. Amsberg, 


und Naſſau. 



































Mecklenburg v. Dersen Doctor ber Rebte, Odberappel⸗ pParchim. 
xIV. | Scmwerin und voen, | Intiondgerichtö-Präfdent, Parchim. 

Mediend,Streiis.] Bouhhols, | Regierungsrath. Schwerin. 

Oldenburg, Olden⸗ 

Anhalt » effau, Suden, Großh. Didenburg. Staatsrat. | burg. 

„ Bernburg. ö———öööö 
. Doctor der Rechte, Anhalt- 5 

(oe | r Diego, | Göthifäer een. Göthen. 


Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen 





Später ſ. Prot. v. 3.| Doctor der Rechte, Anhalt-Deſ⸗ 
Lei. fauifher wirkt. — Deſſau. 




















u. Schwarzburg⸗ | 
. Shwazbunge |) gporgenfern,| Rraimag, un» Cotta | 
Sobenzollern | | 

hi | 9 Strau LReu Canzler, Regi | 
eenetma | +43 rasant Gera 


A ee 
XVI. Iftein, Reuß, ält. 
u. jüng. Einie, ürſtl. Lippe⸗ Schaumburg- 





aldedi s | Wolfen: 
Schaumburg: v. Strombed, appellationdgen ae bei dem en | 
ppe, Lippe und Gericht gu fenbättel. | 
Walded. | 
F. Stadt Lübed, | Torkuhl | Dr. der Regte, Senator der | Lübeck. 
XVII. ‚Stabt Frankfurt / freien tabt Lübed. — 


.Stabt Bremen, 


F. Stadt Hamburgg|' Stark. | ner freien | Frankfurt. 


Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 34* 
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II. co. Berzeidhniß 


ber von den fiebzehn Stimmen des engern Raths der Deutichen Bundes 

verſammlung für das dritte Zriennium (1841, 1842 und 1843) ernannten 

Sprudmaänner bei dem durch Bundeösbefhluß vom 30. October 1834 
angeordneten Schieddgerichte. 


(Prot. v. 3. 1841, Siß. 6. $. 87. ©. 124.) 






Bundesglieder 
welche durch bie 
17 Stimmen im 
engern Rathe res 
präfent. werben. 









manner ernannt haben. | 





Rate, wilde die Spruch | 


= 

2] 

“ 

a 
ı 8 
s: 

* 

. 
8 
j 


Wirkt. Geheimer Rath, Präfi: 
dent des * K. alone 
Gerichts in Böhmen. 


Wirkl. Geheimer Rath, Landes: 
gouverneur_ in Mähren und 
Schlefien. 





— —— — — 


Schr. v. Heß, 















Grafv.Ugarte, 





Dreußen. 





Wirkt. Secheimer Rath und Ober⸗ 
präfidentder Provinz Weſtphalen. 


Doctor der Rechte, Seh. Ober- . 
revifiondrath Pr Decheffon Berlin. 






Fr.v. Binde, 


v. Savigny, 





Ed. v. Schenk, | Staatö- und Reichsrath, Prä= | Regens⸗ 
+1.%9. 1841. fident der Segterung ver obere burg 
Später $ Prot.v. J. ypfalz und von Regensburg. ’ 
1844, Sees. XXII. 


6. 247. ©. 4%. 


Fürft Eugen . 
v.Wrede Regierungspräfident ber Pfal, | Speyer. 


Auguft Graf |Rämmerer, Reihörath und bi 
v. Mechberg, | rent bed Dberappellationd- | München, 






Bayern. 









Dr. der Rechte, präfdent des 
0 


Dberappellatfonägericts. | „reeden. 


Schumann, 


Merbach, Doctor der Rechte, Kreiöbirector.| Dresden. 


ats nn ⸗ Landdroſt. Hannover. 
Hannover. - — aaa Su 
ottor der Re u nn 
Meyer, Ganzleidirector. ” Osnabrũ 


v. Harttmann, |Doctor der Rechte, Staatsrath. act 








Königreich 
Sachſen. 












VI. Würtemberg. 





ey: Doctor der Rechte, Director der 
v. Schmiblin, Königliden Bolladminiftration. 












Seheimer Rath und Regie- 
| Dahmen, d —S 3 
VII. Baben. 
| Autenrietb, Oberhofgerichts⸗Canzler. 
| 
| n Doctor der Rechte, Dberappels 
Bidell, a erathı 77 





| VIH. K urfürften thnm 
He 


ſſen. Safler. 





Daft, Geheimer Regierungörath. 





ern 
ruch⸗ 


— 
n 
be, weldie Die & 


männer ernannt haben. 


Stimmen im « 


Mat 





XI. 





XII. 





x. 


XV]. 





| Waldeck. 
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Bundesglieder, 
welche durch die 
17 Stimmen im 
engern Rathe re: 
präfent. werden, 






Darm: 
fident der Oberfinanzlammer. ftabt, 
Dr. der Rechte, Seh. Staatörath| Darm: 


und Canzler der Univerfität 
ö Bießen. ſtadt. 


Tr ⏑—Â —0 
Sberappellationsgerichts⸗ Kiel, 
Dräfident. 


Großherzogthum 


deſſen. v. Linde , 





Dänemarkwegen Joh. Paul Hoͤpp, 


Holftein und . I Fupwia Dein, 
Lauenburg. RA 





Eonferenzrath und Amtmann. | Reinbeck. 













Niederlande Dela Fontaine, Director der Rechnungskammer. Lurem⸗ 
wegen bed Grof- Dela Fontaine, Sirector der Rewpnungsrammer. burg, 
herzogth. Eurem: : ®eneralprocurator bei dem Ober⸗ 

burg. Willmer, —— zu Luxemburg. 











S. Weimar, Riedeſel, Frhr. Großh. Sächſiſher Landmar- Neuhof bei 
S. Coburg⸗Gotha Eifenb — a. I 
©. Meiningen ‚| su Eiſenbach, Eifenad) 


ildburghaufen » Doctor der Rechte und Ober- 
& de “ Frh.v. Ziegeſar, appellationsgerichts⸗Präaſident. Jena. 


Chefdes Herzogl. Braunſchweig. 
v.Amsberg, Binanıote H inanzdirector Fi 
Braunfchweig eh. Zegationsrath. 


und Naffau. | Frhr. v. Wins | Her Naff. Kammerherr u. Hof⸗ 





Braun: 
fihweig. 












zingerode, | gerichtödirector. Ufingen. 
Großherzoglich Medlenbur : 
Medlenburg v. Scheve, ———— Ganzleibirector. Reuftrelig. 





Schwerin und — Brosberrontih Medkiendurs — Shersoalich Medien 
; roßherzogli ectlenbur 
Mecklenb. Strelig.]| v. Kamptz, — — Oberlanbdroft, Stargard. 








Dldenburg, 














Anhalt⸗Deſſau, Olden⸗ 
Bernburg, Suben, Großh. Oldenb. Staatörath. burg. 
„Cöthen, 

Schwarzburg [Bester ver — 

Sondershaufen Doctor der Rechte, Anhalt-Def- 

| v. Mo r ifcher Geh. Rath, R s⸗ Deſſau. 
een ſ. Morgen ſern, nee De 

Hohenzollern⸗ 


Hechingen, Ho⸗ N on katdeaither Dear: Woifen— 
benzollern Sig: |. Strombed, appellationsgerichter. dei dem | büttel, 
maringen, Liech⸗ O.⸗A.⸗Gericht zu Wolfenbüttel, 


tenftein, Neuß, 


ält. u. jüng. Linie, 
Schaumburg: Fürftl. Hohenzollern Hedhin= . 
Lippe, Lippe und v. Frank, gen’fcher Geh. Conferenzrath. Hechingen. 





"Dr. ver Rechte, Senator der | 
Horn, reien Stadt Bremen. Bremen. 
g. Stadt eübech _________)._ een Sientäremen 
8, StadtFrantfurtf Möndeberg, 





; burg. 
5. Stadt Bremen,| Ti. I. 1842. Licentiat, Senator der freien Ham 
Später f. Prot. v. 3. 4 
F. Stadt Hamburg er A, SE. Stadt Hamburg. 
Benede Bürgermeifter derfelben. Hamburg. 


34 ** 
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III.d. Verzeichniß 


der von den ſiebzehn Stimmen bed engern Raths der Deutſchen Bundes⸗ 

verfammlung für das vierte Zriennium (1844, 1845 und 1846) ernannten 

Spruchmänner bei dem durch Bundesbeſchluß vom 30. October 1834 
angeordneten Schiedsgerichte. 


(Prot. 9.3.1844. Sik.5.5. 52. ©. 89.) 


Bundesglieder, Namen Würden und Bienftanfellung | Wohnort 
welche durch bie 
17 Stimmen im 
engern Rathe re⸗ 
raͤſent. werden. 


z3 
<o 
a2 
eg 
8%, 

3 


manner ernannt haben. 





Defterreich. 


| Wirkt. Geheimer Rath, Landes⸗ 
| Graf v. Ugarte, —— & Rühren und Brünn. 
efien. 


Wi kl. G Rat und » Der: 
m dreuden. Hcrertets _| präfdent ber Provinz Stehen | Bretian 
. . Gar! Friedrich | Doctor der Rechte. Geb. Ober: 
Eichhorn, Suftizrath. Berlin. 


v. Rechberg, — Sorkene@erigte | Münden. 
III. Bayern. Für Gugen — —— —— 
v. Wre , Regierungdpräftdent der Pfalz. | Speyer. 

















Schumann, Or. der Rechte, Prafident des | Hregpen, 














IV. Königreich Dberappellationsgerichte. 
Sagen. Merbach, Doctor der Rechte, Kreisdirector.; Dresden. 
v. Dachen⸗ 
Landdroſt. Hannover. 
V. Hannover. [__ Haufen, ecke Rh F 
octor der Rechte, Zuftizs - 
Meyer, Sanzieidireckor. ° |Osnabrüd. 
v. Harttmann, | Doctor der Kechte, Staatsrath. at 


VI. Würtemberg. — — — — — 
ß v. Schmidlin, Dottor der Reqchte, Director der Stutt⸗ 
’ | Königlichen Boladminiftration. | gart. 





Dahmen, Geheimer Rath und Regierungs-| Manns 





















vii. Baden. heim. 
Autenrieth. Oberhofgerichts⸗Canzler. Mann- 
Ur E 
Doctor der Rechte, Obergerichte= 

yın, JKurfürſtenthum Bidell, ER Director. ergericht Marburg. | 
Sen Daft a  erungsraih, | Gaffel. | 

Wirkt. Seheimer Rath und Darm⸗ 
v. Kopp, — æe—— hun ftadt. | 


ıx. JPGroßherzogthum — [0000000000005 
Heſſen. Dr. der Rechte, Seh. Staattrath/ Darm: 


v. Linde und Eanzler ber Univerfifät 
fl " Gießen. niverſ ſtadt. 








China 


e, welche die 
maãnner ernaunt haben. 


Stimmen im en 
y 


Rat 


X. 


XII. 


XIII. 


XIV. 


xv. 


XVI. 





XVU. 








S. Altenburg. 
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Bundesglieder, Namen Würden und Dienfanfellung Wohnen | 
welche durch die | 
17 Stimmen im 


engern Rathe re⸗ "\ 
präfent. werben. der Spruchmänner. 


— — — — — —— 


Dänemant wegen Joh. Paul Höpp,| Serkmeßeriheidräfbene | Nie 

olftein und — æÿ 

Lauenburg. I: ri PP Gonferenzeath und Amtmann. | Reinbed. 
’ 

Niederlande De ta Kontaiue,| Gouverneur des Großherzogth. Lurem- 
wegen des Groß: 5 ’ Luremburg. burg. 
herzogthm. Luxem⸗ 3, 3. M. Wille 

burg. mar. 


©, Weimar | KRiedefel, Frhr. Großh. Sächfifcher Land: Meuhof bei 
Gotha, su Eifendad, | Broü ——* Eiſenach. 


rurg Wotha, 

.Meiningen⸗ | 

; . . Rechte, Herz. Sachſen⸗ ildbura⸗ 

Piloburghaufen, | v. Fiſchern, ee Gen Hildburg⸗ 
par | haufen. 


EEE 
v. Amsb a des —55 1: Benunfehtveig. Braun: 
Amsber inanzcollegii, Finanzdirector u. 

9 Veh Regationerath). ſchweig. 


Frhr. v. Win⸗Herzogl. Naſſ. Kammerherr 


kurxem⸗ 


Generalſtaatsanwalt ad interim. burg. 











Braunſchweig zingerode, und Hofgerichtsdirector. uſingen. 
und Naſſau. JSpaͤter f. Prot. v. J. 
1844. Sess. XXI. 


— he Se 05. 
rhr. v. Loͤ w Herzogl. Naſſ. Kammerherr 
zu Steinfurth, und Hofgerichtsrath. 
s . d t ⸗ G M a b. 
Biediendurg ‚ Saniter, |&cmerin. Geh Regtrrungsratg, Schwerin. 
chwerin und ö—— — —— — — 
Medienb. Strelit. vw. Pleſſen, | Eh Kammerratn, . | Schwerin. 











Oldenburg, 
Anhalt⸗Deſſau, J 
„: Bernburg)l: 
m Köthen, |. 
Schwarzburg⸗ 
Sondershauſen 
u. Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt. 


Hohenzollern⸗ 
Hechingen, Hohen⸗ 
zollern⸗Sigma⸗ 
ringen, Liechten⸗ 
ftein, Reuß, ält. 
u. jüng. Linie, 
Schaumburg» 
tippe, Lippe, 
Walde u, Heſſen⸗ 
Homburg. 


. Stadt Lübed, 
5. Stadt Frankfurt 
F. Stadt Bremen, 
F. Stadt Hamburg 











Olden⸗ 


Suden, burg. 


Großh. Oldenburg. Staatsrath. 











Doctor ber Rechte, Anhalt⸗Deſ⸗ 
fauifcher Se Rath, —5 — ⸗ 
und Confiſtoriai⸗Praͤſident. 


| 
u, Morgenftern, 


N 




























v. Strombeg, |Seh- Rath ß DbzAyp-Beihts- 









Zürftt. Hohenzollern - Hechin: 


v. Frank, gen’fcher Seh. Gonferenzrath. 










Dr, der Rechte, Senator der 
Torkuhl, freien Stadt Lübeck. 








Dr. der Rechte, Syndicus der 
Stark, freien Stadt Frankfurt, Frankfurt. 
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Zufätzze. 


Um moͤglicher Verwechſelung vorzubeugen, werden wir hier die 
wenigen Zuſaͤtze des erſten Bandes, die wir nicht in den Text des 
zweiten Bandes mit aufnehmen konnten, nochmals wiederholen und 
mit denjenigen nad) der Seitenzahl untermifchen, welche wir feither 
durch nochmalige fpeciellere Durchficht gewonnen haben. Die fammt- 
lichen Zufäge des erften Bandes braucht alfo der Leſer nicht weiter zu 
beruͤckſichtigen. 

Band J. Seite 19. Not. 4. add: 

Ueber Gottesurtheile im Allgemeinen, ſowie uͤber den Inka 
ſchied zwiſchen „Zweikaͤmpfen“ und „Ordalien“ f. u. 

C. A. Rogge, uͤber das Gerichtsweſen der Germanen. Salt, 
1820, Gap. VI. 6. 37. S. 195—212, 

Band I. ©. 27. Zeile 9, v. U, vor „‚ferner in den Verträgen” add: 
im Sternerbund, Minnebund, Benglerbund, größtentheil vom 
Heffifchen Adel im 14ten Jahrhunderte errichtet. K. Noͤding, 
Leitfaden in der Heflifchen Gefchichte. Marburg, 1821. 

Band I. ©, 35. add: an die letzte Zeile der Note 5. 

3. ©. Kohler, die ftaatörechtlichen Verhaͤltniſſe des mittel- 
bar gewordenen, vormals reichöftändifchen Adels in Deutfchland. 
Sulzbach, 1844. 

Die Deutfchen Standesherrn. Ein Ueberblid über ihre Lage 
und Berhältnifje. Iena, 1844. 

Band I. ©. 39. Not. 15. add: 

In den Älteren Ausgaben und Abbrüden dieſer Kammer⸗ 
gerichtsordnung finden ſich nur Ueberfchriften, und die Bezeich- 
nung mit 6$. oder Zitel ift offenbar eine Willkuͤhr fpäterer Zeit. 

Band I. S. 75. Zeile 15. v. U. hinter „Wahlcapitulationen” add: 

Siehe hierliber einen Aufſatz des Berfaflers im Berl, Polit. 
Wochenblatt vom 21. Oktober 1837, Nro. 42, betitelt: 

ee naionen — Liberale Berfaffungen. “ 

Band I. ©. 91. Zeile 8. v. U, hinter „Selbſthuͤlfe“ füge unten als 
Anmerkung bei: 

*) Der Art, XI. der B. %. fchließt insbefondere Repreſſa⸗ 
lien — die aud) vormald im Deutfchen Reiche für nicht erlaubt 
gehalten wurden — aus; NRetorfionen — ald Widerverfagung 

. . verfagter Gefälligfeiten — find unter den Deutfchen Staaten 


eher zuläffig. 
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Haberlin, Handbuch des Deutfchen Staatsrechts, 1797. 
Band II. S. 230, — Schmalz, Deutfches Staatsrecht. 1825. 
©. 323. — Maurenbredher, Grundfäge des heutigen Deutfchen 
Staatsrechtd. 1837. S. 330. — Klüber, Deffentliches Necht 
des Zeutfchen Bundes, 1840, 4te ed. $. 557. — Weiß, Syſtem 
des Deutfchen Staatsrechts. 1343. $. 397. — Prot. der B. V. 
v. 3. 1817, Sess. XXIII. $, 214. ©, 427; — Borfchlag zur 
Vermeidung aller Retorfion, Prot. v. 3. 1826 = Sess. IX. 
Sep. Prot. 2. ©, 2585 — Commiffiondvortrag in Penflonsfor- 
derung der Fr. v. Crolbois. — v. Leonhardi, Austrägal- 
verfahren, Band I. ©. 500. 
Band I. ©, 91. Beile 2, v. U. hinter „Compromiſſe“ füge als An- 
merfung bei: 
*) Ueber Austräge und Compromiffe zu Art. XXIV. der 
W. Schl. A. handelt ausführlich Heffter in den Beiträgen S. 203 
bis 224, und Drefch in den Abhandlungen 1. c. ©. 29-— 38, 
Band I. ©. 92. Anmerkung 2. Zeile 5. v. U, add: 
s auch wenn fonft mehrere Gerichte einzelner Staaten zugleich 
competent waren, und es alfo an einem gemeinfchaftlichen höheren 
Gerichtöhofe gebrach; Prot. der B. V. v. J. 1816, ©. 80; v. J. 
1820, ©. 663; v. J. 1828, ©. 98; Klüber ed. 4, $. 177. 
Note f. 
Band I. ©. 93, Zeile 10, v. U, unter I. füge unten als Anmerkung bei; 
*) Im Prot. d. B. V. v. J. 1838, Sess. XXXIII. $. 366, 
S. 1022. druͤckt ſich ein Commiſſionsgutachten folgendermaßen 
aus: Zu dem ſogenannten Vollziehungswege wird ſich die B. V. 
nur dann beſtimmt finden, wenn es ſich von der einfachen An⸗ 
wendung klarer und unbeſtrittener Beſtimmungen auf ein eben⸗ 
falls klares und unbeſtrittenes Sachverhaͤltniß handelt; dagegen 
wird die Eröffnung des richterlichen Verfahrens allemal einzu⸗ 
treten haben, wo die Feſtſetzung des Anſpruchs und die Verpflich⸗ 
tung, denſelben zu erfuͤllen, von einer Entſcheidung ſtrittiger und 
eine rechtliche Eroͤrterung erheiſchender, complicirter Fragen ab⸗ 
haͤngig iſt, welche nur der richterlichen Gewalt zuſteht. 
Band J. S. 95. Zeile 9. v. U. unter 1) fuͤge bei „Streitigkeiten“ 
unten als Anmerkung zu: 
*) Ueber die am Bunde in den Jahren 1828, 1829, 1830 
verhandelte intereſſante, verneinend entſchieden wordene Frage, 
ob wegen perſoͤnlicher Beleidigungen unter Bundesſouveraͤnen 
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eine austrägalgerichtliche Entſcheidung Statt finden könne, fiche 
die Prot. der B. ©. v. J. 1829, Sees. XIX. de 9. Juli, 
©. 450 — 543 in fine, S. 511 — 516 und Sess. XXIV. de 
20. Aug. $. 147. ©, 611—627, Klüber 1. c. ed. 4. 6. 173. 
Note a. Maurenbreder, Grundfäge des heutigen Deutſchen 
Staatsrechts. 1837. $. 120. Note f. 

Band I. ©. 96. 3.18. v. O. unter 2) füge unten als Anmerfung zu: 

*) a) Die Qualität der Streitenden, nicht die Qualität der 
Streitfacye, begründet die Behörde; ſ. Prot. v. 3. 1818, Sess. VI. 
6. 19. Beilage 6. ©. 55. 

b) Nachgeborene fucceffiondfähige Mitglieder des Regenten- 
haufes haben kein Recht auf die Austrägalinftanz. Klüberl.c. 
ed. 4. $. 172. Not. d. $. 249, Note f. — Weiß, Syſtem des 
Deutihen Staatsrechts. $. 110, Die Gegenanſicht vertheidigt 
6 ©, Zachariaͤ in Gensler’s zc. Archiv für die. civiliftifche 
Praxis. 1818. I. S. 96—104. 

c) Streitigkeiten zwifchen Bundesgliedern, veranlaßt durch 
Vertretung (repraesentatio), welche das eine feinen Unterthanen 
bei Anfprüchen wider das andere angedeihen läßt, begründen in 
der Regel die Audträgalinftan; nicht. Klüber ed. 4. $. 173. 
Not, a. — Heffter, Beiträge, ©. 182, Note 13. 

Band I. S. 97. 3. 19. 0. D. füge zu: 
Prot. v. 3. 1831, Sess. XXIH. $. 151. ©. 570. 
Ebendaſelbſt 3. 13. v. U. unter Anmerkung 5. füge zu: 

Commiffiond-Anfichten über Art. 19 und 20, der W. Schl. A., 
fiehe Prot, v. 3. 1832, Sess. XXXVIL $. 424. ©, 13251329; 
ferner Prot. v. 3. 1838, Sess. XXXIL 6. 353. ©. 975. 

Ebendaſelbſt 3. 5. v. U. unter Anmerkung 6. füge zu: 

Was von einem Bundeögliede bei den Verhandlungen in 
der B. B. oder in einer B. T. Commiſſion ald Motiv angeführt 
wird, kann den Gang und Erfolg der richterlihen Entſcheidung 
als Austraͤgalinſtanz nicht prajudiciren, fiehe Prot. v. 3. 18326, 
Sess. X. Sep. Prot, IL. ©. 321. 

Ebenvafelbft zu 3. 1. v. U. Anmerkung 7.: 

Wegen Nichttheilnahme an der Wahl fiehe v. Leonhardi, 
Austrägalverfahren, B. J. ©. 654, 

Ebendafelbft unter Anmerkung 7, ald Anmerkung 8.: 

8) Beſchwerde eines Db.-App.= Gerichts wegen beleidigter 
Amtöehre, ſ. Prot. 1834, Sess. XVII. 6. 229, ©. 486. und 
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Gutachten deßfalls Sess. XXI. $. 272. ©, 563, Ob Austrägal- 
gerichte fich für incompetent erflären, oder eine Ablehnung ihrer- 
feits ftattfinden Fönne, Darüber fiehe Drefch , Abhandlungen ©. 49. 
u. flgde. — Das Ob,-App.-Bericht zu Celle erklärt fich in Hinſicht 
eined Zwifchenpuncts, Prot. v. 3. 1838, Sess. XVII $, 201. 
©. 637. 695. fie incompetent, namlih in Hinficht der Aus- 
gleichung der Kriegserlittenheiten zwifchen den beiden Zrierifchen 
linken und rechten Rheinfeiten, weil nicht erhellet, daß und wie 
aus einer folchen Ausgleichung eine auf Preußen und Naffau zu 
repartirende Trieriſche Staatsfchuld hervorgehen fünnte, 
Band I. ©. 98. 3.8.0. U. zu „©. 915. 922,” füge zu: 
Commiffiondgutachten über die Unzuläffigkeit der Befchwerbe 
über Nichtigkeit, |. Prot. v. 3. 1834, Sess. XXVII. $, 365, 
©. 740, und Bundesbeſchluß deßfalls Prot. v. 3. 1835, Sess. 
XVI. $. 230. u. f. w. 
Ehendafelbft 3. 6. v. U, zu „S. 81—118,% füge zu: 
Heffter in den Beiträgen ©. 252; v. Leonhardi, Aue 
trägalverfohren, B. J. ©, 144, 
Band I. ©, 109, letzte Zeile füge hinzu: 
Siehe Band I. Abth. I. sub II. ©. 150, 
Band I. ©. 115. 3. 3. v. U. hinter „gefaßt“ füge hinzu: 
(Anmerkungen zu diefem Befchluffe finden ſich in Heffter’s 
Beiträgen S. 229— 244.) 
Band I. ©. 126. 3. 10. v. O. unter 3) füge hinzu: 
wofelbft Heffter diefen Befchluß mit Anmerkungen begleitet. 
Band I. ©. 150, 3. 16. v. O. füge hinzu: 
Diefe Anträge waren: 
1) von Baden, Prot. v. J. 1823, Sess. XVII. $. 106. 
S. 296, in Beziehung auf den Art, XXX. auch folgende Puncte 
zur gutachtlichen Erörterung und Entfcheidung zu bringen: 
a) Das proceffunlifche Verhältniß der ftreitenden Regierungen, 
b) Die Statthaftigkeit einiger Xheilnahme der reclamirenden 
Privatperfonen an dem Verfahren. 
c) Die Erweiterung des Streitgegenftandes auf eigentliche 
Forderungen. 
d) Die genauere Feftftelung der Vorfrage, 
und 
e) Die Zuläffigkeit ihrer proviforifchen Entfcheidung. 
2) Bon Seiten der Grßhrzgl. und Hrzgl. Saͤchſiſchen Haufer 
Leonhardi, über Austrägalverfahren. 2. Thl. 35 
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wird (ebendaf. ©. 297.) bevorwortet: daß im Sinne und Geift 
des Art, XXX. auch für den Fall Worforge getroffen werben 
möge, daß eine unbeſtimmte Hinausziehung ber Friften zum Nach 
theil der SPrivatbetheiligten, von Seiten der Austrägalinftanz, 
nad den von ihr zu beobachtenden Proceßgefegen, aus dem 
Grunde nicht verhindert werben Tünnte, weil beide Theile deshalb 
einverflanden wären, und gemeinfchaftlich auf Verlängerung ber 
Friſten antrügen. 

Ebendafelbft 8. 11. v. U, unter Nro. 1) füge hinzu: 
über proviſoriſche Exekutionsordnung vergl. S. 108, und 121. 
von Band I. | 

Band I. ©. 163, legte Zeile Rote **) füge hinzu: 
Siehe Band I. ©. 171. 

Band I. ©. 474. 3. 2. v. O. hinter „erklärt, daß” flge hinzu: 
als Gegner bei der dritten (der Haupt⸗) Trage. 

Band I. ©. 530, vor 3. 13. v. U, füge hinzu: 
daß uͤbrigens, 

4) bei ven Regierungen dahin anzutragen fey, bie möglichft zu 
befchleunigende Imftruftionsertheilung über die Reviſion 
des Bunbesbefchluffes vom 16. Juni 1817, das Austrägal- 
verführen betreffend, auch auf die in der XII. diesjährigen 
Sitzung abgegebene Grßhrzgl. Bapifche Erklärung mit zu 
erſtrecken. 








Berichtigungen. 


Nachtraͤgliche zu Band 1. 
Seite 149. 3. 2. v. U, hinter „Befchluß” fege: „sub. 2.” 
„ 2863. 3. 13. v. U. lies flatt „„gehörten” „vorgebrachten.” 


Berichtigungen zu Band II. 

@eite 31. 3. 8.0. O. lies ftatt „Eommende” „kommenden.“ 
» 3 „1 uU m beiden” „bei den.” 
nn du TGunr% m mn des vormals” „der vormals.“ 
» Tu Wu D nn un „boffenden” „faffenden.” 
„Ah „15 „U „„Bundesgericht“ „Bundesfchiebögericht.” 
» 3% u Heu U ad etc. hinter Rechtsfragen „befriedigend. 
44. u 20. „ D. lies ftatt „gar” „aber, 
» 3 u 9. D u nn „eniger” „nicht weniger,” 
„ 5ir u, 1. vn U u m „erden” „worden.“ 
„ 5. , 9» D u» nn „Srmittelung” „Bermittelung.” 
„ 64, u D y berichten” „überreichen.’ 
„ 429 3. 12. v. O. hinter 8. Zunt lies ‚worin bemerkt ift, daß nad) dem 

nun in Folge ꝛc. fo verfehle es nicht” 
S. 529. feße in die leere Spalte von Rro, 14, unter Bd. 11. ©. 504505. 
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Druck von H. L. Brönner in Frankfurt a. M. 
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